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Vorrede. 


Das  Recht  des  Staates  bei  Besetzung  der  bischöflichen 
Stühle  ist  von  wesentlichster  Bedeutung.  Das  haben  die 
deutschen  Regierungen  voll  erkannt,  und  darum  mit  allen 
Kräften  eine  Anerkennung  der  von  ihnen  in  Anspruch  ge- 
nommenen Befugnisse  Seitens  der  römischen  Curie  zu  er- 
zielen gesucht.  Dennoch  sind  sie  nicht  zu  Ergebnissen  ge- 
langt welche  ein  unanfechtbares  Recht  hingestellt  hätten. 
Vielmehr  sind  beständig  Zweifel  aufgetaucht,  welche  Seitens 
der  römischen  Curie  regelmässig  eine  dem  Staate  ungünstige 
Lösung  erfahren  haben,  und  welche  die  Regierungen  in  ihrem 
Sinne  zu  heben  theils  zu  lässig  theils  zu  schwach  waren. 
Nicht  einmal  das  Material  theilten  die  letzteren  zur  Genüge 
mit,  aus  welchem  die  Wissenschaft  das  geltende  Recht  hätte 
ergründen  und  allen  unrechtmässigen  Anmassungen  gegen- 
über vertheidigen  können,  und  auch  Rom,  obgleich  von 
seinen  Parteigängern  selbst  dazu  aufgefordert,  dachte 
nicht  daran,  die  Acten  zu  publiciren,  deren  Kenntniss  für 
das  Verständniss  des  bestehenden  Rechtes  durchaus  nöthig 
war  und  darum  den  curialen  Interpretationen  nur  schädlich 
sein  konnte. 

Schon  im  Jahre  1867  bin  ich  der  Aufgabe,  die  Bezie- 
hungen des  Staates  zu  der  Besetzung  der  bischöflichen  Stühle 
darzustellen,  näher  getreten,  und  ich  habe  den  deutschen 
Regierungen     meinen    ehrerbietigen     Dank     auszusprechen, 
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VI  Vorrede. 

dass  sie  alle,  so  weit  ich  sie  angegangen  habe,  mir  ihr  Acten- 
material  mit  unbegränzter  Liberalität  zur  Verfügung  gestellt 
haben. 

Bereits  im  Jahre  1869  war  ich  ja  in  der  Lage  für  das 
durch  den  Bischof  von  Ketteier  angefochtene  preussische 
Recht  zum  ersten  Male  alle  einschlagenden  Actenstticke  zu 
veröffentlichen,  und  schon  vorher  publicirte  ich  in  den  For- 
schungen für  deutsche  Geschichte  eine  Studie,  die  das  mittel- 
alterliche Recht  der  Bischofswahlen  zum  Gegenstand  hatte. 

Dann  freilich  zogen  mich  andere  literarische  Zwecke 
von  der  alten  Arbeit  fort,  und  auch  jetzt  ist  sie  nur  so- 
weit sie  das  Recht  des  neunzehnten  Jahrhunderts  betrifft, 
vollendet. 

Dennoch  glaubte  ich  wenigstens  die  Veröffentlichung 
dieses  Theiles  nicht  länger  verschieben  zu  sollen.  Die  Re- 
gelung des  Verhältnisses  von  Staat  und  Kirche  hat  sich  so 
breit  in  den  Vordergrund  der  politischen  und  wissenschaft- 
lichen Interessen  geschoben,  dass  ich  das  wichtige  Material, 
in  dessen  Besitze  ich  bin,  und  welches  zur  Lösung  der  heu- 
tigen Aufgaben  beizutragen  vermag,  dem  gelehrten  und 
politischen  Publikum  nicht  länger  vorenthalten  zu  dürfen 
glaube.  Noch  dazu  da  zwischen  dem  Rechte  der  Bischofs- 
wahlen des  neunzehnten  Jahrhunderts  und  dem  vorangehenden 
keine  organische  Verbindung  besteht,  und  das  Verständniss 
des  ersteren  nicht  nothwendig  dasjenige  des  letzteren  vor- 
aussetzt. 

Ich  habe  meine  Arbeit  so  eingerichtet,  dass  ich  im  ersten 
Buche,  nach  den  einzelnen  deutschen  Staaten  gegliedert  eine 
Geschichte  der  diplomatischen  Verhandlungen  gebe,  aus 
welchen  das  jetzt  geltende  Recht  über  die  Besetzung  der 
bischöflichen  Stühle  hervorgegangen  ist.  Dabei  habe  ich  — 
von  Baiern  abgesehen  —  lediglich  aus  ungedruckten  Quellen 
geschöpft,  und  bin  so  in  der  Lage  gewesen,  vielfach  die 
gesammten  Concordatsverhandlungen,  bei  denen  ja  die  von 
mir  zu  behandelnde  Frage  den  Hauptgegenstand  bildete,  in 
einem  neuen  Lichte  zu  zeigen. 


Vorrede.  VII 

Dieses  erste  Buch  greift  demnach  über  meinen  speciellen 
Vorwurf  hinaus  und  ist  als  Beitrag  zu  der  Feststellung  des 
Verhältnisses  von  Staat  und  Kirche  im  Allgemeinen  zu  be- 
zeichnen. 

Das  zweite  Buch  giebt  wieder  lediglich  auf  Acten- 
material  fussend  eine  Geschichte  der  einzelnen  Bischofs- 
wahlen, welche  in  unserem  Jahrhundert  in  Deutschland  voll- 
zogen sind.  Hier  zeigt  sich  das  Wachsen  der  curialen 
Ansprüche,  das  Zurückweichen  des  Staates:  wir  gelangen 
-zu  einer  vollkommenen  Scalä,  von  der  wir  das  Verhältniss 
von  Staat  und  Kirche  in  den  einzelnen  deutschen  Terri- 
torien wie  auf  einem  Thermometer  ablesen  können. 

Das  dritte  Buch  sucht  auf  der  Grundlage  der  beiden 
vorangehenden  das  geltende  Recht  selbst  darzustellen  und 
schliesst  mit  einer  Kritik  desselben. 

Endlich  giebt  der  Anhang  die  Darstellung  des  in  Oester- 
reich  geltenden  Rechtes,  weil  dieses  bis  zum  Jahre  1866  zu 
Deutschland  gehört  hat,  des  französischen,  weil  dasselbe  für 
Elsass-Lothringen  von  Bedeutung  erscheint,  des  bei  der 
Wahl  des  altkatholischen  Bischofes  befolgten  und  schliesslich 
einen  Abriss  der  Verhandlungen  aus  denen  die  kürzlich 
-aufgehobene  preussische  Armeepropstei  hervorgegangen  ist, 
und  welche  bis  jetzt  gänzlich  unbekannt  waren. 

Ich  müsste  aber  an  dem  über  das  Recht  der  Bischofs- 
wahlen in  der  Literatur  entbrannten  Streit  nicht  selbst 
Antheil  genommen  haben,  wenn  ich  hätte  übersehen  wollen, 
dass  mit  historischen  und  dogmatischen  Erörterungen  allein 
wenig  geholfen  sei,  dass  es  vielmehr  als  ein  dringendes 
Bedürfoiss  erscheine  das  Actenmaterial  selbst  zugänglich  zu 
machen,  aus  dem  die  wichtige  Frage  zur  Erkenntniss  ge- 
bracht werden  könne.  Darum  habe  ich  in  den  Beilagen 
alle  einschlagenden  Actenstücke  abdrucken  lassen,  so  dass 
das  ganze  Material  vereinigt  ist ,  und  jeden  Augenblick  zur 
Prüfung  meiner  Darstellung  und  Erörterungen  benutzt  wer- 
den kann.  Zur  Erreichung  dieses  Zweckes  war  es  not- 
wendig, auch  die  zerstreuten  schon  früher  gedruckten  Acten- 


stücke  aufzunehmen,  aber  ich  war  allerdings  auch  in  der 
erfreulichen  Lage,  sehr  viele  wichtige,  noch  gänzlich  unbe- 
kannte mittheilen  zu  können. 

Für  die  Darstellung  des  Rechtes  bis  zum  neunzehnten 
Jahrhundert  sind  meine  Vorarbeiten  so  gut  wie  vollendet 
.  Darum  hoffe  ich,  bald  den  weiteren  Band  nachfolgen  lassen 
zu  können. 

Leipzig,  5.  M&rz  1874. 

Emil  Friedberg. 
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ERSTES  BUCH 


Geschichte  der  Verhandlungen  über  die  Besetzung 

der    bischöflichen  Stühle  zwischen  den  deutschen 

Staaten  und  der  römischen  Curie. 


Priedberg,  Staat  und  Bischofsirahlen. 


Erstes  Capitel. 
Vergebliche  Versuche   1803 — 1815. 


1.  Das  Relchsconcordat. 

Der  Keichsdeputations-Hauptschluss  des  Jahres  1803  zer- 
trümmerte die  mittelalterliche  katholische  Kirche  in  Deutsch- 
land. Die  reichsunmittelbaren  Bisthümer  verschwanden,  ihre 
Territorien  wurden  den  weltlichen  Staaten  einverleibt,  es 
existirten  nur  noch  landsässige  Episcopate,  die  früheren 
reichsunmittelbaren  Diöcesangebiete  harrten  überall  einer 
neuen  Circumscription.  Freilich  schien  diese  für's  Erste  noch 
weitausstehend  zu  sein.  Die  Verhandlungen  über  ein  Reichs- 
concordat  kamen  in  keinen  rechten  Fluss 1).  Und  wenn  auch 
die  zwischen  Dalberg  und  dem  päpstlichen  Auditor  Grafen 
Troni  vereinbarten  Grundlagen  den  Einfluss  der  Territorial- 
regierungen auf  die  Besetzung  der  bischöflichen  Stühle  reich- 
lich wahrten2)  —  ein  Princip,  welches  seitens  der  Curie  in 
keiner  Weise  bemängelt   wurde 3),   —   so  verletzte  doch  das 


')  Vgl.  Mejer,  Zur  Gesch.  d.  römisch-deutschen  Frage.  (Rostock  1871.) 
1,  201.  ff.  Sicherer,  Staat  und  Kirche  in  Baiern  (München  1874)  66  ff. 
*)  Die  LandesbischÖfe  sollten  von  den  katholischen  Fürsten  nominirt, 
i  von  den  protestantischen  präsentirt  und  vom  Papste  nach  Empfang  der 
I  üblichen  Taxe  confimirt  werden,  Sicherer  a.  a  O.  88.  Fragmens  rela- 
|  tifs  a  l'histoire  ecclCs.  du  XIX.  siede  (Paris  1814)  153. 
:  8)  Von  besonderm  Interesse  sind   in   dieser  Beziehung   die   Verhand- 

'        langen  der  Conferenz,  welche  Dalberg  mit  den  Cardinälen  Antonelli,  Pietro 
und  Caselli    am   30.    Dezember  1804   in    Paris    hielt.     „Sermo  hie  fuit  de 
<    iCtionibus,  quas  capitulis  vindicari  posse  haud   videbatur,  cum  prineipes 
iscoporum  nominationes  tarn   tenaciter  poscant,  ut  iis  exemplo   aliorum 
]     neipum  fundatis  eae  denegari  vix  possint.     Id   solum  animadvertebatur, 
od  nominationes  istas,   sibi    concedendas  liberali  erga  ecclesiam  agendi 

1* 


< 


c 


4  Buch  L  Cap.  I.  1803—1815. 

Project  eines  Reichsconcordates  selbst  so  sehr  die  Interessen 
der  deutschen  Particularstaaten  und  namentlich  Baierns;  dass 
an  sein  Gelingen  kaum  zu  denken  war,  wie  denn  auch  die 
bezüglichen  Verhandlungen  mit  dem  Frieden  von  Pressburg 
im  Jahre  1805  ein  selbstverständliches  Ende  erreichten.  Die 
Principien  aber,  welche  in  den  einzelnen  deutschen  Staaten 
der  katholischen  Kirche  gegenüber  zur  Anwendung  gebracht 
wurden,  waren  so  beschaffen *),  dass  sie  auch  bei  der  ge- 
demüthigten  römischen  Curie  kaum  auf  Anerkennung  rechnen 
konnten. 

Bisher  hatten  —  von  Preussen  abgesehen  —  die  Mittel- 
puncte  der  kirchlichen  Regierung  für  fast  alle  deutschen 
Staaten  im  reichsunmittelbaren  Gebiete  gelegen.  Die  Prä- 
tentionen der  Regierungen  waren  auf  den  Widerstand  des 
auch  staatlich  unabhängigen  Episcopates  gestossen,  und  nur 
vertragsmässig  hatte  sich  ein  modus  vivendi  zwischen  Staat 
und  Kirche  herstellen  lassen.  Wenn  aber  nichtsdestoweniger 
das  Bestreben  der  Particularstaaten,  die  Kirche  in  ihre  Bot- 
mässigkeit  zu  bringen,  fast  überall  schon  im  achtzehnten 
Jahrhunderte  von  Erfolg  begleitet  gewesen  war,  so  konnte 
jetzt  die  staatliche  Gewalt  dem  gelockerten  und  zertrümmerten 
kirchlichen  Organismus  gegenüber  ihr  Ziel  ganz  unbehindert 
erreichen,  und  that  das  auch  mit  jener  Rücksichtslosigkeit, 
wie  sie  im  Geiste  der  Zeit  begründet  war. 

Dass  man  staatlicher  Seits  die  neu  zu  errichtenden 
Episcopate  nicht  als  selbstständige  kirchliche  Institutionen 
wünschte,  verstand  sich   demnach   von  selbst.    Man  sprach 


modo  mereri  principes  debent.  De  cetero  monebant  eminentissimi  domini 
cardinales,  Bussiam  et  Borussiam  hie  expresse  nominandas  non  esse,  sed 
generatim  dicendum  quod  prineipibus  acatholicis  Germaniae  in  constitutionem 
episcoporum  ille  influxus  concedendus  sit,  quo  alii  ejusdem  confessionis 
jam  gaudent.  Quoad  nominationem  episcoporum  in  dioecesibus  plura  terri- 
toria  continentibus  consentiebatur ,  eorum  prineipum  esse  desuper  inter 
se  convenire.  Eminentissimus  elector  (Dalberg)  sentiebat,  quod  ius  hoc 
pro  ratione  numeri  subditorum  vindicare  sibi  singuli  possint."  Bei  Sicher  r 
a.  a.  O.  Urkk.  no.  6. 

1)  Vgl.   Friedberg,    Die    Gränzen   zwischen  Staat  u.  Kirche   u.     I. 
Garantie en  gegen  deren  Verletzung  (^Tübingen  1872),  301  ff. 
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nur  von  Landesbischöfen,  man  konnte  sich  kaum  einen  anderen 
Weg  für  die  Besetzung  der  bischöflichen  Stühle  denken,  als 
die  landesherrliche  Ernennung,  und  selbst  in  kirchlichen 
Kreisen  wie  in  den  Dalberg'schen  wurde  darin  auch  für  pro- 
testantische Fürsten  wenig  Anstössiges  gefunden,  katholischen 
Regenten  aber  mochte  selbst  die  römische  Curie  kaum 
daran  denken,  solches  Recht  streitig  zu  machen  1). 


Wenn  wir  jetzt  den  Verlauf  der  mit  Rom  gepflogenen 
Verhandlungen  überblicken,  welche  wir  wenigstens  für  das 
Recht  der  Besetzung  der  bischöflichen  Stühle  darstellen 
müssen,  so  berührt  es  uns  Epigonen  eigentümlich,  zu  sehen, 
mit  welcher  Naivetät  der  römischen  Curie  die  Zumuthung 
gemacht  wird,  das  kirchenpolitische  System  zu  sanctioniren, 
welches  sich  in  Deutschland  bisher  ausgebildet  hatte.  Wir 
legen  das  Messer  der  Kritik  an  dieses  System  selbst,  und 
da  wir  es  verwerfen,  sind  wir  geneigt,  den  leitenden  Staats- 
männern  Vorwürfe  zu  machen,  dass  sie  so  sehr  darauf  be- 
standen, dass  sie  es  mit  redlichen  und  unredlichen  Mitteln 
zu  erhalten  strebten.  Wir  empfinden  eine  gewisse  Sympathie 
für  die  ruhige  principielle  Haltung  der  römischen  Curie,  und 
zum  Ueberfluss  hat  eine  durchaus  einseitige  Geschichts- 
schreibung dafür  gesorgt,  durch  parteiliche  Vertheilung  von 
Licht  und  Schatten  unsern  Blick  zu  trüben.  Darum  mögen 
als  Einleitung  zu  der  Darstellung  jener  Unterhandlung  wohl 
einige  Worte  gerechtfertigt  sein. 

Alle  deutschen  Staatsmänner,  welche  mit  Rom  verhan- 
delten, waren,  wie  man  sie  jetzt  fast  wie  mit  einem  Makel 
zu  bezeichnen  pflegt,  Josephiner.  Nur  Niebuhr  macht  eine 
Ausnahme.   Aber  dessen  Anschauungen  über  das  Verhältniss 


*)  Der  Entwurf,  welchen  Pias  VII.  Ende  1804  zum  Abschluss 
eines  deutschen  Beichsconcordates  mit  nach  Paris  brachte,  und  welchen 
der  Nuntius  in  beglaubigten  Abschriften  in  Deutschland  circuliren  liesst 
athielt  im  Art.  7  gleichfalls  die  Bestimmung,  dass  der  Bischof  vom  Lan- 
lesherrn  ohne  Unterschied  der  Confession  „empfohlen  und  präsentirt"  und 
ierauf  nach  Befund  der  Umstände  „vom  Papste  confirmirt"  werden 
>llte.     Eil  er  s,  Meine  Wanderung  durchs  Leben.    3,  205.  (1858). 
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von  Staat  und  Kirche  haben  wir  auch  sei 
thum  erkannt  Wir  halten  nichts  mehr  - 
zwischen  Thron  und  Altar,  wir  meinen 
staatliche  und  kirchliche  Interessen  zus 
sehen,  dass  die  Früchte  dieser  Niebuhr'st 
den  Staat  verderbliche  geworden  sind  um 
die  katholische  Kirche,  deren  hierarchiscl 
dert  und  deren  religiöse  sie  darum  zurück 

Und  der  Josephinismus  hat  nicht  ein] 
dem  Maasse  geschadet,  wie  die  heutige  Ge 
es  uns  gerne  glauben  machen  will,  sond 
Darüber  einige  Worte. 

Es  war  thatsächlich,  dass  das  Trienter  ' 
Zahl  der  schwer  empfundenen  Missbräi 
heben  können.  Namentlich  die  Verkümir 
liehen  Interessen  und  Aufgaben  durch 
nicht  beseitigt  worden.  Im  Gegentheil  hat 
mit  Mühe  davon  abgehalten  werden  könne: 
ganze  Basis  seiner  Existenz  zu  entziehen 
alterliche  Superiorität  der  Kirche  über  de 
schroffer  Form  festzustellen,  die  kaum  im  1 
wirklichen  gewesen  wäre. 

Wo  aber  das  Concil  in  der  That  sich  : 
beigelassen  hatte,  fehlten  ihm  doch  die  Mit 
pr actisch  zu  machen. 

Das  war  eben  die  üble  Consequenz  < 
artung,  dass  nicht  nur  die  niedere  Geist 
auch  die  höhere  bis  zum  Papste  hinauf  r» 
schien.  Vor  dem  päpstlichen  Thron  aber  n 
des  Concüs  zuerst  ehrerbietig  Halt,  und  dt 
Verkürzung  seiner  Befugnisse  nach  dem  M 
Concilien  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  gefi 
sah  zur  eigenen  Ueberraachung  für  sich  dei 
Status  quo  festgehalten. 

Die  Bischöfe  aber  waren  keineswegs  g 
zu  reformiren,   und  mussten  zu  einer  Zeit, 
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lichkeit  an  die   alte  Kirche   nicht  immer  unzweifelhaft  war, 
doch  mit  schonender  Vorsicht  behandelt  werden. 

Selbst  aber  häufig  genug  untüchtig  und  entartet,  waren 
sie  auf  keine  Weise  im  Stande,  den  niederen,  gänzlich  ver- 
wilderten Clerus  zur  Zucht  zurückzufuhren. 

Erst  die  weltlichen  Fürsten  haben  sich  im  sechszehnten 
Jahrhundert  dieser  Aufgabe  unterzogen.  Ungeachtet  alles 
kirchlichen  Widerstandes  griffen  sie  tief  einschneidend  in  die 
innersten  kirchlichen  Verhältnisse  hinein,  und  wohl  oder 
übel  musste  der  Episcopat,  wenn  auch  zögernd  genug  auf 
dem  Wege  der  Reformen  folgen. 

Wenn  die  katholische  Kirche  heute  noch  in  alter  Macht, 
ja  mit  weitergehenden  Ansprüchen  als  je  existirt,  so  dankt 
sie  das  den  österreichischen,  den  baierischen  Fürsten  des 
sechszehnten  Jahrhunderts.  Trotz  der  Kirche  haben  diese  die 
Kirche  aufrecht  erhalten,  und  ihre  Nachfolger  gemessen  heute 
die  Frucht  der  dornenvollen  und  aufopfernden  Thätigkeit  der 
Vorfahren  in  der  schroffen  Opposition,  welche  der  Episcopat 
auch   berechtigten  Ansprüchen  des  Staates  gegenüber  stellt. 

Dann  war  der  dreissigjährige  Krieg  über  Deutschland 
hereingebrochen,  und  der  confessionelle  Kampf  hatte  in  den 
katholischen  Territorien  die  Emancipation  der  Kirche  vom 
Staate  zur  Folge  gehabt,  wenn  auch  kaum  in  dem  Maasse, 
wie  man  anzunehmen  geneigt  ist. 

Vielmehr  war  die  Bahn  der  traditionellen  Politik  doch 
den  Regenten  zu  fest  vorgezeichnet,  als  dass  sie  sie  auch 
der  Kirche  gegenüber,  für  welche  sie  jetzt  Leben  und  Wohl 
ihrer  Unterthanen  einsetzten,  hätten  verlassen  können. 

Um  so  weniger  geschah  es  am  Ende  des  Krieges,  der 
doch  wie  in  staatlicher,  so  auch  in  kirchlicher  Beziehung 
Zerrüttung  und  Entartung  überall  zurückgelassen  hatte. 

Wieder  war  die  Kirche  nicht  fähig,  das  schneidige 
Messer  der  Reformen  an  sich  selbst  zu  legen;  sie  war  umso- 
w  oiger  geneigt,  dem  Staate  die  ihm  nach  Ansicht  der  Zeit 
gc  ührenden  Concessionen  zu  gewähren,  als  sie  ja  die  ganze 
N  lordnung  der  Verhältnisse  nicht  anerkannte,   die  Augen 


"1 
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vor  dem  Protestantismus  gewaltsam  schloss,  ihn  so  als  nicht 
vorhanden  fingirte,  und  die  Basis  der  umgestalteten  Rechts- 
ordnung, den  westphälischen  Frieden  nicht  anerkannte. 

Auf's  Neue  waren  es  die  weltlichen  Fürsten,  welche  die 
kirchlichen  Aufgaben  mit  übernahmen.  Hätten  sie  nicht  die 
kirchliche  Erziehung  in  die  Hand  genommen,  der  Clerus 
wäre  in  Unbildung  und  Unwissenheit  verkommen,  hätten  sie 
nicht  den  geistigen  Gehalt  der  Religion  dem  todten  Gehäuse 
gegenüber  betont,  die  Kirche  wäre  an  der  formellen  Aeusser- 
lichkeit  zu  Grunde  gegangen. 

Es  ist  ein  alt  hergebrachter,  aber  darum  nicht  minder 
rügenswerther  Irrthum,  diese  staatliche,  der  Kirche  gegen- 
über befolgte  Politik  mit  dem  Namen  des  Kaisers  Joseph  IL 
zu  bezeichnen. 

Mit  Maria  Theresia  beginnt  vielmehr  diese  Richtung. 
Als  die  einsichtige  Fürstin  an  alle  Glieder  ihres  Staats- 
körpers die  heilende  Hand  gelegt  hatte,  musste  sie  auch  das 
siechende,  welke  der  Kirche  gewahren.  Und  auch  ihr  kam 
sie  zu  Hilfe.  Dass  ihre  Mittel  nicht  immer  ohne  Gewaltsam- 
keit waren  und  unserem  heutigen  Rechtsgefuhle  nicht  immer 
entsprechen:  wer  wollte  das  leugnen.  Aber  die  herbsten  Arz- 
neien sind  zuweilen  die  wirksamsten,  und  wir  dürfen  an 
einer  Zeit  nicht  rügen,  dass  sie  mit  den  Waffen  fechtet, 
welche  das  damalige  Völkerrecht  als  erlaubt  hinstellte. 

Schon  die  persönliche  unanfechtbare  Frömmigkeit  der 
Kaiserin,  ihre  nie  verleugnete  Vorliebe  für  die  Kirche,  müssen 
uns  die  Ueberzeugung  geben,  dass  sie  im  guten  Glauben  für 
das  Wohl  der  Kirche  zu  handeln  meinte.  Und  wir  urtheilen, 
dass  ihr  Glaube  sie  nicht  getäuscht  habe. 

Die  Reformen  ihres  Sohnes  aber  sind  nicht  qualitativ 
von  den  ihrigen  verschieden.  Nur  die  ungeduldige  Hast,  mit 
der  sie  ausgeführt  wurden,  die  unerquickliche  Freigeißterei, 
mit  der  sie  versetzt  waren,  die  geringe  Achtung  vor  dem 
historisch  Gewordenen  haben  ihnen  einen  gehässigen  Cha- 
racter  aufgedrückt,  eine  tadelnswerthe  Hülle,  über  die  man 
neuerdings  den  wahren  und  guten  Kern  zu  übersehen  liebt. 

Dieser  Richtung  des  Josephinismus  gehörten  die  deutschen 
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Staatsmänner  am  Anfange  unseres  Jahrhunderts  an  und  sie 
liebt  man  ihnen  zum  Vorwurf  zu  machen. 

Eine  kurzsichtige  Geschichtsschreibung,  die  von  dem 
hohen  Thron  ihrer  subjectiven  Ueberzeugung  herab  die 
Weltgeschichte  zu  schulmeistern  unternimmt!  Als  ob  es  nur 
überhaupt  möglich  gewesen  wäre,  dass  die  damaligen  Regie- 
rungen anderen  Principien  hätten  huldigen  können,  ja  als 
ob  damals  überhaupt  andere  Principien,  sei  es  in  der  Wissen- 
schaft, sei  es  im  practischen  Leben  Vertretung  gefunden  hätten. 

Oder  woher  hätte  den  Politikern  am  Anfang  unseres 
Jahrhunderts  die  Idee  stammen  sollen,  dass  die  Kirche  frei 
und  unabhängig  ihre  Aufgabe  zu  erfüllen  habe,  während  doch 
die  damalige  Politik  nur  Aufgaben  des  Staates  kannte  und 
alle  Institutionen  diesen  dienstbar  wähnte.  Woher  hätten  sie 
eine  Selbstständigkeit  der  Kirche  abstrahiren  sollen,  da  die 
deutsche  Geschichte  nur  eine  bald  mehr  oder  minder  ange- 
spannte Abhängigkeit  der  Kirche  vom  Staate  lehrte.  Und 
selbst  wenn  die  historische  Tradition  nicht  auf  den  Josephi- 
nismus hingedeutet  hätte,  wenn  er  nur  das  Ergebniss  theo- 
retischer Speculation  gewesen  wäre,  so  würde  seine  Herr- 
schaf); über  die  damaligen  Staatsmänner  erklärlich  gewesen  sein. 

Man  muss  sich  nur  vergegenwärtigen,  welche  Zeiten  sie 
durchlebt  hatten.  Das  altehrwürdige  und  nicht  minder  alters- 
schwache Reich  über  den  Haufen  gestürzt,  ein  kühner  Er- 
oberer, die  alten  Territorien  zertretend  und  nach  souveräner 
Willkür  neue  schaffend,  eine  Zeit  nicht  organischer  langsamer 
Portentwickelung,  sondern  revolutionär  bis  zu  den  Thronen 
herauf,  deren  Besitzer  gleichfalls  alt  überkommene  historische 
Institute  über  den  Haufen  geworfen,  und  dabei  nicht  gerade 
die  grösste  Achtung  vor  dem  historischen  Rechte,  wohl  aber 
ein  heisses  Streben  nach  Staatsallmacht  bezeigt  hatten  und 
die  dann  der  Kirche  gegenüber  das  Beispiel  Napoleons  befolgten, 
der  durch  sein  Concordat  —  wenigstens  durch  das  einseitig  dar- 
auf erlassene  Gesetz  der  organischen  Artikel  —  die  Kirche 
mit  festen  Klammern  dem  Staate  dienstbar  gemacht  hatte. 

Alles  das  waren  Factoren,   denen  die  deutschen  Staats- 


10  Buch  L  Cap.  L  1605—1815. 

männer  sich  kaum  entziehen  konnten.  Endlich  aber  sei  auch 
noch  des  deutschen  Clerus  hier  gedacht. 

Die  episcopalistische  Strömung  des  achtzehnten  Jahr- 
hunderts war  in  ihm  noch  nicht  verloren  gegangen,  und  wenn 
die  Noth  und  Verzweiflung  der  französischen  Kriege  den 
kirchlichen  Sinn  auch  gewaltsam  geweckt  hatte,  so  stand 
doch  die  Geistlichkeit  ihrer  Bildung  und  Anschauung  nach 
mit  beiden  Füssen  auf  dem  Boden  der  alten  Lehren.  Nicht 
vereinzelte  Männer  unter  ihr  hingen  der  vom  Staate  ge- 
pflegten Richtung  an,  sondern  nur  einzelne  vermochten  sich 
von  ihr  zu  emancipiren. 

Aber  wenn  wir  auch  so  den  Josephinismus,  der  die 
ganzen  von  uns  zu  schildernden  weiteren  Verhandlungen 
durchzieht,  zu  erklären  und  zu  entschuldigen  vermögen,  so 
wollen  wir  uns  doch  nicht  verhehlen,  dass  er  ein  Anachronis- 
mus geworden  war. 

Gerade  die  wieder  erwachte  Theilnahme  des  Volkes  für 
die  Kirche  musste  eine  Eigenartigkeit  der  kirchlichen  Neu- 
gestaltung verlangen,  und  das  durch  die  Restitution  neu  be- 
lebte Papstthum  konnte  daran  anknüpfen  und  eine  kirchliche 
Neubildung  erstreben,  die  tiefer,  hingebungsvoller  an  Rom 
war,  als  es  die  Zeit  des  früheren  deutschen  Reiches  jemals 
gewesen  war. 

Ein  genialer  deutscher  Staatsmann  würde  die  Erfolg- 
losigkeit der  Verhandlungen  mit  Rom  von  vorneherein  ein- 
gesehen und  deswegen  davon  Abstand  genommen  haben.  Er 
würde  aus  der  Geschichte  die  Lehre  gezogen  haben,  dass 
restaurirte  Mächte  die  alten  Principien,  selbst  wenn  sie  den 
Grund  des  Sturzes  ausgemacht,  in  doppelter  Schärfe  wieder 
aufzunehmen  pflegen. 

Die  deutschen  Staatsmänner  am  Anfange  unseres  Jahr- 
hunderts waren  im  Glauben  befangen,  dass  die  Kirche  die 
Last  der  Staatsherrschaft,  die  sie  früher  getragen,  auch  jetzt 
willig  auf  sich  nehmen  werde.  Sie  mussteit  erst  durch  trübe 
Erfahrungen  eines  Anderen  belehrt  werden,  und  versuchten 
dann   noch,    die  Rechte   zwangsweise    festzuhalten,    die    sie 
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früher  besassen   und  zu  deren  Preisgebung  sie  keine  Veran- 
lassung erblickten. 

Sie  hatten  die  Macht  der  Kirche  niemals  in  früherer 
Zeit  empfunden :  es  schien  ihnen  kein  Bedürfniss,  mit  diesem 
Factor  in  ihren  Bestrebungen  zu  rechnen. 

So  viel  zur  nothwendigen  Erklärung  der  späteren  diplo- 
matischen Verhandlungen ;  es  dient  das  auch  zur  Entschul- 
digung der  Wege,  welche  diese  seitens  der  Staaten  zuweilen 
gefuhrt  wurden,  und  die  uns  heute  nicht  immer  mit  der  auch 
für  politische  Unterhandlungen  nothwendigen  Offenheit  und 
Loyalität  vereinbarlich  zu  sein  scheinen. 

Wir  wollen  hier  nicht  wieder  darauf  hinweisen,  dass  die 
damalige  Diplomatie  ihre  Schule  bei  Napoleon  durchgemacht 
hatte,  dass  ihr  Zweideutigkeit,  Ueberlistung  des  Gegners 
als  erlaubte  diplomatische  Kunstgriffe  galten,  dass  die  ge- 
waltthätige  Zeit  der  Wahrheit  keine  Rolle  bei  Behandlung 
diplomatischer  Fragen  zuertheilt  hatte.  Es  würde  das  zur 
Erklärung  der  Schleichwege  dienen,  welche  auch  der  römi- 
schen Curie  gegenüber  nicht  verschmäht  wurden,  aber  nicht 
zur  Entschuldigung  derselben.  Und  doch  glauben  wir  auch 
diese  beibringen  zu  können.  Denn  wenn  die  deutschen  Staats- 
männer grossgezogen  waren  in  den  Theorien  von  der  Staats- 
gewalt über  die  Kirche,  wenn  in  Deutschland  ihren  Lehren 
auch  seitens  der  Kirche  kein  theoretischer  Widerstand  ent- 
gegengestellt wurde,  so  mussten  sie  den  römischen,  auf  welchen 
ihre  Pläne  stiessen,  für  um  so  ungerechtfertigter  erachten. 
Sie  glaubten  die  alte  römische  Herrschsucht  bekämpfen  zu 
müssen,  von  welcher  die  zeitgenössische,  auch  wissenschaft- 
liche Literatur  beständig  geschrieben  hatte,  sie  meinten  die 
notwendigsten  Rechte  des  Staates  verletzt  zu  sehen,  und  be- 
trachteten schliesslich  den  römischen  Stuhl  bei  dem  beab- 
sichtigten Vertrage  als  einen  Contrahenten,  mit  dem  man  sich 
über  die  Anordnung  der  staatlichen  Lebensfragen  nicht  einigen 
könne  und  um  den  unbekümmert  in  Erhaltung  und  Behaup- 
te  g  wohlerworbener  Rechte  man  vorgehen  müsse. 
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2.  Baiern  >)• 

Der  erste  deutsche  Staat,  welcher  seine 
hältnisse  auf  dem  Wege  eines  Landesconcoi 
suchte,  war  Baiern. 

Gleich  nach  dem  Bekanntwerden  des  fr 
cordates  war  man  in  München  zur  Ausarbei 
wurfes  geschritten,  den  man  durch  franzüsis 
vom  Papste  zugestanden  zu  erhalten  hoffte ' 
für  den  Geist  der  damals  die  baierische  K; 
herrschte,  bezeichnend. 

Das  Ernennungsrecht  zu  den  bischöfliche 
natürlich  von  dem  Regenten  in  Anspruch   { 
päpstliche  Confirmation  sollten  die  Ernannten  t 
aber  dieser   Satz  wurde  in   die   Form   einer 
kleidet,  zu  welcher  die  Regierung  sich  der  B 
berbeilasse  und  welche  durch  den  Zusatz,    d 
Concordaten  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  beruhenden  päpst- 
lichen Reservatrechte  fortan  in  Baiern  ausgeübt  werden  sollten, 
für  die   curialen  Empfindungen  kaum  schmackhafter  werden 
mochte.     Ebenso  wollte  man  baierischer  Seits  gestatten,  dasa 
jeder   Bischof   dem   Papste    den    canonischen   Gehörs amseid 


')  Vgl.  Sicherer  a.  a.  0.  58  ff. 

*)  Abgedrückt  bei  Sicherer  a.  a.  O.  Urkk.  no.  2. 

')  Die  betreffenden  Bestimmungen  lauteten:  „L'electenr  accordera 
sans  aacune  difficnlte"  an  pape  la  confirmation  des  e'reqnes  meöiats  de  6cs 
ctats  avec  la  jouissance  des  aimatts,  et  lea  antres  droits  qne  le  concordat 
germanique  lui  a  deja  concedes  ponr  l'cxpedition  des  butles;  en  convcnaat 
ccpendant  d'un  tarife  fixe  pour  prevenir  toute  contcstution  fnture.  Fl 
s'entend  de  Boi-mSma  qne  cette  Evaluation  se  fera  sur  le  pied  le  plus 
liberal  et  d'aprfes  le  principe,  qu'il  est  juste  qne  l'lglise  catholique,  11  oi 
eile  est  la  religion  de  I'Ctat,  contribne  avec  gen^roait*  &  l'entreticn  d> 
son  chef  spititnet.  —  II  n'y  anroit  rien  d'innovE  a  ce  qni  existe  aujonrd' 
hni  bur  le  serment  a  prSter  par  les  ifvöqncs  an  siege  de  Rome,  lors  d< 
low  inatallation,  mais  l'elecleur  exigera  aussi  comme  une  condition  sin 
qua  non,  que  la  mise  en  possession  du  lemporol  ait  lieu  en  son  Dom  et  so" 
eod  autorite',  et  que  le  nouvel  inatalli!  prSte  serment  de  Adelitl  par  devs 
radminiölratiuQ  snperieure  de  la  province  oi:  sa  cathedrale  acra  situE.  — ' 
droit  de  nomiuation  sera  deVolu  a  l'electenr,  et  ä  seB  hemiers  et  sneceasenn 
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leiste,  aber  doch  nur  unter  der  Bedingung,  welche  als  „sine 
qua  non"  bezeichnet  wurde,  dass  er  vor  Antritt  der  geist- 
lichen Amtsverwaltung  dem  Monarchen  eidlich  zu  verpflichten 
sei,  und  dass  —  worauf  in  Baiern  immer  gehalten  wurde  *)  — 
die  Einweisung  in  die  Temporalien  durch  den  Staat  erfolge. 

Das  baierische  Project  gewann  in  den  Augen  Roms  nicht 
dadurch,  dass  Talleyrand  es  billigte  und  Napoleon  unterstützte. 
Im  Gegentheil.  Man  dachte  dort  gar  nicht  daran,  den 
deutschen  Staaten  die  Zugeständnisse  zu  machen,  zu  welchen 
man  sich  Frankreich  gegenüber  herbeigelassen  hatte,  man 
träumte  von  einer  Wiederherstellung  des  canonischen  Rechtes 
in  einem  Umfange,  wie  es  niemals  in  Baiern  anerkannt  gewesen 
war,  man  wollte  Baiern  wieder  zu  einem  „katholischen  Staate" 
machen. 

So  wurden  die  bäuerischen  Vorschläge  zumeist  unberück- 
sichtigt gelassen,  und  mit  unerschwinglichen  Forderungen 
beantwortet,  dann  aber  regelmässig  die  Verpflichtung  des 
Papstes  dem  Reiche  gegenüber  betont,  und  die  Unmöglichkeit 
Landesconcordate  zu  schliessen. 

Freilich  je  mehr  ein  solches  Reichsconcordat  in  den 
Wünschen  des  Papstes,  des  Kaisers,  Dalbergs  zu  liegen  schien, 
um  so  weniger  benagte  es  in  München. 

Immer  aufs  Neue  suchte  man  dort,  die  aus  der  Hand 
gleitenden  Fäden  der  diplomatischen  Verhandlungen  mit  Rom 
aufzunehmen,  bald  arbeitete  man  in  Rom,  wohin  man  den 
Geheimen  Rath  von  Häflelin,  Bischof  von  Chersones  sandte, 
bald  in  Paris  und  in  Wien :  Der  Misserfolg  war  immer  der 
gleiche  *). 


■)  Vgl.  Friedberg,  Gränzen  a.  a.  O.  195.  235  u.  s.  w. 

a)  Ans  dieser  Zeit  stammen  die  Punctation  der  neuen  Diöcesanein- 
theilung,  welche  der  kurfürstliche  Gesandte  in  Rom  dem  Nuntius  Della 
Genga  im  August  1805  übergab,  (Sicherer  a.  a.  O.  Urkk.  no.  7.)  und 
Punctation  der  neuen  Diöcesaneintheilung  des  Königreichs  Baiern  von  dem 
'.  Sniglichen  Gesandten  in  Rom  dem  Cardinal-Staatssecretär  mitgetheilt  durch 
'.  ote  vom  25.  Juli  1806  (ebendas.  no.  8.).  Bezüglich  der  Besetzung  der 
'  ischöflichen  Stühle  hiess  es  in  der  ersteren:  „Le  droit  de  patronat,  ou 
'  i  nomination  aux  eveches  et  aux  probendes    appartiendra    a   son   altesse 


j  - 
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Als  aber  der  Friede  zu  Pressburg  dem  deutschen  Reiche 
factisch  ein  Ende  gemacht  hatte,  noch  ehe  es  rechtlich  unter- 
gegangen war,  lenkte  man  in  Rom  ein,  und  der  papstliche 
Nuntius  Deila  Genga  wurde  beauftragt;  in  Regensburg  ein 
Concordat  mit  Baiern  zu  vereinbaren. 

Die  Instructionen  des  baierischen  Bevollmächtigten  Frei- 
herrn von  Rechberg  wiesen  diesen  an,  die  Errichtung  baieri- 
öcher  Landesepiscopate  zu  fordern,  Nomination  des  Königs, 
Ausgleichung  der  nach  Rom  zu  zahlenden  Taxen1). 

Es  waren  dieselben  Forderungen,  die  man  beständig  er- 
hoben hatte  und  die  auch  in  Rom  keinen  principiellen  Anstoss 
erregt  hatten.  Um  so  mehr  war  man  überrascht,  dass  der 
Nuntius  die  Verhandlungen  mit  Vorlegung  eines  Entwurfes  *) 
eröffnete,  welcher  allen  Tendenzen  der  Regierung  geradezu 
in  ß  (4esicht  schlug,  und  dieser  nicht  einmal  die  Befugnisse 
gewährte,  welche  wenige  Jahre  vorher  Rom  kaum  protestan- 
tischen Fürsten  versagen  zu  können  gemeint  hatte.  Was  die 
Besetzung  der  bischöflichen  Stühle  betraf,  so  lautete  Artikel  9: 
„Sa  Majeste  voulant  donner  une  marque  combien  eile  d&ire 
de  relever  Tancienne  splendeur  des  chapitres  consent  k  leur 
laisser  la  libre  ^lection  du  m&ropolitain  et  des  ^veques,  qui 
devra  sc  faire  d'apr&s  les  anciens  concordats  dans  Tespace 
de  trois  mois.  Sa  Saintete  pourvoira  librement  aux  dites  eglises, 
si  elles  vaqueront  par  deposition  ou  privation  taite  par  son 


scrlnissimc  dlectorale  ainsi  qu'a  ses  hlritiers  et  successeurs.  12.  Les 
eVgques  nouvellement  nominls  seront  soumis  aux  conditions  et  formalifcSs 
prescrites  dans  les  sacräs  canons;  ils  enverront  au  saint  siege  leur  profession 
de  foi  et  leur  serment  d'obldience  et  en  recevront  l'inveßtiture  canonique 
dans  les  bulles  de  Confirmation.  Ce  n'est  qu'apres  qu'un  eVdque  aura  e*te* 
pre'conise'  et  confirmd  par  le  saint  si£ge  que  son  altesse  se're'nissiiiie 
dlectorale  le  mettra  en  possession  de  ses  revenus  temporeis.  13.  Les 
aunatcs,  taxes  de  confirmation,  de  pallium  et  autres  fraix  de  chanceUerie 
seront  rlglls  dans  une  proportion  Iquitable  d%  apres  les  revenus  de  nou- 
veaux  eVecheV'.  Die  zweite  enthält  noch  den  Znsatz :  9.  L'archeveque  et 
les  Iveques  de  Baviere  präteront  le  meme  serment  que  ceux  de  rempire 
Francis  et  du  royaume  d'Italie  pr&ent  a  leur  so u verain'. 

')  Vgl.  auch  Sicherer  a.  a.  O.  Urkk.  no.  8. 

*)  Bei  Sicherer  a.  a.  O.  Urkk.  no.  9. 
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autoritä,  ou  s'il  y  a  quelque  vice  dans  l'election  pour  lequel 
eile  seroit  declaröe  par  sa  SamtetG  nulle  et  invalide,  ou  si  eile 
n'avait  pas  &c  faite  et  pr^sent^e  dans  le  temps  du;  de  meme 
si  la  postulation  n'aura  pas  ete  adroise. 

Art.  10.  Les  ^veques  nouvellement  6lus  seront  soumis  k 
toutes  les  conditions  et  formalit^s  usitös  jusqu'k  present;  on 
ibrmera  le  procfcs  informatoire  de  leurs  moeurs  et  de  leur 
doctrine  selon  le  concile  de  Trente  et  la  Constitution 
d'Urbain  VIII.  Ils  enverront  leur  profession  de  foi  et 
d'ob&ssance  au  saint  si&ge  et  en  recevront  Finstitution 
canonique  par  les  bulles  confirmatoires. 

Art.  28.  L'archevSque  et  les  &veques  et  les  curds  prete- 
ront  a  sa  majestä  le  ni£me  serment,  que  pretent  les  arche- 
veques,  dveques  et  eures  en  France  et  en  Italie,  savoir:  Je 
jure  et  promets  k  Dieu  sur  les  saints  dvangiles  de  garder 
ob&ssance  et  fidelitö  k  sa  majeste.  Je  promets  aussi  de 
n'avoir  aueune  intelligence,  de  n'assister  k  aueun  cohseil,  de 
n'entretenir  aueune  Hgue,  soit  au  dedans,  soit  au  dehors,  qui 
soit  contraire  k  la  tranquillitä  publique;  et  si  dans  mon 
dioefese  ou  ailleurs,  j'apprens  qu'il  se  trame  quelque  chose 
au  prdjudice  de  l'etat,  je  le  ferai  connoitre  au  gouvernement." 

Die  Regierung  gab  sich  indessen  nicht  so  leichten  Kaufes 
besiegt.  Sie  beharrte  auf  ihren  Forderungen,  und  so  nament- 
lich auf  der  des  Nominationsrechtes.  Während  aber  der 
Nuntius  in  den  meisten  Puncten  sich  ablehnend  verhielt,  gab 
er  hier  wenigstens  insoweit  nach,  dass  er  dem  Könige  unter 
der  Voraussetzung,  dass  er  seinerseits  zu  thun  bereit  sei, 
„was  dem  heiligen  Vater  angenehm  und  der  Kirche  vorteil- 
haft sein  könnte",  ein  apostolisches  Indult  in  Aussicht  stellte 
flir  die  Ernennung  des  Erzbischofes  und  der  Bischöfe,  jedoch 
als  höchst  persönliches  Recht  und  ohne  Ausdehnung  auf  die 
Regierungsnachfolge 1).  Aber  auch  diese  Beschränkung  liess 
der  Nuntius  später  fallen,  nachdem  die  Regierung  seinen 
Vorschlag,  das  Nominationsrecht  als  päpstliches  Indult  hin- 
zustellen, genehmigt,  und  eingewilligt  hatte,  diese  Materie  in 


l)  Sicherer  a.  a.  O.  121 
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geheimen  Nebenartikeln  zum  Concordat  geregelt  zu  sehen  *). 
Und  wenn  auch  ein  lateinisches  Privatproject  des  Nuntius  *) 
wieder  das  Nominationsrecht  als  ein  dem  Könige  Maximilian 
Joseph  verliehenes  bezeichnete ,  so  nahm  doch  Rom  selbst 
die  von  der  Regierung  verlangte  Fassung:  „et  heredibus  et 
successoribus  ejus  (in  perpetuum)"  willig  an3).  Auch  bezug- 
lich des  von  den  Bischöfen  dem  König  zu  leistenden  Eides 
wurde,  wie  wegen  der  Annaten  Uebereinstimmung  erzielt, 
während  über  die  Notwendigkeit  der  Temporalieneinweisung 
gar  nichts  vereinbart  wurde,  da  die  Regierung  diess  den  An- 
deutungen des  Nuntius  zufolge  in  einem  einseitig  zu  erlassen- 
den Staatsgesetze  zu  normiren  beabsichtigte.  Nichtsdesto- 
weniger kamen  die  Verhandlungen  zu  keinem  Ergebnisse. 
Die  Principien,  von  welchen  die  unterhandelnden  Theile  aus- 
gingen, standen  sich  zu  schroff  gegenüber 4),  als  dass  eine 
Ausgleichung  möglich  gewesen  wäre,  und  eine  solche  er- 
folgte auch  nicht  in  den  Jahren  1808  und  1809,  wo  die  Ge- 
fangennehmung des  Papstes  durch  Napoleon  die  wieder  auf- 
genommenen Unterhandlungen  in's  Stocken  brachte5). 

')  Der  von  der  Regierung  am  5.  Mai  1806  dem  Nuntius  mitgetheilte 
Entwurf  (Sicherer  a.  a.  O.  Urkk.  no.  10)  bestimmte  demnach:  Art  6: 
II  sera  pourvu  par  sa  saintete  a  l'archeve'che',  aiix  eVeches,  aux  dignites, 
probendes  et  vicairies  de  la  maniere  dont  il  a  e*t£  convenu;  und  Articles 
separls.  1.  La  saintete*  s'engage  de  la  maniere  la  plus  precise,  a  faire 
expedier  dans  les  formes  legales  et  authentiques  un  indult,  qui  autorise  sa 
majest£,  ses  hlritiers  et  successeurs  au  royaume  de  Baviere  a  perp&uite*, 
ä  nommer  aux  archeveche*s ,  Iveches,  dignites,  prebendes  et  vicairies  des 
eglises  mltropolitaines  et  cathldrales  de  leurs  Itats". 

*)  Sicherer  a.  a.  O.  Urkk.  no.  11. 

*)  Das  römische  Ultimatum,   welches    übrigens  das   Concordat  wieder 
in  eine  öffentliche  Urkunde  zusammenfasste  bei  Sicherer  a.  a.  O.  Urkk.  no 
13.     Dabei  wurde  der  Indult  als  Aequivalent  bezeichnet  für  die  durch  das 
Concordat  der  Kirche  erwiesenen  Begünstigungen. 

*)  Vgl.  Sicherer  a.  a.  O.  114  und  Friedbe#rg,  Granzen  a.  a.  O.  321.  f. 

4)  Vgl.  darüber  Sicherer  a.  a.  O.  177  ff. 
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3.  Württemberg l). 

Man  hatte  in  Stuttgart  den  Verlauf  der  in  München  ge- 
pflogenen Verhandlungen  aufmerksam  verfolgt,  und  war  zum 
Ueberfluss  auch  vom  baierischen  Hofe  direct  über  die 
baierischen  Zielpuncte,  die  man  württembergischer  Seits  voll- 
ständig billigte,  verständigt  worden2). 

Der  geistliche  Rath  Werkmeister  war  dann  mit  der  Aus- 
arbeitung eines  dem  Nuntius  zu  übergebenden  Concordats- 
entwurfes  beauftragt  worden,  dessen  dritter  Artikel  lautete: 
„Se.  königliche  Majestät  behalten  sich  und  ihren  Nachfolgern 
im  Reiche  die  jedesmalige  Ernennung  des  württembergischen 
Landesbischofes  vor,  und  Seine  Heiligkeit  werden  dem  Er- 
nannten die  kanonische  Einsetzung  geben." 

Der  König  selbst  bethätigte  sein  regstes  Interesse  an  der 
bevorstehenden  Verhandlung.  Von  ihm  persönlich  wurden  dem 
Staatsminister  v.  Mandelsloh  die  Gesichtspuncte  vorgezeichnet, 
welche  fiir  die  Regierung  massgebend  sein  müssten. 

Danach  sollte  namentlich  kein  Württemberger  unter 
einem  ausländischen  Bischöfe  stehen,  sondern  sogar  jede 
etwaige  Accession  zum  „Reiche"  ipso  facto  in  den  württem- 
bergischen Diöcesan verband  eintreten;  dagegen  sollte  Hohen- 
zollern  in  den  Diöcesannexus  hineingezogen  werden,  „indem 
es  Sr.  Majestät  missfällig  sein  müsste,  beinahe  in  der  Mitte 
Ihrer  Staaten  eine  fremde  Episcopal-Jurisdiction  ausüben  zu 
aehen".  „Die  Ernennung  der  Bischöfe",  lauteten  dann  die 
Worte  des  Königs,  „hängt  von  Se.  königlichen  Majestät  eben 
so  ab,  wie  solche  ehemals  in  Frankreich  und  in  den  öster- 
reichischen Erbstaaten  von  den  respectiven  Monarchen  ab- 
hingen." 

So  enthielt  denn  auch  der  erste  Entwurf,  welcher  dem 
Nuntius   nach   seiner  am  25.  September   erfolgten   Ankunft 


')  Vgl.  Mejer,  die  Concordatsverhandlungen  Württembergs  v.  J.  1807. 
£  ittgort  1859.  Derselbe,  Z.  Gesch.  d.  röm.- deutschen  Frage  1,  259  ft'. 
I  i  nachfolgende  Darstellung  beruht  auf  den  Akten  des  königlich  württem- 
t     gischen  Cultus-Ministeriums. 

*)  Vgl.  Friedberg,  Gränzen  a.  a.  0.  321. 
Friedberg,  Staat  and  Bischofs  wählen.  2 
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übergeben  wurde,  die  Forderung  der  königlichen  Ernennung 
der    Bischöfe    wörtlich    in    der  Werkmeister'schen   Fassung. 

(Art.  VI). 

Allein  gleich  in  der  ersten  Conferenz,  zu  welcher  die 
königlichen  Bevollmächtigten  mit  dem  Nuntius  zusammen- 
getreten waren,  stiess  man  auf  Schwierigkeiten. 

Der  Nuntius  lehnte  die  Form  eines  Concordates  ab7 
welches  die  Curie  mit  einem  protestantischen  Fürsten  abzu- 
schliessen  Anstand  nehmen  müsse,  und  schlug  vor,  eine  Con- 
vention zwischen  dem  Könige  und  dem  Papste  zu  verein- 
baren, auf  Grund  welcher  der  erstere  ein  Gesetz  erlassen,, 
der  letztere  die  Bischöfe  mit  Anweisung  versehen  solle. 

Der  Wortlaut  der  vom  Nuntius  übergebenen  Proposition 
ist  uns  nicht  erhalten ;  wir  wissen  nur,  dass  dieselbe  mit  der 
den  königlichen  Commissären  ertheilten  Instruction  und  dem 
Entwürfe,  welchen  man  dem  Nuntius  eingehändigt  hatte,  in 
mannigfachem  Widerspruche  stand. 

Freilich  die  vom  Nuntius  beliebte  Form  des  Vertrags- 
schlusses acceptirte  die  Regierung  willig;  umsomehr  aber 
glaubte  sie  an  dem  Inhalte  ihrer  ursprünglichen  Forderungen 
festhalten  zu  sollen.  Unter  dem  22.  October  übergab  sie  dem 
Nuntius  einen  neuen  Entwurf,  der  in  der  vom  Nuntius  vor- 
geschlagenen Form  eines  Gesetzes  und  eines  Briefes  abge- 
fasst  war  und  dessen  Artikel  VI  die  Fassung  hatte : 

„On  proc^dera  de  la  mani&re  dont  nous  sommes  convenus 
avec  le  St.  P6re  tant  pour  la  premi&re  fois,  qu'ä  Favenir  a 
remplir  d'hommes  capables  et  dou^s  des  qualit^s  requises  par 
les  S.  Canons  les  sifeges  ^piscopaux  de  Notre  Royaume  et 
S.  S^  leur  donnera  Institution  suivant  les  formes  cano- 
niques  usitees  lorsqu'elle  les  en  trouvera  dignes." 

Auch  ein  „Contre  -  Projet  d'une  lettre,  que  S.  Majestö 
ecrira  a  St.  Pcre"  legten  die  königlichen  Commissarien  dem 
Nuntius  vor  l),  worin  über  die  Wahl  der  Bischöfe  gleichfalls 


»)  Abgedruckt  bei  M  e j  e  r  a.  a.  O.  3,  7,  ff.  Doch  fehlt  bei  diesem  <  r 
charakteristische  Satz:  Sa  Maj.  dtfsirc  que  Tun  des  6\eques  de  son  Royaui  e 


(C 
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auf    eine    besondere    Convention   Bezug    genommen   wurde,, 
sonst   aber  nur  die  bischöflichen  Befugnisse  normirt  wurden. 

Der  Nuntius  bemerkte  zuerst,  dass  bei  dem  Worte  „institu- 
tion"  des  oben  angeführten  Art.  VI  des  Gesetzes  hinzugefügt 
werden  müsse :  7>et  la  mission"  und  den  „Formes  canoniques 
die  Beschränkung  zu  geben  sei  „et  usitöes",  war  aber  sonst  in 
Bezug  auf  die  Bischofswahlen  einverstanden,  und  hatte  auch 
nichts  einzuwenden,  als  ein  neuer  Entwurf  der  Regierung 
noch  den  Satz  hinzufügte: 

„l'Eveque  doit  avoir  l'äge  canonique,  les  connaissances  et 
l'experience  requises  pour  sa  place,  et  une  rgputation  sans 
reproche  et  sans  täche ;  mais  il  n'est  pas  n6cessaire  qu'il  soit 
noble  ou  de  condition". 

Unter  dem  28.  October  berichteten  die  Commissarien 
an  den  König  über  das  Ergebniss  der  bis  jetzt  stattgehabten 
Unterhandlungen.  Sie  mussten  auch  schon  erklären,  warum 
in  dem  Gesetze  die  Frage  der  Bischofs  -  Ernennung  mit  so 
diplomatischer  Vorsicht  behandelt,  und  welches  denn 
eigentlich  der  Modus  sei,  der  dem  Art.  VI  zu  Grunde  liege» 

Der  Nuntius,  bemerkten  sie,  wolle  noch  Manches  fortge- 
lassen haben,  wozu  sie  um  so  mehr  bereit  seien,  da  man  ja 
nachher  „articles  organiques"  erlassen  könne,  „welche  Idee 
dem  Nuntius  nicht  missfallig  zu  sein  scheine".  Sie  hätten  da- 
her nur  die  Aufnahme  von  Bestimmungen  verhindert,  welche 
dem  königlichen  Willen  zuwider  liefen,  und  die  volle  Reali- 
sirung  desselben  dem  einseitig  zu  erlassenden  Staatsgesetze, 
vorbehalten. 

In  Bezug  auf  den  Art.  6  sagten  sie: 

Erstens.  „Endlich  hat  der  Nuntius  verlangt,  dass  in 
dem  Projet  de  loi  nicht  ausdrücklich  bemerkt  werden  sollte, 
dass  Sr.  Maj.  sich  das  Kecht  jedesmal  die  Bischöfe  und  das 
erstemal  die  Stiftscapitulare  zu  ernennen  vorbehalten,  indem 
der  Papst  dieses  noch  nie  einem  protestantischen  Fürsten  aus- 


s  t  d£core  du  Pallium.  —  Im  Uebrigen  forderte  dieser  Brief,  Festsetzung 

d  •  Taxen,  Uebernahme  der  Consecration  durch  den  anderen  Landesbischof, 

l       3  ttheilung  der  Formel  des  dem  Papste  zu  leistenden  Eides. 
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<rvJL.-':L  ;^rm-LIZri  Line.  daher  i-t  dieser  Vorbehalt  in  dem 
Art  VL  r.or  verd*<:kt  ausgedrückt:  —  ron  procedera  de  la 
u*xLL*:T*:  Ahi+\  nos*  «*«inme*  convenus  avec  le  St.  Pere*  —  und 
iib An.  XII  b*ri~t  **  nur:  rcar  poarla  premiere  fois  on  proce- 
dura autr*njecr~.  Die  Unterzeichneten  werden  aber  dieses 
\?tum$v\&  h&:li\  zu  sichern  eine  Convention  verbale  ent- 
warfen- in  welcher  jenes  Xonunationsrecht  ausdrücklich  Eurer 
Majestät  vorbehalten  wird*  und  welche  man,  wenn  die  übrigen 
Punkte  ins  reine  gebracht  sein  werden ,  dem  papstlichen 
Nuntius  tibergeben  würde/ 

Der  König  erklärte  schon  am  folgenden  Tage  sein  Ein- 
verständnis* mit  den  im  Berichte  geltend  gemachten  Gesichts- 
punkten ;  nur  wollte  er  im  Art  VI  die  Worte  Jorsqu'elle  les 
en  trouvera  dignes"  die  allerdings  dem  subjeetiven  Belieben 
der  Curie  Thür  und  Thor  öffneten,  ersetzt  haben  durch  den 
Passus:     lorsqu'ils  auront  les  qualites  necessaires/' 

In  der  That  wurde  denn  auch  eine  Convention  verbale 
vereinbart,  welche  geheim  bleiben  sollte  und  die  Ergänzung 
des  Art.  VI  des  Gesetzes  in  dem  von  der  Regierung  ge- 
wünschten Sinne  gab. 

Sie  lautete1): 

„Article  I.  Sa  Majeste  se  reserve  a  Elle  et  a  Ses  Suc- 
cesseurs  la  nomination  des  deux  Eveques  du  Royaume  a 
chaque  vacance  de  leurs  sieges. 

II.  Avant  la  nomination  actuelle  d'un  nouvel  Eveque, 
il  sera  pris,  k  l'egard  de  ceux  qui  seront  presentes,  des  in- 
formations  pre'alables  sur  leur  vie,  leur  experience  et  leurs 
connaissances  en  matieres  eccl&iastiques,  ainsi  que  sur  leur 
doctrine. 

Le  Roi  e'tablira  pour  cela,  outre  1'  EvSque  dejä  existant, 
encore  trois  Commissaires  eccle'siastiques,  qui  sous  l'inspection 
d'  un  Commissaire  supe'rieur,  egalement  nomine  par  le  Roi, 
se  chargeront  de  Facte  d'  Information. 

III,  Sa  Majeste  se  reserve  en  outre,  pour   la  prem*^ 


J)  bei  Mejer,  Concordats Verhandlungen  a.  a.   0.  39  f. 
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fois,  la  nomination  des  Doyens  et  Capitulaires,  des  preposes^ 
de  seminaires  et  des  professeurs  dans  les  deux  Ev£ches. 

Si  dans  la  suite  une  de  ces  places  vient  k  vaquer,  eile 
sera  remplie  conform&nent  k  Tart.  XL  du  Projet  de  Loi". 

Somit  schienen  denn  alle  Anstände  beseitigt  und  Würt- 
temberg,  sehr  im  Gegensatz  zu  Baiern  in  schneller  Verhand- 
lung, an  das  gewünschte  Ziel  gelangt  zu  sein. 

Der  Nuntius  erklärte  sich  mit  Allem  einverstanden  und 
übernahm  die  lateinische  officielle  Eedaction,  die  er  schon  am 
31.  October,  Vormittags  10  Uhr  dem  Cultusminister  übergab1). 

Aber  hier  zeigte  sich,  dass  die  Harmonie  zwischen  den 
contrahirenden  Theilen  doch  nur  eine  theilweise  schein- 
bare war. 

Nicht  allein  r  dass  schon  im  Eingange  der  lateinischen 
Form  der  König  von  Württemberg  dem  Papste  den  Vortritt 
lassen  sollte :  auch  im  Inhalt  wich  die  neue  Redaction  mannig- 
fach von  der  vorhergehenden  ab. 

So  auch  im  Art.  VI,  wo  u.  A.  der  Nuntius  dem  Papste- 
das  Urtheil  über  die  Würdigkeit  des  ernannten  Bischofea 
vorbehalten  hatte,  und  nicht  nur  guter  Ruf  in  sittlicher,, 
sondern  auch  in  dogmatischer  Beziehung   gefordert  wurde  2). 


')  Abgedruckt  bei  Mejer,  Concordatsverhandlungen  a.  a.  O. 

a)  Art.  6.  Eo  quo  cum  Sanctitate  Sua  conveuimus  modo,  tarn  prima 
vice  quam  in  po stemm  procedetur,  ut  ad  episcopales  Regni  Nostri  sedes- 
viri  ecclesiastici  idonet,  omnibus,  quos  sacri  canones  requirunt,  dotibus 
praediti  promovcantur,  quibus  Sanctitas  Sua,  si  eos  dignos  debitisque 
dotibus  instructos  compererit,  juxta  consnetas  canonicas  formas,  instilu- 
tionem  canonicam  dabit. 

Ipse  autcm  promovendus  habere  debet  canonicam  actatem,  ac  muneri 
suo  pastorali  necessaria  doctrina,  scientia  et  experientia  pollere,  bonaqne 
tarn  quoad  mores,  quam  quoad  fidem  fania  gaudere,  ac  honesto  et  legitimo 
thoro,  licet  non  nobili  sanguine  natus  esse  debet. 

7)  Oonsecratio  novi  Episcopi  ab  altero  Regni  Episcopo  jam  consecrato 
et  ab  Apostolica  sede  ad  id  facti] tatem  habente,  assistentibus  aliis  duobus 
E;    scopis  ad  hoc  rogatis  riet. 

Antequam  episcopi  munus  suum  suscipiant,  coram  Nobis  jnramentum 
fi<    itatis  emittent  sequentibus  verbis  expressum  et  nunquam  mutandum. 

„Ego  juro  et  promitto  ad  Sancta  Dei  Evangelia  obedientiam  et  fidelf- 
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Noch  an  demselben  Tage  nach  10  Uhr  Abends  sandte 
man  dem  Nuntius  die  für  nöthig  befundenen  Abänderungen l). 

Da  erschien  derselbe  am  11.  Morgens  8  Uhr  beim 
Cultu8minister  und  bemerkte,  dass  er  wiederholt  Briefe  aus 
Paris  erhalten  habe,  die  seine  schleunige  Abreise  nothwendig 
machen.  Bei  den  vielen  Vorbereitungen  dazu  werde  es  ihm 
unmöglich;  sich  auf  die  diesseitigen  Erinnerungen  schriftlich 
zu  äussern,  zumal  er  sich  in  einem  Zustande  der  Unruhe 
befinde,  der  ihm  jede  Anstrengung  beschwerlich  mache.  Der 
Oultusminister  erbot  sich  hierauf  mit  dem  Grafen  Troni,  dem 
Begleiter  des  Nuntius,  die  noch  übrigen  Anstände  sogleich 
und  mündlich  zu  berichtigen,  was  der  Nuntius  annahm,  in- 
dem er  versprach,  den  Grafen  Troni  zu  schicken.  Statt 
dessen  erschien  er  eine  halbe  Stunde  darauf  noch  einmal 
und  da  er  bei  dem  Oultusminister  den  Präsidenten  v.  Linden 
traf,  verlangte  er  den  erstem  allein  zu  sprechen. 


tatem  Domino  meo  Potentissimo  Regi  Wurttembergiae.  Item  promitto,  me 
nullam  communicationcm  habituram,  nulli  concilio  interfutarum,  nullamque 
suspectam  unionem  neque  intrn  neque  extra  conservaturum,  quae  tranquil- 
litati  publicae  noceat,  et  si  tarn  in  Dioecesi  mea  quam  alibi  novcrim  ali- 
quid in  Kegni  damnum  tractari,  Kcgiae  Suae  Majestati  manifestabo.'*  — 
Formula  juramcnti,  quod  novi  et  consecrandi  Episeopi  emittunt,  eadem 
erit  ac  juramenti,  quod  nunc  Galliarum  Episeopi  praestant  neque  crit  an- 
quam  mutanda. 

8)  Quam  primum  Episeopi  canonice  fuerint  instituti,  ac  juramentum 
fidelitatis  emiserint,  redditibus  suarum  mensarum  fruentur,  pleno  et  Iibero 
jure  exercebunt  Episcopalem  suam  Jurisdictionen!  in  omnes  Dioeceseos 
suae  Catholicos,  obibuntque  omnes  pastoralis  ministerii  sui  runctiones  ac 
munera". 

*)  Diese  bestanden  darin,  dass  statt  ,,si  eos  dignos  debitisque  dotibns 
instructos  comp  er  erit"  gesetzt  werden  sollte:  „si  debitis  dotibus  instructi 
sunt";  statt:  „ipse  autem  promovendus  habere  debet*'  u.  8.  w.:  ,,canonicam 
actatem  habere,  muneri  suo  pastorali  necessaria  doctrina,  scicntia  et  ei]>c- 
rientia  pollere,  optima  fama  gaudere,  inculpatis  omnino  esse  moribus,  ac 
lionesto  et  legitimo  thoro  licet  non  neceesario  nobili  sanguine  natus  esse 
debet."  Im  Art  7  dass  statt  „antequam  episeopi  munus  suum  suseipiant" 
gesetzt  werden  sollte:  ,,ante  actum  consecrationis  episeopi";  bei  dem  F;de 
der  Zusatz  „et  nunquam  mutandum"  fortzulassen  sei,  und  statt ,  formula  j  na- 
menti  quod  novi  et  consecrandi  episeopi  emittent":  „episeopi  in  tfo 
consecrationis'4.    Vgl.  Mejer,  Concordatsverhandl.  a.  a.  O.  b5  f. 
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Hier  eröflhete  er  diesem  mit  einem  angenommenen  Aus- 
druck des  Missmuthes,  wie  nach  einem  heute  erhaltenen 
Befehle  seine  Vollmacht  zur  Unterzeichung  der  Convention 
-zurückgezogen  sei l). 

Der  Cultusminister  wies  darauf  den  Nuntius  an  den 
Minister  des  Auswärtigen  Graf  Taube,  welchem  gegenüber 
jener  seine  Weigerung  die  Verhandlungen  abzuschliessen 
^wiederholte. 

Als  er  dann  von  der  neu  erhaltenen  Instruction  seines 
Hofes  auch  noch  den  König  schriftlich  benachrichtigt  hatte, 
-erklärte  dieser  die  Verhandlungen  für  abgebrochen,  und 
richtete  an  die  übrigen  deutschen  Höfe  ein  ziemlich  gereiztes 
Memoire,  worin  er  von  der  Sachlage  und  der  ihm  durch  den 
päpstlichen  Stuhl  gewordenen   Missachtung  Kenntniss  gab2). 

Freilich,  dass  die  letztere  in  seiner  Absicht  gelegen  habe, 
wollte  der  Papst  nicht  zugeben. 

Unter  dem  20.  Januar  1808  erliess  er  an  den  König 
ein  ausfuhrliches  Schreiben,  worin  er  angab,  gänzlich  ohne 
Kenntniss  von  der  Lage  der  in  Stuttgart  gepflogenen  Ver- 
handlungen gewesen  zu  sein,  und  zwischen  den  Zeilen  auf 
das  Deutlichste  hervorblicken  Hess,  dass  er  im  Schlepptaue 
-der  napoleonischen  Politik  so  zu  handeln  gezwungen  gewesen 
.sei,  da  in  Paris  für  den  Rheinbund  unter  der  Aegide  des 
Kaisers  ein  Concordat  abgeschlossen  werden  solle. 

„Jam  istuc  se  contulerat  archiepiscopus,  heisst  es  s),  cum 
.ad  nos  pervenerant  officia,  quae  instabant  atque  urgebant 
£ummo  cum  studio,  ut  maturaremus,  Parisios  mittere  archie- 
pißcopum  Tyri,  quoniam  ipse  imperator  de  germanicae  ecclesiae 
rebus  in  ea  civitate  agere  constituerat ,  totumque  negotium 
-citius  absolvi,    Nos  plane  ignorabamus  Romae,  quo  in  statu 


!)  So  wörtlich  aus  den  württembergischen  Acten. 

*)  Abgedruckt  bei  Winkopp,  der  rhein.  Bund.  6,  101  ff.  1808.  Aus  der 
obigen  aktenmässigen  Darstellung  ergibt  sich,  wie  unrichtig  Consalvi  den 
^ganzen  Hergang  dargestellt  hat.    Mejer  a.  a.  O.  73. 

*)  Acten  des  k.  Cultusministerinms. 
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res  essent,  de  quibus  isthic  agere  oportebat  imo  ne  scieba- 
juus  quidem  coeptum  esse  tractatum,  propterea  nostrum 
nuntium  statim  mittendum  putavimus  Parisios,  ubi  negotium 
nihil  habere  videbatur  morae.  Cupissemus  profecto,  quod 
multa  tecum  jam  absoluta  et  perfecta  fuissent,  cum  nuntiu* 
e  tua  ditione  discessit,  sed  ignari  rerum  quae  istic  agebantur, 
rogatisque  iteratis  officiis,  ut  illum  sine  cunctatione  Parisios 
mitteremus,  id  consilii  oranino  a  Nobis  capiendum  esse  judi- 
cavimus,  quod  rerum  conditio  postulare  videbatur.  In  quo 
sane  quoniam  nos  nihil  certe  detractum  voluimus  de  summa 
dignitate  tua,  nihil  de  existimatione  et  amicitia  in  Te  nostra, 
quamquam  non  potuimus  hoc  etiam  nomine  rem  vehementer 
dolere  (nee  enim  id  possumus  dissimulare)  quod  cum  aposto- 
lico  nuntio  nostro  multa  secus  est  actum  ac  ejus  dignitaspo- 
stulabat.  Hie  vero  discessit  ut  pareret  mandato,  quod  a  no- 
bis aeeeperat  cum  praesertim  et  plures  in  eo  negotio  exorta» 
difficultates  intelligeret,  illud  nonnisi  diuturniori  opere  ac 
tempore  expediri  posse.  Videt  igitur  Regia  Maj.  Tua,  quam 
justa,  quamque  gravis  fuerit  causa,  propter  quam  apostolicus 
nuntius  re  Tecum  infeeta  sese  Parisios  conferre  debuerit.  Haec 
omnia  ad  te  scribere  voluimus,  ne  putes,  quod  te  putasse 
audivimus  a  dilecto  filio  B.  Bezfiglioli  gestore  negotiorum 
tuorum  nos  inopinato  illo  nuntii  discessu  non  eam  habuisse 
tui  rationem  quam  certe  habemus  semperque  habebimus. 
Praesens  rerum  conditio  coegit  nos  facere  quod  factum  est^ 
sed  te  certe  summo  habemus  dignitatis  existimatione,  amicioae 
loco,  magnaque  aeeepimus  voluptate  te  optima  esse  mente 
erga  sedem  apostolicam  atque  erga  catholicos  qui  tuo  subjici- 
untur  imperio,  qua  de  re  tibi  gratias  agimus  et  habemus 
singulares".  — 

So  war  denn  auch  dem  Könige  die  Handhabe  gewährt,  aufe 
Neue  Verbindungen  mit  der  Curie  anzuknüpfen,  zumal  die 
unter  Napoleons  Leitung  in  Paris  durch  die  Cardin&le 
Caprara,  de  Bayonne  und  den  Nuntius  Della  Genga  geführ- 
ten Verhandlungen  resultatlos  blieben  l). 


*)  Vgl.  Mejer,  Z.  Gesch.  der  röm. -deutschen  Frage.     1,  281  ff. 
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Unter  dem  25.  OctobGr  1808  wurde  der  geistliche  Rath 
Keller  zum  Geschäftsträger  in  Rom  ernannt,  welcher  auf  der 
Basis  der  früher  geschlossenen  Convention  mit  dem  von  der 
Curie  beauftragten  Mons.  de  Gregorio  am  28.  März  und  am 
4.  April  1809  conferirte  *). 

In  einer  Denkschrift  —  Synopsis  ne  memoria  pereat 
scripto  tradita  discussionum  privatim  Romae  habitarum 
inter  Romanum  praesulem  Emanuelem  de  Gregorio  qua  S.  Sedis 
delegatum  et  Rvum  Dnum  Joann.  Baptist.  Keller  Consi- 
liarium  Sereni.  Regis  W.  ad  hoc  negociorum  gestorum 
nominatum  ad  certum  stabilemque  ordinem  in  iis  quae  ad 
catholicam  religionem  eamque  profitentes  spectant  in  regno 
et  dominatione  majestatis  suae  constituendum  —  fasste  dann 
der  päpstliche  Bevollmächtigte  die  Ergebnisse  zusammen.  Sie 
enthielten  nichts  über  die  Frage  der  ßischofswahlen,  und  be- 
merkten nur,  dass  bezüglich  der  Taxen  eine  Vereinbarung 
erzielt  werden  müsse.  In  einer  späteren  Conferenz  —  zwei 
fanden  überhaupt  noch  statt  —  versuchte  aber  dann 
De  Gregorio  den  Inhalt  der  von  Della  Genga  concedirten 
geheimen  Convention  mit  ihrer  Einräumung  des  Nominations- 
rechtes  an  den  Landesherrn  zu  beseitigen  und  gestand  erst 
nachher  dem  Könige  von  Württemberg  diejenigen  Rechte  zu, 
welche  auch  die  Herrscher  von  Russland  und  Preussen  aus- 
übten.   Er  verhiess  weitere  Mittheilungen. 

In  Stuttgart  war  man  inzwischen  auf  Kellers  Bericht  hin 
entschlossen,  nicht  von  dem  Nominationsrechte  abzulassen. 

„Schon  der  Nuntius  machte  Anstand,  führte  eine  vom 
Werkmeister  verfasste  an  Keller  gerichtete  Note  vom  25.  Mai 
aus,  „1)  die  nominationem  regiam  in  das  projet  de  loi  auf- 
zunehmen; weil  man  protestantischen  Landesherrn  dies 
öffentlich  (als  den  römischen  Principien  widersprechend) 
nie  zugestanden  habe.  Daher  gab  er  selbst  den  ersten  Wink 
von  eine  Convention  verbale.  Die  Sache  war  aber  nach 
dem  Ermessen  des  Nuntius  thunlich. 


*)  Hienach  sind  die  dürftigen  Notizen  bei  Longner,   Beitr,  z.  Gesch. 
d.    )berrh.  Kirchenprovinz  (Tübingen  1863)  341  zu  ergänzen. 
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2)  Die  königliche  Nomination  ist  in  dem  bäuerischen 
Concordate  auch  dem  König  zugestanden.  Es  muss  also 
die  Sache  auch  dem  König  von  Württemberg  zugestanden 
werden;  gesetzt  auch,  man  wollte  diese  Concession  in  andere 
Form  fassen" 

In  der  That  scheint  denn  auch  nachher  diese  Frage 
keine  weiteren  Schwierigkeiten  bereitet  zu  haben,  aber  die 
politischen  Verwickelungen,  die  Fortführung  des  Papstes 
durch  französische  Truppen,  brachten  die  ganze  Verhandlung 
ins  Stocken.  Freilich  erklärte  sich  Keller  bereit,  sich  mit 
dem  Cardinal  Di  Pietro  zu  verständigen;  aber  dieser  be- 
dauerte keine  Vollmacht  zu  haben,  und  so  kehrte  Keller 
unverrichteter  Sache  nach  Stuttgart  zurück. 


4.  Baden  v). 

Auch  in  Carlsruhe  war  im  Jahre  1807  eine  Commission 
zur  Bearbeitung  der  Concordatsfrage  zusammengetreten,  da 
man  gleich  nach  Abschluss  der  Stuttgarter  Verhandlungen 
den  Nuntius  erwartete. 

Als  jedoch  diese  sich  zerschlagen  hatten  und  Napoleon 
die  Ordnung  der  kirchlichen  Verhältnisse  Deutschlands  in 
seine  Hände  nahm,  richtete  man  resignirt  sein  Augenmerk 
nach  Paris,  um  wenigstens  dem  durch  Napoleon  abge- 
schlossenen französischen  Concordate,  dessen  Octroyirung  man 
auch  für  den  Rheinbund  voraussah,  die  Modificationen  auf- 
zudrücken, welche  die  deutschen  Verhältnisse  zu  erfordern 
schienen,  und  in  denen  das  Misstrauen  gegen  den  Fürsten 
Primas  des  Rheinbundes,  den  Grossherzog  von  Frankfurt  einen 
um  so  prägnanteren  Ausdruck  fand ,  je  mehr  die  Errichtung 
eines  deutschen  Patriachates  fiir  diesen  KirchenfÜrsten  in 
seinen  und  Napoleons  Wünschen  zu  liegen  schien. 


')  Die  Darstellung  beruht  auf  den  Acten  des  Grossherz.  Ministerin! 
des  Auswärtigen  in  Carlsrahe. 


r  • 
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Unter  dem  2.  Januar  1808  richtete  die  badische  Regie- 
rung an  ihren  Gesandten  in  Paris  eine  Denkschrift,  worin 
sie  ihn  über  ihre  Tendenzen  in  Bezug  auf  das  beabsichtigte 
Concordat  verständigte,  damit  er  das  Interesse  seiner  Regie- 
rung dem  französischen  Hofe  gegenüber  vertreten  könne. 

Dabei  wurde  vorzüglich  betont: 

1)  „dass  man  für  die  Grossh.  Staaten  einen  eigenen  und 
zwar  nur  einen  Landesbischof,  welcher  vom  Landesherrn 
zu  ernennen  sei,  erhalte; 

2)  dass  sein  Ycrhältniss  zu  dem  Stuhl  zu  Rom  und  zu 
dem  Metropolitan  genau  bestimmt  und  er  soviel  möglich  nur 
von  dem  ersteren  abhängig  gemacht  werde; 

3)  dass  der  Landesherr,  worauf  man  einen  ganz  vor- 
züglichen Werth  setze  und  noihwendig  setzen  müsse,  in  den 
Besitz  der  dermalen   innehabenden  Patronatrechte  verbleibe, 

4)  dass  die  oben  angezogene  hiesige  Kirchen-Constitution 
«die  dem  Vernehmen  nach  selbst  in  Rom  für  billig  erachtet 
worden  sein  solle,  durchaus  aufrecht  erhalten  werden  möge." 

Der  badische  Gesandte  aber  theilte  diese  präparatorischen 
Bemerkungen  nicht  nur  dem  Darmstädtischen  Gesandten  von 
Pappenheim  mit,  welcher  instruirt  war,  sich  durchaus  an  die 
badischen  Schritte  anzuschliessen,  sondern  nahm  auch  keinen 
Anstand  sie  seinem  Oheim,  dem  Fürsten  Primas,  gegen  den 
sie  fühlbar  genug  ihre  Spitze  richteten  in  die  Hände  zu  geben. 

Man  war  in  Carlsruhe  nicht  gerade  freudig  überrascht, 
als  der  Gesandte  mit  beispielloser  Naivetät  der  Regierung 
„Observations"1)  übermittelte,  welche  sein  Oheim  über  die 
Concordatsgrundlinien  zum  Besten  gegeben  hatte.  Insinuirte 
er  doch  deutlich  genug,  dass  die  Rheinbundstaaten  sich  in 
den  khchlichen  Verhältnissen  ebenso  rückhaltlos  an  Napoleon 
anzulehnen  hätten,  wie  sie  es  in  den  politischen  thun  muss- 
ten,  wies  er  doch  die  beabsichtigte  Exemtion  des  badischen 
Landesbischofes  von  seiner  Metropolitangewalt  als  durchaus  un- 
thunlich  zurück.    Dass  er  bei  dem  Rechte  der  Regierung  den 


')    Ich    theile    dies    interessante  bisher  ungedruckte   Actenstück  mit 
in   Beilage  I. 
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Landesbischof  zu  ernennen  keinerlei  Schwierigkeiten  fand,  ver- 
mochte in  Carlsruhe  wenig  tröstend  einzuwirken.  Mit 
komischem  Grimm  bemerkte  der  Referent  in  den  Acten,  dass 
die  hier  ausgesprochenen  Ansichten  des  Fürsten  Primas 
Dalberg  himmelweit  von  denen  des  ehemaligen  Coadjutors 
entfernt  seien. 

Man  beschloss  klug  zu  warten,  bis  eine  schickliche  Ge- 
legenheit zu  einer  Separat  Verhandlung  Badens  mit  Rom  sich 
zeigen  würde,  und  als  der  Gesandte  berichtete,  dass  zwischen 
Kapoleon  und  dem  römischen  Hofe  der  Zwiespalt  immer 
klaffender  werde,  erging  sofort  wieder  die  Anfrage,  ob  jetzt 
wohl  der  Zeitpunkt  für  die  Badischen  Wünsche  gekommen 
sein  möchte. 

So  verfolgte  denn  auch  die  Regierung  die  von  Keller 
in  Rom  geführten  Unterhandlungen.  Aber  sie  war  von 
vorne  herein  durch  den  in  Rom  weilenden  baierischen  Be- 
vollmächtigten, den  Bischof  Häffelin  von  der  geringen  Aus- 
sicht der  Württembergischen  Wünsche  auf  Erfüllung  ver- 
ständigt worden. 

Schrieb  doch  der  baierische  Prälat  nach  Carlsruhe,  dass 
Rom  nur  sein  altes  Spiel  treibe,  die  angefangenen  Verhand- 
lungen so  lange  hinzuschleppen,  bis  die  Verhältnisse  einen 
den  curialen  Interessen  günstigeren  Abschluss  gestatteten. 


5.    Baiern  und  die  Rheinbundstaaten  bis  zum  Sturze 
Napoleons  und  auf  dem  Wiener  Congresse. 

War  schon  das  Misstrauen  der  Rheinbundstaaten  gegen 
Dalbergs  vermeintliche  oder  wirkliche  ehrgeizige  Bestrebungen 
im  hohen  Masse  geweckt,  so  wurde  es  noch  gesteigert,  als 
Napoleon  im  J.  1811  ein  Concil  nach  Paris  zusammenrief 
und  auch  Dalberg  dazu  aufforderte. 

Freilich  theilte  dieser  dem  badischen  Hofe  mit,  er  ge 
denke  dort  zum  Besten  der  rheinischen  Kirche  zu  wirkei 
und  er  versuchte  die  Ausdehnung  des  Concils  auf  Deutsch 
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land  auch  dadurch  zu  ermöglichen,  dass  er  die  baierischen 
Bischöfe  aufforderte  das  Concil  mitzubesuchen ;  aber  gerade  da- 
durch wurde  das  Misstrauen  der  deutschen  Regierungen  erhöht 

Der  Bischof  von  Eichstädt,  welchen  Dalfrerg  mit  seiner 
Vertretung  betraut  hatte,  empfing  von  seiner  Regierung  eine 
herbe  Rüge,  dem  Bischof  von  Speyer,  der  sich  von  München 
Verhaltungsbefehle  erbeten  hatte,  wurde  sofort  verboten, 
irgendwie  sich  an  dem  Concile  zu  betheiligen,  wenn  nicht 
Napoleon  den  baierischen  Hof  officiell  einladen  würde  *).  Der 
Kurfürst  von  Trier,  zugleich  B.  v.  Augsburg  verhielt 
«ich  von  vorne  herein  den  Wünschen  Dalbergs  gegenüber 
ablehnend. 

Um  so  gereizter  war  dieser  gegen  die  Regierungen. 

Der  badische  Gesandte  klagte  seiner  Regierung,  dass  er 
dem  verschlossenen  Manne  keinen  Gedanken  über  die  künftige 
Gestaltung  der  badischen  kirchlichen  Verhältnisse  ablauschen 
könne. 

Auch  in  Württemberg  hatte  man  dem  Pariser  Concile 
rege  Aufmerksamkeit  zugewendet  *).  Der  König  beabsichtigte 
.gleichfalls  ein  Nationalconcil  zusammentreten  zu  lassen,  und 
Abgeordnete  nach  Paris  zu  senden,  ging  dann  aber  von 
•diesem  Plane  ab  und  schickte  Keller  dorthin,  nicht  um  sich 
unmittelbar  am  Concile  zu  betheiligen,  sondern  nur  um  zu 
beobachten  und  um  die  für  Württemberg  zweckmässigen  Mass- 
regeln empfehlen  zu  können. 

Eine  unmittelbare  Verständigung  des  Württembergischen 
Hofes  mit  dem  in  Savona  gefangen  gehaltenen  Papste  liess 
die  französische  Regierung  nicht  zu,  welche  Keller  die  Pässe 
dorthin  verweigerte,  ebenso  wie  der  Herzog  von  Bassano 
auf  die  im  September  1811  an  ihn  gerichtete  Anfrage  der 
Badischen    Regierung  nach   dem  Ergebniss   des   Concils   — 


')  Darnach  ist  die  Darstellung  von  Sicherer  a.  a.  0«  187  f.  zu  er- 
:nzen. 

*)  Die*  ergänzt  die  Mittheilungen  Wessenbergs  bei  Beck,  Wessen« 
rg  187  ff. 

Longner  a.  a.  O.  342  ff.     Mejer  a.  a.  O.   1,  364  ff. 
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verbanden  mit  der  Betonung  wie  dringend  für  Baden  die 
Regelung  der  kirchlichen  Verhältnisse  sei  —  den  Bescheid 
ertheilte,  man  solle  warten  bis  der  Papst  seinen  Prätentionen 
entsage  und  die  Verhältnisse  sich  geklärt  hätten. 

Inzwischen  ordnete  der  König  von  Württemberg  wenig- 
stens provisorisch  die  kirchlichen  Zustände  seines  Landes. 

Nachdem  durch  den  Tod  des  Kurfürsten  Clemens 
Wenzel  von  Trier  der  bischöfliche  Stuhl  von  Augsburg  und 
die  Propstei  Ellwangen  im  J.  1812  erledigt  worden  waren, 
bewirkte  der  König  die  Errichtung  eines  eigenen  General- 
vicariates  Ellwangen  für  die  bisher  zur  Diöcese  Augsburg 
gehörigen  Katholiken  Württembergs,  welchem  daun  auch  im 
J.  1814  die  kirchliche  Regierung  der  bisher  zum  Bisthum 
Würzburg  gehörigen  katholischen  Landestheile  übertragen 
wurde.  Alles  mit  Dalbergs  Genehmigung,  aber  ohne  die  des 
gefangenen  Papstes. 

Gleich  nach  Restauration  der  päpstlichen  Herrschaft  gab 
indessen  der  König  nicht  nur  der  römischen  Curie  von  dem 
getroffenen  Provisorium  officielle  Kenntniss  und  erbat  die 
päpstliche  Bestätigung,  sondern  erklärte  sich  auch  gleichzeitig 
bereit,  die  zweimal  unterbrochenen  Concordatsverhandlungen 
aufs  Neue  aufzunehmen.  „Id  denique  praecipue,  schrieb 
der  württembergische  Minister  am  1.  Juli  1814  an  den 
Cardinal  Prosecretär  Pacca,  „Eminentiae  tuae  declarare  jussus 
sum,  esse  in  Regis  votis  ut  pactiones  de  componendis 
stubili  ordine  rebus  catholicorum  in  regno^incolentium  bis 
interruptae  repetantur,  Regemque  eo  consilio  missurum  esse 
Romam  cum  potestate  interpretem,  ut  primum  S.  Pater  regiis 
adnuerit  optatis." 

PaccA  antwortete  unter  dem  21.  September,  der  Papst 
habe  lebhaften  Schmerz  und  äusserste  Verwunderung  em- 
pfunden über  das  Benehmen  des  Bischofs  von  Tempe,  dass 
er  die  vom  Könige  getroffenen  kirchlichen  Massnahmen  de« 
Bestimmungen  des  Tridentinum  zum  Trotz  für  rechtmäss 
habe  erachten  können.  Der  Papst  würde  alles  prüfen  ut 
müsse  sich  weitere  Mittheilung  vorbehalten. 
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Diese  Note  traf  den  König  in  Wien,  wonin  er  sich  zum 
Congresse  begeben  hatte  und  wo  gleichzeitig  der  Cardinal 
Consalvi  weilte,  die  Interessen  der  Kirche  wahrzunehmen. 
An  diesen  wandte  sich  der  König,  in  der  Meinung,  dasa 
man  in  Rom  von  dem  Stande  der  württembergischen  Ange- 
legenheiten nicht  genügend  unterrichtet  sei.  Er  Hess  ihm  am 
18.  October  1814  durch  den  Geheimenrath  v.  Linden  eine 
ausführliche  Denkschrift  mittheilen. 

Consalvi  hegte  damals  noch  die  Hoffnung,  welche  auch 
Wessenberg  zum  Besuche  des  Congresses  veranlasst  hatte, 
dass  ein  deutsches  Concordat  hier  zu  Stande  werde  gebracht 
werden *) ;  er  vertröstete  den  König  von  Württemberg  auf 
dieses,  und  versicherte  ihm  wiederholt,  dass  die  Regelung 
des  Provisoriums  keine  Schwierigkeiten  bereiten  werde. 

Allein  die  Eifersucht,  namentlich  des  baierischen  Hofes, 
liess  die  kirchliche  Frage  in  Wien  nicht  zur  Verhandlung 
kommen,  und  so  schickte  denn  der  König  von  Württemberg 
im  Juli  1815  wieder  Keller  nach  Rom  mit  der  Vollmacht  *\ 
„ut  collatis  consiliis  cum  eo  quem  S.  S.  Pius  VII.  S.  M.  designa- 
verit,  riegotia  illa  quae  ad  res  catholicorum  in  regno  nostro 
perönent  et  de  quibus  tum  cum  Prosecretario  status  Card. 
Pacca  quam  Viennae  cum  secretario  Status  Cardinali  Consalvi 
acta  sunt  ad  exitum  perducat,  conventionem  mutua  pacis- 
centium  subscriptione  corroborandam  ineat  efficiatque  ut 
illud  pactum,  de  quo  primum  Stuttgardiae  per  nuntium 
p.  m.  comitem  a  Genga,  extraordinaria  legatum  potestate, 
dein  vero  Romae  actum  est,  super  jura  ecclesiae  catholicae 
in  regno  nostro  rite  definita,  additis  tarnen  vel  mutatis  iis, 
quae  ob  recens  incrementum  novasque  inde  ortas  rationes 
regni  nostri  addenda  vel  mutanda  sunt,  auctoritate  SS?  Suae 
firmum  habeatur. 

Allein  in  Rom  schien  man  die  Hoffnung  auf  ein  deutsches 
Concordat  noch  nicht  aufgegeben  zu  haben.    Wenigstens  be- 


l)  Vgl.  über  die  Wiener  Congressverhandlungen  jetzt  Mejer  a.  a.  O.  ly 
,6  ff. 

f)  Die  Instruction  Beilage  II. 
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richtete  Keller  im  October  und  November,  dass  der  Papst 
die  Bestätigung  des  Provisoriums  verzögere  und  den  Con- 
cordatsverhandlungen  ausweiche,  unter  dem  Vorwande,  dass 
bei  dem  Zusammentritte  des  Bundestages  in  Frankfurt  ent- 
weder ein  allgemeines  Concordat  für  die  deutsche  Nation 
werde  verhandelt,  oder  doch  einige  allgemein  verbindliche 
Hauptgrundsätze  würden  aufgestellt  werden. 

Mit  Nachdruck  reagirte  der  König  gegen  diese  Vor- 
stellungen der  Curie.  Er  betonte  (18.  December  1815), 
dass  die  deutschen  Verhältnisse  kein  Concordat  erforderten, 
dass  die  Voraussetzung  eines  allgemeinen  Concordates  unge- 
gründet sei,  und  der  König  nie  daran  Theil  nehmen  werde. 
Es  handle  sich  überhaupt  nicht  um  Wiederherstellung  der 
alten,  sondern  um  Errichtung  neuer  Bisthümer,  wo  die  Sou- 
veräne für  die  bestehenden  Bedürfhisse  zu  sorgen  und  die 
kirchlichen  Grenzen  der  Landesgrenze  adäquat  zu  machen 
hätten.  Die  allgemeinen  Grundsätze  seien  in  der  Convention 
von  1807  zur  Genüge  festgestellt. 

Auch  diese  energische  Sprache  verfehlte  in  Rom  des 
Eindruckes.  Erst  als  der  König  im  Februar  1816  erklärte, 
er  werde  nicht  nur  alle  ihm  als  Souverän  zustehenden  Mittel 
anwenden,  um  jeden  anmassenden  Schritt  des  päpstlichen 
Hofes  zurückzuweisen  und  dessen  Wirksamkeit  gänzlich  zu 
hemmen,  sondern  auch  die  Unterhandlungen  abbrechen  lassen, 
er  werde  die  Verhandlungen  den  übrigen  protestantischen 
Fürsten  mittheilen,  die  dann  „den  mit  dem  Zeitgeiste  unver- 
einbaren Forderungen  des  päpstlichen  Hofes  die  vereinte 
Kraft  ihrer  Rechte  in  Kirchensachen  entgegensetzen  und  ge- 
meinschaftlich auf  eine  dem  Bedürfniss  und  den  wohlbekannten 
schon  mehrfach  ausgesprochenen  Wünschen  der  Geistlichkeit 
selbst  entsprechende  Weise  das  vollbringen  werden,  was  bis- 
her allein  in  den  versuchten  Ausdehnungen  der  päpstlichen 
Gewalt  sein  Hinderniss  gefunden  habe",  —  erst  als  dann  noch 
ein  Rescript  des  Königs  in  Rom  eingetroffen  war,  ertheilte 
der  Papst  in  einem  an  den  Bischof  v.  Tempe  gerichteten  Br  e 
vom  21.  März  1816  seine  Genehmigung  zu  der  in  Würti  i- 
berg   geschaffenen    provisorischen   kirchlichen  Ordnung   l    & 
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ernannte  den  königlichen  Geschäftsträger  zum  Bischof  von 
Evara  i.  p. 

Von  einem  Concordate  war  keine  Rede,  und  es  unter- 
liegt keinem  Zweifel,  dass  hier  die  Willensmeinung  des  öster- 
reichischen Cabinets  bestimmend  war,  denn  noch  immer  mochte 
Metternich  hoffen,  ein  gemeinsames  deutsches  Goncordat  unter 
Oesterreichs  Aegide  zu  Stande  zu  bringen. 

Wenigstens  hatte  noch  im  Spätjahr  1816  der  württem- 
bergische Gesandte  in  Wien,  Graf  v.  Lützow,  seinem  Hofe 
berichtet,  dass  Oesterreich  eine  Conferenz  in  Frankfurt  zur 
Bestimmung  der  im  Reichsdeputations-Hauptschluss  vorbe- 
haltenen Diöcesan  -  Eintheilung  vorzuschlagen  beabsichtige 
und  ebenso  hatte  Wessenberg  am  28.  November  1816  an  den 
württembergischen  Minister  v.  Wangenheim  geschrieben,  dass 
Oesterreich  zur  Verständigung  über  die  bei  einem  Concor- 
date zu  befolgenden  Grundsätze  eine  Aufforderung  an  die 
deutschen  Höfe  richten  werde. 

In  der  That  war  denn  auch  Ende  November  eine  öster- 
reichische Note  eingelaufen,  „über  die  Herstellung  einer  re- 
vidirten  kirchlichen  Karte  sich  zu  besprechen",  die  in  Stutt- 
gart den  Beifall  des  neuen  König  Wilhelm  gefunden,  und 
dort  die  Ausarbeitung  von  Grundsätzen,  die  bei  den  Ver- 
handlungen als  Basis  zu  benützen  seien,  veranlasst  hatte. 

Umsomehr  musste  man  in  Stuttgart  erstaunen,  als  plötz- 
lich von  Rom  aus  (5.  April  1817)  dem  von  der  neuen  Re- 
gierung bei  der  Curie  beglaubigten  Geschäftsträger  Kölle 
die  Proposition  zu  einer  Separatverhandlung  gemacht  wurde. 

Die  württembergische  Regierung  verhielt  sich  desshalb 
durchaus  ablehnend,  that  äusserst  kühl,  verwies  auf  die  von 
Rom  ja  selbst  als  bevorstehend  bezeichneten  Verhandlungen 
in  Frankfurt,  wegen  welcher  dem  verstorbenen  Könige 
noch  auf  die  kurz  vor  dem  Tode  am  23.  Juni  1816  gemachten 
Concordatsvorschläge  eine  abweisende  Antwort  geworden 
war,  und  suchte  das  Räthsel  des  nachgebenden  Benehmens 
er  Curie  in  Wien  zu  ergründen. 

Die  Lösung  war    nicht  schwer  zu  finden.     Metternich 
rklärte  auf  die  Anfrage  des  württembergischen  Gesandten, 

Friedberg,  Staut  und  Bischof wählen.  3 
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er  habe  den  Plan  eines  gemeinschaftlichen  Concordates  fallen 
lassen,  da  Baiern  hartnäckig  seine  Betheiligung  verweigert 
habe.  Höchstens  die  protestantischen  Höfe  könnten  jetzt  noch 
eine  Conferenz  beschicken,  aber  auch  für  diese  seien  Separat- 
verhandlungen vorzuziehen. 

Uebrigens  suchte  dann  auch  die  Curie  selbst  den 
Wechsel  ihrer  Politik  zu  motiviren. 

Consalvi  erklärte,  die  Verhandlungen  des  Jahres  1807 
seien  lediglich  von  Napoleon  hintertrieben  worden,  die  vom 
Wiener  Congresse  an  der  Eifersucht  der  deutschen  Souveräne 
gegen  Oesterreich  gescheitert.  Jetzt  habe  aber  dieses  vor 
ungefähr  Jahresfrist  erklärt,  dass  es  Separatunterhandlungen 
kein  Hinderniss  in  den  Weg  legen  werde,  und  so  habe  der 
Papst  sofort  mit  Baiern  unterhandelt  und  schon  abgeschlossen. 

Ebenso  äusserte  sich  Consalvi  in  der  Note  vom  1.  Sep- 
tember 1817,  wo  er  über  die  Verhandlungen  des  Jahres  1807 
sagte,  dass  der  württembergische  Minister  sicher  auch  wisse, 
„dass  die  schon  sehr  weit  vorgerückten  Unterhandlungen  von 
einer  überwiegenden  und  damals  unwiderstehlichen  Macht 
gewaltsam  unterbrochen  worden  seien''.  Der  Papst  erinnere, 
fügt  er  hinzu,  „dass  der  hochselige  König  die  Concordatsunter- 
handlungen  fiir  sein  Reich  mit  dem  päpstlichen  Hofe  während 
des  Aufenthaltes  des  Mons.  della  Genga  in  Stuttgart  ange- 
knüpft und  fortgesetzt  habe,  ohne  auf  den  Reichstag  in 
Regensburg  Rücksicht  zu  nehmen.  Se.  Heiligkeit  könne  dar 
her  nicht  einsehen,  wie  Se.  Majestät  in  den  Fall  kommen 
könne,  auf  den  Bundestag  in  Frankfurt  Rücksicht  zu  nehmen/* 

Gerade  aber  der  Verlauf,  den  die  baierischen  Verhand- 
lungen genommen  hatten,  berührte  in  Stuttgart  so  unan- 
genehm, dass  man  dort  die  Idee  einer  Separatunterhandlung 
mit  Rom  definitiv  fallen  Hess,  und  in  der  Gemeinsamkeit  aller 
protestantischen  Höfe  Deutschlands  den  alleinigen  Schutz 
gegen  römische  Uebervortheilung  zu  finden  meinte.  Man 
scheute  sich  —  fuhrt  eine  Denkschrift  des  spätem  Bischofs 
von  Mainz,  Burg,  aus  —  wie  in  Baiern  „einen  Staat  im  Staat* 
zu  bilden,  was  der  Ruhe  der  Unterthanen  und  selbst  d< 
Sicherheit  des  Thrones  gefährlich  werden  könnte. 
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„Man  wollte  demgemäss  1.  die  religiösen  Bedürfnisse  der 
katholischen  Unterthanen  befriedigen,  ohne  die  jura  circa 
Sacra  zu  gefährden  und  auf  die  Bahn  des  baierischen  Con- 
cordates  zu  gelangen,  und  2.  für  die  in  den  vereinigten 
Staaten  bestehende  Kirchenprovinz  ein  eigenes  Kirchensystem 
einfuhren,  wodurch  das  Kirchenwesen  mit  der  Verfassung 
des  Staates  und  dem  Stande  der  gegenwärtigen  Aufklärung 
mehr  in  Einklang  gebracht  und  dem  Papalsy stein,  welches. 
die  Staaten  neuerdings  mit  dem  Obscurantismus  und  allen 
daraus  hervorgehenden  traurigen  Folgen  bedroht,  für  immer 
Schranken  gesetzt  werden"1). 


*)  Worte  Burgs  ans  der  angeführten  Denkschrift. 
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Zweites  Capitel. 

Der  Abschluss  der  diplomatischen  Verhandlungen. 

1815—1827. 


1.  Baiern  *). 

Baiern,  welches  schon  zur  Zeit  des  deutschen  Reiches, 
wie  des  Rheinbundes  einem  Sonderconcordate  nachgestrebt 
hatte,  nur  um  die  Souveränetat  unbeschränkt  entfalten  zu 
können,  trat  noch  ehe  an  eine  Neuconstituirung  Deutschlands 
nur  gedacht  wurde,  den  Concordatsplänen  wieder  näher. 
Schon  im  Juli  1814,  unmittelbar  nach  der  Herstellung  des 
Friedens,  Hess  Montgelas  die  Concordatsarbeiten  neu  auf- 
nehmen. Darum  verhielt  sich  denn  auch  Baiern  auf  dem 
üViener  Congress  allen  Plänen  gegenüber,  eine  deutsche  Kirche 
herzustellen,  durchaus  ablehnend,  darum  gab  es  an  Wessen- 
berg,  dessen  episcopalistische  Bestrebungen  es  im  Uebrigen 
billigte,  die  klassische  Antwort,  dass  es  „gross  genug  sei, 
«eine  eigene  geschlossene  Kirche  zu  besitzen". 

Die  Zielpuncte  der  baierischen  Regierung  waren  dabei 
unverändert  dieselben,  welchen  schon  die  früheren  Concordata- 
entwürfe  zugestrebt  hatten;  namentlich  eine  eigene  Landes- 
kirche, mit  baierischen,  vom  Könige  zu  ernennenden  Bischöfen. 
Das  enthielt  denn  auch  der  von  dem  Oberkirchenrath  von 
Boiler  im  December  1824  ausgearbeitete  Entwurf2),  wonach 
zugleich  die  Bischöfe  dem  Könige  einen,  nach  dem  Muster 
des  französischen  geformten  Eid  schwören  sollten,  —  mit 
dem  wesentlichen  Zusätze,   dass   dieser   Eid   auch   auf  de~ 


■)  Vgl.  Sicherer  a.  a.  O.  189  ff. 

3J  Bei   (Uöfler)  Concordat   und  Constitutionseid    der  Katholiken 
»aiern  (Augsburg  1847)  29  ff. 
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Gehorsam  gegen  die  Constitution  und  die  Gesetze  zu  gehen? 
habe  —  und  in  welchem  gleichfalls  nach  französischem  Bei- 
spiel vorgeschlagen  wurde,  dass  wenn  der  Papst  ohne  zu- 
reichenden Grund  die  Institution  binnen  sechs  Monaten  von 
der  ihm  überbrachten  Anzeige  nicht  ertheilen  würde,  der 
Metropolitan,  „oder  bei  dessen  Abgang,  wenn  es  sich  um 
den  Erzbischof  fragt,  der  älteste  Bischof  des  Königreiches  zur 
Institution  des  ernannten  Bischofes  schreiten"  sollte  '). 

Mit  den  Verhandlungen  wurde  im  August  1816  der 
schon  früher  in  Rom  accreditirte  Weihbischof  Häffelin  be- 
auftragt, welcher  dieselben  im  September  1816  eröffnete.. 
Die  Forderungen,  welche  man  in  München  aufzustellen, 
beschlossen  hatte,  waren  indessen  in  der  von  Häffelin  am 
1.  September  1816  dem  Cardinalstaatssecretär  übergebenen 
Punctation  2)  schon  wesentlich  abgeschwächt  worden.  Freilich 
wurde  königliche  Nomination  zu  den  bischöflichen  Stühlen 
verlangt,  aber  nicht  mehr  wie  früher  als  Ausfluss  des  Landes- 
hoheitsrechtes nach  französischem  Muster,  sondern  auf  Grund 
des  Patronates,  welches  der  König  sich  aus  der  Dotation  der 
Diocesen  zuschrieb.  Von  einer  zeitlichen  Begränzung  der 
päpstlichen  Institution  war  ebensowenig  die  Rede,  wie  von. 
dem  Eide  der  Bischöfe,  dagegen  wurde  baierischem  Her- 
kommen gemäss  das  Recht  des  Königs  gewahrt,  die  Bischöfe 
in  die  Temporalien  einzuweisen,  und  ein  billiges  Abkommen 
bezüglich  der  Annaten  in  Aussicht  genommen. 

Die  Curie  hatte  sich  anfangs,  wie  früher  Baierns  Sonder- 
bestrebungen gegenüber,  kühl  ablehnend  verhalten,  so  lange 
noch  ein  allgemein  deutsches  Concordat  möglich  erschien» 
Erst  als  diese  Eventualität  ganz  fortgefallen  war,  ging  sie- 
mit  Oesterreichs  Erlaubniss  8)  auf  die  Verhandlungen  ein,  und. 
ernannte  die  Monsignori  Mazio  und  Sala  zu  Bevollmächtigten.. 

Nach  allem,  was  vorangegangen  war,  mochte  kaum  er- 
wartet werden,  dass  selbst  wenn  das  restaurirte  Papstthum 


*)  ,.Es  würde  gut  sein",  bemerkte  Holler  zu  dieser  Bestimmung,  „da- 
ntt  durchdringen  zu  können".  Sicherer  a.  a.  0.  194. 
*)  Abgedruckt  bei  Sicherer  a.  a.  O.  Urkk.  no.  16. 
3)  Siehe  oben  S.  34. 
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die  ganze  Schärfe  seiner  Grundsätze  hervorkehren  würde, 
das  Nominationsrecht  des  baierischen,  eines  katholischen 
Fürsten  noch  auf  Widerstand  stossen  könnte. 

Und  doch  war  das  der  Fall.  Ob  man  sichhier  wieder 
Stoff  zu  Concessionen  offen  halten  wollte,  durch  deren  all- 
mählige  Gewährung  andere  Prätentionen  durchgesetzt  werden 
könnten,  ob  man,  wie  der  hannoverische  Unterhändler  Leist 
seiner  Regierung  berichtete,  mit  Rücksicht  auf  die  preussi- 
schen  Verhandlungen  Schwierigkeiten  erhob :  genug  der  als 
Gegenentwurf  im  Herbste  1816  an  Häffelin  überreichte2) 
enthielt  für  den  König  nur  die  Befiigniss,  die  erstmalige  Be- 
setzung der  Bisthümer  vorzunehmen.  In  Zukunft  sollte  da- 
gegen das  Capitel  ihm  vier  Candidaten  präsentiren  und  er 
einen  wählen  dürfen,  ein  Vorschlag,  der  noch  bei  Weitem 
unter  dem  Niveau  der  den  protestantischen  Fürsten  später  ge- 
machten stand,  und  der  noch  dazu  das  päpstliche  Devolutions- 
recht ausdrücklich  wahrte,  welches,  falls  das  Capitel  nicht 
binnen  zwei  Monaten  wähle,  Platz  greifen  sollte,  so  dass  es 
in  der  That  nur  einer  bezüglichen  Anweisung  des  Papstes  an 
das  Capitel  bedurft  haben  würde,  um  das  Minimum  der 
königlichen  Rechte  vollkommen  zu  vernichten  und  die  Er- 
nennung in  das  freie  päpstliche  Belieben  zu  setzen. 

Der  Bischofseid  wurde  genau  wie  in  den  früheren  Pro- 
jecten  formulirt,  so  dass  von  einer  Berücksichtigung  der  Ver- 
fassung und  Staatsgesetze  keine  Rede  sein  konnte.  Und  an 
diesen  Bestimmungen  hielt  die  römische  Curie  fest,  obgleich 
Häffelin  während  dreier  ganzer  Monate  ihre  Abänderung 
erstrebte.  Resignirt  schickte  er  endlich  das  römische  Projeot 
nach  München.  Dort  fand  freilich  schon  im  Februar  1817 
ein  Ministerwechsel  statt,  welcher  Montgelas  stürzte  und  in 
seinem  endlichen  Erfolge  zum  wirklichen  Abschlüsse  des 
Concordates  wesentlich  beigetragen  hat,  noch  aber  war  der 
kirchenpolitische  von  jenem  gepflanzte  Geist  zu  mächtig, 
ala  dass  man  wehrlos  die  römischen  Forderungsn  bewilligt 
hätte.    Die  neue  Instruction,  welche  der  Graf  Thürheim  ar 


*)  Abgedruckt  bei  Sicherer  a.  a.  O.  Urkk.  no.   17. 
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S.  Februar  1317  für  Häffelin  ausfertigte  *),  verlangte  unter 
anderen  zahlreichen  Puncten  auch  das  unbedingte  „freie  Er- 
nennungsrecht" zu  den  bischöflichen  Stühlen.  Aber  der 
schwache,  der  Curie  hingegebene,  die  Bedeutung  des  in 
München  eingetretenen  Umschwungs  verkennende  Häffelin 
war  höchstens  geeignet,  Rom  in  seinen  Prätentionen 
2u  bestärken.  Wenigstens,  was  die  Frage  der  Besetzung  der 
bischöflichen  Stühle  betrifft,  so  enthielt  das  römische  Ulti- 
matum, welches  Häffelin  seiner  Regierung  am  23.  April  1817  2) 
vorlegte,  keine  Aenderung  gegenüber  dem  früheren  Entwurf. 
In  München  aber  gerieth  man  immer  mehr  auf  die  schiefe 
Ebene  der  Nachgiebigkeit,  und  so  entschloss  man  sich  auch, 
«Jas  Nominationsrecht  mit  dem  von  der  Curie  vorgeschlagenen 
-Quaternavorschlag  des  Capitels  zu  vertauschen,  aber  man 
wollte  diese  Concession  nur  um  den  Preis  machen,  dass  die 
-Curie  im  Uebrigen  die  von  der  Regierung  gestellten  Forde- 
rungen genehmige8).  Nichtsdestoweniger  hielt  eine  officielle, 
von  dem  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten,  Freiherrn 
von  Rechberg,  redigirte  Depesche  an  dem  königlichen  Nomi- 
nationsrecht fest,  welches  der  Gesandte  in  der  gleichzeitig 
•erlassenen  Instruction  nicht  mehr  zu  verlangen  angewiesen 
wurde.  Lebhaft  beklagte  die  Depesche,  dass  dem  Könige  ein 
Recht  versagt  werde,  welches  jeder  katholische  Souverän 
besitze  und  welches  ihm  schon  früher  zugestanden  worden  sei. 
Wenigstens  dürfte  doch  von  der  freundschaftlichen  Gesinnung 
•des  heiligen  Vaters  das  Nominationsrecht  zu  einigen  bischöf- 
lichen Sitzen  erwartet  werden,  um  dem  Könige  den  Schmerz 
2u  ersparen,  sich  schlechter  behandelt  zu  sehen,  als  der  König 
von  Neapel  oder  der  Grossherzog  von  Toscana. 

Darauf  hin  gab  denn  nicht  nur  Rom  nach,  sondern  noch 
mehr  der  baierische  Gesandte,  welcher,  aller  seiner  Instruc- 
tionen ungeachtet,  das  Nominationsrecht  preisgab,  ohne  die 
.als  Aequivalent  für    diese  Nachgiebigkeit  seitens  der  Regie- 


!)  Sicherer  a   a.  O.  223  ff. 

*)  Abgedruckt  bei  Sicherer  a.  a.  O.  Urkk.  no.   IS. 
*)  Ebendaselbst  230. 
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rung  verlangten  Concessionen  von  der  Curie  bewilligt  zu 
erhalten"  und  am  5.  Juni  1817  das  Concordat *)  unterzeichnete. 
Darnach  bestimmte  Art  9: 

„Sanctitas  Sua,  attenta  utilitate,  quae  ex  hac  conventicne 
manat  in  ea  quae  ad  res  Ecclesiae  et  Religionis  pertinant, 
Majestati  Regia  Maximiliani  Josephi,  ejusque  successoribus 
catholicis,  per  litteras  apostolicas  statim  post  ratiticationem 
praesentis  conventionis  expediendas,  in  perpetuum  concedet 
indultum  nominandi  ad  tres  Ecclesias,  nempe  ad  Metropolis 
tanam  Monacensem  et  ad  Cathedrales  Ratisbonensem  et  Herbi- 
polensem  dignos  et  idoneos  Ecclesiasticos  viros,  iis  dotibus 
praeditos,  quos  sacri  Canones  requirunt;  talibus  autem  viris 
Sanctitas  Sua  canonicam  dabit  institutionem  juxta  forma* 
consuetas.  Pro  reliquis  autem  Ecclesiis  Regni  Bavariae  se- 
quens  servabitur  ordo.  Quotiescunque  Archiepiscopalis  vel 
Episcopalis  sedes  vacarent,  Canonici  intra  bimestre  capitu- 
lariter  congregati,  Majestati  Suae  Regiae  proponent  quatuor 
Ecclesiasticos  viros  supradicta  requisita  habentes,  partim  de 
gremio  capituli,  partim  ex  reliquo  Clero  sive  saeculari  sive 
regulari,  ex  quibus  quatuor  viris  Majestas  Sua  unum  nomi- 
nabit,  isque  intra  tres  menses  a  die  propositionis  a  Capitata 
factae  computandos  ad  Sanctam  Sedem  pro  obtinenda  pro- 
visione  Apostolica  recurrere  debebit:  tali  autem  viro  Sanctitas- 
Sua  canonicam  institutionem  dabit  juxta  formas  consuetas. 
Priusquam  vero  eam  obtinuerit,  regimini  seu  administrationi 
ecclesiae  ad  quam  designatus  est  nullo  modo  se  immiscere 
poterit. 

Cum  autem  nunc  plures  sedes  vacent  et  capitula  nondum 
ordinata  sint,  proptereaque  ab  ipsis  supradicta  quatuor  can- 
didatorum  propositio  fieri  non  possit,  Sanctitas  Sua  per  apo- 
stolicas litteras  ut  supra  expediendas  Majestati  Suae  Regi 
Maximiliano  Josepho  Apostolicum  indultum  concedet  nomi- 
nandi intra  duos  menses  a  die  ratificationis  praesentis  con- 
ventionis computandos  ad  ecclesias  quae  ad  praesens  vacant, 
eadem    vero    Sanctitas    Sua    nominatis    supradicta    requis 


»)  Abgedruckt  bei  Höfler  a.  a.  O.  63  ff. 
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habentibus  canonicam  institutionem  dabit  juxta  formas  con- 
suetas. 

Annatarum  autem  et  Cancellariae  taxae  proportionaler 
ad  uniuscujusque  mensae  annuos  redditus  de  novo  statuentur." 

Bezüglich  des  Eides  blieb  es  bei  dem  alten  Projecte. 

Indessen  gingen  die  Concessionen  zu  denen  sich  Häffelin 
gegen  seine  Instruction  herbeigelassen  hatte,  weit  über  die 
Gränzen  hinaus,  welche  man  in  München  einzuhalten  ge- 
sonnen war.  Man  beschloss  daher  dort  dem  Concordate  die 
Ratification  zu  verweigern.  Eigenthümlicher  Weise  —  und 
allerdings  im  Einklänge  mit  der  oben  erwähnten  Depesche 
Rechbergs  —  war  man  anfänglich  geneigt,  die  Bestimmung 
über  die  Besetzung  der  bischöflichen  Stühle,  wie  sie  im  Con- 
cordate normirt  war,  anzunehmen  und  nur  für  die  Erz- 
bisthümer  die  königliche  Komination  zu  beanspruchen  *).  Bald 
aber  auf  Veranlassung  des  Ministers  v.  Lerchenfeld  beschloss 
man  auch  in  dieser  Beziehung  wieder  auf  die  alten  Vpr- 
sehläge  zurückzukommen,  „da  nur  hiedurch  der  Einfluss  der 
römischen  Curie  bei  der  Besetzung  erledigter  Episcopate 
vermieden  und  so  sehr  als  möglich  ein  gutes  Einverständnis^ 
der  Bischöfe  mit  den  Landesstellen  verbürgt  werden  kann"  *). 
Diese  Ansicht  stimmte  auch  mit  den  Anschauungen  überein, 
welche  der  Minister  Freiherr  v.  Rechberg  in  ausführlicher 
Denkschrift8)  entwickelte.  „Die  Ernennung  der  Bischöfe", 
so  schrieb  er,  „die  allen  katholischen  Souveräns  in  Europa 
zusteht,  betrachtet  Unterzeichneter  als  ein  von  der  Krone 
unzertrennliches  Recht  und  unter  ihrer  Würde,  auf  ihre  Er- 
nennung bloss  mittelbar  durch  die  Capitel  einzuwirken.  • 

Dieses  wesentliche  Recht,  welches  man  nicht  nur  als 
Ehrensache,  sondern  aus  dem  Gesichtspuncte  zu  behaupten 
bedacht  sein  muss,  um  desto  grösseren  Einfluss  auf  die  Vor- 
stände der  höheren  Geistlichkeit  zu  erhalten,  war  im  Jahre 
1807  eingeräumt.  Es  ist  nicht  begreiflich,  warum  die  römische 


*)  VgL  Sicherer  a,  a.  O.  233. 

*)  Ebendaselbst  238. 

3)  Abgedruckt  ebendaselbst  Urkk.  no.  19. 
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Curie  gegenwärtig  von  dieser  Bewilligung  abweichen  will. 
—  Der  Cardinal  Severoli  äusserte  dem  Unterzeichneten  selbst 
sein  Erstaunen  über  eine  Bestimmung,  die  noch  keinem 
katholischen  Fürsten  verweigert  worden  war. 

Wie  würden  Se.  Majestät  neben  den  viel  kleineren 
katholischen  Souveräns  in  Italien  und  gar  ihren  Mitverbün- 
deten in  Frankfurt  erscheinen,  wenn  Allerhöchst  Sie  in  dem 
Augenblicke  einer  mit  so  grossen  Opfern  verbundenen  neuen 
Gründung  der  kirchlichen  Verhältnisse  in  Ihren  Staaten 
dieses  Recht  nicht  erhalten  würden. 

Die  theilweise  Ernennung,  wie  sie  der  römische  Hof  zu- 
gesteht, würde  die  verschiedenen  Kirchen  in  eine  ungleiche 
Stellung  gegen  den  Staat  versetzen,  durch  keinen  denkbaren 
Grund  zu  erklären  sein  und  dem  Volk  den  misslungenen 
Versuch,  der  Regierung  das  Ernennungsrecht  zu  erhalten, 
klar  vor  Augen  legen. 

Unterzeichneter  muss  daher  wünschen,  dass  dieses  Er- 
nennungsrecht nachdrücklich  behauptet  und  dagegen  dem 
römischen  Hofe  angeboten  werde,  in  den  säcularisirten  Lan- 
dern den  Bischöfen  zwei  Drittel  und  nötigenfalls  auch  drei 
Viertel  der  Pfarrbesetzungen  zu  überlassen". 

Als  in  Rom  das  Scheitern  der  Pläne  bekannt  wurde, 
welche  man  auf  die  Schwäche  des  baierischen  Gesandten  ge- 
baut hatte,  und  mit  welchen  man  den  übrigen  gleichzeitig 
verhandelnden  Staaten  und  namentlich  Oesterreich  gegenüber 
einen  Vortheil  hatte  erringen  wollen,  war  man  bestürzt  und 
unwillig.  Aber  bald  liess  man  sich  wieder  auf  Verhandlungen 
ein,  und  es  zeigte  sich  deutlich,  wie  unnöthig  in  manchen 
Puncten  die  Nachgiebigkeit  des  baierischen  Bevollmächtigten 
gewesen  war.  Denn  schon  in  einer  der  ersten  Conferenzen, 
welche  gepflogen  wurden,  gestand  der  Cardinalstaatssecretär 
die  landesherrliche  Nomination  für  alle  Bisthümer  zu  '),  und 
so  gewährte  sie  dann  auch  das  neue,  unter  dem  alten  Datum 
geschlossene  Concordat  dem  Könige  und  dessen  katholiscl  n 


')  Vgl.  ebendaselbst  247. 
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Regierungsnachfolgem  *),  freilich  nicht  auf  den  Titel  der 
Fandation  hin,  sondern  als  einen  Ausflugs  päpstlicher  Gnade. 
Bezüglich  des  von  den  Bischöfen  dem  Papste  zu  leisten- 
den Eides,  auf  welchen  Punct  Lerchenfeld  die  Aufmerksam- 
keit der  Regierung  gelenkt  hatte,  wurde  im  Concordate 
nichts  ausgemacht,  wie  denn  auch  Rechberg  nicht  darauf 
geachtet  hatte. 

2.  Preussen2). 

Schon  vor  dem  Wiener  (Kongresse  war  in  Preussen  das 
Bedürfhi8S  einer  Neuregelung  der  kirchlichen  Verhältnisse 
lebhaft  empfunden  worden,  hatte  zu  mehrfachen  Berathun- 
gen  gefuhrt3)  und  durch  die  Einverleibung  der  katholischen 
Rheinprovinzen  nur  eine  Verstärkung  erfahren. 

Auch  während  des  Wiener  Congresses  hatte  dann  die 
preussische  Diplomatie  sich  mit  der  kirchlichen  Frage  be- 
schäftigt, und  nachdem  der  Congress  diese  ungelöst  gelassen 
hatte,  kündigte  der  Fürst  Hardenberg  schon  im  Juli  1815 
an,  dass  die  preussische  Regierung  in  Rom  ein  Concordat 
zu  schliessen  beabsichtige  und  dass  er  Niebuhr  als  Unter- 
händler in  Aussicht  genommen  habe4).  Bei  diesem  Plane 
verharrte  denn  auch  die  preussische  Regierung  in  der  Folge- 
zeit, da  sie  den  Abschluss  eines  deutschen  Concordates  schon 
durch  das  in  der  Bundesacte  vorgeschriebene  Stimmen- 
verhältniss  der  deutschen  Staaten  für  unmöglich  erachtete6). 

So  wurde  denn  in  Berlin  ein  Entwurf  zur  Convention 
gefertigt,  welcher  auch  die  Besetzung  der  bischöflichen  Stühle 
in  Erwägung  zog. 


')  Den  Wortlaut  der  Concordatsbestimmungen  siehe  in  Beilage  CXI. 

*)  Die  nachfolgende  Darstellung  habe  ich  zum  Theil  schon  gegeben 
in  meiner  Schrift:  ,, Das  Veto  der  Regierungen  bei  Bischofswahlen  in  Preussen 
und  der  oberrheinischen  Kirchenprovinz14  (Halle  1869);  sie  ist  jetzt  er- 
gänzt nach  Schulte,  ,,die  Rechtsfrage  des  Einflusses  der  Regierungen 
h  i  den  Bischofswahlen  in  Preussen"  (Giessen  1569). 

«)  Vgl.  Mejer  a.  a.  O.  IL,  2,  3  ff. 

*)  Ebendaselbst  II.,  2,  34. 

*)  Vgl.  Friedberg,  Gränzen  a.  a.  0.  332. 
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Bisher  waren  Preussen  und  Oesterreich  die  einzigen 
deutschen  Staaten  gewesen,  in  deren  Gebiet  Bischöfe  vor- 
handen waren,  aber  während  das  letztere  sich  im  Besitz  des 
vom  Papste  ausdrücklich  concedirten  Nominationsrechtea  be- 
fand, war  Preussen  nur  Rechtsnachfolger  katholischer  Staaten, 
deren  Regenten  entweder  rechtlich  oder  factisch  Bischöfe 
ernannt  hatten,  und  konnte  deshalb  höchstens  die  Befugnisse 
seiner  Besitzvorgänger  geltend  machen  J). 

In  Breslau  freilich  hatte  Friedrich  der  Grosse  das  Wahl- 
recht des  Capitels  anerkannt,  jedoch  dessen  Freiheit  in  der- 
selben Weise  beschränkt,  wie  das  schon  von  Seiten  der  öster- 
reichischen  Fürsten  geschehen  war 2) ;  in  den  durch  die  pol- 
nische Theilung  dem  preussischen  Territorium  zugefallenenBiß- 
thümern  aber  hatte  der  König  —  mit  Ausnahme  von  Ermeland, 
wo  der  Petrikauer  Vertrag  galt3)  —  geradezu  nominirt,  wo- 
bei bald  eine  Scheinwahl  gestattet  wurde  4),  bald  auch  nicht 5). 

l)  Darüber  wird  ausführlich  in  der  ersten  Abtheilung  dieses  Werkes 
gehandelt  werden. 

*)  Vgl.  einstweilen  Laspeyres,  Gesch.  d.  heat.  Verfass.  d.  kath. 
Kirche  Preussens  (Halle  1840)  368  ff. 

3)  Dieser  vom  Jahre  1512,  bestätigt  von  Leo  X.  am  1.  November  15l3? 
bestimmte,  dass  bei  Erledigung  des  bischöflichen  Stuhles  das  Capitel  dem 
Könige  schleunig  ein  Verzeichniss  der  zu  seinem  Gremium  gehörigen  Per- 
sonen einzureichen  habe,  mit  Nachrichten  über  die  persönlichen  Verhält- 
nisse, Wandel  u.  s.  w.,  dass  der  König  acht  Tage  nach  dem  Empfange 
vier  Personen  daraus  nennen  solle,  quae  veri  terrarum  Prussiae  indigenae 
sein  mussten,  und  dass  aus  diesen  gewählt  werde.  Lengnich,  jus  pnbl. 
regni  Polon.  üb.  II.  §.  15,  lib.  III.  §.  48. 

*)  So  wurde  1793  Graf  Raczynski  zum  Bischof  von  Posen  ernannt 
durch  Friedrich  Wilhelm  II.  Dabei  erging  an  das  Capitel  die  Cabinets- 
ordre  vom  5.  August  1793:  „Um  Euren  gerechten  Schmerz  zu  lindem 
haben  wir  zu  dem  erledigten  Bisthum  Posen  nach  dem  uns  zustehenden 
Rechte  den  würdigen  Grafen  Ignatius  v.  Raczynski  ernannt.  Ueberzeugt, 
dass  Ihr  seine  Verdienste  nicht  verkennen  und  über  diese  Unsere  Nomi- 
nation  höchst  erfreut  seyn  werdet,  erwarten  Wir  von  Euch,  dass  Euere 
Stimmen  und  Wahl  auf  diesen  und  nicht  einen  andern  fallen,  wie  solches 
auch  Unser  Wahlcommissarius  Euch  vortragen  wird'4.  A  cten  des  k.  M inist. 
d.  geist].  Angelegenh.  zu  Berlin.  Der  Nominirte  wurde  dann  ch 
vor  der  päpstlichen  Bestätigung  in  den  Besitz  der  Temporalien  gef  * 
So  Gorczenski  durch  Cabinetsordre  vom  17.  März  1794. 

6)  Vgl.  unten  Buch  IL  Cap.  I. 
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Die  römische  Curie  ignorirte  officiell  den  von  der 
preussischen  Regierung  auf  die  Besetzung  der  bischöflichen 
Stühle  ausgeübten  Einfluss.  Sie  betrachtete  den  ganzen  Pro- 
testantismus als  ein  illegitimes  Factum;  so  mochte  sie  auch 
nicht  geradezu  Rechte  protestantischer  Fürsten  anerkennen, 
welche  sich  auf  die  Kirche  selbst  bezogen,  und  welche  diese 
doch  nicht  stark  genug  war,  von  sich  abzuwehren. 

Es  ist  aber  sicher,  dass  man  in  Rom  von  dem  Rechte 
der  preussischen  Monarchen  bei  Besetzung  der  bischöflichen 
Stühle  vollkommen  unterrichtet  war  und  dass  man  sich  nicht 
etwa  dem  Glauben  hingab,  ein  preussisches  Capitel  habe  frei 
und  canonisch  gewählt,  falls  die  Regierung  ihm  eine  Schein- 
wahl gestattete,  und  das  Protokoll  derselben  an  die  römische 
Curie  eingesendet  wurde.  Denn  einmal  würde  dann  der  Papst 
Auf  die  Wahl  des  Capitels  hin  immer  haben  confirmiren  müssen, 
während  er  wenigstens  für  die  ehemals  polnischen  Bisthümer 
regelmässig  instituirte  *)  — wie  er  das  beiNominationenzu  thun 
pflegte  —  und  nur  die  bei  der  Nomination  katholischer  Fürsten 
•üblichen  Wendungen,  welche  den  Einfluss  dieser  ausdrückten, 
nachdem  die  Bisthümer  preussisch  geworden  waren,  regel- 
mässig fortliess.  Andererseits  schickten  aber  auch  die  Capitel 
durchaus  nicht  immer  Wahlprotokolle  ein,  zumal  ihnen  gar 
nicht  regelmässig  Scheinwahlen  seitens  der  Regierung  ge- 
stattet wurden,  sondern  bezeugten  auch  geradezu  in  ihren 
officiellen  an  die  Curie  gerichteten  Schreiben  die  massgebende 
Einwirkung  der  Regierung*).  Endlich  aber  hat  Rom  bei 
•Gelegenheit  der  Concordatsverhandlungen  mit  den  deutschen 
JRegierungen8)  verschiedene  Male  die  Besetzung  der  preussischen 


')  Als  Graf  Ignaz  Raczynski  im  Jahre  1806  durch  Nomination  und 
"Scheinwahl  Erzbischof  von  Gnesen  wurde,  erwähnte  die  päpstliche  Bulle 
weder  die  eine,  noch  die  andere,  sondern  sagte  lediglich:  „te  ad  Metro- 
politanam  ecclesiam  Gnesnensem  de  simili  (Cardinalium)  consilio  Aposto- 
lica  auctoritate  transferimus ,  teque  Uli  in  Archiepiscopum  praeficimus" 
7  r  polnischen  Zeit  wurde  bei  dem  Namen  des  Bischofes  hinzugesctz 
j    >  quo  „Rex  per  suas  litteras  supplicavit". 

*)  Siehe  unten  Buch  II.  Cap.  I. 

8)  Siehe  oben  S.  25. 
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Bischofsstühle  geradezu  als  durch  die  prcusaische  Regierung 
bewirkt,  eharacterisirt  und  mit  dem  in  Jiussland  üblichen 
Modus  ;)  auf  gleiche  Linie  gestellt. 

Jetzt  waren  nun  im  Westen  Deutschlands  grosse  katho- 
le  Gebietsstrecken  an  Preussen  gefallen,  Diöcesen  ange- 
g,  deren  Bischöfe  früher  durch  Capitelswahl  bestellt 
den  waren,  und  die  jetzt  neu  wieder  aufgerichtet  werden 
en.  Es  war  Aufgabe  der  Concordatsverhandlungen  hier 
passenden  Vorschriften  zu  finden  und  gleichzeitig  so  den 
a  Bisthümern  daB  geltende  Recht  zu  erhalten. 
So  setzte  denn  auch  Artikel  8  des  in  Berlin  ausge- 
arteten Vertragsentwurfes  fest  a),  dass  der  Erzbischof  von 
1,  wie  die  Bischöfe  von  Münster,  Trier,  Breslau  und  Erme- 
l  in  der  hergebrachten  Form  von  ihren  Domcapiteln  ge- 
ilt werden  sollten.  Für  wählbar  wurden  die  Capitul&ren 
vacanten  Kirche,   die  Pfarrer  und  die   Professoren  der 


')  Die  Bischöfe  worden  durch  Ukas  ernannt ;  z,  B.  Ukas  v.  27.  Sep- 
er  1795:  „Wir  befehlen,  data  der  Bischof  Tsetsishewsky  ernannt  sei 
Bitthum  Tinsk  unci  der  Bischof  Sera  kowsk;  znm  Bisthum  von  Letischm". 
1  dieses  Verfahren  wurde  ofliciell  von  Rom  ans  iguorirt,  wie  denn  bei 

durch  Graf  Italinsky  geführten  Verhandlungen  über  die  Circumscriptioa 

Besetzung  der  bischöflichen  Stühle  auch  von  Roms  Seite  gar  nicht 
bnt  wurde,  während  dieses  wissen  konnte  und  musstc,  dass  §.  42, 
III.  der  polnischen  Constitution  vom  15./27.  November  lSlö  bestimraie: 

roi   nomine   les  areheveques  et  e"veqnes  des   dift'erens   cidtes". 

*)  Der  lateinische  Text  lautete  wörtlich:  „Archiepiscopus  Colonieusis, 

epiacupi  Monastericnsis,  Trevirensis,  Vrntislaviensis  et  Varmionsis  in 
a  hactenns  naitata  eligentur  a  snia  capitalis.  Eligibiles  tarnen  ernnt 
(er  canonicoa  eccleeiae  vacantis  caueti  ecclesiarum  parochialinm  rec- 
:  et  S.  theologiae  et  canonum  profeasores.  Dies  cleclionis  ultra  teiupns 
mouibus   pracfinituin   nun    di  (ferenda   et   regia c    maiestati   denuntianda 

cnius  crit  si  velit  commissariam  vel  commissarios  ad  capitulnm  ab- 
■c,  personas  certas  a  dignitate  archiepiscopali  vel  episcopali  exclndere 
ecto  placitum  seu  approbationem  regiam  impertiri.  Qnod  vero  stauet 
iepiscopatiun  GnesnoPoananiensem  et  episcopatum  Culmenscm  manebit 
n   provisionis    quae  hactenus  usitata  fuit,  scilicet  nominationis   regi.   . 

Sanctitaa   eleclis,  postulalis  ant  nominatis  confirmationem  admission    ) 
Institutionen)   dabit   infra   mensca   qnatuor  a  procesaus  informativ! 
ione  compntandos". 
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* 

Theologie  und  des  Kirchenrechts  erklärt.  Der  Wahltag  sollte 
innerhalb  canonischer  Frist  anberaumt  und  dem  Könige  an- 
gemeldet werden,  dem  es  zu  überlassen  sei,  einen  oder 
mehrere  Commissarien  zur  Wahl  abzuordnen,  gewisse  Per- 
sonen von  der  bischöflichen  oder  erzbischöflichen  Würde  aus- 
zuschliessen  und  dem  Gewählten  die  landesherrliche  Bestäti- 
gung zu  ertheilen.  In  Bezug  auf  Gnesen-Posen  und  Culm 
sollte  es  bei  der  hergebrachten  königlichen  Ernennung  blei- 
ben, und  der  Papst  dem  Nominirten  binnen  einer  Frist  von 
vier  Monaten  von  Beendigung  des  Informativprozesses,  mit 
dem  ein  preussischer  Prälat  zu  beauftragen  sei,  die  Insti- 
tution geben. 

Die  Erzbischöfe  und  Bischöfe  sollten  weiter  dem  Könige 
und  dessen  legitimen  Nachfolger  durch  einen  Eid  der  Treue, 
der  Unterthänigkeit  und  des  Gehorsams  verpflichtet  sein, 
dagegen  der  dem  Papste  zu  leistende  Eid  nach  Massgabe 
der  Wessenberg'schen  Vorschläge  dahin  formulirt  werden  *): 
„Ich  schwöre  und  gelobe  Ehrfurcht  und  canonischen  Gehor- 
sam der  h.  römischen  Kirche  und  unserem  allerheiligsten 
Vater  in  Jesu  Christo,  dem  Papste  Pius  VII.  und  seinen  auf 
canonischer  Weise  gewählten  Nachfolgern".  Jedenfalls  sollte 
der  alte  Eid  von  den  „bedenklichen  Verpflichtungen"  ge- 
reinigt werden. 

Nicht  anders  war  die  Instruction  beschaffen,  welche  im 
Mai  des  Jahres  1818  für  Niebuhr  ausgefertigt,  aber  erst  am 
23.  Mai  1820  nach  Rom  gesandt  wurde,  weil  Preussen  erst 
den  Lauf  der  in  der  Zwischenzeit  eröflneten  Verhandlungen 
von  Hannover  und  den  zu  Frankfurt  tagenden  deutschen 
Regierungen  abwarten  wollte. 

Der  auf  die  Bischofs  wählen  bezügliche  §.21  erklärte, 
daas  die  Sache  auf  das  Reiflichste  und  in  allen  ihren  Be- 
ziehungen erwogen,  und  dass  man  zu  dem  Ergebniss  ge- 
kommen sei,  das  Wahlrecht  der  Capitel,  wo  es  bestehe,  durch- 
aus beizubehalten,  zumal  den  Wünschen  der  deutschen  Katho- 
liken  dadurch  einerseits    wohl  entsprochen,  andrerseits  dem 


*)  Vgl.  Mejer  a.  a.  O.  IL.  2,  104. 
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Einfluss  der  Regierung,  die  für  ein  bestimmtes  Subject  dem 
Capitel  eine  Empfehlung  zukommen  lassen  könne,  kein  Hemm- 
niss  bereitet  werde.  Wo  dagegen  die  königliche  Ernennung 
hergebracht  sei  —  in  dieser  Beziehung  wurden  dem  Gesand- 
ten Erläuterungen  gegeben  —  solle  auch  diese  beibehalten 
werden. 

Zum  Schluss  wurde  als  selbstverständlich  hingestellt, 
dass  ohne  Genehmigung  des  Königs  Niemand  den  bischöf- 
lichen Stuhl  besteigen  dürfe,  und  als  Regierungsmaxime  be- 
zeichnet, dass  ohne  triftige  Gründe  ein  Nichtpreusse  nicht 
gewählt  werden  dürfe. 

„Weder  jenes  Recht,  noch  diese  Maxime",  so  schloss  der 
Paragraph,  „bedürfen  zu  ihrer  Begründung  ein  römisches 
Anerkenntniss,  aber  man  muss  auch  nichts  geschehen  lassen, 
was  ihnen  zuwider  ist"  l). 

Bei  der  Modifikation  des  dem  Papste  zu  leistenden  Treu- 
«ides  wurde  bemerkt,  dass  sie  nicht  in  den  Vordergrund  ge- 
stellt werden  solle. 

Ein  Begleitschreiben  des  Staatskanzlers  Fürsten  Harden* 
berg  beauftragte  den  Gesandten,  der  römischen  Curie  gegen- 
über namentlich  hervorzuheben,  dass  der  König  freiwillig' 
die  katholischen  Bisthümer  aufs  Neue  fundire. 

Dasselbe  enthielt  als  Beilage  eine  Gabinetsordre  des 
Königs  vom  23.  Mai  1820,  worin  ausgesprochen  wurde :  „Der 
Besitzstand  der  landesherrlichen  Rechte  circa  sacra  vom 
Jahre  1806  in  den  Provinzen  Schlesien,  Südpreussen  und 
Westphalen  soll  zu  Grunde  gelegt,  davon  nichts  nachgelassen, 
und  dasselbe  Rechtsverhältniss  auf  die  rheinischen  Bisthümer 
«ausgedehnt  werden". 

Damit  war  dem  preussischen  Gesandten  die  Basis  für 
die  mit  der  Curie  zu  eröffnenden  Verhandlungen  genugsam 
vorgezeichnet.  Es  ergab  sich  auch  zugleich,  dass  der 
preussische  Hof  den  Bemerkungen,  welche  Niebuhr  über 
die  hannoverischen  Verhandlungen    nach   Berlin   hatte      r- 


*)  Der  Wortlaut  in  Beilage  III. 
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lauten  lassen  >  keine  Rücksicht  schenkte 1).  Man  schien 
preussischer  Seite  nicht  an  die  „Unerschütterlichkeit  der 
römischen  Grundsätze"  zu  glauben,  welche  protestantischen 
Regenten  „nie  und  um  keinen  Preis"  die  Wahl  des  Rischofes 
zugestehen  würde ;  und  der  Erfolg  zeigte,  dass  man  sich 
nicht  völlig  geirrt  hatte. 

Niebuhr  handelte  seiner  Instruction  gemäss. 

In  der  Note  vom  22.  Juli  %1 820 ,  mit  der  er  die  bezüg- 
lichen Verhandlungen  eröffnete,  betonte  er  das  landesherr- 
liche Veto  bei  der  Rischofswahl  auf  das  Schärfste;  er  stellte 
es  als   eine  dankbar  anzunehmende  Concession   des  Königs 

')  Seine  Note  vom  23.  Januar  1819  sagte :  „Der  päpstliche  Hof 
-stipulirt  für  die  Bischöfe  und  Kirche,  was  er  nicht  aufgeben  kann,  ohne 
die  Kirche  aufzugeben :  die  Gewalt ,  welche  im  Begriff  der  bischoflichen 
Würde  liegt.  Als  Haupt  der  katholischen  Kirche  kann  der  Papst  hiervon 
nichts  opfern  und  wird  nie  den  Regierungen  eine  Einmischung  in  den 
geistlichen  Unterricht  und  in  die  Angelegenheiten  der  Kirche  gestatten, 
obwohl  Rom  in  einzelnen  nothwendigen  Fällen  die  Augen  schliessen  wird. 
Er  stipulirt  ferner  ihre  unabhängige  Dotation  nach  Vorurtheilen,  die  hier 
unerschütterlich  feststehen.  Aber  diese  Dotation  ist  sehr  ärmlich  in  Hin- 
sicht der  Bischöfe  sowohl  als  der  Zahl  der  Domherren  gerathen,  und  man 
hat  hier  mit  Seufzen  und  grossem  Widerstreben  sich  dazu  bequemt.  Die 
Wahl  der  Bischöfe  ist  den  Capiteln  so  gegeben,  dass  der  Landesherr  da- 
bei wenigstens  den  negativen  Einfluss  ausübt,  der  ihm  genügen  kann,  wenn 
-die  Regierung  nicht  die  katholische  Kirche  in  ihrem  Innern  reformiren  zu 
woUen  sich  in  den  Sinn  kommen  lässt". 

Und  ferner  die  Kote  vom  19.  «Februar  desselben  Jahres :  „In  Rücksicht 
•des  Positiven  würde  man  sich  mit  Ausnahme  von  drei  Punkten  mit  der 
hiesigen  Curie  einigen  können,  denn  der  Kirche  ist  in  nicht  wenigen  Hin- 
sichten sogar  mehr  zugestanden  worden,  als  das  römische  Project  für 
Hannover  stipulirt.  Folgt  doch  aus  dem  I.  Artikel,  dass  man  den  Katho- 
liken in  altprotestantischen  Ländern  öffentliche  Prozessionen  gestatten 
müsse.    Jene  drei  Puncte  sind: 

a)  Die  dem  protestantischen  Landesherrn  überlassene  Wahl  des 
Bischofes  aus  drei  vorgeschlagenen  Subjecten,  welche  der  römische  Hof 
nie  und  um  keinen  Preis  zugesteht ; 

Nicht  dass  man  hier  Täuschung  und  Thorheit  so  weit  treibt,  zu 
wannen,  in  dieser  Hinsicht  wesentlichen  Einfluss  und  Gewalt  in  Deutsch- 
land  ausüben  zu  können.  Der  römische  Hof  wird  den  Wunsch  des  Landes.- 
herrn  in  Hinsicht  der  Person  gern  walten  lassen,  nur  wo  Scandal  obwaltet, 
Hartnäckigkeit  zeigen". 

Friedberg,  Staat  und  BiecnofewaUen.  4 
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hin,  dass  dieser  wie  früher  dem  Capitel  zu  Münster,  so  auch 
jetzt  den  zu  errichtenden  in  Cöln  und  Trier  das  Recht  der 
Bischofswahl  gewähre.  Er  betonte,  dass  man  nicht  nöthig 
habe,  ängstlich  nach  der  Feststellung  eines  Modus  zu  trach- 
ten, welcher  der  Regierung  missliebige  Candidaten  von  der 
Wahl  ausschlösse.  Es  würde  das  wenig  dem  Zustande  des 
Vertrauens,  wie  er  zwischen  dem  Staate  und  seinem  Clerus 
herrsche,  entsprechen.  Der  Grundsatz  der  preussischen  Re- 
gierung, dass  niemals  ein  Candidat,  gegen  welchen  der  König 
gerechte  Einwendungen  habe,  den  bischöflichen  Stuhl  be- 
steigen könne,  sei  ausserhalb  jeder  Discussion,  und  die  Re- 
gierung sei  vom  Papste  versichert,  dass  er  einem  solchen 
auf  Verlangen  des  Königs  die  Institution  nie  gewähren,  und 
eine  Neuwahl  anordnen  werde  1). 

Niebuhr  erstattete  dann  seiner  Regierung  unter  dem 
25.  und  27.  Juli  Bericht,  worin  er  die  Fassung  seiner  Note 
erläuterte. 

„Um  die  Erhaltung  des  Status  quo  zu  erlangen",  schreibt 
er,  „war  es  hinlänglich,  zu  sagen,  dass  der  König  keine  Ab« 
änderung  in  der  Art  der  Promotion  zum  Episcopat  (absicht- 
lich dieser  Ausdruck  ist  gewählt)  in  den  östlichen  Diöcesen 
bezwecke.  Um  diese  auf  die  westlichen  Diöcesen  auszudehnen 
(wie  es  die  königliche  Cabinetsordre  vorschreibt),  schien  es 
die  zweckmässigste  Wendung,  zu  sagen,  dass  die  in  Breslau 
übliche  Wahlform  auf  sie  angewendet  werden  solle.  Noch 
einmal  muss  ich  wiederholen,  dass  zu  Gnesen,  Posen  und 
Culm  die  vorhergehende  königliche  Ernennung  ein  factischer 
Umstand  ist,  wovon,  wie  die  Acten  ausweisen,  hier  nie  Notiz 
genommen  wurde,  weil  immer  das  Protokoll  der  Scheinwahl 
eingesendet  wurde.  So  erlangte  man  die  Institution  ohne 
Schwierigkeit.  Es  ist  daher  zweckmässig,  den  westlichen 
Provinzen  das  Wahlrecht  offen  einzuräumen  und  betreffs  der- 
selben nur  zu  sagen,  es  dürfe  kein  dem  König  missfallkrer 
Bischof  ernannt  werden.    Das  Veto  habe  ich  stark  accenti     l 


!)  Der  Wortlaut  in  Beilage  IV. 


2.  Preussen.  51 

Aber  wir   könnten   uns   auch  mit  der  Erklärung  beruhigen, 
dass  der  Papst  nur  personam  regi  gratam  instituiren  wolle'*. 

Allein  schon  in  seinem  Bericht  vom  11.  *),  und  wieder- 
holt am  29.  August,  konnte  er  seiner  Regierung  mittheilen, 
dass  der  Vorschlag  derselben  bei  der  Curie  auf  harten 
Widerstand  stosse.  Sowohl  Consalvi  wie  die  Cardinäle  be- 
stünden darauf;  dass  das  landesherrliche  Verwerfungsrecht 
vor  der  Wahl  ausgeübt  werden  müsse.  Das  Capitel  könne 
nicht  zweimal  wählen,  ebenso  wie  die  Verweigerung  der  In- 
stitution, solle  sie  nicht  in  einen  Act  der  Dictatur  ausarten, 
«ur  aus  canonischen  Gründen  erfolgen  könne. 

„Wolle  der  Hof,  so  schreibt  Niebuhr  nach  den  Aeusse- 
rungen  Consalvis,  „sich  nicht  ganz  den  Wahlen  überlassen, 
so  würde  man  den  Modus  acceptiren  können,  dass  die  Ca- 
pitel eine  Candidatenliste  von  sechs  Personen  aufstellten, 
wTelche  die  Staatsregierung  die  Befugniss  hätte,  auf  drei  zu- 
rückzuführen". 

In  Berlin  trat  man  über  diese  allerdings  noch  nicht 
officiell  von  Rom  ausgesprochene  Proposition  sofort  in  Be- 
rathung,  und  kam  zu  dem  Entschlüsse,  sie  auf  keinen  Fall 
anzunehmen. 

Es  sei  unmöglich,  schrieb  Altenstein  unter  dem  6.  October 
an  den  Grafen  Bernstorff,  dass  die  Capitel  sechs  geeignete 
Candidaten  aus  ihrem  Schosse  aufstellten2),  und  andere  er- 
forderten vota  duplo  majora.  Das  Streichen  auf  der  Liste 
setze  die  Regierung  in  eine  peinliche  Lage  den  nicht  ge- 
nehmen Candidaten  gegenüber,  und  besten  Falls  würde  das 
Ergebniss  der  Wahl  zu  dem  Siege  eines  unbedeutenden 
Mannes  fuhren,  der  es  eben  mit  keiner  Partei  des  Capitels- 
verdorben  hätte.  Für  den  Staat  aber  sei  es  von  Wichtigkeit^ 


')  Der  Wortlaut  in  Beilage  V. 

*)  Wenn  Mejer,  das  Veto  deutscher  protest.  Staatsreg.  gegen  kath« 
Bi  hofswahlen  (Rostock  1866)  S.  36  sagt:  „das  sollten  sie  auch  nicht. 
D  ehemalige  Münsterländer  Schmedding  (vortragender  Rath  im  Unter- 
rii  teministerium)  irrt  hier*',  so  fällt  der  Vorwurf  des  Irrthums  auf  ihn. 
zu  ick.  Siehe  oben  und  vgl.  den  Bericht  Niebuhrs  Beilage  IX,  wo  er 
se    st  von  sechs  Candidaten  spricht. 

4* 
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<Lass  die  Meinung  aufrecht  erhalten  werde,  die  Beförderung 
.zum  Bisthum  hänge  positiv  vom  Könige  ab,  der  König  könne 
würdige  Geistliche,  denen  er  wohlwolle,  direct  oder  indirect 
zum  Episcopat  befördern.  Danach  sei  dem  Listensystem  die 
electio  libera  vorbehaltlich  der  königlichen  Approbation  vor- 
zuziehen. Der  Scandal  der  Verwerfung  eines  Gewählten  stehe 
in  Praxi  dadurch  zu  vermeiden,  dass  die  Capitel  zeitig  An- 
zeige der  Wahl  zu  machen  hätten,  dass  sie  nicht  ohne  Vor- 
wissen des  Königs  wählen  dürften,  sowie  durch  Einwirkung 
des  königlichen  Wahlcommissars,  welche  bei  Männern  von 
Einsicht  und  Gewissen  die  Wahlfreiheit  nicht  aufhebe.  Und 
der  Staat  könne  dabei  bestehen.     , 

Inzwischen  beantwortete  Consalvi  die  Note  Niebuhrs  am 
€.  October  1820 l). 

„Seine  Heiligkeit  freue  sich",  schrieb  er,  „dass  die  Ca- 
pitel von  Cöln,  Münster  und  Trier  das  Wahlrecht  erhalten 
sollten,  könne  aber  nicht  zustimmen,  dass  im  Fall  ein  Capitel 
•ein  Subject  wähle,  gegen  das  der  König  gerechte  Einwen- 
dungen habe,  die  Einholung  der  Institution  inhibirt  würde. 
Seine  Exe.  (Niebuhr)  wisse,  dass  nach  canonischem  Rechte 
die  Wahl  den  Bischof  mache,  und  dem  Gewählten  ein  Recht 
auf  die  Institution  erwerbe.  Der  königliche  Hof  werde  das 
Oewicht  dieser  Gründe  würdigen,  und  von  der  Idee,  die  Be- 
stätigung einer  Wahl  zu  hindern,  abstehen.  Die  Capitel  wür- 
den sich  gewiss  zur  Pflicht  machen,  gute  Wahlen  zu  treffen, 
.gegen  welche  das  Gouvernement  keine  gerechten  Motive 
haben  könne.  Sollte  es  aber  S.  Maj.  angenehm  sein,  im  vor- 
aus die  Subjecte  zu  kennen,  unter  welchen  die  Capitel  zu 
wählen  haben,  um  versichert  zu  sein,  dass  darunter  keiner 
«ich  befinde,  dessen  Erwählung  ihm  missfällig  sein  könnte, 
so  sei  er  autorisirt,  folgenden  Modus  vorzuschlagen:  „Nach 
Ablauf  d$s  ersten  Monats  einer  Vacanz  zu  Cöln,  Trier  oder 
Münster  würde  das  Capitel  eine  Liste  einreichen.  Auf  dieser 
-würde  das  Gouvernement  die  ihm  missfalligen  Namen  streic)  n, 


')  Der  deutsche  Wortlaut  in  Beilage  VI. 
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jedoch  müsse  eine  hinreichende  Anzahl  von  Subjecten  zurück- 
bleiben, aus  welchen  der  neue  Bischof  gewählt  werden  könnet 

Es  waren  also  im  Wesentlichen  die  schon  von  Niebuhr 
mündlich  vorgeschlagenen  Grundzüge  des  s.  g.  „irischen" 
Wahlmodus,  über  die  man  in  Berlin  schon  in  Berathung 
getreten  war1).  Nur  dass  von  der  Aufstellung  einer  bestimmten 
Zahl  von  Candidaten  ebensowenig  die  Rede  war,  wie  von  der 
Beschränkung  des  königlichen  Vetos  auf  drei  Personen. 

Die  Instruction,  welche  in  Folge  dessen  unter  dem 
23.  November  1820  an  Niebuhr  gesandt  wurde,  beruhte  auf 
dem  Einverständniss  der  Minister  von  Altenstein,  Graf 
Bernstorff  und  deS  Staatskanzlers.  Sie  erklärte  sich  entschieden 
gegen  das  Listenverfahren.  Dasselbe  sei  in  Deutschland  völlig 
unbekannt,  und  würde  in  keinem  Falle  zu  günstigen  Wahl- 
ergebnissen fuhren.  Besser  sei  es,  die  Wähl  der  Capitel  gar 
nicht  zu  beschränken,  und  den  nothwendigen  Einfluss  des 
Staates  durch  Regierungscommissarien  auszuüben.  Ueber 
diesen  letzten  Punct  könne  man  freilich  nicht  mit  der  Curie 
in  Unterhandlung  treten,  dennoch  müsse  das  landesherrliche 
Bestätigungsrecht,  aus  dem  das  Recht  den  Gewählten  zu  ver- 


')  Ueber  Namen  und  Geschichte  desselben  vgl.  Niebuhrs  Ausführungen 
n  Beilage  IX  und  Mejer,  Veto  3  ff.  In  dem  Rescripte,  welches  der  Hrä- 
fect  der  Propaganda,  Cardinal  Litta,  am  20  April  1815  an  den  Dr.  Poynter 
erlassen  hatte ,  tritt  dieser  Modus  in  der  Weise  verschieden  auf,  dass  der 
Papst  aus  der  von  der  Regierung  purgirten  Liste  den  Bischof  auswählen 
will:  „Super  hoc  Sanctitas  Sua  etiam  atque  etiam  hortatur  et  absolute 
praecipit,  ut  ii  quibus  mos  est  vacantibus  sedibus  eos  designare  qui  S.  Sedi 
proponendi  et  commendandi  sunt,  omnem  omnino  curam  et  cogitationem 
impendant,  ut  in  numero  Candidatornm  non  admittantur  nisi  ii,  qui  cum 
cetera  pastoralibus  virtutibus,  sie  apprime  prudentia,  studio  tranquillitatis 
et  fidelitate  erga  Majestatem  Regiam  maxime  praefulgeant.  Deinde  .... 
ad  majorem  Gubenin  ipsius  satisfactionem  eadem  Sanctitas  Sua  non  dubitat 
permittere,  ut  illi  ad  quos  spectat  exhibeant  candidatorum  notulam  Regiis 
ministris,  ut  Gubernium,  si  forte  quis  invisns  aut  suspectus  sit,  quam- 
primum  illum  indicet  ut  expungatur;  ita  tarnen  ut  numerus  sufneiens  super- 
sit,  ex  quo  Sanctitas  Sua  libere  eos  eligere  poßsit,  quos  vacantibus  Ec- 
cleaiis  regendis  magis  idoneos  in  Domino  judieaverit".  Dieser  Wahlmodus 
ist  dann  übrigens  nicht  eingeführt  worden. 
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werfen  mit  logischer  Notwendigkeit  folge,  aufrecht  erhalten 
werden. 

Die  Form  für  das  Wahlrecht  der  Capitel  zu  finden, 
wurde  der  staatsmännischen  Einsicht  des  Gesandten  über- 
lassen, zu  der  die  Minister  wiederholt  ihr  grösstes  Vertrauen 
Äusserten  *). 

Diesem  suchte  auch  Niebuhr  völlig  zu  entsprechen. 

Am  16.  December  richtete  er  eine  ausfuhrliche  Note  an 
*len  jDardinalstaatssecretär.  Er  theilte  die  Bedenken  seiner 
Regierung  gegen  den  irischen  Wahlmodus  mit,  und  erklärte, 
•dass  diese  ihn  definitiv  ablehne.  Er  erachtete  es  für  ange- 
messen, in  der  Convention  den  doch  kaum  zu  befürchtenden 
Fall,  dass  die  Wahl  des  Capitels  auf  eine  dem  Könige  miss- 
üebige  Persen  falle,  ganz  mit  Stillschweigen  zu  übergehen. 
Zumal  jedes  Capitel  wissen  würde,  wie  ernst  die  Regierung 
«inem  solchen  Unterfangen  entgegentreten  würde. 

Inzwischen  will  er  dem  Cardinal  einen  noch  anderen 
Ausweg,  der  sich  ihm  gewiesen,  von  dem  er  aber  nicht 
wisse,  ob  er  seiner  Regierung  genehm  sei,  nicht  vorent- 
halten« Die  beiden  contrahirenden  Theile  seien  einig  über 
die  Behandlung  nichtpreussischer  Candidaten.  Ohne  vor- 
gängige Genehmigung  des  Königs  wolle  der  Cardinal  sie 
nicht  auf  die  Wahlliste  gesetzt,  die  Regierung  nicht  gewählt 
wissen.  Es  sei  klar,  dass  aber  die  königliche  Erlaubniss 
eigentlich  die  Wirkung  der  Ernennung  haben  werde.  Die 
Stimmen  der  Wahlberechtigten  würden  solchem  Candidaten 
vorzüglich  zufallen;  der  nachfolgende  Wahlact  würde  zur 
leeren  Form  werden. 

Da  aber  der  heilige  Stuhl  den  Grundsatz,  dass  der  auf 
den  bischöflichen  Stuhl  zu  Erhebende  eine  persona  regi 
aeeepta  sein  müsse,  anerkannt  habe,  so  glaube  er,  dass 
folgender  Wahlmodus  sich  am  Meisten  empfehlen  werde. 
Das  Capitel  versammelt  sich,  um  sich  über  den  Candidaten 
zu  einigen;  es  theilt  das  Resultat  dem  Könige  mit,  und  *«f 


*)  Die  Instruction  in  Beilage  VII. 
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Jessen  Genehmigung  schreitet  es    zur  formellen  Wahl   des 
Genannten. 

Niebuhr  wiederholt,  dass  es  nur  seine  eigene  Idee  sei, 
die  er  der  Prüfung  der  Curie  unterbreite  *). 

In  einem  an  die  Regierung  gesandten  Bericht  rechtfer- 
tigte er  dann  diese  Note  in  ausfuhrlicher  Weise. 

Er  betont  die  „wahrhaft  aufrichtige  Absicht",  die  man 
in  Rom  hege,  jeden  Wahlconflict  unmöglich  zu  machen, 
sucht  die  Eingenommenheit  gegen  den  irischen  Wahlmodus, 
für  den  er  seine  Sympathie  nicht  verhehlt,  durch  eine-tristo- 
rische  Entwickelung  desselben  zu  heben,  und  bemüht  sich, 
ihn  falls  der  Vorschlag  der  Note  Seitens  der  Curie  nicht 
angenommen  werden  sollte,  auch  jetzt  noch  seiner  Regierung 
zu  empfehlen2). 

Die  Wirkung  dieses  Berichtes  ging  über  das  Maass,  wel- 
ches Niebuhr  wohl  selbst  angenommen  haben  mochte. 

Wenn  Niebuhr  in  den  Anschauungen  einer  Zeit  befan- 
gen war,  der  jede  Auflehnung  der  Kirche  gegen  den  Staat 
als  eine  wunderbare  Mähr  erschien,  die  nur  eine  Verschmel- 
zung staatlicher  und  kirchlicher  Interessen  kannte,  bei  der 
die  letzteren  den  ersteren  dienstbar  zu  sein  hätten:  so  kam 
bei  den  preussischen  Ministern  noch  die  bureaukratische  Ge- 
wöhnung hinzu,  die  von  dem  Bewusstsein  der  Staatsall- 
macht durchdrungen,  jeden  Widerstand  durch  die  einfachen 
Mittel  des  gewöhnlichen  Verwaltungsmechanismus  erdrücken 
211  können  meinte. 

Fürst  Hardenberg,  der  mit  dem  Minister  Grafen  Bern- 
«torff  damals  in  Laibach  beim  Congresse  war,  überschickte 
die  von  Niebuhr  eingesandten  Actenstücke  an  Altenstein» 
Er  sprach  seinen  vollen  Beifall  zu  Niebuhrs  Projecte  aus, 
aber  er  zeigte  sich  auch  durchaus  nicht  abgeneigt,  äussersten 
Falles  den  irischen  Wahlmodus  zu  bewilligen. 

„Die  zwei  Differenzpunkte,  über  welche  hauptsächlich 
ein  Entschluss  zu  fassen  ist,  so  schreibt  er  unter  dem  21.  Ja- 


■)  Die  Note  in  Beilage  VIII. 
•)  Siehe  Beilage  IX. 
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nuar  1821  an  Altenstein,  sind  1.  die  bei  der  Wahl  der  Bi- 
schöfe zu  beobachtende  Form  und  2.  die  in  Ansehung  der 
Dotation  der  bischöflichen  Sitze  von  dem  Römischen  Hofe 
gemachte  Forderung." 

„Was  den  ersten  betrifft,  so  billigen  des  Herrn  Grafen 
von  Bernstorff  Excellenz  und  ich  den  von  dem  Herrn  Nie- 
buhr  in  seiner  Note  vom  16.  Dec.  vorgeschlagenen  Ausweg 
und  wünschen,  dass  er  vom  Komischen  Hofe  möchte  ange- 
nommen werden:  wir  sind  aber  auch  gar  nicht  entfernt,  die 
in  dSfr  Note  des  Cardinais  Consalvi  vom  6.  Oct.  aufgestellte 
Modalität  eintreten  zu  lassen.  Die  Erfahrung  hat  gelehrt, 
dass  dem  Römischen  Hofe  sehr  viel  daran  liegt,  selbst  in 
ganz  katholischen  Ländern,  die  Harmonie  zwischen  dem  Re- 
genten und  der  Kirche  zu  erhalten,  und  zu  verhindern,  das» 
ein  dem  ersteren  unangenehmes  Subject  auf  einen  bischöf- 
lichen Stuhl  erhoben  werde.  Wie  viel  mehr  muss  er  wün- 
schen, dass  dieser  Fall  nicht  unter  einem  nichtkatholischen 
Monarchen  eintrete?  Wir  finden  die  über  diesen  Gegenstand 
von  dem  Herrn  Niebuhr  gemachten  Bemerkungen,  die  ich 
Ew.  Excellenz  gefälligen  Berücksichtigung  empfehle,  voll- 
kommen gegründet,  und  wünschen,  dass  dieselben  unsere 
Ansicht  hierüber  theilen  möchten,  damit  wir,  nöthigen  Falls, 
gleich  von  hier  aus,  in  völliger  Uebereinstimmung  mit  Ew. 
Exellenz  dieerforderliche  Instruction  nach  Rom  können  er- 
gehen lassen." 

Auch  Altenstein  trat  dieser  Ansicht  des  Staatskanzlers 
völlig  bei.  Er  wünschte  dringend,  dass  die  Curie  auf  Nie- 
buhrs  Vorschläge  eingehen  möge,  aber  „äussersten  Falles u 
erscheint  ihm  auch  der  irische  Wahlmodus  nicht  mehr  so 
verwerflich,  wie  er  früher  selbst  behauptet  hatte.  Er  ver- 
hehlt sich  zwar  nicht  die  Möglichkeit,  dass  ein  Capitel  sich 
„erkühnen"  könnte,  gegen  den  Wunsch  des  Landesherrn 
eine  Wahl  zu  vollziehen,  aber  er  hält  solchen  Fall  für  eine 
„politische  Seltenheit",  ebenso  wie  ihn  Hardenberg  und  Nie» 
buhr  betrachteten ,  ja  wie  man  ihn  wohl  derzeit  in  Rom  selbb* 
ansehen  mochte.  Nur  zweierlei  will  er  auf  alle  Fälle  bc 
obachtet  wissen,  dass  die  Wahlliste  von  dem  gehörig  einb< 
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rufenen  Capitel  und  nicht  vor  Ankunft  des  königlichen  Be- 
vollmächtigten entworfen  werde,  und  ferner,  dass  eine  rela- 
tive Majorität  gentige,  einen  Candidaten  auf  die  Liste  zu 
bringen  1). 

Aber  ehe  diese  Meinungsäusserung  Altensteins,  die  da* 
Datum  des  23.  Februars  trug,  an  den  Staatskanzler  gelangte, 
ehe  dieser  demnach  Niebuhr  von  den  eventuellen  Entschlüssen 
der  Regierung  in  Kenntniss  setzen  konnte,  war  in  Rom  die 
endgültige  Entscheidung  getroffen  worden. 

Am  9.  Februar  beantwortete  Consalvi  die  Note  vom 
16.  Dezember. 

Er  erklärte,  dass  der  heilige  Vater  dringend  den  Abschlusa 
der  Verhandlungen  wünsche,  und  da  die  preussische  Regie- 
rung den  irischen  Wahlmodus  nicht  genehm  halte,  auf  den 
von  Niebuhr  angedeuteten  Gedanken  eingehe,  nur  dass  die- 
sem eine  dem  canonischen  Recht  entsprechende  Form  gegeben 
werden  müsse.  Von  dem  Abschlüsse  eines  Concordates  sei 
Abstand  genommen  worden.  Es  solle  allein  eine  Circum- 
scriptionsbulle  erlassen  werden.  In  dieser  werde  der  Papst 
in  Bezug  auf  die  Bischofswahlen  nur  sagen,  dass  die  Capitel 
den  neuen  Bischof  nach  den  gebräuchlichen  canonischen 
Formen  wählen  sollten.  Gleichzeitig  damit  aber  würde  der 
heilige  Vater  den  Capiteln  ein<Breve  übersenden,  worin  er 
die  Liberalität  des  Königs  von  Preussen,  dem  die  Diöcesen 
ihre  Neuordnung  verdankten,  gebührend  hervorheben,  ihnen 
eröffnen,  dass  sie  das  in  Deutschland  übliche  Wahlrecht 
erhalten  hätten,  und  sie  ermahnen  wollte,  nur  Bischöfe  zu 
wählen,  die  den  tridentinischen  Vorschriften  entsprächen. 
Ausserdem  aber  werde  er  sie  anweisen,  um  die  Eintracht 
zwischen  Staat  und  Kirche  aufrecht  zu  erhalten,  den  Bischöfen 
die  Gelegenheit  zu  geben,  ihren  Pflichten  mit  Freiheit  und 
Ruhe  nachzukommen,  den  Gläubigen  Möglichkeit,  ihre  Reli- 
gion auszuüben :  dass  sie  ihre  Wahl  nur  auf  Subjecte  richten 
sollten,  die  ausser  den  canonischen  Eigenschaften  sich  auch 
durch    die    so    nothwendige    Klugheit    empföhlen    und    dem 


■)  Siehe  Beilage  X. 
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Könige  nicht  missf&llig  wären;  darüber  sollten  sie  sich  vor 
der  formellen  canonischen  Wahl   zu   vergewissern   suchen  l). 

Schon  am  folgenden  Tage  meldete  Niebuhr  dem 
Grafen  Bernstorff  das  günstige  Ergebniss  nach  Laibach, 
und  übersandte  die  Note  Consalvis. 

„Euer  Excellenz  werden  in  derselben,  so  schrieb  er, 
die  Modalitäten  streitiger  Bischofswahlen  genügend  gelöst 
finden.  Die  zugestandene  Befugniss  ist  offenbar  mehr 
als  das  Veto,  da  der  Regierung  keine  Schranke  für  die 
Verneinung  gesetzt  ist.  Das  vorgeschlagene  Breve  darf 
jedoch  nicht  nach  Culm,  Ermland,  Posen  und  Gnesen 
gerichtet  werden,  da  dort  nichts  geändert  werden  soll." 

Der  Staatskanzler  begab  sich  darauf  selbst  nach  Rom 
um  den  Vertrag  zum  formalen  Abschlüsse  zu  bringen. 

Er  conferirte  mit  dem  Cardinalstaatssecretär,  und  ver- 
anlasste dann  Niebuhr  in  einer  Note  vom  20.  März  1821 
die  Einwilligung  der  preussischen  Regierung  formell  zu 
erklären.  Dabei  wurde  ausdrücklich  betont,  dass  das  pro- 
ponirte  Breve  „einen  wesentlichen  Bestandtheil  der  Acte  zu 
bilden  habe ,  welche  die  Constitution  der  Capitel  enthielte"  *). 
Consalvi  antwortete  unmittelbar  darauf,  indem  er  den 
Punkt  der  Bischofswahlen  durch  die  getroffene  Ueberein- 
kunft  als  erledigt  erklärte  s). 


So  waren  denn  die  Verhandlungen  zu  einem  glücklichen 
Resultate  gediehen,  und  die  Note  Consalvis  vom  9.  Febr. 
fand  in  der  Bulle  De  sohlte  animarum  vom  16.  Juli  1821 
und  dem  Interpretativbreve  Quod  de  ßdelium  vom  gleichen 
Datum  einen  fast  wortgetreuen  Ausdruck. 

Wohl  hatte  Niebuhr  ein  Recht,  sich  des  Resultates 
zu  freuen.  War  ihm  doch  gelungen,  das  Listenverfahren 
und  die  dadurch  erwachsende  Beschränkung  des  landesherr- 


l)  Siehe  Beilage  XI. 
*)  Beilage  XII. 
*)  Beilage  XIII. 


liehen  Vetos  vollständig  zu  umgehen.  Von  Candidateu- 
listen,  schrieb  er  am  27.  März  1821  an  den  Unterrichts- 
mi  nister  von  Altenstein,  sei  keine  Rede  mehr.  Die  Ca 
laren  müssten  vor  der  Wahl  wissen,  ob  ihre  Wahl  i 
m issfallen  werde.  Dass  ein  Wahlcommissar  dabei  ge 
wärtig  sei,  brauche  nicht  erwähnt  zu  sein,  da  Rom  hier 
nicht  zu  befinden  habe');  und  als  er  am  18.  Juli  1821  1 
und  Breve  der  Regierung  überreichte,  fügte  er  hinz 
„Wenn  auch  der  Stil,  in  welchem  der  Papst  als  geistli 
Oberherr  und  Gesetzgeber  seiner  Kirche  zu  sprechen  p: 
nicht  zu  ändern  war,  so  ist  die  Bulle  doch  voll  Dank  g 
den  König  und  erkennt  die  neue  Dotation  für  Mün 
Cöln,  Paderborn  und  Trier  als  eine  vom  Könige  frei* 
gemachte  an.  Für  die  preussisch-polnischen  Diöceaen  is- 
statu»  quo  durch  ausdrückliche  Stipulation  aufrecht  erhs 
da  die  Bulle  ausdrücklich  bemerkt,  dass  hier  nichts  abg 
dert  sei."  Damit  sei  die  Fortdauer  der  bisherigen  Wal 
für  Gnesen-Posen,  Culm  und  Ermland  zur  Anerkennung 
bracht,  „so  wie  sie  bestehe,  solle  sie  in  Zukunft  bleib 
nur  werde  forthin  das  Gneaener  Capitel  bei  einer  Schein' 
coneurriren.  Für  die  deutschen  Diöcesen  sei  die  Wahl 
vorgeschlagen,  aber  die  Art,  ungefällige  Wahlen  zu  vei 
den,  sorgfältig  erörtert  worden.  Der  Papst  weise  die  Ca 
durch  das  Breve  vom  16.  Juli,  „welches  einen  integrirei 
Theil  der  Verhandlungen  bilde",  an,  sich  vor  der  förmli< 
Wahl  zu  versichern,  dass  die  Wahl  nicht  missfalh'g 
werde.  Die  erste  Besetzung  für  Cöln  und  Trier  w 
durch  Uebereinkunft  zwischen  der  Krone  und  dem  Pi 
stattfinden. 


Dennoch  hatte  Niebuhr  zum  Schlüsse  noch  einen  B 
erfolg  zu  beklagen. 

Obgleich  die  Bulle  für  Gnesen-Posen,  Culm  und  Ei 
Und    an   der   bisherigen    Form    der    Bischofs  wählen    ni 

*)  Beilage  XIV. 
*)  Beilage  XV. 
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geändert  hatte,  mithin  das  Breve  auch  an  diese  Capitel 
nicht  zu  richten  gewesen  wäre,  bestand  die  Curie  doch  dar- 
auf;  dasselbe  auch  für  diese  Diöcesen  auszufertigen ,  und 
Niebuhr,  der  sich  seiner  Regierung  gegenüber  stets  so  scharf 
dagegen  erklärt  hatte,  nahm  die  einzelnen  Breven  wirklich  an. 

In  seinem  Berichte  an  die  Regierung  erklärt  er,  die 
Breven  seien  ihm  aufgedrungen  worden,  und  schlägt  vor, 
dieselben,  ohne  davon  Gebrauch  zu  machen,  bei  Seite  zu 
legen.  Dabei  kann  er  sich  aber  nicht  enthalten,  auch  Gründe 
für  die  von  ihm  bewirkte  Annahme  der  Aktenstücke  anzu- 
geben. Denn  die  Bulle  halte  mit  ihren  Worten  („nihil  inno- 
vantes")  das  frühere  Verfahren  aufrecht,  die  Fassung  des 
Breve  sei  völlig  befriedigend  un.l  der  Umstand  nicht  werth- 
los,  dass  die  den  übrigen  fünf  Capiteln  durch  dasselbe  er- 
theilte  Autorisation,  mit  Genehmigung  des  Königs  die  Wahl 
auf  einen*  Nicht-Unterthan  zu  richten,  sich  nur  auf  Deutsche 
beschränke. 

Das  Gewicht  dieser  schwächlichen  Gründe  konnte  in 
Berlin  kaum  durchschlagen.  Fürst  Hardenberg  Hess  beim 
Eintreffen  der  Breven  sofort  eine  Conferenz  zusammentreten 
um  über  die  erforderlichen  Schritte  zu  berathen,  und  wenn 
wir  auch  von  dem  Resultate  derselben,  deren  Protokolle 
nicht  mehr  vorhanden  sind,  keine  Kenntniss  haben,  so  wissen 
wir  doch,  dass  der  Staatskanzler  am  6.  August  1821  die 
Breven  dem  Minister  von  Altenstein  zur  weiteren  Veran- 
lassung übersandte  mit  der  Bemerkung,  „das  Breve  an  die 
preussischen  und  polnischen  Capitel  nicht  abgehen  zu  lassen^ 
bevor  die  Zweckmässigkeit  der  Absendung  von  ihm  (Alten- 
stein), dem  Herrn  Grafen  von  Bernstorff  und  von  mir  ge- 
meinschaftlich anerkannt  sein  werde." 

Später  scheint  indessen  der  Fürst  mit  der  Absendung 
aller  Breven  einverstanden  gewesen  zu  sein,  denn  das  dem 
Geheimen  Regierungsrath  Schmedding  ertheilte  Commiasorium 
beauftragt  diesen,  die  ihm  mitgegebenen  sämnitlichen  Breven 
dem  Fürstbischöfe  Joseph  von  Hohenzollern  zu  behändige  , 
und  dann  heisst  es  weiter: 

„Die  Breven  an  die  Domcapitel  zu  Breslau  und  Frauei 


bürg  können  gleich  mit  der  Publikation  der  Circumscript 
bulle  abgesendet  werden.  Hingegen  die  für  die  Domca 
zu  Cöln,  Trier,  Munster  und  Paderborn  bestimmten ,  we 
erst  dann  abgeben  können,  wenn  diese  Capitel  ihre  Orj 
sation  erbalten  haben  werden.  Die  Breven  für  Gnesen,  f 
und  Culm  sind  ebenfalls  bis  auf  weitere  Communication 
zurückzubehalten" '). 

Als  später  bei  Gelegenheit  der  Trierer  Wahl  des  Je 
1836  sich  Schwierigkeiten  ergaben,  wurde  nach  Regiert 
antritt  Friedrich  Wilhelms  IV.  Graf  Brühl  nach  Rom 
schickt,  um  die  Conflicte  beizulegen.  Durch  einen  von 
unter  dem  23./ 24.  September  1841  abgeschlossenen  Va 
wurde  das  Recht  der  Bulle  De  salute  animarum  und 
Breve  Quod  de  fidelium  auf  die  ganze  Monarchie 
gedehnt  *). 


Die  betreffenden  Vertragsbestimmungen  der  Bulle')  Iai 
„Endlich  glauben  wir  der  deutschen  Nation  etwas 
genehmes  und  dem  vorbelobten  Könige  von  Preusaen  t 
Wohlgefälliges  zu  erweisen,  wenn  wir  das  Recht  der  Wa 
welches  in  den  überrbeiniscben  Kirchen  erhalten  und  best 
in  den  diesseits  des  Rheines  belegenen  Sprengein,  die 
Zepter  des  genannten  Königs  im  Zeitlichen  unterworfen 
wieder  herstellen.  Daher  verordnen  und  verfugen  Wi 
Ansehung  der  zu  Deutschland  gehörigen  Kirchen  von  ' 
Trier,  Breslau,  Paderborn  und  Münster:  dass  mit  Auf  he 
jeder  andern  bisher  bestandenen  Wahl  und  Postulation 
■des  Erfordernisses  adeliger  Geburt,    besagte    Capitel    (si 


*)  Die  Insinuation  erfolgte:  an  Cöln  den  26.  April  1825  (Em; 
beacheiniguug  vom  7.  Mai),  an  Münster  den  2.  April,  an  Trier  den  27 
an  Paderborn  den  15.  Jnli,  an  dum  den  1'J.  Juni,  an  Frauenbur 
14.  Jnli,  an  Gneaen-Poeen  den  4.  Juli.  Für  Breslau  vermag  ic 
Datum  nicht  anzugeben, 

■)  Benage  XVI. 
)  Der  lateinische  Test    in  Beilage  XCII. 


62  Bach  I.  Cap.  II.    1616—1817. 

sie  auf  vorerwähnte  Weise  eingerichtet  und  zusammengesetzt 
sein  werden)  sich  solchen  Rechtes  sollen  zu  erfreuen  haben. 
Es  sollen  nämlich  bei  Erledigung  jener  Stühle,  es  sei  durch 
Todesfall  extra  curiam,  oder  durch  Abdankung  und  Ent- 
sagung (mit  Ausnahme  jedoch  der  jetzigen  Erledigungen  von 
Cöln  und  Trier)  innerhalb  der  gewöhnlichen  Frist  von  drei 
Monaten,  die  Würden  und  Canonici  capitularisch  versammelt 
und  mit  Beobachtung  der  canonischen  Vorschriften,  aus  der 
gesammten  Geistlichkeit  des  Preussischen  Reichs  sich  einen 
würdigen,  und  mit  den  canonischen  Erfordernissen  begabten 
Mann  zu  ihrem  Vorgesetzten  canonisch  zu  erwählen,  ermäch- 
tiget sein.  Bei  dergleichen  Wahlen  aber  sollen  nicht  bloss 
die  wirklichen,  sondern  auch  die  Ehren-Canonici  eine  Stimme 
führen,  selbst  jene,  die  über  die,  in  dieser  Verordnung  fest- 
gesetzte Anzahl,  auf  ihre  Lebzeit  in  den  Capiteln  beibehalten 
werden,  sollen  nicht  davon  ausgeschlossen  sein  .  .  ." 

Das  Breve  '),  von  dem  kein  officieller  deutscher  Text  exis- 
tirt,  verordnet  in  der  bezüglichen  Bestimmung: 

„Da  aber  zum  Nutzen  der  Religion,  zur  nützlicheren 
**""  Jhabung  des  bischöflichen  Amtes  sehr  viel  daran  gelegen 
äs  die  wechselseitige  Eintracht  zwischen  beiden  Mächten 
Kirche  und  Staat)  erhalten  bleibt,  da,  wie  Ivo  von 
res  bezeugt,  die  Welt  wohl  geleitet  wird,  die  Kirche 
und  Frucht  trägt,  wenn  Königthum  und  Priesterthum 
nander  übereinkommen*),  so  wird  es  Euch  obliegen, 
solche  aufzunehmen,  welche  ausser  den  durch  das 
anrecht  festgesetzten  Eigenschaften  noch  durch  das  Lob 
Klugheit  empfohlen  werden,  und  von  denen  ihr  wisset? 
iio  dem  durch).  Könige  nicht  weniger  genehm  sind,  und 


Der  lileiiiim-he  Originaltext  des  Breve  in  Beilage  XC11I. 

I*ii  von  Ühartrea,  Briet  23S  (ed.  Paris  1610,  S.  428):  „Novit  eni™ 

na    vMtra,    qiua    com    regnum    et    sarerdotimii   inter 

ftitur   muildui,   Höret  et  fruc tili  rat  ecclesia.     Cum   vero  iulei 

,  non  tan  tum  parva?  res  non  creseunt,  sed  ctjam  magnae  r 

'  illlaliuotiir." 


müsst  ihr  Vorsorge  treffen,  dass  Euch  dieses  gewiss  sei,  bevor 
ihr  den  förmlichen  Act  der  Wahl  in  der  vorschriftsmäsB' — 
canonischen  Weise  vornehmet" '). 


3.  Hannover*). 

Schon  im  Dezember  des  Jahres  1815 'war  bei  der 
noverischen  Regierung  der  Eutschluss  feststehend,  ein    < 
cordat  mit  der  römischen  Curie   zu  schliessen,  und  sog] 
wurden  mit  Energie  die  Vorbereitungen  dazu  getroffen. 

Zuerst  freilich  beschränkte  man  sich  darauf,  die  I 
der  beabsichtigten  Unterhandlungen  festzustellen,  und  erfr 
eifrig  das  Gutachten  sachverständiger  Behörden. 

Schon  unter  dem  19.  December  erstattete  der  dazu 
geforderte  Hofratb  Blum  Bericht  Er  hob  die  Wichtig 
der  bischöflichen  Würde  für  die  Staatsinteressen  hervor 
beanspruchte  unbedingte  königliche  Nomination. 

„Selbst  die  Ernennung  der  Bischöfe,  sagte  er,  musB 
Staate  vorbehalten  bleiben  und  der  päpstliche  Hof  zur 
stätigung  der  dazu  ernannten  Subjecte,  wenn  nicht  bcsom 
zu  bescheinigende  Hindernisse  gegen  die  Ertheilung 
bischöflichen  Weihe  an  die  ernannten  Subjecte  vornan 
seyn  sollten,  sich  anheischig  machen." 

Der  Papst  habe  auf  alle  Reservationen  zu  verzict 
und  zu  versprechen,  die  Confirmation  innerhalb  einer  I 
von  drei  Monaten  kostenfrei  zu  ertheilen. 

In  demselben  Sinne  sprach  sich  die  provisorische  Re 
rungscommission  unter  dem  30.  Januar  des  folgenden  Ja] 
aus,  welche  auch  eine  Verpflichtung  des  Bischofes  gleich 
anderen  Staatsdienern  verlangte,    und   ebenso    der   Kau: 

')  Die  Balle  ist  mich  Ca  bin  eis -Ordre  vom  23.  August  1821  in 
r   selzBammlung    publicirt   worden,    indem    ihre    ,. sachlichen   Verfügim 

i    actionirt  wurden.     „Steiner  Mnjestäurechte nnbeschadel."     { 

i   imml  1821.  S.  113. 

*)  Die  DarstoIIniu;  beruht  auf  den  Acten  des  königlichen  Minister 
Hannover.     Vergl.  anch  Mejer,  römisch  -deutsche  Frage  11,  2,  117. 
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director  Dyckhof  zu  Osnabrück,  und  der  bekannte  Kirchea- 
historiker  Professor  Dr.  Planck  in  Göttingen.  Nur  dass 
dieser  letztere  doch  seine  Zweifel  nicht  verhehlte,  ob  der 
Papst  das  Nominationsrecht  einem  protestantischen  Fürsten 
so  ohne  Weiteres  zugestehen  werde. 

Sein  Gutachten *)  verräth  ein  in  den  Anschauungen  der 
Zeit  stehendes,  aber  doch  immerhin  ziemlich  unbefangenes 
Urtheil. 

Am  30.  September  1816  wurde  der  Prinzregent  Seitens 
der  Regierung  um  Anordnung  einer  Gesandtschaft  angegangen, 
und  von  ihm  der  Baron  von  Ompteda  und  der  Hofrath 
(früher  Professor  in  Göttingen)  Leist  zu  diesem  Zwecke 
designirt  *). 

Eine  Instruction  wurde  entworfen  8),  worin  den  Gesandten 
aufgegeben  wurde,  vor  allen  Dingen  in  Rom  das  Zugestand- 
ni8s  der  landesherrlichen  Nomination  zu  erreichen,  sich  aber 
im  Nothfalle  mit  der  Wahl  der  Bischöfe  durch  das  Capitel 
zu  begnügen. 

Eigentümlicher  Weise  wurde  für  diesen  Fall  keine 
weitere  Bethätigung  des  landesherrlichen  Einflusses,  als  die 
Direction  des  Wahlactes  durch  einen  landesherrlichen  Com- 
missar,  und  die  Beschränkung  der  Wählbarkeit  auf  Mitglieder 
der  beiden  beabsichtigten  Capitel  verlangt. 

Dagegen  sollte  freilich  der  Papst  die  Confirmation  nicht 
ohne  Anführung  von  Ursachen  verweigern  dürfen,  der  Bi- 
schof ausser  dem  Huldigungseid  noch  einen  anderen  nach 
Muster  des  in  Oesterreich  üblichen  leisten. 

Andererseits  wurde  indessen  das  Devolutionsrecht  ohne 
jede  Einschränkung  anerkannt,  ja  als  staatliche  Forderung 
aufgestellt. 

Das  Besetzungsrecht  der  Capitel  nahm  die  Regierung 
für  sich  in  Anspruch. 


»)  Beilage  XVII. 

*)  Vergl.  über  diese  Mejer  a.  a.  O.  II,  2,  131  ff. 

?)  Die  auf  die  Besetzung  der  bischöfl.  Stühle  bezügl.  §§  in  Beil.  XV 
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Allein  die  Fassung  dieser  Instruction  fand  nicht  den 
Beifall  des  rechtsverständigen  Begleiters  von  Ompteda,  des 
Hofrath  Leist. 

Unter  dem  30.  November  richtete  er  ein  vorläufiges 
Gutachten  an  die  Regierung,  worin  er  zu  dem  auf  die 
Bischofsfrage  bezüglichen  §  2  der  Instruction  bemerkte: 

„Es  dürfte  nicht  überflüssig  sein,  nach  dem  ersten  Absätze 
dieses  §  noch  folgenden  Zusatz  zu  machen: 

Die  Anstellung  des  processus  informativi  mit  dem  er- 
nannten Bischöfe,  wie  auch  die  ihm  zu  ertheilende  Conse- 
cration  muss  der  Papst  dem  anderen  Landesbischofe  dele- 
giren,  und  spätestens  binnen  3  Monaten  nach  Empfang  des 
processus  informativi  ist  die  Confirmation  von  ihm  zu 
ertheilen. 

Den  in  dem  §  2.  befindlichen  Zusatz,  dass  äussersten 
Falles  die  Erwählung  der  Bischöfe  durch  das  Capitel  nach- 
gegeben werden  könne,  wünschte  ich  von  Ew.  Exe.  aus  der 
Instruction  entfernt  zu  sehen,  da  die  königliche  Nomination 
der  Kirchenobern  ein  zu  hohes  und  in  seinen  Folgen  zu  wich- 
tiges Vorrecht  ist,  als  dass  darauf  je  verzichtet  werden  könnte, 
auch  gegenwärtig  fast  überall  das  Wahlrecht  der  Capitel 
durch  die  landesherrliche  Nomination  verdrängt  worden  ist." 

In  der  That  wurde  in  Folge  dessen  die  Instruction  ge- 
ändert und  der  auf  Bischofswahlen  bezügliche  Zusatz  fort- 
gelassen. 

Als  die  hannoverische  Gesandtschaft  in  Rom  angelangt 
war,  nahm  sie  zuerst  zu  Niebuhr  ihre  Zuflucht,  und  die  Aus- 
lassungen dieses  erschütterten  schon  einigermassen  die  un- 
getrübte Aussicht  auf  guten  Erfolg,  welche  Ompteda  bisher 
beseelt  hatte. 

Schon  am  23.  April  1817  berichtet  er  über  Niebuhr: 

„Was  dagegen  das  angesprochene  Recht  des  Souverains 
zur  Ernennung  der  Bischöfe  betrifft,  so  behauptet  er,  dass 
Ai  iräge  dieser  Art  hinreichend  seyen ,  Alles  zu  verderben, 
un  :  hält  für  durchaus  unmöglich  beim  päpstlichen  Stuhl  da- 
mi    durchzudringen." 

Am  3.  Mai   kündigte  er  seiner  Regierung  an,  dass  er 

riedberg,  Staat  and  Bischofswahlen.  5 
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eine  Conferenz  über  die  hannoverischen  Propositionen  mit 
dem  Seitens  der  Curie  bevollmächtigten  Monsignore  Mazio 
haben  werde,  aber  so  sehr  hatten  die  Einwendungen  von 
Niebuhr  seine  Thatkraft  gelähmt,  dass  er  dem  päpstlichen 
Diplomaten  gegenüber  die  Frage  der  Bischofswahlen  gar 
nicht  zu  berühren  wagte,  eine  Thorheit,  die  den  unsicheren 
von  der  Regierung  in  dieser  Beziehung  eingenommenen 
Standpunkt  der  Curie  sofort  klar  legte,  und  eine  Nach- 
giebigkeit derselben  von  vornherein  unwahrscheinlich  machte. 

„Den  höchstcritischen  Punkt",  berichtete  er  am  17.  Mai 
1817  der  landesherrlichen  Ernennung  zum  bischöflichen  Stuhl 
halte  ich  noch  geflissentlich  zurück,  indem  solcher  die  gröss- 
ten  Schwierigkeiten  veranlassen  dürfte";  und  eine  chiffirirte 
Nachschrift  bemerkte  weiter  : 

„Die  Schwierigkeiten  in  Betreff  der  landesherrlichen 
Ernennung  der  Bischöfe  werden  nicht  zu  überwinden  sein. 
Hofrath  Leist  glaubt  das  GegentheiJ.  Ich  glaube,  man  mus& 
bei  Zeiten  auf  Modificationen  sinnen,  die  dem  Hauptzwecke 
nicht  schaden." 

Ausführlicher  begründete  er  seine  Bedenken  in  der 
Depesche  vom  9.  Juni *).  Der  Einfluss  den  Niebuhr  nicht 
sehr  zum  Vortheil  der  Unterhandlung  auf  den  hannoverischen 
Diplomaten  ausgeübt  hat,  ist  unverkennbar,  und  einige  ron 
Mazio  in  der  Conferenz  gethane  Aeusserungen  reichen  hiny 
ihn  an  seiner  Aufgabe  verzweifeln  zu  lassen,  noch  ehe  er 
selbst  seiner  Instruction  gemässe  Eröffnungen  an  die  Curie 
gemacht  hatte. 

Er  möchte  nur  noch  wissen,  ob  die  Regierung,  wie  das 
auch  wohl  Preussen  acceptiren  werde,  eine  Capitelswahl  mit 
landesherrlichem  Veto  wolle,  oder  directen  Vorschlag  Seitens 
des  Königs  an  den  Papst.  Nach  guter  Diplomatenart,  viel- 
leicht auch  nach  dem  Vorbilde  der  von  ihm  angeführten 
württembergischen  Verhandlungen  des  Jahres  1807  schwebt 
ihm  dann  noch  ein  in  der  Depesche  durch  Unterstreicht!  ; 
geehrter  „Geheimer  Artikel"  vor,  in  dem  der  Papst  versprecb    t 

!)  Beilage  XIX. 
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solle,  die  jedesmaligen   Wünsche   des    Königs  thunlichst  zu 
berücksichtigen. 

Nachdem  er  dann  in  einer  Note  vom  20.  Mai  schon  dem 
Cardinal-Staatssecretär  die  Hauptpunkte  der  Unterhandlung 
angedeutet  hatte ,  darunter  auch  „Präsentation  par  autorite 
souveraine  et  nomination"  der  Landesbischöfe  —  ging  er 
endlich  am  28.  Juni  auf  die  Frage  der  Bischofswahlen 
näher  ein. 

Die  Note  l)  war  natürlich  von  Leist  entworfen,  aber  die 
Vorsicht  von  Ompteda  hatte  für  gut  befunden,  einige  beson- 
ders scharfe  Stellen  zu  mildern,  während  er  andererseits 
auch  durch  eigene  Einschiebsel  die  Wirksamkeit  des  Acten- 
Stückes  in  sehr  eigenthümlicher  Weise  zu  erhöhen  suchte*). 

Er  forderte  einfach  Nomination  des  Bischofs  durch  den 
König,  verweist  fftr  die  Begründung  dieses  Verlangens  auf 
eine  beiliegende  Denkschrift s),  die  gleichfalls  den  seine  Pro- 
fessur niemals  verleugnenden  Leist  zum  Verfasser  hatte  und 
nicht  minder  durch  Ompteda  abgeschwächt  war  als  die 
Note  selbst.  Nach  fruchtlosem  Verlaufe  von  sechs  Monaten 
soll  das  Devolutionsrecht  an  den  Papst  Platz  greifen. 

Die  Confirmation  und  Consecration  wird  dem  Papste  zu- 
gestanden, aber  nur  weil  dem  Baseler  Concile  gemäss  sie  dem 
nächsten  Kirchenobern  gebührt,  und  dieser  bei  dem  exemten 
hannoverischen  Bischof  der  Papst  ist. 

Der  Papst  hat  dann  mit  der  Vornahme  des  Informativ- 
processes  den  anderen  Landesbischof  zu  betrauen,  und  nach 
günstigem  Ergebniss  desselben  die  Confirmationsbulle  binnen 
3  Monaten  zu  ertheilen.  Diese  aber  darf  nicht  verweigert 
werden,  falls  nicht  juristische  Gründe  dazu  vorliegen  —  „la 
confirmation  ötant  reconnu  acte  de  justice",  Leist  hatte  noch 
hinzugesetzt  „et  non  pas  de  grace"  —  und  die  in  den  Baseler 
Decreten  enthaltene  Clausel,  welche  den  Papst  zur  Versagung 

■)  Beilage  XX. 

*)  in  Beilage  XX  näher  angegeben. 

•)  Beilage  XXI. 
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Das  den  Capiteln  aber  seit  jenem  Vertrage  und  durch 
die  Concordate  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  zustehende 
Wahlrecht,  sei  durch  die  reichsgesetzliche,  unanfechtbare  Auf- 
hebung der  Capitel  im  Jahre  1803  gegenstandslos  gewor- 
den, so  dass  vielmehr  die  Regenten,  an  welche  die  Güter 
der  Capitel_  gefallen,  in  die  Pflicht  jener,  der  Diöcese  einen 
Bischof  zu  geben  eingetreten  seien,  d.  h.  das  Nominations- 
recht  erhalten  haben. 

Der  Landesherr  dotirt  ferner  jetzt  die  neu  zu  errichten- 
den Episcopate,  und  erwirbt  demgemäss  das  Patronatrecht 
und  das  in  diesem  begriffene  Präsentationsrecht. 

Darin  kann  auch  der  Umstand,  dass  der  Patron  Prote- 
stant  ist,  keinen  Unterschied  machen  Einmal  hat  die  Praxis 
schon  längst  bei  Patronaten  den  canonischen  Grundsatz,  der 
zur  Präsentation  einen  katholischen  Patron  erfordert,  aufge- 
geben;  dann  aber  kann  unmöglich  angenommen  werden,  dass 
der  König  von  Hannover  weniger  im  Stande  wäre,  die 
Qualitäten  eines  Bisthumscandidaten  zu  beurtheilen,  als  etwa 
der  König  von  Frankreich;  zumal  ja,  wenn  wirklich  ein 
Missgriff  vorkommen  sollte,  das  dem  Papste  zustehende  Recht 
der  Nichtbestätigung  in  letzter  Instanz  den  Ausschlag 
geben  würde. 

„Somit,  so  schloss  die  Denkschrift,  erscheint  es  unmög- 
lich, dass  die  durch  einen  protestantischen  Regenten  erfolgte 
und  von  dem  römischen  Stuhl  geprüfte  Ernennung  eines 
Bischofs  jemals  zum  Nachtheile  oder  gar  Verderben  der 
katholischen  Religion  gereichen  könne,  deren  höchstes  Haupt 
mit  so  viel  Weisheit  und  Festigkeit  sorgt,  alles  was  irgend- 
wie ihr  schädlich  werden  oder  ihre  Dogmen  beschädigen 
könnte,  fern  zu  halten". 

Hätte  Ompteda  nur  einigermassen  das  römische  Terrain 
gekannt,  so  würde  er  die  Leist'schen  Erörterungen  als  schätz- 
bares Material  zu  den  Acten  gelegt  haben.  Was  sollte  es 
a  3h  nützen  der  römischen  Curie  zuerst  mit  politischen  Er- 
m  .gungen  entgegenzutreten,  welchen  für  Rom  eine  juristische 
E  deutung  nicht  beiwohnen  konnte,    und  dann  noch  sich  in 
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historischen  Untersuchungen  zu  ergehen ,  die  bis  ins  zwölfte 
Jahrhundert  zurückgriffen. 
.1    ■  Gerade  weil  Rom  damals  nicht  Bischofsernennungen  durch 

die  Kaiser  hatte  haben   wollen,  war  ja  der   Investiturstreit 
>,  losgebrochen,  und  jetzt  sollte  der  Status  quo  vor  dem  Wormser 

Concordat  als  Norm  aufgestellt  werden. 

Und  wozu  sollten  in   der  Note  selbst  die  Erörterungen 
•'-'  dienen,  dass  die  Confirmation  des  Bischofes  eigentlich   dem 

Erzbischofe  zustehe,  für  die   hannoverischen  Bischöfe    aber 
dem  Papst  gewährt  werde,  weil  jene  exempt  seien. 

Wenn  der  Papst  schon  das  Recht  bekommen  sollte,  wo- 
zu ihn  dann  noch  durch  Aufstellung  von  Motiven  kränken, 
die  an  den  verpönten  Febronianismus  nur  zu  lebhaft  erinnerten. 

Fast  scheint  es  bei  Leist  ein  gewisser  nicht  zu  be- 
kämpfender Reiz  gewesen  zu  sein,  in  schulmässig  systematischer 
Weise  seine  Gelehrsamkeit  an  den  Mann  zu  bringen. 
Praktische  Ergebnisse  Hessen  sich  von  den  langathmigen 
Deductionen  kaum  erwarten. 

Die  Antwortsnote  Consalvis  vom  2.  September  1817  l) 
ist  vielleicht  in  Betreff  der  Bischofswahlen  das  ausfuhrlichste 
Document,  welches  vom  römischen   Stuhle  ausgegangen   ist 

Der  Cardinal  verwirft  die  Idee,  dass  das  landesherrliche 
Nominationsrecht  der  Bischöfe  als  Ausfluss  der  Souverainetät 
anzusehen  sei,  durch  die  scheinbar  schlagende  Erwägung,  dass 
ja  dann  auch  der  Gross-Türke  Bischöfe  ernennen  dürfe. 

Im  Gegentheil:  es  sei  unantastbares  kirchliches  Princip, 
Staat  und  Kirche  aus  einander  zu  halten,  und  wie  die  Kirche 
sich  nicht  unterfange  Staatsbeamte  zu  ernennen,  so  sei  der 
Staat  nicht  befugt,  Barchendiener  zu  bestellen.  Vielmehr 
thue  das  durch  Vermittlung  des  Papstes  der  heilige  Geist 

So  viele  katholische  Fürsten  auch  das  Nominationsrecht 
besässen :  keiner  leite  es  aus  seinen  Hoheitsrechten  ab.  Sonst 
wären  ja  die  Concordate,  welche  den   Fürsten  das  Nomina- 


x)  Da  dieselbe  jetzt  bei  Mejer  a.  a.  O.  II,  2,  301  ff.  abgedruckt  i 
so  gebe  ich  in  Beilage  XXII  nur  die  auf  Bischofswahlen  sich  beziehend 
Erörterungen. 
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tionsrecht  ausdrücklich  beilegten  unerklärlich,  und  die  Vor- 
schriften des  canonischen  Rechtes  auf  das  Flagranteste  verletzt. 

Die  Denkschrift  der  Regierung  lege  auf  das  jus  advo- 
•catiae  des  Fürsten  Gewicht.  Dies  sei  ein  Dienst,  eine  Pflicht 
und  kein  Vorrecht,  es  sei  zum  Nutzen  der  Kirche  eingeführt 
und  dürfe  so  schon  nach  civilrechtlichen  Grundsätzen  nicht 
zu  deren  Nachtheil  gehandhabt  werden. 

Das  ius  cavendi  ist  aber  eine  von  der  Kirche  nicht  an- 
erkannte Erfindung  moderner  Juristen.  Es  steht  in  offen- 
barem Widerspruch  mit  der  göttlichen  Einsetzung  der  Kirche, 
welche  eben  die  Freiheit  der  Bewegung  für  dieselbe  zum 
Gegenstande  hat.  Selbst  der  berühmte  Planck  in  Göttingen 
dessen  Autorität  die  hannoverische  Regierung  nicht  verwerfen 
werde,  spreche  sich  in  diesem  Sinne  aus. 

Dann  geht  der  Cardinal  zu  den  katholischen  Fürsten 
über,  die  das  Nominationsrecht  besitzen  und  wiederholt  mit 
erklärlicher  Breite,  dass  diese  selbst  es  von  einer  Concession 
des  Papstes  ableiteten. 

In  Deutschland  jedenfalls  sei  das  Wahlrecht  der  Capitel 
herkömmlich,  und  durch  den  Reichsdeputations-Hauptschluss 
nicht  den  Fürsten  übertragen  worden. 

Diese  hatten  vielmehr  nur  mit  Vermögensobjecten  für 
Länderverluste  entschädigt  werden  sollen.  Das  Wahlrecht 
sei  kein  Vermögensrecht,  mithin  nicht  in  der  Disposition  der 
Reichsdeputation  begriffen  gewesen,  und  hätte  auch  als  kirch- 
liches Recht  gar  nicht  deren  Verfugung  unterliegen  können. 

Der  Patronatrechtstitel  werde  mit  Unrecht  angezogen, 
da  eine  Präsentation  wohl  für  beneficia  minora,  nicht  aber 
für  Bisthümer  stattfinden  könne. 

Ausserdem  seien  nicht  einmal  die  zur  Begründung  eines 
Patronates  erforderlichen  Elemente  der  Fundation  und  Dota- 
tion vorhanden,  da  die  Denkschrift  der  Regierung  selbst  die 
Qualität  des  jetzt  den  Bisthümern  zugedachten  Vermögens 
als  Kirchengut  anerkenne,  mithin  die  Dotation,  wie  auch  der 
Reichsdeputations-Hauptschluss  selbst  durch  seinen  Wortlaut 
ergebe,  mit  dem  eigenen  Vermögen  der  Kirche  erfolge. 

Endlich  aber  könne   die    Kirche  nie  einem  Akatholiken 
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das  Präsentationsrecht  zugestehen,  und  wenn  auf  eine  um- 
gekehrte deutsche  Praxis  verwiesen  werde,  wornach  Katho- 
liken für  protestantische  Beneficien  präsentirten,  so  hänge  das 
mit  den  Lehren  der  evangelischen  Kirche  zusammen,  welche 
für  die  katholische  nicht  massgebend  seien. 

Weiter  verwirft  der  Cardinal  die  bei  dem  Punkte  der 
Confirmation  von  der  Regierung  geäusserten  Febronianischen 
Theorien,  nimmt  für  den  Papst  das  Recht  in  Anspruch  den 
Informativprocess  auch  in  Rom  vorzunehmen,  die  Unter- 
suchung auf  alle  von  den  Canones  verlangten  Eigenschaften 
des  Candidaten  auszudehnen,  verwirft  die  für  die  Bestätigung 
gestellte  Frist,  plaidrrt  für  die  Beibehaltung  der  oben  er- 
wähnten dem  Baseler  Concil  entnommenen  Clausel,  erklärt 
die  Unmöglichkeit,  für  die  Gründe  der  etwaigen  Verwerfung- 
des  Candidaten  der  Regierung  Rechenschaft  abzulegen,  so 
wie  die  von  der  Note  formulirten  Eide  zu  genehmigen,  und 
gibt  schliesslich  nur  seine  Bereitwilligkeit  zu  erkennen,  in 
Bezug  auf  die  gewünschte  Regelung  der  Taxen  ins  Ver- 
nehmen zu  treten. 

Die  Antwortsnote  von  Ompteda  vom  7.  September  1817 
begnügte  sich  dem  Cardinal  gegenüber  den  Gegensatz  der 
beiderseitigen  Principien  zu  constatiren,  ohne  den  Standpunkt 
der  Regierung  aufzugeben,  und  in  lebhafter  Weise  gegen  die 
in  der  Note  vom  2.  September  aufgestellte  Unterscheidung 
von  katholischen  und  akatholischen  Fürsten  Protest  zu  erheben. 

„ Plusieurs  de  ces   droits   et  pretensions, 

sagt  er,  ont  depuis  un  temps  immemorial  etö  l'objet  des  plus 
vives  contestations,  comme  S.  E.  le  St5cretaire  d'Etat  n'ignore 
pas,  et  le  seront  peut  -  etre  toujours  tandisque  Porigine  et 
les  titres  de  quelques  autres  en  remontant  k  des  siecles  recu- 
les,  se  perdent  dans  les  tenebres  qui  entourent  le  berceau  et 
le  jeune  äge  de  la  Chretiente.  —  Si  dans  cet  etat  des  choses 
les  princes  et  gouvernements  catholiques  en  ont  de  tout 
temps  soumis  l'examen  ä  des  discussions  souvent  tres- 
animes  et  orageuses  et  si  l'incertitude  k  cet  egard  n'a  x 
trouver  son  terme  que  dans  des  concordats  particuliers 
des  stipulations  k  la  conv^nance  des  etats  transigeans,  ce  c 
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semblerait  souvent  douteux  et  iuadmissible  k  des  catholiques 
k  bien  plus  forte  raison  peut  le  paraitre  aux  yeux  des  prin- 
ces  protestants,  comme  effectivement  le  soussignä  se  trouve 
oblig^  de  d^clarer  formellement  r&ativement  k  diffärents  ar- 
guments  et  articles  consign^s  dans  la  derni&re  note  de  S.  £. 
le  S^cr^taire  d'Etat.  II  s'y  croit  autoris^  d'autant  plus,  que 
S.  E.  Elle  meme,  dans  cette  note  a  marqu^  d'une  manifere 
trop  sensible  la  diffßrence  ^tablie  par  la  Cour  de  Rome  entre 
les  princes  catholiques  et  ceux  qui  ne  le  sont  pas,  en  en 
deduisant  pour  les  derniers  des  consequences ,  k  la  verit6 
trop  präjudiciables  k  la  regularitä  du  regime  civil  et  aux 
intörets  majeurs  de  la  couronne.  Si  le  Souverain  du  Sous- 
sign^  doit  considörer  sous  ce  point  de  vue  plusieurs  des 
objections  de  Sa  S^ ,  nomm&nent  Celles  ^lev^es  contre  le  droit 
de  nomraer  dans  son  royaume  aux  ^v6ch&  et  chapitres,  c'est 
a  plus  forte  raison  sur  certains  principes  generaux,  en  m&ne 
temps  £nonc&  par  S.  E.  que  Y  attention  de  tout  prince  söcu- 
lier  aurait  k  s'arr§ter,  particuliferement  sur  ce  qui  est  dit  k 
l'egard  de  lattitude  de  leglise  envers  l'etat  civil,  et  son 
ind^pendance." 

Dann  aber  richtete  Ompteda  am  13.  September  einen 
chiffrirten  Bericht  an  seinen  Hof,  worin  er  geradezu  erklärt, 
dass  die  Instruction  bezüglich  der  Bischofsernennung  auf 
nicht  zu  beseitigende  Hindernisse  stosse. 

Die  landesherrliche  Ernennung  zum   bischöflichen    Sitze 
dürfte  unmöglich  zu  erhalten  sein.    „Zwei  Auswege  scheinen 
vorhanden :    Entweder,  dass  der  König  sich  darauf  beschrän- 
ken will,  seinen  Wunsch  jedesmal   in   Rom   zu  äussern,   so 
wie  Preussen   und   Russland,   wo   dann  bei   der  •  päpstlichen 
Ernennung  in  Rom   die  Berücksichtigung   zu   erwarten   ist; 
oder  was  besser  scheint,  das  alte  Wahlrecht  der  Capitel  bei- 
zubehalten,  und  zwar  entweder  mit  Vorbehalt  landesherrlicher 
Confirmation,  welches  aber  auch  durch   förmliche  Regulation 
vom  päpstlichen  Stuhle  kaum  zu  erhalten   sein  dürfte,   oder 
lit  dem  jure  dandi  exclusivam  oder  veto,  welches   durchzu- 
3tzen  ich  nicht  bezweifle,  und  dieses  dergestalt,   dass  der 
,andesherr  vor  der  Wahl  das  Recht  hat,  von  der  präsen- 
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Liste  der  Candidsten  so  viel  Dicht  etwa  selbst1) 
if  einen  wegzustreichen.  Vielleicht  kann  zum  Veto 
las  Empfehlungsrecht  hinzugefügt  werden." 
nch  Leist  hatte  sich  jetzt  dieser  Ansicht  angeschlossen, 
fuhrlicher  Denkschrift1)  sucht  er  seine  Regierung  zur 
erung  der  Instruction  zu  bewegen.  Er  will  überhaupt 
ir  Idee  eines  ConcordateB  Abstand  nehmen  und  sich 
j  Vereinbarung  einzelner  Punkte  beschränken.' 
as  Wahlrecht  der  Capitel  mit  dem  landesherrlichen 
wie  es  ja  Seitens  der  Curie  für  den  König  von  Eng- 
:hon  anerkannt  sei,  müsse  aeeeptirt  werden,  so  das» 
jideslien-  auf  der  Liste  alle  vom  Capitel  vorgeschla- 
Candidaten  bis  auf  einen  streichen,  und  noch  beson- 
SmpfehlungSBchreiben  für  ihm  genehme  Personen  an 
ahlkörper  richten  dürfe. 

if  diesen  sogenannten  irischen  Wahlmodus  führte  dann 
ie  Conferenz,  welche  Ompteda  am  4.  October  1817 
m  Bevollmächtigten  der  Curie  Moos.  Mazio  hatte, 
itweder  sollte  der  Papst  aus  den  von  den  Capiteln 
eilten  Candidaten  wählen  oder  der  Landesherr  die 
ingen  Personen  streichen,  doch  so,  dass  eine  zur  Wahl 
bende  Zahl  derselben  —  Ompteda  gibt  mindestens 
n  —  in  der  Liste  blieben. 

is  über  die  gedachte  Conferenz  geführte  Protocoll  gibt 
der  Vorschläge  von  Mazio  erwünschte  Auskunft: 
>a  das  Collati  ons  -  Recht  zu  den  bischöflichen  Sitzen  Sr. 
it  von  Hannover  als  protestantischem  Fürsten,  aus 
ten  Gründen,  vom  heil.  Stuhle  bestritten  wird,  so  sind 
en  von  päpstlicher  Seite  verschiedene  Auswege  in  Vor- 
gebracht, in  der  Absicht,  Sr.  Majestät  bei  Besetzung 
chöflichen  Sitze  allen  denjenigen  landesherrlichen  Ein- 
izuwenden ,  welchen  man  von  päpstlicher  Seite  glaubt 
akatholischen  Fürsten  einräumen  zu  können;  wobei 
r   Krone   England   im  J.  1815   durch   ein  von  Genua 

oiii  Chiffrirbnreau  als  nicht  zu  entziffern  bezeichnet. 
eilige  XXIII. 
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erlassenes  Schreiben  der  Congregation  de  propaganda  fide 
rücksichtlich  der  Irländischen  Bischöfe  bewilligten  Rechte 
gewöhnlicher  Weise  das  Veto  genannt,  zu  Grunde  gelegt 
zu  sein  scheinen 1).  Es  soll  nämlich  —  und  zwar  im  König- 
reich Hannover  einen  Monat  nach  dem  Tode  des  Bischofs  — 
bevor  zur  Wahl  geschritten  wird,  dem  Königlichen  Mi- 
nisterio  vom  Capitel  eine  Liste  der  theils  aus  dem  Capitel, 
theils  aus  der  übrigen  Geistlichkeit  des  Königreichs  sich 
in  Gemässheit  der  canonischen  Vorschriften  zur  Wahl  qua- 
lificirenden  Candidaten  vorgelegt  werden,  worauf  Sr.  Ma- 
jestät in  möglichst  kürzester  Zeit  diejenigen,  welche  von 
der  Wahl  auszuschließen  sind,  bezeichnen  wird;  mit  dem 
Vorbehalt,  dass  die  nöthige  Zahl  (also  mindestens  zwei)  übrig 
bleibt,  aus  welcher  das  Capitel  unverzüglich  den  canonischen 
Vorschriften  gemäss  den  Bischof  erwählen  wird;  dasselbe  hat 
alsdann,  sechs  Wochen  nachdem  die  Zurücklieferung  der 
Candidatenliste  von  Seiten  des  Königlichen  Ministerii  ge- 
schehen sein  wird,  das  Wahldocument  nach  Rom  einzusenden. 

—  Ein  zweiter  päpstlicher  Vorschlag  weicht  von  jenem  darin 
ab,  dass,  nachdem  das  Capitel  die  Candidatenliste  eingereicht 
und  der  Landesherr  die  ihm  missfalligen  Namen  gestrichen 
hat,  alsdann  der  Papst  —  sowie  es  in  Irland  in  Vorschlag 
ist  —  den  Bischof  erwähle;  wobei  Königliche  Gesandtschaft 
in  Vorschlag  gebracht  hat ,  die  Worte  in  der  Convention  auf- 
zunehmen: „dass  in  solchem  Falle  Se.  Päpstliche  Heiligkeit 
auf  den  Vorschlag  Sr.  Königlichen  Majestät  soviel  als  mög- 
lich Rücksicht  zunehmen,  sich  werde  angelegen  sein  lassen." 

Derlnformativprocess  wird  gewöhnlich  dem  andern  Lan- 
desbischof oder  einem  andern  in  die  nöthigen  Dignitäten  con- 
stituirten  Geistlichen  des  Königreichs  übertragen  werden; 
wobei  jedoch  der  päpstliche  Commissarius  bemerklich  ge- 
macht hat,  dass  durch  eine  formelle  Stipulation  in  der  Wahl 
dieses  päpstlichen  Delegirten  Sr.  Heiligkeit  die  Hände  zu 
binden  nicht  thunlich  sei ,   sowie  auch ,  im  Fall  dermaleinst 

—  obschon  es  vielleicht  nicht  wahrscheinlich  —  ein  Nuncius 

')  Siehe  oben  S.  53. 
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oder  Legat  im  Königreiche  Hannovei 
demselben  die  Facultät,  den  process 
nehmen,  unmöglich  bestritten  werde 
der  Einmischung  eines  ausserhalb  des 
Nuncius  oder  Legaten  durchaus  nid 
der  erwählte  Bischof  vom  heil.  Stuhlt 
und  die  Wahl  kanonisch  ist,  wird  ! 
liehst  die  Bulle  ertheilen  ').   — 

Se.  Heiligkeit  erwartet,  dass  die 
vor  ertheilter  Confirmation  auf  kein< 
Functionen  antreten.  Anstatt  diese 
sonders  auszudrücken,  ist  beliebt  wo 
die  rücksichtlich  dieser  Ungebühr  ei 
den  hannoverschen  Bisthumern  und 
kannt  machen  werde. 

Die  Consecration  des  Bischofs  i 
der  katholischen  Kirche,  oder  dem  M; 
durch  einen  Bischof  mit  Assistenz  vi 
diese  zwei  andern  Bischöfe  jedoch  o 
Weitläufigkeit  nicht  herbeizurufen  si 
jedesmal  dispensiren,  um  solche  zw 
in  den  kirchlichen  Dignitäten  gehöri 
vertreten  zu  lassen  *).   — 

Der  erwählte  Bischof  wird  bei  : 
heil.  Stuhle  einen  Eid  schwören,  7 
mäss  ist,  über  die  man  übereingekoi 


')  Der  päpstl.  Üomiuiuär  scheint  geneig 
mHtionsbaHe  baldmöglichst  zn  ertheilen,  in 
wogegen  einen  gewiesen  bestimmten  Tennin  ■ 
unpassend  verworfen  wird, 

*)  Der  päpstliche  Unterhändler  besteht  i 
fiir  jeden  einzelnen  Fall  diese  päpstliche  E 
müsse,  welches  auch  bei  Gelegenheit  der  na 
halle  jedesmal  ohne  viel  Ungelegenheit  geseh 

")  S.  Em.  d.  Staatssekretär  wird  dem  Kf 
Formel  dieses  Eides  einhändigen  (welcher  ki 
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Der  vom  Bischof  dem  Landesherrn  zu  leistende  Eid  wird 
in  die  Hände  Sr.  Majestät  oder  des  Kgl.  Ministerii  abgelegt 
werden,  der  Formel  gemäss,  welche  im  Jahre  1801  in  Frank- 
reich angenommen  worden  und  dermalen  fast  in  allen  Län- 
dern hergebracht  ist1).  — 

Die  Confirmationstaxen  und  Sportein  der  päpstl.  Canzlei 
und  Dataria  werden  nach  einem  billigen  Anschlage  bezahlt 
werden.  — 

In  Hannover  konnte  man  sich  dem  Gewichte  der  gel- 
tend gemachten  Gründe  nicht  Verschliessen,  beschloss  nach- 
zugeben und  den  als  preussischen  oder  russischen  bezeichneten 
Wahlmodus  zu  acceptiren.  Bei  der  Revision  der  Instruction 
in  London  wurde  indessen  der  irische  beliebt. 

Demgemäss  erging  unter  dem  5.  Januar  eine  Instruction 
anOmpteda2),  die  auch  bezüglich  der  Eide,  der  Consecration 
u.  s.  w.  die  Willensmeinung  der  Regierung  enthielt. 

Aber  jetzt  änderte  die  Curie  die  ganze  Basis  der  Ver- 
handlungen; sie  versuchte  die  mit  anderen  Staaten  gepflo- 
genen Concordatsverhandlungen  zur  Unterlage  zu  machen 
nur  um  ein  Concordat  zu  erzielen,  während  der  Gesandte 
unter  dem  31.  Juli  1818  Seitens  seiner  Regierung  wiederholt 
angewiesen  wurde,  darauf  nicht  einzugehen,  sondern  ledig- 
lich auf  Erlass  zweier  Bullen  hinzuwirken. 

Inzwischen  hatte  indessen  Consalvi  gewissermassen  als 
Ultimatum  einen  Concordatsentwurf  übergeben,  den  er  als 
Ergebniss  der  heftigsten  Consistorialberathungen  bezeichnete, 
und   der  doch  den  hannoverischen  Gesandten  so  wenig  be- 


ficalfür  die  Bischöfe  der  ganzen  Christenheit  festgesetzte  Eid  ist)  verbunden 
mit  der  officiellen  Erklärung,  dass  —  so  wie  es  überhaupt  schon  längst 
hergebracht  ist  —  die  darin  festgesetzte  Verbindlichkeit  der  Bischöfe,  alle 
4  Jahr  nach  Born  zu  kommen  um  Rechenschaft  von  ihrer  Diöcese  abzu- 
legen, einem  päpstlichen  Anwalt  in  Korn  ohne  Anstand  und  ohne  päpst- 
lichen Widerspruch  übertragen  werden  könne. 

*)  Der  Ausdruck  „obedientia"  wird  nicht  in  „subjeetio**  verwandelt 
erden,  wodurch  diese  Formel  der  in  Oesterreich  hergebrachten  aber  vom 
ipst  ignorirten  Eidesformel  ganz  gleich  wird. 

*)  Beilage  XXIV. 
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Ügte,  dasB  er  ihn  erat  nach  einer  vom  Cardinalstaats- 
et&r  auf  Verlangen  vorgenommenen  Revision  seiner  Re- 
ling mittheilen  zu  können  meinte. 

In  der  letzteren  Redaction  enthielt  er  bezüglich  der  Bi- 
if Wahlen  im  wesentlichen  die  Bestimmungen  der  späteren 
■  u  in  s  cri  pt  i  onsbullen. 

„Art  9:  Quotiescunque  sedes  episcopalis  vacaverit,  capi- 
m  illius  ecclesiae  intra  mensem  a  die  vacationis  compu- 
luin  exhibebit  Regiis  Minietris  Notulam  Candidatorum  qui 
lotibus  instructi  sint,  quas  aacri  canones  in  episcopo  re- 
lirunt;  Gubemium  autem ,  si  forte  ex  candidatis  ipsis  quis 
uspectus  aut  invisus  sit ,  quam  primum  illum  capitulo  iu- 
re poterit,  ut  expungatur,  ita  tarnen  ut  numerus  sufficiens 
irsit,  ex  quo  novus  episcopus  eligi  valeat.  Tunc  vero 
tulum  unum  ex  candidatiB  qui  in  notula  illa  superenrnt, 
a  formas  canonicas  in  episcopum  eliget  et  documentum  elec- 
i8  intra  mensem  ad  summum  Pontificem  mittet  Processus 
rmativus  in  qualitates  eorum,  qui  ad  ecclcsiarum  regoi 
moveriaiii  regimen  promovendi  erunt,    aut  episcopo  alte- 

sedis  non  vacantis  aut  ecclesiaetico  illius  Regni  viro,  in 
ütate  constituto,  a  summo  Pontifice  committetur,  et  ad 
iam  instructiunis  in  singulis  casibus  a  sede  apostolica 
smittendae,  conticitur :  quo  ad  S.  sedem  misso,  si  Summus 
tifex  promovendum  iis  dotibus  instructum  esse  conjpererit, 
j  sacri  canones    in  episcopo  requimnt,   eum,    quo  citius 

poterit,  juxta  Bolitas  formas  ad  vacantem  ecclesiam  pro- 
ebit 

Si  vero  aut  electio  canonice  minime  fuerit  peracta ,  aut 
novendus  supra  dictis  dotibus  instructus  non  reperiatur,  ca- 
lum  ad  novam  electionem  ut  supra  dictum  procedet1). 

')  Daneben  ging,  dem  Gouvernement  zur  Auswahl  ein  zweiter  Vorschlag 
„Qaotäescunque"  bis  „eligi  valeat"  gleich;  dann  aber  :  tunc  vpro  capitulum 
na  candidatorum ,  quae  in  notula  illa  superernnt,  intra  mensem  ad  S. 
m  mittet,    quos  inter  Snmmus  Pontifex  libere  cum  eliget,    quem  va 

ecclesiae  regendae  magis  in  domino  idoneum  jndicabit;  dann  miede 
3csms   inforniativus   —   ecclesiam  promovebit"   gleich;   aber   von     „< 

aut"   bis  „Supra  dictum  procedet"  fehlt. 


V 
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Art.  10:  Consecratio  novi  episcopi  ab  altero  Regni  epis- 
copo  jam  consecrato  et  ab  Apostolica  Bede  ad  id  facultatem 
habente ,  assistentibus  aliis  duobus  episcopis  ad  hoc  rogatis  fiet. 

Quodsi  duo  alii  episcopi  commode  haberi  non  poteruntr 
Sanct.  Sua  indulgebit ,  ut  duo  Praelati  Pontificalium  usum 
habentes,  aut  his  quoque  deficientibus  duo  presbyteri  de  clero 
Regni  Hannoveriani ,  in  dignitate  ecclesiastica  constituti ,  epis- 
copo  consecrato  ri  assistant. 

Art.  11. :  Antequam  episcopi  munus  suum  suscipiant  coram 
Rege,  aut  coram  Ministerio  quod  Regis  personam  in  Regno 
gerit,  iuramentum  emittent,  sequentibus  verbis  expressum  et 
nunquam  mutandum: 

Ego  N.  N.  iuro  et  promitto  ad  SS.  Dei  Evangelia  sub- 
jectionem  et  fidelitatem  Domino  meo  regi  Hanno veriano. 
Item  promitto ,  me  nullam  communicationem  habiturum ,  nulli 
consilio  interfuturum ,  nullamque  suspectam  unionem  neque 
intra  neque  extra  conservaturum,  quae  tranquillitati  publicae 
noceat,  et,  si  tarn  in  dioecesi  mea;  quam  alibi  noverim,  ali- 
quid  in  Regni  damnum  tractari,  Maj.  suae  manifestabo. 

Formula  juramenti,  quod  novi  et  consecrandi  episcopi 
erga  S.  Sedem  emittent,  eadem  erit  ac  formula  iuramenti, 
quod  nunc  Galliorum  et  Russiaci  imperii  episcopi  catholici 
praestant,  neque  erit  nunquam  mutanda u 

Sowohl  Ompteda  wie  Leist  begutachteten  den  Entwurf 
Consalvi's  ausfuhrlich. 

„  .  .  .  So  viel  bleibt  indessen  ausgemacht,  berichtete  der 
erstere,  dass,  würde  dem  Papst  der  Ausspruch  überlassen, 
das  Gouyernement  wohl  mit  grösserer  Sicherheit  durch  di- 
plomatische Einleitungen  und  Empfehlungen  in  Rom  die  Aus- 
wahl des  Bischofs  bewirken  würde,  als  es  jemals  bei  Wahl 
des  Capitels  der  Fall  sein  kann,  und  man  kann  für  bestimmt 
annehmen,  dass  vornehmlich  ein  angesehenes  Gouvernement 
°,uch  wenn  ihm  nicht  tractatenmässig  oder  durch  Indult  das» 
Qrnennungsrecht  zustehe ,  dennoch  durch  blosse  Designation 

.  .  .    ganz  das  nämliche  Resultat  in  Rom  bewirken  kann; 

oraüsgesetzt,  dass  der  empfohlene  Candidat  mit  den  gehö- 
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n  Eigenschaften  ausgestattet  und 
denn  ist  dieses  der  Fall ,  so  kö 
lungsrecht  nichts  hervorbringen 
ler  Wirklichkeit  nichts  als  ein 
e  eigentliche  Bedeutung  aber  in  < 
i  ganz  kurzlich  der  Vorgang  mit 
■en  bat,  des  Streite  wegen  des 
t  zu  gedenken ,  für  welche  Oesto 
lesitz  des  Ernennungsrechtes,  sei: 
itution  vergebens  begehrt. 

Bei  der  Voraussetzung  dass  det 

Wahlrecht  bei  der  Sedisvacanz  z 
Gedanke  entstanden,  ob  man  d< 
cht  etwa  eine  eventuelle  Bestimir 
:n  auch  §  5  der  I.  Instruction  erw; 
lauf  eines  gewissen  Termins  der 
sprecht  dem  h.  Stuhl  zufalle,  « 
canoniscben  Ordnung  nicht  zuwi 

Termin  aber  auf  4  Monate,  so 
lussersten  Nothfalle  die  Ressoun 
Capitels  sich  in  einer  Art  äusse 

nicht  entspräche,  ein  vom  Gom 
echtes  Subject  erwählt  zu  sehen, 
.chen  eingereichten  Candidatenb'si 
rheben ,  etwa  sammtliche  Candid 
i  Liste  zu  begehren,  und  den  Zeitr 
ie  Weise  verstreichen  zu  lassen, 
olutionsrecht  dem  Gouvernement 
weg  darbieten  würde,  durch  Neg 
sehte  Subject  auf  den  bischöflich 

Koch  habe  ich  anzumerken,  d 
jebens  gewesen  sind,  bei  Bestimmi 
enwart  des  landesherrl.  Commissi 
issen.  Man  besteht  in  Rom  mit  Fe 
etat  nichts  weiter  als  electio  iux 
werden  könne,  dass  die  Kirche  1< 


r 

I 
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bei  einer  solchen  Handlung  billige  u.  dgl. ,  wohl  aber  hat 
Cardinal  Consalvi  hinzugefugt;  dass  das  Gouvernement  wahr- 
scheinlich die  Mittel  finden  würde,  um  dem  Wahl -Actus 
die  gehörige  ,  dem  Landesherrn  gefällige  Förmlichkeit  zu 
geben,  dass  aber  der  heilige  Stuhl  unmöglich  hiervon  Notiz 
nehmen  könne". 

Und  zu  dem  den  Eid  normirenden  Art.  11  sagte  er: 

„In  dieser  für  Frankreich  aufgenommenen  Formel  worin 
bereits  auf  Veranlassung  Catharina  II.  i.  J.  1782  die  für 
akatholische  Staaten  nöthige  Aenderung  getroffen  wurde,  ist 
die  Stelle  gestrichen,  welche  die  Verfolgung  und  Unter- 
drückung der  Häretiker,  Schismatiker  und  Rebellen  gegen 
den  h.  Stuhl  betrifft  (es  ist  merkwürdig,  dass  der  Scandal 
dieses  Schema's  in  Oesterreich  noch  nicht  abgestellt  ist)  — 
wogegen  die  Worte  eingeschaltet  sind:  haec  omnia  etc." 

Leist1)  suchte  die  Aufmerksamkeit  der  Regierung  na- 
mentlich auf  die  ihr  durch  den  Passus  „ita  tarnen  ut  numerus 
sufficiens  supersit"  etc.  auferlegte  Beschränkung  des  staat- 
lichen Vetos  zu  richten. 

Er  verlangt  die  Befugniss,  alle  Candidaten  von  der  Liste 
entfernen  zu  dürfen,  betont,  dass  Zweifel  über  den  sufficiens 
numerus  entstehen  könnten,  dass  die  Qualitäten  der  Candi- 
daten nicht  nur  nach  den  Canones  bemessen  werden  dürften, 
die  Gegenwart  des  landesherrlichen  Commissarius  beim  Wahl- 
acte  stipulirt  werden  müsste,  und  hält  endlich  auch  die  Fest- 
setzung eines  landesherrlichen  Recusationsrechtes  gegenüber 
dem  schon  Gewählten  für  erforderlich. 

Auch  die  übrigen  Punkte  des  Ultimatums  begutachtet 
er  eingehend. 

Die  Ausarbeitung  einer  neuen  Instruction  in  Hannover, 
die  unter  dem  18.  November  1818  an  Ompteda  überschickt 
wurde  *),  war  die  Folge  dieses  Berichtes.  Sie  ist  unter  dem 
directen  Einfluss  des  Leist'schen  Gutachtens  abgefasst  worden, 


*)  Siehe  seine  Denkschrift  Beilage  XXV. 

*)  Beilage  XXVI. 

0 
Friedberg.   Staat-  und  Bischofs  wählen. 
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und  erhebt  alle  von  diesem  nanü 
Forderungen  der  Regierang. 

Nur  das  Recuaationgrecht  w 
sonst  solle  aber  ein  unbeschränkt* 
so  d&ss  der  Regent  durch  die  Zah 
jecte  in  keiner  Weise  gebunden  w 
wenn  es  zuträglich  erscheint  alle  i 
verworfen  werden,  sondern  es  m 
schehen  können,  als  es  für  nöthig 

„Je  unbeschränkter,  so  wird  : 
das  Recht  der  Landesherrschaft  is 
in  die  Notwendigkeit  setzen,  dav 

Unter  dem  8.  März  1819  wur 
Cardinal  Staatssekretär  eine  Beanrv 
unmittelbar  bevorstehend  angezeij 
folgte,  starb  Ompteda  und  Leist  i 

Es  war  das  ein  harter  Schlag 
handlungen.  Hatten  Leist's  cano 
gerade  den  Gang  der  Unterhandli 
fördert  und  sogar  in  mancher  Bezi* 
so  hatte  er  doch  der  Gesandtset 
Fachkenntniss  geboten. 

Und  wenn  Ompteda  auch  v 
dem  Terrain  auf  dem  er  sich  zn 
den  Materien,  welche  den  Gegens 
deteu  sehr  vertraut  gewesen  war 
römische  Aufenthalt  in  beiden  Be: 
ihn  eingewirkt 

Jetzt  wurde  die  Verhandlung 
übertragen,  der  in  kirchenrechtlich 
die  Unschuld  eines  neu  geborenen 
auch  mit  entschiedenem  Erfolge  i 
gesammten  weiteren  Verhandlung« 

Gleich  die  erste  Note  verbale 
den    Cardinal    Consalvi  richtete  *). 

')  Beilage  XXVII. 
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instructionsgemäßs,  aber  sie  machte  doch  den  Eindruck ,  als 
ob  der  hannoverische  Gesandte  die  früheren  Acten  entweder 
gar  nicht  oder  doch  nur  mit  sehr  mangelhaftem  Yerständniss 
gelesen  habe. 

Denn  ganz  richtig  forderte  er  zwar  für  den  König  von 
Hannover  das  absolute  Veto  bei  Bischofs  wählen,  wozu  war 
es  aber  nöthig  dieses  wieder,  wie  früher  das  Nominationsrecht 
als  einen  Ausüuss  der  staatlichen  Souveränetät  zu  bezeichnen 
und  zu  begründen ,  wenn  man  nicht  wieder  die  endlosen  und 
unfruchtbaren  Debatten  über  dieses  Thema  erneuern  wollte. 
Daraufging  nun  auch  die  Rückantwort  von  Consal  vi  *),  in  den 
Fogli  confidenziali  hauptsächlich  ein.  Sie  erkannte  das  be- 
hauptete Souveränetätsrecht  nicht  an,  erklärte  das  absolute 
Veto  für  um  so  unnöthiger,  je  genauer  dem  Wunsche  der  Re- 
gierung gemäss  die  Qualitäten  der  Candidaten  festgesetzt 
ßeien,  verhielt  sich  auch  den  übrigen  Propositionen  des  Ge- 
sandten gegenüber  durchaus  ablehnend  und  wiederholte 
schliesslich  die  in  dem  Ultimatum  formulirten  Vorschläge  mit 
Ausnahme  einiger  unwesentlichen  von  Leist  herrührenden 
Aenderungen 2). 

Reden  war  mit  dem  Erfolge  seiner  Unterhandlungen  — 
d.  h.  dass  die  Regierungs vorschlage  einfach  abgelehnt  waren  — 
überaus  zufrieden,  und  versuchte  in  Hannover  dasselbe  Ge- 
fühl zum  Durchbruche  zu  bringen. 

„Meines  Theiles,  sagte  sein  Bericht  vom  8.  September 
1819  —  halte  ich  diese  vorgeschlagene  neue  Redaction  se  hr 
zweckmässig  und  zwar  1.  weil  wir  jetzt  —  bei  der  Schwäche 
der  Capitel  unter  allen  zur  bischöflichen  Würde  tauglichen 
im  ganzen  Lande  die  Auswahl  erhalten  haben,  2.  weil  gleich 
von  Anfang  an  alle  dem  Gouvernement  nicht  passend  schei- 


*)  Beilage  XXVIII. 

2)  Hinter  Candidatorum  wurde  eingeschoben: 

„e  cleio  totius  regnis  electorum  quorum  quilibet  XXX  annos  ad  mini- 
j  m  natus  et  indiganatu  praeditus  sit,  studia  in  theologia  et  iure  cano- 
i     o  etc.,  dann  gesagt:*! 

Gubernium    autem   si   forte   aliquis    ex    candidatis   ipsis   ei   minus   sit 

I      ms  etc." 

6* 
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ide  Subjecte   eliminirt  werden  können; 
das   Unangenehme  vermieden   wird,    w 
weichen  der    Listen   und   das  Verwerfei 
ndig  haben  müaste." 

Nur  die  von  Consalvi  gegen  die  Abordi 
■rlicheii  Wahlkommissär  geltend  gemacht« 
„etwas  unpassend",  tröstet  sich  aber  mi 
»a  die  Absendung  eines  solchen  Commissi 
jestatico  deducirt  werden  kann,  so  glai 
t  besser  wäre,  denselben  gar  nicht  eim 
•dat  zu  erwähnen". 

In  Hannover  indessen  war  man  durch: 
ht  des  Gesandten.  In  Gegenwart  des  at 
;h  Wien  begriffenen  Grafen  Münster  lej 
:hlage  in  einem  ausführlichen  Promemori 

Der  Referent  (wohl  Leist)  erklärte,  das 
ilagene  Wahlmodus  nicht  hinreichend  zu 
her  zu  sein,  nicht  einen  missfälligen  Bit 
>enn  da  nicht  einmal  vorgeschrieben  ist, 
hl  von  Candidaten  angegeben  werden  so 
pitel  leicht  durch  Nam  haftmach  ung  vc 
weder  ganz  unfähig  oder  unwürdig  sine 
nt  in  Verlegenheit  bringen.  Hat  das  Ca 
hten  und  schlägt  es  wirklich  gute  Candid: 
bei  der  Weglassung  der  Worte  „  ita  tamei 
in  dann  wird  das  Gouvernement  keinen 
eichen.  Ueberhaupt  hat  das  Capitel  weit 
uvernement  zu  fürchten,  als  dieses  vo 
uvernement  sich  nicht  von  Nebenabsid 
:d,   wohl  aber  das  Capitel.      Ist  es  dahe 

Kirche  anzunehmen,  das  Capitel  wer 
iwürdigen  füllen,  so  ist  es  eine  doppelte 
i  Gouvernement,  wenn  man  fürchtet,  dai 
rdige  ausstreichen  werde.  Auch  schlitzt 
■  Eigenschaften  nicht,  so  lange  das  Urtheü 
pitel  ist.     Es  scheint  mir  also  dass  die  C 
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hinreichende  Anzahl  übrig  bleiben  müsse,  nicht  bey behalten 
werden  dürfte." 

Und  in  Bezug  auf  die  Abordnung  des  Commissärs  sagt 
er:  „Mir  scheint  man  müsse  es  als  ein  hohheitliches  Recht 
noch  einmahl  verlangen,  aber  auf  dessen  Einräumung  nicht 
durchaus  bestehen ,  doch  aber  erklären ,  man  werde  es  zu 
behaupten  wissen." 

Demzufolge  wurde  der  Gesandte  durch  die  Depesche 
v.  10.  November  1819  angewiesen:  „Das  Verwerfungsrecht 
bey  den  Bischofswahlen  muss  ohne  Beschränkung  durch  die 
Worte  ita  tarnen  etc.  bleiben";  und  die  neue  Instruction  v- 
3.  December  1819,  die  aber  erst  am  9.  März  1820  in  die 
Hände  von  Reden  gelangte,  erklärte  mit  Bezugnahme  auf 
das  Pro  memoria: 

„XII.  (oben  XVI.)  Es  würde  das  höchste  Misstrauen 
verrathen,  wenn  der  päbstl.  Unterhändler  diesen  Gründen 
nicht  nachgeben  wollte,  diesseits  dar/  aber  nicht  nachgegeben 
werden"1). 

Demgemäss  richtete  denn  auch  der  Gesandte  am  28.  März 
1820  2)  an  Consalvi  eine  Note  verbale3),  und  ebenso  am  19. 
April4),  welche  letztere  das  Resultat  der  zwei  Tage  vorher 
zwischen  ihm  und  dem }  Cardinalstaatssekretär  gepflogenen 
Conferenz  constatirte.  Das  Protokoll  über  die  letztere  schickte 
er  wieder  seiner  Regierung  ein;  es  zeigt,  dass  die  Curie  un- 
verändert auf  ihrem  Standpunkte  beharrte. 

Zuerst  wies  Consalvi  daraufhin,  dass  die  für  Bischofs- 
wahlen jetzt  so  bemängelte  Form  vom  Könige  für  Irland 
angenommen  worden  sei.  „Ja  es  sei  sogar  bekannt,  dass 
die  irländischen  Katholiken  mit  der  päpstlichen  Anerken- 
nung des  Veto's  des  Souveräns  nicht  zufrieden  gewesen,  und 


x)  Ebenso  sollte  beim  Bischofseid  der  Einschob  der  Worte:  „et 
successoribus  ejus"   bestimmt  verlangt  werden. 

*)  Vorher  erhielt  Reden  eine  Nachinstruction ,  die  über  Bischofswahlen 
nichts  besagte. 

*)  Beilage  XXIX. 

*)  Beilage  XXX. 


Bach  L  r.pitel  II.  ISli 

versucht  hätten,  um  es  zu  hin 
tuet  das  als  ,,sehr  wichtige  Obj< 
Am  22.  April  erklärt  der  Cardu 
„Die  Suppression  der  Phrase  ha 
it  nicht  zugeben,  weil  in  der  Ti 
t  so  beschränkt  werden  konnte, 
len  inüaste;    das   Gouvernement 

Mittel  in  Händen  die  Wahlen  d 
1  zu  lenken ,  dasa  es  einer  solche 
t  bedürfe;  einer  Ausdehnung,  dii 
ieawillen  in  irgend  einem  Conco: 
le,  weil  sonst  katholische  Fürst 
fen  wurden." 
Denn  die  katholischen  Fürsten  1 

Kraft  Concession  des  Papstes  um 
hnt  wäre,  würde  ja  das  Recht 
König  möchte  zufrieden  sein,  ds; 
er  von  Russland  und  dem  Könif 
ig  zu  Gebote  ständen .  die  Wähle: 
die  anverfänglichste  Weise  zu  1er 
Reden  weiss  nichts  zu  entgegne 
■t tonen  einholen. 

In  Bezug  auf  die  gleichfalls  in  A 
tzung  der  bischöflichen  Stühle  sa 

les  personnes  et  elles  auront  l'instii 
Endlich  am  27.  Mai  interpretirte  ei 
«hon  von  Leist  als  dunkel  bezeic 
is  numerus.  Nicht  eine  reichlich 
amit  gemeint,  sondern  eine  hinr 
einer.  Missliebige  Candldaten  i 
eniger  möglich,  da  ja  nur  solch 
en  dürften ,  die  schon  eine  mit  G 

erhaltene  Stellung  einnähmen. 
Nicht  lange  darauf  licss  sich  dan 
n,  die  beanstandeten  Worte  zu  \ 

Beil»g«  XX  XL 


F*3^ 


3.  Hannover.  87 

„ha  tarnen  ut  supersint  ex  quibus  novus  episcopus 
eligi  valeat." 

Endlich  beschloss  man  in  Hannover  nachzugeben.  Der 
Bericht  der  Regierung  an  den  König  befürwortete  es  von  der 
Erwägung  ausgehend ,  dass  „man  sich  allerdings  bei  einer 
ohnehin  so  selten  vorkommenden  Sache,  wie  die  Bischofs- 
wahl ist,   wohl  wird  helfen  können". 

Demgemäss  erging  am  13.  Juli  eine  Nachinstruction  an 
den  Gesandten,  deren  Artikel  II.  lautete: 

„Es  ist  nochmals  ernstlichst  zu  versuchen,  die  gänzliche 
Weglassung  des  Zusatzes  wodurch  das  landesherrliche  Veto 
bei  den  Bischofswahlen  beschränkt  wird,  zu  erhalten.  Sollte 
jedoch  dieser  Versuch  misslingen ,  so  kann  nachgegeben  und 
die  etwas  mildere  Fassung  ut  supersint  aufgenommen  werden." 

Damit  wäre  der  Abschluss  des  Vertrages  möglich  gewe- 
sen wenn  jetzt  nicht  wieder  unlösbare  Differenzen  in  Bezug 
auf  die  bischöfliche  Jurisdiction  und  das  Verhältniss  der  neuen 
Vereinbarung  zu  den  früheren  Landesgesetzen  aufgetaucht 
wären. 

Dazu  kam,  dass  Preussen  in  der  Zwischenzeit  seine 
Unterhandlungen  abgeschlossen  hatte,  und  so  auch  bei  der 
Hannoverischen  Regierung  der  lebhafte  WunBch  erregt  wurde 
endlich  zu  Ende  zu  kommen. 

Man  beschloss  demnach  kurzweg  die  gesammten  Verhand- 
lungen fallen  zu  lassen,  eine  ganz  neue  Instruction  für  den  Ge- 
sandten zu  entwerfen,  um  eine  Circumscriptions-Bulle  zu  ver- 
einbaren und  allein  das  Bisthum  Hildesheim  festzusetzen. 

Doch  aber  blieb  man  wenigstens  bei  der  schon  adoptirten 
Form  der  Bischofswahl  stehen.    Die  Instruction  sagte: 

„VII.  Da  nach  vorgängigen  Unterhandlungen, 

1)  die  Eigenschaften  des  zu  wählenden  künftigen  Bi- 
schofes  bestimmt  sind,  auch  ausgemacht  ist ,  dass 

2)  dem  Gouvernement  ein  Verzeichniss  der  auf  die  Wahl 
kommenden  Candidaten  übergeben  werden  soll,  um  dieje- 
n   ;en  zu  bezeichnen ,  die  ihm  nicht  gefällig  sind,  und  endlich 

3)  die  Wahl  dem  Capitel  nachgelassen  ist,  so  ist  das- 
je  ige  was  deshalb  in  dem  Art.  XI.  des  Projectes  der  Con- 
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in  den  Worten  quotiescunqi» 
:b  beizubehalten", 
■er  nun  erhob  gerade  wieder  die  C 
hwierigkeiten.  Sie  erklärte  den 
Hinblick  auf  das  Concordat  imGf 
Ite  seine  Beibehaltung  Bchlieralicl 
ij  de,  wegen  deren  von  einem  Conc 
i,  als  Ergebnis»  des  besoadei 
der  Papst  für  den  König  von 
f  die  Errichtung  zweier  Bisthui 

wurde  denn,  nachdem  die  Fr 
ne  kleine  Erörterung  hervorgei 
em  Papste  noch  kurz  vor  seine 
n  Tode  zur  Unterschrift  vorgeli 
>  Verhandlung  zum  Schluss  gef 

ter  dem  20.  März  1824  wurde 
i  Romanorum  Pontificum  public 
i  enthielt  über  Bischofswahlen  i 
ungsgeschicbte  geschilderten  B< 

ote  Consalvifl  v.  26.  April  1822  Beilag 
er  Gesandte  wünschte  einen  ähnliche 
llen  anch  für  die  Bestellung  des  Weil 
;  er  übergab  detngemäss  an  Consalvi  ei 
darunter  all  zehnten,  —  auf  weichen  ai 
Leo  hatte,  —  das«  in  der  Note  nicht  gesa: 
Weihbischof  von  Osnabrück  hätten  sie 
theilen.  Conealvi  entgegnete;  Nun  si  ha 
raxionc  de!  Vescovo  di  M.  ilcbba  farsi  • 
;s  sei  aber  unpassend  dies  in  der  N< 
i-  Papst  gleichzeitig  mit  der  Bulle  eine 
orin  er  jedesmal  die  gehörige  Autorie 
erde.  Die  neue  Instruction  für  den  G 
irschlag  ein ,  falls  die  Einschiebung  e 
nicht  xu  erlangen  sei.  Doch  gab  Co 
isotxs,  f.  d.  Königreich  Hannover  Jahi 
adet  Unserer  Majestattrechte". 
ir  lateinische  Text  in  Beilage  XCII. 
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„So  oft  nun  aber  einer  der  vorbenannten  bischöflichen 
Sitze  zu  Hildesheim  und  Osnabrück,  welche  beide  auf  alle  zu- 
künftigen Zeiten  dem  apostolischen  Stuhle  unmittelbar  unter- 
worfen sein  sollen,  erledigt  wird,  soll  das  Capitel  der  erledigten 
Domkirche  dem  königlichen  Ministerium  eine  Liste  der  aus 
der  Geistlichkeit  des  ganzen  Königreichs  ausgesuchten  Wahl- 
candidaten  binnen  Monatsfrist,  von  dem  Tage  der  entstan- 
denen Erledigung  an  gerechnet,  vorlegen. 

Jeder  der  Wahlcandidaten  soll  wenigstens  das  dreissigste 
Lebensjahr  zurückgelegt  haben,  mit  dem  Landes- Indigenate 
versehen  sein,  die  Studien  in  der  Theologie  und  dem  cano- 
nischen Rechte  rühmlich  vollendet  und  entweder  die  Seel- 
sorge oder  das  Amt  eines  Professors  in  den  Seminarien  mit 
Beifall  ausgeübt,  oder  in  der  Verwaltung  kirchlicher  Geschäfte 
sich  ausgezeichnet  haben,  in  dem  Besitze  des  besten  Rufes  sich 
befinden  und  seine  Lehren  und  Sitten  ohne  allen  Tadel  sein. 

Sollte  der  Regierung  dieser  oder  jener  von  den  auf  der 
Liste  sich  befindenden  Wahlcandidaten  weniger  angenehm 
sein,  so  soll  ihn  das  Capitel  auf  derselben  ausstreichen ;  doch 
muss  noch  eine  hinreichende  Anzahl  von  Candidaten,  aus 
welchen  der  neue  Bischof  erwählt  werden  kann,  übrig  bleiben. 
Alsdann  hat  aber  das  neue  Capitel  zur  canonischen  Er- 
wählung eines  der  auf  der  Liste  übrig  gebliebenen  Can- 
didaten zum  Bischöfe  mit  Beobachtung  der  bestehenden  Vor- 
schriften zu  schreiten  und  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  die 
Wahl-Urkunde  in  glaubwürdiger  Form  binnen  Monatsfrist 
an  den  Papst  eingesendet  werde;  die  Anstellung  des  Infor- 
mativ-Procesßes  über  die  Eigenschaften  der  zur  Regierung 
der  bischöflichen  Kirchen  des  Königreichs  Hannover  zu  Be- 
fördernden soll  von  dem  römischen  Papste  entweder  dem 
Bischöfe  des  andern  nicht  erledigten  Stuhles,  oder  einem  mit 
einer  Kirchenwürde  bekleideten  Geistlichen  des  Königreichs 
übertragen  und,  nach  Vorschrift  der  von  dem  apostolischen 
Stuhle  in  jedem  einzelnen  Falle  zu  überschickenden  Dienst- 
anweisung, vollzogen  werden. 

Ersieht  der  Papst  aus  den  ihm  vorgelegten  Acten,  dass 
der   Erwählte  mit   den  nach   der  Bestimmung   der  heiligen 


Bnefe   L    Op.  IL    IS: 

äugen  bei  einem  Bisch 
-klieh  begabt  sei,  so  wir 
rgend  tlranlich  ist,  den 
-ch  einen  apostolischen  ] 
dagegen  entweder  die  W 
iein,  oder  sich  ergeben 
■haft   gemachten  Eigen« 

dem  Domcapitel  ans  b 
ise  hiermit  einräumen,  i 
Weise  zn  schreiten,  w 
:  Art  zn  verfahren  ist 
indem  bereits  consecrir 
ler  dazu  eine  aasdrüekli 
Stahle  erhalten  wird,  con 
ind  von  zwei  andern  Bia 
n,  in  deren  Ermangelung 
ler,  wenn  auch  diese  ich 
ichen  Würde  versehenen 

Königreichs." 

att'D  der  oberrheinlsc) 

L  Dezember  1817  erlies 
«sandte  von  Wangenheil 
;n  Regierungen  zur  Bera 
ältnisse  zusammenzutrete: 
daran  glaubte  er  als  e 
:n  weil  dieser  Staat  bei 
ige  Conferenzen  als  nothw 
weite  Fan  et  dieses  Circi 

['Stellung  beruht  auf  den  ktinij 
sehen,  herzoglich  u«  senilis  eher 

ffordening  Mctternichs  iura 
durch  Abgeordnete  eine  Kon 
igang  dieses  Zustandet  (d.  b. 
erstellnng  einer  veränderten  kii 
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„Auf  keinen  Fall  aber  dürfte  die  landesherrliche  Er- 
nennung zu  den  Bisthümern  . . .  erlassen  .  . .  werden"  *). 

Ausserdem  aber  wurde  den  Regierungen  ein  Verfassungs- 
entwurf für  die  katholische  Kirche  vorgelegt  *),  dessen  Grund- 
sätze das  Schreiben  von  Wangenheim  als  diejenigen  bezeichnen 
konnte,  „welche  seit  der  Zeit  Kaiser  Josef  II.  in  den  öster- 
reichischen Staaten  bestehen". 

Die  Bestimmungen  über  Bischofswahl  suchten  den  lan- 
desherrlichen Einfluss  fast  bis  zum  Ernennungsrecht  gesteigert 
zu  wahren  und  doch  eine  Wahl  des  Capitels  damit  zu  ver- 
binden. 

Sie  lauteten: 

1)  „Den  Erzbischof  und  die  Bischöfe  ernennt  der  Lan- 
desherr in  seiner  doppelten  Eigenschaft  als  Landesherr  und 
Dotator.  Das  Domcapitel  schlägt  zu  diesem  Zweck  zwei 
Mitglieder  aus  dem  Domcapitel  und  zwei  aus  dem  Schoosse 
des  übrigen  katholischen  Clerus  vor,  aus  welchen ,  wenn  die 
darüber  zu  vernehmende  für  die  kirchlichen  Angelegen- 
heiten verordnete  Staatsstelle  keine  begründeten  Einwen- 
dungen zu  machen  hat,  der  Landesherr  den  Erzbischof  oder 
Bischof  erwählt. 

2)  In  Staaten,  welche  mehrere  Bischöfe  haben,  dürfte 
der  Landesherr  in  der  Folge  immer  einen  der  inländischen 
Bischöfe  zum  Erzbischofe  ernennen. 

*)  Es  würde  in  diesem  Falle  kein  Informativprozess 
nöthig  sein,  da  dies  schon  bei  der  Ernennung  der  Bischöfe 
geschieht,  und  die  Bestätigung  würde  ohne  grosse  For- 
malitäten geschehen  können. 

3)  In  deutschen  Staaten,  deren  jeder  nur  einen  Bischof, 
alle  zusammen  aber  gemeinschaftlich  einen  Erzbischof  ange- 


1)  So  fast  wörtlich  in  einem  Gutachten,  welches  Werkmeister  und 
Schmitz-Grollenburg  der  Regierung  unter  dem  28.  August  1817  erstattet 
hatten. 

*)  Dazu  noch  ein  darüber  abgegebenes  Gutachten  des  württembergischen 
<•  heimenrathes ,  welches  in  einer  ebenfalls  beiliegenden  „gutachtlichen 
A  usserung"  abgewiesen  wurde.  Beide  behandelten  nicht  die  Frage  der 
1  schofswahlen,  sondern  die  des  Primates  und  des  Wechsel  des  Archiepiscopates. 
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irnmen  haben,  könnte  aber  für  Aui'si 
achofs,  wenn  der  erzbischöfliche  Sitz  vac 
»ondere  Liebereinkunft  getroffen  werdi 
äre  vielleicht,  wenn  die  Bischöfe  in  d 
fürdc  einander  nachfolgten,  bo  daas  we 
dem  Staate  A  sterben  sollte,  sogleich  < 
:aate  B.  u.  s.  w.  als  Erzbischof  succedirl 
Ige  Concor  datsmässig  wäre,  so  würde  k< 
ätigung  des  Papstes  nothwendig  sein." 

Der  vierte  Punct  traf  dann  Bestin 
s  nothwendig  aufzustellenden  Eigenscha: 

Danach  sollte  er  33  Jahre  alt,  wiss< 
Idet,  acht  Jahre  in  der  Seelsorge  oder  ei 
nte  thätig  gewesen ,  mit  einem  gut 
ersehen,  und  von  „religiöser  Verträgli 
del  wurde  für  nicht  erforderlich  erklärt. 

Punct  fünf  fuhr  dann  fort:  „Wem 
andesherrn  ernannt  worden,  so  fuhrt-  ■ 
iformationsprocess ,  schickt  diesen  dun 
taatsbehörde  nach  Rom  und  erbittet  t 
estätigung,  welche  längstens  in  vier  Mon 
allte  die  Bestätigung  in  dieser  bestimn 
Igen,  so  ersetzt  sie  der  Erzbischof. 

Sollte  aber  der  Papst  über  die  Pen 
nerbalb  jener  Zeit  Anstände  erheben,  sc 
der  Provinz  unter  dem  Vorsitz  eines 
ndesherrlicher  Mitwirkung,  durch  die  1 
ld  Universitäts  -  Professoren  untersucht 
heidung  bringen  lassen. 

Wenn  sieh  die  Umstände  unbegründ 
;r  Papst  die  Bestätigung  innerhalb  zwei  1 
rkenntnisB  ertheilen  und  wenn  sie  nicht  ■ 
>eu  festgesetzt  wurde,  die  erzbiachiiflichc- 

Nachdem  der  neue  Bischof  bestätigt 
>m  Erzbischof  consecrirt" 

Der  sechste  Punct  bestimmte  den  ■ 
;m  Landesherrn  zu  leistenden  Eid  dahin 


rs 


*)  Ausserdem  bestimmte  Punct  24 :  »Bei  Verleihung  hoher  oder  niederer 
Kirchenstellen  sollen  keine  Taxen  oder  Abgaben  von  was  immer  für  einer 
Art  ....  bezahlt  werden." 

*)  lieber  die  sonst  in  Frankfurt  wirkenden  Personen  s.  Mejer,  röm.- 
deutsche  Frage  II,  2,  176  f.  187  f. 
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„Ich  verspreche  und  gelobe  dem  König  (Grossherzog  etc.), 
seinen  Nachfolgern  und  der  Constitution  des  Reichs  (Landes) 
Treue  und  Gehorsam.  Ich  gelobe  gegen  das  allgemeine 
Wohl  des  Staates  nichts  zu  unternehmen,  vielmehr  dasselbe 
nach  Kräften  besonders  durch  gewissenhafte  Erfüllung  meiner 
Berufspflichten  zu  befördern."  jj 

Der  dem  Papste  zu  leistende  Eid  wurde  dagegen  for- 
miert: 

„Ego  N.  nominatus  ecclesiae  N.  Archiepiscopus  (Episcopus) 
promitto,  Sanctissimo  Domino  N.  Papae  ejusque  Successoribus 
fidem  et  obedientiam  canonicam  juxta  decreta  universalis 
ecclesiae  me  exhibiturum,  jura  et  auetoritatem  ecclesiae  catho- 
licae  defendenda  et  promovenda  curabo  et  divinum  munus 
ecclesiae  N.  mihi  commissum  in  animarum  populique  salutem 
pro  viribus  me  executurum  spondeo." 

Der  siebente  Punct  endlich  verlangte  in  Bezug  auf  den 
Erzbischof  eine  schriftliche  Verpflichtung  desselben  gegen 
alle  zu  seiner  Provinz  gehörigen  Regierungen1). 

Am  27.  März  1818  traten  darauf  in  Frankfurt  am 
Main  die  Gesandten  von  Württemberg,  Baden,  Hessen-Kassel, 
Hessen -Darmstadt,  Nassau,  Mecklenburg,  Oldenburg,  den 
Sächsischen  Herzogthümern,  Waldeck,  Lübeck  und  Bremen 
zu  der  von  Württemberg  veranlassten   Conferenz  zusammen 

Der  Gesandte  der  zuletzt  genannten  Macht  übernahm 
den  Vorsitz  und  eröffnete  die  Versammlung2). 

Es  musste  für  den  Erfolg  derselben  verheissungsvoll  er- 
scheinen, dass  Fürst  Metternich  Beine  Zustimmung  zu  den 
von  Württemberg  aufgestellten  Grundsätzen  erklärte,  und 
der  preussische  Staatskanzler  Fürst  Hardenberg  versprach, 
entweder  den  in  Frankfurt  tagenden  Regierungen  beizu- 
treten,   oder    aber   die   zwischen    Preussen    und  der    Curie 
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webenden  Verhandlungen  gemäss 
ienen  Grundsätzen  fortfuhren  zu  ■ 

Dennoch  fanden  diese  nicht  eii 

Vorschläge  über  die  Bischofswa 
ratlicher  zu  Frankfurt  tagender  1 

Besonders  betonte  Hessen-Darms 
digkeit,  das  Ernennungsrecht  de 
irend  die  übrigen  Staaten  sich  fü 
,,ohne  den  landesherrlichen  Recht» 

dies  canonisch  richtiger  und  zu; 
Geistlichkeit  dadurch  gewonnen  ■ 
!,  dass  die  Unterhandlungen  in 
äsen,  erwünscht  sei.  Auch  glaub 
;estantischen  Landesherren  das  Noe 
-  gewiss  nicht  ohne  grosse  Seite 
de  Opfer  einräumen  würde. 

Wangenheim  erachtete  für  seine  ] 

Bischofswahl  für  so  wesentlich 
ie  in  diesem  Sinne  wirkende  Beein 
tischen  Hof  verhiess. 

Am  28.  März  kam  die  Frage 
üthung.    Die  betreffenden  Artikel 

Umänderung,  und  wurden  wesen 
Fall  der  Erledigung  eines  bii 
acapitel  aus  den  Dekanen  und 
en  eine  der  Zahl  der  Domcap 
g  erhalten  sollte.  - 

')  Von  Einlhiss  war  darauf  wohl  die  Dei 
lerbold  in  Rinteln  vom  13.  Februar  1818 
Ernennung  der  Erzbischüfe  nnd  Bischöfe 
.andesherren  gehören,  welche  unter  allen 

Denn  abgesehen  davon,  dass  dieses  Ri 
der  grüsetcu  Wichtigkeit  ist,  so  ist  es  ai 
dass  nach  erfolgter  Succession  der  Don 
lene  Wahlrecht  auf  die  weltlichen  Fürst 
isberrlicb.es  Ernennung 5 recht  umgewandel 


4.  Die  Staaten  der  oberrheinischen  Kirchenprovinz.  95 

Dann  dürfe  der  Landesherr  das  Recht  ausüben,  ihm 
missfalligen  Personen  die  Exclusiva  zu  ertheilen,  und  der 
Wahlkörper  wähle  in  Gegenwart  eines  landesherrlichen 
Commissars  aus  den  qualificirten  Mitgliedern  der  Diöcesan- 
geistlichkeit  drei  Candidaten,  unter  welchen  der  Landesherr 
den  Bischof  ernenne.  Jedoch  stehe  es  diesem  frei,  die 
Gewählten  —  nicht  ohne  Angabe  von  Gründen  —  zu  recu- 
siren,  was  eine  Neuwahl  zur  Folge  haben  müsse.  — 

Diesen  complicirten  Wahlmodus  hoffte  die  Versammlung 
in  Born  um  so  eher  durchsetzen  zu  können,  als  die  der 
Kommission  beigegebenen  katholischen  Geistlichen  ihn  für 
acht  canonisch  erklärt  hatten. 

Der  den  Bischöfen  aufzuerlegende  Eid  wurde  dem  bai- 
rischen  Concordate  entlehnt  und  der  Vorschlag  der  nieder- 
ländischen Regierung  von  einer  Verpflichtung  auf  die  Gesetze 
des  Staates  Abstand  zu  nehmen  nicht  genehmigt.  Dagegen 
fand  die  Hessen-Darmstädtische  Proposition  Beifall,  den  von 
den  Bischöfen  dem  Papste  zu  leistenden  Eid  mit  Still- 
schweigen zu  übergehen,  wie  denn  auch  die  hartnäckig  von 
derselben  Regierung  verfochtene  Ansicht  von  der  Not- 
wendigkeit des  landesherrlichen  Nominationsrechtes  Berück- 
sichtigung erforderte.  So  einigte  man  sich  schliesslich  dahin, 
wenigstens  darauf  abzielende  Versuche  in  Rom  zu  machen, 
und  äussersten  Falles  sich  mit  der  vorgeschlagenen  Form  der 
Bischofswahl  zu  begnügen. 

Auch  in  Bezug  auf  den  Staatseid  der  Bischöfe  beschloss 
man  die  Gesandten  dahin  zu  instruiren,  die  Fassung:  „so  wie 
den  Gesetzen  des  Staates"  durchzusetzen  und  erst  im  Noth- 
fall  den  Wortlaut  des  bäuerischen  Concordates  zu  acceptiren, 
doch  so,  dass  der  Eid  mehr  abstract  der  Regierungsgewalt: 
„Majestati  regiae"  oder  „supremis  territorriorum  potestatibus", 
als  der  Person  des  Regenten  geleistet  wurde.  Die  Verfassung 
der  an  den  Verhandlungen  mitbetheiligten  freien  Städte  sollte 
in  Rom  den  Vorwand  für  diese  Forderung  geben. 

Inzwischen  war  man  sich  darüber  klar  geworden,  dass 
di  .  oben  gedachten  Bestimmungen  über  Bischofswahlen,  die 
m  u  aus  den  „Grundsätzen"  formulirt,  und  mit  dem  Namen 
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der  „Grundzüge"  belegt  hatte,  in   Itoi 
Anerkennung  finden  würden. 

Aber  man  meinte  derselben  auch 
Die  Befugniss,  landesherrliche  Com: 
wählen  abzuordnen,  schien  ein  weaentl 
Fürsten  zustehenden  ius  circa  sacra 
That  Bind  alle  Regierungen ,  welche 
Hunderts  mit  der  römischen  Curie  in  T 
sind,  von  der  Anschauung  ausgegange 
fugniss  von  Rom  aua  nicht  gebilligt  zu 

Ebenso  dachten  die  Regierungen 
missliebigen  Personen  die  Exclusiva  ?. 
dabei  sicher  nicht  allzuviel  Gewicht  ai 
tigkeit  dieser  Befugniss  gelegt.  Dazu 
von  dem  Bewusstsein  der  staatlichen 
als  das»  man  ein  renitentes  Capitel  sie 
hatte.  Und  wahrscheinlich  war  ein  st 
nicht,  wenn  man  die  Zusammensetzung 
der  Wahlkörper  andrerseits  in  Erwi 
unter  der  dauernden  Einwirkung  des 

Es  war  daher  eigentlich  nur  e 
systematische  Vollständigkeit,  die  mt 
die  Canonisten,  welche  den  Frank  tu 
wohnten,  den  Gesandten  jeden  Tag, 
Exclusiva  zu  geben,  ein  wesentlk 
deutschen  Kaisern  wahrgenommener 
circa  sacra  sei,  so  schien  den  Regi 
derselben  nicht  zu  rechtfertigen,  und 
der  Curie  nicht  erforderlich  zu  sein. 

Ebenso  verhielt  es  sich  endlich  : 
desherrliche  Verwerfungsrecht  der  di 
Verpflichtung  des  Wahlkörpers  zu  nei 

Man  entwarf  daher  eine  Declarati 
durch  eine  Gesandtschaft  zu  vereinbar 
und  bescbloss  die  übrigen  Functe  der 
sehig  zu  erlassende  Stnatsgesetze  feste 
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Unter  dem  7.  October  1818  einigten  sich  die  in  Frank- 
furt berathenden  Staataregierungeu  zu  einem  Vertrage  *),  der 
alle  Modalitäten  des  einzuschlagenden  Verfahrens  feststellte. 

Danach  sollte  die  Declaratio  sobald  als  möglich  dem 
Papste  zur  Genehmigung  vorgelegt  werden,  und  keiner  der 
paciscirenden  Staaten  zu  einseitigen  Verhandlungen  mit 
Born  befugt  sein. 

Die  inzwischen  entworfenen  „Grundbestimmungen  ftir 
ein  organisches  Staatskirchengesetz"  sollten  mit  den  Inter- 
pretationshülfsmitteln  der  „Grundzüge"  und  der  Commissions- 
protocolle  als  gemeinschaftliche  unwandelbare  Grundsätze 
anerkannt  und  nach  Beendigung  der  römischen  Unterhand- 
ungen zur  Ausführung  gebracht  werden,  „mit  dem  Vor- 
behalt gemeinschaftlich  zu  verabredender  zeitgemässer  Ver- 
besserungen oder  durch  Localverhältnisse  und  andere  drin- 
gende Umstände  nöthig  gewordener  Anordnungen." 

Die  Ernennung  zweier  Gesandten,  von  denen  der  eine 
evangelischer,  der  andere  katholischer  Confession  sein  sollte, 
wurde  den  Höfen  von  Württemberg  und  Baden  überlassen, 
während  die  Kosten  der  Gesandtschaft  auf  alle  paciscirenden 
Staaten  vertheilt  werden  sollten. 

Die  auf  Bischofswahlen  bezüglichen  Bestimmungen  der 
Declaratio2)  lauteten  aber: 

„Ad  antiquam  Ecclesiae  Germanicae  disciplinam  conser- 
vandam,  promotio  ad  dignitatem  episcopalem  etiam  in  posterum 
per  viam  electionis  fiat.  Ut  autem  simul  cum  Canonicis 
cathedralibus  clerus  dioecesanus  pro  sua  quoque  parte  ad 
«lectionem  concurrere  possit,  decani  rurales  seu  regionarii  ex 
gremio  suo  viros  meritis  et  doctrina  insignes  eligent,  numero 
legali  canonicorum  pares,  et  una  cum  his  collegium  electorale 
constitaentes,  a  quo  per  scrutinium  et  juxta  vota  absolute 
majora  tres   a  clero  dioecesano  eligantur   viri    eruditione  et 


')  Abgedruckt  in  Beilage  XXXIII. 

2)  Die  Declaratio  gedruckt  bei  L  o  n  g  n  e  r ,  Oberrheinische  Kirchenprovinz 
630ff'.,  aber  in  der  Form  der  endgültigen  Redaction.  Vgl.  auch  M  ej  e  r  a.  a. 
O.  II,  2,  218  ff. 

Friedberg,  Staat  und  Bischofswahlen.  7 
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e  graves,  natione  Gennam,  indij 
tuti,   qui   praeterea   per   8  ad  i 
irum,  munere  docendi  academict 
:is  cum  laude  versati  sint. 
ix  hia  summiiB  territorii  priucej 

■pus    tiilt. 

mmmUB    puntifex    intra    termimn 

eonfinnationem  impertietur,    aut 

no    proviuciae    relinquet.     Si    c 

mationem  emergant,  iteratum  es 

■.urabit." 

□dessen   nahm   man   von  der  ¥ 

inittes  vor  Abgang  der  Gesand 

Abstand,  weil  man  Schwier 
:Me  und  sich  schliesslich  darübt 
liehen  Falles  doch  kein  Metrt 
msgesprochenen  Forderungen  bt 
)aftir  setzte  man  demzufolge: 
Hinc  proin,  processu  intra  pn 
m  aliumve  provinciae  episcopu: 
ice  confir mationem  petet,  qua 
nun  sex  mensium,  ultra  quan 
pales  vacare  non  debent,  conce< 
Üonfirmatus  episcopus  antequai 
ur,  supremis  territorii  potestati 
ttet  atque  spondebit,  so  nihil  ac 
uturum,  quod  in  salutis  publica 
,  aut  si  quid  hujusmodi  inn< 
irum." 

Teber  den  von  den  Bischöfen  dt 
Qthielt  die  Declaratio  nichts, 
»agegen  traf  man  dem  oben  dargi 

v.  7.  October  1818  gemäss,  ine 
is  organische  Staats- Kirch  enges 
eitens  des  Papstes  erfolgten  An 
iblicir enden    Bestimmungen    üb< 

wie   gesagt,    als    Ausflüsse    dei 
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sacra  und  der  römischen  Anerkennung  nicht  für  bedürftig 
erachtete : 

„Der  bischöfliche  Sitz  wird  durch  die  in  der  Erklärung 

an  das  Oberhaupt  der  katholischen  Kirche  näher  bezeichnete 

Wahl  besetzt.  —  Die  zur  Verstärkung  des  Domcapitels  als 

Wahlkollegium   beizugebenden    Landdechanten    werden    bei 

jeder  Bischofswahl  neu  erwählt. 

Bischof  kann  nur  ein  Geistlicher  werden,  der  ein 
Teutscher  von  Geburt  und  Staatsbürger  des  Staates  ist, 
worin  der  Bischof  seinen  Sitz  hat,  oder  eines  der  Staaten, 
die  einen  gemeinschaftlichen  Bischof  haben,  und  nicht  allein 
die  in  der  Deklaration  an  den  Papst  bemerkten  Eigenschaften 
besitzen,  sondern  auch  der  inländischen  Staats-  und  Kirchen- 
verfassung, Gesetze  und  Einrichtungen  kundig  ist. 

Dem  Landesherrn  steht  das  Recht  zu  —  vor  der  Wahl 
die  exclusivam  zu  ertheilen,  die  Wahl  nur  in  Gegenwart 
eines  landesherrlichen  Commissairs  vorzunehmen  zu  lassen, 
und  aus  den  Erwählten  denjenigen  zu  benennen,  welchen  er 
zu  der  bischöflichen  Würde  am  geeignetsten  erachtet,  er 
kann  auch  alle  drei  Erwählten  verwerfen,  wird  alsdann  aber 
die  Gründe  angeben,  wobey  dem  Wahlkollegium  die  Befug- 
nis» zusteht,  blos  factische  Angaben,  wenn  sie  irrig  sind,  zu 
berichtigen,  ohne  dass  ihm  Jedoch  eine  weitere  Erörterung 
zukommt. 

Das  Wahlkollegium  hat  im  Fall  der  Recusation  eine 
neue  Wahl  vorzunehmen.  Die  Wahl  wird  zwar  sobald  sie 
geendigt  ist  dem  Wahlkollegium  publicirt,  die  Promulgation 
aber,  welche  den  Wahlact  erst  vollendet,  kann  nicht  eher 
geschehen,  bis  die  landesherrliche  Erklärung  erfolgt  ist. 

Sobald  der  Bischof  ernannt  ist,  macht  das  Capitel  dem 
Erzbischof  die  Anzeige,  dieser  schreitet  hierauf  sogleich  zu 
dem  Informativprozess  und  legt  denselben  dem  Landesherr^ 
in  dessen  Gebiet  sich  der  Bischof  befindet,  vor,  welcher  ihn 
zu»*  Bestätigung  des  Ernannten  nach  Rom  befördert, 

Bei  der  Art.  IV  vorbehaltenen  Uebereinkunft  wird  näher 

b«  stimmt,  in  wie  weit  die  zu  einer  Diözese  vereinten  Staaten  ' 

at    diesen  landesherrlichen  Rechten  Theil  zu  nehmen  haben.  ^ 

7* 
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Eb  lag  auf  der  Hand,  dass  die  Confe 
Frage  klar  machen  muaatc,  welche  Seh 
römischen  Unterhandlungen  scheiterten,  ei 
Man  vereinigte  sich  in  dieser  Beziehung 
wägung  zu  dem  Antrage,  dass  falls  der  I 
über  drei  Monate  verzögere,  oder  eine  i 
die  Bevollmächtigten  eine  Note  übergeben 
dem  Papste  und  ganz  Deutschland  dargi 
und  in  wie  fern  die  hier  vereinten  evangel 
in  ihren  Anerbietungen  Alles  erschöpft  li; 
Verhältnisse  souverainer  Staaten  gegen 
Staatsgebietes  constituirten  Kirchen  Chef 
und  zur  gesetzlichen  Wirksamkeit  dieses 
der  in  ihren  Staaten  geschützten  katholii 
derlichsey;  dass  ihm,  dem  Papste,  in  diei 
zugestanden  worden  sey,  als  zu  den  w 
rechten  gehöre,  z.  B.  die  Bestätigung  der 
die  Kirchengewalt  weniger  Beschränkung 
Papst  schon  seit  fünfzig  Jahren  dem  kathe 
Österreich  Zugestanden  habe,  namentlich 
statt  welcher  eine  canonische  Wahl  d 
tragen  sei." 

Man  wollte  dem  Papste  auch  danr 
verhehlen,  dass  die  Fürsten  in  diesem  Fal 
capitel,  Seminarien  u.  s.  w.  selbststandig  < 
und  man  beabsichtigte  dann  die  Kirchen 
gelegenheit  des  deutschen  Bundes  anzusel 
lieh  auch  auf  Baiern  eine  Pression  ai 
dem  Papste  abgeschlossene  Concordat, 
baierischen  Regierung  selbst  schon  lästij 
Bundes  wegen  zu  beseitigen. 

Den  Plan  der  kirchlichen  Organisatic 
des  Papstes  hielt  man  eigentbümlicher  Vft 
weg  aussichtslos. 

Der  Reichsdeputations  -  Hauptschluss 
schien  ein  Beispiel  zu  geben,  wie  Diöces 
allein  von  Staatswegen  vorgenommen  werde; 
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bestanden  in  der  Kirchenprovinz  noch  eine  genügende  Anzahl 
kirchlicher  Oberbehörden,  auf  deren  energische  Mitwirkung 
man  allerdings  rechnete.  Wenigstens  war  das  Bisthum  Mainz 
und  der  Generalvicar  in  Rottenburg  päpstlich  bestätigt  und 
mit  Facultäten  ausgerüstet,  das  Domcapitel  in  Constanz  vom 
Papste  anerkannt,  und  der  von  ihm  gewählte  Vicar  und 
Bisthumsverweser  vom  Landesherrn  genehmigt.  Ebenso  be- 
stand ein  Generalvicariat  in  Fulda,  und  das  vom  Fürsten 
Primas  von  Dalberg  in  Limburg  eingerichtete  Vicariat  war 
vom  Papste  nicht  verworfen,  und  nach  Dalbergs  Tode  vom 
Bischof  von  Eicbstädt,  als  Vicinior  bestätigt  worden. 

Diese  könnten  dann  in  Gemässheit  des  §  59  der  Grund- 
züge unter  Zuziehung  eines  Ausschusses  der  Landdechanten 
zu  seiner  Zeit  Abgeordnete  aus  ihrem  Schooss  zu  einer  Sy- 
nodalversammlung wählen,  welche  mit  landesherrlichen  Com- 
missarien  zusammenträfen  um  über  die  Art  zu  berathen,  wie 
die  nöthige  kirchliche  Einrichtung  zu  bewerkstelligen  sei. 

Indessen  wurde  über  diese  eventuellen  Massregeln  unter 
den  berathenden  Regierungen  noch  kein  formales  Einver- 
ständniss  erzielt,  und  auch  —  was  ursprünglich  beabsichtigt 
gewesen  sein  mochte  —  kein  geheimer  Separatartikel  dem 
Vertrage  vom  7.  October  1818  hinzugefügt.  — 

Mit  den  Vorschlägen  der  Declaration  begaben  sich  dann 
ein  württembergischer  Gesandter  —  Frhr.  v.  Schmitz  -  Grol- 
lenburg und  ein  badischer  —  Frhr.  v.  Türkheim  nach  Rom, 
während  die  Frankfurter  Conferenzen  sich  vertagten.  Doch 
wurdp  der  Instruction  der  Gesandten  noch  dem  Darmstädti- 
schen Wunsche  gemäss,  aber  unter  förmlichem  Protest  von 
Württemberg  und  Nassau  die  „Beilage"  hinzugefugt: 

„Da  es  in  dem  Wunsche  S.  k.  Hoheit  d.  Grossh.  v.  Hes- 
sen liegt,  dass  in  Hinsicht  der  Besetzung  der  Bisthümervor 
allem  der  Versuch  in  Rom  gemacht  werde,  ob  Se.  Heiligkeit 
nicht  geneigt  wären,  den  Landesherren  die  Ernennung  der 
Bischöfe  pure  zu  überlassen,  so  werden  die  Gesandten  hierzu 
mit  der  Bemerkung  beauftragt,  dass  der  förmliche  Antrag 
nicht  eher  gemacht  werden  könne,  bis  einige  Wahrschein- 
lichkeit  zum  Durchsetzen  vorhanden  sey    und  in    solchem 
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i  von  selbst  verstehe,  da 
inschaftlich  seyn  müsse." 
issicht  auf  Erfolg  der  N 
Staatsmännern,  die  den  r 
:en  waren,  von  vorn  her 
iass  man  die  Form,  in  v 
die  Betätigung  des  Paj 
ies  einseitig  vom  Staate  i 
inmöglich  gehalten  hätte, 
r  glaubte  man  gerade  i 
ler  Curie  nach  Möglichk« 
tte  doch,  wie  wir  oben  f 
/ürtembergi  sehen  Verhani 
he  Nuntius  della  Geng 
sa  der  Papst  mit  einem  ] 
a  Concordat  schlieasen  k 
orge schlage n ,  dass  der  1 
heiligen  Vater  die  vorläi 
ehmen,  etwa  streitige  di 
reinbaren,  das  Resultat 
undgesetz  (loi  organique) 
Hing  des  Papstes  versehe 
is  schien  der  jetzt  von  d 
hes  Analogon  darzubietei 
zum  Zwecke  der  Preussis 
ar,  und  auf  Instruction  s 
suchten  Regierung  zu  ei 
■  Gesandtschaft  angewiese 
Üe  Curie  bei  der  Propos 
rei  Punkten  Anstoss  neh: 
errlichen  Designation  au 
ipste  gesetzten  Bestätigur 
n  der  Nichterwähnung  dei 
n  Papste  zu  leistenden  E 
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Am  21.  Mai  1819  hatten  die  Gesandten  die  erste  Con- 
ferenz  mit  dem  Cardinalstaatssekretär  Consalvi,   der  ihnen 
eine  Note  verbale,  aber  als  eigene  unverbindliche  Meinungs- 
äusserung übergab.      Die   bemängelten  Punkte    der   Decla- 
■  ratio  waren : 

1)  die  neue  und  ungewöhnliche  Betheiligung  des  niederen 
Cierus  bei  der  Wahl  und  die  Festsetzung  des  scrutinium  als 
einzigen  Wahlmodus ; 

2)  die  Beifügung  von  Qualificationen  für  die  Person  der  Can- 
didaten,  die  im  canonischen  Recht  nicht  vorgeschrieben  seien ; 

3)  die  Designation  durch  den  akatholischen  Landesherrn 
aus  den  vom  Capitel  Gewählten; 

4)  die  Abweichungen  von  den  durch  Gregor  XIV.  und 
Urban  VIII.  gegebenen  Bestimmungen  über  den  Informativ- 
process ; 

5)  der  dem  apostolischen  Stuhl  für  die  Confirmation  ge- 
stellte Termin  und  der  Mangel  der  im  Concordate  v.  J.  1448 
enthaltenen  Vorschrift:  „Si  vero  canonicae  fuerunt  (electiones) 
Papa  eas  confirmet  nisi  ex  causa  rationabili  et  evidenti  et 
de  fratrum  consilio  de  digniori  et  utiliori  persona  duxerit  pro- 
videndum"; 

6)  der  den  Regierungen  zu  leistende  Eid  bedürfe  der 
Mittheilung,  und  endlich 

7)  dass  der  confirmirte  noch  nicht  consecrirte  Bischof 
die  Jurisdiction  nicht  handhaben  dürfe. 

Das  Protokoll ,  welches  der  Württembergische  Gesandte 
über  die  erste  Conferenz  führte,  giebt  noch  einen  besseren 
Einblick  in  die  Gesichtspunkte  des  römischen  Hofes,  eben 
so  wie  die  Randbemerkungen  des  Gesandten  den  Standpunkt 
der  Regierungen  characterisiren. 

Ich  theile  die  betreffenden  Stellen,  wie  sie  sich  in  dem 
Gesandtschaftsbericht  vom  5.  Juni  1819  finden,  mit. 

„Ad  Art   V. 

Ad  verba:  „Ad  antiquam  ecclesiae  disciplinam  conser- 
va   dam." 

Die  Bemerkung  des  Cardinais  gegen  das  Wahlcollegium 
un      die   Wahlart  ist  so   gestellt,    dass  man   dagegen  nicht 
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viele  weitere  Umstände  befürchten  sollte.  I 
wollte  derselbe  darin  finden,  dass  die  Zu 
dechanten  unmöglich  der  alten  Kirchendis 
könne. 

Gegen  die  Erklärung: 

dass,  sowie  die  Domherren  den  Cler 
selben  gewählt,  repräsentiren ,  so  die  Deca 
,  ihre  Gemeinden  und  das  Volk,  fand  er 
die  jetzigen  Zeiten  passend,  aber  der  lei 
gegen,  und  das  Scrutinium  damit  gar  nicht 
wodurch  ohnehin  die  zwei  andern  Wahls 
tioneni  oder  inspirationein  und  per  coiupre 
geschlossen  würden.  Die  Wahl  per  scruti 
absolute  majora  ward  dagegen  durch  die  bi 
Kirchen  in  Deutschland  gerechtfertigt. 

Ad  verba:  „eruditione  et  virtute  grav 
ward  die  Bemerkung  bloss  durch  den  I 
als  verlange  man  in  der  Person  des  zu 
hier  bemerklichen  Eigenschaften  cumulat 
nal  fügte  bei:  wenn  Sie  solche  ausgezei 
Deutschland  haben,  so  wünsche  ich  Ihnen 

Ad  verba:  „ex  Mb  Suranms  Princer. 
qui  fiat  episcopus". 

Hier  zeigte  sich  nun  eine  der  grössti 
„Vorerst,  sagte  der  Cardinal,  ist  das  kein 
dem  eine  nominatio,  die  den  protestantist 
von  dem  Papste  nicht  zugestanden  wird,  > 
wie  in  England,  ein  Veto  zugestehen  wo 
dann  entweder  dem  Papste  die  Auswahl 
üandidaten,  oder  das  Capitel  wird  dann  ei 
der  Liste  nicht  gestrichenen  Personen  den 
haben,  aber  nie  der  Landesherr.  Ohnehi 
Belbst  vermöge  der  deutschen  Concordate, 
tionabili  et  evidenti  causa,  et  de  fratrum  c 
deren  als  den  Gewählten  zu  ernennen". 

Hiegegen  ward  nun  aus  der  Vergleic 
das  dort  dem   Könige  zugestandene  Vetc 
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aber  zugleich  die  grosse  Verschiedenheit  der  angetragenen 
canonischen  Wahl  von  der  Verfahrungsart  in  Irland  ausein- 
andergesetzt, weil  dort  keine  Wahl  durch  ein  Wahlcollegium 
bestehe,  sondern  nach  der  Bewilligung,  die  der  Papst  (auf 
seiner  letzten  Flucht  vor  Murat  nach  Genua  auf  Antrag  des 
Cardinais  Consalvi  selbst,  der  damals  in  London  war)  dem 
Prinzen  Regenten  gegeben  habe,  die  Liste  der  aspirirenden 
Candidaten .  eines  Bisthums  theils  von  den  übrigen  Bischöfen, 
theils  von  dem  Clerus  so  zahlreich  gemacht  werden  müsse, 
dass,  wenn  der  Regent  die  ihm  unangenehmen  Personen  ge- 
strichen habe,  die  übrige  Zahl  noch  gross  genug  bleibe,  dass 
der  Papst  nach  Belieben  Einen  daraus  wählen  könne.  Wenn 
hier  die  vereinten  Fürsten  auf  das  Nominations- Recht  ver- 
zichtet haben,  welches  ihnen  als  souveränen  Chefs  der  Län- 
der und  als  Dotatoren  im  Grunde  nicht  streitig  gemacht  wer- 
den könne;  so  müsste  um  so  unerwarteter  sein,  wenn  man 
ihnen  das  —  dem  ebenfalls  akatholischen  Könige  von  Eng 
land  eingeräumte  —  Veto  nicht  einmal  ,zugestehen  wolle,  und 
ein  anderes  werde  hier  nicht  verlangt.  Die  Worte :  „princeps 
designat  eum,  qui  fiat  episcopus",  drücken  nichts  anderes, 
als  das  Recht  des  Veto  aus,  und  dieses  könne  nur  über  ge- 
wählte Individuen  ausgeübt  werden,  folglich  sei  es  noch  weit 
mehr  beschränkt  als  in  England,  wo  gar  keine  canonische 
Wahl  statt  habe,  während  hier  eine  canonische  Wahl  be- 
stehe, und  der  Wahlact  erst  dann  vollendet  sei,  wenn  der 
Landesherr  von  drei  gewählten  Subjecten  zwei  als  ihm  nicht 
angenehm  bezeichnet  und  gestrichen  habe;  der  dritte  —  folg- 
lich rite  gewählte,  bleibe,  und  als  solcher  proclamirt  werde. 
Es  sei  unmöglich,  hierin  die  Nachgiebigkeit  der  Fürsten 
und  die  rechtliche  Wahl  zu  misskennen.  Bei  der  Unterhand- 
lung mit  dem  Nuntius  della  Genga  sei  dem  Könige  von  Wür- 
temberg  die  Ernennung  zweier  Landesbischöfe  zugestanden 
worden  etc. *) 


*)  „Dieser  Ptinct  gehurt  unter  die  wichtigsten,  woran  die  ganze  Unter- 
handlung scheitern  kann. 

Alle  Berufung  auf  frühere  Zugeständnisse  helfen  in  Rom  bekanntlich 
licht«,   wo   neben   den  Protestationen  gegen   den  Westphälischen  Frieden 
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Der  Cardinal  widmete  allen  diesen 
die  vollste  Aufmerksamkeit,  wollte  al 
können,  daas  die  Wahl  von  drei  Subji 
und  widersprach  bei  jeder  Gelegenheit 
aus  den  Verhandlungen  mit  della  Gengi 
die  Gewalts- Epoche  des  Napoleons  gehö 

Endlich  bemerkte  man,  dass  der  Pa] 
der  Bischöfe  in  Deutschland  niemals  in 
könne,  und  das  ohnehin  in  der  Folge  be 
rationabüi  et  evidenti  causa  ein  ganz  i 
wählte  Subject  zu  ernennen,  weder  je  ir 
men  sei  noch  jetzt  anerkannt  werden  köi 
einer  neuen  Begründung  der  katholische 
sehen  Staaten  handle,  die  jetzt  protestanti 
zugehören,  welche  zwar  das  religiöse  Wol 
Unterthanen  befördern,  aber  jede  unw 
Übung  zu  verhüten  suchen  werden. 

Ad  verba:  „Hie  proin  processu  instr 

Hier  ward  vorzüglich  gegen  den  M 
dass  dieser  nicht  nothwendig  den  Infi 
inachen  habe,  indem  es  von  der  Willkü 
hänge,  wen  er  dazu  beauftragen  wolle. 

Nachdem  aber  der  Cardinal  auf  de 
episcopum"  aufmerksam  gemacht  und  v 
worden,  dass  der  Papst  einen  Bischof  au 
len  müsse,  so  schien  der  Anstand  vor  d< 

Ad  verba:  „Connrmationem  petet,  ■ 
iutra  terminum  6  meiisium   .  .  .  conceden 


und  den  Wiener  Congress-Act,  auch  die  gegen 
Napoloonischen  Zeit  geschah,  vorliegen,  selbst  gl 
ISül  und  du  Brave  von  S&vona  d.  d.  20.  Sept. 
bi scholl i che  Recht,  die  nenerwähltcn  Bischöfe  zu  best 
Der  einzige  misslungene  Versuch  mit  Sonnen 
Beschränkung  des  Kirchen  rnlhs  an  Basel  Seas.  23 
Ansprüche  der  curia,  ex  rationabüi  cauBa  ein  be! 
schof  ernennen  zu  können,  angerührt  werden,  alte 
Gründe  dürften  hier  eine  Nachgiebigkeit  bewirken 


p^ 
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Mit  besonderer  Wichtigkeit  und  Anstrengung  äusserte 
sich  hier  der  Cardinal  gegen  diesen  Satz. 

Es  sei  erstens  ganz  falsch,  dass  die  Kirchensatzungen 
einen  Termin  festsetzen;  innerhalb  dessen  die  päpstliche  Be- 
stätigung erfolgen  müsse.  Man  werde  ihm  keinen  einzigen 
Canon  dafür  aufweisen  können.  Wohl  *sei  den  Dom-Capiteln 
ein  Termin  von  drei  Monaten  gesetzt,  innerhalb  dessen  sie 
die  Wahl  vornehmen  müssen.  Zweitens  sei  es  arithmetisch 
unmöglich,  dass  die  päpstliche  Bestätigung  innerhalb  6  Mo- 
naten erfolgen  könne.  Man  solle  nur  rechnen.  Drei  Monate 
Zeit  haben  die  Capitel;  dann  müsse  man  1  oder  2  Wochen 
für  die  Erklärung  des  Landesherrn  rechnen,  dann  1  Monat 
den  der  Neolectus  habe,  die  Wahl  anzunehmen  oder  nicht, 
dann  die  Anzeige  an  den  Papst,  dessen  Verfügung  über  den 
Informativ -Process  etc.  So  seien  die  6  Monate  verflossen, 
ehe  nur  dieser  Processus  in  Rom  sein  könne. 

Endlich  drittens  sei  es  unschicklich,  dem  Kirchen -Ober- 
haupte einen  Termin  vorzuschreiben  um  Etwas  zu  thun,  was 
ohnehin  in  seinem  Interesse,  aber  auch  in  seiner  Willkühr 
liege;  denn  Er  könne  ja  auch  nach  dem  Concordate  von 
Nicolaus  V.  eine  andere  würdigere  und  nützlichere  Person  an 
die  Stelle  des  Gewählten  ernennen. 

Sehr  lebhaft  musste  natürlich  hier  die  Unterhaltung 
werden. 

Man  gab  gerne  zu: 

dass  nicht  gerade  dem  Papste  ein  Termin  von  6  Monaten 
gesetzt  sei,  so  wenig  als  man  ihm  durch  die  bestrittene  Stelle 
in  der  Declaration  einen  solchen  habe  setzen  wollen: 

Unbezweifelt  seien  aber  die  Kirchensatzungen  über  die 
Zeit,  über  welche  hinaus  die  Kirchenstellen  nicht  erledigt 
bleiben  sollen. 

Die  vereinten  Staaten  seien  von  der  Nützlichkeit  dieser 
Kirchensatzung  und  von  der  Nothwendigkeit,  sie  in  ihrer 
Anwendung  gegen  alle  künftige  Hindernisse  zu  schützen,  so 
ü  erzeugt,  dass  sie  nicht  erwarten  könnten,  dass  dieAusfuh- 
r  ag  eines  bestehenden  Kirchengesetzes  bei  dem  Kirchen- 
C    »erhaupte  einen  Anstand   erleiden  sollte,   welches  die  An- 
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wendung  desselben   selbst  bei  mehreren  Ge 

kannt  habe. 

Ein  Termin  von  6  Monaten  habe  bishi 
für  zureichend  geschienen,  um  den  kirchlich 
entsprechen,  und  innerhalb  deren  alles  gescl 
zur  Wiederbesetzung  der  Bisthümer  erfo 
kleinen  Diocesen  und  in  den  hier  vereinten 
betreffenden  Personen  beisammen  wohnen, 
nothwendig  und  ohne  allen  Grund,  3  Mons 
zu  warten.  Diese  könne  alsbald  vorgenomme: 
Neoleetus,  der  schon  die  Bestätigung  des  La; 
habe,  sei,  weil  er  aus  der  DiÖcese  genomnn 
so  nahe  zugegen,  dass  er  sich  schwerlich  d 
zur  Erklärung  über  die  Annahme  bedienen 
Fall  könnten  also  3  Monate  Zeit  zur  Führ 
tiv-Processes  und  zur  Ertheimng  der  Besti 
Ausspruch  der  Verweigerung  verwendet  w( 

Warum  sollten  Seine  Heiligkeit  nicht 
Absicht  prutestantischer  Fürsten  entsprech 
stehende  kirchenverfassungsmä&sige  Einricl 
festsetzen  lassen?  Was  gesetzlich  und  ni 
unmöglich  unschicklich  sein. 

Der  Cardinal  sagte  hierauf  selbst  *): 

')  „Dieses  ist  der  zweite  nichtige  Pimct,  woran  . 
long  scheitern  kann 

Die  Curie  weiss  wohl,  dass  die  Fürsten,  welche 
bürg  ohne  alle  Mitwirkung  des  Papstes  eine  neue  0 
sehen  Metropoliten- Verhältnisses  vorgenommen  und 
Eintheilung  eich  allein  vorbehalten  haben,  auch  die 
schüfe  ihren  Metropoliten  überlassen  künnen,  zuma! 
Tit.  II.  dieses  Confinnations-  Hecht  keineswegs  dem  1 
aber  die  Vorschriften  festsetzen,  zu  welchen  Jeder, 
tion  zusteht,  verbunden  ist,  folglich  der  Papst  so  | 
Kirehen-Prilaten,  die  das  L'onfirmations -Recht  ausübe 
in  Salzburg,  in  Frankreich  die  Metropoliten,  welchen  < 
dieses  Papstes  vom  2U.  September  1811  dieses  alte  B 

Wenn  gleich  nun  die  Excommunicationsstrafe  di 
sich  auf  dieses  berühmte  Savo  na -Brave  zu  beziehen, 
Conferenzen   doch   um   so   mehr   darauf  r 


A.  Die  Staaten  der  oberrheinischen  Kirchen  pro  vinz.  109 

„Ich  weiss  wohl,  was  man  uns  vorwirft,  dass  nämlich 
der  Papst  aus  politischen  Gründen  die  Wiederbesetzung  der 
bischöflichen  Stühle  verzögert  habe;  allein  man  habe  Un- 
recht, immer  seien  die  Fürsten  selbst  schuld  gewesen",  und 
liess  sich  dann  auf'  eine  umständliche  Darstellung  der 
ähnlichen  Vorgänge  in  Portugal  und  Frankreich  ein,  die 
nur  damit  abgebrochen  wurde,  dass  man  keine  Beispiele  aus 
der  Geschichte  anführen,  sondern  sich  lediglich  an  dieKein- 
heit  und  Gesetzlichkeit  der  Anträge  der  vereinten  Staaten 
halten  wolle. 

Der  Cardinal  bestand  aber  darauf,  dass  der  Papst  darin 
nicht  willigen  könne,  verschob  indess  Alles  auf  die  weiteren 
Conferenzen,  und  man  bemerkte  ihm  noch,  dass  dadurch  das 
Recht  des  Papstes,  exceptiones  contra  personam  Electi  zu 
machen,  nicht  beeinträchtigt  werden  könne,  indem  dann  eine 
ganz  andere  Behandlung  der  Sache  —  nach  gemeinem  deut- 
schen Kirchenrechte  —  eintreten  müsse. 

Ad  Art.  VI, 

Ad  verba:  „Confirmatus  episcopus,  antequam  a  Metropo- 
litano  consecretur   etc." 

Da  man  bei  allen  bisher  gepflogenen  Concordats-Unter- 
handlungen  von  Seiten  der  Curie  einen  besonderen  Werth 
darauf  legte,    zu    behaupten,    es  liege  in  der  Willkühr  des 

darin  gar  keine  vim  et  metus  an  den  Tag  legt,  sondern  vielmehr  Freude 
aasdrückt: 

Laetitia  afiecti  surous,  eo  quod  vos  omnes  voluntatem  et  mentem  nos- 
tram  assecuti,  quod  antea  nobis  visuni  probatumque'fuerat,  id  quinquear- 
ticuliß  comprehendistis  etc." 

Seine  Heiligkeit  haben  also  längst  vorher  eingesehen  und  gut  geheissen, 
dass,  wie  der  Art.  III.  festsetzt,  sie  innerhalb  6  Monaten  juxta  consuetam 
praxin  die  canonische  Institution  zu  ertheilen  habe,  und  nach  Art.  IV. 
im  Entstehungsfall  die  Erzbischöfe.  Die  Curia  Romana  weiss  gewiss,  dass 
die  vereinten  Staaten  ein  Gleiches  für  den  Fall,  dass  der  Papst  die  Con- 
firmation  über  6  Monate  verzögern  werde,  verabredet  haben,  denn  der  Car- 
dinal sagte  einigemal  ganz  offen,  dass  er  die  Frankfurter  Protokolle  gelesen 
habe.  Es  wird  also  hier  einzig  darauf  ankommen,  ob  die  Politik  die  Zu- 
lassung eines  Artikels  anrathe,  dem  die  prineipia  curiae  entgegenstehn, 
und  »welche  Ausdrücke  darüber  in  dem  päpstlichen  Breve  zugelassen  wer- 
den können". 
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Papstes,  den  Oonsecrations-Ad:  aufzutrug 
so  war  die  Bemerkung  gegen  die  Bestim 
tropolit  weichen  soll,  zu  erwarten,  und  ed 
zu  entkräften,  dass  der  vom  Papst  bestä 
an  sich  schon  sein  vorzügliches  Vertrau 
es  eine  Zurücksetzung  für  diesen  Che; 
würde,  und  bei  einer  definitiven  Einrichte 
gleich  festgestellt  werde,  um  jeder  Art  ^ 
Umtrieben  zu  entgehen. 

Der  Cardinal  bemerkte  dagegen: 

„Der  genehmigte  Erzbischof  kann  b! 
in  Irrthümer  verfallen.  Nehmen  wir  ei 
von  Wessenberg  sei  Erzbischof  etc.,  80 
bunden  werden  können?" 

Ein  Gleiches  bemerkte  er  schon  bei 
Bischofs  ad  formandum  processum  infonr 
Einwendung  dort  gegründeter  erscheint  a; 
darauf  bezogen  und  dabei  bemerkt,  wie 
von  wem  der  einmal  bestätigte  Bischof  g 

Ad  verba:  „Supremis  territoriorum  p 
nifestaturum". 

Der  Cardinal  wünschte,    dass  man   t 
menti  vorlege,   weil,   wie  er  sich   aus  dei 
tokoll  erinnere,  Anfangs  die  Rede  von  eil 
Verfassungseide  gewesen   sei,   den  man 
bewilligen  könne. 

Auf  die  Frage : 

Ob  die  in  der  Declaration  Art.  VI. 
einem  Anstände  unterliege?  antwortete 
keinem '). 

Zugleich  verlangte  er  aber  auch  Er\ 
der  Bischöfe  gegen  den  Papst,  und  eröffn 

')  „Die  Bewilligung  dieser  Eidesf  rmcl  ist  nm 
den  Unterhandlungen  der  andern  Hofe  dahier  die 

„qaod  in  salutis  publicae  detrimentum  vergöre 
nicht  gestattet,  sondern  die  Formel  in  dem  Coo> 
sisebeu  Republik  von   1S0I   zun  Muster  gegeben  w 
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Papst  gar  nicht  mehr  darauf  bestehe,  dass  die  Verbindlich- 
keit, die  Ketzer  zu  verfolgen  darin  aufgenommen  werde,  wie 
dieses  bereits  auch  Russland  und  Frankreich  zugestanden 
worden  sei. 

Wir  fanden,  dass  beides  sich  von  selbst  verstehe  und 
keiner  besonderen  Erwähnung  bedürfe. 

Ad  verba:  „episcopus  consecratus  fungere  munere  epis- 
copaü  etc.". 

Der  Cardinal  sagte:  Hier  müsse  er  wieder  dem  Bischof 
das  Wort  reden,  indem  derselbe,  sobald  er  bestätigt  sei,  schon 
vor  der  Weihe   eine  Jurisdiction  habe. 

Da  dies  nicht  widersprochen  werden  kann  und  soll,  so 
bildet  diese  Bemerkung  keinen  Anstand". 

Zum  Schlüsse  sprach  der  Cardinal  noch  über  die  Form 
der  beabsichtigten  Uebereinkunft. 

Er  sehe  wohl  ein,  äusserte  er,  dass  man  keine  Concor- 
date  wolle.  Es  sei  neuerdings  eine  Abneigung  gegen  diese 
altübliche  Art  entstanden,  und  die  Meinung,  als  werde  der 
römische  Hof  mit  protestantischen  Fürsten  nicht  concordiren. 
Dies  sei  ja  ganz  falsch. 

„Die  Berufung  auf  della  Genga,  fährt  das  Protokoll  fort 
der  solches  der  Krone  Würtemberg  verweigert,  ward  ... 
als  nichts  enscheidend  erklärt  und  dagegen  versichert: 

Der  römische  Hof  stehe  auf  dem  Puncte,  mit  Preussen 
und  Hannover  Concordate  abzuschliesen;  es  sei  dies  die 
leichteste  und  beste  Art,  sich  über  jeden  Satz  und  Ausdruck 
zu  verständigen,  und  wenn  dann  beide  Theile  unterschrieben 
hätten,  so  könne  gar  kein  Zweifel  und  Anstand  mehr  erho- 
ben werden". 

Die  Gesandten  verlangten  darauf  unter  dem  2.  Juni  eine 
officielle  Antwort  der  römischen  Curie  und  betonten  die  Not- 
wendigkeit einer  neuen  Conferenz  mit  dem  päpstlichen  Be- 
vollmächtigten, die  Cardinal  Consalvi  indessen,  wegen  der 
Anwesenheit  des  Kaisers  von  Oesterreich  in  Rom  nicht  so- 
i     t  gewähren  konnte. 

Bemerkenswerth  erscheint  aber,  ,wie  sehr  schon  die  Hoff- 
i    Qgen   auf  ein  Gelingen    der    Unterhandlungen    beim  Ba- 
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iischen  Gesandten  herabgestimm 
iass  die  erbetene  officielle  Note  n 
cipien  von  welchen  die  beiden  c 
gingen  noch  schroffer  darlegen, 
schwieriger  machen  würde.  Er 
und  namentlich  zu  einer  durchge 
in  Bezug  auf  die  Bischofswahlen  a 

Die  zweite  Conferenz  fand  da 

Consalvi  erschien  dabei  den  ( 
als  das  erste  Mal,  wie  sie  vermu' 
Tode  des  hannoverischen  Gesandi 
Abberufung  des  Hofraths  Leist  a 
mit  Hannover  -  das  übrigens  an 
Regierungen  seine  Nichtbetheiligu 
gen  officiell  angezeigt  hatte  — 
bezüglichen  Instructionen  dieses  ' 

Man  will  ja  die  ganze  Kirch 
serte  Consalvi  nach  dem  Gcsands 
die  ganz  alte  zurückkommen,  „un 
die  nicht  einmal  darin  gegrür 
Was  liegt  für  ein  Grund  vor,  voi 
da  modificirten,  aber  in  der  Haup 
hunderten  bestehenden  —  von  der 
anerkannten  —  und  durch  ao  vi 
Kircbendisciplin  abzugehn?  —  \ 
wegen,  darein  zu  willigen?  — 

Man  bemerkte  hierauf,  der 
wohl  vorzüglich  die  angetragene  V 
und  erinnerte,  auf  sein  Bejahen,  \ 
dafür  angeführt  worden,  dass  t 
Landesherrn  das  Recht,  die  Bisch 
Anspruch  nehmen  können,  und  d: 
Umgehung  der  nominatio  regia  d 

')  Der  Bericht  ist  iiitereasaul  weil  c 
oben  angerührten  Protokoll  ergänzt,  nnil 
für  die  Postulate  der  Regierungen  eingen» 
lauf  der  Conferenz  noch  für  erreichbar  c 
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leichtern  gehofft  habe.  Die  Wahlart  sei  so  viel  noch  mög- 
lich der  ersten  Eirchendisciplin  gemäss,  entspreche  aber  auch 
den  jetzt    veränderten  Verhältnissen    der  deutschen  Staaten 

und  den  Bedürfnissen  der  Zeit." 

i 

In  Frankfurt  trat  man  auf  die  Berichte  der  Gesandten 
zu  neuer  Berathung  zusammen.  Man  war  entschlossen,  nicht 
nachzugeben,  und  die  neue  Instruction1),  welche  für  die 
römischen  Bevollmächtigten  entworfen  wurde,  ging  von  dem 
Grundsatze  aus,  dass  die  Declaratio  als  „magna  charta  über- 
tatis  ecclesiam  catholicae"  zu  betrachten  und  in  ihren  Haupt- 
th eilen  unabänderlich  sei. 

Auf  Bischofswahlen  bezog  sich  Art.  5,  welcher  der 
Declaratio  gegenüber  dem  römischen  Standpuncte  nur  ge- 
ringe Koncessionen  machte. 

Endlich  am  10.  August  1819  erfolgte  die  officielle  Ant- 
wort der  römischen  Curie  in  der  berühmten  Note  Consalvis, 
„Esposizione  dei  sentimenti. 2)" 

Sie  verhielt  sich  allen  Forderungen  der  Regierungen 
gegenüber  ablehnend  und  versuchte  den  strict  canonischen 
Standpunct  durchzusetzen. 

„Es  ist  sehr  wichtig,  sagt  der  Bericht  des  württem- 
bergischen Gesandten  vom  14.  August,  dieses  Actenstück  in 
Händen  zu  haben,  welches  zugleich  das  Benehmen  der  ver- 
einten Fürsten  und  Staaten  so  wie  die  für  diesen  Fall  be- 
fohlene Abreise  ihrer  Gesandten  von  Rom  rechtfertigen  wird", 
und  grollend  wird  das  päpstliche  Actenstück  dahin  charac- 
terisirt,  ,,dass  alle  wesentlichen  Anträge  der  vereinten  Staaten 
direct  oder  indirect  verweigert  ...,  die  jura  majestatica  circa 
sacra  in  Widerspruch  genommen  werden  . . . ,  das  deutsche 
Episcopat  in  seinen  Grundfesten  zerstört,  und  versucht  wird, 
statt  des  deutschen  Kirchenrechts  das  Concilium  Tridentinura 
aufzudringen  und'  eine  absolute  päpstliche  Gewalt  in  den 
deutschen  Bundesstaaten  festzustellen/1 


*)  Die  betreffenden  Stellen  in  Beilage  XXXIV. 

*)  Die  auf  die  Bischofswahl  bezüglichen  Stellen  in  Beilage  XXXV. 

?  r  i  e  d  b  e  r  g ,  Staat  und  Bischofswafclen.  $ 


Buch  I. 

>ie  Anstünde,  welche 
e  erhoben  hatte,  wuri 
ung  wiederholt. 
s  sei  ein  Widerspru< 
rutschen  Kirche  in  e 
und  über  den  Hau! 
Volle  auch  schon  < 
Wunsche  der  Regie) 
ünken,  so  unterläge 
:örpcrs  den  schwerst 
.anddechanten  Buche 
*  hineinzutragen,  im 
rlichkeit  eines  solch 
chätzen,  als  ja  von  c 
3 den satz  demokratist 
r  übrig  geblieben  s< 
a  dürften,  wenn  sit 
n  ausschlagen  sollten 
ass  das  Capitel  drei 
vorschlage,  wolle  de 
tun  die  Auswahl  aus 
er  heilige  .Stuhl  gest 
Jininationsrecht  nicht 
liss  zu ;  den  Titel  de 
idelnden  Fürsten  sie 

könne  er  um  so  wc: 
ten  Frincipien  der  h 
:r  ganzen  Kirche   eii 

Personen  überhaup 
.ftig  ansehen  könne. 
>  würde  den  protesta 
auch  nur  als  Privil 
itspunct,  der  einmal  < 
ms  fremd  sei  und  sit 
n  als  vollkommen  ui 
jllte  aber  den  Regier 
schofswahlen  nicht   j 
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ihnen  auch  den  zugestehen,  welchen  er  dem  Könige  von 
England  als  Gegengabe  für  die  Emancipation  der  Katholiken 
angeboten  habe. 

In  dieser  Voraussetzung  würde  das  Capitel,  ehe  es  zur 
«nonischen  Wahl  schreitet,  der  Regierung  die  Liste  der 
Candidaten  überreichen,  von  welcher  die  Regierung  diejenigen 
Snbjeetc  streichen  könnte,  die  ihr  nicht  angenehm  wären, 
wenn  nur  in  der  Liste  so  viel  stehen  blieben,  als  zur  freien 
Wahl  des  Bischofs  hinreichend  wären  (purchfc  rimanesse  nella 
Kota  un  numero  sufficiente  per  la  libera  elezione  del  Vescovo). 

Das  für  den  Bischof  aufgestellte  Erforderniss  einer  acht- 
jährigen Wirksamkeit  in  Seelsorge  oder  Lehramt  könne  der 
Piprt  nicht  bewilligen,  da  dadurch  „die  adligen  oder 
wohlhabenden  Personen  von  dem  Episcopat  ausgeschlossen 
leien." 

In  Bezug  auf  den  Informativprozess  verweist  der  Papst 
auf  die  schon  von  Consalvi  angezogenen  Constitutionen 
Gregors  XIV.  und  Urbans  VIII.,  ohne  sich  jedoch  auch  an 
diese  absolut  binden  zu  wollen. 

Den  ihm  für  die  Confirmation  gestellten  Termin  verwirft 
*r  mit  Entschiedenheit;  allenfalls  erklärt  er  sich  zur  An- 
inahme  des  bezüglichen  Passus  der  Declaration  bereit,  falls 
die  Worte  „intra  terminum  sex  mensium"  mit  denen :  „quam 
fltius  fieri  poterit"  vertauscht  würden.  Nachdem  Consalvi  dann 
»ine  früheren  Bemerkungen  in  Bezug  auf  den  Staatseid  der 
Bischöfe  und  deren  von  der  Consecration  nicht  abhängige 
iuriadictionsgewalt  wiederholt  hat,  kommt  er  schliesslich  zur 
V onsecration ,  um  hier  einmal  das  Recht  des  Papstes  zu 
fahren  und  andererseits  aus  dem   Schweigen  der  Declaratio 

Schluss  zu  ziehen,  dass  der  Act  mit  allen  durch  das 
he  Ceremoniel  vorgeschriebenen  Feierlichkeiten  voll- 
n  werde. 

Die  römische  Antwort  konnte  die  Gesandten  kaum  über- 

en,   sie  waren  durch  die  Verbalnote   Consalvis  und   die 

»gegangenen  Conferenzen  genugsam  darauf  vorbereitet; 

ben  mitgetheilte  Instruction  hatte  ihnen  auch  schon  die 
Ö  *endigen  Verhaltungsmassregeln   an  die   Hand  gegeben. 


If 
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Ihre  an  die  Curie  geric 
entsprach  ganz  den  in  der 
sichtspuncten. 

Sie  betonten  die  für  sie 
Erhaltung  der  päpstlichen 
handlungen  abzubrechen.  ' 
versuchen,  den  wahren  Gei 
und  eine  Vereinbarung  anzi 
mit  Umschreibungen  den  ! 
gleichzeitig  übergebenen  of 
unterlassen  den  vom  Papsl 
Vorschlag  der  Bischofswahle 
selbst  herrührende  Einrichti 

„Pour  ce  qui  est  de  1' 
Pere,  que  dans  l'organisatio: 
embrasse  des  Principes  tro] 
partagee  par  les  Princes  et 
question  que  des  institutionE 
sur  lesquelles  se  fonda  le  c. 

Es  war  selbstverstiindl: 
Betzungen  den  fest  gewäh 
mehr  verrücken  konnten. 

Der  Cardinalstaatssecre 
note  vom  24.  September  18 
wolle  die  Oircumscription  d 
aber  in  der  Allocution  erkli 
nehmen  ausser  Stande  sei. 

Er  fuhr  dann  fort,  da 
iimt'  Sitze  die  Staaten  sich 
lassen  könnten,  der  seit  so 
Störung  der  Eintracht  zwis< 
akatholischen  Staaten  Platz 
Worten ,   die  Souveräne   sol 


'}  Abgedruckt  in  „Die  neues: 
Kirchenrerfaseung"  (Stuttgart  182 


r* 
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Persönlichkeit   dem  Papste   bezeichnen,    der   dieselbe  dann 
instituiren  würde1). 

Der  Note  war  beigelegt  „Expositio  eorum  etc.",  welche 
die  Grundlage  der  Bulle  Provida  solersque  geworden  ist. 

Der  siebente  Punct  derselben2)  handelte  von  der  ersten 
Zusammensetzung  der  Capitel  und  erregte  durch  die  Worte 
„episcopis  b.  sedis  auctoritate  instituendis"  ein  nicht  geringes 
Misstrauen  der  Gesandten. 

Unter  demselben  Tage  erhielten  die  Gesandten  auch 
eine  offizielle  Note8)  als  Antwort  auf  die  ihrige,  und  diese 
ging  genau  auf  das  ßecht  der  Bischofswahlen  ein. 

Mit  bemerkenswerther  Schärfe  zergliederte  sie  die  For- 
derungen der  Gesandten,  sprach  ihr  Erstaunen  aus,  dass  die 
Regierungen  die  alten  Principien  des  Papstthums  für  neu 
hielten,  berührte  die  Frage  des  Staatseides  eingehend, 
und  betonte,  wie  das  schon  Consalvi  in  der  ersten  Con- 
ferenz  gethan  hatte,  die  völlige  Vertrautheit  der  Curie  mit 
den  gesammten  Frankfurter  Verhandlungen. 

Der  irische  Wahlmodus  wird  wiederholt  empfohlen  und 
eventuell  die  in  der  Verbalnote  gemachte  Proposition  er- 
neuert. 

1)  „Quanto  poi  alla  maniera  di  provvedere  le  cinqne  menzionate  Chiese 
di  bnona  intelligenza  coi  Principi  e  Stati  riuniti  della  Conlederazione  puö 
eervir  loro  della  piü  eicura  garanzia  il  metodo,  che  da  tanti  anni  si 
prattica  dalla  s.  Sede  con  altri  Principi  non  Cattolici,  senza  che  sia  si  mai 
aJterata  quella  bnona  armonia  che  felicemente  regna  fra  i  medesimi  Prin- 
cipi e  Ja  s.  Sede." 

z)  „Qnoniam  non  opus  est  tantum  Capitula  erigere,  sed  etiam  Cano- 
nicos  nominare,  cum  nondnm  inter  s.  sedem  et  gubernia  convenerit  de  modo 
electionis  canonicorum,  pro  hac  prima  vice  posset  res  ita  componi,  quem- 
admodum  composita  foret  relate  ad  Episcopales  ecclesias  pro  hac  prima 
vice  providendas,  nulla  tarnen  de  his  facta  mentione  in  litteris  Apostolicis 
yel  posset  committi  novis  episcopis  s.  sedi6  anctoritate  institnendis, 
nt  ad  nominationem  Canonicornm  procedant. 

3)  Abgedruckt  bei  Brück,  d.  oberrhein.  Kirchenprovinz  (Mainz  1668) 
£  5  ff.  Die  Stellen  welche  die  Frage  der  Bischofswahlen  betreifen,  in 
I    ilage  XXXVI. 
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Nach  diesen  Eröffnungen  blieb  d< 
iiat  nichts  übrig,  als  ihre  Verhandlung 
e  von  der  Curie  angebotene  Circumscr 
Emittenten  zu  erklären. 

Aber  auf  ihre  dies  aussprechende  t* 
Igte  noch  eine  umgehende  Antwort  de: 
rs  v.  6.  desselben  Monats,  welche  dt 
r  Circumscription  und  Bischofsernenn 
ona  intelligenza  i  Vescovi  alle  medesir. 
le  SchlusBCOnierenz  am  8.  October  ; 
r  Consalvi  das  Provisorium  erläuterte 

Der  Gesandtschaftsbe rieht  schildert 

„Der  wichtigste  Punct  —  die  Art  • 
jmherren  ernannt  werden  sollen,  war 
unbestimmt  gelassen,  dass  ich  zwecki 
ndinal  zu  einer  nähern  Aeusaerung  da 
dem  ich  bemerkte,  dass  bei  den  an 
juvernements,  auf  welche  die  note  vej 
3  ich  förmige  Behandlung  der  Sache  bef 

nn    der   Cardinal    dass   es  sc 

ipst  iür  einen  Türken  und  die  Curie  für  di 

Der  Papst  habe  noch  immer  den  voi 
östlichen  zum  Bischof  ernannt,  wenig« 
)  gegründete  Ursachen  bestanden  liä 
nz  einfach  —  der  Fürst  laBse  durch 
>m  oder  durch  den  an  seinem  Hofe  an 
tgaten  seine  Gesinnungen  dem  heiligen 
ipst  thue  immer  alles  was  die  Fürsten 
■Uten  die  vereinten  Staaten  etwas  and 
xiser  von  Russland  zugestanden  hal 
süssen  seit  60  Jahren  mit  gemeinsam' 
d  der  König  von  England  nicht  einm 

Darauf  kehrte  die  Gesandtschaft, 
isen,  aber  gänzlich  unverrichteter  Sac 

Am  22.  März   1820  wurden  darauf 

t hu n gen  aufs  Neue  eröffnet. 


r 
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Und  wenn  schon  der  badische  Gesandte  v.  Türkheim  in 
Rom  eine  zwischen  den  Extremen  vermittelnde  Rolle  gespielt 
hatte,  so  ratihabirte  jetzt  gewissermassen  die  badische  Re- 
gierung das  Benehmen  ihres  Bevollmächtigten,  indem  sie  von 
Schroffheit  und  einseitiger  Principienreiterei  abrieth,  ja  im 
Gegentheil  eine  Benutzung  des  päpstlichen  Entgegenkommens 
für  thunlich  erachtete '). 

Die  Frage  der  Bischofswahlen  behandelte  man  auf  das 
genaueste.  Man  wollte  den  päpstlichen  Vorschlag  acceptiren 
dass  der  Landesherr  für  die  erste  Besetzung  in  Rom  einen 
Candidaten  vorschlagen  solle,  aber  man  wollte  doch  den  in 
der  Declaratio  ausgesprochenen  Principien  in  so  weit  treu 
bleiben,  dass  dieser  Candidat  aus  der  Wahl  der  Decane  her- 
vorgehen sollte. 

Das  Protokoll  vom  27.  März  1820  giebt  einen  guten 
Einblick  in  die  Absichten  der  versammelten  Staaten. 

§.  3.  lautet: 

„Man  beharrte  bei  der  Meinung,  dass  wenn  gleich  die 
Schwierigkeit  —  die  erste  Aufstellung  der  Bischöfe  und 
Donacapitel  auf  die  in  der  Declaratio  festgesetzte  Art  und 
Weise  zu  bewerkstelligen  —  nicht  unbesiegbar  sei,  man  un- 
beschadet der  rechten  Grundsätze  dennoch  um  das  gewünschte 
Ziel  desto  schneller  zu  erreichen  den  leichteren  Weg,  der 
Sr.  Heiligkeit  der  angenehmere  sei,  pro  prima  vice  ein- 
schlagen sollte  und  könnte. 

Der  zweite  k.  württemb.  Herr  Bevollmächtigte  gab  hier- 
auf über  die  Beispiele,  welche  in  der  letzten  Note  verbale 
des  römischen  Hofes  und  nach  den  in  dem  gesandtschaftlichen 
Berichte  Nr  24.  enthaltenen  Aeusserungen  des  Cardinal- 
Staatssecretairs  über  die  Art  und  Weise  angeführt  worden, 
wie  sich  andere  Gouvernements  bei  Besetzung  der  Bisthümer 
zu  benehmen  pflegen,  nähere  Auskunft.  Es  ergab  sich 
hieraus,  dass  dieselbe  auf  die  Lage  der  hier  vereinten  Staaten 
insbesondere  wegen  des,  bei  dem  deutschen  Domcapitel  her- 
gebrachten  Wahlrechts   durchaus  nicht  passe   und   desshalb 

')  Schon  am  1.  Januar  1820    bemerkte  der   württembergische  Minister 
dem  Könige,  dass  man  auf  Baden  aufmerksam  sein  müsse. 
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denselben  nicht  zum  Muster  dienen  i 
Besprechung  über  diese  Materie  w 
geaicht&puncte  aufgestellt : 

l)Wie  soll  es  pro  prima  vice  g 
eine  Art,  welche  die  Gouvernements 
compromittirt  und  zugleich  jetzigen 
mischen  Hofes  entspricht,  zu  Bischö 
gelangen  ? 

2)  Auf  welche  Weise  sind  für 
Hindernisse  zu  beseitigen,  welche  ai< 
der  gemeinschaftlich  verabredeten  ; 
Bisthümern  und  Domcapiteln  entgegi 

Ad  1  hielt  man  dafür,  dass  vor 
das  Wahlprincip  aufrecht  zu  erhalten,  i 
öffentlich  darzulegen,  dass  die  betreffen 
Auswahl  des  ersten  Landesbischofs  < 
der  Diöcese  anhören,  welcher  durch 
wird,  die  in  einigen  Ländern,  z,  B.  : 
Clerus  gewählt  sind.  Die  Art  und  ^ 
Decane  zu  dieser  Besetzung  könne 
selbst  überlassen,  da  eine  förmliche 
per  scrutinium  nicht  stattfinden  körn: 
Gesammtheit  dermalen  noch  kein  Ö 
Um  sich  so  viel  möglich  der  in 
setzten  Wahlart  zu  nähern,  könne  d> 
sich  durch  jeden  Decan  drei  Perso 
setzung  des  Bisthums  vorschlagen  la 

Ad  2  übernahm  es  auf  gescheht 
Keferendarius  v.  Wreden  sein  Gu 
wichtigen  und  interessanten  Gegenst 
vorzulegen  und  wurde  gleichfalls  dei 
ersucht,  der  Wichtigkeit  der  Sache 
ad  1  nochmals  gutachtlich  näher  zu 

In  Folge  dessen  richtete  auch  ■ 
Rom,  v.  Schmitz-Grollenburg,  am  5. 
Consalvi,  worin  er  diesem  den  \ 
Frankfurter   Conferenzen   anzeigte 
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der  Höfe  meldete,  die  Circumscription  der  fünf  Diöcesen  vor- 
läufig zuzulassen. 

Inzwischen  erfolgten  auch  die  beiden  Gutachten  von 
Koch *)  und  Wreden 2),  beide  ganz  auf  dem  alten  Stand- 
puncte  beharrend  und  den  schon  oben  bezeichneten  Weg 
empfehlend. 

Hatte  man  aber  früher  auf  Annahme  der  Declaratio  in 
Rom  rechnen  zu  können  geglaubt,  und  nach  deren  Er- 
folgung  die  „Grundzüge"  als  Gesetz  zu  publiciren  beabsich- 
tigt, so  musste  dieser  Plan  nach  dem  Verlauf  der  bisher 
gepflogenen   Unterhandlungen   wesentlich  modificirt  werden. 

Man  beschloss  demnach  die  Declaratio   fallen  zu  lassen, 
die    Verhandlungen   mit  Rom  auf  einige  wesentliche  Puncte    * 
—  darunter  die  Bischofswahlen  —  zu  beschränken,  und  als 
einseitiges   Staatsgesetz   eine  Kirchenpragmatik  festzustellen.  . 
Daneben  sollte  auch  jeder   Staat  ein  gleichlautendes  Funda- 
tionsinstrument  seines  Bisthums  publiciren. 

Beide  Actenstücke  sollten  die  für  unveräusserlich  ge- 
haltenen Hoheitsrechte  des  Staates  wahren  und  um  jede 
Discussion  mit  der  Curie  zu  vermeiden,  erst  nach  Abschluss 
der  wegen  der  Circumscription  schwebenden  Verhandlungen 
veröffentlicht  werden. 

Dass  die  darin  niedergelegten  Grundsätze  die  Zustim- 
mung der  neu  ernannten  Bischöfe  finden  würden,  glaubte 
man  um  so  sicherer  annehmen  zu  können,  als  die  josephi- 
nische  Richtung,  wie  schon  oben  angedeutet,  im  deutschen 
Clerus  noch  überwiegenden  Anhang  fand. 

Die  Pragmatik3)  bestimmte  im  §.  19: 

„Die  bischöflichen  Stühle  in  der  Provinz  werden  sämmt- 
lich  durch  die  Wahl  besetzt.    Die  Wahlform  ist  folgende: 

a)  Das  Wahlcollegium  bildet  sich  bei  jedem  vorkommen- 
den  Wahlact  aus    den    sämmtlichen  Mitgliedern   des   Dom- 


■)  Beilage  XXXVII. 

*)  Beilage  XXXVIII. 

*)  Abgedruckt  bei  Longner  a.  a.  O.  643  ff.,  aber  nicht  in  der  Ursprung- 
ichen  Gestalt. 
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capitels  und  einer  der  gesetzlichen  Zs 
gleichen  Anzahl  hierzu  (nach  §.  33  ')  ir 
Decane. 

b)  Das  Wahlcollegium  wählt  durc 
mehrbeit  drei  Subjecte  aus  dem  Diocesai 
wird  derjenige  als  Bischof  procfamirt, 
liebe  Veto  nicht  auschliesst. 

c)  Der  ganzen  Wahlverhandlung 
lieber  Commissär  beigegeben. 

§.  20.  Zum  Bischof  kann  nur  eir 
werden,  welcher  ein  Deutscher  von  Ge 
des  Staates,  worin  sich  der  erledigte 
oder  einer  der  Staaten  ist,  welche  si< 
geein  igtliaben. 

Nebst  den  vorgeschriebenen  canor 
ist  erforderlich,  dass  derselbe  wenigsten 
die  Seelsorge  oder  eonst  eine  kirchliche 
und  Auszeichnung  verwaltet  habe,  so 
dischen  Staats-  und  Kirchenverfassung, 
richtungen  kundig  sei, 

§.  21.  Der  Gewählte  hat  sich  al 
wegen  seiner  Bestätigung  an  das  Obei 
wenden.  Vor  der  Consecration ,  die  < 
oder  mit  seinem  Einverständniss  ein  ar 
Provinz  vorzunehmen  hat,  legt  dersel 
folgenden  Eid  ab: 

Ich  schwöre  und  verspreche  bei  d 
lium  Gottes,  Sr.  K.  Majestät  (Sr.  K. 
herzog  etc.),  sowie  den  Gesetzen  des  S 
Treue.  Ferner  verspreche  ich,  keine 
unterhalten,  an  keiner  Berath  seh  lagung 

')  §.  33  lautete:  Eine  der  gesetzlichen  Zahl 
Anzahl    von    Decanen,  durch  die   sämmtlichen 
ihrer  Mitte  gewählt,  bildet  mit  den  Domcapitala 
§.  19    das   Wahlcollegiuni   und  hat  in  der  doacil 
der  Wahl  sowohl  des  Bischofs  als  der  Domcapit- 
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weder  im  In-  noch  Auslande  Verbindungen  einzugehen, 
welche  die  öffentliche  Ruhe  gefährden;  vielmehr  wenn  ich 
von  irgend  einem  Anschlage  zum  Nachtheil  der  Staaten,  sei 
es  in  meiner  Diöcese  oder  anderswo,  Kunde  erhalten  sollte, 
solches  Sr.  K.  Majestät  (Sr.  K.  Hoheit)  zu  eröffnen/* 

Das  Formular  des  Fundationsinstrumentes  aber  besagte : 

„Indem  Wir  durch  diese  Stiftung  und  Austattung  des 
Bisthums  Unsere  vorzügliche  Sorgfalt  für  die  Mitglieder  der 
katholischen  Kirche  (Unseres  Reichs)  kund  thun,  und  den 
bleibenden  Zustand  ihrer  kirchlichen  Einrichtungen  begrün- 
den, setzen  wir  als  Beschützer  der  Kirche  und  Stifter  des 
neuen  Bisthums.  (zur  Aufrechterhaltung  der  Rechte  der  Lan- 
deskirche) l)  fest,  dass  die  von  uns  gleich  gegebene  Kirchen- 
pragmatik von  dem  Erzbischofe,  von  Unserem  Landesbischofe 
(und)2)  von  seinem  Domcapitel  (von  der  gesammten  katho- 
lischen Geistlichkeit  sowie  von  allen  Mitgliedern  der  katho- 
lischen Kirche)8)  genau  beobachtet  werde;  insonderheit  wollen 
wir  als  Bedingniss  dieser  Unserer  Stiftung  hiermit  genehmigt 
und  festgesetzt  haben,  dass  etc." 

Und  jetzt  folgt  der  oben  angeführte  g.  iy  der  Kirchen- 
pragmatik; dann  aber  heisst  es  weiter: 

„In  dieser  Hinsicht  aber  behalten  Wir  uns  bevor,  ehe 
eine  Wahl  stattfindet,  von  dem  Uns  zustehenden  Recht  exclu- 
sivam  zu  geben,  Gebrauch  zu  machen,  nach  geschehener 
Wahl  aber,  welche  nur  in  Gegenwart  des  von  Uns  eigens 
dazu  beauftragten  Commissärs  vorzunehmen  ist,  durch  Aus- 
übung des  Veto  entweder  aus  den  drei  gewählten  Subjecten 
durch  Verwerfung  der  zwei  anderen  denjenigen,  welchen 
Wir  als  Gewählten  anerkennen,  sogleich  zu  bezeichnen,  oder 
im  Fall  Wir  uns  zur  Verwerfung  aller  drei  Gewählten  ver- 
anlasst finden  sollten,  eine  neue  Wahl  eintreten  zu  lassen; 
im  letzteren  Falle  werden  Wir  jedoch  die  Gründe  der  Recu- 
sation  anzugeben  nicht  anstehen  (Grdbegr.  §.  13). 


■)  Später  fortgelassen. 
*)  Später  eingeschoben. 
8)  Später  fortgelassen. 
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c.  Das  Resultat  der  vorgeschriebe!, 
sobald  drei  Subjecte  vorschriftsmässif 
Wahlcollegium  eröffnet  und  sofort  zu 
bracht,  der  Wahlact  selbst  aber  soll  < 
klärung  darüber  als  vollendet  ange 
getroffene  Wahl  promulgirt  werden." 

Daran  schlössen  sich  dann  wieder 
§§.  20—22  der  Pragmatik1)-  — 

Man   beschloss  dann   weiter   von 
eigenen  Gesandtschaft  nach  Rom  Abst 
mehr    die    Unterhandlung   dem    dortig 
Geschäftsträger  von  Koelle  zu  überlasse 
diesem  eine  Instruction  zugefertigt,  dei 

„Ebenso  bleibt  alles  Nähere  in  J 
setzung  der  Bisthümer  einer  vertraulicl 
Gouvernements  mit  dem  römischen  Ho 
alsdann  erst  eintreten  wird,  wenn  die  < 
Dotationen  so  wie  alle  in  der  Note  em 
von  demselben  anerkannt  sein  werden: 

Während  aber  die  Unterhandlu: 
glücklichen  Verlaufe  zusteuerten,  tri 
Frankfurt  am  9.  Januar  1821  aufs  Nei 

Bemerken s werth  war  hier,  dass 
Regierung  den  schroffen,  von  den  Übrij 
menen  Standpunct  nicht  theilen  zu  kör 

Sie  maehte  ihre  Genehmigung  des  I 
von  der  Beschränkung  abhängig,  „dass 
unbenommen  bleiben  müsse,  nach  M 
ge setze  und  der  individuellen  religii 
einzelnen  Staaten  sich  mit  dem  Bischol 
nische  Gesetze  und  Anordnungen  zu 
welche  jedoch  den  Vorschriften  der  Kii 
aus  nicht  widersprochen,  sondern  vi< 
werden  dürfte." 

')  Bei  §.  31  mit  dem  Einschiebsel:  „der  i 
Wahlact  an  die  Spitee  der  Diocesao  Verwaltung 
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Endlich  unter  dem  26.  August  1821  erliess  der  Papst 
die  Bulle  Provida  solersque. 

Sie  setzte  die  Circumscription  der  fünf  Diöcesen  fest, 
bestimmte  Freiburg  als  Metropolitansitz,  enthielt  aber  über 
die  Besetzung  der  bischöflichen  Stühle  nichts,  während  eine 
Note  vom  20.  August  den  alten  von  der  Curie  vorgeschlagenen 
Weg  in  Erinnerung  brachte.  Der  Bischof  i.  p.  von  Keller  wurde 
zum  Executor  der  Bulle  ernannt. 

Die  Frankfurter  Conferenz  trat  zur  Prüfung  der  Bulle 
aufs  Neue  am  16.  October  zusammen,  und  namentlich  erregte 
das  vom  Papst  in  Bezug  auf  die  Bischöfe  gebrauchte  Wort 
„nominamus"  einen  solchen  Anstoss,  dass  man  in  der  Bestä- 
tigungsbulle früherer  Bischöfe  nachzuforschen  beschlösse  ob 
dort  dies  gleiche  Wort  sich  vorfinde. 

Am  7.  November  berichtete  dann  Schmitz  -  Grollenburg 
Namens  des  Comitäs. 

Die  Fassung  der  Bulle  erklärte  er  für  unbedenklich ,  da 
den  Capiteln  ihre  Rechte  zugesichert  seien,  und  unter  diesen 
sich  auch  das  Wahlrecht  befinde.  Dagegen  meinte  er  — 
und  das  erhielt  allgemeine  Zustimmung,  dass  es  jetzt  an  der 
Zeit  sei,  sich  über  die  Personen  der  ersten  Bischöfe  klar  zu 
werden  und  ihre  Namen  den  Höfen  von  Württemberg  und 
Baden  mitzutheilen,  da  der  Bischof  von  Evara  vor  Er- 
nennung der  Bischöfe  seine  Thätigkeit  kaum  beginnen 
könne. 

Im  weiteren  Verlauf  der  Conferenzen  wurde  dann  noch 
beschlossen,  eine  neue  Redaction  des  Fundationsinstrumentes 
und  der  Pragmatik  anzunehmen  und  aus  der  letzteren  alles 
Anstössige  in  das  erstere  zu  übertragen;  schliesslich  statt 
der  Pragmatik  eine  landesherrliche  Verordnung  zu  publiciren, 
jene  aber  doch  nicht  aufzugeben,  sondern  als  Basis  für  die 
spätere  gemeinschaftliche  Bestimmung  der  landesherrlichen 
"Kirchenrechte  beizubehalten. 

Mit  der  Abfassung  der  landesherrlichen  Verordnung 
wurde  demnächst  auch  vorgegangen,  und  nach  Abwickelung 
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dieser  Arbeit  ein  neuer  Staatsvertrag  vom 
geschlossen '). 

Darin  verpflichteten  sich  die  contrahir 
Bulle  Frovida  solersque  mit  gewissen  Bei 
Genehmigung  zu  ertheilen,  die  neu  reciij 
iastrumente  und  die  Pragmatik  mit  verbii 
versehen,  ohne  jedoch  die  den  Grundbestin 
Declaratio  nach  dem  Vertrage  vom  7.  ( 
stehende  Wirksamkeit  aufzuheben;  die  Pi 
Fundationeinstrumente  den  angestellten  Bi 
geben  und  die  landesherrliche  Verordnun 
publiciren. 

Ferner  verhiessen  sich  die  Contraher 
die  erste  Bestätigung  seines  Bischofes  anne! 
dieselbe  nicht  in  Rom  für  die  übrigen 
erfolge. 

Zwei  Separatartikel  wurden  noch  de 
zugefügt. 

Der  erste  bezog  sich  auf  die  Deaigr 
Bischöfe,  welche  in  der  Weise  vor  sich  geh 
Landesherr  sich  in  beliebiger  Weise  einer 
dem  Clerus  seines  Territoriums  bestimmen 
Pragmatik  und  Fundationsinstrument  in  Ke 
zu  deren  Beobachtung  verpflichte,  und  eben 
jenigen  Domherren  zu  ernennen,  welche  d 
namhaft  machen  werde. 

Der  zweite  Artikel  räumt  sämmtlic 
Höfen  eine  Einwirkung  auf  die  Besetzunj 
Stuhles  in  der  Weise  ein,  dass  sie  binnen  d 
Mittheilung  der  von  der  badischen  Regier 
Candidaten  Widerspruch  erheben  dürften. 

Der  schwierigere  Theil  der  Arbeit  sc 
wältigt  zu  sein  und  freudig  begleitete  Wan; 
schlues  des  Vertrages  mit  den  Worten; 


')  Beilage  XXXIX. 
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„So  bleibt  nun  dem  Staate  was  des  Staates  —  der 
Kirche  was  der  Kirche  ist  —  und  an  mannigfacher  Bürg- 
schaft  für    die  Erreichung   eines  hochgesteckten  Zieles  hat 

man  es  nicht  fehlen  lassen Als  solche  erscheint  uns 

die  Wahl  des  Bischofs  und  seines  Presbyteriums,  die  man 
eine  freie  nennen  kann,  weil  dadurch,  dass  der  Landesherr, 
welcher  das  Volk  vertritt,  und  die  Dekane,  welche  als  Organ 
der  gesammten  Geistlichkeit  erscheinen,  bei  dem  Wahlacte 
concurriren,  dem  Würdigen  die  Bahn  geöffnet,  der  Willkür 
aber  und  dem  Vorurtheil  der  Weg  gesperrt  ist." 

Die  Feststellung  der  Bisthumscandidaten  war  die  nächste 
Aufgabe,  deren  baldige  Lösung  die  Regierungen  schon  in  der 
Note  vom  27.  December  1821  dem  Cardinal  Consalvi  mit 
den  Worten  angezeigt  hatten: 

„Qu'ils  pourront  sans  retard  comnTuniquer  k  Son.  Em. 
les  propositions  confidentielles  des  Princes  et  Etats  röunis  k  cet 
egard." 

In  allen  Staaten  wurde  dabei  verschieden  verfahren,  in 
Churhessen  beispielsweise  so,  dass  17  Geistliche  seitens  der  Re- 
gierung aufgefordert  wurden,  „nach  bestem  Wissen  und  Ge- 
wissen unabhängig  von  fremden  Eingebungen  und  Berathungen 
drei  zu  nennen". 

Aber  gerade  in  diesem  Lande  erwuchs  eine  Schwierig- 
keit dadurch,  dass  der  dann  von  der  Regierung  designirte 
Generalvicar  von  Kempff  ablehnte,  weil  er  die  Verpflichtung 
auf  die  Pragmatik  nicht  übernehmen  wollte. 

So  designirte  die  churhessische  Regierung  den  Pfarrer 
Rieger  in  Kassel,  der  die  Beobachtung  der  ihm  mitgetheilten 
Anordnungen  verhiess1). 

Dass  auch  die  übrigen  Regierungen  ihre  Candidaten  von 
Pragmatik  und  Fundationsinstrument  in  Kenntniss  setzten, 
ist  unzweifelhaft  und  von  den  Regierungen  selbst  der  Curie 
ohne*  weiteres   zugegeben   worden.     In  wie  weit   sie  jedoch 


f)  Für  Frei  bürg  war  Prof.  Wanker  in  Aussicht  genommen,  für  Nassau 
d  '  Landdechant  Dr.  Brand,  für  Hessen-Darmstadt  Staatsrath  v.  Wreden, 
ü     Rottenburg  Prof.  Drey. 
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jrpöicbtung  auf  die  Gesetze,  de: 
;ten  oder  erreichten,  erscheint 
dls  leistete  der  von  der  Nas> 
i,  von  der  Curie  später  institi 
■g,  hei  seiner  Consecration  den 
gten  Eid: 

^unquam    ae    ab    orthodoxa   fii 
deflexisse     ac    nun  quam     cor 
ae  in  Germania  tunc  circumfe 
ir  noster  anno  1819  tanquam 
,-ero  illorum  qui  eas  defendere 

is  würde  doch  auf  alle  Fälle 
esselben  auf  die  Pragmatik  aj 
irz  vor  dem  28.  übergab  de 
;räger  von  Koelle  dem  Cardin; 
lote,  welche  die  Namen  der  i 
:  und  die  Uebertragung  dea 
achof  von  Speyer  erbat.  — 
i  war,  wenn  wir  jetzt  einen  A 
n  Gang  der  bisherigen  Verh 
gentbümlich  kurzsichtige  Puli 
ten ,  wenn  aie  auf  den  krumm 
sit  der  Frankfurter  Conferenz 
iele  zu  gelangen  dachten, 
i  zeigte  sieh  zur  Evidenz,  das; 
eit  nicht  Diplomaten  groaa  g 
t  an  Feinheit  und  Schlagfertig 
messen  konnten, 
veimal  das  gleiche  Manöver  \ 
lichca  Zeichen  mangelnder  Er 
n  des  Gegners  zweimal  mit  de 
:  war  jedoch  eine  unvergleici 
das  ganze  Ueberge wicht  d 
b. 

leich  im  Anfange  der  Verhai 
liehe  Ergebniss  der  Berathung 
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zu  verheimlichen  gesucht,  und  gewisse  herausgerissene  Sätze 
der  päpstlichen  Genehmigung  unterbreitet. 

Consalvi  hatte  dann  offen  erklärt ,  dass  er  die  Con- 
ferenzprotokolle  kenne,  d.  h.  da  diese  die  Grundzüge  und 
den  ganzen  Feldzugsplan  der  Alliirten  enthielten,  dass  er  die 
Taktik  der  Gegner  vollkommen  durchschaue.  Dennoch  hatte 
er  kein  Wort  der  Missbilligung  über  dies  Verfahren  fallen 
lassen,  was  seinen  Standpunkt  jedem  unbefangenen  Urtheile, 
das  nicht  durch  die  Frankfurter  Theorien  vom  jus  circa 
sacra  eingenommen  war,  auf  alle  Fälle  als  mindestens  zwei- 
deutig erscheinen  lassen  musste. 

Nur  die  Declaratio  hatte  er  zum  Gegenstand  der  Dis- 
cussion  gemacht,  und  mit  den  Grundsätzen  dieser,  zugleich 
den  schärfer  ausgesprochenen  Principien  der  „Grundzüge' 
den  Krieg  erklärt.  Dass  für  die  ßealisirung  dieser  zur  Zeit 
um  so  weniger  Möglichkeit  sei,  als  sogar  die  Declaratio  ver- 
worfen war,  entging  seinem  Scharfsinn  nicht. 

Den  Schlag  gegen  diese  behielt  er  sich  zu  einer  passen- 
deren Zeit  vor,  um  ihn  mit  doppelter  Wucht  auf  die  Gegner 
fallen  zu  lassen. 

Jetzt  wiederholten  die  Staaten  denselben  Schachzug,  als 
ob  sie  in  der  That  voraussetzen  durften,  dass  die  Pragmatik 
und  die  neueren  Protokolle  der  Curie  unbekannter  sein 
würden,  als  die  früheren  es  gewesen  waren. 

Aus  dem  Schoosse  der  diplomatischen  Körperschaft  waren 
sie  verschiedenen  Mitgliedern  des  Clerus  mitgetheilt  worden, 
den  fünf  Bisthumscandidaten,  dem  Herrn  von  Kempf,  der  sie 
gemissbilligt  hatte.  Durch  die  Hände  unzähliger  Canzlisten 
waren  sie  gegangen.  Und  Rom,  welches  die  früher  als 
eventuell  gefassten  Massnahmen  nach  seinem  eigenen  Ge- 
ständniss  in  Erfahrung  gebracht  hatte,  sollte  jetzt  die  Frank- 
furter Versammlung  und  ihre  schismatischen  Tendenzen  so 
ganz  aus  den  Augen  verloren  und  keine  Hebel  in  Bewegung 
gesetzt  haben,  um  die  Vorgänge  im  feindlichen  Lager 
genau  zu  erkunden? 

Friedberg,  Staat  and  Bischofswahlen.  9 
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latten  die  Frankfurter  Dipl' 
len  gelebt,  so  wurden  sie 
reckt. 

im  27.  Februar  wurden 
iben ')  dc.a  Cardinal  Consi 
h  auf  Befehl  Seiner  Heili 
ligen  Geistlichen  mitzutheil 
ilicke  gerichtet  haben",  um 
inten  Fürsten  und  Staaten 
Vierzehn  deutsche  Cleriker 
schroffer,   den   Staaten  dur 

einige  sogar,  wie  die 
rhoben,  wegen  ihres  Ung 
;e  früher  mit  Strafen  beleg 
)ie  Auswahl  war  mit  vorzi 
i.  Nicht  als  ob  die  Curie 
aft  gemachten  Personen  eii 
Sie  hat  sie   nachher   oru 

lassen ;  wohl  aber  weil  dii 
fen  und  nicht  zu  vermittel 
hen  ihren  und  den  Frank 
md  weil  sie,  wenn  sie  ihre 
,e,  um  mit  der  Regierung 
,  einmal  auf  jeden   Fall  s< 

Anschauungen  nicht  feindli 
ie  ursprünglich  und  eigent 
acht  zwischen  Staat  und  I 
sn  Wünschen  Roms. 
)ann  aber  zum  Ueberfluss  v 
irungen  wegen  der  bewiesen 

Beilage  XL. 

Darunter  Liebcrmann,  Human, 
Marx  in  Frankfurt,  dem  man  d 
i,  Brentano,  der  in  Constanz  ren 
religiöse  Schwärmerei  zum  Selbe 
ehe  Begräbnis»  verweigert  natt 
t  a.  m.  O.  32. 


r 
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Die  scheinbare  Seltsamkeit  des  von  der  Curie  durch 
das  Schreiben  v.  27.  Februar  eingeschlagenen  Verfahrens, 
wurde  durch  eine  Note  von  demselben  Tage  mehr  als  zur 
Genüge  erklärt. 

Die  Curie  theilte  den  Fürsten  mit,  dass  sie  im  Besitze 
der  Pragmatik  sei,  und  Kenntniss  habe  von  allen  bei  der 
Designation  der  staatlichen  Bisthuins-Candidaten  getroffenen 
Massregeln. 

Denn  die  Zeit  des  Schweigens,  wie  den  Grundzügen 
gegenüber,  war  in  der  That  jetzt  für  Rom  vorüber. 

Die  Circumscription  der  Diöcesen  konnte  jeden  Tag  vol- 
lendet sein,  eine  hinreichende  Anzahl  deutscher  Cleriker  hatte 
sich  gefunden,  welche  auf  die  staatlichen  Intentionen  einzu- 
gehen bereit  waren;  diese  brauchten  nur  von  der  Curie  als 
Bischöfe  instituirt  zu  werden,  und  das  josephinische  System 
war  aufs  Neue  in  Deutschland  eingebürgert  und  dann  jeden- 
falls schwerer  zu  vernichten  als  jetzt  zu  hintertreiben. 

Es  war  demnach  der  äusserste  Zeitpunkt  für  Rom  jetzt 
dazwischenzutreten;  es  war  auch  der  passendste.  Denn  ge- 
rade indem  die  kurzsichtige  Klugheit  der  staatlichen  Diplo- 
matie die  Kluft  zwischen  den  beiden  Contrahenten  ausge- 
füllt und  durch  schlau  gezogene  Minen  das  feindliche  Lager 
in  seine  Gewalt  gebracht  zu  haben  meinte,  riss  die  Curie 
die  bis  dahin  geduldete  Brücke  fort,  und  legte  die  genau  ver- 
folgten gegnerischen  Arbeiten  blos. 

Was  Hess  sich  nicht  alles  unter  der  ersten  Bestürzung, 
unter  dem  Gefühl  auf  falschen  Wegen  ertappt  zu  sein,  er- 
reichen ! 

Fürs  erste  gab  sich  allerdings  die  Ueberraschung  der 
Frankfurter  Diplomaten  in  heftigem  Zorne  kund. 

Die  an  Consalvi  gerichtete  Note  v.  9.  Juni  1823  *)  klagt 

bitter  über  die  namentlich   dem  Könige  von  Württemberg 

und  dem  Grossherzoge  von  Baden  durch  den  Vorschlag  der 

Candidaten  des  Papstes  zugefugte  Beleidigung.      Sie   nimmt 

riir  die  Fürsten  das  Recht  in  Anspruch  die  Person  des  von 


l)  Beilage  XLI. 
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in  dem  Fundationsinstrumente  und  der  Verordnung  stehe. 
In  Rom  solle  man  sagen,  die  Pragmatik  sei  die  Grund- 
lage der  Declaration  gewesen. 

Also  noch  jetzt  merkte  man  in  Frankfurt  gar  nicht,  wie 
gut  die  römische  Curie  informirt  sei,  man  erinnerte  sich 
nicht  einmal  jener  schon  vorhin  betonten  Aeusserung  Con- 
salvf  8,  dass  er  die  Kenntniss  der  ersten  Protokolle,  mithin 
der  Declaratio  und  der  ihr  zu  Grunde  liegenden  Grundzüge 
habe,  folglich  auch  diese  von  der  Pragmatik  wohl  zu  unter- 
scheiden wissen  werde. 

Andererseits  musste  man  in  der  That  auf  die  römischen 
Insinuationen  wegen  der  Pragmatik  etwas  erwidern,  man 
suchte  mit  sich  selbst  Versteckens  zu  spielen,  und  durch  eine 
Nothlüge  aus  der  Verlegenheit  zu  kommen. 

Rom  sah  auch  das  Verzweifelte  des  gewählten  Mittels 
ein,  und  berührte  auf  die  ihm  von  der  Frankfurter  Begie- 
lung  überschickte  Note  v.  13.  September  1824  J),  die  von  der 
„soi-disante  pragmatique"  sprach,  nicht  weiter  diesen  Punkt. 


Der  jetzt  folgende  träge  Notenwechsel  steht  an  Interesse 
wesentlich  zurück  hinter  den  Verhandlungen,  welche  in  der 
Folgezeit  allein  von  Baden  mit  der  Curie  eingeleitet  wurden, 
und  die  wir  jetzt  betrachten  müssen. 

Erst  nachdem  diese  zu  einem  gewissen  Ergebnisse  ge- 
kommen waren,  werden  auch  die  Erörterungen  unter  den 
vereinigten  Staaten  wieder  lebhafter  und  Interesse  er- 
weckend. 

Von  allen  Staaten,  welche  mit  der  römischen  Curie  ver- 
handelten befand  sich  Baden  2)  in  der  unbequemsten  Situation. 


>)  Beilage  XLIII. 

*)  Die  Separatverhandlungen  Badens  mit  der  Curie  sind  dargestellt 
von  Herrmann,  das  ataatl.  Veto  bei  Bischofswahlen  nach  dem  Rechte  der 
oberrhein.  Kirchenprovinz  (Heidelberg  1869);  diese  Schrift  giebt  aber  keine 
eingehende  Darstellung  und  theilt  die  Actenstücke  meist  verkürzt  und 
vielfach  nicht  wortgetreu  mit.  Wenige  Nachträge  zu  Herrmann  bietet  Brück 
d.  Erzbischofswahl  in  Freiburg  u.  d.  bad.  Regier.  (Mainz  1869)  Unkritisch 
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Auch  auf  die  Frankfurter  Verhandlungen  hatte  diese 
Richtung  der  badischen  Politik  besonders  seit  dem  jüngsten 
Regierungswechsel  beständig  mässigend  gewirkt  Der  Ge- 
danke eines  Schisma  mit  Rom  war  den  badischen  Politikern 
kaum  minder  verabscheuungswerth  als  der  Curie  selbst. 

Die  Unbehaglichkeit  der  badischen  Situation  wurde  aber 
noch  beträchtlich  vermehrt  durch  die  elenden  deutschen 
Bundesverhältnisse.  Es  fällt  uns  heut  zu  Tage  fast  schwer, 
zu  begreifen,  mit  welcher  kleinlichen  Eifersucht  jeder  der 
deutschen  Staaten  seine  Souveränetät  zu  wahren  wusste,  und 
mit  wie  scheelem  Auge  jeder  vermeintliche  Machtzuwachs 
des  bundesfreundlichen  Nachbars  betrachtet  wurde. 

So  hatte  bei  Gelegenheit  der  Baierischen  Concordatsver- 
handlungen  die  süddeutschen  Diplomaten  ein  Sturm  der  Angst 
und  des  Misstrauens  gewaltsam  gepackt. 

Was  soll  die  Aufhebung  des  alten  Bisthums  Regensburg 
bedeuten?  wozu  zwei  Erzbisthümer  so  fragte  man  sich,  für 
das  massig  grosse  Land 1),  oder  sind  diese  vielleicht  gar  be- 
stimmt als  Fangarme  für  den  vergrösserungssüchtigen  Staat 
zu  dienen,  die  kleineren  süddeutschen  Länder  in  den  Metro- 
politanverband  und  so  in  das  Netz  der  baierischen  Staatsge- 
walt zu  ziehen. 

Denn  man  muss  nur  erwägen,  in  welcher  Lage  die  Kirche 
zum  Staate  gedacht  wurde,  und  welche  Verfassung  man  für 
die  erstere  erstrebte. 

Der  Staat  sollte  die  Kirche  regieren  und  nach  seinen 
Zielen  lenken,  der  Erzbischof  sollte  die  papalen  Rechte,  so 
weit  nur  das  Episcopalsystem  das  gestattete,  handhaben. 

Was  Napoleon  durch  einen  französischen  Papst  zu  ver- 
wirklichen gedachte,  die  Herrschaft  über  die  katholische  Erde, 
das  war  im  Geheimen  die  Hoffnung  jedes  deutschen  Staates 
durch  ein  Erzbisthum  für  die  zu  dessen  Provinz  gehörigen 
Länder  zu  erreichen. 


l)  Das  Eigentümliche  dabei  war,  dass  diese  zwei  Erzbisthümer  sehr 
;egen  den  Willen  der  baierischen  Regierung  waren  und  ihr  von  Rom  aus 
ctroyirt  worden,  um  zu  verhindern,  dass  nicht  der  eine  baierische  Erzbi- 
chof  Primatenpläne  hege. 
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imputirte  Politik  war  völlig  widersinnig  gewesen.  Denn  jede 
Concession  welche  man  in  Baden  der  römischen  Curie  zu 
machen  bereit  war,  geschah  eben  vor  allen  Dingen  auf  Kosten 
der  Metropolitangewalt.  Legte  man  in  Carlsruhe  wirklich 
auf  diese  ein  so  bedeutendes  Gewicht,  verfolgte  man  damit 
wirklich  tiefer  gehende  politische  Absichten,  so  hätte  man 
nach  Kräften  auf  dem  vollen  Inhalte  des  alten  Programmes 
beharren  müssen,  da  nur  dieses  die  Erreichung  jener  politischen 
Ziele  verbürgte. 

Die  Einsicht  in  die  Badischen  Acten  lässt  aber  erkennen, 
dass  man  freilich  auf  die  Erlangung  des  Erzbisthumes  einen 
uns  schwer  erklärlichen  Werth  legte;  jedenfalls  aber  doch 
mehr  weil  man  dadurch  das  ideale  Ansehen  des  Staates  ge- 
mehrt trachtete,  weil  man  sich  geehrt  fühlte,  als  weil  man 
reale  Machtziele  zu  verfolgen  trachtete.  Die  Politik  von 
Berstett  hatte  nicht  den  Zweck,  eine  hervorragende  Rolle 
im  süddeutschen  Staatenbunde  zu  spielen,  es  war  ihr  beque- 
mer im  Schlepptau  Oesterreichs  conservativen  Interessen  zu 
dienen.  Deutlich  aber  treten  uns  für  die  schon  geschilderten 
und  die  noch  zu  schildernden  Schritte  der  badischen  Regie- 
rung, für  das  Versöhneramt,  welches  sie  zwischen  den  extre- 
men josephinischen  und  den  römischen  Anschauungen  zu  über- 
nehmen suchte,  die  oben  angedeuteten  Motive  der  conserva- 
tiven Politik  entgegegen.  Man  war  in  den  badischen  Regie- 
rungskreisen mehr  als  anderswo  von  der  Anschauung  durch- 
drungen, wie  sie  Burg  als  die  nach  dem  napoleonischen 
Kriege  bei  den  deutschen  Souveränen  herrschende  schildert, 
dass  deren  Throne  nicht  durch  Postulate  der  Vernunft,  son- 
dern allein  durch  den  sicheren  Glauben  an  höhere  von  allen 
Völkern  anerkannte  positive  Autoritäten  aufrecht  erhalten 
werden  müssten ;  das  Stichwort,  welches  Consalvi  geschickt  in 
die  Verhandlungen  hineingeworfen  hatte,  die  Solidarität  der 
Interessen  von  Thron  und  Altar  war  am  meisten  in  Carls- 
ruhe auf  fruchtbaren  Boden  gefallen. 

Man  war  auch  des  zerrissenen  kirchlichen  Wesens  herz- 
lich müde,  der  beständigen  Reibungen  der  badischen  kirch- 
lichen Autoritäten  unter  einander :  „Mir  sind  diese  Ausstände 
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sam  gemacht    und  auf  die   Notwendigkeit    seiner  Hebung 
hingewiesen. 

In  dem  letzten  traf  er  den  Ton  den  man  bei  Metternich 
anschlagen  musste.  Schon  am  14.  Februar  antwortete  er,  in- 
dem er  einen  gewissen  Druck  auf  die  Höfe  von  Darmstadt 
und  Cassel  auszuüben  versprach ;  er  erklärte  sich  bereit,  je- 
den Wunsch  zu  unterstützen,  „welcher  zur  Befestigung  des 
monarchischen  Principes  und  Erhaltung  der  Ruhe  und  Ord- 
nung in  Deutschland  gereicht". 

Dann  stockte  die  Verbindung  zwischen  Wien  und  Carls- 
ruhe wieder  bis  die  Unterhandlungen  in  Rom  jenen  Grad  der 
Verwickelung  erreicht  hatten,  dessen  wir  oben  gedacht  haben. 

In  der  That  musste  die  Hülfe  einer  geschickten  Hand 
gesucht  werden,  welche  den  Knoten  der  sich  immer  fester 
zusammenzog  zu  lösen  vermochte. 

Die  verbündeten  Staaten  trugen  sich  mit  den  abenteuer- 
lichsten Plänen,  in  denen  sie  ihrem  Zorn  gegen  Roms  Verfah- 
ren Ausdruck  gaben  und  welche  Baden  zubeschwichtigen  nicht 
im  Stande  war.  Sie  sprachen  erregt  von  der  unerhörten 
Anmassung  der  römischen  Curie  die  freie  Ausübung  der  Re- 
gentenrechte zu  beschränken,  ihnen  unannehmbare  Bischöfe 
aufzudringen,  die  vorgeschlagenen  ohne  zureichende  Gründe 
zu  verwerfen.  Alle  Verhandlungen  mit  Rom  müssten  abge- 
brochen werden,  jeder  Verkehr  der  Geistlichkeit,  der  Bevöl- 
kerung mit  dem  päpstlichen  Stuhl  untersagt,  ja  dieser  musste, 
—  das  war  die  canonische  Schablone,  in  die  man  jenen  Plan 
geschnürt  —  für  eine  sedes  impedita  erklärt  werden. 

Vergebens  machte  Baden  in  einer  Note  vom  12.  Mai 
1823  auf  die  Unthunlichkeit  der  nebelhaften  Pläne  aufmerk- 
sam, vergebens  wies  es  auf  die  Gewissensbedrückung  hin, 
welche  die  Staaten  gegen  ihre  katholischen  Unterthanen  auszu- 
üben im  Begriffe  seien :  das  Interesse  Badens  an  dem  Gelingen 
d»r  Verhandlungen  lag  zu  sehr  auf  der  Hand,  als  dass  nicht  bei 
d  n  misstrauischen  Verbündeten  der  Gedanke  geweckt  wor- 
d  tn  wäre,  man  habe  es  hier  mit  einem  kurzsichtigen,  die  be- 
r<  chtigten  staatlichen  Interessen   aufopfernden  Egoismus   zu 
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„die  .  .  .  besonders  in  der  letzten  Zeit  in  seinem  Regie- 
rungssystem überhaupt  angenommenen  Grundsätze,  der  ruhige 
würdevolle  Gang  welchen  es  einhält  um  die  Versuche  seiner 
Partheimänner  zu  entkräften,  und  die  Keime  des  auch 
erwachten  revolutionären  Geistes  zu  ersticken  etc.,  es  auf 
eine  ganz  andere  Linie  stelle". 

Die  Furcht  vor  dem  Schisma  spricht  sich  in  diesem  wie 
in  den  anderen  Metternichschen  Noten  überall  auf  das  Deut- 
lichste aus,  die  Pflicht  der  conservativen  Politik  solchen  Plä- 
nen entgegenzuarbeiten  wird  betont.  Schliesslich  wird  Graf 
Apponyi  beauftragt  die  Badischen  Wünsche  entschieden  zu 
vertreten. 

Inzwischen  war  Consalvi  wenig  daran  gelegen,  die  Ba- 
dischen Katholiken  aus  ihrer  unbequemen  Lage  zu  erlö- 
sen} er  suchte  aus  der  Badisch-österreichischen  Annäherung  Ka- 
pital für  das  Gelingen  der  Gesammt- Verhandlungen  zu  ziehen. 
Es  war  wenig  loyal,  dass  er  dem  Württembergischen 
Geschäftsträger  Kölle  von  den  Badischen  Annäherungsversu- 
chen Kenntniss  gab;  es  war  geradezu  unwahr,  wenn  er  deren 
Tendenz  als  dahin  gehend  durchschimmern  Hess,  einen  Se- 
paratvertrag mit  der  Curie  abzuschliessen,  den  diese  aber  edel- 
müthig  nicht  wolle,  weil  sie  den  übrigen  Staaten  gegenüber 
verpflichtet  sei. 

Es  gelang  dem  Cardinal  allerdings  das  Misstrauen  Wür- 
tembergs  dadurch  zu  wecken,  aber  die  zähe  Hartnäckigkeit 
der  schwäbischen  Politiker  wurde  durch  die  vermeinte  badi- 
sche Treulosigkeit  eher  bestärkt  als  erschüttert. 

Inzwischen  aber  fühlte  sich  Berstett  doch  bewogen  die 
Loyalität  seiner  Politik  den  römischen  Verdächtigungen  ge- 
genüber klar  darzulegen. 

Burg  wurde  nach  Stuttgart  geschickt,  und  wenn  der  ge- 
wandte Mann  der  am  Würtembergischen  Hofe  bei  den  römi- 
schen Verhandlungen  zu  befolgenden  Politik  auch  keine  an- 
dere Wendung  zu  geben  vermochte,  so  gelang  es  ihm  doch 
die  leitenden  Staatsmänner  von  der  für  Baden  vorliegenden 
Notwendigkeit,  eine  erträgliche  provisorische  Kirchenver- 
fassung in  Rom  zu  erreichen  voll  zu  überzeugen. 
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Der  Bericht  den  er  unter  d> 
stett  richtete,  setzte  diesen  von  d 
für  das  Gelingen  der  Unterhan' 
Mition  in  Kenntniss.  Er  zog  darai 
dass  Baden  sich  die  gleiche  prov 
habe,  welche  Württemberg  das  '. 
ermögliche.  Auch  Baden  müsse  d. 
auf  Weihung  der  Priester,  Erthei 
einem  Nachbarstaate  abhängig 
Oesterreichs  sei  nach  wie  vor  d 
spruch  zu  nehmende,  von  Oeste 
Gründen  zweifelsohne  zu  gewäh 
von  jenen  Grundsätzen  abzugeh< 
mit  Württemberg  und  andern  H 

Auch  nach  Wien  wendete  i 
Juni)  um  über  das  Ziel  seiner  Pu 
kommen  zu  lassen,  und  die  in  I 
meint  „vielleicht  geflissentlich" 
wir  allein  fortan  für  uns  zu  u: 
und  separat  nur  für  das  Grosali 
liehen  Einrichtungen  zu  betreib 

„Diese  Meinung  kann  zwar 
dem  Umstände  geflossen  sein,  d 
ernsten  Bedürfnisses  allerdings  d 
eine  separate  Negociazion  zu  er. 
dann  geschehen,  wenn  die  gern 
der  vereinten  süddeutschen  B< 
keinem  Resultate  gelangt  sein  w 
früher  S.  D.  dem  H.  Fürsten 
dahin  trachten,  solche  provii 
Beihülfe  des  römischen  Hofes  a 
berg  bereits  besitzt,  und  welche 
Stellung  im  Verein,  somit  ohn 
dete  Kirchenregierung,  deren  I 
sorge  bleibt,  auch  treffen  könne 

Dies  habe  er  auch  dem 
der  ihn  auf  Koelle'e  Bericht  hii 
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offen  gesagt;  und  deshalb,  so  schließet  er,  muss  ihm  Alles 
daran  liegen,  „dass  dem  römischen  Hof  so  schnell  als  möglich 
jede  Hoffnung  benommen  wird,  als  sei  eine  Separat- 
Negociation  mit  Baden  zum  Nachtheil  des  Vereins  auch  nur 
entfernt  möglich,  weil  sonst  vorauszusehen  ist,  dass  die 
römische  Politik  diesen  Hinterhalt  ergreift  und  sich  auf  die 
Hauptsache  gar  nicht  einlässt". 

Eine  Verwendung  Oesterreichs  allein  für  Baden  sei 
eher  schädlich  als  nützlich  und  werde  von  diesem  gar  nicht 
gewünscht. 


Inzwischen  versuchte  man  in  Born  den  durch  Consalvi's 
Diversion  aus  den  Händen  geglittenen  Faden  aufs  Neue  zu 
fassen,  und  Baden  gerade  in  die  Wege  der  Politik  zu  locken, 
die  man  Württemberg  gegenüber  bisher  mit  absichtlicher 
Falschheit  als  die  in  Badens  Wunsch  liegenden  bezeichnet 
hatte.  Unter  dem  15.  Juni  1824  berichtete  der  badische 
Gesandte  am  Münchener  Hofe,  von  Fahnenberg,  nach  Carls- 
ruhe, dass  der  von  der  Curie  mit  Aufträgen  nach  München 
gesandte  Graf  Troni  sich  bei  ihm  durch  ein  Schreiben  des 
Cardinalstaatssecretairs  Della  Sommaglia  eingeführt  habe,  um 
ihm  über  die  Absichten  Borns  vertrauliche  Insinuationen  zu 
machen.  Der  Papst  wünsche  den  Intentionen  Badens  in  Be- 
zug auf  die  Ordnung  seiner  kirchlichen  Verhältnisse  gerecht 
zu  werden;  Baden  solle  sich  von  den  übrigen  verbündeten 
Staaten  trennen  und   es  werde  in  Kom  zum  Ziele  gelangen. 

Es  lag  somit  auf  der  Hand,  dass  der  neue  Papst  Leo  XH.? 
der  die  deutschen  Verhältnisse  und  die  kleinliche  Eifersucht 
der  deutschen  Staaten  unter  einander  aus  eigener  Erfahrung 
hinreichend  kannte,  das  schon  Baiern  gegenüber  mit  Erfolg 
beobachtete  Spiel  zu  wiederholen  suchte.  Hatte  man  erst 
Baden  durch  den  Köder  seiner  eigenen  Interessen  von  dem 
g " "id deutschen  Staatsverband  losgelöst ;  so  konnte  man  schon 
1  >ffen  auch  mit  dem  starrsinnigen  Württemberg,  geschweige 
c  enn  mit  den  übrigen  verhandelnden  Staaten  fertig  zu  wer- 
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den.  Früher  oder  später  mussten  < 
badischen  Vorbilde  folgen,  und  je  s] 
aligeren  Bedingungen  für  sie. 

Wie  ernst  man  es  in  Rom  mit  di< 
am  Beaten  das  Benehmen  des  Grafen 
vorne  herein  alle  Schwierigkeiten  aus 
suchte,  den  man  Baden  zu  beschrei 
und  auf  dem  das  Ziel  zu  erreic 
Verhandlungen  so  aussichtslos  gemach 

Fahnenberg  hielt  die  Andeutungei 
genug,    sie   zu  Papier  zu  bringen  unc 
bestätigen  zu  lassen.     Er   tbeilte   sie  unier  aem    10. 
nach  Carlsruhe  mit. 

„Hinsichtlich  der  Antwortsnote,  sc 
Bericht,  auf  die  Zuschrift  des  Cardinal 
den  Wunsch  aus,  sie  möge  in  Kürze 
lieh  die  Anträge  und  Wünsche  d 
ausdrücken  .  .  .  ohne  sich  im  Alinde 
Streitfragen  und  Erörterungen  od 
DiscuBsionen  einzulassen.  Letzl 
nie  zum  Ziel,  indem  die  Curie  wohl 
niesen  und  äusseren  Rücksichten  sti  lischt 
könne ,  aber  nie  über  Grundsätze  trau 
könne,  oder  dürfe,  wenn  sie  es  auch 
lest  und  unveränderlich.  Man  inüa 
Curie  in  keine  JDiscussionen  eingehet 
streben  das  Ziel  zu  erreichen,  welches 
indem  man  alle  Streitpuncte  umgehe,  d< 
zur  Folge  habe,  dass  der  römische  Hof 
seines  Wirkungskreises  immer  mehr  au 
diesem  Masse  müsse  das  Benehmen  d 
nicht  nach  der  Sprache  oder  dem  Inhalte  i 
beurtheüt  werden,  welche  für  die  sä) 
Christenheit  bestimmt  seien.  Im  Kreise 
sich  so  verschiedenartige  Völker,  derei 
verschieden  wie  ihr  Ursprung  sei,  und  h 
derartige    Erlässe    berechnet;     indem    s 
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Völker  zufrieden  zu  stellen,  so  müsse  auch  auf  alle  Rücksicht 
genommen  werden.  „Tandis  que  l'Espagne  demande  un  grand 
apparat  religieux :  Vous  autres  vous  pouvez  vous  en  passer." 

In  Carlsruhe  war  man  inzwischen  auf  den  ersten  Bericht 
F  ahnenbergs  hin  in  Berathung  getreten.  Man  war  sich  in  gleicher 
Weise  klar  darüber,  dass  man  das  Anerbieten  Roms,  in  Unter- 
handlungen zu  treten  anzunehmen,  und  die  Idee  einer  Trennung 
von  den  übrigen  Staaten  von  vornherein  auszuschliessen  habe. 

Wieder  erstattete  Burg  dem  Ministerium  Bericht  und 
seine  Pläne  sind  für  den  ganzen  Gang  der  folgenden  Ver- 
handlungen massgebend  geblieben. 

Baden,  so  sagte  er,  habe  in  Frankfurt  zur  Nachgiebigkeit 
gerathen;  Württemberg  aber  sei  dagegen  gewesen,  weil  man 
doch  in  Rom  damit  nichts  erreichen  werde.  Deswegen  sei 
es  rathsam  sorglich  zu  sondiren  und  in  Rom  anzufragen 
„auf  welche  Weise  die  von  demselben  an  den  Tag  gelegten 
Besorgnisse  gehoben  und  die  Bulle  Provida  solersque  zur 
Herstellung  der  katholischen  Kirchenverfassung  in  den  Staaten 
der  vereinigten  Fürsten  zur  Ausfuhrung  gebracht  werden  könnte, 
um  so  dann  seine  Vorschläge  an  diese  in  Gemässheit  der  vom 
römischen  Hofe  erhaltenen  Aeusserungen  erneuern  und  durch- 
fuhren zu  können/* 

Daneben  sei  natürlich  in  Rom  auf  ein  Provisorium  zu 
dringen,  da  die  Verhandlungen  mit  Rom  kaum  weniger  zeit- 
raubend sein  würden,  als  die  Versuche  die  vereinigten  Re- 
gierungen zur  Annahme  von  deren  Ergebnissen  zu  bewegen. 

Einen  Entwurf  der  für  den  Unterhändler  bestimmten 
Instruction  hatte  Burg  seiner  Denkschrift  gleich  angefügt. 

Die  Pragmatik  sei  beseitigt,  sollte  dieser  in  Rom  er- 
klären; und  die  badische  Regierung  hätte  von  vornherein  aji 
deren  Redaction  keinen  Antheil  genommen;  ebenso  seien 
auch  die  für  Freiburg  vorgeschlagenen  Bisthumscandidaten 
nicht  auf  dieselbe  verpflichtet  worden. 

Der  Papst  aber  möchte  doch  nun  auch  bereit  sein, 
j  ene  Puncte  offen  und  aufrichtig  uns  eröffnen  zu  lassen, 
welche  von  Seiten  des  apostolischen  Stuhles  als  unabänder- 
liche und  definitive  Basis  zur  Herstellung  der  so  dringend 

Friedberg,  Staat  und  Bischofswahlen.  1 0 
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ndigen  Verfassung  angeseh 
Hoheit  sind  erbötig  zar  . 
n  sie  nicht  die  unveräussei 
ie  von  der  Bundesacte  st 
sehen  Unterthanen  beeinträ< 
i  so  viel  wie  möglich  einzuwi 
n  Wünschen  seiner  P&pstl.  E 
Uten   die  guten   Gesinnung 

diese  Annahme  nicht  fi 
dieselben  sich  veranlasst  s 
hrer  katholischen  Unterth 
m." 

r  Brief  mit  dem  Berstett 
lieh  wandte,  entsprach  den 

wie  auch  die  Instruction 
;  den  man  mit  Metternichs 
hen  Botschaftsrath  in  Ro 
hoffte. 

nn  es  war  natürlich,  dass  ] 
ien  Hofe  verhandeln  konnte 
in  seiner  Verbündeten,  den 
,uf  das  Lebhafteste  zu  nähi 
r  Brief  an  Metternich  gs 
mg  massgebenden  Gründen 
i  provisorische  Ordnung    d 

sollte  zu  Stande  gebracht, 
i  für  die  gesammte  oberrhe: 
dlungen  zu  Ende  zu  bringt 
bgleich  ich,  so  schrieb  Bers 
len  vereinten  Regierungen 
diesem  Entgegenkummen 
kann ,  so  fühle  ich  denno 
n  nicht  unbeschadet  unsere 
i  denjenigen  Gebrauch  dav 
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eigenthümlichen  Verhältnisse  des  Grossherzogthums  hinsicht- 
lich der  nothwendigen  kirchlichen  Einrichtungen  erheischen, 
und  den  die  vertragsmässigen  Stipulationen  in  jeder  Beziehung 
zulassen/'  Und  weiter  fiihr  er  fort:  „Um  die  Unterhand- 
lungen mit  dem  römischen  Hofe  auf  jede  Weise  zu  fordern 
den  diesseitigen  Intentionen  gemäss  wenigstens  die  nothwen- 
digen provisorischen  Einrichtungen  baldigst  zu  erwirken, 
wünsche  ich  von  E.  Drl.  die  Erlaubniss  zu  erhalten,  von  Zeit 
zu  Zeit  in  directen  Zuschriften  dem  k.  k.  Botschaftsrat!! 
Herrn  von  Genotte  die  kirchlichen  Angelegenheiten  der 
grossherzoglichen  Regierung  auseinanderzusetzen  und  zur 
angemessenen  Unterstützung  empfehlen«  zu  dürfen.  Diese 
Vergünstigung  ist  es,  welche  ich  mir  insbesondere  erbitte, 
und  um  Hochdenselben  näher  zu  bezeichnen  in  welchem  Sinne 
und  Richtung  wir  zum  Besten  der  durch  den  Verein  und 
durch  die  Bulle  des  Papstes  bereits  begründeten  Kirchenprovinz 
so  wie  hauptsächlich  der  dringlichen  Bedürfnisse  des  Gross- 
herzogthums wegen  dessen  Wirksamkeit  thätig  wünschen, 
nehme  ich  mir  die  Freiheit  ein  Schreiben  an  Herrn  von 
Genotte  zur  hochgeneigten  Einsicht  anzulegen,  und  im  Falle  der 
Gewährung  meines  Wunsches  um  die  weitere  Beförderung 
und  Empfehlung  ergebenst  anzugehen." 

Die  Instruction  für  Genotte  lag  dem  Schreiben  bei1). 
Sie  war  durchaus  den  Burgschen  Grundzügen  gefolgt  und 
wohl  auch  von  Burg  entworfen. 

Jeder  Zweifel  aber  über  die  Intentionen  des  badischen 
Hofes,  sofern  ein  solcher  überhaupt  noch  vorkommen  könnte, 
wird  gehoben  durch  Eenntniss  des  Begleitschreibens  mit  dem 
Metternich,  der  die  Vermittlerrolle  gern  übernahm,  die  ba- 
dische Instruction  an  Genotte  übersandte.  Della  Sommaglia, 
theilte  er  diesem  unter  dem  27.  August  mit,  habe  ein  ver- 
trauliches Schreiben  an  die  badische  Regierung  gerichtet,  mit 
der  Aufforderung  separat  zu  unterhandeln,  einen  Ge- 
schäftsträger  nach   Rom   zu    schicken   und  unmittelbar    mit 


1)  Beilage  XLIV;  bei  Herr  mann  a.  a.  O.  31  unvollständig  und  nicht 
ranz  correct. 

10* 


Buch  I.  Cap.  II. 

i  Stuhle  ohne  i 
inbarung  herbeizi: 
i  überlegt,  aber  g 
schlag  eingehen  1 
cht,  „da  Baden  v« 
sei". 

i  glaubten  jedoch 
nten  Antrage  des 
Jtepunct  finden  zi 
rnteste  Compromi 
ind  sichersten  A 
weit  und  unter 
eigentlich  tiberh 
Vereines  der  Sil 
der  kirchlichen  A 
•ingen  gedenkt,  i 
lige  Entgegenkon 
zugleich  die  Ai 
lr  den  Fall  seine 
[er  übrigen  Höfe  b 
reine,  die  definiti 
atholiscben    Kircl 

if  bei  dem  Cardii 
Entgegenkomme) 
t  erfreute  Bich  d 
freilich  seine  Me: 
ide  bezeichnete. 
iptember  hatte  G 
ulstaatssecretäi'.  I 
i  Berstetts  vor  i 
tract  derselben, 
berichtete  Genotl 
son  attention  sur 
conclure  mais  ä 
.le  St.  Siege  croi 
^ement   dösire1,    si 
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präsenter  dans  le  cours  de  la  n^gociation  leg  observations, 
qui  pourraient  contribuer  k  ce  que  les  propositions  soient 
d'une  nature  qu'en  facilitat  l'acceptation." 

Schon  am  20.  September  fand  die  zweite  Conferenz 
statt,  in  welcher  der  Cardinal  den  Gesandten  aufforderte,  die 
streitigen  Puncte  festzustellen,  und  dieser  eine  Note  über- 
reichte, in  Erfüllung  des  von  Sommaglia  am  17.  September 
ausgesprochenen  Wunsches. 

„Votre  Eminence,  sagte  er  darin  fast  wörtlich  seiner 
Instruction  gemäss  über  das  Resultat  der  ersten  Conferenz, 
a  d'abord  6t&  en  meme  d  y  (in  der  Instruction  Berstetts) 
reconnoitre  que  le  but  de  cette  ndgociation  secrfete  n'avoit  rien 
qui  soit  contre  l'int^ret  bien  entendu  de  la  r&inion  des 
Princes  et  Etats  protestans  de  PAllemagne  auxquels  le  Grand 
Duc  s'est  alliö  dans  le  but  de  regier  d'un  commun  accord 
avec  la  Cour  de  Rome  les  affaires  de  T^glise  Catholique  de 
leur  pays";  er  betonte  dass  der  Grossherzog  zur  Zeit  eben 
wegen  dieser  Verpflichtungen  durchaus  nicht  in  der  Lage 
sei,  sich  in  Separatverhandlungen  mit  Rom  einzulassen.  — 

In  der  dritten  bald  darauf  folgenden  Conferenz  versuchte 
Sommaglia  das  bisher  befolgte  System  der  Verhandlung  plötz- 
lich zu  ändern.  Mochte  er  das  Entgegenkommen  des  päpst- 
lichen Hofes  für  so  weit  gehend  halten,  dass  aus  der  badischen 
Initiative  der  Curie  die  vorteilhaftesten  Bedingungen  sich 
ergeben  könnten,  mochte  er  auf  die  durch  Vermittelung  des 
Grafen  Troni  eigentlich  aufgegebene  Position  der  zuwarten* 
den  Stellung  Roms  zurückgreifen  wollen,  oder  glaubte  er 
endlich  vielleicht  so  für  das  schon  fertige  Programm  der 
Curie  Baden  gewinnen  zu  können:  genug  er  erklärte,  Rom 
habe  nicht  Vorschläge  zu  machen  sondern  anzunehmen. 

Ohne  grosse  Mühe  suchte  ihn  Genotte  von  den  Vor- 
theilen  des  entgegengesetzten  Systems  zu  überzeugen,  indessen 
auch  in  der  wenige  Tage  darauf  stattfindenden  Conferenz 
versuchte  der  päpstliche  Unterhändler  Monsignore  Cappacini 
Genotte  zu  veranlassen,  die  Initiative  zu  ergreifen.  Aber 
wieder  begnügte  sich  dieser  ganz  correct  zu  erklären  „que  je 
n'etois  autorise  qu'k  prendre  de  telles  propositions  ad  referen- 


Ruch  L  Capitel  II.  1815- 
er  aber  seine  individuelle 
que  son  enoneiation  puis; 
liere  que  ce  soit." 
gab  dann  auch  Cappacir 
i  unmittelbar  darauf  wiedt 
»rschläge  zu  machen,  gh 
römischen  Willensmeinun 
im  so  eher  den  Charactei 
vindiciren  zu  können. 
j  nämlich  ganz  auf  das  P 
September  1819  den  ver< 
römischen  Stuhles  insinui 
h  Genotte  ihn  zum  Ver 
ihlers  gemeinten  Planes  zi 
lle  doch  andere  und  unb> 
'erlangte  er;  diese  würdei 
als  inzwischen  mit  Preuss 
g  erzielt  sei,  auf  welche  S> 
renz  als  massgebend  hing< 
gleich  Anlass  die  Vorseh 
Bischofs  wählen  als  unerw 
formen,  Wahl  und  Nomina 
lle. 

ni  gab  das  letztere  sofo 
lassenen  Breves  Erwähnt 
ie  Scminarien  erklärte  er 
■üssen,  was  Genotte  iiimi; 
die  Vorschrift  nichts  entb 
ne  clause  qui  genät  l'e: 
out  Souverain  sur  tous  1 
sont  dans  ses  ctats  *)." 

ig  auf  die  liisehüfliche  Juriodicti 
loch  die  preussische  Bulle  etwa 
rangen  des  nachherigen  Ultimat 
:ines    Erachten»    dein    ,,des     difi 
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Schliesslich  schlug  Cappacini  für  Bischofswahlen  den 
hannoverschen  Wahlmodus  vor,  verlangte  aber  unter  dem 
Widerspruch  Genotte's  für  das  erste  Mal  eine  päpstliche 
Ernennung. 

Es  war  das  eine  Folge  der  beständigen  Einflüsterungen 
die  von  Deutschland  aus,  namentlich  auch  durch  die  Schwei- 
zerischeNuntiatur  in  Rom  angebracht  wurden,  dort  geneigtes  Ge- 
hör fanden  und  von  denen  Genotte  schon  in  seinem  Bericht  an 
Metternich  vom  18.  September  gesagt  hatte,  dass  sie  die  Er- 
reichung des  von  Baden  gewünschten  Provisoriums  so  wesent- 
lich erschwerten. 

Dagegen  einigte  man  sich  das  Uebereinkommen  in  Form 
•einer  Bulle  zu  fassen,  da  wie  Genotte  der  päpstlichen  Regie- 
rung bemerkte  „cette  forme  a  d'ai}leurs  l'avantage  qu'elle  laisse, 
au  Souverain  qui  donne  le  placet  a  sa  publication,  l'occasion 
«de  garantir  ses  droits."  — 

Nach  diesen  Erörterungen  waren  die  vier  „proposizioni 
fondamentali"  abgefasst,  welche  Sommaglia  mit  einer  vertrau- 
lichen Note  vom  8.  December1)  an  Genotte  übergab,  und 
welche  in  Bezug  auf  die  Bischofswahlen  vorschrieben2): 


*)  Beilage  XLV. 

*)  Herr  mann  a.   a.    O.   35   theilt   nur   diese    Proposition    mit;    die 
.anderen  beiden  lauteten : 

2)  Formazione  del  Capitolo: 

Metropolitanum  Friburgense  Capitulum  pro  prima  vice  a  Romano 
Pontrfice  efformabitur,  et  personae  ab  eodem  ad  Decanatum,  ad  Canonicatus 
et  Vicariatus  promotae  Apostolicas  Litteras  Canonicae  Institationis  per 
Datariam  Apostolicam  recipient.  Deinceps  vero  quotiescunque  Decanatus 
aut  Canonicatus  vel  Vicariatus  in  Metropolitano  Friburgensi  Capitolo  vaca- 
rent,  Archiepiscopus  et  Capitulum  alternis  viribus  intrasex  hebdomadas  a  die, 
vacationis  proponent  Celsissimo  Magno  Duci  Badensi  IV  Candidatos  in 
Sacris  ordinibus  constitutos ,  iisque  praeditos  qualitatibus  quas  s.  Canones 
n  Capitularibus  requirunt. 

Quod  si  forte  aliquis  ex  ipsis  Candidatis  Celsissimo  Magno  Duci 
minus  sit  gratus,  id  quamprimum  Archiepiscopo  vel  Capitulo  Celsitudo  Sua 
indicanscurabitutab  elenchoCandidatorumdeleatur.  Jam  vero  Archiepiscopus 
ad  collationem  Decanatus  Canonicatus  autPraebendaeseu  Vicariae  vel  respec- 


I.  Copitcl  II. 

jedes  Archiei 
tanae  Ecclei 
mtandum  C 
Seri  curabit 
um  spectani 
omim  praes 
im  Friburg 
aliquiB  ex 
^ratua  extit 
tarnen  mane 
iib  Archiep 
i  el. 


qui  aupereru 

,  ac  docuir 
aem    ad    Su 

BUS  in  forma 
piacopalem 
i  formam  I 
.asu  editae  c 
mpererit  Pr 
Canon  es  ir 
it  juxta  stat 

;tio  minime  : 
tia  dolibus  i 
:8  Pontifex  it 


obdommliiB  prc 
>iseoptu  Canon 
piicopali  Fribu 
mm  S.  Concili 
amplitadim  ei 


municare,  atqv 

ilesiaBtica  plci 
jaxta  üanones 
n  competit. 


4.  Die  Staaten  der  oberrheinischen  Kirchenprovinz.  153" 

Capitnhim  ad  novam  electionem  ut  supra  canonica  methodo 
valeat  procedere." 

Die  Beziehung  der  Vorschrift  allein  auf  das  Erzbisthum 
Freiburg  lässt  deutlich  den  auch  durch  den  Grafen  Troni 
seiner  Zeit  ausgesprochenen  Wunsch  der  Curie  nach  einer 
Trennung  Badens  von  den  übrigen  rereinigten  Staaten  erkennen» 

Noch  mehr  die  begleitende  Note;  nur  im  Anfange  hiess 
es,  dass  der  Papst  sei  „presagito  di  potere  finalmente  giun- 
gere  a  regolare  in  una  maniera  plausibile  le  cose  ecclesiastiche 
Bei  Mezzogiorno  delT  Allemagna",  sonst  aber  wurde  nur 
immer  von  Baden  gesprochen,  und  der  badischen  Regierung 
allein  Aussicht  gemacht  ihren  Unterthanen  die  Wohlthaten 
eines  geordneten  Kirchenwesens  zu  verschaffen;  selbstver- 
ständlich wurde  eben  um  Baden  durch  die  in  der  Note  hin- 
gehaltene Lockspeise  zur  schleunigen  Annahme  des  von  der 
Curie  gewünschten  Definitivum  zu  bewegen,  das  von  der 
badischen  Regierung  verlangte  Provisorium  rundweg  abge- 
schlagen. 

Dagegen  war  beständig  von  dem  Erzbisthum  Freiburg 
die  Rede,  das  wie  man  wusste  so  sehr  in  den  Wünschen 
Badens  lag,  von  der  Provision  Bolls  als  Erzbischofes  von 
Ireiburg,  sobald  Baden,  wie  der  Papst  nicht  zweifele,  die 
Bedingungen  der  Curie  annehmen  würde,  die  aus  besonderer 
Gunst  des  Papstes  so  mild  gefasst  und  aus  so  vielen  andern 
nicht  minder  wichtigen  herausgegriffen  seien.  Dass  aber  ein 
Erzbisthum  nur  möglich  sei  mit  Suffraganen,  und  dass  die 
übrigen  Staaten  sich  hüten  würden,  ihre  Diöcesen  dem  bun- 
desbrüchigen Baden  zu  unterwerfen,  dass  mithin  Baden 
gerade  durch  Annahme  von  Propositionen,  deren  Durch- 
setzung man  von  Württemberg  nicht  erwarten  konnte  — 
warum  hätte  sie  Rom  sonst  nicht  einfach  den  verbündeten 
Regierungen  mitgetheilt  —  das  Erzbisthum  verscherzt  haben 
würde,  das  einzusehen  brauchte  man  kein  Diplomat  von  der 
berufenen  Feinheit  der  römischen  zu  sein  *). 

*)  Auch  der  Erlass  der  Bulle  provida  solersque  hätte  daran  nichts 
geändert,  da  sie  einmal  noch  nicht  exequirt,  dann  aber  vor  allen  Dingen 
Ton  den  vereinten  Regierangen  noch  nicht  publicirt  war. 
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Genotte  übersandte 
^Positionen  der  Curie 
merkungen  hinzu. 

Er  meint,  daas  es  im 
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Aber    man    solle    si 
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Der  in  der  Schule  ■ 
-icht  aus  allen  seinen 
■chengesetzgebung  ers< 
d.  Ueber  den  von  Rom 
hlen  bemerkt  er: 

„La   Cour  de  Eome 

la  Religion  catholiqu 
rains  qui  ne  sont  poin 
x  archeveches,  Eve"cht! 
es.  Elle  y  tient  et  ai 
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La  premiere  modific 
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verlangen  sei,  auf  Rechte  zu  verz: 
übe  (z.  B.  Confirmation  der  Bischof 
auch  nicht  verargen,  wenn  die  Gros 
solche  Anträge  abweist,  welche  i 
gründet  sind  und  dem  einzelnen 
der  vereinten  Höfe  widerstreben" 

Ebenso  sei  zu  erwirken,  das 
daten  der  übrigen  Staaten  annehm 
diese  zur  Aufstellung  neuer  veranlas 
geschähe,  so  könnte  die  Grossh.  B 
lerin  auftreten,  und  durch  ihre  Nf 
einten  Höfen  das  äusserste  versuch 
eines  zu  erhalten". 

Auch  die  Motive,  welche  der 
Hintertreibung  des  so  sehnlich  von 
visorinmB  zu  Grunde  lagen,  übersah 

Lag  es  doch  auf  der  Hand,  di 
borgenen  arbeitende  Partei  den  bad 
Boll  nur  deswegen  in  Rom  als  sc 
schilderte,  um  die  Nothwendigkeil 
festen  Grundsätzen,  d.  h.  die  Intr 
pitel  zu  bringen,  während  doch  ei 
sitzt.  Würde  doch  auch  Boll  nicht 
rung  gestanden  haben  was  den  Leu 
bisch of  und  das  Domkapitel  nur  ii 
gierung  denken  können",  Grund  ge 

Mit  der  Proposition  über  Bise 
verstanden,  namentlich  besagte  ih 
activen  Wahlrechts  auf  das  Capite 
desto  sicherer  auf  die  Wahl  einwirl 
Wahlcollegium  ist",  dagegen  müsse 
auf  den  Diocesanclerus  beschränk 
jetzigen  politischen  Lage  Deutschli 
was  die  Curie  sich  unter  der  Bezeic 
Clerus"  denke. 

Ein  Commissar  müsse   nothwei 
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acta  beiwohnen  und  dessen  Ergebniss  vor  der  Publikation 
genehmigen. 

„Es  versteht  sich  übrigens  von  selbst,  dass  dieses  Be- 
dingniss  nicht  darf  in  die  Fassung  aufgenommen  werden, 
da  man  übereingekommen  ist,  dass  die  landesherrl.  Rechte 
reservirt  werden,  ohne  ihrer  zu  erwähnen". 

Auch  die  hannoverische  Art  das  Capitel  zu  ergänzen 
erfreute  sich  des  Beifalls  von  Burg.  „Ich  unterstelle  dabei, 
fügte  er  freilich  hinzu,  dass  die  Regierung  stets  dahin  werde 
zu  wirken  wissen,  dass  nur  eine  Person  gewählt  werde, 
welche  S.  K.  G.  angenehm  ist  und  dass  der  Regierung  die 
Bestätigung  vorbehalten  bleibe."  — 

Nach  diesen  Gesichtspunkten  wurde  die  neue  Instruction 
ausgefertigt,  welche  Berstett  am  20.  Januar  1825  an  Ge- 
notte  richtete.  „Je  n'ai  pas  moins  öte*  satisfait  de  l'observation 
que  vous  avez  fait  resortir,  que  S.  A.  R.  ayant  des  enga- 
gements  avec  d'autres  Princes  et  Etats  de  la  conf£d&ation 
germanique  ne  pourrait  souscrire  qu'k  des  principes  qui  ser- 
aient  de  nature  ä  pouvoir  etre  accepte's  par  les  mdmes  Princes 
et  e^äts,  et  conformes  ä  leurs  inteVets  bien  entendus.  Je  vous 
prieraiß  d'appuyer  constamment  sur  ce  point  lors  des  negocia- 
tions  qui  auront  encpre  lieu,  et  de  donner  Tassurance  quand 
l'occasion  se  präsente  que  le  grand  Duc  mon  auguste 
mäitre  se  trouverait  heureux  si  un  arrangement  avec  la  cour 
de  Rome  le  mettait  &  meme  d'employer  tous  ses  moyens  pour 
porter  les  autres  Princes  et  ^tats  räunis  de  souscrire  aux 
m€mes  propositions  qui  lui  seraient  fait  definitivement  par  Sa 
SainteteV' 

Rom  möchte  nicht  den  Nutzen  der  Badischen  Ver- 
mittlung unterschätzen;  verhandele  die  Curie  allein  mit  den 
übrigen  Staaten,  so  sei  ein  günstiges  Ergebniss  mehr  als 
zweifelhaft;  nur  einer  der  Staaten  selbst,  welcher  dieselben 
Rechte  wie  die  übrigen  habe  und  diese  aufzugeben  bereit  sei, 
könne  durch  sein  Beispiel  wirken. 

Die  Austellungen  Berstetts  an  den  vier  Propositionen, 
seien  theils  aus  Genottes  Bericht  geflossen,  theils  den  poli- 
tischen Verhältnissen  Badens  entsprungen  theils  „motivös  par 
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toiit  ce  qui  ddpendra  d'Eüe  pour  engager  tous  les  Princes  et 
Etats  r&inis  k  Taccepter  de  m^me." 

Dieser  Theil  der  Depesche  beruhte  gänzlich  auf  einem 
Berichte  Burg's  v.  10.  Januar  1825,  der  auch  den  kaum 
vorauszusehenden  Fall,  dass  die  Badische  Vermittlung 
fruchtlos  ausfallen  könnte,  in  Erwägung  zog. 

„Weigern  sich  aber  alle  Höfe,  so  sagte  er,  das  Ultimatum 
anzuerkennen,  so  bleibt  dem  Grossh.  Badischen  höchsten  Hofe 
nichts  anderes  übrig,  als  sich  zu  trennen  und  seine  katholische 
Kircheneinrichtung  nach  dem  Ultimatum  allein  in  Vollziehung 
zu  setzen". 

Se  eröffnete  denn  Genotte  aufs  neue  die  Verhandlungen 
in  Beiner  Note  v.  16.  April  1825,  von  der  ich  ihrer  Wichtig- 
keit halber   eine  genauere  Analyse  gebe. 

Das  Ultimatum  so  erklärte  er,  erscheine  dem  Grossher- 
zoge „de  nature  k  pouvoir  former  la  base  de  Parrangement  de- 
finitif  au  moyen  de  quelques  modifications." 

„Je  me  suis  charg£,  fuhr  er  fort,  de  les  indiquer  k  V.  E* 
Rev.  en  en  d^veloppant  les  motifs.  Elles  d^coulent  en 
partie  des  Institutions  actuelles,  des  relations  politique* 
du  Grand  Duche  et  en  partie  sont  elles  motiväes  par 
le  d£sir  du  Grand  Duc  de  ne  pas  borner  l'organisation  de 
l'Eglise  catholique  au  Grand  Duchö,  mais  de  P&endre,  s'il 
est  possible  k  tous  les  Pays  et  Etats  protestants  r^unis  de  la 
Conföd&ration  germanique  qui  sont  jusqu'a  ce  moment  pri- 
v6s  de  ce  bienfait. 

C'est   surtout    ce    dfeir    qui    a   fait   düment   appr&uer 

l'attention   qu'a  eue  le   S.  Pire  de  prendre  en  grand  partie 

pour  base  de  ses  propositions,  ce  qu'elle  avait  fait  pour  l'or- 

;  ganisation  de  l'Eglise  catholique  dans  le  Royaume  de  Han- 

novre  d'accord  et  de  concert  avec  Sa  Maj.  le  Roi. 

Son  Altesse  Roy.  met  d'autant  plus  de  prix  k  l'exemple 
1  du  Royaume  de  H.  qu'Elle  est  persuadöe  que  les  autres- 
Princes  et  Etats  se  rangeront  plus  facilement  et  plus  vo- 
lontiere de  son  bord  si  Elle  peut  s'appuyer  sur  ce  qui  a  &t& 
convenu  entre  la  cour  de  Rome  et  un  Etat  puissant,  qui  se 
trouve  dans  une  Situation  tout-k-fait  analogue  k  leur.u 
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Auch  in  Bezug  auf  die  Bischof 
gemäss  der  Instruction1);  sie  verlang 
Torgeschriebene  Aenderung  und  moi 
Erwägung,  dass  „depuia  la  suppressio 
l'Etat  actuel  de  l'Allemagne  ne  per 
Droit  public  des  Allemands  sur  la  i 
autrefois  dans  l'Empire  Germanique 
n'est  plus  aujourdhui  qu'une  Confec 
de  Princes  independans,  qui  sauf  qi 
par  l'acte  federatif,  jouissent  tous  d< 
verainete1  dans  l'e'tendue  de  leurs  E- 

Ebenso  wird  wegen  des  Info™ 
derung  verlangt,  die  unumstößliche 
sich  von  den  übrigen  Staaten  nicht 
mittlung  zwischen  der  Curie  und  di 
unzweideutig  ausgesprochen,  und  d; 
Rom  proponirte  Capitelzusammenset 
autres  Princes  et  Etats  reunis  ne 
dont  il  B'agit  ....  et  2)  pourquoi  ! 
dans  rimpossibilite  d'y  donner  aon 

In  demselben  Sinne  war  die  N< 
1828  abgetasst,  mit  welcher  er  eim 
Burgs  über  die  Ausführung  der  Bi 
Baden  dem  Cardinale  überreichte, 
herzogs  sagte  er,  „ne  se  bornent 
l'Eglise  dans  le  Grand  Duche  sei 
haite  et  doit  rechercher  vu  ses  ] 
politiques    que    les  basea    et   les  pr: 

■)  Es  biess:  „Qnoique  Jana  un  £tat  oü  les  ( 
l'Eveque  soit  plus  import&nt  que  dans  des 
catlioliqucs  et  que  par  cetle  corisidtfration 
fondtfe  b.  reclamer  le  droit  d'iufluer  direi 
1'EvSque  de  son  Phjb,  □(■anmoins  pour  con 
SnintettT  et  pour  lui  donner  une  preave  de 
le  Grand  Duc  place  aussi  dans  ses  Sujets  c 
1™'  proposition  de  la  Cour  de  Korne  sur  la 
Archicpiacopal  de  Fribourg." 
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soient  de  nature  a  ne  pouvoir  etre  refus^s  plausiblement  par 
les  autres  Princes  et  Etats". 

Der  Grossherzog  werde  sich  glücklich  schätzen,  die  übri- 
gen Fürsten  zur  Annahme  der  Bedingungen  zu  vermögen, 
über  welche  er  sich  mit  dem  heiligen  Stuhle  verständigt 
haben  würde. 

Am  26.  Mai  erfolgte  die  Antwort  des  Cardinalstaatsse. 
-cretärs  *). 

Der  Fapst;  führte  er  aus,  sei  nach  wie  vor  von  den  edlen 
Gesinnungen  des  Grossherzogs  überzeugt  und  von  4en  glei- 
chen beseelt.  Darum  habe  er  auch  die  von  Baden  verlang- 
ten Modificationen  der  römischen  Vorschläge  reiflich  in  Er- 
wägung gezogen. 

Die  von  Baden  so  vielfach  desavouirte  Absicht  einen 
Separatvertrag  zu  schliessen,  liess  Sommaglia  stillschweigend 
fallen.  Im  Gegentheile:  er  sprach  geradezu  aus,  dass  ein  Funda- 
ment geschaffen  werden  solle  für  die  endliche  Regelung  der 
kirchlichen  Verhältnisse  im  südlichen  Deutschland.  Im  Ue- 
brigen  vertheidigt  er  die  für  die  Bischofswahlen  aufgestellte 
von  Baden  bemängelte  Form,  ist  aber  gern  bereit  den  Wün- 
schen des  Grossherzogs  auch  hierin  Rechnung  zu  tragen. 

Zum  Schluss  wiederholt  er  die  Hoffnung  zu  einem  Ab- 
schlüsse mit  ganz  Süddeutschland  zu  gelangen.  Der  Papst 
sagt  er  „ama  di  riguardare  (questa  trattativa)  come  gia  con- 
dotta  ad  un  termine  che  fa  presagire  piü  felici  risultamenti 
pel  vantaggio  della  Chiesa  e  delT  ordine  pubblico  nel  mezzo 
giorno  d§lla  Germania". 

Auf  diese  Note  hin,  welche  auf  die  Wünsche  des  Badi- 
schen Hofes  in  allen  Punkten  einging,  ersuchte  Genotte  den 
Cardinalstaatssecretär,  jetzt  das  Ergebniss  der  Verhandlungen 
officiell  an  Baden  und  Württemberg  mitzutheilen.  Er  gab 
seiner  Freude  Ausdruck,  „de  pouvoir  a  prösent  confidentiel- 
lement  assurer  a  V.  E.  Rev.  qu'aussitöt  que  cet  Ultimatum 
sera  communiqu^  officiellement  au  Minist&re  de  S.  A.  R. 
Monsg.  le  GDuc  de  Bade  et  s^parement  a  celui  de  S.  M.  le 
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Roi  de  Württemberg  S.  A.  R.  se  cUclarera  officiellement 
tout  de  suite  pour  l'acceptation  pure  et  simple  de  cet  Ulti- 
matum et  qu'EUe  fera  tout  ce  qui  d^pendra  d'EUe  pour  en- 
gager  tous  les  Princes  et  Etats  reünis  a  Taccepter  de  m£me-. 

Die  Erklärung  Roms,  dass  es  den  Dr.  Boll  als  Erzbi- 
schof von  Freiburg  annehme,  könne  als  Einleitung  fiir  die 
Wiederaufnahme  der  Verhandlungen  dienen,  doch  möchte 
der  römische  Stuhl  sich  auch  gleich  über  die  von  den  übrigen 
Staaten  vorgeschlagenen  Bisthumscandidaten    aussprechen. 

Die  Antwort  Sommaglias1)  verhiess  die  unmittelbare  Aus- 
führung dieses  Wunsches ;  sie  bewegte  sich  allerdings  in  der 
mindestens  zweideutigen  Form,  dass  der  Papst  die  vier  Pro- 
positionen jetzt  als  „accettato  da  ambe  le  alte  parti  contra- 
enti"  betrachte,  aber  die  badische  Regierung  hatte  um  so  we- 
niger nöthig  auf  diese  Redewendung  ein  Gewicht  zu  legen, 
als  Rom  von  da  an  in  mehreren  Noten  consequent  die  sepa- 
rate Annahme  des  Ultimatum  durch  Baden  zu  erzielen  suchte, 
mithin  diese  in  keiner  Weise  als  schon  erfolgt  annehmen  konnte. 

In  diesem  Sinne  war  auch  die  Depesche  abgefasst,  welche 
Berstett  am  25.  Juni  an  Genotte  richtete.  Sie  gab  der  Freude 
Ausdruck,  welche  der  Grossherzog  empfinde  „par  la  perspec- 
tive d'un  arrangement  prochain  et  definitiP,  und  Berstett  er- 
klärte :  ,  je  desire  fortement  que  Texp^dition  officielle  promise 
par  la  Cour  de  Rome  aux  Ministferes  de  Bade  et  de  Württem- 
berg ne  soit  pas  trop  retardee,  afin  que  nous  soyons  bientöt 
a  meme  de  r^aliser  les  assurances  que  vous  avez  donne  au 
St.  Siege  en  notre  nom". 

Auch  suchte  der  vertraute  Rath  Berstetts  vor  allen  Din- 
gen jetzt  die  Position  zu  fixiren,  welche  die  Badische  Regie- 
rung von  nun  an  einzunehmen  habe. 

Er  ging  in  seinem  Gutachten  v.  26.  Juni  von  den  Grün- 
den aus,  dass  Rom  und  Baden  jetzt  gleiches  Interesse  hätten, 
die  verabredeten  Grundsätze  so  schnell  und  so  zweckmässig 
wie  möglich  zur  Ausfuhrung  zu  bringen.  Darum  seien  die 
Verhandlungen  Badens  mit  Rom  unter  der  Hand  noch  fo  > 
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zusetzen,  um  alle  etwa  auftauchenden  Schwierigkeiten  zu  eb- 
nen, dann  aber  solle  der  Papst  an  dem  Ultimatum  unwei- 
gerlich festhalten,  um  dem  ewigen  und  peinlichen  Markten 
über  die  Beziehungen  zwischen  Staat  und  Kirche  gründlich 
ein  Ende  zu  machen. 

Baden  werde  alles  thun  das  Einverständniss  der  übrigen 
Höfe  zu  erreichen.  „Sollte  aber  dieses  gegen  Verhoffen  ent- 
weder gar  nicht,  oder  nicht  allgemein  erfolgen,  so  bleibe  dem 
Bad.  Hofe  nichts  anderes  übrig,  als  diese  ihrem  Schicksale 
zu  überlassen  und  im  Einverständniss  mit  dem  apostolischen 
römischen  Stuhl  mit  der  Besetzung  des  Erzbisthums  Frei- 
burg schnell  vorzugehen". 

Eine  Erklärung  des  Papstes  den  Erzbischof  von  Frei- 
burg vor  den  übrigen  zu  ernennen  läge  im  Wunsche  der 
Badischen  Regierung,  wie  sie  denn  auch  der  Constituirung 
der  Kirchenprovinz  einen  definitiven  Character  gegeben  und 
auf  die  Entschlüsse  der  übrigen  betheiligten  Staaten  ohne 
Zweifel  bestimmend  gewirkt  haben  würde. 

Ebenso  sprach  sich  Burg  in  seinem  Gutachten  vom  29. 
Juni  aus.  Es  ist  dieses  in  so  fern  nicht  ohne  Wichtigkeit, 
als  es  zeigt,  welche  Auffassung  die  Badische  Regierung  mit 
der  Bestimmung  des  Ultimatums  über  Bischofswahlen  ver- 
band, und  wie  so  sie  ohne  Weiteres  den  römischen  Vorschlä- 
gen zugestimmt  hatte.  • 

„Die  Wahl  der  Bischöfe  sei  einfacher  und  weniger  den 
Umtrieben  der  Geistlichkeit  im  Lande  ausgesetzt.  Der  Re- 
gierung sei  nicht  nur  das  Recht  Exclusivam  dandi,  zugesichert, 
sondern  auch  selbst  eine  Einwirkung  auf  die  Wahl  der  Bischöfe 
freigegeben,  wie  sie  den  Bedürfnissen  und  Verhältnissen  des 
Staates  angemessen  sei.  Das  Recht  der  Confirmation  der 
Wahl  verstehe  sich  von  selbst". 

Diesen  Burgschen  Ideen  gab  denn  auch  die  Depesche 
Berstetts  an  Genotte  v.  1.  Juli  Ausdruck.  Sie  zeigte,  wie 
sehr  sich  die  jetzige  Badische  Regierung  von  dem  Systeme  des 
Je  lephinismus  entfernt  hatte ,  unter  dessen  Herrschaft  sie  einst 
in  die  Frankfurter  Verhandlungen  eingetreten  war.  Sie  cha- 
ra  terisirte    die    staatskirchen-rechtlichen   Maximen,    welche 
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sie  selbst  einst  vertreten  hatte,  als  einen  „faux  liberalisme  en 
religion",  sie  wollte  an  der  Seite  und  an  Stelle  von  Rom  den 
Kampf  mit  den  bureaukratischen  Gesinnungen  der  Josephini- 
sehen  Staatsmänner  aufnehmen  *).  Sie  bittet  Born  um  ferneres 
Festhalten  an  den  einmal  aufgestellten  Forderungen  um  die 
übrigen  Kegierungen  endlich  vom  Verfolgen  von  Vortheilen 
über  die  Kirche  abzuhalten  die  Berstett  bezeichnet  als  „des 
avantages  chim&iques«. 

Man  kann  sich  beim  Anblicke  dieses  Actenstüekes  der 
Idee  nicht  erwehren,  wie  ungerecht  die  Anklagen  sind,  welche 
gegen  Berstetts  Politik  geschleudert  zu  werden  pflegen,  als 
habe  er  politische  Absichten  unter  den  Mantel  der  Religio- 
sität gesteckt. 

Berstett  hatte  keine  Veranlassung  Qenotte  gegenüber  in 
einer  vertraulichen  Depesche,  die  für  eine  Mittheilung  an  die 
Curie  nicht  bestimmt  war,  Versteckens  zu  spielen 

Er  spricht  hier  geradezu  seine  wahre  Meinung  aus,  er 
ist  sichtlich  in  seinem  conservativen  Herzen  erfreut,  der  Bun- 
desgenosse einer  Macht  zu  sein,  die  ihre  Wichtigkeit  flir  die 
Durchfuhrung  und  Aufrechterhaltung  der  conservativen  In- 
teressen den  Staaten  gegenüber  zur  Ermüdung  betont  hatte. 

Wenn  überhaupt  das  Gelingen  der  Verhandlungen  alß 
ein  Glück  gepriesen  wird  —  und  wenigstens  für  Rom  war 
es  ein  namenloser  Vortheil  und  heisser  Wunsch  — ,  so  ist 
der  Dank  dafür  an  die  Badische  Regierung  und  Berstett  ab- 
zustatten. 

Auch  von  liberaler  Seite  darf  das  Benehmen  des  Badi- 


*)  „Mais  quoique  la  base  de  1 'Organisation  de  l'Eglise  catholique  daos 
le  Grand  Dache*  se  trouve  maintenant  arretde,  la  tache  que  S.  A.  B.  s'ess 
proposö  n'est  pas  encore  tout-a  fait  remplie.  Vous  eavez  que  le  Grand  Doe 
a  pris  l'engagement  d'employer  tous  ses  moyens  pour  amener  de  meme  an 
arrangement  avec  les  autree  Princes  et  Etats,  qui  doivent  former  la  Vto- 
vince  de  l'Archeve'che'  de  Frjbourg.  Dans  cette  seconde  negociatkm  qai 
a  ce  que  j'espere  s'entamera  incessament,  les  inte*r€t8  du  Grand-Dur  se 
trouvent  identifils  avec  ceux  de  la  Cour  de  Rome,  car  l'une  et  l'autre  le 
peuvent  vouloir,  autre  chose,  qu'a  porter  ces  Princes  et  Etats  a  acer  er 
la  base  de  l'arrangement  entre  le  S.  Siege  et  Bade". 
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sehen  Hofes  kaum  getadelt  werden.  Denn  es  zeigt  nur  von 
politischem  Blick  und  wenn  auch  spät  gekommener  Einsicht, 
sich  von  Theorien  loszusagen,  deren  Unausftihrbarkeit  sich 
in  der  langjährigen  Unterhandlung  mehr  als  zur  Genüge  ge- 
zeigt hatte,  und  die  unter  den  obwaltenden  Zeitverhältnissen 
nicht  mit  Unrecht  als  chimärische  bezeichnet  werden  durften. 

Dass  Berstett  als  Dank  für  seine  Vermittlung  auch  in 
dieser  Depesche  wieder  die  sofortige  Einsetzung  Bolls  for- 
derte: wer  durfte  ihm  das  so  schwer  anrechnen?  War  doch 
die  Position  der  badischen  Regierang  fest  gewählt;  ent- 
weder mit  den  vereinigten  Regierungen  das  Ultimatum,  oder 
auch  schlimmsten  Falles  ohne  dieselben;  nur  früher  hätten 
in  Baden  eben  Zustände  ein  Ende  genommen,  die  der  Regie- 
rung je  länger  desto  unbequemer  fielen,  deren  Beseitigung 
immerhin  noch  mehr  im  Interesse  von  Rom  als  von  Baden 
lag,  und  die  nun  durch  schwierige  langweilige  Verhandlungen 
noch  fortgeschleppt,  ja  deren  Existenz  fürs  Erste  in  die  Will- 
kür von  Württemberg,  Nassau,  Hessen -Darmstadt  gesetzt 
wurde,  oder  abhängig  gemacht  von  der  nicht  zu  überwinden- 
den Lethargie  des  Kurfürsten  von  Hessen. 

Aber  ehe  noch  diese  Depesche  nach  Rom  abgesendet 
war1),  kam  von  dort  Nachricht,  dass  das  Ultimatum  abge- 
gangen sei2). 

Die  Anordnung  des  Informativprocesses  für  Boll  wurde 
hartnäckig  und  misstrauisch  verweigert,  bis  der  Papst  „aura 
reyu  officiellement  l'acceptation  absolue  de  Fultimatum  par 
S.  A.R.  M.  le  Gr.  D.  de  Bade:  Ultimatum  que  Ton  m'a  repet£ 
etre  immuablement  d£cr&ö". 

Es  begann  demnach  jetzt  die  schwierigere  Aufgabe  Ba- 
dens, die  Verhandlung  mit  den  vereinten  Staaten,  der  wie 
Burg  angedeutet  hatte,  eine  beständige  Unterhandlung  mit 
Rom  parallel  ging. 

Es  musste  sich  zeigen,  ob  wie  Metternich  sich  ausdrückte 
Württemberg,  Nassau  und  Hesssen,  „in  eben  dem  Maasse  aufge- 


')  Berstett  schickte  sie  nichtsdestoweniger  ab. 

*)  Dasselbe  entspricht  wörtlich  der  späteren  Bulle. 
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klärt  seien  als  es  die  Grossherzogliche  Regierung  ist",  und 
ob  wie  der  österreichische  Staatskanzler  prognostieirte 
dann  in  der  That  „der  Weltlauf"  so  verschieden  stehen 
würde *). 

Wir  haben  schon  oben  gezeigt,  wie  saumselig  zuletzt 
die  Unterhandlungen  mit  der  Curie  geführt  wurden. 

Rom  hatte  auch  nach  dem  Tode  Pius  VII.  keine  Veran- 
lassung auf  grössere  Beschleunigung  zu  dringen,  da  es  im 
Gegentheil  Alles  von  der  badischen  Vermittelung  erwarten  durfte. 

Und  die  vereinten  Staaten  —  Baden  abgerechnet  — 
wärmten  sich  so  recht  mit  Leidenschaft  an  der  Sonne  der  pro- 
visorischen Zustände,  die  ihnen  alles  was  sie  wünschten, 
d.  h.  die  vollständigste  Abhängigkeit  der  Kirche  vom  Staat 
mehr  als  zur  Genüge  garantirten. 

So  hatte  denn  schon  Sommaglia  an  Genotte  erklärt,  dass 
die  Antwort  auf  die  Note  der  vereinten  Fürsten  jede  princi- 
pielle  Erörterung  vermeiden  und  einen  durchaus  hinhaltenden 
Character  bewahren  werde,  und  in  der  That  bemerkte  der 
Cardinalstaatssecretär  unter  dem  12.  Deceinber  1824  nur, 
dass  die  Circumscriptionsgeschäfte  durch  den  Bischof  von 
Evara  noch  nicht  erledigt  seien  und  so  auch  über  die  Bi- 
schofsernennung noch  nicht  bestimmt  werden  könne. 

In  der  Gegennote  führte  die  Conferenz  an,  dass  die  Cir- 
cumscription  in  der  That  vollendet  sei  und  der  Bischof  von 
Evara  berichten  würde;  dann  fuhr  sie  fort: 

„Tout  ce  que  les  Souverains  et  Etats  r<£unis  demandent 
pour  le  moment  se  röduit:  k  ce  que  la  cour  papale  veuille 
bien  donner  rassuranceconfidentielle^u'elleagr^elesindividuä 
propos^s,  et  qu'elle  est  prete  k  instruire  dTun  commun  accord 
avec  les  gouvernements  le  proces  informatif  k  l'egard  des 
personnes  designäes  aussitöt  que  par  l'examen  du  rapport 
du  Mgr.  TEv§que  d'Evara  il  aura  etö  constatä  que  la  partie 
essentielle  des  dotations  est  en  rfegle". 

Darauf  aber  ging  die  Conferenz  ruhig   auseinander    als 

*)  Depesche  an  d.  österr.  Ges.  in  Carlsruhe  v.  16.  Juli  1825. 
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lit    der    Erklärung    erwiderte, 
age  sich  für  die  Annahme  zu  < 

Um  so  weniger  Geneigtheit 
ei  Württemberg  erhoffen  durfte 
ach  gleich  mit  den  übrigen  Hüi 
nd  der  österreichische  Bunde 
aterstutzte  sie  dabei  eifrig. 

Schon  am  27.  Juli  wandte   e 
aulichen  Schreiben  an  den  nasi 
;hall   und  am   1.   August,  aandt 
ssandte   von   Blittersdorf  eine 
enselben. 

Aber  gerade  die  letztere  vei 

Die  Stelle  des  badischen  Me 
ventualität  einen  badischen  Sej 
eilt  hatte,  und  im  Hinterg 
Uocution  des  Papstes  mit  eint 
ickigen  deutschen  Souveräne  sj 
ef.  Man  hatte  es  mit  der  dsf 
jrt  gar  nicht  so  eilig  wie  in 
icariat  in  Limburg,  welches  mt 
achte  und  unterdrückte.  Bern 
einen  Fall.  So  begnügte  sich  M 
ibb  der  vorgeschlagene  Wahlnu 
ner  Unkenntniss  der  deutsche 
eitere  Unterhandlungen  nothwe: 

Zugleich  bestand  man  mit 
Eckigkeit  auf  der  Person  dee  < 
lumscandidaten,  da  sonst,  wie  d 
licke  des  katholischen  Citrus  n 
um  wenden  würden.  — 

Grösseres  Entgegenkommen 
ing  noch  von  dem  darmstädtiscl 
ährend  man  darüber  einig  war 
är  malen  noch  nicht  anbinden  d 
tzte  sein,  welcher  der  Vernunft 
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In  Stuttgart  war  man  indessen  nicht  müssig  gewesen. 
Der  frühere  Gesandte  in  Rom,  welcher  jetzt  beim  Hofe  in 
München  beglaubigt  war,  Herr  von  Schmitz  -  Grollenbürg, 
-wurde  mit  der  Begutachtung  des  Ultimatums  betraut,  und 
gleichzeitig  suchte  man  eine  Verbindung  mit  Wessenberg  nnd 
den  badischen  Liberalen,  namentlich  Rotteck  in  Freiburg, 
anzustreben,  um  die  badische  Regierung  zum  Verlassen  de* 
Ultimatums  zu  nöthigen. 

Aber  gerade  dieser  Schritt  wäre  allein  genügend  ge- 
wesen den  antiliberalen  Berstett  in  seiner  Vorliebe  fiir 
das  Ultimatum  zu  bestärken;  erjagte  auch  dem  in  politischer 
Beziehung  gleichgesinnten  Marschall  einen  heftigen  Schrecken 
ein,  und  machte  ihn  gegenüber  der  von  Stuttgart  aus  in- 
sinuirten  Idee,  sich  von  Baden  zu  trennen  und  ein  Erzbis- 
tnum  Rottenburg  mit  Wessenberg  an  der  Spitze  zu  begrün- 
den, wieder  misstrauisch. 

Inzwischen  antwortete  Württemberg  unter  dem  13. 
September  1825  auf  die  badische  Note  vom  23.  Juli. 

Der  württembergische  Minister  von  Beroldingen  sprach 
offen  seine  Verwunderung  aus,  dass  nach  so  langem 
Stillstand  der  Verhandlungen  Rom  plötzlich  ein  Ultimatum 
aufstelle,  dessen  Inhalt  allerdings  theils  besser  als  der  der 
preussischen  Bulle  sei,  theils  aber  auch  schlechter,  und  der 
demgemäss  ernste  und  reifliche  Berathung  erfordere.  Dar- 
über verbreiteten  sich  dann  noch  näher  Bemerkungen, 
welche  der  Note  beilagen. 

In  Bezug  auf  die  Bischofewahlen  besagten  dieselben : 

„Dies  ist  die  Einrichtung,  welche  der  römische  Hof  dem 
englischen  Gouvernement  für  Irland  zugestanden  hatte,  wo 
aber  keine  Domcapitel  bestehen,  und  also  auch  keine  cano- 
nische Wahl  statt  haben  kann.  Diese  vor  der  Wahl  zu 
fertigende  Liste  der  Candidaten  streitet  aber  auch  gegen  allen 
Begriff  einen  canonischen  Wahl,  wie  sie  von  jeher  in  den 
deutschen  Capiteln  bestanden  hat,  und  wie  sie  dem  Könige 
von  Preussen  in  der  oben  schon  angeführten  Bulle  für  seine 
fünf  Bisthümer  ausdrücklich  wieder  zugestanden  worden  ist. 
Auch  hat  in  dieser  preussischen  Bulle  der  römische  Hof  die 
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Frist  von  drei  Moe 

während  in  dem  U 
jrde.   Offenbar  ist  1 

Wirkung  einer  Wi 
ae   auf   Candidatenl 

unter   dem    Schein 

soll  auch  das  Doci 
s  an  den  Papst  ein; 
st  der  alleinige  Ri< 
t  —  §.  3  des  Ultima 
peciali  gratia  eine  j 
erwählten  verwerfet 
;  das  Recht  zur  nei 
Üe  Pflicht  hat  die 
3 rüber  sodann  iudic 
les  in  dem  Staatsi 
nmt  worden  ist,  wel 
angenommen  wUrdi 
l  wonach  denn  aucr. 
et  als  gültig  anzue 
en  Act  sodann  zu  p 
;en  die  Württemberg 
ieil,  so  waren  doch 
;  in  einer  Denkschi 
nicht  minder  einsei 
a.  Beroldingen  erhob 
lern  Begriffe  einer 
e,   versuchte  er   in 

l  ehemaligen  deutsch 
rren  die   Electores 

ohne  Beiaug  von 
Die   Wahl  war  abe 

auf  höchstens  ein 
i  einen  anderen   G< 
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wählen;  so  musste  er  postulirt  werden  und  vorläufig  von  dem 
Papste  das  Indultum  eligibilitatis  erhalten.  Nach  dem  Ulti- 
matum sind  auch  die  Domherren  allein  Wähler  ohne  Beizug 
von  Ehrendomherren  oder  Landdekanen.  Wählbar  sind 
zwar  alle  Geistliche  der  Diöcese,  aber  es  wird  den  Dom- 
herren vorgeschrieben  um  die  Verwerfung  der  Stimmen  zu 
verhüten  vor  der  Wahl  eine  Liste  von  einer  beliebigen  An- 
zahl ausgezeichneter  Geistlicher  z.  B.  von  24  wie  ehemals  in 
den  Domcapiteln  durch  vorläufige  Verabredung  unter  sich 
und  mit  der  Regierung  zu  verfertigen  und  erst  darauf  ihre 
Wahl  zu  beschränken.  Wer  greift  nicht  mit  Händen  die 
Aehnlichkeit  der  Wahlart  des  Ultimatums  mit  jener  der  ehe- 
maligen Domcapitel,  nur  mit  dem  Unterschiede,  dass  hier  der 
Regierung  ein  entscheidender  Einfluss  auf  die  Wahl  einge- 
räumt wird,  und  sollte  dieses  wohl  tadelnswerth  sein? 
Wem  könnte  es  einfallen  diese  Wahlart,  welche  von  dem 
Papste  angeordnet  wird  und  alle  im  Kirchenrechte  vorge- 
schriebenen Formen  hat,  uncanonisch  zu  nennen." 

„Es  ist  offenbar,  fahrt  er  weiter  fort,  dass  die  preussische 
Wahlart  noch  weit  mehr  mehr  von  der  Wahlart  in  den  ehe- 
maligen Domcapiteln  abweicht,  als  die,  welche  von  dem 
Ultimatum  vorgeschrieben  ist.  Es  werden  hier  Ehrendom- 
herren beigezogen,  welche  vormals  ganz  unbekannt  waren, 
die  Wahl  erhält  einen  unbeschränkten  Spielraum  und  kann, 
wenn  nicht  Verabredungen  die  nicht  vorschriftsmässig  sind 
stattfinden,  sich  viele  hundertmal  wiederholen,  bis  eine  ab- 
solute Stimmenmehrheit  erreicht  wird.  Von  einem  Einflüsse 
der  Regierung  auf  die  Bischofswahlen  geschieht  in  der  Bulle 
gar  keine  Meldung." 

Diese    Heranziehung   der  Ehrendomherren  erfreue  sich 

aber  gerade  der  Sympathien  Württembergs  und  doch  sei  sie 

absolut  schädlich,  denn  dadurch  würde  unter  den  Geistlichen 

~ur  Neid  und  Eifersucht  erregt,   ohne  etwas  gutes  dabei  zu 

jrzwecken,  und  die  Regierung  würde  in  ihrem  nothwendigen 

■anfluss  auf  die  Wahl   des  Bischofes  am  meisten  durch  den 

teizug  von  Ehrendomherren  gestört  werden. 
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Auch  die  übrigen  gegen  dies  Ultimatum  wegen  der 
Bischofswahlen  vorgebrachten  Einwürfe  hält  Burg  nicht  für 
stichhaltig.  So  auch  dass  der  Landesherr  nicht  befugt  sei, 
die  Confirmation  zu  versagen. 

„Ich  habe  schon  oben  bemerkt,  sagt  er,  dass  der  grösste 
Werth  des  Ultimatums  darin  besteht,  dass  es  nicht  umfassend 
sich  ausdrückt  und  überhaupt  über  die  Rechte  des  Staates 
schweigt.  Dies  ist  hier  besonders  der  Fall,  das  Ultimatum 
untersagt  keinesweges,  dass  nicht  der  Landesherr  dem  Ge- 
wählten auch  die  Confirmation  ertheile  und  den  Wahlact  als 
gültig  anerkenne,  eben  so  wenig  untersagt  das  Ultimatum, 
dass  nicht  das  Domcapitel  den  Gewählten  öffentlich  in  der 
Domkirche,  wie  es  die  Canones  vorschreiben,  promulgire." 
Das  preussische  Recht  der  Bischofswahlen  hält  er  für  bedeu- 
tend nachtheiliger  als  das  des  Ultimatums. 

„Durch  die  preussische  Bulle  erhält  die  Regierung  weder 
ein  Veto  noch  sonst  einen  Einfluss  auf  die  Wahl  der  Bischöfe. 
(Ich  weiss  wohl  dass  die  Domcapitel  ein  päpstliches  Breve 
erhielten  in  welchem  sie  ermahnt  wurden,  nur  solche  Per- 
sonen zu  Bischöfen  zu  wählen,  welche  der  Regierung  ange- 
nehme Personen  sind.  Davon  ist  aber  keine  Rede  in  der 
Bulle  und  in  Württemberg  scheint  man  auch  dieses  Breve 
nicht  zu  kennen.  Durch  dieses  Breve  ist  aber  der  nöthige 
Einfluss  auf  die  Wahl  keineswegs  gesichert.) 

Die  Wahlart  wie  sie  in  dem  Ultimatum  vorgeschrieben 
ist,  sichert  diesen  Einfluss  vollkommen,  und  ich  möchte  glau- 
ben weit  besser  als  die  Wahlart  wie  sie  von  der  Kirchen- 
pragmatik festgesetzt  ist.  Durch  die  Liste  der  Bisthums- 
candidaten,  welche  zwischen  dem  Domcapitel  und  der 
Regierung  festgesetzt  werden  soll,  erhält  diese  die  Gewalt, 
nicht  nur  Jeden  zu  entfernen,  der  ihr  missfällig  ist,  sondern 
auch  auf  die  Wahl  desjenigen  hinzuwirken  der  ihr  gefällig 
ist.  Wer  dies  misskennt,  muss  die  Regierung  för  viel  zu 
schwach  halten  als  sie  ist  und  sein  soll." 

Es  ist  dies  Gutachten  in  mehrfacher  Beziehung  be- 
achtenswerth. 
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Einmal  zeigt  es  deutlich  die  Auffassung  welche  Burg  und 
das  heisst  hier  die  badische  Regierung  von  dem  Ultimatum 
hatte,  wie  er  in  der  dort  vorgeschlagenen  Form  der  Bischofs- 
wahlen die  Befugnisse  des  Staates  garantirt  erachtete.  An- 
dererseits aber  ist  das  Schiefe  und  Fehlerhafte  seines  Urtheils 
über  das  preussische  Recht  scharf  hervortretend. 

Man  darf  in  letzterer  Beziehung  nicht  annehmen,  dass 
Borg  das  Ultimatum  auch  gegen  seine  bessere  Ueberzeugung 
dem  preussischen  Recht  vorangestellt  habe:  man  findet  viel- 
mehr die  richtige  Lösung  dieser  eigentümlichen  Deductionen 
einfach  in  dem  Umstände,  dass  Burg  das  preussische  Breve 
gar  nicht  gekannt  und  niemals  gesehen  hatte. 

Und  in  der  That  ersehen  wir  aus  den  Acten,  dass  man 
in  Carlsruhe  sich  über  das  preussische  Breve  noch  i.  J.  1826 
leeren  Vermuthungen  hingab.  Berstett  wandte  sich  zwar  an 
das  preussische  Ministerium  und  bat  um  Mittheiluifg  des  für 
die  jetzigen  Unterhandlungen  so  wichtigen  Actenstückes, 
allein  unter  dem  16.  Januar  1826  lehnte  der  preußische 
Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  Graf  Bernstorff 
dies  Begehren  ab,  indem  er  erklärte,  dass  der  Inhalt  des 
Breve  bis  auf  den  Umstand,  dass  keine  persona  ingrata  ge- 
wählt werden  dürfe,  unwesentlich  sei. 

Am  11.  October  1825  antwortete  Berstett  auf  die  württem- 
bergische Note  und  liess  eine  Copie  seines  Schriftstückes  auch 
an  die  Höfe  der  beiden  Hessen  und  Nassau  gelangen,  welches 
letztere  sich  inzwischen  Baden  entschieden  genähert  hatte. 

Er  hob  wie  Burg  alle  Vorzüge  des  Ultimatum  hervor, 
erklärte,  dass  das  ius  circa  sacra  gar  nicht  durch  dasselbe 
berührt  werde,  und  dass  von  der  Pragmatik  und  ihren  Grund- 
sätzen keine  Rede  mehr  sein  dürfe. 

Allein  so  viel  musste  man  in  Carlsruhe  doch  einsehen, 
daes  eine  Gewinnung  der  vereinigten  Staaten  nicht  so  leicht 
sei,  wie  man  es  sich  doch  wohl  vorgestellt  haben  mochte. 

Die  Erneuerung  der  Frankfurter  Conferenzen  hatte  man 
I  ifangs  in  Baden  gescheut,  weil  man  neue  Umständlichkeiten 
t  d  Verwickelungen  sich  daraus  ergeben  sah:  jetzt  war  man 
t  et  dahin   gekommen,   nur  noch   in  den   Frankfurter   Be- 
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rathungen  ein  Mittel  für   das    Gelingen  der  Unterhandlung 
zu  erblicken. 

Wieder  war  Burg  damit  betraut,  den  Gang  der  badischen 
Politik  vorzuzeichnen.  Sein  Gutachten  vom  17.  Dezember 
1825  gab  eine  wiederholte  Beleuchtung  des  Ultimatum,  und 
hier  hat  er  sich  auch  am  ausführlichsten  über  die  Bischofe- 
wahlen  ausgesprochen. 

Da  der  Notenwechsel  zwischen  Baden  und  Rom,  der 
den  Frankfurter  Verhandlungen  parallel  ging,  nicht  ver- 
standen werden  kann,  wenn  man  nicht  die  Intentionen  des 
badischen  Hofes  genau  kennt  und  sich  beständig  vergegen- 
wärtigt, so  gehen  wir  auch  auf  dieses  Gutachten  näher  ein. 

„Nach  der  Vorschrift  des  Ultimatums,  sagt  Burg,  soll 
das  Wahlcollegium  aus  der  ganzen  Clerisei  zuerst  eine  gewisse 
Anzahl  vt>n  Candidaten  wählen  und  diese  der  Regierung  zur 
Bezeichnung  derjenigen  vorlegen,  welche  derselben  minder 
angenehm  sind.  Die  Regierung  kann  also  alle  bis  auf  zwei 
oder  drei  streichen,  und  wenigstens  vertraulich  denjenigen 
bezeichnen,  den  sie  auf  den  bischöflichen  Stuhl  zu  erheben 
wünscht.  Es  ist  nicht  zu  erwarten,  dass  das  Domcapitel 
dem  Wunsche  der  Regierung  entgegen  sein  sollte,  da  es 
gegen  den  bezeichneten  nichts  einwenden  kann,  weil  er  von 
ihm  in  die  Liste  der  zum  Bisthum  geeigneten  Candidaten 
aufgenommen  worden  ist. 

Die  Wahlart,  wie  sie  in  dem  Ultimatum  vorgeschrieben 
ist,  kommt  also  der  am  nächsten,  welche  die  Kirchenprag- 
matik projectirt  hat,  nur  wird  sie  durch  zwei  Acte  wieder- 
holt. Der  erste  Act  ist  deliberativ  und  dehnt  sich  nicht  nur 
auf  drei,  sondern  auf  eine  unbestimmte  grössere  Anzahl  von 
Candidaten  aus.  Der  zweite  Act  ist  definitiv  und  erhebt 
denjenigen  zum  erzbischöflichen  Sitz,  welchen  die  Regierang 
vertraulich  dazu  bezeichnet  hat 

Die  Regierung  kann  durch  das  Ultimatum  nicht  gehin- 
dert werden,  auf  eine  den  Staatsrechten  angemessene  We  ;e 
zu  der  Wahl  des  neuen  Bischofs  einzuwirken  und  zwar: 
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1)  Bei  der  Anzeige  des  Domcapitels,  dass  der  bischöf- 
liche Sitz  erledigt  sei,  antwortet  die  Regierung  durch  einen 
besonders  beauftragten  Wahlcommissarius  dass  sie  in  Zeit 
von  vier  Wochen  (nach  der  Vorschrift  des  Ultimatums)  die 
Listen  derjenigen  Candidaten  erwarte,  welche  das  Domcapitel 
zur  bischöflichen  Würde  besonders  geeignet  finde.  Dabei 
bezeichnet  sie  zugleich  diejenigen,  welche  sie  von  dieser 
Laste  will  ausgeschlossen  wissen.  Die  Ausschliessung  dieses- 
Rechtes,  die  Exclusivam  zu  geben,  kann  ihr  um  so  weniger 
streitig  gemacht  werden,  da  das  Domcapitel  nicht  befugt  ist, 
solche  in  die  Liste  aufzunehmen,  welche  für  den  bischöflichen 
Sitz  nicht  geeignet  sind,  worunter  vorzüglich  diejenigen  ge- 
hören, welche  der  Regierung  unangenehme  Personen  sind. 
Es  lässt  sich  stets  erwarten,  dass  das  Domcapitel  denjenigen 
in  die  Listen  aufnehmen  wird,  welcher  der  Regierung 
vorzüglich  angenehm,  wenn  er  die  canonischen  Eigen- 
schaften hat. 

2)  Nachdem  das  Domcapitel  die  Liste  der  tauglichen 
Bisthumscandidaten  der  Regierung  vorgelegt  hat,  so  verkürzt 
sie  die  Zahl  durch  Streichen  bis  etwa  auf  drei,  ordnet  den  Tag 
der  Wahl  an  und  lässt  durch  den  Wahlcommissär  dem  Dom- 
capitel die  gekürzten  Listen  mit  der  vertraulichen  Bezeich- 
nung desjenigen  zustellen,  dem  sie  vorzüglich  ihr  Vertrauen 
schenkt. 

3)  Der  Wahlcommissär  wohnt  dem  Wahlacte  bei,  er- 
klärt im  Namen  des  Landesfürsten  den  Wahlact  für  rechts- 
giltig  und  ertheilt  nach  Gutbefinden  dem  Gewählten  die 
landesherrliche  Bestätigung,  welche  später  von  dem  Landes- 
fiirsten  selbst  schriftlich  in  forma  maiori  ausgefertigt  wird. 

4)  Das  Domcapitel  begiebt  sich  sodann  in  Begleitung 
des  Wahlcommissärs  in  die  Domkirche.  Der  öffentliche 
Notar,  welcher  den  Wahlact  verfertigt  hat,  tritt  auf  die 
Kanzel  und  verkündigt  dem  Volke  das  Habemus  Episcopum 
mit  der  Beifügung,  dass  der  Gewählte  bereits  die  landesfurst- 
liche  Bestätigung  erhalten  habe." 
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Nicht  anders  äussert  sich  Barg  am  26.  Januar  1826, 
nur  dass  seine  Unkenntnis*  des  preussischen  Rechtes  —  noch 
am  3.  Juni  1826.  erklarte  er  das  Breve  Quod  de  fidelium 
nie  gesehen  zu  haben  —  wieder  auffallend  hervortritt 

£r  glaubt,  es  müsse  von  Born  vor  jeder  einzelnen  Wahl 
immer  aufs  Neue  erlassen  werden,  er  meint,  dass  es  Preussea 
sich  nachträglich  ausgewirkt  habe,  und  zwar  auf  Kosten  des 
Born  zugestandenen  für  die  oberrheinischen  Regierungen  in 
keiner  Weise  acoeptabdn  Modus  der  Ergänzungen  bei  Ca- 
-pitelsvacanzen,  er  glaubt,  dass  es  diesen  Preis  nicht  werth  sei 
denn  „Was  das  Breve  gewähren  kann,  würde  die  Regierimg 
auch  ohne  dieses  durch  Festhaltung  ihrer  unveräusserlichen 
Hoheitsrechte  für  sich  zu  versuchen  im  Stande  sein". 

Am  2.  Februar  1826  fand  endlich  die  lange  ersehnte 
Sitzung  der  Conferenz  in  Frankfurt  statt,  nachdem  Württem- 
berg noch  durch  eine  Note  v.  20.  December  1825  erklärt 
hatte,  dass  Beines  Erachtens  die  Grundsätze  der  Pragmatik 
v.  J.  1824  niefit  aufgegeben  worden  seien. 

Der  Badische  Bundestagsgesandte  von  Blittersdorf  er- 
griff zuerst  das  Wort  Er  erklärte  seiner  Instruction  ge- 
mäss, das  römische  Ultimatum  „als  das  sicherste  und  nach  dem 
bekannten  Character  des  römischen  Hofes  zu  schliessen,  als 
das  einzige  Mittel  zum  gewünschten  Ziel  zu  gelangen  an- 
sehen und  mit  Beifall  annehmen  zu  müssen". 

Württemberg  verlangte  ein  unbedingtes  Veto  für  Bi- 
schofswahlen, und  bezeichnete  die  Zugeständnisse  des  Ul- 
timatums als  ein  leicht  illusorisch  zu  machendes  Recht. 

„Ueberhaupt  ist  es  genügend,  wenn  nur  der  Wunsch, 
dass  bloss  eine  persona  prineipi  grata  zum  Bischof  gewählt 
werden  könne,  in  irgend  einer  Form  auf  verbindliche  Weise 
vom  römischen  Stuhle  anerkannt  wird;  die  Sorge  für  die 
Handhabung  dieses  Grundsatzes  wird  der  Regierung  überlas- 
sen werden  können". 


*)  „Hier  wird  offenbar  der  Regierung  durch  die  Bulle  ein  bestimmter 
Einfluss  auf  die  Wahl  selbst  zugesichert.  Sie  ist  dadurch  in  den  Snod 
gestellt,  nicht  nur  unangenehme  Personen  entfernt  zu  halten,  sondern  i  aca 
auf  solche  die  Wahl  zu  lenken  die  ihr  angenehm  sind". 


I 
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Auch  der  Gesandte  des  Grossherzogthums  Hessen  sprach 
sich  gegen  das  Ultimatum  aus.  Der  Modus  der  Bischofs* 
wählen  sei  unbequem,  und  das  Streichen  aus  der  Candidaten- 
liste  habe  einen  gehässigen  Charakter.  Zwar  sei  die  Ga- 
rantie welche  den  Regierungen  geboten  werde,  hinreichend,  da 
das  placetum  regium  immer  noch  „im  Hintergrunde  bleibt"  und 
die  Abfassung  der  des  Placets  bedürfenden  Capitelsstatuten  den 
landesherrlichen  Einfluss  wahren  könne,  wenn  aber  den  an- 
deren Regierungen  ein  ausgedehnteres  Veto  von  Rom  zuge- 
standen sei,  so  liege  auch  gewiss  jetzt  kein  Grund  für  die 
Curie  vor,  dies  zu  verweigern. 

Nassau  erklärte  sich  gleichfalls  für  die  Notwendigkeit 
eines  ergänzenden  Breves,  welches  die  Capitel  verpflichte, 
keine  persona  minus  grata  auf  die  Liste  zu  setzen. 

„Je  kleiner  das  Territorium  ist,  um  so  möglicher  wird 
der  Fall,  dass  auf  der  Liste,  welche  dem  Landesherrn  prä- 
sentirt  wird,  sich  nur  demselben  unangenehme  Candidaten 
befinden  könnten.  Um  also  jeden  möglichen  unangenehmen 
Discussionen  mit  den  Capiteln  unter  allen  Umständen  vorzu- 
beugen, ist  ein  solches  Breve  nothwendig,  auf  welches  sich, 
erforderlichen  Falles  der  Landesherr  als  den  Punkt  der  Wahl 
näher  bestimmend  beziehen  könnte". 

Der  churhessische  Gesandte  hatte  die  Anweisung,  über* 
haupt  gegen  das  Ultimatum  zu  stimmen,  da  er  aber  die  Ge- 
neigtheit aller  übrigen  Regierungen  bemerkte  unter  gewissen 
Modificationen  auf  der  Basis  der  römischen  Vorschläge  ab- 
zuschliessen,  so  erklärte  er  ohne  Instruction  zu  sein  und  gab 
erst  in  der  Sitzung  v.  17.  April  1826  zu  Protokoll,  dass  seine 
Regierung  sich  die  Vorschrift  des  Ultimatums  über  Bischofs- 
wahlen gefallen  lassen  wolle   unter  der  Voraussetzung,    dass 

a)  diese  Wahlen  unter  der  Leitung  eines  dazu  abzuord- 
nenden landesherrlichen  Commissarius  vorgenommen  wer- 
den und 

b)  S.  Heil,  der  Papst  durch  ein  dem  betreffenden  Hofe  zei- 
tig zur  Kenntniss  zu  bringendes  Breve  das  Domcapitel  an- 
weisen werde,  auf  die  der  Landesherrschaft  zu  präsentirend 

Friadberg,    Staat  und  Bischofs  wählen.  12 
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Candida  tonliste  nur  persona»  pH 
sich  hierüber  Gewissheit  zu  ver 

So  war  denn  Baden  iu  st 
£anz  vereinzelt  geblieben,  und 
leuchten,  dass  die  „acceptation  pi 
Rom  verheissen  hatte,  nicht  dur 

Berstett  erklärte  die  Vorscl 
referendum  nehmen  zu  wollen. 

Am  1.  Mai  1826  fand  dann 
ferenz  der  Gesandten  in  Frankfu 

Württemberg  beharrte  auf 
ier  Art,  „dass  keine  dem  Regent 
Capitel  gewählt  und  dem  Papsi 
präsentirt  werden  dürfe";  wähl 
keine  dem  Regenten  unangenehi 
gesetzt  werde. 

Dieser  letztere  Vorschlag  ei 
stimmung,  weil  er  sich  einmal 
oirten  Wahlmodus  vereinigen  laj 
einten  Fürsten    alle  Sicherheit  g 
erreicht  werden  könne. 

Es  lasse  sich  gar  nicht  denl 
30  viel  Einnuss  auf  die  Wahlen 
dass  diejenigen  Personen  auf  d 
sie  vorzieht.  Da  sie  nun  die  B< 
von  der  Liste  zu  streichen,  die 
so  müsse  es  wunderbar  zugehen. 
setzlichen  Wahl  übrig  bleibende; 
ganz  nach  ihrem  Belieben  richte 

Auch  Burg  in  seinem  Gut 
den  nassauischen  Vorschlag  für 
bergischen,  dessen  Inhalt  er  dui 
findet,  „denn  ausdrücklich  heiss' 
Recht  haben  solle,  personas  prir 
liste  zu  streichen  und  nur  perso 
lassen  und  daraus  einen  Bischof 

Er  ratbet  deshalb  Baden  so 
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sen,  damit  auch  Württemberg  genöthigt  werde  seine  Ideen 
fallen  zu  lassen. 

Allein  so  leicht  war  doch  noch  keine  Einigung  unter 
den  süddeutschen  Staaten  zu  erzielen.  Fürs  erste  versuchte 
noch  jede  Regierung  den  bisher  eingenommenen  Standpunkt 
ausfuhrlich  zu  begründen. 

Während  Hessen-Darmstadt  den  Entwurf  einer  auf  das- 
Ultimatum  zu  entsendenden  Antwortsnote  vorlegte J),  welche 
den  nassauischen  Vorschlägen  Rechnung  trug,  setzte  Württem- 
berg in  einer  ausfuhrlichen  Circularnote  v.  3.  Juni2)  seine 
Ansicht  noch  einmal  scharf  formulirt  auseinander. 

Die  württembergische  Regierung  beharrte  auf  dem  preus- 
siechen  Vorbilde  und  wollte  entweder  eine  Bischofswahl  mit 
oder  ohne  Listenverfahren,  mit  der  negativen  Fassung,  dass 
keine  persona  minus  grata  gewählt  werden  dürfe,  oder 
aber  das  Beibehalten  des  irischen  Modus   mit  der  positivea 


*)  Aussi  les  Princes  et  Etats  rlunis  ne  feront  aacune  difficulte*  d'ac- 
cepter  les  qnatre  premieres  propositions  contenues  dans  l'annexe  a  la  note 
du  26  Juin  1825,  des  qu'il  plaira  a  Sa  Saintete*  de  les  completter  par  une 
mesure  quElle  jugera  aussi  bien  fonde'e  dans  les  interets  du  S.  Siege  que 
dans  ceux  des  Souverains.  Le  mode  indique*  pour  le  choix  des  eveques- 
pouvant  laisser  des  dontes  snr  la  possibilite*  de  voir  arriver  aux 
sieges  Ipiscopaux  et  aux  places  vacantes  des  chapitres  de» 
individus,  qui  ne  seraient  pas  agre*ables  aux  gouvernements 
respectifs,  les  Princes  et  Etats  re*unis  däsirent,  que  S.  S.  veuille  bien 
adresser  aux  chapitres  simultane'ment  avec  Ja  bulle  supplementaire  renfer- 
raant  la  sanction  de  larrangement  des  affaires  eccllsiastiqu es  de  l'eglise  catho- 
lique  dans  leurs  pays  des  lettres  apostoliques  semblables  a  Celles  adrcssees  aux 
chapitres  de  la  monarchie  prussienne,  et  dans  lesquelles  il  leur  serait  enjoint 
de  ne  mettre  sur  la  liste  des  candidats  et  de  n'e'lire  que  des  per- 
sonn es  agre*ables  aux  gouvernements.  Les  Princes  et  Etats 
reunis  se  flattent  de  l'espoir  que  S.  S.  accordera  cette  demande  confor- 
mement  aux  assurances  contenues  dans  la  note  de  S.  E.  de  16/6  25  d'au- 
tant  plus  que  le  bienßtre  de  l'Eglise  dopend  ensentiellement  de  l'accord 
de  ses  ministres  avec  les  gouvernements  respectifs,  aecord  qui  ne  pourrait 
sb  sister  si  les  e*v3ques  et  les  membres  des  chapitres  n'avaient  pas  l'agre*- 
m   lt  des  gouvernements. 

*)  Beilage  XLVIII. 

12* 
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Fassung;  dass  nur  eine  persona  grata  auf  die   Liste  gesetzt 
werden  dürfe. 

In  klarer  und  sachgemässer  Deduction  wurde  der  Unter- 
schied zwischen  diesem  und  dem  nassauischen  Vorschlage 
nachgewiesen,  der  freilich  nur  in  den  Mitteln  beruhe  wie  man 
ein  in  gleicher  Weise  gewolltes  Ziel  erreichen  solle.  Zum 
Schlüsse  wurde  die  Ansicht  ausgesprochen,  dass  man  in  der 
Antwortsnote  nur  eine  Ergänzung  des  proponirten  Wahlmo- 
dus fordern,  dagegen  der  nach  Rom  zu  sendende  Gesandte 
zu  der  Erklärung  anzuweisen  sei,  dass  die  Regierungen 
sich  auch  den  preussischen  ohne  jedes  Listenverfahren  gefal- 
len lassen  wollten.  So  sagte  denn  auch  der  beigelegte  Ent- 
wurf einer  Antwortsnote  an  den  Cardinalstaatssecretär: 

„La  niesure  compl&nentaire  que  les  Princes  et  Etats 
r&mis  regardent  parfaitement  propre  pour  atteindre  ce  hat 
commun,  que  les  soussign^s  sont  chargäs  par  cons^quent  de 
proposer  formellement  k  S.  S.  de  la  part  des  Princes  et  Etats 
rdunis  comme  condition  de  leur  adhäsion  aux  quatre  pre- 
miers  articles  de  Tannexe  de  la  note  du  10.  Juin  1825,  consis- 
terait  dans  des  lettres  apostoliques  explicatoires  de  la  bulle 
suppl&nentaire  adress^os  aux  eveques  et  k  chaque  chapitre 
de  la  province  semblables  k  Celles  transmises  aux  chapitrea 
de  la  monarchie  prussienne,  dans  lesquelles  il  leur  serait 
enjoint  de  n'6lire  que  des  personnes  agröables  au  souverain 
du  pays  pour  remplir  les  si&ges  episcopaux  et  les  place»  va- 
cantes  des  chapitres." 

Die  württembergische  Note  fand  indessen  wtdei  ji 
Wiesbaden  noch  in  Carlsruhe  sonderlichen  Anklang. 

Der  nassauische  Referent  Koch  *),  wie  der  badische  Borg: 
sprachen  wieder  ein  Langes  und  Breites  über  das  preussisehe 
Breve,  obwohl  der  letztere  wieder  sofort  erklären  musste,  dass 
es  ihm  „niemals  zu  Gesicht  gekommen4'.  Beide  waren  von  der 
Trefflichkeit  des  württembergischen  Vorschlages  überzeugt. 
meinten  aber  durch  den  ihrigen,  welcher  nur  die  Listeu- 
bildung   beschränke,   die  WahJ  selbso   gar    nicht   berül  :e. 


x)  Dessen  Denkschritt  Beilage  XLT> 


r^ 
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dem  Wahlrecht  der  Capitel  einen  weiteren  Spielraum  zu  ge- 
währen. Auch  war  Burg  nach  wie  vor  von  der  Idee  befangen, 
dass  Preussen  jene  in  Rede  stehende  Befugniss  nur  gegen 
unverhältnissmässige  Opfer  erlangt  habe,  die  man  jetzt  nicht 
bringen  wolle,  und  die  nur  erneute  Verschleppung  der  Ver- 
handlungen zur  Folge  haben  würde. 

Endlich  gelang  es  einen  Vereinigungspunkt  für  die  aus- 
einandergehenden Bestrebungen  zu  finden. 

Am  1.  Juli  berichtete  der  badische  Bundestagsgesandte 
von  Blittersdorf,  er  habe  mit  dem  württembergischen  Ge- 
sandten von  Trott  eine  Conferenz  gehabt  und  ihm  dabei  fol- 
gende Vorstellung  gemacht: 

„Der  Zweck  den  sowohl  Württemberg  wie  Nassau  er- 
reichen wolle  sei  derselbe,  nur  rücksichtlich  der  Mittel  sei 
eine  Verschiedenheit  der  Ansichten  vorhanden.  Nunmehr 
hänge  es  aber  nicht  allein  von  den  vereinten  Staaten  ab, 
diese  Mittel  zu  bestimmen,  sondern  hierüber  müsse  auch  der 
Papst  gehört  werden.  Demnach  scheine  es  ihm  am  Zweck- 
massigsten  in  die  Antwortsnote  bloss  den  Zwetk,  nämlich  die 
fernere  Sicherheit  zu  erhalten,  dass  die  bischöflichen  Stühle 
von  keinen  Personen  bestiegen  würden,  welche  den  Regie- 
rungen unangenehm  seien,  aufzunehmen,  über  das  Mittel 
aber  sich  zur  Zeit  gar  nicht  auszudrücken,  sondern  hierüber 
erst  der  Aeusserung  des  römischen  Hofes  entgegenzusehen. 
Würde  diese  Absicht  festgehalten,  so  sei  gar  keine  Notwen- 
digkeit vorhanden,  des  preussischen  Breves  irgendwie  Er- 
wähnung zu  thun ;  eben  sowenig  als  man  sich  schon  jetzt  dar- 
über auszusprechen  habe,  dass  der  Papst  die  Bischöfe  und 
Capitel  anzuweisen  habe,  nur  personas  principi  gratas  in  die 
Candidatenliste  aufzunehmen.  Alles,  was  hierüber  zu  sagen  sei, 
könne  in  die  Instruction  des  Herrn  Kölle  aufgenommen  werden." 

Trott  hatte  zugestimmt  und  in  diesem  Sinne  an  seine 
Regierung  berichtet. 

In  Carlsruhe  war  man  mit  diesem  Ergebniss  durchaus 
zufrieden;  Blittersdorf  benachrichtigte  unter  dem  9.  Juli  Trott, 
dass  Baden  mit  den  in  der  Unterredung  namhaft  gemachten 
Modificationen    auch  den  württembergischen  Entwurf  einer 
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Antwortsnote  annehmen  wolle.     Am  10.  Juli  sagte  Trott  im 
Namen  seiner  Regierung  zu. 

So  wurde  denn  auch  die  nach  Rom  zu  erlassende  Ant- 
wort1) formulirt,  welche  die  Forderung  der  Fürsten,  dass 
keine  persona  minus  grata  gewählt  werden  dürfe,  unzweideu- 
tig aussprach,  und  das  geforderte  Breve  nur  deshalb  als  eine 
Interpretation  der  beabsichtigten  Bulle  bezeichnete,  weil  auch 
schon  nach  dieser  die  Wahl  einer  missliebigen  Person  —  wie 
-ausdrücklich  gesagt  wurde  —  juristisch  unmöglich,  die  ju- 
ristische Unmöglichkeit  aber  in  zweideutiger  Form  aus- 
gedrückt sei. 

Daneben  wurde  beschlossen,  den  württembergischen  Geh. 
Legationsrath  Kölle  wieder  mit  der  Führung  der  Verhand- 
lungen in  Rom  zu  betrauen.  Eine  Instruction  für  denselben 
wurde  ausgearbeitet2),  worin  er  angewiesen  wurde  die  Curie 
auf  das  preusBische  Breve  aufmerksam  zu  machen,  sich  aber 
auf  Verhandlungen  in  keiner  Weise  einzulassen,  sondern 
Alles  lediglich  ad  referendum  zu  nehmen. 

Beide  Acfcenstücke  wurden  in  der  Frankfurter  Confe- 
renz  v.  4,  August  1826  vorgelesen  und  genehmigt;  dann 
wurden  sie  nach  Rom  gesendet. 

Ehe  wir  aber  den  Erfolg  dieses  Schrittes  der  vereinten 
Regierungen  in  Rom  betrachten  können,  werden  wir  uns 
die  den  eben  geschilderten  Verhandlungen  gleichzeitigen  der 
badiscben  Regierung  mit  dem  römischen  Stuhle  zu  vergegen- 
wärtigen haben. 

Baden  hatte  ja  doch  das  Ultimatum  genehm  gehalten 
und  unverändert  zur  Annahme  zu  bringen  versprochen. 

Machte  es  sich  jetzt  nicht  eines  Treubruches,  einer  Ver- 
letzung der  Loyalität  schuldig,  wenn  es  sich  den  Forderungen 
der  übrigen  Regierungen  lediglich  anschloss? 


Wir  haben  schon  oben  der  erfolglosen  Bemühungen  ge- 
dacht, welche  Baden  in  Rom  machte,  um  seinen  Erzbisthums- 
eandidaten  durchzusetzen. 


l)  Beilage  L ;  vollständig  bei  Brück  a.  a.  O.  544  ff. 
*)  Beilage  LI. 
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Es  verstand  sich  ganz  von  selbst,  dass  diese  Wünsche 
der  badischen  Regierung  um  so  dringlicher  erschienen;  auf 
je  heftigeren  Widerstand  die  Propositionen  des  Ultimatum 
bei  den  übrigen  Staaten  stiessen,  je  näher  die  Aussicht  trat, 
dass  durch  das  von  Württemberg  erstrebte  Erzbisthum 
Rottenburg  nicht  nur  das  Erzbisthum  Freiburg,  sondern  die 
gesammte  Bulle  Provida  sollersque  werde  in  Zweifel  gestellt 
werden. 

Aber  Rom  verweigerte  hartnäckig  die  Anordnung  des 
Informativprozesses  für  Boll. 

Noch  am  14.  August  1825  berichtete  Genotte,  dass 
das  Ultimatum  als  „immuable"  zu  betrachten  sei,  dass  vor 
der  officiellen  Annahme  desselben  durch  Baden  von  dem  ge- 
wünschten Informativprozess  keine  Rede  sein  könne,  und 
ebenso  lautete  sein  Bericht  vom  11.  September. 

Am  18.  September  1825  erläuterte  Sommaglia  den  von 
der  Curie  eingenommenen  Standpunkt. 

Er  gab  der  Freude  des  Papstes  Ausdruck  über  die 
thätige  Mitwirkung  des  badischen  Hofes  an  dem  Gelingen 
der  Unterhandlungen,  er  erklärte,  dass  Baden  freilich  schon 
das  Ultimatum  angenommen,  aber  bis  zu  der  Veröffentlichung 
dieser  Vereinbarung  könne  der  Papst  nicht  die  Institution 
BolTs  vornehmen,  weil  dies  auch  sonst  den  vereinten  Fürsten 
ein  deutliches  Zeichen  sein  würde,  dass  Baden  und  Rom  sich 
schon  ins  Geheim  vereint  hätten *). 

Die  Note  Sommaglia's  zeichnete  sich  nicht  sehr  durch  die 
Logik  ihrer  Argumentation  aus,  sie  trug  auch  den  factischen 


x)  „Lb.  istituzione  canonica  dei  vescovi  nella  nuova  provincia  Eccle- 
siaetica  dipende  essenzialmente  delT  accettazione  formale  dell'  Ultimatum . . . 
Senza  ottenere  questa  correspitivita  il  S.  F.  espossebbe  la  sua  condotta 
ad  nna  giusta  censura.  Vero  e  che  S.  S.  ha  gia  ottenuto  questa  corre- 
spitivita da  S.  A.  R.  il  Gran  Duca  di  Baden  il  quäle  ha  intieramente 
accettato  rUltimatum  proposto:  ma  fino  a  tanto  che  questa  accettazione 
nnr*  gia  resa  pubblica  S.  S.  non  pnb  giungere  fino  al  punto  di  dare  la 
u  tuzione  canonica  al  Sig.  Boll,  altrimenti  con  questo  solo  fatto  verebbe 
a  Tar  conoscere  che  si  e  posta  segretamente  d'accordo  con  S.  A.  B.  il 
0  in  Duca  di  Baden/4 
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Loramen  wahrheit»gemäss  Rechnung. 
;iell  die  Annahme  des  Ultimatuns 
darauf  hin  Boll  instituirt  hätte,  so 
aaten  darin  die  Vereinigung  Badens 
der  erblickt  haben  als  aus  der  In- 
cielle   Annahme  der  römischen  Pro- 

as  Oeheimniss  dieser  Vereinbarung 
naglia  die  Unmöglichkeit  der  Inatitu- 
end  er  doch  in  einem  Athem  dies 
an   bereit  war,  falls  Baden   officiell 

Andererseits  erhellt  doch  klar,  dass 

von  Sommaglia  noch  nicht  officiell 
clärt  hatte,  da  sonst  doch  die  In- 
blgen  können.  Nichtsdestoweniger 
den  habe  formell  acceptirt,  nur  noch 
al  mit  der  Wahrheit  nicht  Uberein- 

Benehmen  Koma  vollkommen  uner- 
würde.  Ana  der  Note  selbst  ergab 
t  Roms,  noch  mit  allen  Staaten  zum 
aber  auch  Baden  formell  bo  zu  ver- 
des  Scheiterns  der  Gesammtver- 
ie  Separatverhandlungen  mit  Baden 
oltat  führten. 

publicirende  Vereinbarung  zwischen 
ler  im   Wunsche   noch  im  Interesse 

wurde  dies  nur  als  bequemer  Vor- 
lurch  Hinhaltung  der  Institution  des 
er  Kette  zu  halten,  da  man  wohl 
,  welches  eben  an  dem  Gelingen  der 

gleichfalle  interessirt  war,  und  vor 
je  vertragsmässig  gar  kein  Separatab- 
ä  —  das  hatte  Genotte  ja  unzählige 
iese  jetzt  gestellte  Bedingung  unmög- 

mmaglia  noch  hinzu,  dass  der  lange 
:hofs  von  Evara  Über  die  Ausführung 
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der  Balle  Provida  soller sque  endlich  eingelaufen,  dass  er  zwar  un- 
vollständig befunden  sei,  der  Papst  aber  nichtsdestoweniger  dar- 
auf hin  die  früher  verweigerte  Anordnung  des  Informativpro- 
zesseB  für  Boll  vornehmen  lassen  wolle,  in  der  Hoffnung  dass 
während  dessen  —  und  hier  kam  die  wahre  Absicht  Roms 
zu  Tage  —  entweder  alle  vereinten  Fürsten  oder  wenigstens 
Baden  das  Ultimatum  angenommen  haben  würden4). 

Dieser  Entschluss  der  Curie  wurde  auch  den  vereinten 
Staaten  durch  eine  Note  Roms  vom  19.  December  1825  *) 
mitgetheilt. 

In  Carlsruhe  mochte  man  über  die  Lauheit  und  das 
Ifisstrauen  des  römischen  Bundesgenossen  betroffen  genug 
gewesen  sein.  Man  gab  sich  alle  Mühe,  die  Kirchen- 
provinz  zu  Stande  zu  bringen,  und  Rom  that,  als  ob  die 
ganze  Angelegenheit  allein  Baden  angehe,  und  war  in  keiner 
Weise  bereit,  die  uninteressirte  Arbeit  dieses  Staates  zu  fördern 
oder  auch  nur  zu  erleichtern. 

Noch  am  26.  Januar  1826  erwähnte  Genotte,  dass  die 
Präconisation  BolTs  nur  noch  allein  von  der  officiellen  An- 
nahme des  Ultimatums  durch  den  Grossherzog  vom  Papste 
abhängig  gemacht  werde. 


l)  „Di   tutti  i  Principi   rinnti  .  .  .  o  almeno    S.  A.   B.  il  Gran  Dnca 
<fi  Baden." 

*)  Darin  bei  est  es:  „Dans  cette  occasion  le  sonssigne'  a  e*te*  Charge*  par 
le  S.  Pere  de  relterer  l'assnrance  qne  Sa  Saintete*  ponr  ne  pas  retarder 
phf  Vmgtems  la  restanration  des  affaires  Ecclesiastiqnes  ne  trouverait  plns 
4'ofattades  a  ponrvoir  anx  Sieges  Archie*piscopal  et  Episcopanx  anssitöt, 
qa*  les  Conrs  r^onies  se  seraient  prononcles,  d'un  common  accord  ou 
•fparement  snr  l'acceptation  de  1' Ultimatum  et  lorqu'Elles  se  seraient 
■nngees  definitivement  avec  le  S.  Siege  snr  le  choix  des  Candidats.  Et 
«omme  rclativement  a  rArche'veche'  de  Fribonrg  S.  Saintete*  a  fait  tomber 
sree  plaisir  son  choix  snr  la  personne  de  Mr.  Boll,  et  qne  snr  cela  Von 
•t  parfaitement  df accord,  Sa  Saintete*  est  resolue  pour  accellrer  l'accom- 
|&  ement  de  ees  intentions  bienveillantes  dans  tonte  la  province  Eccllsias- 
tftf  i  de  lui  donner  Institution  Canoniqne  anssitöt  qne  le  Grand  Dnc  de 
Dfc  !  ah  declare'  qu'il  accepte  TUltimatum  proposeV' 
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elt  unterdessen  die  römische  Curie  in  steter 
dem  Stande  der  Verhandlungen  unter  den 
rünaehte  der  Papst  mochte  wenigstens  die 
ld  hessen-darmstäd tischen  Bisthumscandidaten 
d  diese  Staaten  zur  Nachgiebigkeit  zu  bewegen, 
einfach  ab. 

i  17.  April  schreibt  Berstett,  daas  die  For- 
3ve  von  den  vereinten  Staaten  aufgestellt,  von 
lekänipft,  dann  provisorisch  angenommen  sei, 
hoffe  dass  den  vereinten  Staaten  von  Rom  nicht 
rt  werden,  was  anderen  protestantischen  Staaten 

nos  engagementB,  sagt  er,  nous   avons  dCbute 
tion  franche  et  loyale  portant  l'acceptation  pure 
ieruieres  propositions  de  la  cour  de  Rome." 
ter  fort: 

miasaires  des  3  e'tats  desigiwis  ci-haut  ont  de- 
■  S.  St*,  de  bien  voulotr  accorder  k  leurs  gou- 
neme  bref  relativement  anx  choix  des  eVeques 

chapitre  qu'Ello  a  accorde  a  la  Prusse,  ann 
i  de  plus,  que  les  choix  futura  ne  tomberaient 
ividus  agreables.  Je  no  connais  point  textuelle- 
;  mais  il  fut  adresse*  en  son  temps  aus 
liens    et    porte    une    exhortation    de    ne    pas 

les  choix  des  egards  dös  aux  gouvernenients, 
mtion  ä  Ses  voeux.  Ce  d&ir  ne  portant  aucune 
opositions  soumises  a  la  Cour  de  Romc  ayant 
itats  reunis  les  meines  avantages  que  ceux 
Prusse;  j'espere  qu'on  ne  voudrait  point  voir 
esion  provisoire  a  cette  demande  un  d&lit  ou 
ole,  en  cas  que  nous  ne  parvenions  a  eliinincr 
ion.     Toutefois   je   vous    prie    de    sonder    lo 

srg  habe  noch  die  Hinzuziehung  von  Ehren 
Bischofswahl  verlangt,  aber  Baden  Bei  dagegen 
iaasau  wolle,  dasB  der  Bischof  den  Dom- 
mne,  aber:  nous   avons  tächö    d'etiminer   la 
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demande  vü  qu'il  nous  Importe  de  soutenir  les  questiona  sans 
modifications." 

Der  fünfte  und  sechste  Punkt  des  Ultimatums  biete  noch 
Schwierigkeiten,  aber  Baden  sei  jeder  Discussion  aus 
dem  Wege  gegangen,  da  der  Papst  ebensowenig  seinen 
Principien  entsagen  könne,  als  verlangen,  dass  die  Staaten 
ihren  Rechten  entsagten. 

Nach  dem  Eintreffen  der  württembergischen  Cürcular- 
depesche  vom  3.  Juni  1826  berichtete  Berstett  unter  dem 
19.  Juni  aufs  Neue  an  Genotte. 

Es  sei  gelungen,  schreibt  er  ihm,  die  Höfe  zum  Fallen- 
lassen der  Pragmatik  zu  bewegen.  In  Bezug  auf  die 
schwierigen  Punkte  (fünf  und  sechs)  des  Ultimatums  habe 
man  beschlossen  bei  der  Publication  die  Reserve  zu  gebrauchen, 
wie  Preussen  und  Hannover,  was  den  römischen  Stuhl  nicht 
verletzen  könne. 

;    Bind  die  Ausfuhrungen  der   Depesche  über  die 
den  *). 

iden  von  Württemberg  und  Nassau  vertretenen 
werden  scharf  gezeichnet  und  die  letztere  als  aus 
entsprungen  hingestellt,  dem  römischen  Stuhle 
t-Beanspruchuog  des  absoluten  Veto  —  darunter 
die  Staatsmänner  jener  Zeit  das  dem  Regenten 
Recht,  die  Wahl  auf  eine  ihm  genehme  Person 
iken  —  einen  Gefallen  zu  erweisen.  Zwar  sei 
•zeugt,  dass  die  grössere  durch  das  Breve  ver- 
intie  in  Wahrheit  nicht  erforderlich  sei,  den- 
es  diesem  Antrage  seine  Zustimmung  ge- 
er  dem  päpstlichen  Stuhle  nichts  schade,  ja 
Kapiteln  eine  grössere  Garantie  der  Wahlfreiheit 


•dmokengang  ist  der,  dus  wenn  das  Cspitel  nur  persona« 
Liste  setzen  dürfe,  ja  keine  Streichungen  erfolgen  würden 
el  *ns  der  Liste  frei  wählen  dürfe. 
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Deswegen  habe  sich  auch  Baden  dem  nassauischen  Vor- 
schlage angeschlossen,  ohne  sich  jedoch  definitiv  zu  binden, 
bis  es  Roms  Meinung  erfahren  werde.  Daher  solle  Genotte 
dem  Papste  vertrauliche  Mittheilung  machen. 

Er  solle  auch  eröffnen,  dass  die  vereinten  Staaten  dem 
württembergischen  Vorschlage  gern  ihre  Zustimmung  gegeben 
haben  würden,  wenn  sie  nicht  den  Wortlaut  des  Ultimatums, 
den  dort  proponirten  Wahlmodus  hätten  unverändert  bestehen 
lassen  wollen  und  die  Opfer  gescheut  hätten,  welche  Preussen 
—  das  war  die  Folge  jener  von  Burg  gehegten  oben  ange- 
führten Irrthümer  —  gebracht  habe. 

Rom  solle  die  Mittel  zur  Vereinigung  suchen.  Sollte  es 
nicht  nachgeben  wollen,  sollten  die  Staaten  nicht  zu  über- 
zeugen sein,  dann:  „la  Cour  de  Bade  ne  manquerait  pas  de 
mettre  un  terme  k  des  negociations  infructueuses  en  restant 
fidele  aux  Engagements  qu'Elle  a  pris  par  votre  intermediaire 
en  d6plorant  sincerement  de  n'avoir  pu  prouver  k  tous  les 
Etats  r&inis  cette  Organisation  de  l'Eglise  catholique  dont 
une  grande  partie  de  leurs  habitants  ont  un  besoin  si 
urgent." 

Ebenso  instruirte  Berstett  am  8.  Juli  1826  aufs  Nene 
Genotte1);    unter    demselben   Datum    wandte    er    sich  aber 


*)  „D  a  semble  a  tous  les  autres  gouvernements  reunis  que  ces  pro- 
positions laissaient  la  possibilite*  que  les  ev6ques  et  les  chapitres  pour- 
raient  forcer  les  gouvernements  a  reconnaitre  comme  eveques  ob 
membres  des  chapitres  des  individus  qui  seraient  desapprouves  par  enx. 
Ils  ont  pose*  le  cas  que  toutes  les  personnes  qui  seraient  place'es 
sur  la  liste  des  candidats,  ou  toutes  ä  l'exception  d'uae 
seule,  fussent  däsagrlables  au  gouvernement  respectif,  et  ils  out 
prltendu  qu'alors  le  droit  d'effacer  les  individus  qui  leur  seraient  motas 
agreables,  devenait  tout-a-fait  illusoire.  Je  n'ai  pas  besoin  de  Vbus  däre, 
que  je  ne  partage  nullement  cette  crainte.  Je  suis  trop  intimemeat 
convaincu  que  la  cour  de  Rome  veut  un  accord  parfait  avec 
les  gouvernements,  pour  que  je  puisse  croire  qu'elle  admette 
jamais  une  pareille  application  des  propositions  sus-dites. 
Neanmoins  je  n'ai  pas  e*te"  le  maitre  de  faire  partager  roa  conviction  es 
autres  gouvernements  re*unis,  et  comme  leur  demande  me  paraiss  it 
s'aecorder   parfaitement    aux  propositions  concernant   le  n    le 


J 


w 


4.  Die  Staaten  der  oberrheinischen  Kirchen  pro  vinz.  189 

auch  —  und  das  zum  ersten  Male  —  direct  an  den  Cardinal- 
staatssecretär 1). 

Er  bemerkt,  dass  dieser  selbst  durch  seine  Note  vom 
16.  Juni  1825,  durch  die  dort  versuchte  Heranziehung  des 
preußischen  und  hannoverischen  Beispiels  die  Mehrforderung 
der  Regierungen  veranlasst  habe.  Baden  habe  sich  dagegen 
gestemmt,  aber  schliesslich  die  Höfe  von  Darmstadt,  Cassel 
und  Nassau  veranlasst,  nur  eine  Ergänzung  des  Ultimatums 
in  dem  Sinne  zu  fordern,  der  mit  diesem  selbst  harmonire 
und  die  Freiheit  der  Wahl  bestehen  lasse,  während  er  doch 
den  Staaten  die  Garantie  gebe,  dass  keine  missliebige  Person 
den  bischöflichen  Stuhl  besteigen  könne.  Baden  würde  die 
Bulle  welche  das  Ultimatum  enthalten  solle  publiciren,  es 
überlasse  dem  römischen  Stuhle  die  Mittel  zu  finden,  in  irgend 
welcher  Weise  die  durch  die  Forderungen  der  übrigen 
Staaten  entstandenen  Schwierigkeiten  zu  beseitigen. 

Diese  Note  scheint  in  Rom  durchschlagend  gewirkt  zu 
haben,  deshalb  und  weil  gerade  an  sie  sehr  missverständliche 
Deductionen  angeknüpft  haben,  werden  wir  sie  kurz  zu  be- 
trachten haben;  die  obige  Darstellung,  welche  ihren  histo- 
rischen Zusammenhang  zeigt,  giebt  uns  den  Schlüssel  wie  sie 
gemeint  ist. 

Denn  wenn  Berstett  schreibt,  er  verlange  ein  Breve 
welches  mit  dem  Sinne  des  Ultimatums  übereinstimme  („dans 
un sens  qui s'accorde  parfaitement avec rUltimatuni'),  so  wissen 
wir  dass  er  auch  schon  nach  dem  Wortlaute  des  letzteren 
die  Wahl  eines  missliebigen  Bischofs  für  juristisch  unmöglich 
hielt,  und  dass  seiner  Ansicht  nach  ein  Breve,  welches  dies 
xinzweideutig   aussprach,  nur    dasselbe    bestimmte,   was    die 


d'election  des  eveques  et  des  membres  des  chapitres,  je  n'ai  pu  m'eiü- 
p Scher  d'y  acce*der.  Voila  toute  Torigine  de  la  demande  d'un  bref 
apostolique  par  lequel  il  serait  donne  aux  gouvernements  re'unis  une 
garantie  directe  que  les  sieges  dpiscopaux  et  les  places  vacantes  dans  les 
chapitres  ne  pourraient  jamais  etre  occupees  par  des  personnes 
qoi  ne  leur  seraient  point  agreables." 

*)  Beilage  LIII,  bei  Herr  mann  a.  a.  O.  62  f.  unvollständig 


Bach  I.  Gap.  II. 
3  Regierung    au»  den  zw 


;  wichtigere  Frage  ist  ab« 
.Dg  Badens  auffassen  mu» 
i  Antwort  wird  sieh  ohne 
tweder  legte  man  dem 
rie  die  badische  Regierun 
iniss  obwalten. 
er  aber  man  glaubte,  diu 
nes  missliebigen  Bischofs  j' 
.essen  hätte  Sommaglia  dai 
irstett  nur  dieselbe  Bestin 
)? 

war  das  vollkommen  unr 
3n  Ministers  ausdrücklich 
enthalten  solle,  und  dasB 
ierung  ungenehmen  Persoi 
solle. 

weit  wir  sehen  hat  man  ( 
in  der  That  niemals  den  ! 
itationskünste  der  nassau 
ferenten  hineinlegten, 
oft  die  Curie  ihre  Vorscl 
lie  On Wahrscheinlichkeit 
keit,  dass  nach  dem  iris 
Bischof  gewählt  werden 
sm  Worte  über  die  Jurist 
keit  dieses  Falles  ausgeap: 
i  daher  Sommaglia  aus  Be 
eutig  heraus,  welche  bei  d 
en  Vorschläge  herrschte, 
Forderung  deB  Breve  hl 
gewesen  auf  den  Untersc 
i  gewährten  Ultimatum  hi 
zog  es  vor,  das   Miusveri 
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verbessern,  wie  er  auch  später  in  gleicher  Weise   ein  Miss- 
verständniss  der  vereinten  Höfe  corrigirte1). 

Er  stellte  damit,  da  er  doch  das  Geforderte  gewähren 
musste,  die  Curie  auch  in  das  vortheilhafte  Licht,  als  ob  sie 
schon  von  vorn  herein  zugestanden  und  gewollt  hätte,  was 
die  Staaten  so  eifrig  forderten ;  er  bestärkte  in  Baden  den 
Olauben  an  den  guten  Willen  des  römischen  Hofes,  der  den 
Staaten  aus  freien  Stücken  solche  Concessionen  gemacht  hätte, 
die  nur  diese  in  thörichter  Verblendung  nicht  genügend  wür- 
digen konnten. 

Die  Silbenstecherei  aber  musste  Sommaglia  ferne  liegen, 
als  ob  er  nun  auf  die  Worte  „dans  un  sens"  etc.  sich  berufen 
könne  um  zu  sagen,  das  Breve  enthält  weiter  nichts  als  das 
Ultimatum;  dieses  aber  schliesst  die  Wahl  eines  Ungenehmen 
nicht  aus,  folglich  auch  nicht  das  Breve. 

Das  war  eben  bei  der  genauen  Detaillirung  der  von  den 
Höfen  gestellten  Forderung  unmöglich. 

Es  ist  erst  dem  erleuchteten  Scharfsinne  moderner  „prak- 
tischer Juristen"  möglich  gewesen,  sich  selbst  dieses  Zeugniss- 
geistiger Armuth  auszustellen. 

Wäre  übrigens  wirklich  Sommaglia  der  Ansicht  gewesen, 
dass  die  vereinten  Höfe  so  thöricht  seien,  die  Bestimmungen 
des  Ultimatum  nur  noch  einmal  in  weitschweifiger  Form  den 
Capiteln  eingeschärft  wissen  zu  wollen,  so  wäre  das  Be- 
nehmen der  römischen  verhandelnden  Personen  absolut  un- 
verständlich gewesen. 

Denn  Genotte  berichtete  am  1.  August  1826,  wie  kalt 
die  päpstlichen  Commissarien  die  neuen  Forderungen  ent- 
gegengenommen, welches  Misstrauen  gegen  die  badische  Re- 
gierung sie  plötzlich  erfüllt  habe.  Erst  später  erkannten  sie 
an  „toute  la  loyautä  et  la  rectitude  des  intentions  de  S.  A.  R. 
et  leur  rendaient  la  justice  la  plus  complette  et  la  plus  sa- 
tisfaisante ;  ils  sentaient  que  si  collectivement  S.  A.  R.  devait 


*)  Sie  hatten  gemeint,  dass  auch  Hannover  ein  Breve  wie  das  preus- 
f  che  erhalten  habe,  und  forderten  demgemäss  ein  Breve  nach  dem  Mus- 
t      der  für  diese  beiden  Staaten  erlassenen. 
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paraitre  en  quelque  facon  u'e'cart 
avait  ete  convenu,  ce  n'f-tait  et  nt 
inte>et  commun  et  pour  la  reussik 
und  auf  Berstett 's  Note  an  Somms 
melden,  dass  der  Papst  ein  Breve  . 
lassen  wolle,  „semblable  ä  celui  qu 
Chapitres  en  Pruase  relaüvement 
ne  mettent  aur  les  listes  et  par  cor 
des  personnes  agreables  aox  Souv 

Am  2.  August  antwortete  Sonn 
Sprache  war  gewunden  und  nicht 
fassung,  welche  Berstett  über  das 
aber  indem  er  selbst  den  Sinn  d 
er  sich  wohl  die  juristische  Unmii 
uüssliebigen  Bischofs  zuzugesteher 
nur  davon,  dass  ein  Mann  würdig 
und  weisen  Regierung  der  Kirche 
gesetzt  werden  solle,  und  dass  ein 
nicht  ungenehm  sein  könne.  Es 
Garantie  gegeben,  zumal  falls  do 
auf  die  Liste  kommen  sollten,  di 
könnten. 

Es  ist  kaum  anzunehmen,  dass 
schon  so  viele  Jahre  hintereinandf 
zum  Gegenstand  der  Unterhandlur 
Hannover  und  den  Niederlanden  | 
erdacht  hatte,  sich  über  die  juristi 
so  klar  gewesen  sein  sollte,  wie  es 
gierung  auf  den  ersten  Blick  schoi 

Wir  werden  demnach  in  den  ~Vf 
geschicktes  Umgehen  unbequemer 
haben.  Vielleicht  glaubte  er  auch 
Zeit  bestehenden  Lage  des  Verhi 
Staat  factisch  selbst  der  irische  Wt 
gierungen  gewünschten  Zweck  ents1 
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der  Curie  selbst  ein  Conflict  zwischen  dem  Landesbischof 
und  der  Staatsregierung  schon  lange  nicht  mehr  so  peinlich 
fallen  mochte,  als  das  noch  zur  Zeit  nach  der  Restauration 
unter  dem  Ministerium  Consalvi  der  Fall  war. 

Sommaglia  fahrt  dann  wörtlich  mit  Berstett's  Ausdrücken 
fort,  dass  der  Papst,  doch  ohne  den  Geist  oder  den  Buch- 
staben des  Ultimatum  zu  alteriren,  dem  Grossherzoge  eine 
neue  Probe  des  Vertrauens  geben  und  deshalb  an  die  Capitel 
ein  Breve  ähnlich  dem  preussischen  richten  wolle. 

Der  heilige  Stuhl  erklärte  also  auch  hier,  das  gewünschte 
Breve  dem  Wortlaute  und  Geist  des  Ultimatum  entsprechend 
geben  zu  wollen.  Er  eignete  sich  damit  ganz  die  Auffassung 
der  vereinten  Staaten  bezüglich  des  letzteren  an.  Denn  da 
der  Inhalt  des  Breve  von  den  Regierungen  genau  formulirt 
war,  so  konnte  dem  Cardinalstaatssecretär  dadurch  kein 
Zweifel  irgend  welcher  Art  entstehen. 

Erklärte  er  nichts  desto  weniger  dieses  Breve  dem  Geiste 
des  Ultimatum  entsprechend,  so  kann  das  nichts  weiter  heissen, 
als  dass  jetzt  rechtlich  unmöglich  gemacht  werde,  was  nach  dem 
Ultimatum  factisch  unmöglich  sei :  die  Wahl  eines  ungenehmen 
Bischofs,  wie  ja  zu  diesem  Zwecke  der  ganze  irische  Wahl- 
modus erfunden  war.  Ja  man  könnte  sogar  aus  dieser  Par- 
allelisirung  von  Breve  und  Ultimatum  den  Schluss  ziehen, 
dass  auch  Sommaglia  nach  dem  letzteren  die  Wahl  einer  per- 
sona minus  grata  absolut  ausgeschlossen  dachte. 

Wenn  man  aber  aus  den  angeführten  Worten  der  Note 
den  Sinn  abstrahiren  will :  nach  dem  Ultimatum  ist  die  Wahl 
eines  ungenehmen  Bischofs  zwar  unwahrscheinlich  aber  nicht 
unmöglich ;  wir  wollen  Euch  jetzt  ein  Breve  geben,  welches 
denselben  Sinn,  also  auch  denselben  Inhalt  hat,  so  setzt  man  da- 
durch den  Cardinalstaatssecretär  auf  die  Linie  eines  gemeinen 
silbenstechenden  Intriganten,  der  es  liebt  an  ein  Wort  des 
Gegners  anzuknüpfen,  dies  mit  Mentalreservation  zu  deuten 
und  in  diesem  Sinne  eine  Antwort  zu  geben,  die  den  andern 
täuschen  muss. 

Es  ist  jedenfalls  bemerkenswerth,  dass  nicht  wir  den 
Stein   einer  so   schmählichen  Anschuldigung    auf  die  Curie 

Friedberg,  Staat  und  BischofswaMen.  1 3 
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rfen;  es  geschieht  das  lediglich  von 
1  mit  dem  Rüstzeuge  der  Mentalreserv 
ut  ist. 

Was  sollte  es  aber  auch  denn  bed< 
rch  Gewährung  des  Breve  dem  Gr 
e  neue  Probe  seines  Vertrauens  z 
nn  er  das  Breve  dem  Ultimatum 
ährforderung  bezeichnet?  Oder 
lmen,  dass  es  Seitens  der  Curie  seh 
in  erscheint ,  falls  sie  undeutliche  W 
nken  zum  Schutz  und  Schirm  dien 
d  deutlich  ohne  Rückhalt  ihre  Meinu 
igen  danach  schon  eine  Mehrforderui 

Wieder  nehmen  wir  das  nicht  bei 
len  Stuhles  an,  sondern  auch  hier  m 
wem  gewisser  Parteien  den  Ruhm  üt 
;hte  darzustellen,  als  ob  es  bei  jede 
ltlichen  Mächten  List  und  Hinterhalt  1 
absichtigte  Zweideutigkeit  der  Wortfai 
3n  lassen  wolle ;  als  ob  es  ein  besondi 
icenten  erwiesenes  höchst  schätzen: 
r  eine  dieser  Hinterthüren  zu  schlies 
rliegenden  Fall  noch  gar  nicht  einn 
ire.  Wir  müssen  vielmehr  nach  un 
Indniss  annehmen,  dass  wenn  jemand 
deren  einen  besondern  Gefallen,  indem 
aon  bewilligten  Rechtes  ein  anderes 
i  plus  enthalte  und  nicht  dasselbe 
ihere. 

Wir  haben  —  es  sei  wiederholt  - 
irie  der  vorbedachten  Unredlichkeit 
ihen,  wie  das  jetzt  von  ihren  angel 
;nn  auch  indirect  mehr  als  zur  Genü 

Unter  dem  gleichen  Tage  schrieb  ai 
tte ') ,  indem  er  ihm  eine  Copie  der 

')   Beilage  LV. 
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Note  überreichte.  Seine  Worte  lassen  deutlich  erkennen, 
für  wie  inhaltsreich  doch  bei  der  Curie  die  Forderung  des 
Breve  erachtet  wurde. 

Denn  was  in  aller  Welt  soll  es  heissen,  wenn  Sommaglia 
sagt,  Genotte  würde  aus  der  Note  an  Berstett  ersehen,  wie 
gross  die  Begierde  des  heiligen  Vaters  sei,  wie  aufrichtig 
Beine  Sorge,  die  Verhandlungen  zum  Abschluss  zu  bringen, 
wenn  die  „condescenza  del  S.  Padre  e  la  sua  amichevole  defe- 
renza  ai  desiderj  di  S.  A.  R.  il  Gran  Duca"  —  den  Papst 
nur  veranlasst  hätte,  den  Inhalt  des  Ultimatum  noch  einmal 
in  einem  Breve  den  Capiteln  ans  Herz  zu  legen  ? 

Für  die  lächerliche  Maus  dieser  Gewährungen  brauchten 
und  konnten  unmöglich  die  Berge  solcher  Phrasen  ins  Krei- 
sen zu  kommen. 

In  Carlsruhe  begutachtete  Burg  die  von  Sommaglia  und 
Genotte  eingelaufenen  Actenstücke. 

Er  ging  davon  aus,  dass  der  Papst  „auf  eine  officielle 
Weise  erklärt  hat,  ohne  Anstand  das  verlangte  Breve,  dass 
keine  persona  prineipi  ingrata  in  die  Wahlliste  soll  aufge- 
nommen werden",  bewilligen  zu  wollen. 

Und  so  nimmt  denn  in  Bezug  auf  das  Breve  nur  noch 
der  Punkt  seine  Sorge  in  Anspruch,  dass  es  auch  auf  die 
Domcapitel  ausgedehnt  werden  müsse1). 

So  schrieb  denn  auch  Berstett  unter  dem  6.  September 
an  Sommaglia. 

Er  habe  ihm  den  Erlass  eines  Breve  angezeigt  „pour  ex- 
pliquer  les  dispositions  qui  concernent  les  ^lections,  de  ma- 
nifere  qu'aucun  doute  ne  puisse  subsister  sur  leur  v^ritable 
sens  et  sur  leur  application. 

Je  ne  crois  pas  me  tromper  en  regardant  la  negociation 
actuelle  comme  terminöe.  Le  Gouvernement  Grand  Ducal 
^prouve  une  grande  satisfaction  d'avoir  6t6  assez  heureux  pour 
poser  la  base  de  cet  aecord  si  desirable  avec  tous  les  Etats 

')  In  Bezug  auf  Punkt  5  u.  6  des  Ultimatums  bemerkt  er :  „Zu  dem 
Ausdrucke  einer  definitiven  Annahme  dieser  2  Funkte  würden  sich  die 
▼ereinigten  Höfe  niemals  entschliessen."  Wolle  Rom  darauf  bestehen,  so 
seien  Erörterungen  nöthig  über  canones  nunc  vigentes  und  diseiplina  praesens. 
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reuiiis  par  ses  negociations  confidentielles,  et  il  croit  avoir 
rempli  scrupuleusement  en  tout  ce  qui  d^pendait  de  Lui  les 
obligations   dont  il  s'^tait  charg^  envers  la  Cour  de   Rome." 

Am  gleichen  Tage  schickte  er  auch  eine  Depesche  an 
Genotte,  dass  die  Erklärung  Roms,  „4  adresser  aux  Chapitre* 
un  Bref  semblable  k  celui  que  Son  auguste  Predäcesseur 
adressaaux  Chapitres  de  la  Prusse  le  16  Juillet  1821,  live  la 
derni&re  difficultö  qui  s'est  opposöe  a  un  arrangement  final 
avec  les  Princes  et  Etats  du  Sud  de  l'Allemagne. " 

Er  betont  dann  das  durch  die  französischen  Vorgänge 
erhöhte  Misstrauen  der  vereinten  Fürsten  gegen  die  Curie, 
welches  es  unmöglich  mache  die  beiden  letzten  Punkte  des  Ul- 
timatum zur  Annahme  zu  bringen,  und  verlangt  die  oben  ge- 
dachte Ausdehnung  des  Breve  an  die  Capitel. 

Schon  am  1.  October  berichtete  Genotte,  dass  die  päpst- 
lichen Commissarien  das  letztere  zusagten,  und  der  Papst 
auch  nichts  dagegen  habe,  falls  die  Souveräne  bei  der  Pu- 
blication  der  Bulle  die  Formeln  gebrauchten,  welcher  sich 
selbst  die  katholischen  Fürsten  zu  bedienen  pflegten. 


Unter   dem  6.  Januar  1827  beantwortete  Sommaglia  die 
Note  der  vereinten  Fürsten  v.  4./7.  September  1826  *). 

Er  wiederholte  wesentlich  was  er  schon  Berstett  vertrau- 
lich eröffnet  hatte.  Die  früher  gebrauchten  Wendungen  keh- 
ren wieder,  aber  er  sagt  viel  correcter  nicht  mehr  wie  vorher, 
dass  schon  nach  dem  Ultimatum  die  Wahl  eines  ungenehmen 
Bischofs  unmöglich  sei,  sondern  nur,  dass  die  dort  getroffenen 
Anordnungen  von  der  Absicht  des  Papstes  solche  Wahlen  zu 
verhindern  hätten  genügendes  Zeugniss  ablegen  können, 
nichtsdestoweniger  solle  doch  —  ein  besonderes  Zeichen  der 
Achtung  Seitens  des  Papstes  für  die  Souveräne  —  dies  ge- 
wünschte Breve  erlassen  werden. 

Die  Frankfurter  Conferenz  fand  an  dem  Schreiben  J» 
Cardinais  nichts  auszusetzen. 

Indessen  war  Genotte  noch  andauernd  thätig   den  b    i- 

■)  Beilage  LVI. 
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sehen  Hof  von   den  Fortschritten  der  gemeinsamen  Angele- 
genheit in  Eenntniss  zu  halten. 

Am  9.  Januar  1827  berichtet  er,  „que  le  Bref  d&ire  pour- 
que  les  choix  des  Eveques  et  des  Chanoines  k  Favenir  ne 
tombent  que  sur  des  personnes  agräables  aux  Souverains  re- 
spectifs  sera  simultanöment  exp^dte." 

Am  2.  April  meldet  er  aufs  Neue,  dass  die  ßedaction 
der  Bulle  der  Secretarie  des  Consistoriums  und  der  Dataria 
übertragen  worden,  und  nur  mit  Mühe  eine  Veränderung  des 
Ultimatums  hintertrieben  worden  sei,  —  wie  contrastirt  das 
mit  der  ängstlichen  Sorgfalt,  welche  die  badische  Regierung 
im  Interesse  der  Curie  den  Bundesgenossen  gegenüber  be- 
währt hatte !  —  den  Wortlaut  des  Ultimatums  intact  zu  erhalten. 

„A  la  rädaction  du  Bref  devra  concourir  le  seerätaire  du 
Consistoire  et  ce  sera  chose  impossible  vu  son  caractere  d'a- 
voir  de  lui  communication  de  son  contenu  avant  l'exp^dition; 
mais  lorsqu'elle  sera  faite  et  probablement  avant  satransmission 
je  crois  que  je  pourrai  Pavoir;  au  reste  M.  le  Cardinal  Secr. 
d'Etat  et  Mgr.  Capaccini  m'ont  assurä  qu'il  sera  entiire- 
ment  conforme  k  ce  qui  a  iti  convenu,  oar  ils  e'taient  r6so- 
lus  d'y  tenir  la  main  et  d'employer  toute  leur  influence  k  cet 
effet;  ils  m'ont  döclar£  que  le  Bref  qui  a  6t&  adresse'  aux 
archeveques  et  chapitres  de  la  Monarchie  Prussienne  en  feraient 
la  base." 

Er  giebt  dann  eine  kurze  Analyse  des  preussischen  Breve, 
obgleich  auch  dieses  geheim  gehalten  werde,  und  erklärt 
die  lateinischen  Worte  „neque  sint  personae  Principi  minus 
gratae"  dahin,  dass  sie  „littöralement  traduits  en  fran^ais  prä- 
sentent  la  phrase,  que  vous  connaitrez  n'etre  pas 
les  moins  agr Rabies  au  Roi,  sont  cens^es  ici  vouloir 
insinuer  les  plus  agr^ables,  et  je  sais  qu'on  n'a  pas  pu  lui 
donner  une  autre  tournure  pour  laisser  subsister  dans  les 
<  ections  au  moins  une  ombre  de  libertä  raisonnable.*' 

Er  will  versuchen  eine  andere  Fassung  zu  erlangen. 

Am  24.  April  schickt  er  eine  Copie  der  Bulle  ein,    und 


J8  Buch  I.   Cap.  II.    1815 

jmerkt,  daaa  das  Breve  allen  E: 
erde,  nämlich  zu  „exclure  des  elec 
oina  agreables  aux  Princes,  c'est  bi> 
;nt  tomber  sur  ceux  qui  leur  aeron' 

Ebenso  berichtet  er  am  8.  Mai ' 
»richtete  Note  dea  Cardinalataatsseci 
eaer  den  Erlaas  des  Breve  gleich 
;r  beiden  Bischöfe  —  auch  der  na 
>n  der  Curie  noch  genehmigt  word 
ad  worin  jener  sagte: 

„Seguita  la  preconisazione  di 
1'  uno  ed  all'  altro  diretto  il  Bre\ 
atati  rinuiti,  e  aara  queato  calcato 
iedito  ai  capitoli  della  Monarchia 
cilmente  che  S.  S'a-  non  avrebbe  i 
tta  spedizione  alla  preconisazione 
relati." 

Nachdem  dann  Geuotte  noch  w 
egierung  in  Bezug  auf  den  Erlaas 
er  Sicherungen  gegeben  hatte,  theiltc 
[ai  eine  Copie  des  an  die  Capitel  ze 
;he  sara  apedito  unitamente  alle  E 
lovi  Frelati  di  Friburgo  e  di  Liml 

Beratett  konnte  seine  Freude  U 
erhandlungen  nicht  verbergen,  na 
ebei-eiustimmung  des  Breve  mit  £ 
m  alle  etwaigen  Schwierigkeiten  ftii 

„Ce  qui  me  rassure  bien  positiv» 
.ini  18-7,  c'eet  que  le  bref  sur  la 
lincidera  litteralement  avec  celui  &• 
ouve  un  pre"cödent  qui  met  egale 
iacussion  ulterieure,  qu'on  paraisaait 


')  Quant  au  Brcf  desire   uour  fixer  les  i5l 

le9     plus    agrjablea  aux   Suuverain»   il  n 
ne  ii  eeliii  <jiii  a  (vi  exp£<li<<  pnur  In  Pru 
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Am  31.  Mai  schickte  dann  Genotte  auch  eine  officielle 
ihm  von  Sommaglia  unter  dem  28.  übergebene  Copie  des  an 
die  Capitel  gerichteten  Breve  ein,  und  endlich  am  2.  Juni 
konnte  er  melden,  dass  beide  Breven  unter  dem  demselben 
Tage  an  die  Regierungen  officiell  abgesendet  worden  seien  *). 

Sie  waren,  wie  früher  die  Bulle,  begleitet  von  einem  Schreiben 
Sommaglia' s,  datirt  vom  31.  Mai,  worin  er  „se  fait  un  devoir  de 
remettre  a  Leurs  Excellences  la  copie  des  Brefs  qui  aux 
termes  de  ce  qui  a  6te  convenu  ont  6t6  adresses  aux  nou- 
veaux  Prälats  et  de  ceux  qui  le  seront  k  Leurs  Chapitres 
aussitöt  que  Sa  Saintete  sera  inform^e  qu'ils  auront  ite  con- 
stitu^s." 

Die  Breven  wurden  genau  geprüft  und  das  eine  mit  der 
inzwischen  am  6.  Juni  1826  von  Preussen  überschickten  Copie 
des  Breve  Quod  de  fidelium  in  Vergleichung  gestellt. 

Die  württembergische  Denkschrift  vom  28.  Juni  1827 
fand  zwar  8);  dass  dies  letztere  den  Capiteln  die  ausdrück- 
liche Anweisung  gebe,  sich  zu  versichern,  dass  der  Candidat 
keine   persona   minus    grata  sei,    dass   aber  in   den  Worten 


M  Der  Cardinalstaatssecretär  schrieb:  „Les  bulles  d'institution  des 
denx  nonveaux  Prelats  seront  accompagnles  tout  ä  la  fois  par  les  Brefs, 
qae  S.  S.  lenr  adressera  d'apres  le  dtfsir  de6  Princes  et  Etats  rlunis,  dont 
la  teneur  et  les  formes  seront  les  niemes  que  celles  suivies  a  lVgard  des 
(Aiapitres  de  la  Monarchie  Prussienne.  H  s'en  faut  peu  pour  se  con- 
vaincre  que  l'expldition  de  ces  Brefs  n'aurait  pas  pn  devancer  la  preconi- 
sation  des  Eveques,  anxquels  ils  seront  adresses.  Le  Soussigne*  ose  se 
flatter  que  les  Princes  et  Etats  rlnnis  .  .  .  demeureront  toujours  plus 
convaineus  de  la  loyaute,  par  laquelle  le  St.  Pere  se  plait  a  exdcuter  de 
t?a  part  sans  le  moindre  retard  les  aecords  qu'Il  vient  de  faire  avec  eux." 

2)  „Aus  der  Vergleichung  ergiebt  sich  die  Uebereinstimmung  beider 
Fassungen  darin,  dass  die  Wähler  vor  der  Wahl  Kenntniss  davon  haben 
sollen,  dass  der  zu  Wählende  dem  Landesherrn  nicht  missfällig  sei.  — 
Das  preussische  Breve  enthält  zwar  noch  die  ausdrückliche  Weisung,  sich 
dessen  zu  versichern,  indessen  liegt  in  der  Bestimmung  quos  ante  etc.  in 
der  Hauptsache  doch  nicht  viel  weniger,  denn,  da  die  Wählenden  nicht 
eher  zum  Wahlacte  schreiten  sollen,  als  wenn  sie  es  zuvor  wissen,  so 
miissten  sie,  um  wählen  zu  können,  nothwendig  am  Ende  auch  anfragen, 
wenn  man  es  ihnen  nicht  ungefragt  zu  erkennen  giebt.u 
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des  Breve  Re  sacra  dieselbe  Vorschrift  liege,  da  die  Wähler 
nicht  eher  wählen  sollten,  als  wenn  sie  genau  diese  Eigen- 
schaften kennen  gelernt  hätten,  d.  h.  also  ehe  sie  deswegen  an- 
gefragt oder  auch  ohne  specielle  Aufforderung  der  Regierung 
durch  diese  deswegen  unterrichtet  seien. 

Dagegen  gab  die  Fassung  des  Breve  Diem  quem  votis 
noch  zu  einigen  Anständen  Anlass,  die  indessen  ohne  Weiteres 
gehoben  wurden1). 

Inzwischen  musste  natürlich  der  Staatsvertrag  vom 
8.  Februar  1822  jetzt  eine  durchgehende  Aenderung  er- 
fahren. 

Und  in  der  That  modificirte  ihn  der  Vertrag  vom  15.  No- 
vember 1827  *)  in  allen  wesentlichen  Beziehungen.  Er  ver- 
änderte die  Gestalt  der  landesherrlichen  Verordnung,  des 
FundationsinBtrumentes,  der  Form  für  die  landesherrliche  Ge- 
nehmigung der  Bullen  und  liess  endlich  auch,  worauf  Baden 
so  sehr  gedrungen,  die  Pragmatik  als  verbindliche  Form 
fallen. 

Wie  hoch  man  aber  das  Gewicht  der  Breven  schätzte, 
lässt  sich  aus  zwei  Thatsachen  genau  erkennen. 

Einmal  beschloss  man  nämlich  den  übrigen  deutschen 
Fürsten  Kenntniss  von  dem  Abschlüsse  der  römischen  Ver- 
handlungen zugehen  zu  lassen,  um  sie  zum  Beitritt  zur  ober- 
rheinischen Kirchenprovinz  zu  veranlassen.  Man  sah  dabei 
wohl  ein,  dass  das  Breve  hier  schwer  in  die  Wagschale 
fallen  werde. 

„Sehr  verschieden,  so  lautete  das  Protokoll  der  Frank- 
furter Conferenz  vom  9.  Februar  1828,  muss  das  Urtheil 
über  das  Resultat  der  Verhandlungen  ausfallen,  je  nachdem 
man  von  der  Existenz  dieses  Breve  Kenntniss  hat  oder 
nicht." 


')  Es  behandelte  formell  nur  die  erstmalige  Besetzung  der  Domherrn- 
stellen. Auf  Reclamation  Genotte's  erklärte  Sommaglia:  er  werde  eine  K  "? 
erlassen,  dass  nach  Intention  des  Papstes  Bulle  und  Breve  dem  Cap  I 
immer  als  Norm  dienen  sollten. 

*)  Beilage  LVII. 
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1)  auf  der  Bulle  Ad  dominici  gregis  custodiam,  welche 
in  den  verschiedensten  Staaten  unter  gleichem  Vorbehalt  der 
Souveränetätsrechte  publicirt  wurde  und  welche  festsetzte  *) 

Erstens:  So  oft  der  erzbischöfliche  oder  ein  bischöflicher 
Sitz  erledigt  sein  wird,  wird  das  Capitel  der  betreffenden 
Cathedralkirche  Sorge  tragen,  dass  innerhalb  eines  Monats, 
vom  Tage  der  Erledigung  an  gerechnet,  die  Landesfursteo 
des  betreffenden  Gebietes  von  den  Namen  der  zum  Diöcesan- 
Clerus  gehörigen  Candidaten,  welche  dasselbe  nach  den  ca- 
nonischen Vorschriften  würdig  und  tauglich  erachtet,  die  era- 
bischöfliche  oder  bischöfliche  Kirche  fromm  und  weise  zu 
regieren,  in  Kenntniss  gesetzt  werden.  Wenn  aber  vielleicht 
einer  von  diesen  Candidaten  selbst  dem  Landesfürsten  minder 
angenehm  sein  möchte,  so  wird  das  Capitel  ihn  aus  dem 
Verzeichnisse  streichen;  nur  muss  die  übrig  bleibende  An- 
zahl der  Candidaten  noch  hinreichend  sein,  dass  aus  ihr  der 
neue  Vertreter  gewählt  werden  könne;  dann  aber  wird  das 
Capitel  zur  canonischen  Wahl  eines  aus  den  noch  übrigen 
Candidaten  zum  Erzbischofe  oder  Bischöfe  nach  den  gewöhn- 
lichen canonischen  Formen  vorschreiten  und  dafür  Sorge 
tragen,  dass  die  Urkunde  über  die  Wahl  in  authentischer 
Form  innerhalb  einer  Monatsfrist  dem  Papste  vorgelegt 
werde. 

Zweitens:  Die  Bewerkstelligung  des  Informativprocesses 
über  die  Eigenschaften  der  Promovenden  zum  erzbischöf- 
lichen  oder  zu  dem  bischöflichen  Stuhle,  wird  von  dem 
Papste  in  Gemässheit  der  Anweisung,  welche  auf  Befehl  des 
Papstes  Urban  VIII.  seligen  Andenkens  herausgegeben  wor- 
den ist,  einem  der  Provinzialbischöfe  oder  einem  in  Würden 
stehenden  Geistlichen  der  betreffenden  Diöcese  übertragen 
werden ;  wenn  der  Papst  aus  diesem  vorgelegten  Informativpro- 
cesse  ersieht,  dass  der  Gewählte  diejenigen  Eigenschaften  besitze, 
welche  die  canonischen  Vorschriften  von  einem  Bischöfe  er- 
fordern, so  wird  er  denselben  so  bald  als  möglich  nach  <'en 


x)  Der  lateinische  Text  der  bezüglichen  Bestimmungen  in  Beilage  X<  IL 
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bestehenden    canonischen    Formen    durch    ein    apostolisches 
Schreiben  bestätigen. 

Drittens:  Wenn  aber  entweder  die  Wahl  nicht  nach 
canonischen  Regeln  vorgenommen  worden,  oder  der  Gewählte 
nicht  mit  den  vorgedachten  Gaben  ausgerüstet  befunden  wird, 
so  wird  der  Papst  dem  Capitel  aus  besonderer  Gnade  ge- 
statten, dass  es,  wie  früher,  zu  einer  neuen  Wahl  auf  cano- 
nische Weise  vorschreiten  könne. 

2)  auf  dem  Breve  Re  sacra,  dessen  bezügliche  Bestim- 
mungen lauteten1): 

„Vestrarum  erit  partium  eos  adsciscere,  quos  ante  electio. 
nis  actum  noveritis  praeter  qualitates  ceteras  ecclesiastico 
jure  praeiinitas  prudentiae  insuper  laude  commendari,  nee 
Serenissimo  Principi  minus  gratos  esse."  — 


*)   Das   Breve  für  die   Capitelsstellen  lautete  in  der  nach  Freiburg  ge- 
sandten Form: 

Venerabili  Fratri  Bernardo  Archiepiscopo  Fribnrgensi  Leo  P.  P.  XII. 
Venerabilis  Frater  Salutem  et  Apostolicam  Benedict! onem.  —  Diem, 
quem  votis  approperabamus,  Ecclesiae  isti  faustum  et  salutarem  gratulamur 
illnxisse,  quo  antistitem  eidem  praefecinus.  Te  vero,  quem  in  id  muneris 
adscivimu8,  curis  consiliisque  Nostris  pro  gregis  istius  bono  suseeptis 
cumulate  satisfacturum  haud  diffitemur,  dante  Deo  voci  tuae  vocem  virtutis, 
ut  traditam  tibi  vineam  custodias  sedulo,  excolasque  perstndiose.  Cum 
autem  inter  ea,  qnae  celeriter  gerenda  tibi  erunt,  Capitnli  constitutio 
commissa  tibi  sit,  commendamus  summopere  Fraternitati  tuae,  ut  quae 
Nostris  Apostolicis  litteris,  quarum  initium  est  „Ad  Dominici  gregis 
custodiam"  decrevimus,  religiosissime  servari  enitaris.  Nostro  quippe 
nomine  prima  hac  vice  eligere  Decanum,  Canonicos  et  Vicarios  Capituli 
datum  est  tibi:  qua  in  re  conficienda  id  ob  oculos  habendum  memineris, 
nt  eligendi  Sacris  sint  Ordinibns  initiati,  atque  pietate,  doctrina,  prudentia 
eeterisque  virtutibus  ex  Canonum  praescripto  necessariis  praefulgeant, 
neque  sint  Serenissimo  Principi  minus  grati,  ut  scilicet  omni 
adempta  ofiensionis  causa  facilius  ac  salubrius  delato  munere  perfungantur. 
Hinc  tuarum  erit  partium  omnia  illa  quae  in  eam  rem  et  pro  Episcopis 
et  pro  Capituli s  sancita  ibidem  sunt,  aecurate  exequi,  atque  omni  studio 
contendere,  ut  per  eos  ad  quos  spectat  apprime  eadem  illft  perficiantur. 
Vides,  Venerabilis  Frater,  quae  tibi  ex  hoc  capite  imposita  sit  procuratio, 
gravis  ea  .quidem  ac  difticultatis  plena,  quae  tarnen  ex  tuo  pro  salute 
ovium    ac    catholicae    rei   incolumitate    studio  omnino   praestanda  tibi  es 
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3)  Den  von  den  verbündeten  Fürsten  vereinbarten  Gesetzen 
gemäss  wurden  über  das  Recht  der  Bischoftwahlen  noch 
weitere  Festsetzungen  getroffen:  einmal  durch  die  Verord- 
nung vom  30.  Januar  1830,  dann  durch  die  überall  gleich- 
lautenden Fundationsurkunden  der  einzelnen  Epiacopate. 

Die  erstere  bestimmt  dass  der  zu  wählende  Bischof 
Deutscher  von  Geburt  sei  und  Bürger  des  Staates,  in  welchem 
er  den  bischöflichen  Sitz  einnehmen  soll,  dass  er  die  cano- 
nischen Eigenschaften  besitze  und  ausserdem  entweder  in  der 
Seelsorge  oder  in  der  Ausübung  eines  akademischen  Lehr- 
amtes mit  Auszeichnung  thätig  gewesen  sei  (§.  15)  ?). 

Vor  der  Consecration  soll  er  dem  Oberhaupte  des  Staates 
den  Eid  der  Treue  ablegen  (§.  16),  welcher  in  dem  Fun- 
dationsinstrumente  näher  bestimmt  wird8),  und  dieser  wird  in 
dem  Fundationsinstrumente  (Art.  3)  wörtlich  gleich  mit  der 
früheren  Fassung  der  Pragmatik3)  formulirt. 

Die  Regierung  behält  sich  ferner  vor  zur  Wahl  einen 
landesherrlichen  Commissar  abzuordnen,  ohne  dessen  Zu- 
stimmung die  Wahl  nicht  verkündet  noch  irgend  ein  Schritt 
zu  deren  Vollziehung  geschehen  darf4).  — 


corde  magno  et  animo  volenti,  quod  nt  prospere  succedat,  auapicem  pime- 
sidii  Coelestis  Apostolicam  Benedictionem  tibi  gregique  tuo  peramanter 
impertimur. 

Datum  Romae   apud    S.   Petrum   die   XXI.    Maji  anni  1S27. 

Pontificatus  Nostri  Anno  IV. 
Der  lateinische  Text   des    Breve    Re  Sacra  in  der  nach   Freibarg  ge- 
sandten Form  vollständig  in  Beilage  XCIII. 

x)  Der  Wortlaut  übereinstimmend  mit  dem  auf  S.  122  angeführten 
Text  der  Pragmatik  §.  20,  nur  dass  die  letztere  eine  mindestens  achtjährige 
Betheiligung  an  der  Seelsorge  verlangte. 

*)  Entspricht  nicht  wörtlich  der  Pragmatik  §.  21  (oben  S.  122)  und 
lautet  wörtlich:  „Der  Gewählte  hat  sich  alsbald  nach  der  Wahl  wegea 
seiner  Bestätigung  an  das  Oberhaupt  der  katholischen  Kirche  zu  wende* 
Vor  der  Consecration  legt  derselbe  in  der  Eigenschaft  als  Bischof  des 
Eid  der  Treue  und  des  Gehorsams  in  die  Hände  des  Landesherrn  ah. 

*)  Pragmatik  §.  21  siehe  oben  S.  122. 

4)  Fundationsinstrument.  Die  Bestimmaugen  desselben  wieder!  les 
zum  Theil  die  Anordnungen  der  Bulle  und  des  Breve  und  1  ten 
wörtlich : 


r" 
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Die  Curie  Hess  die  Publication  der  landesherrlichen  Ge- 
setze nicht  angerügt  hingehen. 

Am  30.  Juni  1830  richtete  Pius  VIII.  an  die   Bischöfe 


Indem  wir  nun  durch  diese  Stiftung  und  Ausstattung  des  mehr- 
erwähnten Bisthums  Unsere  landesväterliche  Fürsorge  für  Unsere  katho- 
lischen Unterthanen  beurkunden  und  einen  bleibenden  Zustand  ihrer  kirch- 
lichen Einrichtungen  begründen;  so  setzen  Wir  vermöge  des  Uns 
verfassungsmässig  zustehenden  obersthoheitlichen  Schutz-  und  Anfsichts- 
rechtes  über  die  Kirche,  als  Bedingung  dieser  Stiftung  fest: 

1)  Der  bischöfliche  Stuhl  wird  durch  die  Wahl  besetzt;  die  Form 
derselben  ist  folgende: 

So  oft  der  bischöfliche  Sitz  erledigt,  hat  das  Capitel  innerhalb  eines 
Monats,  vom  Erledigungstage  an  gerechnet,  Uns  ein  Verzeichniss  derjenigen 
Diöcesan-Geistlichen  vorzulegen,  welche  dasselbe  für  würdig  und  tauglich 
hält,  der  Kirche  mit  Frömmigkeit  und  Weisheit  vorzustehen. 

Sollten  unter  diesen  Candidaten  Uns  minder  angenehme  Personen 
sich  befinden,  so  wird  das  Capitel  dieselben  auf  Unsere  Erinnerung  aus  dem 
Verzeichnisse  streichen.  Hierauf  hat  das  Capitel  zur  Wahl  des  neuen 
Bischofs  zu  schreiten,  wobei  es  verpflichtet  ist,  nur  eine  solche  Person  zu 
wählen,  von  welcher  es  sich  vor  dem  feierlichen  Wahlacte  die  Gewissheit 
verschafft  hat,  dass  dieselbe  die  vorgeschriebenen  Eigenschaften  besitze  und 
Uns  wohlgefällig  sei. 

Wir  behalten  uns  vor,  zu  der  Wahlhandlung  einen  landesherr- 
lichen Commissarius  abzuordnen,  ohne  dessen  Zustimmung  die  Wahl 
nicht  verkündet,  noch  irgend  ein  Schritt  zu  deren  Vollziehung  ge- 
schehen darf. 

2)  Zum  Bischof  kann  nur  ein  Geistlicher  gewählt  werden,  welcher 
ein  Deutscher  von  Geburt  und  Bürger  Unseres  Staates  ist. 

Nebst  den  vorgeschriebenen  canonischen  Eigenschaften  ist  erforderlich, ' 
dass    derselbe    entweder   die    Seelsorge,  ein   akademisches    Lehramt  oder 
sonst    eine    öffentliche    Stelle  mit   Verdienst   und   Auszeichnung  verwaltet 
habe,    sowie   auch  der  inländischen    Staats-  und  Kirchengesetze  und  Ein- 
richtungen kundig  sei. 

3)  Der  gewählte  Bischof  wird  alsbald  nach  der  Wahl  solche  dem 
Oberhaupte  der  katholischen  Kirche  anzeigen  und  um  Bestätigung  an- 
suchen. 

Vor  der  Consecration  durch  denjenigen  Erzbischof  oder  Bischof  für 
we  jhen  die  landesherrliche  Genehmigung  zu  diesem  Act  ausgewirkt  wor- 
dei  ist,  hat  uns  der  gewählte  Bischof  folgenden  Eid  zu  schwören 
(wi  s  oben  S.  122). 
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der  Kirchenprovinz  ein  Schreiben1),  in  welchem  er  ihnen 
seinen  lebhaften  Schmerz  ausdrückte  und  ihnen  die  Irrigkeit 
der  Grundsätze,  welche  der  Verordnung  innewohnten  und  welche 
den  Rechten  und  Freiheiten  der  katholischen  Kirche  ent- 
gegen seien,  auseinandersetzte.  Sie  sollten  ihre  Hirtenstimmen 
erheben  um  die  ihrer  Sorge  anvertrauten  Gläubigen  zu  unter- 
richten „de  manifestis  principum  illorum  erroribus." 

Gott  müsse  mehr  gehorcht  werden  als  den  Menschen; 
sie  hätten  alles  zu  thun,  um  die  Aufhebung  der  Verordnung 
zu  erreichen2). 

In  gleicher  Weise  legte  Gregor  XVI.  durch  eine  Rote 
des  Cardinalstaatssecretär  Bernetti  vom  5.  October  18335) 
Protest  ein  gegen  alle  einseitig  von  den  Staaten  erlassenen 
kirchlichen  Verordnungen,  indem  er  die  Aufhebung  derselben 
und  die  genaue  Beobachtung  aller  Punkte  der  abgeschlossenen 
Verträge  forderte. 

•  Unter  dem  4.  September  1834*)  antworteten  die  ver- 
einten Fürsten;  sie  stellten  den  Erlass  der  bemängelten  Ge- 
setze nicht  in  Abrede,  behaupteten  aber  dazu  berechtigt  zu 
sein,  in  Folge  der  Reservation,  mit  welcher  sie  das  päpst- 
liche Ultimatum  angenommen  und  welcher  sie  in  der  Depesche 


*)  Bei  Walter,  Fontes  iuris  ecclesiastici  (Bonnae   1861.)  345. 

*)  Darauf  antwortete  am  24.  März  1821  der  württembergische  Bischo: 
Keller  : 

„Si  denique  mala  quibus  ecclesia  catholica  hisce  praecipue  temporibcs 
nostris  quoque  in  Germaniae  regionibus  premitur  cuivis  altiori  spei  «f 
sereno  adspectui  umbram  quandam  affundere  possent  ipsos  ecclesiae  eai 
inservimus  ingratos  adeo  filios  adcusare  debercmus,  qui  sinistro  ac  obcae- 
cato  in  semet  ipsos  studio  ac  smbitione  seducti  non  ecclesiae  non  reipab- 
licae,  cujus  verum  bonum  ipsis  adsidue  ob  oculos  versari  deberent,  sed 
sibimet  ipsis  —  et  quidem  dum  non  nisi  veritatem  ac  officia  Status  ac  con- 
ditionis  suae  probe  attendere  et  sequi  deberent,  nibilominus  sibi  solum 
ad  magnum   ecclesiae  et  reipublicae  dispendium  inservire  dignoscuntm  * 

Die  Antwort  des  Mainzer  Bischofs  Burg  bei  Brück  a.  a.  O.  22.. 

■)  Abgedruckt  bei  Friedberg,  Grenzen,  Beilage  VTIL 
*)  Ebendaselbst  Beilage   IX. 
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vom  4./7.  September  1826  unzweideutigen  Ausdruck  gegeben 
hätten. 

Damit  ruhte  der  Notenwechsel  zwischen  den  Staaten 
und  der  Curie,  welche  letztere  auch  ihren  Protest  nicht  mehr 
wiederholte. 

Nur  dass  der  Papst  in  einem  Brief  an  den  Erzbischof 
von  Freiburg  vom  29.  November  1839  diesem  das  oben  er- 
wähnte Schreiben  Pius*  VIII.  ins  Gedächtniss  zurückrief. 

Die  Regierung  erhielt  indessen  keine  offizielle  Kenntniss 
dieses  Actenstückes. 


H 


ZWEITES    BUCH. 


Geschichte  der  einzelnen  Bischofswahlen. 


Friedberg,  Staat  und  Bischofswahlen. 
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w 


Erstes  Capitel. 


Prcussen1). 

Bei  Darstellung  der  einzelnen  preussischen  Bischofswah- 


1)  Uebcr  Baiern  vermögen  wir  Nichts  beizubringen,  da  nach  gütiger  Mitthei- 
lung des  Staatsministers  Hrn.  Dr.  von  Lutz  „die  königliche  Ernennung  fast  immer 
auf  Grund  von  mündlich  gepflogenen  Erhebungen  erfolgt  ist,  so  dass  nur  in- 
teresselose formale  Actenstücke  vorliegen".  Dagegen  sind  wir  informirt 
über  die  Erörterungen,  welche  bei  der  Ernennung  der  ersten  baierischen 
Bischöfe  zwischen  der  Regierung  und  der  römischen  Curie  gepflogen  wur- 
den. Von  den  Seitens  der  ersteren  nominirten  stiessen  Wolf  für  Regensburg, 
Chandelle  für  Speyer  und  Frauenberg  für  Würzburg  in  Rom  auf  Wider- 
stand. Bezüglich  des  ersteren  hatte  man  schon  im  November  1827  dem 
baierischen  Gesandten  in  Rom  erzählt ,  dass  der  Weihbischof  von  Wolf 
in  Regensburg  vom  Schlage  gerührt  und  ausser  Stand  gesetzt  worden  sei, 
ein  Bi8thum  anzunehmen.  „Es  sind  zugleich  andere  demselben  wenig 
günstige  Nachrichten  eingelaufen,  so  dass  seine  Ernennung  dem  heiligen 
Vater  durchaus  nicht  angenehm  sein  würde."  Doch  gab  Rom  schliesslich 
nach  und  hielt  nur  bei  Frauenberg  den  Widerspruch  aufrecht.  Bezüglich 
des  Grundes  setzte  der  baierische  Legati onsrath  von  Rechberg,  der  sich 
in  Rom  befand,  seiner  Regierung  auseinander,  dass  die  Verweigerung  der 
Bestätigung  weniger  in  dem  Mangel  der  erforderlichen  Eigenschaften  auf 
Seite  des  Ernannten,  als  in  dem  Wunsche  des  heil.  Stuhles  seinen  Grund 
habe,  von  seinen  Rechten  Gebrauch  zu  machen,  seine  Kräfte  zu  erproben 
und  seine  Autorität  gleich  zu  Anfang  fest  zu  begründen.  So  seien  auch 
von  der  ersten  Nomination,  welche  der  König  von  Neapel  nach  Abschluss 
des  Concordates  vorgenommen,  gleich  sechs  Candidaten  zurückgewiesen  worden. 
A  i  Rechberg  bei  Consalvidie  Gründe  der  Missliebigkeit  Frauenberg's  erkun- 
d  e  erhielt  er  nur  ausweichende  Antworten.  Es  sei  nicht  üblich,  erklärte 
•d  .'  Cardinal,  die  Motive,  welche  den  Papst  zur  Verwerfung  eines  Bisthums- 
C  ndidaten  veranlassten  mitzutheilen.  Ein  solches  Verlangen  käme  der 
/  raahme  gleich,  dass  der  Papst  irren  könne;  alle  Souveräne  pflegten  sich 
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len1),  werden  wir  die  östlichen  Provinzen,  auf  welche  das 
Recht  der  Bulle  De  salute  so  weit  es  Bischofswahlen  betraf, 
keine  Einwirkung  ausüben  sollte,  von  den  westlichen  Provin- 
zen zu  trennen  haben. 

Dieser  Unterschied  schwindet  dann  erst  mit  dem  Re- 
gierungsantritt  König  Friedrich  Wilhelm's  IV.  2) ,  der  über- 
haupt für  die  rechtliche  Behandlung  der  preussischen  Bi- 
schofswahlen epochemachend  geworden  ist. 


dem  Urtheile  des  heil.  Stahles  zu  unterwerfen  and  noch  neulich  habe  sieb 
ein    mächtiger  Herrscher   gefugt.      Ausserdem    könne    man  die   Anklage- 
punkte   nicht    mittheilen,    ohne   die   Persönlichkeiten    zu    compromittiren. 
welche  durch  Lieferung  von  Aufschlüssen  ihre  Anhänglichkeit  an  den  hei- 
ligen Stuhl  bewiesen.    So  schrieb  denn  auch  der  Papst  am  6.  April  1828  an  den 
König,  dass  er  auf  keine  Weise  Frauenberg  instituiren  könne,  „de  cujus  doc- 
trina  et  moribus  et  ea  seimus  quae  probant  minime  illum  iis  dotibus    in- 
struetum  esse,  quas  sacri  canones  in  eo  requirunt,    qui  ad  episcopatoin  i» 
ecclesia  dei  gerendum  sit  promovendus,  et  per  universam  fere  Gennaniam 
ea  de  ipso    est  opinio   plurimorum  litteris  ad  nos  perlata  ut  „bonum  tes- 
timonium"  illud  quod  apostolus  Paulus  in  Episcopo  postulat,  tTne  in  oppro- 
brium  ineidat"  eum  non  habere  nobis  certiasime  constet."      Aber  in  Mün- 
chen gab  man  sich  mit  so  vagen   Beschuldigungen   nicht  zufrieden.       Der 
König  Hess  durch  seinen  Gesandten  erklären,  dass  er  weder  das  Concordat 
als   StaatsgeBetz   verkündigen  noch   den  apostolischen    Nuntius  empfangen 
werde,  falls  nicht  die  Beschwerdepunkte  einzeln  und  mit  den  Belegen  mit- 
getheilt  würden.     So  entschloss  man  sich  denn  in  Rom  widerwillig  genug 
diesem  Verlangen  nachzugeben.       Aber  die  Gründe  welche  man  anfahrte, 
waren  so  seicht,   dass  es  der  baierischen  Regierung  nicht  schwer  fiel,    ihre 
gänzliche    Haltlosigkeit    darzuthun.       Inzwischen    erledigte    sich    die  An- 
gelegenheit durch  den  Verzicht  Frauenberg's,    der  dann   im  December  1 829 
zum  Bischof  von  Augsburg  nominirt  und  diesmal  ohne  Widerspruch  vom 
Papste  instituirfc  wurde. 

1 )  Die  Darstellung  beruht  auf  den  Acten  des  preussischen  Ministe- 
riums der  geistlichen  Angelegenheiten.  Einiges  bringt  auch  bei  Sybel  Da» 
Recht  des  Staates  bei  Bischofswahlen  in  Preussen,  Hannover  u.  d.  ober- 
rheinischen Kirchenprovinz.     (Bonn  1873.) 

*)  Siehe  oben  S.  61. 
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I.  Bis   zur  Regierung   Friedrich  Wilhelm's  IV. 


1.    Die  Ostlichen  Bisthümer. 

Als  Preussen  i.  J.  1815  die  polnischen  Lande  theils  wie- 
der, theils  neu  erwarb,  sass  auf  dem  bischöflichen  Stuhle  von 
Onesen  Graf  Raczynski,  von  Posen  Graf  Gorczenski.  Die 
Bulle  De  salute  nahm  dann  eine  Union  der  beiden  Episco- 
pate  vor,  worauf  Graf  Raczynski  resignirte  und  Graf  Gor- 
czenski mit  Einvernehmen  der  Regierung  durch  den  päpst- 
lichen Stuhl  als  Erzbischof  von  Gnesen-Posen  bestellt  wurde. 

In  Ermeland  war  Graf  Joseph  von  Hohenzollern  i.  J. 
1803  zum  Bischof  ernannt  worden. 

In  Culm  war  Sedisvacanz.  Denn  Bischof  Franz  de  Urb- 
no  Rydzinski  war  schon  am  7.  October  1814  gestorben, 
die  Regierung  hatte  aber  die  Wiederbesetzung  des  bischöf- 
lichen Stuhles  verschoben,  bis  über  das  Schicksal  der  durch 
den  Tilsiter  Frieden  von  Preussen  abgerissenen  Kreise  von 
Culm  und  Michilaw  entschieden  sein  würde 

Freilich  war  dann  auf  dem  Wiener  Congresse  diese  Frage 
erledigt  worden,  und  die  Provinzialregierung,  welche  dem 
Könige  eine  aus  dem  Patronatrecht  fliessende  Befugniss  zur 
Besetzung  des  Bisthum  vindicirte,  hatte  in  Berlin  den  erme- 
ländischen  Dompropst  Mathy  zum  Vorschlag  gebracht.  Aber 
einerseits  wurden  gegen  denselben  persönliche  Anschuldigun- 
gen laut,  die  eine  nähere  Untersuchung  erforderten,  anderer- 
seits war  der  Krieg  aufs  Neue  wieder  ausgebrochen  und  eine 
Neuorganisation  durchweg  nothwendig. 

So  war  denn  auch  das  dringende  Gesuch  des  Capitels 
zu  Culm-See,  den  Domherrn  von  Hatten  in  Frauenburg  zum 
Bischof  zu  ernennen,  unerledigt  geblieben  (3.  Juli.  10.  De- 
cember  1818),  und  erst  am  9.  Juni  1821  erging  eine  könig- 
liche Cabinetsordre  an  den  Staatskanzler  Fürsten  Harden- 
berg, dem  Dompropst  Mathy  das  Bisthum  zuzuwenden. 

In  Folge  dessen  wurde  dieser  am  26.  desselben  Monates 
durch  den  Minister  von  Altenstein  von  der  königlichen  auf 


Buch  II.  Gesch.  4.    Bisch. 

efallenen  Wahl  benachrichtigt, 
sl.  die  Verfügung  erlassen: 
Des  Königs  Maj.  habe  nach  den 
Polen  zu  dem  erledigten  Bisthui 
of  in  der  Weise  und  mit  der 
it),  als  solcheB  von  S.  Maj.  Vorf 
itlich  von  Ihres  in  Gott  ruhend 
ehen   —   weshalb   das  Capitel   t 

Mathy  in  der  Form,  wie  bei 
en,  zum  Bischof  zu  wählen,  der 
Vahl  beizustimmen  und  hierübei 
Rom  geeignete  lateinische  Urku 
ndessen  machte  der  zum  königli 
nte  Ober-Präsident  von  Schön  s 
ang,  dass  bei  Gelegenheit  der 
z  dem  Capitel  auch  nicht  einn 
t  gewesen  sei,  vielmehr  der  K< 
las  Capitel  auch  die  Komination 
:irt  habe. 

)emgemäss  wurde  auch  dieses 
31.  Juli  1821  richtete  das  Ca 
iben  worin  es  seine  Acceptatiq 
en  Mathy  aussprach.    „Nachden 

M.  zum  Bischof  ...  zu  ernem 
en  gedachten  Nominatum  einmii 
sn  ihn  in  dieser  Qualität  mit 
ieae  königliche  Gnade  an." 
Ulein  in  Rom  erregte  dies  V 
i  am  22.  December  1821  berichl 
•e  Mazio  sich  mit  ihm  wegen  df 
en  gesetzt  habe,  und  dass  er  be 
Amer  stünden  zur  einfachen  pä] 
,em  Zusätze  „ad  supplicationem 
itt  der  preuasischen  Regierung  i 

eines  päpstlichen  motu  proprii 
Kapitel  nur  als  Empfehlung  berü 
>o  zeigte  eich  denn  sofort  die  S> 
ies  die  preussische  Regierung  be 
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über  die  östlichen  Episcopate  in  Rom  beobachtet  hatte,  nur 
um  das  Gelingen  der  Verhandlungen  zu  sichern,  und  der 
unerquickliche  Zustand  konnte  durch  Niebuhr's  Operationen 
in  keiner  Weise  gemildert  werden. 

Denn  anstatt  die  Schreiben  der  östlichen  preussischen 
Capitel,  welche  sie  bei  landesherrlicher  Ernennung  eines  Bi- 
schofs an  die  Curie  gerichtet  hatten,  zur  Prüfung  zu  bringen, 
um  die  ausdrückliche  Erwähnung  der  Nomination  in  densel- 
ben zu  constatiren  und  so  Präcedenzen  für  das  königliche 
Nominationsrecht  beizubringen,  berief  er  sich  eigentümlicher 
Weise  auf  die  Bulle  De  salute  und  versuchte  nur  negativ 
das  päpstliche  Nominationsrecht  zu  beseitigen. 

In  der  Bulle,  sagte  er,  werde  von  Electio  gesprochen, 
die  päpstliche  Nomination  nicht  erwähnt,  folglich  existire 
sie  nicht. 

Damit  gab  er  ohne  Weiteres  die  Unrechtmässigkeit  de» 
in  Culm  eingeschlagenen  Verfahrens  zu,  wo  ja  eben  keine 
Electio  vorgekommen  war,  und  nutzte  den  von  ihm  selbst  so- 
gemissbilligten  Schritt  der  Curie,  das  Breve  Quod  de  fide- 
lium  auch  an  die  östlichen  Capitel  zu  richten,  gegen  die 
Curie  aus. 

Mazio  erklärte  darauf,  das  Capitelsschreiben  müsse  zu- 
rückgezogen werden,  und  entweder  eine  päpstliche  Nomina- 
tion oder  eine  neue  Wahl  des  Capitels  Platz  greifen;  Nie- 
buhr  zog  das  letztere  vor. 

In  Folge  dessen  richtete  der  Minister  von  Altenstein  an 
das  Capitel  die  Aufforderung,  eine  canonische  Wahl  vorzu- 
nehmen, mit  ausdrücklichem  Vorbehalte,  „dass  die  auf  die 
Person  des  Dompropstes  Herrn  von  Mathy  gerichtete  Em- 
pfehlung Seiner  Maj.  des  Königs  die  Kraft  einer  Nomination 
hat,  und  von  dieser  ihrer  Kraft  nichts  verlieren  soll."  Das 
Wahlprotokoll  sei  nach  Rom  zu  übersenden  mit  specieller 
Erwähnung  des  Gewählten  als  einer  persona  regi  grata. 

Inzwischen  hatte  aber  Consalvi  schon  am  22.  December 
18 $2  in  Bezug  auf  das  erste  Bestätigungsgesuch  des  Capitels 
an  Niebuhr  eine  Note  gerichtet,  worin  er  dasselbe  zwar  als 
ue  \nnehmbar    bezeichnete,     aber    dennoch  aus    besonderem 
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päpstlichen  Wohlwollen  die  Vornahme  des  Informativprocei- 
ses  in  Aussicht  stellte. 

Um  so  weniger  Veranlassung  lag  demnach  vor,  auf  das  in  der 
Folgezeit  eingegangene  Wahlprotokoll  hin  die  Bestätigung  zu 
verweigern.  Zwar  wurden  auch  an  diesem  einige  formale  Män- 
gel gerügt;  diese  aber  aus  päpstlicher  Machtvollkommenheit 
geheilt:  „electionem  . .  .  confirmantes,  omnesque  defectus  sup- 
plentes  Te  in  Episcopum  praeficimus,"  so  lautete  die  Confirma- 
tionsbulle  v.  15.  December  1823. 

Das  Resultat  der  Verhandlungen  war  demnach:  Aus- 
dehnung des  für  die  westlichen  Bisthümer  festgesetzten  Wahl- 
rechtes auch  auf  die  östlichen,  die  es  vor  der  Bulle  De  sa- 
lute  nicht  besessen  hatten,  nach  der  Bulle  nicht  erhalten 
sollten,  wie  das  die  Curie  als  Ziel  ihres  Strebens  schon  durch 
jene  Zusendung  des  Breve  Quod  de  fidelium  mehr  als  zur 
Genüge  angedeutet  hatte. 

So  wurde  denn  auch  bei  der  zweiten  Sedisvacanz  die 
sich  in  den  östlichen  preussischen  Provinzen  ereignete  ver- 
fahren. 

Am  20.  December  1825  war  der  Erzbischof  von  Gnesen- 
Posen,   Graf  Gorczenski  gestorben. 

Der  Minister  von  Altenstein  schlug  dem  Könige  die  Be- 
förderung des  Gnesener  Dompropstes  von  Wolicki  vor,  womit 
der  König  sein  Einverständniss  erklärte. 

Fürst  Anton  Radziwill  wurde  darauf  zum  Wahlcommissar 
ernannt,  aber  man  nahm  diesmal  doch  davon  Abstand,  dem 
Capitel  in  dem  Beglaubigungsschreiben  des  Commissariuszu- 
gleich  die  Person  zu  nennen,  auf  welche  der  König  die  Wahl  ge- 
lenkt zu  sehen  wünschte ;  vielmehr  hiess  es  nur,  dass  der  Fürst 
Radziwill  beauftragt  sei,  „damit  derselbe  Euch  mit  seinem 
Rathe  beistehe  und  Euch  Unsere  königliche  Willensmeinung 
eröffne". 

Denn  wie  die  Regierung  in  ihrem  Berichte  an  den  König 
sich  ausgedrückt  hatte:  „Es  giebt  der  Handlung  mehr  An- 
sehen und  Würde,  wenn  der  königliche  Wahlbevollmächtigte 
den  Capitularen  Ew.  königl.  Maj.  allergnädigste  Wille  m- 
meinung  mündlich  eröffnet." 
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Demgemäss  wurde  auch  der  Fürst  Radziwill  angewiesen; 
die  canonischen  Wahlformen  in  keiner  Weise  zu  durch- 
kreuzen ,  „sondern  durch  Anwendung  seines  amtlichen  und 
persönlichen  Einflusses  dahin  zu  wirken,  dass  eine  absolute 
Stimmenmehrheit  der  Capitularen  den  Erfolg  der  Wahl  nach 
Massgabe  der  königlichen  Entschliessung  sicher  stelle." 

Der  Zweck  der  Regierung  wurde  vollständig  erreicht 
und  Wolicki  sogar  durch  Acclamation  gewählt,  das  Resultat 
der  Wahl  aber,  nachdem  der  Commissarius  die  königliche 
Bestätigung  ertheilt  und  die  Erlaubniss  zur  Veröffentlichung 
gegeben,  sofort  von  der  Kanzel  bekannt  gemacht. 

Die  päpstliche  Confirmation  erfolgte  am  18.  Januar  1828. 
Sei  es  indessen  dass  der  Papst  den  Wahlmodus  der  Accla- 
matio  nicht  für  angemessen  hielt,  sei  es,  dass  er  der  Be- 
thätigung  des  Regierungseinflusses  eine  Rüge  ertheilen 
wollte,  die  päpstliche  Bulle  sagte: 

„Electionem  ipsam  apostolica  autoritate  approbantes  et 
confirmantes  omnesque  et  singulos  etiam  substantiales  defec- 
tus,  si  qui  desuper  in  electione  ejusmodi  quomodolibet  inter- 
venerint,  harum  qüoque  serie  supplentes  et  sanantes,  eisdem- 

que  ecclesiis  Gnesnensi  et  Posnaniensi   de  persona  Tua 

providemus  teque  Ulis  in  Archiepiscopum  praeficimus  etc." 

In  gleicher  Weise  wurde  nach  dem  am  21.  December 
1829  erfolgten  Tode  des  Erzbischofes  Wolicki  verfahren. 

Der  König  genehmigte  unter  dem  2ö.  Februar  1830 
„dass  der  Weihbischof  von  Dunin  zum  Erzbischofe  erwählt 
werde."  Fürst  Radziwill  wurde  mit  einer  der  vorherigen 
gleichen  Instruction  zum  Wahlcommissar  ernannt,  und  seiner 
persönlichen  Einwirkung  gelang  es,  dass  dem  Wunsche  des 
Ministers  gemäss  im  Scrutinial verfahren  am  15.  März  mit  14 
gegen  1  Stimme  Dunin  gewählt  wurde. 

Die  päpstliche  Confirmationsbulle  hatte  die  gleiche  Form 
wie  die  für  Wolicki  erlassene. 

Bemerkenswerth  erscheint;  dass  im  preussischen  Ministe- 
rium die  Frage  erwogen  wurde,  ob,  da  die  Wahl  über  drei 
Monatenach  Eintritt  der  Sedisvacanz  erfolgt  sei,  dasDevolutions- 
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recht  Platz  greifen  werde.  Eine  Cabinetsordre  des  Königs 
vom  7.  Februar  erklärte,  dass  ein  solches  nicht  anzuer- 
kennen sei. 

Die  nächste  Bischofswahl  wurde  in  Culm  nöthig,  nach- 
dem Bischof  Mathy  am  20.  Mai  1832  gestorben  war. 

Das  Capitel  kam  am  24.  September  bei  der"  Regierung 
um  Anberaumung  eines  Wahltermins  ein,  worauf  der  Regie- 
rungspräsident von  Nordenflycht  unter  dem  4.  Februar  1833 
zum  Wahlcommissarius  ernannt  wurde,  was  dem  Capitel  mit 
dem  Bemerken  mitgetheilt  wurde ,  dieser  habe  „Unser  könig- 
liches Vorrecht  wahrzunehmen  und  Euch  mit  Unserer  lan- 
desväterlichen Absicht  bekannt  zu  machen". 

Der  Regierungscandidat  war  der  Regierungsschulrath 
und  Pfarrer  Sedlag  in  Oppeln,  dessen  Name  durch  den 
Wahlcommissar  den  einzelnen  Domherren  vorher  mitgetheilt 
wurde,  und  dessen  Wahl  sie  versprachen.  Diese  erfolgte  denn 
auch  am  28.  März  1833  mit  Einstimmigkeit. 

Endlich  haben  wir  in  den  östlichen  Provinzen  noch 
zweier  Wahlen  im  Bisthum  Ermeland  zu  gedenken. 

Hier  war  nach  der  Ansicht  der  Regierung  und  des  Capitek 
der  von  letzterem  mit  der  Krone  Polen  geschlossene  Pe- 
trikauer  Vertrag  vom  7.  December  1512,  bestätigt  von 
Leo  X.  am  15.  November  1513  noch  in  Kraft1). 

Demnach,  um  dessen  oben  angegebenen  Inhalt  hier  noch 
einmal  zu  wiederholen,  sollte  das  Capitel  bei  Erledigung  des 
bischöflichen  Stuhles  dem  Könige  ein  Verzeichniss  der  exl 
seinem  Gremium  gehörigen  Personen  einreichen,  mit  Bemer- 
kungen über  deren  persönliche  Verhältnisse.  Wandel  u.  s.  w. 
Acht  Tage  nach  Empfang  der  Anzeige  hätte  dann  der  König 
dem  Capitel  vier  Personen,  „quae  veri  Terrarum  Prussiae  in- 
digenae"  wären,  daraus  namhaft  zu  machen. 

Von  diesen  wählt  das  Capitel. 

So  wurden  denn  auch  nach  dem  Tode  des  Bischofs 
Joseph  von  Hohenzollern  am  26.  September  1836  vier  Yü- 
glieder  des  Capitels  demselben  als  Candidaten  der  Regien  og 


■)  Siehe  oben  S.  44. 
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durch  den  zum  Wahlcommissarius  ernannten  Oberpräsidenten 
von  Schön  bezeichnet.  Da  aber  die  Candidaten  ablehnten, 
wurde  erst  am  25.  Mai  der  Weihbischof  von  Hatten  gewählt. 
In  Rom  erfolgte  zwar  die  Bestätigung  der  Wahl,  wohl 
aber  wurden  verschiedene  Mängel  derselben  gertigt.  So,  das» 
sie  erst  sieben  Monate  nach  dem  Tode  des  Bischofs  Joseph 
vorgenommen  sei,  und  dass  ein  akatholischer  Souverän  in 
Gemässheit  des  Petrikauer  Vertrages  präsentirt  habe. 

Der  Papst  erklärte,  dass  die  jetzige  Wahl  kein  Präce- 
denz  bilden  dürfe,  sondern  in  Zukunft  nach  der  Bulle  De 
salute  und  dem  Breve  verfahren  werden  müsse,  welche 
Bulle  die  Regierung  zwar  placetirte,  aber  nur  „vorbehaltlich  der 
Seiner  Majestät  dem  Könige  zustehenden  Rechte  circa  sacra 
wie  auch  aller  althergebrachten  Rechte  und  Gewohnheiten  des 
ermeländischen  Domcapitels."  Auch  wies  die  Regierung  die 
römischen  Ansprüche  in  einer  diplomatischen  Note  zurück. 

So  wurde  denn  nach  der  am  3.  Januar  1841  erfolgten 
Ermordung  des  Bischofs  von  Hatten  wie  bei  der  vorigen 
Wahl  verfahren. 

Ja  diesmal  wurde  sogar  der  dem  Wahlverfahren  zu 
Grunde  liegende  Petrikauer  Vertrag  selbst  von  der  Regie- 
rung verletzt. 

Denn  da  das  Domcapitel  zur  Zeit  nicht  vollständig  be- 
setzt war,  so  verfugte  die  Cabinetsordre  vom  16.  April  1841 : 
„Sollte  das  Capitel  noch  einen  oder  mehrere  andere  die 
nicht  zu  seinem  Gremium  gehören  als  besonders  geeignet 
zum  Bischofsamte  mit  auf  die  Wahlliste  zu  bringen  den 
Wunsch  haben,  so  will  ich  dies  unter  den  obwaltenden  Um- 
ständen  ebenfalls  für  diesmal  ausnahmsweise  gestatten."  Doch 
sollte  diese  Person  noch  vorher  von  der  Regierung  genehmigt 
werden. 

Das  Capitel  machte  von  der  Erlaubniss  Gebrauch,  so 
dass  unter  den  vier  Candidaten  ein  Nichtpreusse  war. 

Am  21.  Juni  wurde  der  Weihbischof  Geritz  gewählt 
Auch  dieser  erhielt  in  Rom  die  Bestätigung,  doch  mit  der 
Formel  „praevia    cujusvis    defectus    sanctione"  und  mit  dem 
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Bemerken  des  Cardinalstaatss- 
in  dieser  Beziehung  jetzt  zun 
zeigt  habe. 


2.  Die  weetlic» 

Gehen  wir  jetzt  zu  den 
deren  Rechtsverhältnisse  durch 
waren,  so  wurde  zuvörderst  gl 
auf  die  staatliche  Beeinflussung 
diesen  und  den  östlichen  gema 

Vielmehr  glaubte  die  Kej 
zu  direoter  Einwirkung  auf 
und  die  Capitel  erkannten  diet 
weitem  Masse  an,  dass  dieses 
sichten  und  den  Wunsch  der  I 

Die  erste  Wahl  wurde  ii 
ministrator  Fürst  Hohen]  oho1 
gestorben  war'). 

Der  Weihbischof  von  Sc 
rungscandidat  aufgestellt,  Graf 
Wahlcommissar  ernannt.  Er 
sammelten  Capitel  zu  eröfliier 
nehm  sei,  wenn  es  seine  \\ 
richten  würde.  Fiele  die  Wal 
„so  habe  der  Bevollmächtigte  c 


')  Cöln  wm-  durch  die  Bulle  ne 
und  königliches  Biuverständnias  wart 
nauiit.  Ebenso  in  Trier  der  päpstli 
der  Bischof  Manne v  1816  regignirt  hi 
von  Filntenberg  Fürstbischof.  Da  et 
heim  wir,  so  residirte  er  dort.  In 
i.  J.  I  SO  1  gestorben.  Durch  päpatlicl 
Verständnis«  des  Königs  der 'frühere  I 
Lüning,  mm  Bitchor  ernannt, 
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zu   inhibiren   und    sofort    gegen  den  Wahlact   Protest   ein- 
zulegen." 

Am  16.  October  1823  wurde  denn  auch  Schimonsky 
mit  allen  gegen  zwei  Stimmen  gewählt. 

Allein  die  Wahl  erregte  in  Rom  Anstoss.  Nicht  wegen 
des  dabei  bethätigten  Einflusses  der  Regierung,  die  man  in 
Rom  —  und  die  betreffenden  Aeusserungen  Papst  Leo's  XII. 
sind  in  dieser  Beziehung  von  äusserster  Wichtigkeit  —  für 
erklärlich  und  in  dem  deutschen  Herkommen  liegend  ansah, 
sondern  weil  die  vom  Capitel  eingesandten  Wahlprotokolle 
diese  landesherrliche  Einwirkung  sogar  officiell  zur  Kennt- 
niss  der  Curie  brachten. 

Nichtsdestoweniger  und  obgleich  die  erste  nach  Erlass 
der  Bulle  De  salute  vorgenommene  Wahl  besondere  Auf- 
merksamkeit erregen  musste,  und  wegen  ihrer  Eigenschaft 
als  Präcedenz  für  die  sämmtlichen  zukünftigen  Wahlen  mit 
specieller  Sorgfalt  zu  behandeln  war,  erfolgte  doch  die 
päpstliche  Bestätigung. 

Es  ist  interessant  die  Gesichtspunkte  welche  dabei  in 
Rom  massgebend  waren,  die  Anschauungen  welche  der  Papst 
über  die  Bischofswahlen  überhaupt  hegte,  aus  dem  Berichte 
kennen  zu  lernen,  welchen  der  preussische  Gesandte  Bunsen 
unter  dem  15.  Januar  1824  an  den  Minister  Grafen  Bern- 
storff  richtete. 

Derselbe  lautete,  soweit  es  die  uns  beschäftigende  Bi- 
schofswahl angeht,  folgendermassen: 

„Schon  unterm  7.  dieses  habe  Ew.  Excellenz  ich  den  am 
5.  erfolgten  Eingang  Hochdero  verehrlichen  Rescripts  vom 
15.  v.  M.  mit  dem  Wahlactus  für  Breslau  anzuzeigen  die 
Ehre  gehabt. 

Das  Interesse,  welches  die  Besetzung  eines  der  wich- 
tigsten katholischen  Bisthümer  der  Monarchie  nach  langer 
Verwaisung  hat,  wird  dadurch  erhöht,  dass  die  Wahl  des 
Breslauer  Capitels  und  die  dabei  beobachtete  Sitte  in  der 
Circumscriptionsbulle  als  Norm  für  die  übrigen  wahlberech- 
tigten Domcapitel  aufgestellt  ist. 
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Der  Zeitpunkt  worin  dieses  wichtige  Document  eintraf  war 
sehr  kritisch:  das  Leben  des  Papstes  konnte  nicht  auf  24 
Stunden  verbürgt  werden,  selbst  bei  günstigem  Ausschlage 
der  Krise  musste  die  grosse  Schwäche  des  Leidenden  eines 
Ausführlichen  Vortrag  sehr  schwer  machen,  der  doch  in 
dieser  Angelegenheit  unvermeidlich  war. 

Das  Actenstück  selbst  war  nun  allerdings  mit  muster- 
hafter Sorgfalt  und  einer  Ausführlichkeit  entworfen,  die 
nichts  zu  wünschen  übrig  Hess.  Zwei  Umstände  jedoch  er- 
schwerten seine  Untersuchung  und  Genehmigung  und  machte 
die  gewünschte  unmittelbare  päpstliche  Entscheidung,  ohne 
Dazwischentreten  einer  Congregation,  welcher  die  Prüfung 
in  schwierigen  Fällen  überwiesen  wird  —  sehr  zweifelhaft: 
erstlich  die  Mittheilung  der  deutschen  Actenstücke  ohne  bei- 
gefügte authentische  Uebersetzung  und  zweitens  der  Inhalt 
der  Rede  des  Königlichen  Wahlbevollmächtigten. 

Ew.  Excellenz  werden  aus  der  Geschichte  der  Unter- 
handlung über  die  Circumscriptionsbulle  die  vielen  Beweise 
der  Thatsache  erinnerlich  sein,  dass  nichts  dem  Römischen 
Hofe  härter  und  bedenklicher  vorkommt,  als  direct  und  mit 
voller,  ausgesprochener  Kenntniss  etwas  zu  sanctioniren. 
was  streitige  Principien  über  die  Grenzen  der  weltlichen  und 
geistlichen  Macht  angeht.  So  machte  man  sich  hier  aller- 
dings keine  Illusion  darüber,  dass  in  jener  Bulle ,  durch  die 
Verweisung  auf  Breslau,  der  volle  Einfluss  der  Königlichen 
-Gewalt  auf  die  Wahlen  feierlich,  obgleich  verdeckt  aner- 
kannt sei.  Um  so  aufmerksamer  aber  war  man  auf  den 
Actus,  welcher  in  Zukunft  als  normal  angesehen  und  ab 
Vorgang  gelten  sollte,  und  nichts  hatte  man  weniger  erwartet, 
als  dass  die  Documente  über  die  Ausübung  jenes  legalen 
Einflusses  vorgelegt  und  ihre  förmliche  Sanctionirung  ge- 
fordert werden  würde. 

Da  nun  die  Unterhandlung  über  diesen  interessanten 
Gegenstand  ausschliesslich  mündlich  hat  gefuhrt  wei  Len 
müssen,  so  halte  ich  es  für  meine  Pflicht,  Ew.  Excellenz  on 
derselben  —   mit  unterthäniger  Bezugnahme  auf  meine  dt 
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gemeinen  Berichte   vom  13.  December  —  umständliche  ehr- 
erbietige Meldung  zu  thun. 

etc. 

Da  man  keinen  Augenblick  angestanden,  meine  fran- 
zösische Uebersetzung  ohne  alle  Controlle  als  authentisch 
anzunehmen,  so  konnte  ich  den  10.  die  Sache  um  so  leichter 
mit  Mgr.  Mazio  durchgehn  und  seinen  Bedenklichkeiten 
entgegnen.  Dieser  äusserte  mit  freundschaftlicher  Offenheit, 
dass  es  bei  weitem  sicherer  und  zweckmässiger  gewesen 
wäre  die  deutschen  Actenstücke  ganz  wegzulassen  und 
die  Intervention  des  Königlichen  Commissarius  nur  im  Vor- 
beigehn  zu  erwähnen,  wie  dies  im  Wahlact  von  1731 
—  der  mir  vorliegt  —  sehr  gut  geschehen  ist.  Ich  er- 
wiederte  ihm  darüber:  Der  Römische  Hof  müsse  in  dem 
Vorliegenden  nur  einen  neuen  Beweis  der  Vertrauen  ver- 
dienenden geraden  Handlungsweise  der  Königlichen  Regie- 
rung sehen,  die  gerade  bei  der  Wichtigkeit  dieses  ersten 
Falles  noch  offener  habe  zu  Werke  gehen  wollen,  als  es 
früher  geschehen.  Die  bedenkliche  Frage  nach  der  Religion 
des  Königlichen  Bevollmächtigten  —  der  bei  der  Messe  im 
Chor  gesessen,  was  nur  ein  Katholik  darf  —  wies  ich  mit 
der  Bemerkung  ab :  er  sei  als  unmittelbarer  persönlicher  Ver- 
treter des  KöAigs  und  somit  als  moralische  Person  anzusehen, 
eine  Qualität,  welche  sein  persönliches  Glaubensbekenntniss 
indifferent  mache;  gesetzt  er  sei,  wie  sein  Monarch  pro- 
testantisch-, so  wie  man  hier  bei  grossen  Kirchenfeierlich- 
keiten protestantische  Glieder  des  diplomatischen  Corps  neben 
den  katholischen  einlade.  Die  wesentliche  Freiheit  der 
Wahl  ergebe  sich  endlich  am  deutlichsten  dadurch,  dass 
zwei  Stimmen  andern  Candidaten  gegeben  wären.  Dieser 
letzte  Umstand  schien  ihm  entscheidend. 

Mit  der  ihn  auszeichnenden  Gefälligkeit  entschloss  sich 
dieser  wohldenkende  Prälat  auf  meine  Bitten,  noch  an  dem- 
selben Abend  den  Papst  —  der  sich  glücklicherweise  erholt 
hatte  —  um  eine  ausserordentliche  Audienz  für  diese  Ange- 
legenheit anzugehn,  welche  S.  H.  sogleich  auf  den  12. 
festsetzte. 
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Die  Ausarbeitung  des  Berichtes  von  Mgr.  Mazio  ward 
zeitig  und  ganz  nach  meinem  Wunsche  beendigt,  und  die 
Art  wie  der  Papst  denselben  aufnahm,  war  ein  neuer  Beweis 
der  vortrefflichen  Denkungsart  und  des  richtigen  Urtheils, 
welches  S.  H.  auszeichnet.  Seine  Antwort  ist  zu  merkwür- 
dig, als  dass  ich  sie  nicht  geben  sollte,  wie  Mgr.  Mazio  sie 
mir  am  folgenden  Morgen  mittheilte:  „Der  Einfluss  der  Re- 
gierungen auf  die  Capitelwahlen  ist  allerdings  nicht  streng 
canonisch,  ich  kenne  aber  die  desfallsige  Sitte  in  Deutsch- 
land und  weiss,  dass  die  Sache  unvermeidlich  ist.  Bei  einer 
Regierung,  wie  die  Sr.  Majestät  des  Königs  von  Preussen, 
ist  mir  dieser  Einfluss  aber  auch  unbedenklich;  was  mich 
beunruhigt,  sind  ganz  andere  Punkte,  z.  B.  die  Lage  der 
Dinge  in  Belgien." 

Es  blieb  mir  nun  übrig,  Mgr.  Mazio  inständigst  zu 
bitten,  ungeachtet  seiner  überhäuften  Geschäfte  das  Con- 
sistorialdecret  sogleich  auszufertigen  und  dem  Cardinalstaats- 
secretär  zuzustellen." 

etc. 

Die  zweite  Wahl  in  Munster  nach  dem  Tode  des 
Bischofs  von  Lüning  (18.  März  1825)  erfolgte  in  derselben 
Weise,  nur  dass  um  dem  bei  der  vorigen  Wahl  gerügten 
Uebelstande  aus  dem  Wege  zu  gehen,  der  Wahlcommissar 
Graf  Merveldt  angewiesen  wurde,  den  Namen  des  vom  Könige 
designirten  Candidaten  nicht  officiell  dem  versammelten 
Capitel,  sondern  vertraulich  jedem  einzelnen  Domherren  mit- 
zutheilen. 

„Es  giebt  zwei  Wege,  sagte  die  für  den  Wahlcom- 
missarius  am  13.  Mai  1825  ausgefertigte  Instruction,  zu 
diesem  Erfolg  zu  gelangen:  entweder  das  Domcapitel  wählt 
in  geheimer  vor  dem  förmlichen  Wahlact  zu  haltender  Ab- 
stimmung so  lange,  bis  diejenige  Person  herauskommt,  die 
dem  Königlichen  Bevollmächtigten  als  Sr.  Majestät  dem 
Könige  angenehm  bezeichnet  worden  ist,  oder  derselbe  vei 
traut  sich  ohne  Umweg  der  förmlichen  Wahl  an,  weil  er  de 
Erfolges  gewiss  ist.     Zu  dem  Ende  macht   er   die  Stimmbe 
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rechtigten  vor  Vollziehung  des  Wahlactes  mit  den  Inten- 
tionen Sr.  Majestät  des  Königs  confidentiell  bekannt  und 
sucht  durch  Ueberredung  sich  ihrer  Stimmen  zu  versichern. 
Dies  geschieht  bei  Gelegenheit  der  Aufwartungen,  die  jeder 
Capitular  dem  Bevollmächtigten  einzeln  zu  machen  ver- 
pflichtet ist.  Es  versteht  sich  übrigens  von  selbst,  dass 
Alles,  was  den  Anschein  einer  Drohung  oder  Bestechung  hat, 
sorgfältig  zu  meiden  und  jeder  Capitular  nach  seiner  Indi- 
vidualität, z.  B.  der  Gewissensängstliche  mit  Vorsicht  und 
Schonung,  zu  behandeln  ist.  Es  thut  auch  nicht  Noth,  auf« 
ein  förmliches  Versprechen  zu  dringen,  genug  wenn  der  Be- 
vollmächtigte die  moralische  Ueberzeugung  gewinnt,  dass 
mehr  als  die  Hälfte  der  Stimmberechtigten  der  Königlichen 
Absicht  gemäss  abstimmen  werden.  Die  Vollziehung  eines 
förmlichen  Wahlactes  im  entgegengesetzten  Sinne  kann  er 
gar  nicht  gestatten,  und  sollte  er  unglücklicherweise  der- 
gestalt in  seiner  Erwartung  getäuscht  sein,  dass  die  förmliche 
Wahl  auf  einen  Andern  fiele,  als  den  der  Königliche  Wille 
bezeichnet,  so  protestirt  er  wider  dieselbe  und  verbietet  die 
Promulgation. 

Dem  Domcapitel  in  corpore  und  auf  officielle  Weise 
wird  der  Name  der  Person,  deren  Beförderung  zum  Bischof 
Se.  Majestät  der  König  beabsichtigt,  nicht  kund  gemacht 
Im  vorliegenden  Fall  wird  der  Erfolg  um  so  leichter  sicher 
zu  stellen  sein,  da  in  der  Person  des  bisherigen  Weihbischofs 
von  Droste  ein  Prälat  zur  bischöflichen  Würde  ausersehen 
ist,  dessen  kirchliche  Würdigkeit  nicht  leicht  Jemand  be- 
zweifeln wird,  der  aus  einem  angesehenen  und  geachteten 
Hanse  abstammt,  auch,  wie  sich  mit  Gewissheit  vorhersagen 
lässt,  dem  Apostolischen  Stuhle  angenehm  sein  wird." 

Die  am  18.  Juni  1825  vorgenommene  Wahl  fiel  denn 
auch  auf  den  Weihbischof  von  Droste- Vischering 1). 


*)  Die  Cabinetsordre  vom  3.  Mai  1825  hatte  ausserdem  noch  den 
Wahlcommissarius  beauftragt  „dass  Droste  dem  Capitel  benannt  werde, 
damit  die  Wahl  anf  denselben  als  mir  angenehm  falle." 

Friedberg.  Staat  und  Bisohofswahlen.  1 5 
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Am  11.  August  1825  starb  der  Bischof  von  Paderborn 
von  Fürstenberg  *),  der  Generalvicar  zu  Hildesheim  von 
Ledebur  war  Regierungscandidat,  Graf  von  Westphalen 
Wahlcommissarius.  Die  Instruction  desselben  (25.  October) 
wies  ihn  an,  seinen  Einfluss  streng  innerhalb  der  canonischen 
Gränzen  zu  halten. 

„Alles,  so  hiess  es,  was  der  Bevollmächtigte  zum  Zwecke 
der  Beförderung  des  Königlichen  Candidaten  unternimmt 
muss  übrigens  dergestalt  innerhalb  der  Gränzen  der  Mässigung 
.und  der  Formen  des  Rechtes  bleiben,  dass  es  allen  Schon 
eines  ungehörigen  Einwirkens  von  sich  entfernt  halte  und  die 
canonische  Gültigkeit  des  Wahlactes  in  keiner  Weise  ge- 
fährde. Um  sich  in  diesem  Stücke  sicher  zu  stellen,  ist  es 
nötlüg,  dass  der  Bevollmächtigte  sich  aus  den  Räthen  oder 
Assessoren  des  Oberlandesgerichts  zu  Paderborn  einen  rechts- 
kundigen Beistand,  wie  auch  aus  den  Referendaren  einen 
tüchtigen  Protokollführer  wähle.  Auch  wird  in  der  Ver- 
handlung mit  dem  Domcapitel  als  solchem,  d.  h.  in  corpore. 
besonders  bei  der  feierlichen  Uebergabe  des  Beglaubigungs- 
schreibens der  Königliche  Candidat  nicht  genannt  und  zu 
seiner  persönlichen  Empfehlung  Nichts  geäussert." 

Weiter  wurde  der  Commissarius  angewiesen,  dass  er, 
wenn  er  sich  die  moralische  Ueberzeugung  verschafft  habe, 
dass  die  Wahl  den  Intentionen  der  Regierung  gemäss  aus- 
fallen werde,  diese  in  der  üblichen  Form  vor  sich  gehen 
lassen  dürfe.  Sonst  habe  er  mit  Festigkeit  darauf  zu  be- 
stehen, dass  per  scrutinium  so  lange  abgestimmt  werde,  bis 
die  designirte  Person  „herauskomme". 

„Schlägt  wider  alle  Erwartung  der  Ausgang  der  feier- 
lichen Wahl  fehl,  so  lässt  er  dieselbe  nicht  publiciren,  und 
berichtet  sofort  mit  Estafette  an  das  Ministerium." 

Diese  letztere  Eventualität  trat  indessen  nicht  ein,  da 
Ledebur  am  10.  November  mit  10  von  12  Stimmen  gewihli. 


')  Schon  am  4.  Juni  1821  war  der  Münsteroche  Weibbischof  vos 
Dro8te-Vi8chering  vom  Könige  zum  Coadjutor  cum  iure  succedendi  enim* 
gewesen,  was  aber  keine  praktischen  Folgen  gehabt  hatte. 
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und    dann    auch    in     Rom    anstandslos    präconisirt    wurde 
(3.  Juli  1820). 

Grössere  Schwierigkeiten  bereitete  der  Regierung  die 
nächste  Wahl;  nicht  wegen  des  Modus  der  Erwählung,  son- 
dern wegen  der  Person  des  Erwählten. 

Am  27.  December  1831  starb  der  Fürstbischof  Schi- 
monsky  von  Breslau  und  die  Regierung  stellte  den  Propst 
Grafen  Sedlnitzky  als  Candidaten  auf. 

Gegen  diesen  erhob  man  indessen  in  Rom  Einwendungen, 
weil  man  ihn  für  einen  Anhänger  der  neuerungssüchtigen 
Partei  hielt,  die  in  Schlesien  ziemliche  Verbreitung  hatte. 

Da  befahl  denn  der  König  durch  Cabinetsordre  vom 
3.  October  1834,  die  Wahl  für  die  nächsten  zwei  Jahre  noch 
auszusetzen  und  gestattete  sie  erst  nachdem  der  Papst  sich 
bereit  finden  liess  die  Bestätigung  zu  geben,  falls  der  Graf 
»Sedlnitzky  sich  von  dem  gegen  ihn  schwebenden  Verdacht 
durch  eine  nach  Rom  abzugebende  Erklärung  reinigen 
wolle  *).  Es  ist  dieser  Vorgang  für  das  Recht  der  preus- 
sischen  Bischofswahlen  deswegen  von  tieferem  Interesse,  weil 
der  Papst,  indem  er  sich  mit  der  Regierung  in  Verhand- 
lungen über  die  Person  eines  noch  nicht  Gewählten,  sondern 
nur  von  der  Regierung  als  Candidaten  Aufgestellten  einliess, 
gleichzeitig  die  Befugniss  der  Regierung  anerkannte,  auf 
einen  Candidaten  ihr  Augenmerk  zu  richten  und  diesen  dem 
Oapitel  zur  Wahl  zu  designiren. 

Entgegengesetzten  Falles  hätte  der  Papst  jede"  Verhand- 
lung bis  nach  vollendetem  Wahlacte  zurückweisen  müssen. 

Zum  Regierungscommissarius  wurde  dann  der  Ober- 
präsident von  Merckel  ernannt,  wieder  mit  der  Instruction, 
jeden  Capitular  einzeln  von  der  Willensmeinung  der  Regie- 
rung zu  unterrichten,  „und  ihm  unter  Anwendung  angemessener 
Ueberredungsgründe  nahe  zu  legen  .  .  für  die  dem  Landes- 
herrn wohlgefällige  Person  zu  stimmen." 


l)  Davon    erzählt   die    Selbstbiographie  des    Grafen    Leop.    Sedlnitzky 
nichts. 

15* 
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Die  Wahl  erfolgte  am  27.  October  1835  per  acclanw- 
tionem,  die  Bestätigung  durch  eine  Bulle  Gregor's  XVI.  vom 
6.  Juli  1836  mit  der  Formel : 

„electionem  ipsam tenore  praesentium  approbantes 

et  confirmantes  eidem  Ecclesiae  Wratislaviensi  de  Persona 
Tua  Apostolica  autoritate  providemus,  Teque  Uli  in  Epis- 
copum  praeficimus  etc." 


Auch  die  folgende  Wahl,  welche  in  der  niederrheinischen 
Metropole  erfolgte,  erscheint  besonders  bemerkenswerth,  weil 
sie  Zeugniss  davon  ablegt,  welche  Auffassung  des  Breve 
Quod  de  fidelium,  bei  den  preussischen  Capiteln  herr- 
schend war. 

Am  2.  August  1835  war  der  Erzbischof  von  Cöln  Gral 
Spiegel  zum  Desenberg  gestorben. 

Am  14.  September  richtete  das  Capitel  an  den  Minister 
von  Altenstein  die  Bitte,  ihm  die  Candidaten  der  Regierung 
mitzutheilen ,  „da  .  .  .  das  Apostolische  Breve  vom  16.  Juli 
1821  es  den  Domcapiteln  zur  Pflicht  macht,  sich  angelegen 
sein  zu  lassen,  vor  der  Wahl  diejenigen  kennen  zu  lernen, 
welche  die  hohe  Gnade  haben,  Sr.  Maj.  Unserem  Allerdurch- 
lauchtigsten  Könige  angenehm  zu  sein."  — 

Der  Minister  wies  unter  dem  20.  September  das  Gesuch 
,  zurück,  weil  das  Capitel  nur  die  Anberaumung  eines  Wahl- 
termins  und  die  Abordnung  eines  Commissars  hätte  fordern 
dürfen. 

„Es  wird  vielmehr,  so  schrieb  er,  die  bevorstehende 
Wahl  des  Erzbischofes  von  Cöln,  zumal  was  die  landesherr- 
liche Mitwirkung  betrifft,  in  derselben  Art  und  Weise  be- 
gangen werden,  die  in  den  übrigen  Bisthümern  der  Mo- 
narchie hergebracht,  und  aus  der  Gewohnheit  der  vormaligen 
Reichsstifter  entsprungen  ist.  Das  Staats- Oberhaupt  nämlich 
sendet  zur  Bischofswahl  einen  Bevollmächtigten  sowohl  in 
sein  Ehrenrecht  als  Schirmherr  der  Kirche  geltend  in 
machen,   als  auch,   um  auf  die  Wahl  selbst  denjenigen     n- 
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fluss  auszuüben,  den  das  Breve  vom  16.  Juli  1821  anerkennt 
und  welcher  dem  Landesherrn  gebührt.  Es  ist  jenes  Bevoll- 
mächtigten Sache,  den  Mitgliedern  des  Mefropolitancapitpls, 
einschliesslich  der  stimmberechtigten  Ehrendomherren,  in 
Betreff  der  Absichten  Sr.  Majestät  des  Königs  die  erforder- 
lichen Eröffnungen  zu  machen,  ohne  jedoch  selbst  an  dem 
Canonischen  Wahlact  Theil  zu  nehmen,  oder  auch  nur  während 
der  Abstimmung  im  Wahlzimmer  anwesend  zu  sein.  Das 
Domcapitel  hätte  demnach  Se.  Majestät  den  König  bitten  müssen, 
den  Wahltag  anzuberaumen  und  einen  Bevollmächtigten  zu  er- 
nennen, und  es  wäre  solches  eigentlich  noch  nachzuholen. 
Damit  jedoch  die,  dem  Domcapitel  vorgeschriebene  Canonische 
Wahlfrist  von  90  Tagen  möglichst  geschont  werde,  so  wird 
das  Ministerium  von  der  Vorstellung  des  Metropolitan- 
capitels  Veranlassung  nehmen,  amtshalber  bei  Sr.  Majestät 
dem  Könige  auf  die  Ernennung  eines  Wahlcommissarius  und 
Anberaumung  des  Wahltages  anzutragen,  von  welchem  An- 
trage das  ehrwürdige  Metropolitancapitel  den  Erfolg  abzu- 
warten hat." 

Durch  die  Cabinetsordre  vom  25.  October  1835  wurde 
denn  auch  der  Oberpräsident  von  Bodelschwingh  zum  Com- 
missar  ernannt  mit  der  jetzt  herkömmlich  gewordenen  In- 
struction, imd  der  Bischof  Hommer  von  Trier,  eventuell  der 
Weihbischof  Clemens  Droste  von  Vischering  zu  Münster  als 
Candidat  designirt.  Der  letztere  wurde  am  1.  December 
1835  einstimmig  gewählt. 


Endlich  kommen  wir  zur  letzten  Wahl  unter  der  Regie- 
rung König  Friedrich  Wilhelm's  III.,  der  ersten,  an  welcher 
das  bisher  befolgte  System  vollkommenen  Schiffbruch  erlitt. 
Am  11.  November  1836  starb  der  Bischof  von  Hommer  von 
Trier,  und  schon  unter  dem  25.  November  setzte  das  Dom- 
capitel aus  eigener  Machtvollkommenheit  den  Wahltermin 
auf  den  11.  Januar  1837  fest,  da  die  Bulle  ihm  die  Wahl 
des  Bischofs  verstatte. 


)  Bach  IT.  Gesch.   d. 

Der  Minister,  dem  davon  d 
ilung  gemacht  worden  war, 
ipte  vom  5.  December  das  Caj 
new  Verfahrens  hinzuweisen. 
«ige  die  Anberaumung  eines 
il  dieser  einen  Commissariui 
11  sei  dessen  Ernennung  abzu 

Die  Majorität  des  Capitels  1 
sichten  der  Regierung  vollki 
Ute  auch  wegen  der  Bezeic 
liative  der  Regierung  abwarte: 
mherren  Braun,  Amoldi  und 
pitel  der  Regierung  eine  Ai 
ithchen  Aeusserung  über  diesel 
adidaten  unter  denselben  in  \ 

Als  die  letzteren  mit  ihrer  i 
ndtun  sie  sich  am  24.  Janu 
i  Papst,  eine  Interpretation 
:h  suchend. 

Wahrend  das  Ministerium,  < 
Ten  eine  Copie  ihres  an  den 
landten,  eine  Disziplinar unters 
?  des  Code  penal  eröffnete,  ai 
ave  vom  15.  März  1837  ')  mit 
Her  wegen  der  von  ihnen  bei 
t  an  den  Tag  gelegten  Sorgfi 

In  Bezug  auf  die  gewünscht' 
1t  die  päpstliche  Erklärung  si 
rohl  Bunsen  wie  Altenstein 
innen  gewahrt  glaubten.  N 
ielschwingh  meinte,  es  wert 
■  Domherren,  er  „besorge,  < 
iherigen  Form  gar  nicht  odt 
len    zu    Stande    kommen    we 

>)  Beilage  LVIII. 
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daes  die  Bezeichnung  von  zwei  oder  drei  Sr.  Majestät  ange- 
nehmen Personen  zum  Ziel  führen  dürfte" '). 

In  der  That  waren  auch  einerseits  lediglich  die  zu 
interpretirenden  Worte  des  Breve  Quod  de  fidelium  wiederholt, 
andererseits  in  Bezug  auf  die  Art  und  Weise,  wie  das 
Capitel  die  Willensmeinung  der  Regierung  erforschen  solle, 
die  bedenkliche  Wendung  gebraucht:  „investigandum  rem 
scilicet  ex  publicis  notitiis  ex  privatis  percunctationibus  vel 
apud  ipsum  Regium  Ministerium  caute  ac  solerter  adhibitis 
et  ex  Gubernii  praeterea  factis  arguendo."  — 

Inzwischen  hatte  in  dem  Domcapitel  die  Partei  der 
jüngeren  Domherren,  deren  Eifer  durch  die  ihnen  schliesslich 
auferlegte  Ordnungsstrafe  von  50  Thalern  *)  keineswegs  ab- 
gekühlt war,  nach  dem  Tode  des  gemässigten  Dompropstes 
Auer  das  Uebergewicht  erhalten,  und  die  Rückwirkung  der 
Cölner  Wirren  hatte  auch  die  Stimmung  der  früheren 
Majorität  bedeutend  geschärft.  Namentlich  musste  sich  bei 
dem  Domcapitel  die  Frage  in  den  Vordergrund  stellen,  wie 
der  Regierungscandidat  sich  zu  dem  Vertrage  vom  29.  Juli 
1834  betreffs  der  gemischten  Ehen  stellen  würde,  den  Bischof 
Hommer,  wie  ein  lügenhaftes  Gerücht  verbreitete,  noch  auf 
dem  Todtenbette  widerrufen  haben  sollte. 

So  erklärte  das  Capitel  nur  wählen  zu  wollen,  wenn 
ihm  mehrere  Personen  zur  Auswahl  designirt  würden. 

Darauf  ging  denn  auch  die  Denkschrift  ein,  welche  Bodel- 
schwingh,  nachdem  die  ganze  Angelegenheit  bis  dahin  geruht 
Ende  des  Jahres  1838  an  die  Regierung  richtete.  Entweder 
müsse  man  das  Capitel  ganz  frei  wählen  lassen,  das  placetum 

l)  Vgl.  auch  die  bei  Sybel  a.  h.  O.  25  abgedruckte  Stelle  aus  dem 
Berichte  Bodelschwingh's  yom  9.  März  1831. 

*)  Man  hatte  von  einer  Criminaluntersuchung  Abstand  genommen, 
weil  Art.  207  des  Code  plnal  durch  Gesetz  vom  6.  März  1821  (Gesetz- 
Sammlung  1821,  S.  30)  und  2.  Augus*  1834  (Gesetz-Sammlung  1834,  S. 
148)  entkräftet  waren,  indem  für  alle  Vergehen  gegen  den  preussischen 
Staat  die  preussischen  Staatsgesetze  substituirt  wurden;  diese  passten  aber 
nicht,  weil  A  L.  R.  §.  138,  II,  20  nicht  hieher  gehörte. 
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regium  aber  vorbehalten,  und  nur  dann  ertheilen,  falls  die 
Wahl  auf  einen  zuverlässigen  Mann  fiele,  oder  aber  man  hätte 
eine  möglichst  grosse  Zahl  dem  Könige  wohlgefälliger  Per- 
sonen zu  designiren,  und  zu  versuchen  auf  eine  derselben 
die  Wahl  zu  lenken. 

Die  Regierung  eignete  sich  den  letzteren  Vorschlag  an, 
und  die  Cabinetsordre  des  Königs  vom  3.  Februar  1839 
erklärte,  dass  er  „einer  Wahl  welche  auf  einen  der  in  dem 
Berichte  *)  bezeichneten  vier  Geistlichen  fallen  würde,  die 
Bestätigung  nicht  versagen  wolle". 

Jedoch  wurde  erwähnt,  dass  den  Umständen  nach  unter 
den  vier  Candidaten  die  Wahl  der  beiden  ersteren  weniger 
rathsam  erscheine. 

Die  Instruction  an  den  zum  Wahlcommissar  bestellten 
Oberpräsidenten  von  Bodelschwingh  bezeichnete  ihm  das 
jetzt  gewählte  Verfahren  als  eine  Ausnahme,  die  vorsichtig 
zu  behandeln  sei,  damit  sie  für  die  Zukunft  den  Befugnissen 
der  Regierung  kein  Präjudiz  gebe. 

„Wenn  die  gegenwärtigen  Umstände  es  auch  nicht  als 
rathsam  erscheinen  lassen,  dass  die  Wahl  auf  eine  bestimmte 
Person  positiv  gerichtet  werde,  vielmehr  innerhalb  der  durch 
die  Allh.  C.-O.  v.  3.  d.  M.  gegebenen  Bestimmungen  ein  freier 
Spielraum  für  diesmal  zu  lassen  ist,  so  muss  doch  jede  amt- 
liche oder  sogar  ausseramtliche  Aeusserung  vermieden 
werden  welche  in  Zukunft  zur  Abwehr  eines  positiven  Ein- 
wirkens  der  Krone  benutzt  werden  könnte." 

Im  März  begab  sich  Bodelschwingh  nach  Trier  und 
theilte  dem  Capitel  vertraulich  die  Namen  der  Regierungs- 
candidaten  mit,  von  denen  jedoch  einer  noch  nachtraglich 
gestrichen  zu  sein  scheint. 

Aber  jetzt  verkündete  ihm  das  Capitel,  dass  seine  Ansiebt 
über  das  Verfahren  sich  geändert  hätte,  dass  es  unter 
zwei  Candidaten  wählen  würde,  welche  dann  Bodelschwingh 
sofort  —  und  darunter  auch  den  Domherrn  Arnoldi  — 
für  personae  minus  gratae  erklärte. 


')  Bericht  des  Ministers  v.  Altenstein  vom  28.  Januar  1839. 


rr 
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Nichtsdestoweniger  wurde  dieser  am  1.  Mai  1839  ge- 
wählt; die  Majorität  des  Capitels  lehnte  jede  ihr  vom  Com- 
missarius  zugemuthete  Neuwahl  ab,  beschloss  vielmehr  un- 
mittelbar beim  Könige  dasPlacet  zu  erbitten,  während  Bodel- 
schwingh  andererseits  jede  Publication  des  Wahlergebnisses 
verbot. 

Das  an  den  König  gerichtete  Gesuch  des  Capitels  vom  2. 
Mai  liess  schon  deutlich  die  Einwirkung  des  päpstlichen  Schrei- 
bens v.  15.  März  1857  erkennen. 

Das  Capitel  erklärte,  dass  diejenigen,  welche  für  den 
p.  Arnoldi  gestimmt  hätten,  „die  Ueberzeugung  gehegt  haben 
dass  derselbe  keine  Sr.  Maj.  unangenehme  Person  sei,  und 
dass  der  p.  A.  wegen  seiner  Frömmigkeit  und  Gelehrsamkeit 
in  allgemeiner  Achtung  stehe  und  Bürgschaft  gewähre,  dass 
er  auch  die  Pflichten  gegen  den  Landesherrn  gewissenhaft 
erfüllen  und  das  Volk  zu  gleicher  Treue  durch  Wort  und 
Beispiel  anfeuern  werde." 

Als  ob  es  auf  die  subjective  Ueberzeugung  des  Capitels 
überhaupt  angekommen  wäre  und  diese  sich  nicht  durch  die  Er- 
klärung des  Wahlcommissärs  hinreichend  hätte  berichtigen  kön- 
nen. Altenstein  schlug  daher  auch  vor,  das  Capitel,  welches  wider 
besseres  Gewissen  gehandelt  habe,  zu  neuen  Anträgen  aufzu- 
fordern und  eventuell  durch  Temporaliensperre  zu   zwingen. 

So  verweigerte  denn  auch  der  König  in  seiner  Cabinets- 
ordre  vom  31.  Mai  1829  die  Genehmigung  der  Wahl,  befahl 
indessen  das  Capitel  nicht  zur  Vornahme  einer  neuen  zu 
veranlassen,  sondern  die  Initiative  desselben  in  dieser  Bezie- 
hung abzuwarten. 

Das  Capitel  beschloss  aber  nun,  sich  an  den  Papst  zu 
wenden.  Es  erklärte,  der  Wahlcommissarius  habe  den  Dom- 
herrn Arnoldi  als  eine  persona  grata  bezeichnet,  während 
doch  schon  die  an  den  König  gerichtete  Bittschrift  des  Ca- 
pitels den  Beweis  des  Gegentheils  abgab.  Die  Regierung 
legte  deswegen  dem  Berichte  des  Capitels  an  den  Papst  eine 
Denkschrift  bei,  welche  die  Unrechtmässigkeit  der  Wahl 
darthat  und  die  Behauptungen  des  Capitels  widerlegte. 

Nichtsdestoweniger    erklärte  eine  Congregation  von  Car- 
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dinälen,  es  sei  unmöglich  der  Wahl  die  canonisch  erfolgt  sei 
die  Confirmation  zu  versagen. 

Dass  sie  damit  das  Breve  Quod  de  fidelium  vollständig 
annullirten,  schien  den  römischen  Eiferern  nicht  ins  Gewicht 
zu  fallen,  und  wenn  die  preussischen  Ministerin  der  Meinung 
befangen  waren,  dass  das  Breve  vielleicht  für  kraftlos  erach- 
tet werde,  weil  es  keine  Pönalsanction  besässe,  so  verkannten 
sie  den  Fortschritt,  welchen  die  Richtung  Lambruschini's  ge- 
genüber der  gemässigten  Consalvi's  gemacht  hatte.  Man 
freute  sich  eben  in  Rom  der  Verlegenheiten  der  preussischen 
Regierung  und  man  hatte  schon  im  Cölner  Streit  die  Saiten  scharf 
genug  gespannt,  so  brauchte  man  nur  in  derselben  Tonart 
fortzufahren.* 

Indessen  zögerte  der  Papst  doch,  definitiven  Bescheid  zu 
geben,  eben  so  wie  er  auch  für  die  erledigte  Domherrnstelle 
keine  Collation  vornahm. 

So  lag  die  Frage  noch  unerledigt  als  König  Friedrich 
Wilhelm  III.  i.  J.  1840  starb  und  Friedrich  Wilhelm  IV.  den 
Thron  bestieg. 

Der  katholischen  Kirche  mehr  als  zu  geneigt,  hoffte 
er  auch  Seitens  der  Curie  ein  freundliches  Entgegenkommen. 
Er  schickte  den  katholischen  Grafen  Brühl  als  ausserordent- 
lichen Gesandten  nach  Rom  mit  dem  Auftrage,  alle  zwischen 
der  preussischen  Regierung  und  der  Curie  seit  der  Colnex 
Irrung  ausgebrochenen  Zwistigkeiten  zu  vergleichen  und  so 
auch  die  Annullation  von  Arnoldi's  Wahl  durchzusetzen.  Allein 
alle  darauf  abzielenden  Versuche  prallten  ander  Zähigkeit  des 
Cardinalstaatssecretärs  ab.  Die  Wahl  war  ja  nach  den  Canones 
gültig;  ob  sie  auch  dem  mit  einer  protestantischen  Regierung 
geschlossenen  Vertrage  entspräche,  war  gleichgültig.  Ja  Lam- 
bruschini  machte  gewissermassen  die  preussische  Regierung 
selbst  für  den  in  Trier  erfahrenen  Misserfolg  verantwortlich. 
Warum  hatte  sie  nicht  auch  den  von  Consalvi  proponirten 
irischen  Wahlmodus  angenommen?  Dann  hätte  das  Gouver- 
nement jetzt  einen  „festeren  Anhalt",  oder  mit  anderen  Wortiin 
dann  hätte  der  König  von  Preussen  nicht  nöthig  sich  über 
die   Verletzung    seiner  Autorität  bei   einer  Bischofswahl    in 
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Rom  vergeblich  zu  beklagen.  Er  hätte  eben  von  vornherein 
gar  keine  Autorität  besessen. 

Der  Bericht  des  Grafen  Brühl  v.  20.  August  1840  wirft 
ein  bezeichnendes  Licht  auf  die  Anschauung,  welche  jetzt  in 
den  massgebenden  Kreisen  Roms  über  Consalvi's  Abmachungen 
herrschte. 

„Es  bleibt,  schreibt  Brühl,  noch  ein  grösseres,  gewis- 
sermassen  ein  unübersteigbares  Hinderniss  übrig,  —  bemerkte 
der  Cardinal,  —  nämlich  die  ganze,  nach  den  canonischen 
Vorschriften  Statt  gefundene  Bischofswahl  in  Trier.  Diese, 
wie  der  König  verlangt,  zu  annulliren,  liegt  gar  nicht  in  der 
Macht  des  Papstes.  Das  ist  rein  unmöglich.  Es  ist  gegen 
das  Gesetz  der  Kirche  und  das  wissen  Sie  (sich  zu  mir  wen- 
dend) als  Katholik,  dass  dieses  sich  nicht  ändern  und  nicht 
deuteln  lässt  Und  überhaupt,  was  die  Bischofswahl  im  All- 
meinen, d.  h.  in  Preussen,  betrifft,  so  liegt  die  Sache  sehr  im 
Argen,  und  zwar  wesentlich,  weil  Herr  Niebuhr  im  Auftrage 
seines  Gouvernements  die  klaren  und  billigen  Vorschläge  des 
heiligen  Stuhles  ablehnte.  Wären  diese,  die  mein  Vorgänger, 
der  Cardinal  Consalvi,  machte,  angenommen  worden,  so  be- 
sässe  das  Gouvernement  einen  weit  festeren  Anhalt.  Der 
heilige  Stuhl  schlug  vor:  vor  jeder  Bischofswahl  sollte  das 
Capitel  eine  Liste  der  Wählbaren  dem  Gouvernement  mit- 
theilen, und  diesem  die  Berechtigung  zustehen,  die  ihm  we- 
niger genehmen  Personen  (personae  minus  gratae)  von  der 
Wahl  auszuschliessen.  So  könnte  noch  eine  Canonicatswahl 
Statt  finden ;  wie  man  später  erfuhr,  war  von  einer  solchen 
kaum  mehr  eine  Spur  übrig  und  darin  liege  eine  grosse  Un- 
billigkeit; und  doch,  bemerkte  Herr  v.  Buch,  gingen  aus  den 
Wahlen  der  Capitel  Männer,  wie  die  Erzbischöfe  von  Droste 
und  Dunin,  hervor." 

So  musste  es  die  preussische  Regierung  denn  versuchen, 
ob  sie  nicht  Arnoldi  zur  Resignation  bringen  könne. 

Es  war  das  der  einzige  Weg,  eine  Erneuerung  der  Cöl- 
ner  Wirren  und  einen  Conflictmit  der  römischen  Curie  zu 
vermeiden,  welcher  der  letzteren  eben  nicht  sehr  furchtbar 
vorkommen  mochte. 
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Die  Regierung  hat  dabei  Arnoldi  gegenüber  die  Mög- 
lichkeit und  Zulassung  einer  Wiederwahl  durchblicken  las- 
sen, aber  gerade  deswegen  schien  die  römische  Curte  eine 
solche  nicht  für  wünschenswerth  zu  erachten.  Wäre  doch  zwi- 
schen dem  neuen  Bischof  und  der  Regierung  eine  Verbin- 
dung entstanden,  welche  auf  beiderseitige  Interessen  begrün- 
det vielleicht  denen  der  Kirche  hätte  schädlich  werden 
können. 

Schliesslich  willigte  indessen  der  Papst  ein,  die  von  Ar- 
noldi i.  J.  1841  gegebene  Resignation  zu  genehmigen,  dessen 
Wahl  zu  bestätigen  er,  wie  die  offizielle  Urkunde  ohne  jede 
Rücksicht  auf  die  preussische  Regierung  sagte,  nicht  das  ge- 
ringste Bedenken  gehabt  habe  (minime  dubitavit);  aber  die 
preussische  Regierung  musste  noch  dazu  die  Aeusserung  des 
Cardinalstaatssecretärs  in  den  Kauf  nehmen:  dass  selbstver- 
ständlich dem  Domcapitel  volle  Freiheit  gelassen  werden 
müsse. 

Gleichzeitig  Hess  sich  aber  auch  der  König  zu  einem  spe- 
ciellen  Vertrag  herbei,  wonach  die  Vorschriften  der  Bulle 
De  salute  und  des  Breve  Quod  de  fidelium  auf  die  Bischofs- 
wahlen der  östlichen  Provinzen  in  der  Folgezeit  Anwendung 
finden  sollten.  Ob  das  vielleicht  der  Lohn  war,  den  die  preus- 
sische Regierung  der  Curie  für  ihre  grossmüthigen  Concessio- 
nen  gewährte1)? 

Bevor  aber  noch  die  Neuwahl  in  Trier  erfolgte,  war 
auch  durch  die  Resignation  des  Fürstbischofes  von  Sedlnitzky 
am  10.  October  1840  der  bischöfliche  Stuhl  in  Breslau  er- 
ledigt worden.  Hier  sollten  die  neuen  Principien  des  Königs 
zum  ersten  Male  Anwendung  finden. 


!)  Siehe  oben  61.  Es  ist  bemerkenswerth,  das«  bis  auf  meine  i.  J- 
1869  bewirkte  Publication  dieses  Vertrages  kein  Mensch  ausserhalb  der 
Kegierungskreise  auch  nur  ein  Wort  davon  wusste. 
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II.  Seit  Friedrieh  Wilhelm  IV. 

Es  scheint  fast,  als  ob  die  Aeusserungen  Lambruschini's 
auf  Friedrich  Wilhelm  IV.  einen  tiefen  Eindruck  zurückge- 
lassen haben. 

Der  König  war  gewillt,  die  bureaukratischen  Bande, 
welche  die  Kirche  an  den  Staat  gefesselt  hatten,  zu  lockern. 
Er  wollte  nicht  so  Bischöfe  die  dem  Staate  ergeben  waren, 
wie  vielmehr  fromme  gewissenhafte  Männer,  die  den  kirchlichen 
Geist  neu  zu  beleben  und  zu  stärken  im  Stande  wären;  dar- 
um glaubte  er  auch  von  dem  früheren  Verfahren  bei  Bi- 
schofswahlen ablassen  zu  können  und  zu  müssen. 

Der  irische  Wahlmodus  war  nun  freilich  zum  Leidwesen 
Lambruschini's  in  Preussen  nicht  gesetzlich,  aber  man  konnte  ihn 
nach  der  Ansichtdes  Königs  wenigstenspassend  dazu  verwerthen, 
dass  die  Capitel  sich  in  dieser  Weise  versicherten,  ob  ihre  Candi- 
daten  der  Regierung  genehm  seien.  Denn  weder  sollte  die 
Regierung  von  jetzt  an  den  Wahltermin  anberaumen,  noch 
dem  Capitel  Candidaten  vorschlagen,  noch  überhaupt  die 
Freiheit  der  Kirche  beschränken. 

So  ging  Friedrich  Wilhelm  IV.  auf  Principien  zurück 
gegen  die  sein  Vater  sich  nach  Kräften  gesträubt  hatte;  er 
importirte  ein  Wahlrecht  der  Capitel,  welches  von  Preussen 
fern  gehalten  zu  haben  eine  der  besten  Thaten  der  früheren 
kirchlichen  Verwaltung  gewesen  war,  und  trotz  der  herben 
Lehre,  die  er  durch  die  von  ihm  als  Kronprinzen  bewirkte 
Beförderung  von  Droste-Vischering  auf  den  Cölner  Stuhl 
erfahren  hatte  —  wegen  dessen  schöner  ascetischen  Richtung 
—  liess  er  zu,  dass  die  Capitel  sich  mit  Römlingen  füllten 
und  eben  solche  zu  Bischöfen  erhoben  wurden. 

Das  preussische  Ministerium  verhielt  sich  aber  dazu 
völlig  passiv,  und  hatte  kein  Wort  der  Einrede  oder  Ab- 
m  Innung.  Schon  Altenstein  hatte  zuletzt  die  kirchliche  Frage 
sc  imählich  hintenangesetzt,  und  sich  bei  jeder  Gelegenheit 
al    ein  Partisan   der  römischen  Curie  gezeigt   —    stellte  er 
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doch  officiell  den  Fürstbischof  von  Breslau  zur  Rede,  war- 
um er  seinem  Bischofstitel  nicht  hinzufüge  „durch  die  Gnade 
des  apostolischen  Stuhles"  — ,  Eichhorn  aber  war  geradezu  das 
stumme  und  willenlose  Werkzeug  der  katholisirenden 
Pläne  des  Königs.  Freilich  stand  diesem  Minister  auch  eine 
katholische  Abtheilung  seines  Departements  zur  Seite,  gleich- 
falls eine  Frucht  der  BrühPschen  Verhandlungen.  Diese  aber, 
selbst  componirt  aus  ultramontanen  Mitgliedern,  welche  durch 
katholische  dem  Hofe  nahestehende  Personen  den  williges 
oder  unwilligen  Ministern  octroyirt  wurden,  beherrschte  in 
den  katholischen  Fragen  Eichhorn,  wie  dessen  Nachfolger  völ- 
lig. Sie  ging  nur  zu  eilig  auf  die  Intentionen  des  Königs 
ein,  die  ja  auch  die  der  römischen  Curie  waren,  und  die 
Minister  besassen  weder  die  Fach-  noch  die  Personalkennt- 
niss  noch  endlich  die  Energie,  ihr  und  dem  Könige  entgegen- 
zuarbeiten. 

In  einer  Ordre  v.  24.  Februar  1841  theilte  Friedrich 
Wilhelm  IV.  dem  Staatsministcr  Eichhorn  seine  Willens- 
meinung mit.  Sie  bezeichnet  den  Wendepunkt  in  der  preus- 
sischen  Praxis   der  Bischofswahlen. 

„Ich  bin  mit  der  Ansicht  in  Ihrem  Bericht  vom  22.  d.  M. 
völlig  einverstanden,  schrieb  der  König,  dass  es  die  höchste 
Zeit  ist,  das  Dom-Capitel  zu  Breslau  an  die  Notwendigkeit 
baldigster  Bewirkung  der  dortigen  Bischofswahl  zu  erinnern 
und  dasselbe  zu  den  hierzu  erforderlichen  vorbereitenden 
Schritten  zu  veranlassen,  da  das  Capitel  selbst  noch  mit  keiner 
Anfrage  deshalb  entgegengekommen  ist,  und  die  Erledigung 
des  bischöflichen  Stuhles  nun  schon  einige  Monate  fortdauert 

Sie  haben  daher  fbrdersamst  das  Dom-Capitel  aufzufor- 
dern, dass  es  Ihnen  ein  Verzeichniss  derjenigen  Geistlichen 
einreiche,  welche  es  bei  der  Wahl  zur  Fürstbischöflichen 
Würde  berücksichtigen  zu  können  meint,  damit  Ich  in  den 
Stand  gesetzt  werde,  demselben  diejenigen  Individuen  dar- 
unter zu  bezeichnen,  die  Ich  als  Personae  non  gratae  erken- 
nen, denen  Ich  darum  falls  die  Wahl  sie  träfe,  Meine  land  s- 
herrliche  Bestätigung  verweigern  müsste,  und  welche  dalar 
in  Gemässheit  der  Bulle  De  salute  animarum  und  des  Bre  re 
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Quod  de  fidelium  von  der  Concurrenz  zur  Wahl  gleich  aus- 
zuschliessen  sein  würden.  Sie  haben  dem  Capitel  bei  dieser 
Aufforderung  zugleich  zu  erklären,  dass  wie  Ich  demselben 
unter  der  Zahl  der  solchergestalt  von  Mir  zur  Wahl-Concur- 
renz  gestatteten  Personen  die  Freiheit  der  Wahl  unbeschränkt 
lassen  will,  Ich  andrerseits  nach  Meinem  landesherrlichen 
Recht  keinem  Individuo  Meine  Bestätigung  ertheilen  werde, 
über  welches  Ich  Mich  nicht  zuvor  in  obiger  Art  durch  die 
Genehmigung  erklärt  habe,  dass  dasselbe  auf  der  Wahlliste 
bleiben  dürfe ;  und  das  Capitel  hat  seine  Wahl  daher  jeden- 
falls nur  innerhalb  des  Kreises  der  durch  diese  Liste 
bezeichneten  Personen  zu  beschränken. 

Das  Dom -Capitel  ist  demnächst  aufzufordern,  einen 
Wahltag  vorzuschlagen,  zu  welchem  Ich  herkömmlicher  Weise 
einen  Königlichen  Wahl-  Commissarius  senden  werde.  Hierzu 
beabsichtige  Ich  den  Ober -Präsidenten  Wirklichen  Geheimen 
Rath  von  Merckel  zu  bestimmen,  welchem  Sie  davon  vorläu- 
fige Mittheilung  zu  machen  haben.  Da  Ich  aber  auch  von 
verschiedenen  Seiten  den  Gedanken  vernommen  habe,  dass 
es  angemessen  sein  dürfte,  eine  in  der  Provinz  angesehene 
Person  der  katholischen  Confession  mit  diesem  Geschäft  zu 
beauftragen;  wie  es  bei  frühern  Gelegenheiten  oft  geschehen, 
so  will  Ich  diese  Ansicht  ebenfalls  der  Erwägung  des  Ober- 
Präsidenten  anheimgeben,  und  wenn  auch  er  dieselbe  für  an- 
gemessen erachtet^  und  einen  günstigen  Einfluss  davon  auf 
die  Katholiken  der  Provinz  erwartet;  so  würde  Ich  in  diesem 
Fall  geneigt  sein,  einem  solchen  Mann,  vielleicht  dem  Grafen 
von  Schaffgotsch,  das  Amt  des  Königlichen  Wahl -Commis- 
sarius zu  übertragen.  Ich  sehe  daher  den  Aeusserungen  des 
Ober -Präsidenten  und  den  Ihrigen  darüber  sobald  als  mög- 
lich entgegen. 

Berlin,  den  24.  Februar  1841. 

(gez.)  Friedrich  Wilhelm. 

An  den  Staats -Minister  Eichhorn." 

Auch  nach  Rom    wurde  diese  Willensmeinung    des  Kö- 
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nigs  allerdings  mit  Verwahrung  des  bisher  von  der  Regierung 
eingenommenen  Rechtsstandpunktes  vermeldet1). 

Allein   das   Breslauer  Capitel    schien  sich  zuerst  in  die 
neue  Praxis  noch  nicht  recht  finden  zu  können.    Wenigstens 


')  Vertraulich  von  dem  auswärtigen  Minister,  Freihemi  von  Weither, 
dem  Minister  der  geistlichen  pp.  Angelegenheiten  mitgetheilt  am  28.  Ja- 
nuar 1841.  (In  Act.  Schlesien  IV.  Abthl.  m.  8.  Vol.  I.  betreff,  die  Ar- 
noldi'sche  Wahl. 

„Was  diesen  Punkt  betrifft,  so  muss  ich  ausdrücklich  bevorworten,  dssi 
in  Beziehung  auf  denselben  die  Königliche  Regierang  niemals  etwas  An- 
deres gewollt  hat.  als  was  bei  den  Verhandinngen,  welche  denn  Erlasse 
der  Bulle  De  salute  animarum  vorausgegangen,  dieserhalb  mit  dem  Koni- 
schen Hofe  von  ihr  verabredet  worden  ist.  Sie  glaubte  nur,  daas  diese 
Verabredung  auf  mehr  als  einem  Wege  in  Ausführung  gebracht  werden 
könne.  Bei  dieser  Verabredung  kommt  es  nämlich  wesentlich  darauf  aa, 
dass  das  Capitel  sich  zum  Voraus  vergewissert,  dass  die  Person,  wekfce 
seine  Wahl  treffen  könne,  dem  Könige  nicht  unangenehm  sei.  Als  des 
die8fälligen  Stipulationen  zuwider  laufend  kann  es  daher  nicht  angesehen 
werden,  dass  die  Regierung  in  den  Fällen,  wo  Bischofswahlen  bisher  ein- 
traten, den  betheiligten  Domcapiteln  einen  oder  den  anderen  Geistlichen 
als  diejenige  Person,  deren  Erhebung  auf  den  bischöflichen  Stuhl  ihr  vor- 
zugsweise wünschenswerth  sei,  unter  der  Hand  bezeichnen  Hess.  Die 
Capitel  vergewisserten  sich,  indem  sie  von  diesem  Wunsche  Kenntnis*  er- 
hielten, dass  ihre  Wahl,  wenn  sie  auf  den  oder  die  so  bezeichneten  Geist- 
lichen fallen  sollte,  keine  der  Regierung  misställige  Person  treffen  werde, 
und  darin  dass  die  Regierung  ihnen  dergleichen  Wünsche  zn  erkennen  gab, 
lag  noch  kein  Zwang,  wodurch  ihnen  zugemuthet  worden  wäre,  nur  un- 
ter den  ihnen  designirten  Personen  wählen  und  nicht  auch  ihrerseits  der 
Regierung  Personen  bezeichnen  zu  können,  um  sich  darüber  zn  erklären, 
ob  allenfalls  nicht  auch  diese  der  Regierung  nicht  unangenehm  seien.  Wurden 
die  zunächst  von  der  Regierung  ausgegangenen  Wünsche  von  den  Dom- 
capiteln berücksichtigt,  so  bezeugten  sie  dadurch  freiwillig  der  Regie- 
rung eine  Ergebenheit  und  ein  Vertrauen,  welche  Seine  Königliche 
Majestät  von  den  Domcapiteln  der  Monarchie  auch  künftig  erwarten,  ohne 
gerade  die  eben  erwähnte  bisherige  Art  der  Ausführung  jener  mit  den 
Römischen  Hofe  getroffenen  Stipulationen  in  Anwendung  kommen  zn  las- 
sen.  Denn  statt  mit  Wünschen  und  Vorschlägen  den  Domcapiteln  ent- 
gegen zu  kommen  und  auf  diese  Weise  die  letzteren  darüber  au  be- 
lehren, welche  Personen  mit  voller  Sicherheit  gewählt  werden  könnten, 
wird  die  Regierung  ebensowohl  von  den  Domcapiteln  die  Vorschlage  und 
Bezeichnung  der  Personen  erwarten,  wenn  sich  dieselben  vergewissern  wol- 
len, keine  dem  Könige  unangenehme  Wahl  zu  treffen." 
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reichte  es  anter  dem  Proteste  des  Domherrn  Dr.  Förster  am 
31.  März  1841  eine  Wahlliste  ein,  welche  12  Namen  trug 
(darunter  6  aus  dem  Schoosse  des  Capitels  selbst),  die  nicht 
durch  absolute,  sondern  durch  relative  Stimmenmehrheit  be- 
stimmt waren. 

Der  König  war  über  dies  Benehmen  des  Capitels,  wel- 
ches, obgleich  es  den.  Vorschriften  der  Bulle  De  salute  und 
des  ergänzenden  Breve  durchaus  gemäss  war,  nach  seiner 
Hebung  das  persönliche  Interesse  der  *  Capitularen  dem  der 
Kirche  voranstellte,  nicht  wenig  befremdet.  Schien  es  doch 
mit  solchem  Materiale  schwierig,  auch  die  der  Kirche  wohl- 
meinendsten Absichten  durchzuführen. 

„Ich  habe  aus  Ihrem  Bericht  vom  15.  d.  M.,  verfugte  er 
am  22.  April  184L  an  den  Staatsminister  Eichhorn,  mit 
grossem  Befremden  ersehen,  dass  es  dem  Domcapitel  zu 
Breslau  nicht  gelungen  ist,  bei  der  Aufstellung  einer  Candi- 
datenliste  für  die  vorzunehmende  Wahl  eines  Fürstbischofs 
eine  absolute  Stimmenmehrheit  für  irgend  einen  Candidaten 
zu  erlangen  und  dass  das  Capitel  sich  daher  entschlossen 
hat,  die  Liste  nach  den  Ergebnissen  einer  nur  auf  relative 
Majorität  gerichteten  Abstimmung  zusammenzustellen.  Bei 
der  engen  Beziehung,  in  welcher  die  Aufstellung  der  Candi- 
datenliste  zu  der  künftigen  Fürstbischofswahl  steht,  hätte  die 
Notwendigkeit  einer  absoluten  Majorität  für  die  überhaupt 
snf  die  Liste  zu  bringenden  Candidaten  dem  Capitel  einleuch- 
ten müssen,  daher  Ich  das  Benehmen  desselben  nur  als  ein 
bedauerliches  Zeichen  vorhandener  Parteiungen  ansehen  und 
Hebe  höchste  Unzufriedenheit  hierüber  aussprechen  kann, 
eon  das  Domcapitel  nicht  im  Gefühl  seiner  Verpflichtungen 
die  Kirche  und  gegen  den  Landesherrn  und  in  Ver- 
ung  jeder  mit  diesen  Pflichten  in  Widerspruch  treten- 
äusserlichen  Rücksicht  über  die  Würdigkeit  der  von 
zu  bezeichnenden  Wahlcandidaten,  in  Beziehung  auf 
e  ihm  der  katholische  Clerus  der  ganzen  Monarchie  ja 
weiten  Wahlkreis  darbietet,  nach  den  canonischen  Er- 
ernissen  sich  zu  vereinigen  versteht,  so  würde  Ich  dem- 
Arn  Mein  Königliches  Vertrauen  für  immer  entziehen  mtis- 

?     edberg,  Ste&t  und  Biscaofawahlen.  16 
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sen,  sowie  loh  ein  Verfahren,  welches  dahin  fuhren  kam^ 
bei  dem  päpstlichen  Stuhl  eine  Einwirkung  in  die  Angele- 
genheit der  Fürstbischofswahl,  die  nur  Mir  und  dem  Caphel 
zusteht,  hervorzurufen,  nicht  anders  als  mit  der  Mir  schuldi- 
gen Unterthanentreue,  die  Mir  das  Capitel  noch  neuerlich  b 
einer  Eingabe  mit  feierlicher  Versicherung  betheuert  hat 
für  völlig  unvereinbar  erachten  kann.  Sie  haben  diese  Meise 
Willensmeinung  dem  Domcapitel  mit  der  gemessenen  Wei- 
sung zu  eröffnen,  sich  sofort  wieder  zu  einer,  den  canoniacba 
Vorschriften  gemässen  Aufstellung  einer  Candidatenliste  n 
versammeln  und  diese  Liste  in  kürzester  Zeitfrist  einzureichen 
Sollten  Sie  nicht  überwiegende  Bedenken  haben,  so  könnet 
Sie  dem  Capitel  insinuiren,  dass  wenn  es  mit  seinen  Candi- 
da ten  über  die  Grenze  der  Monarchie  gehen  wollte,  Ich  dem- 
selben im  Vertrauen  den  Abt  von  Kloster  Neuburg  und  den 
des  Wiener  Schotten  Klosters  p.  Götz  im  Voraus  als  perso- 
nae  gratae  bezeichnen  wolle." 

Darauf  stellte  das  Capitel  mit  absoluter  Majorität  eine 
Liste  von  5  Personen  auf,  die  durch  die  Cabinetsordre  vom 
30.  Juni  1841  sämmtlich  genehmigt  wurden,  und  aus  welchen 
am  27.  August  der  Prälat  Knauer,  für  welchen  der  kö- 
nigliche Wahlcommissarius  gewirkt  hatte,  mit  9  von  15  Stim- 
men gewählt   wurde. 

Gleicher  Art  war  das  in  Trier  jetzt  eingeschlagene  Ver- 
fahren. Ein  Ministerialerlass  folgenden  Inhaltes  wurde  den 
9.  April  1842   an  das  Capitel  erlassen: 

„Damit  aber  das  Capitel  nicht  darüber  im  Zweifel  sein 
möge,  welche  Personen  von  dieser  Seite  dazu  geeignet  sind, 
bei  der  Wahl  in  Betracht  gezogen  zu  werden,  so  veranlasse 
ich  Wohldasselbe,  auf  besonderen  Allerhöchsten  Befehl,  mir 
vor  Bestimmung  des  feierlichen  Wahltages  ein  unter  Zu- 
ziehung der  bei  der  Bischofswahl  stimmberechtigten  Ehren- 
domherren  in  vorschriftsmässig  zu  berufender  Capitular- Ver- 
sammlung und  nach  den  Resultaten  einer  absoluten  Stimmen- 
mehrheit abgefasstes  Verzeichniss  derjenigen  Geistlichen  ein- 
zureichen, welche  Wohldasselbe  bei  der  Wahl  zur  bischöfliche» 
Würde  überhaupt  berücksichtigen  zu  können  glaubt.  ^ 
Majestät   der  König  werden  dem  Capitel  demnächst  diejenigen 
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etwa  darunter  befindlichen  Personen  bezeichnen  zu  lassen 
geruhen,  welche  Allerh.  Dieselben  als  H.  Ihnen  nicht  wohl- 
gefällig erkennen,  und  denen  daher,  falls  die  Wahl  auf  sie 
fiele,  die  landesherrliche  Genehmigung  würde  verweigert 
werden  müssen.  Unter  den  hiernach  zur  Wahlconcurrenz 
zugelassenen  Personen  wollen  Se.  K.  Maj.  dem  Capitel  die 
Freiheit  der  Wahl  unbeschränkt  belassen;  dagegen  werden 
Allerh.  Dieselben  nach  Ihrem  Königlichen  Rechte  keinem 
Individuum  die  landesherrliche  Genehmigung  ertheilen,  wel- 
ches sich  nicht  auf  der  vorher  eingereichten  Wahlliste  be- 
funden hat  und  von  dem  zugleich  zuvor  erklärt  worden  ist, 
dass  es  auf  dieser  Liste  bleiben  und  sonach  denjenigen  Per- 
sonen beigezählt  werden  dürfe,  welche  Sr.  K.  M.  nicht  miss- 
fellig  sind.« 

Darauf  reichte  das  Capitel  am  27.  April  eine  Liste  von 
5  Personen  ein,  die  sämmtlich  genehmigt  wurden,  und  aus 
welchen  am  21.  Juni  einstimmig  Arnoidi  gewählt  wurde. 

Der  katholische  Ober-Appellationsgerichtsrath  Schwarz 
fungirte  als  Wahlcommissar. 

Ohne  jede  Schwierigkeit  ging  dann  auch  die  nächste 
Wahl  in  Paderborn  vor  sich,  nachdem  der  Bischof  von  Le- 
debur  am  30.  August  1840  gestorben  war. 

Alle  7  Candidaten  des  Capitels l)  wurden  Seitens  der 
Regierung  gebilligt,  und  einer  unter  denselben  als  besonders 
genehm  erklärt 2).  Indessen  wurde  nicht  dieser  sondern  der 
Weihbischof  Dammers  am  27.  November  gewählt. 

Zu  einem  bedeutenden  Conflicte  kam  es  aber  dann  wie- 
der nach  dem  Tode  des  Erzbischofs  von  Posen,  Dunin,  am 
26.  December  1842.  Von  dem  früheren  Verfahren,  ver- 
fügte die  Regierung,  solle  auch  jetzt  •  in  Posen  Abstand  ge- 
nommen werden,  weil  es  „mit  den  wörtlichen  Festsetzungen 
der  Bulle"  nicht  übereinstimme  und  „einerseits  das  Domca- 
pitel  leicht  eine  Beschränkung  der  ihm  eingeräumten  Wahl- 
freiheit erkennen  könne,  während   andererseits  das   Gouver- 


l)  Dasselbe  hatte  keinerlei  Aufforderung  der  Regierung  abgewartet. 
*)  Cab.-Ordre  v.  5.  November  1941. 
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nement  dadurch  gewissennassen  eine  wegen  des  immerhin 
unsicheren  Erfolges  bedenkliche  Verantwortung  für  den  Ge- 
wählten übernehme".  Das  Capitel  wurde  demgemäss  aufge- 
fordert eine  Liste  seiner  Candidaten  einzureichen,  aber  anstatt 
diesem  Verlangen  der  Regierung  nachzukommen  protestirte 
es  gegen  dasselbe.  Eine  Vorwahl  erklärte  es  als  Neuerung 
ansehen  zu  müssen,  zu  der  es  während  der  Sedisvaeanz  in 
keiner  Weise  berechtigt  sei l).  Die  Regierung  wies  in  ihrer 
Antwort  an  das  Capitel  die  Hinfälligkeit  dieser  Argumenta- 
tion nach;  da  einmal  von  einer  Neuerung  gar  keine  Rede 
sei;  und  dann  auch  nur  Rechte  des  Capitels,  nicht  des  erle- 
digten erzbischöflichen  Stuhles  in  Frage  kämen. 

Dennoch  beharrte  das  Gnesener  Capitel  bei  seiner  An- 
sicht, während   das  Posener   nur  ex  gremio   capituli   wählen 
zu  wollen  erklärte.     Falls  die  Regierung  auf  ihrer  Forderung 
bestehe,    wollten   beide   die  Willensmeinung    des  päpstlichen 
Stuhles  einholen. 

Die  Regierung  versuchte  noch  den  Ausweg  einzuschlagen, 
dass  sie  beide  Capitel  veranlasste,  eine  andere  Art  anzuge- 
ben, wie  sie  sich  vergewissern  wollten,  dass  ihr  Candidat  keine 
persona  minus  grata  sei.  Als  aber  auch  das  ohne  Folgen 
blieb,  gab  sie  zu  der  Communication  mit  Rom  die  Genehmi- 
gung2), doch  ohne  officielle  Betheiligung  des  Ministeriums, 
d.  h.  dass  die  Capitel  ihre  Eingabe  selbst  befördern  und  nur 
dem  Oberpräsidenten  eine  Abschrift  derselben  übergeben 
sollten. 

Die  Capitel  wandten  sich  darauf  in  der  That  an  den 
Papst.  Sie  bezeichneten  die  Aufstellung  einer  Candidaten- 
liste  als  „praeelectio"  und  schilderten  die  früheren  Wahlen  in 
der  Art  vollzogen,  dass  die  Regierung  sich  immer  erst  nach 
vollendeter  Wahl  mit  ihrer  Einwirkung  bethätigt  habe. 

Die  römische  Curie  versicherte  nun  zwar  dem  preussi- 
schen  Gesandten,  dass  ihre  Antwort  mit  der  einst  dem  Trieri- 
schen Domcapitel  ertheilten  übereinstimmen  werde. 

')  Doch  schien  die  Absicht  des  Schreibens  zu  sein,    sämmtliche  Mit- 
glieder des  Domcapitels  zu  präsentiren. 
2)  Cab.-Ordre  vom  1.  Januar  1847. 
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Dennoch  war  sie  durchaus  verschieden  von  jener l). 
Der  Unwille,  dem  Cardinal  Lambruschini  schon  früher  einen 
bitteren  Ausdruck  gegeben  hatte,  dass  Preussen  bei  der  Ver- 
handlung der  Bulle  den  irischen  Wahlmodus  nicht  angenom- 
men habe,  leuchtete  aus  jeder  Zeile  hervor,  und  die  Conces- 
sionen  des  Breve  Quod  de  fidelium  wurden  einer  solchen  In- 
terpretation unterworfen,  dass  sie  vollkommen  nichtssagend 
erschienen. 

Denn  zuvörderst  wurden  die  Capitel  gelobt,  dass  sie  dem 
Wunsche  der  Regierung  nicht  nachgekommen  seien;  wenn 
die  preussische  Regierung  das  Begehren  nach  dem  Listen- 
verfahren empfinde,  so  hätte  sie  es  sich  ja  in  Rom  verleihen 
lassen  können. 

Der  Papst  suchte  also  die  wunderbare  Meinung  zu  ver- 
treten, dass  der  irische  Wahlmodus  mit  dem  Recht  des  Breve 
Quod  de  fidelium  verglichen  unzweifelhaft  ein  plus  enthalte. 
Wenigstens  wie  er  in  den  folgenden  Worten  das  Breve  inter- 
pretirte  war  diese  Ansicht  nicht  unbegründet.  Denn  die  Ca- 
pitel, so  meinte  er,  seien  danach  verpflichtet,  diejenigen  zum 
Bischof  zu  wählen  von  denen  sie  „Regi  Serenissimo  minus 
gratos  non  esse  censeant,  sive  ea  ipsa  scilicet  personarum  in- 
dole  et  conditione,  sive  ex  praecedentibus  Gubernii  factis 
sive  aliis  adhibitis  modis  ad  rem  cognoscendam  idoneis." 

Für  das  „ut  vobis  constet  curabitis"  des  Breve  war 
hier  also  schmucklos  ein  „censeant"  gesetzt,  für  die  objective 
Vergewisserung  welche  jenes  den  Capiteln  zur  Pflicht  ge- 
macht hatte  in  Bezug  auf  die  Qualität  des  nicht  ingratus 
esBe  Regi  ihres  Candidaten,  eine  subjective  Ueberzeugung,  und 
wenn  der  an  die  Trierer  Domherren  gerichtete  Erlass  in  frei- 
lich gewundenen  Worten  noch  als  Mittel  für  die  Bildung 
dieser  subjectiven  Ueberzeugung  auch  die  Erkundigung  bei 
dem  Ministerium  angeführt  hatte,  so  war  diese  jetzt  vorsich- 
tig fortgelassen. 

Fast  scheint  es  als  ob  die  Curie  die  preussische  Regie- 
rung zu  einer  Revision   des  Vertrages  nöthigen  wollte,  und 
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zur  Annahme  des  irischen  Modus  als  einer  anerkennenswer- 
ten Concession  an  Stelle  des  von  Consalvi  so  unvorsichtig 
—  so  sah  man  in  Rom  die  Sache  an  —  gegebenen  Brave. 
Wenigstens  sollte  das  letztere  unschädlich  gemacht  werden. 
Schliesslich  will  aber  Gregor  XVI.  dem  Capitel  die  Anfertigung 
einer  Liste  die  er  „satis  copiosus"  wünscht  „pro  hac  vice"  gestat- 
ten, wünscht  nur  gute  Geistliche  in  dieselbe  aufgenommen  zu 
sehen,  und  vertraut  fest,  dass  der  König  Keinen  für  ingratas 
erklären  werde. 

Darauf  schlug  das  Capitel  der  Regierung  6  Candidaten 
vor,  diese  strich  2,  und  am  21.  October  1844  wurde  der 
Domherr  von  Przyluski  im  zweiten  Wahlgange  mit  12  von 
18  Stimmen  gewählt. 

Die  Regierung  konnte  indessen  das  päpstliche  Breve 
nicht  ohne  Beanstandung  hingehen  lassen. 

Deshalb  erklärte  der  Minister  Eichhorn  den  Capiteln 
nach  vollzogener  Wahl,  dass  sie  in  Zukunft  jedesmal  vor 
der  Wahl  entweder  durch  Vorlegung  einer  Wahlliste  oder 
im  Wege  der  unmittelbaren  Verständigung  mit  der  Staate- 
regierung sich  die  Gewissheit  zu  verschaffen  hätten,  dass  ihr 
Candidat  eine  persona  grata  sei. 

Die  Capitel  remonstrirten  zwar  darauf  in  zwei  Eingaben, 
wurde  indessen  durch  einen  scharfen  Erlass  dahin  rectificirt, 
dass  die  einseitige  päpstliche  Entscheidung  an  dem  verfas- 
sungsmässigen preussischen  durch  Vertrag  mit  der  Curie  er- 
zielten Recht  nichts  ändern  könne. 

Schliesslich  erklärten  dann  die  Capitel  am  9.  September 
1845,  dass  sie  eine  zukünftige  Erzbischofswahl  nur  in  einem 
Acte  ohne  Vorwahl  abhalten  könnte  und  dürfte,  worauf  die 
Regierung  erwiderte,  dass  es  ihr  vollkommen  gleichgültig 
sei,  ob  eine  Vorwahl  stattfände  oder  nicht,  wenn  nur  der 
Candidat  als  persona  grata  befunden  werde. 


Die  nächsten  Wahlen  verliefen  wieder  ohne  Schwierig- 
keiten und  ohne  dass  die  Curie  ihre  Einsprache  gegen  das 
Listenverfahren  wiederholt  hätte. 
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Zwar  weigerte  sich  auch  das  Breslauer  Domcapitel  nach 
dem  Tode  des  Fürstbischofes  Enauer  (16.  Mai  1844)  eine 
feierliche  Vorwahl  vorzunehmen,  wohl  aber  erklärte  es  sich 
bereit,  zusammenzutreten  und  eine  Anzahl  Personen  zu  nen- 
nen. Da  aber  die  Regierung  diesmal  auch  gar  nichts  an- 
deres verlangt  hatte,  wurde  aus  den  6  Candidaten  des  Ca- 
pitels, von  denen  einer  gestrichen  war, .  am  15.  Januar  1845 
Diepenbrock  gewählt. 

Ebenso  wurde  nach  dem  Tode  des  Bischofs  von  Pader- 
born Dammers  (11.  October  1844)  aus  den  7  sämmtlich  ge- 
nehmigten Candidaten  der  Liste  am  11.  Januar  1845  der 
Domherr  Drepper  gewählt.  Beide  Wahlen  erhielten  in  Rom 
ohne  Bedenken  die  Bestätigung. 

Dagegen  erregte  die  nächste  in  Münster  nach  dem  am 
3.  August  1846  erfolgten  Tode  des  Bischofs  von  Droste-Vi- 
schering  vorgenommene  Wahl  in  Rom  eine  wenn  auch  nur 
oberflächliche  Bemängelung. 

Das  Capitel,  vorher  vergewissert,  dass  eine  persona  minus 
grata  nie  Bestätigung  finden  würde,  setzte  sich  in  corpore 
7  Personen  stark  auf  die  Liste. 

Die  Regierung,  um  ihre  Befugnissse  in  möglichst  scho- 
nender Form  auszuüben,  erklärte  4  von  diesen  als  nicht  ge- 
nehm1), gab  aber  dem  Capitel  frei,  falls  es  sich  die  Möglichkeit 
einer  weiteren  Wahl  verschaffen  wolle,  noch  über  andere  Per- 
sonen die  Königliche  Willensmeinung  einzuholen. 

Indessen  lehnte  das  Capitel  dieses  Ansinnen  ab,  und 
wählte   am  10.  December    1846   den  Domherrn  Kellermann. 

Der  nach  Rom  erstattete  Bericht  des  Capitels  gab  über 
diesen  Vorgang  genaue  Auskunft. 


*)  Schreiben  des  Ministers  Eichhorn  an  das  Capitel  vom  31.  Octo- 
ber 1846 :  „S.  Maj.  haben  bei  dieser  Beschlussnahme  die  schätzenswerthen 
Eigenschaften,  welche  den  ausgeschlossenen  Candidaten  das  Vertrauen  eines 
hochw.  Capitels  zugewandt  haben,  in  keiner  Weise  verkannt,  gleichwohl 
aber  mit  Rücksicht  auf  die  unter  den  obwaltenden  Zeitverhältnissen  zu 
nehmenden  Anforderungen,  Abstand  nehmen  müssen ,  die  gedachten 
übrigens  würdigen  Männer  als  personae  gratae  für  den  erledigten  Bischofs- 
stuhl zu  bezeichnen." 
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„Rex  AugUBÜssimus,  hiess  es,  viros  a  nobis  designatos  om- 
nes  quidem  et  tanquam  dignos  et  non  uno  tantum  nomine 
commendabiles  laudavit;  sed  attenta  temporum  singulari  con- 
ditione  ex  septem  Ulis  tres  designavit  Majestati  suae  grate 
ex  quibus  Episcopum  nostrum  eligere  possemus." 

Dieser  Bericht  kam  in  der  Congregatio  conaistorialis 
in  die  Hände  des  Monsgr.  Dizzawelli,  der  nur  das  Wem 
„designavit"  ins  Auge  fasste  und  einen  tadelnswerthen  Eb- 
fluss  der  Regierung  vermuthete. 

In  Folge  dessen  Hess  der  Cardinalstaatssecretär  Gizs 
in  seine  an  den  preussischen  Gesandten  gerichtete  Note  t. 
22.  März  1847  die  Bemerkung  einfliessen,  er  habe  in  dem 
Berichte  des  Capitels  mit  Bedauern  ein  gewisses  Bestreben 
bemerkt,  bei  dem  Antheil  den  die  Königliche  Regierung  an 
der  Wahl  genommen,  die  äusserliche  Legalität  der  Formen 
zu  retten,  ohne  sich  gleichmässig  dafür  zu  mteressiren,  ob 
nicht  dem  Wesen  nach  Geist  und  Wirkung  der  canoniaches 
Gesetze  hierbei  beeinträchtigt  wären. 

Dagegen  wurde  die  Vornahme  des  processus  in  curia 
in  Aussicht  gestellt. 

Der  preussische  Gesandte  glaubte  indessen  den  Vorwurf 
nicht  ruhig  hinnehmen  zu  dürfen,  noch  dazu,  da  er  in  keiner 
Weise  gerechtfertigt  erschien. 

Er  bedauere  aufrichtig,  schrieb  er  am  5.  April  an  den 
Cardinal  Gizzi,  dass  die  Redaction  des  Wahlberichtes  nicht 
seinen  Beifall  erhalten  habe.  Allerdings  sei  die  Loyalität  des 
K.  Gouvernements  im  Allgemeinen;  wie  insbesondere  beiden 
Bischofswahlen  so  hinreichend  bekannt  und  gewürdigt,  am 
jeder  Apologie  entbehren  zu  können.  Nach  seiner  Meinung 
habe  aber  auch  das  Capitel,  wenn  es  auf  diesem  Punkte  ver- 
weilt, nichts  anderes  sagen  wollen,  als  dass  das  in  Preossen 
durch  päpstliche  Bullen  und  Breven  unter  Zustimmung  des 
Gouvernements  festgestellte  und  durch  dessen  Legalitat  aaf- 
recht  erhaltene  Kirchenrecht  auch  in  diesem  Falle  eine  loyale 
und  vollständige  Ausführung  erhalten  hätte. 

Uebrigens  zeigte  sich  im  Weiteren  recht  deutlich,  auf 
wie  unbedeutende    Veranlassung    solche    Ausstellungen   der 
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Curie  oft  zurückzuführen  sind  und  welcher  Werth  ihnen  zu- 
weilen beiwohnt.  Denn  als  der  Gesandte  sich  mündlich  mit 
dem  Cardinalstaatssecret&r  auseinandersetzen  wollte,  wusste 
dieser  seiner  Note  sich  kaum  zu  erinnern,  und  als  ihm  der 
Sachverhalt  vergegenwärtigt  war,  antwortete  er  lakonisch : 
„II  faut  bien  faire  de  telles  observations." 

Uebrigens  wurde  eine  weitere  Discussion  schon  deswegen 
unnöthig  weil  Kellermann  noch  vor  seiner  Confirmation  am 
1.  April  1847  starb. 

Bei  der  in  Folge  dessen  angeordneten  Neuwahl  wurde 
von  4  Candidaten  einer  gestrichen  und  Weihbischof  Müller 
aus  Trier  gewählt. 

Die  weiteren  Wahlen  geben  bis  auf  eine  zu  keiner  be- 
sonderen Besprechung  Anlass. 

Am  19.  Januar  1853  starb  der  Fürstbischof  von  Diepen- 
brock.  Das  Capitel  gab  vor  offizieller  Aufstellung  der  Can- 
didatenliste  dem  Regierungscommissar  Grafen  Schaffgotsch 
Kenntnis»  von  den  Namen  seiner  4  Candidaten  um  die  etwaige 
Möglichkeit  der  Streichung  eines  derselben  zu  umgehen.  Als 
dann  wirklich  Einer  Seitens  der  Regierung  entfernt  war1),  ent- 
hielt die  officielle  Wahlliste  3  Candidaten,  die  sämmtlich  ge- 
nehmigt und  aus  denen  am  19.  Mai  der  Domherr  Förster 
gewählt  wurde. 


In  Paderborn  starb  Bischof  Drepper  am  5.  No- 
vember 1855.  Die  Liste  des  Capitels  enthielt  5  Namen,  doch 
verweigerten  einige  Mitglieder  ihre  Unterschrift,  da  sie  eine 
stärkere  Berücksichtigung  des  Diöcesanclerus  wünschten. 
Der  König  strich  3,  „um  indessen  dem  Domcapitel  noch  eine 
weitere  Auswahl  frei  zu  lassen  —  verfugte  die  Cabinetsordre 


*)  Es  war  das  der  Bischof  von  Mainz,  Frhr.  v.  Ketteier,  von  dem  der 
König  erklärte,  er  perhorrescire  ihn  nicht;  aber  dieser  würde  nicht  anneh- 
men, wegen  seiner  anf  den  respectabelsten  Gründen  beruhenden  strengen 
Auffassung  aber  das  Band,  das  ihn  an  seine  Diöcese  fessele.  Dass  der  Kö- 
nig spater  über  Ketteier  anders  urtheilte  vgl.  unten. 
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vom  9.  Januar  1856  —  und  m: 
mehreren  Mitgliedern  desselben 
Ich  für  den  Fall,  dass  eich  das 
sollte  (folgen  drei  Namen)  in  B 
gen  die  Wahl  eines  von   diesen 

Am  29.  Januar  1856  wurde 

In  demselben  Jahre  starb 
Bischof  Sedlag  von  Culm. 

Die  Capite lauste  zeigte  vi 
gestrichen  wurden,  während  no 
als  genehm  bezeichnet  wurde. 

Am  14.  Januar  1857  wur 
Marwitz  gewählt. 


Die  weiteren  Wahlen  sin 
Königs  Wilhelm  vorgenommen 

Nur  die  von  Trier  und  Co 
werden  *). 

Die  erstere  weil  zum  erstei 
des  Münchener  Nuntius  bemerk 
der  Cölner  Wahl  wiederholte, 
richtet  war,  die  vertragsmassigi 
verkürzen. 

Am  7.  Januar  1864  Btarr. 
Am  18.  Februar  gingen  aus  i 
hervor,  und  am  1.  Juni  wurde 
Abt  Haneberg  in  München  zum 

')  Ueber  die  Wahl  de*  Erabiscbof«  ( 
ich  nur  mitzutheilen ,  dsse  die  Regien; 
Bischof  Ketteier  von  Maini  gerichtet  ha 
Nuntius  Ledochowski  in  Briifae]  eiugini 
wurde  and  über  welchen  der  königlii 
Sarign;  (Mitglied  der  Centrunlspartei) 
Ledochowaki  wurde  auf  päpstlichen  Be 
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Als  dieser  aber  abgelehnt  hatte,  richtete  der  Nuntius  an 
das  Capitel  die  Aufforderung,  nicht  mehr  zu  wählen,  sondern 
dem  Papste  eine  Person  zur  Ernennung  vorzuschlagen. 
Das  Capitel  ging  indessen  auf  dies  Verlangen  nicht  ein; 
vielmehr  stellte  es  am  22.  September  eine  neue  Vorwahl  an, 
schlug  fünf  Candidaten  vor  und  wählte  am  27.  März  1865 
auB  den  drei  genehmigten  den  Feldprobst  Pelldram. 

Ganz  verwickelt  gestalteten  sich  aber  die  Verhältnisse 
in  Cöln.  Sie  gaben  auch  der  Curie  Veranlassung  eine  neue 
Interpretation  des  Breve  Quod  de  fidelium  zu  geben,  die 
sich  an  Haltlosigkeit  mit  der  früheren  vollständig  messen 
konnte. 

Am  8.  September  1864  starb  der  Cardinal  Erzbischof 
von  Cöln,  der  dem  Erzbischof  von  Droste-Vischering  am 
24.  September  1841  als  Coadjutor  cum  jure  succedendi  bei- 
gegeben gewesen  war ')  und  am  19.  October  1845  den  erz- 
bischöflichen Stuhl  bestiegen  hatte. 

Das  Capitel2)  versammelte  sich  am  25.  October,  ver- 
tagte sich  auf  den  26.,  vermochte  aber  nicht  sich  zu  einigen. 
Die  liberale  Minorität  unter  der  Führung  des  Dompropstes 
Dr.  München  betonte,  dass  weder  die  Bulle  De  salute  noch 
das  Breve  Quod  de  fidelium  an  das  Cölner  Capitel  gelangt 
seien  und  dass  deswegen  die  norma  agendi  vom  apostolischen 
Stuhle  erbeten  werden  müsse.  Die  ultramontane  Majorität 
erklärte  sich  mit  10  gegen  6  Stimmen  dagegen,  und  obgleich 
die  Minorität  deswegen  eine  Appellation  nach  Rom  anmeldete, 
Dr.  München  die  Sitzung  schloss  und  jede  Fortsetzung  der- 
selben als  „attentatum"  bezeichnete,  gegen  welches  gleichfalls 
appellirt  werde,  so  fingirte  doch  die  Majorität  eine  neue 
Sitzung  als  Fortsetzung  der  alten  und  stellte  eine  Wahlliste 


*)  Der  König  hatte  damals  eine  Zustimmung  des  Capitels  gewünscht 
aber  nicht  erreicht.  So  behielt  er  denn  bei  Placetirung  der  Ernennungs- 
bulle  Qeissers  dem  Capitel  das  Wahlrecht  für  die  Zukunft  vor. 

*)  In  welcher  Weise  dieses  mit  Hülfe  der  katholischen  Abtheilung  des 
Cultusministeriums  componirt  worden  war,  darüber  vgl.  Reinkens,  Die 
Infellibilisten  und  der  moderne  Staat  (Münster  1871)  41. 
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fest;  auf  der  die  Namen  von  Baudri,  Dieringer,  Ketteier,  Martin 
und  Melchers  standen. 

Das  Cultusministerium  meinte  aber  die  Liste  nicht  be- 
rücksichtigen zu  sollen,  glaubte,  dass  bei  dem  Zwiespalt  des 
Capitels  eine  Wahl  überhaupt  nicht  erreichbar  sei,  und 
wünschte  durch  directe  Verhandlung  mit  Rom  die  Erhebung 
des  Fürsten  Hohenlohe  auf  den  erzbischöflichen  Stuhl  zu  be- 
wirken. 

In  Folge  dessen  erging  am  27.  December  1864  an  dW 
Capitel  die  Verfugung: 

„S.  K.  Majestät  können  es  nicht  als  gerechtfertigt  an- 
erkennen, dass  nachdem  in  den  Capitularversammlungen 
vom  25.  und  26.  October  eine  Uebereinstimmung  über  das 
zu  beobachtende  Wahlverfahren  nicht  erzielt  worden,  zehn 
Mitglieder  des  Capitels  die  von  dessen  Vorsitzendem  für  ge- 
schlossen erklärte  Sitzung  vertagt  haben  und  demnächst  ohne 
dass  in  ordnungsmässiger  Weise  die  Anberaumung  einer 
neuen  Sitzung  des  gesaramten  Capitels  herbeigeführt  ist,  in 
einer  abgesonderten  Versammlung  zur  Aufstellung  einer  Can- 
didatenliste  übergegangen  sind.  Allerhöchstdieselben  befinden 
sich  daher  nicht  in  der  Lage  üher  den  Inhalt  dieser  liste 
eine  Aeusserung  erfolgen  zu  lassen  .  .  .  .Ä 

Aber  auch  der  staatsfreundlichen  Minorität  wurden  die 
Vorwürfe  nicht  erspart,  freilich  nur  um  ihr  nachher  auf 
ihre  Gegenvorstellung  zu  erklären,  dass  man  Seitens  der 
Regierung  Vorwürfe  gar  nicht  beabsichtigt  habe.  Sie  wurde 
vom  Minister  darauf  hingewiesen  „dass  Allerhöchstdieselben 
weder  dem  Capitel  in  seiner  Gesammtheit,  noch  weniger  aber 
einem  Theile  der  Mitglieder  desselben  die  Befugniss  ein- 
räumen könne,  auf  irgend  eine  Weise  in  die  Grundsätze, 
nach  denen  S.  Majestät  die  Ihnen  in  Ansehung  der  Bischoft- 
wahlen zustehenden  landesherrlichen  Gerechtsame  auszuüben 
angemessen  finden,  einzugreifen." 

Am  10.  December  erfolgte  denn  auch  die  Antwort  des 
Papstes,  die  im  höchsten  Grade  für  die  Regierung  präjudicir- 
lich  ausfiel.     Denn  was  sollte  es  bedeuten,  wenn  der   P  pst 
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für  die  Zukunft  Normen  vorschreiben  zu  wollen  verhiess, 
-welche  solche  Fragen  erledigten?  Als  ob  es  sich  bei  den 
Bischofswahlen  nicht  um  vertragsmässig  stipulirtes  Recht 
handle,  welches  nicht  einseitig  nach  dem  Belieben  des  einen 
Paciscenten  umgeformt  werden  darf!  —  Weiter  sprach  der 
Papst  aus,  dass  eigentlich,  da  die  Wahlfrist  für  das  Capitel 
verstrichen,  das  Recht  an  ihn  devolvirt  sei;  doch  wolle  er 
vorlaufig  nicht  von  seiner  Befugnisg  Gebrauch  machen,  und 
xu  Gunsten  der  von  der  Majorität  aufgestellten  Liste  die 
Fortsetzung  des  Verfahrens  gestatten  '). 

Inzwischen    war    schon    durch   Cabinetsordre    vom    23. 
December    1864   der    Oberpräsident   der    Rheinprovinz  von 
Pommer-Esche  zum  Wahlcommissar  ernannt   und  ermächtigt 
worden,  das    Capitel   dahin    zu   verständigen,    dass  Baudri, 
IMeringer  und  Martin  nicht  genehm  befunden  wären,  für  die 
Wahl  Melchers'  und  Ketteler's  aber  als  für  Nichtpreussen  die 
königliche  Zustimmung  verweigert  werde.  Nachdem  indessen 
das    oben   erwähnte   päpstliche   Schreiben    eingelaufen   war, 
Hess  der  Minister  unter  dem  4.  Januar  1865  dem  Capitel  er- 
öffnen, dass  dieses  gemäss  der  Ansicht  der  Staatsregierung 
nach  fruchtlosem  Ablauf  der  dreimonatlichen  nach  der  Bulle 
ihm    zustehenden   Wahlfrist,    und    der  vom  Papste  mit  Ge- 
nehmigung der  Regierung  gewährten  Erstreckung  derselben, 
für   diesmal  sein  Wahlrecht   verwirkt  habe,   und   dass  der 
Wahlcommissarius  seine  Functionen  für  beendet  ansehe. 

Ehe  aber  noch  das  Capitel  das  Schreiben  des  letzteren 
erhielt  —  5.  Januar  —  war  es  am  4.  zusammengetreten  und 
hatte  beschlossen,  den  König  noch  einmal  zu  bitten,  die  alte 
Liste  zu  genehmigen.  Dies  Gesuch  wurde  natürlicher  Weise 
abgeschlagen   und   das    Capitel    wandte   sich   darauf  —  31- 


1)  „II  S.  Fadre  .  .  .  .  si  riserva  di  prescrivere  in  avvenire  quelle  norme 
che  nella  Sua   Sapienza  giudichera  piü  opportune  ad   owiare   a   somigli- 

anti  questioni desidera  pertanto  il  S.  Fadre   che  tutt'i  membri  di 

si  rispettabile  corpo  convengano  nella  liste  anzidetta  ....  Egli  e  a  questo 
nne  che  il  S.  Padre  accorda  la  proroga  de  tempo  utile  per  Pelezione,  il 
quäle  essendo  spirato  nel  giorno  8  del  raese  corrente  avrebbe  divoluto  di 
diritto  Fistessa  elezione  alla  S.  Sede  .  .  ." 
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Januar  —  noch  einmal  an  den  Papst,  „ut  in  hac  causae  ooc- 
ditione  Apostolica  auctoritas  ordinäre  velit  quae  juribss 
Ecclesiae  utilitatique  viduatae  nostrae  Archidioecesis  mag» 
conducere  videatur." 

Nach  Rom  wandte  sich  aber  auch  die  Regierung.  Der 
Gesandte  wurde  instruirt,  jede  principielle  Streitigkeit  wk 
der  Curie  über  das  Devolutionsrecht,  welches  die  Regierung 
nicht  anerkenne,  zu  vermeiden.  „Die  Frage,  so  hiess  es. 
auf  welchem  canonischen  Grunde  die  Institution  durch  den 
Papst  stattfinde,  braucht  dabei  ebensowenig  berührt  jcb 
werden,  wie  die  Frage,  ob  derselbe  einseitig  das  Wahlrecht 
des  Capitels  hätte  verlängern  können." 

Was  die  Personenfrage  betraf,  so  wünschte  der  Minister 
Mühler  die  zwei  vom  Gesandten  empfohlenen  Personen  nicht 
in  erster  Linie  berücksichtigt  zu  sehen,  die  eine  weil  sie 
gegen  den  weltlichen  Besitz  des  Papstes  geschrieben,  die 
andere  weil  sie  nach  dem  Berichte  des  Directors  der  katho- 
lischen Abtheilung  im  Cultusministerium  —  in  Rom  nicht 
gut  angeschrieben  sei.  Demgemäss  sollten  Pelldram,  Hohen- 
lohe  und  Haneberg  als  der  Regierung  angenehme  Candidaten 
genannt,  die  andern  beiden  nur  gesprächsweise  erwähnt 
werden. 

In  Rom  weigerte  man  sich  indessen,  die  Freiheit  der 
Capitelswahl  oder  das  Recht  der  Majorität  irgendwie  zu  be- 
schränken. Das  Einzige  was  der  preussische  Gesandte  vom 
Cardinal  Antonelli  erlangen  konnte,  bestand  in  dem  Zuge- 
ständnisse, dass  der  Papst  dem  Capitel  die  Anfertigung  einer 
neuen  Liste  anbefehlen  werde,  wobei  dasselbe  auf  „vermuthete 
Wünsche  Sr.  Majestät  Rücksicht"  nehmen  solle.  Ausserdem 
sollte  das  Capitel  vertraulicher  Weise  verständigt  werden, 
Haneberg  und  Pelldram  auf  die  Liste  zu  setzen.  Eine  Em- 
pfehlung Hohenlohe's  war  nicht  zu  erreichen. 

Antonelli,  berichtete  der  Gesandte  weiter,  könne  nicht 
dafür  stehen,  dass  das  Capitel  sich  fügen  werde.  Jeden  ein- 
zelnen Domherren  bezeichne  er  als  vortrefflich,  das  Corpus 
indessen  als  rebellisch.  Eine  Schwierigkeit  liege  darin,  d*iss 
Cardinal  Reisach   und  der   Nuntius   in  München  der  einge- 
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leiteten  Verständigung   entgegen   sei^n.    „Dass  der  Cardinal 

Reisach   von  der  ganzen   Sache    nichts   erfahre  schien   dem 
Cardinal  Antonelli  besonders  wichtig." 

Es  war  kläglich  genug,  dass  die  Geltendmachung  ver- 
tragsmässiger  Rechte  für  die  preussische  Regierung  nur  zu  er- 
reichen war  hinter  dem  Rücken  des  einzigen  deutschen 
Mitgliedes  des  Cardinalscollegiums  in  Rom,  und  dass  die 
Regierung,  welche  dem  Capitel  erklärt  hatte ,  es  habe  sein 
Wahlrecht  verwirkt,  nun  doch  wieder  zu  dem  Capitel  in 
Beziehung  treten  musste.  Am  Allerschlimmsten  aber  war 
unstreitig,  dass  durch  hässliches  Spiel  der  Intrigue,  sei  es 
mit  sei  es  ohne  Wissen  des  Cardinalstaats&ecretärs,  die  von 
diesem  gegebenen  Verheissungen  gar  nicht  erfüllt  wurden. 

Am  19.  April  1865  erklärte  der  Oberpräsident  von 
Pommer-Esche  dem  Cölner  Capitel  „dass  Seine  Majestät  sich 
bewogen  gefunden,  auch  Ihrerseits  zu  einer  Verlängerung  der 
Wahlfrist  über  den  in  der  Bulle  De  salute  animarum  be- 
stimmten Termin  Ihre  landesherrliche  Zustimmung  zu  geben/' 
Am  8.  April  schrieb  Antonelli  mit  verletzender  Insinuation 
gegen  den  Führer  der  Minorität,  den  Domdechanten  München, 
dieser  habe  eine  neue  Sitzung  zu  berufen.  Im  Fall  seines 
Ungehorsams  wisse  Baudri  was  zu  thun  sei.  „Facta  convoca- 
tione  Sanctitas  Sua  vehementer  hortaturut  Canonici  omnesuna 
simul  conveniant  in  designandis  ejusmodi  Candidatis  qui 
praeter  qualitates  jure  ecclesiastico  praefinitas,  prudentiae  ac 
debiti  in  Ser.  Principem  obsequii  ad  normam  Brevis  fei. 
record.  Pii  VII.  die  16.  Julii  an.  1821  Capitulis  ecclesiarum 
Borussiae  dati,  laude  praecellant." 

Von  dem  versprochenen  vertraulichen  Schreiben  An- 
tonelli's  wusste  man  aber  in  Cöln  nichts.  Freilich  tele- 
graphirte  der  Gesandte  aus  Rom,  dasselbe  sei  an  den 
Capitelsvicar  Baudri  abgesendet  worden,  dieser  machte  aber 
dem  Capitel  durchaus  keine  Mittheilung  davon,  ja  erklärte 
in  der  Sitzung  vom  26.  April,  dass  in  dem  Schreiben  des 
Königs  und  Antonelli's  sich  ein  so  unlösbarer  Widerspruch 
vorfinde,  dass  man  wieder  in  Rom  deswegen  anfragen  müsse. 
Während  nämlich   in  dem  ersteren  gesagt  sei,    das    Capitel 
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könne  von  der  alten  Liste  abgehen,  stehe  in  dem  letzteren  davon 
nichts.  Fast  schien  es  als  ob  die  Curie  und  das  Capitel  mit  der  Re- 
gierung ihr  Spiel  treiben  wollten.  Denn  dass  die  alte  Liste 
todt  sein  sollte  war  ja  der  Hauptpunkt  der  in  Rom  getroffenen 
Verständigung  gewesen. 

Am  22.  April  1865  fragte  Baudri  in  Rom  an,  wobei  er 
gar  behauptete,  die  Regierung  wolle  keine  Person  der  alten 
Liste  auf  die  neue  gelangen  lassen,  während  die  Regierung 
das  nicht  verboten  hatte,  aber  unpassend  fand  und  jene  au 
streichen  beabsichtigte. 

Am  1.  Juni  1865  fand  denn  auch  eine  neue  Sitzung  des 
Capitels  statt  und  hier  verlautete  nun  auch,  dass  von  Rom 
ein  vertrauliches  Schreiben  an  Baudri  eingelaufen  sei,  aber 
verfasst  —  vom  Cardinal  Reisach,  also  dem  Manne,  von 
welchem  Antonelli  dem  Gesandten  wieder  und  wieder  er- 
klärt hatte,  er  dürfe  von  der  ganzen  Sache  nichts  erfahren, 
da  er  im  Stande  sei  Alles  zu  verderben.  —  „Trotzdem  ist 
es  nun  doch  wohl  wahrscheinlich  —  berichtete  der  Gesandte 
am  18.  Juni  1865  —  dass  Cardinal  Reisach  die  Mittelsperson 
gewesen  ist,  dass  er  Alles  verdorben  hat  und  dass  aas  Capitel 
sich  nicht  gefugt  hat."  Am  13.  Mai  löste  auch  ein  Schreiben 
Antonelli's  die  Zweifel  BaudrPs;  das  Capitel  sei  nicht  ver- 
pflichtet an  der  alten  Liste  festzuhalten,  es  könne  eine  neue 
vorlegen  und  in  diese  auch  andere  Männer  aufnehmen,  d. 
h.  mit  andern  Worten  neben  die  der  alten  Liste  noch 
einige  neue  hinzufügen  l). 

Was  hatte  man  aber  in  Rom  mit  allen  diesen  unwürdigen 
Manipulationen  für  einen  Zweck?  Man  wollte  den  Bischof 
von  Mainz,  Frhrn.  von  Ketteier,  nach  Cöln  bugsiren,  man 
stellte  ihn  der  Regierung  als  Rettung  aus  allen  Wirrnissen 
der  Wahl  hin,  man  empfahl  ihn  emphatisch,  und  erklärte 
eventuell,  dass  auch  der  Osnabrücker  Bischof  Melchers  sehr 


')  .,interdictum  hujusmodi  aliennm  esse  ab  ejusdem  SanctitatU  Soae 
sententia.  Capitata  itaque  facultas  novnm  Cathalogum  pluralitate  votornm 
conficiendi,  in  enmque  alios  etiam  referendi  candidatos  dummodo  iis  pi  ae- 
fulgcant  dotibus,  quos  in  meis  litteris  ad  Te  datis  ....  descripseram." 


F 
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in  Erwägung  zu  ziehen   sei.     Baudri,  dem   Antonelli   zuerst 
dass  Wort  geredet,  hatte  man  fallen  lassen. 

Uebrigens  war  das  Cölner  Capitel  noch  lange  nicht 
über  das  jetzt  einzuschlagende  Verfahren  einig.  In  der 
Sitzung  vom  6.  Juni  versuchte  die  Majorität  ihr  numerisches 
Uebergewicht  schonungslos  auszunutzen,  natürlich  um  einen 
der  Curie  genehmen  Candidaten  auf  den  erzbischöflichen 
Stuhl  zu  befördern.  Sie  verlangte ;  dass  eine  Wahlliste  mit 
absoluter  Majorität  festgestellt  werde  und  die  Domherren  an 
diese  durchaus  bei  der  Wahl  gebunden  sein  sollten,  während 
die  Minorität  dem  geltenden  Rechte  gemäss  ihre  Wahlfreiheit 
wahren  wollte  und  nur  die  Schranke  anerkannte,  dass  die 
Wahl  auf  eine  Person  fallen  müsse,  von  welcher  das  Capitel 
wisse,  dass  sie  der  Staatsregierung  nicht  ungenehm  sei. 
So  wurde  denn  wiederum  vom  Capitel  eine  Anfrage  in  Rom 
beschlossen  und  in  noch  zwei  weiteren  Capitelssitzungen 
nichts  in  der  Sache  gefördert. 

Und  die  Staatsregierung?  Anstatt  mit  Energie  das  In- 
triguengewebe  zu  zerreissen,  wiegte  sie  sich  wohlgefällig  in 
demselben.  Zwar  wurde  durch  Ordre  vom  6.  Juli  1865  das 
Commissoriuni  des  Oberpräsidenten  von  Pommer-Esche  so 
lange  zurückgezogen  „bis  das  Domcapitel  sich  in  der  Lage 
befinden  wird,  in  Beziehung  auf  bestimmte  Personen  Infor- 
mation bei  demselben  suchen  zu  können".  Aber  damit  wurde 
doch  eben  anerkannt,  dass  das  Capitel  nach  Einlauf  der 
römischen  Antwort  das  Wahlverfahren  fortsetzen  könne. 

Diese  erfolgte  endlich  am  5.  August  dahin1),  dass  der 
Majorität  Recht  gegeben  und  die  ganze  Schuld  an  allen 
Wirrsalen  der  Minorität  und  —  der  preussischen  Regierung 
zugeschrieben  wurde.  Zugleich  aber  richtete  die  Curie  an 
die  letztere  eine  Note2),  welche  wegen  der.  darin  in  Bezug 
auf  das  Breve  Quod  de  fidelium  ausgesprochenen  Ansichten 
eine  besondere  Aufmerksamkeit  verdient. 


>)  Beilage  LX. 
f)  Beilage  LXI. 

Friedberg,  Staat  und  Biscuofswahlen.  17 
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Zuvörderst  erklärt  der  Papst  das  Listen  verfahren  inPreoa- 
sen  zwar  nicht  für  obligatorisch,  aber  doch  für  den  besten 
Weg  wie  das  Capitel  sich  über  die  Willensmeinung  des 
Königs  unterrichten  könne. 

Es  ist  das  in  doppelter  Beziehung  bemerkenswerth.  Zu- 
vörderst tritt  er  damit  in  Gegensatz  zu  dem  Breve 
Gregor's  XVI.  vom  10.  April  1844,  welches  dem  Posener 
Capitel  die  Aufstellung  der  Liste  nur  für  ein  Mal ,  <L  L 
nicht  für  die  Zukunft  gestattet;  zwar  versucht  er  den 
Widerspruch  zu  bemänteln  indem  er  andeutet,  dass  damals 
die  Regierung  das  Capitel  zur  Einreichung  einer  Liste  habe 
nöthigen  wollen.  Allein  das  beruht  auf  einer  historischen 
Unwahrheit,  da  die  Regierung  geradezu  dem  Capitel  jeden 
anderen  Modus  sich  über  ihre  Ansicht  bezüglich  der  Can- 
didaten  zu  informiren  frei  gegeben  hatte. 

Dann  aber  spricht  sich  der  Papst  auch  implicite  gegen 
die  von  Gregor  XVI.  aufgestellte  Interpretation  des  Breve 
Quod  de  fidelium  aus,  wonach  das  Capitel  nur  nöthig  habe, 
sich  subjective  Gewissheit  über  die  Annehmbarkeit  seines 
Candidaten  zu  verschaffen. 

Denn  wenn  Pius  IX.  diese  Ansicht  getheilt  hätte,  würde 
er  nicht  für  gut  befunden  haben,  das  Capitel  auf  das  Listen- 
verfahren  —  wodurch  eben  objective  Gewissheit  über  die 
Willensmeinung  der  Regierung  hergestellt  wird  —  als  passend 
zu  verweisen. 

Dagegen  versucht  der  Papst  aber  das  Veto  der  Regie- 
rung in  anderer  Weise  zu  beschränken,  ja  fast  illusorisch 
zu  machen. 

Er  verlangt  nämlich,  dass  die  Ausschliessung  der  Can- 
didaten durch  die  Regierung  einen  „haltbaren  und  gewichtigen 
Grund  habe,  entweder  in  Ansehung  der  Sinnesart  der  Per- 
son  selbst,  oder  in  Ansehung  irgend  einer  früheren  That- 
sache,  die  von  solcher  Natur  ist,  dass  sich  mit  Fug  be- 
fürchten lässt,  es  könnten  durch  dieselbe,  wenn  sie  auf  len 
Bischofsstuhl  zu  sitzen  käme,  die  guten  Beziehungen  zwisr  ten 
den  beiden  souveränen  Mächten  compromittirt  werden." 
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Indem  der  Papst  aber  dann  weiter  die  fünf  auf  der 
ersten  Liste  befindlichen  Candidaten,  welche  die  Regierung 
gestrichen  hatte,  für  vortrefflich  erklärt,  wirft  er  sich  zum 
Richter  über  das  Veto  des  Königs  auf,  und  verlangt  geradezu, 
«lass  auch  er  die  Verwerfungsgründe  der  Regierung  zu 
billigen  habe. 

Er  misst  einen  grossen  Theil  der  Schuld  des  Misserfolges 
-der  Regierung  zu,  spricht  die  Hoffnung  aus,  dass  die  neue 
Wahl  nicht  an  ihrem  Benehmen  scheitern  werde,  und  ver- 
steigt sich  schliesslich  zu  der  Drohung,  er  würde  sich  ent- 
gegengesetzten Falles  „in  die  Notwendigkeit  versetzt  sehen, 
auf  diejenigen  Mittel  Bedacht  zu  nehmen,  welche  in  wirk- 
samer Weise  dazu  geeignet  wären,  die  Rechte  der  Kirche 
unversehrt  zu  erhalten,  und  dem  Interesse  jener  ausgezeich- 
neten Metropole  zu  genügen". 

Die  Insolenz  des  curialen  Actenstückes  springt  noch 
mehr  in  die  Augen,  wenn  man  die  Note  liest,  mit  welcher 
•der  preussische  Gesandte  den  Empfang  desselben  beschei- 
nigte ').  Ueber  die  Indiscretion,  welche  bei  der  Wahl  zu  der 
öffentlichen  Verdächtigung  würdiger  Personen  gefuhrt  habe, 
wird  geklagt,  und  anstatt  darauf  hinzuweisen,  dass  die  von 
-der  Regierung  bei  dieser  Wahl  bemängelten  Candidaten  zum 
grössten  Theil  schon  mehrfach  von  der  Regierung  zurück- 
gewiesen worden  seien,  dass  dem  römischen  Stuhle  ein  Ur- 
theil  über  das  Verfahren  der  Regierung  nicht  zustehe,  wird 
dies  mit  Rücksicht  auf  die  in  Deutschland  erregten  Leiden- 
schaften graziös  entschuldigt  und  der  apostolische  Stuhl  ver- 
bindlich exculpirt.  Er  sei  vermuthlich  nicht  gut  informirt. 
Und  alles  das  sagte  der  Gesandte  nachdem  sein  in  der  Note 
vom  23.  Juli  2)  dem  Cardinal  Antonelli  gemachter  Vorschlag  zu 
beiderseitiger  Verständigung  ehe  das  Capitel  Antwort  erhielte, 
kühler  Ablehnung  begegnet  war.  — 

l)  Beilage  LXII. 

*)  Beilage  LXIII. 
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Das  Capitel  kam  zu  neuer  Wahlhandlung  am  25.  August 
zusammen  und  stellte  eine  Liste  auf,  welche  die  Namen  von 
Ketteier,   Melchers,    Hettinger,  Haneberg  und    Baudri  trug- 

Unter  diesen  fünf  (Kandidaten  waren  drei  schon  von  der 
Regierung  wiederholt  als  ungenehm  bezeichnet  worden,  und 
von  denjenigen,  welche  die  Regierung  gewünscht  hatte,  welche 
man  auch  in  Rom  dem  Capitel  empfehlen  zu  wollen  verspro- 
chen hatte,  war  nur  Haneberg  auf  die  Liste  gekommen.  An 
erster  Stelle  aber  prangte  der  Mann,  den  man  von  Rom  aus 
für  jeden  deutschen  Erzbischofsstuhl  in  Bereitschaft  hielt,  und 
den  man  schon  widerrechtlicher  Weise  zum  Mainzer  Bischof 
gemacht  hatte. 

Was  that  aber  nun  die  Staatsregierung  V  Am  28.  April 
war  dem  Capitel  eröffnet  worden". 

„dass  die  Regierung  Sr.  Majestät  unter  keinen  Umstan- 
den Einen  der  bereits  als  personae  minus  gratae  bezeichneten 
drei  früheren  Candidaten  annehme,  noch  auch  ihre  Genehmi- 
gung zur  Wahl  Eines  der  bereits  früher  genannten  beiden 
nicht  preussischen  Geistlichen  nachträglich   ertheilen  werde". 

Der  Gesandte  war  instruirt  worden  in  Rom  zu  erklären: 

„dass  diese  Candidaten  auf  jeder  Liste  immer  von  Neuem 
müssten  gestrichen  und  von  der  Wahl  wieder  ausgeschlossen 
werden". 

Noch  am  17.  Juni  hatte  Herr  von  Mühler  an  den  Ober- 
präsidenten von  Pommer-Esche  geschrieben,  „dass  die  Regie- 
rung noch  immer  fest  entschlossen  sei,  keinen  der  auf  der 
alten  Wahlliste  befindlich  gewesenen  Candidaten  als  persona 
grata  anzunehmen" 

Und  jetzt?  Die  Cabinetsordre  vom  16.  September  strich 
Baudri,  Ketteier,  Hettinger  von  der  Liste,  und  gab  die  Zu- 
stimmung für  den  schon  zweimal  verworfenen  Melchers;  da& 
Verdienst  dieses  Schrittes  darf  dem  Minister  der  geistlichen 
Angelegenheiten  selbst  nicht  streitig  gemacht  werden. 

Schrieb  er  doch  über  Melchers  am  18.  October  1865,  das* 
„er  für   dessen  Zulassung  energisch  gekämpft  habe".      Um 
Melchers  war  doch  der  Mann,   den  man  in  Rom    schon  voj 
vorn  herein   als  Ersatzmann   für   Ketteier  ins  Auge  gefass 
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hatte,  und  um  den  durchzusetzen  doch  die  ganzen  Intriguen 
mit  geschürzt  worden  waren.  Gab  man  aber  nicht  auch  der 
Curie  Recht,  welche  behauptet  hatte,  dass  die  fünf  Candida- 
ten  von  der  Regierung  nicht  hätten  gestrichen  werden  dür- 
fen? Wenigstens  für  Melchers  verbesserte  diese  stillschwei- 
gend den  früheren  Fehler. 

Ausserdem  wurde  in  der  Cabinetsordre  vom  16.  Septem- 
ber der  königliche  Wahlcommissarius  ermächtigt  „für  den  Fall, 
daas  die  Mitglieder  des  Capitels  ausser  den  vorbenannten  Per. 
sonen  noch  auf  andere  ihr  Augenmerk  zu  richten  gesonnen 
sind,  den  Bischof  von  Trier  Dr.  Pelldram  als  eine  Mir 
genehme  Persönlichkeit  zu  bezeichnen,  sowie  zu  der  Wahl 
des  Erzbischofs  von  Edessa  Prinzen  Gustav  Hohenlohe  Meine 
landesherrliche  Zustimmung  zuzusichern". 

Aber  die  Regierung  ging  in  ihrer  Nachgiebigkeit  noch 
weiter.  Der  Oberpräsident  von  Pommer-Esehe,  welcher  das 
Verfahren  des  Ministers  von  Mühler  entschieden  gemissbilligt 
hatte,  wurde  auf  sein  Ansuchen  des  Amtes  als  Wahlcommis- 
sar  enthoben,  und  dasselbe  dem  streng  katholischen  Ober- 
präsidenten von  Westphalen  St%atsminister  von  Duesberg 
übertragen.  Indessen  blieb  auch  der  Lohn  für  diese  Haltung 
der  Regierung  nicht  aus. 

Die  Majorität  des  Capitels  dachte  gar  nicht  an  eine  Wahl, 
welche  vielleicht  doch  auf  Haneberg  hätte  fallen  können. 
Darum  schrieb  der  Domherr  Broix  an  den  Nuntius  in  Mün- 
chen, der  zuerst  vertraulich  im  eigenen  Namen,  dann  im  Auf- 
trage des  Papstes  das  Capitel  anwies,  nicht  zu  wählen  bis  die 
Regierung  drei  Candidaten  auf  der  Liste  belassen  haben 
würde.  „Sanctissimus  Pater,  so  lautete  das  merkwürdige 
Schreiben  des  Nuntius  vom  26.  September  1865,  a  vobis  re- 
colendum  censet,  Sanctam  Sedem  jam  alias,  et  speciatim  in 
provinciis  Rhenanis,  ubi  systema  catalogi  in  Episcoporum 
electione  paranda  viget,  formaliter  declarasse,  necesse  esse 
pro  canonica  Episcopi  electione  ut  tres  saltem  Candidatorum 
a  Gubernio  in  catalogo  conserventur,  super  quibus  ad  actum 
formalem  electionis  deveniri  debeat.  Hinc  Sancta  Sedes  non 
posset  aliter  dubiis  a  vobis  propositis  respondere,  sed  declarat 


262  Bnch  H-  Gesch.   d.  Biech.- Wahlen. 

non  minus  quam  tres  esse  debere  Candidatos,  super 
quibus  canonica  electio  fieri  queat,  ac  quoties  Guber- 
nium  Borussiae  vellet  abusive  duos  tantummodo  Gan- 
didatos  in  catalogo  relinquere,  hoc  in  casu  electio  locuin  ha- 
bere non  posset,  et  Capitulares  declarare  debebunt,  non  posse 
se  operam  suam  praestare  ejusmodi  in  actum  ob  praedictam 
rationem." 

In  Folge  dessen  protestirte  denn  auch  am  3.  November 
das  Domcapitel  mit  10  gegen  6  Stimmen  gegen  die  ihm  zu- 
gemuthete  Wahl  unter  zwei  Candidaten  und  beschloss  in 
Rom  anzufragen. 

Jetzt  endlich  war  das  Mass  der  Geduld  auch  bei  der 
Regierung  erschöpft.  Eine  Cabinetsordre  vom  13.  November 
1865  befahl  in  Rom  wegen  Einmischung  des  Nuntius  „eine  ernste 
Sprache  zu  fuhren".  „Zugleich  will  Ich,  dass  gegenüber  dem 
Versuche,  das  in  den  Oberrheinischen  Ländern  geltende 
Listen-System  mit  einer  Beschränkung  des  Veto  der  Regie- 
rung auch  für  Preussen  einzuführen,  die  Mir  zustehenden 
Rechte,  wonach  kein  Candidat  auf  die  Wahl  gebracht  wer- 
den darf,  dessen  Genehmhaltung  Meinerseits  dem  Capitel  nicht 
vorher  ausgesprochen  worden  ist,  auf  das  Bestimmteste  ge- 
wahrt werden." 

Herr  von  Arnim  richtete  darauf  wirklich  eine  ernste 
Note  an  den  Cardinal  Antonelli ;  dieser  brachte  in  Vorschlag, 
dass  der  Papst  Melchers  ernennen  wolle,  was  die  Regierung 
ohne  weiteres  annahm.  Der  Papst  aber  unterrichtete  das 
Cölner  Capitel  unter  dem  21.  December  von  seinem  Ent- 
schlüsse !). 

Er  lobte  dasselbe,  dass  es  nicht  die  ihm  „entgegengebrach- 
ten'* d.  h.  die  von  der  Regierung  vorgeschlagenen  Geistlichen 
gewählt  habe ;  er  theilt  mit,  dass  er  sich  die  Ernennung  des 
neuen  Erzbischofes  vorbehalten  habe ,  ohne  des  Einverständ- 
nisses mit  der  Regierung  Erwähnung  zu  thun ;  er  erklärt,  da» 
er  dem  Capitel  für  die  Zukunft  das  Wahlrecht  erhalten  werde, 
aber  auch  diesmal  soweit  wie  möglich  dem  Resultate  der<  ä- 


')  Beilage  LXIV. 


Cap.  I.     Prenssen.  26}3 

pitelswahl  in  Ernennung  von  Melchers  gefolgt  sei,  und  gleich- 
zeitig so  fiir  die  nöthige  Eintracht  zwischen  Staat  und  Kirche 
gesorgt  habe,  und  das  ist  die  einzige  Andeutung  aus  der  man 
die  Genehmigung  der  preussischen  Regierung  zu  der  Ernen- 
nung von  Melchers  abstrahiren  kann. 

Auch  verheisst  endlich  der  Papst  eine  neue  Vereinba- 
rung mit  dem  Könige  vorzunehmen,  damit  das  Capitel  um 
so  leichter  und  sicherer  sein  Wahlrecht  handhaben  könne. 


Schliesslich  bleibt  noch  zu  erwähnen,  dass  durch  Ca- 
binetsordre  des  Königs  vom  28.  September  1858  befohlen  wurde : 

„bei  den  im  Bisthum  Ermeland  vorkommenden  Bischöfe- 
wählen  dasselbe  Verfahren  eintreten  zu  lassen,  welches  in 
den  übrigen  Bisthümern  der  Monarchie  befolgt  werde  und 
von  der  Rücksichtnahme  auf  den  Inhalt  des  Petrikauer  Ver- 
trags vom  7.  December  1512  für  die  Zukunft  abzusehen*. 


H  a  n  u  o 

Gehen  wir  jetzt  zu  der  p 
welche  die  Bestimmungen  der 
Pontificum  bisher  gefunden  hat 
vereinbarte  Organisation  ins  I 
was  die  Bischofswahlen  betrifft 

Zur  Zeit  der  Emanation  d> 
Stuhl  mit  Franz  Egon  von  Füi 
Osnabrück  stand  der  Weihbis 
lischer  Vicar  vor. 

Schon  während  der  römit 
die  Regierung  in  Rom  den  Wu 
erstere  einen  Coadjutor  cum  ja 
und  dafür  den  HiHesheimer  D- 
schlag  gebracht 

Pius  VII.  hatte  auch  an 
Bezug  nehmendes  Schreiben  g€ 
verband  die  Regierung  mit  der 
cutor  der  Circumscriptionsbulle 
lung  dieses  Wunsches. 

Allein  der  Fürstbischof  ver 
schreiben  vom  9.  März  dessell 
gegenüber  durchaus  ablehnend, 
die   Execution   der  Bulle   unte 

')  Die  Darstellung  beruht  auf  riei 
sehen  Cultnsministeriums. 
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Domherrn  von  Ledebur  und  den  Rath  Tegethof  vornehmen 
lassen  zu  wollen. 

Am  5.  August  bat  er  ihn  auch  dieses  Amtes  zu  ent- 
heben, welches  dann  unter  dem  2.  October  auf  Wunsch  der 
Regierung  dem  Weihbischof  von  Gruben  übertragen  wurde. 

Am  11.  August  1825  starb  Franz  Egon  und  der 
Papst  ertheilte  ohne  weiteres  Einverständniss  mit  der 
Regierung  dem  Bischof  von  Gruben  die  Facultät,  einen  aposto- 
lischen Vicar  für  Hildesheim  zu  ernennen. 

Die  Wahl  desselben  fiel  auf  den  Domherrn  von  Ledebur, 
und  die  Regierung  erhob  gegen  das  päpstliche  der  Bulle 
durchaus  widerstreitende  Verfahren  um  so  weniger  Einsprache, 
als  Ledebur  schon  in  demselben  Jahre  den  bischöflichen  Stuhl 
von  Paderborn  bestieg. 

Doch  diesmal  versuchte  die  Regierung  wenigstens  ihre 
Rechte  zu  wahren. 

Sie  richtete  unter  dem  21.  December  1825  eine  Note  an 
den  Papst,  worin  sie  auf  die  Notwendigkeit  aufmerksam 
machte,  mit  ihr  ins  Vernehmen  zu  treten. 

„Le  Boussigne,  schrieb  der  bei  der  Curie  beglaubigte 
hannoverische  Legationsrath  von  Kaestner,  est  charg^  de 
faire  part  ä  S.  E.,  qui'l  aura  Thonneur  de  lui  communiquer 
les  voeux  de  son  Gouvernement  k  Tegard  de  cette  affaire, 
pendant  qu'il  ne  doute  pas  que  le  St.  Si&ge  ne  veuille  se 
concerter  sur  la  nomination  susdite  avec  le  Gouvernement 
de  Hannovre." 

Der  Papst  antwortete  unter  dem  1.  Januar  1826,  dass 
er  wie  das  vorige  Mal  an  Gruben  die  Facultät  zu  geben 
gedenke,  einen  apostolischen  Vicar  für  Hildesheim  zu  ernen- 
nen, und  die  Regierung  erklärte  sich  einverstanden  mit  dem 
in  Kaestner's  Note  vom  2.  März  gemachten  Hinweise,  dass 
dieser  Vicar  gemäss  der  Bulle  Impensa  eine  persona  ac- 
cepta  sein  müsse. 

Darauf  gedachte  man  aber  in  Rom  nicht  einzugehen; 
man  wollte  nicht  in  einem  Consistorialdecrete  dem  Weihbi- 
schof Gruben  den  directen  Befehl  ertheilen,  die  Wünsche  der 
hannoverischen  Regierung  bei  Ausübung  seiner  Facultät  zu 
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berücksichtigen,  man  erklärte  die  Analogie  der  Bolle  auf 
Vicare  nicht  für  passend,  und  schlug  vor,  einfach  Gruben  zum 
Vicar  für  Hildesheim. zu  ernennen. 

Kaestner  lehnte  das  ab,  aber  das  Resultat  nochmaliger 
Conßistorialberathungen  blieb  dasselbe,  nur  dass  Gruben  ge- 
stattet sein  sollte  einen  „probatus  vir,  qui  ejusdem  vices  quando 
opus  sit  suppleat"  zu  ernennen. 

Damit  sei  indirect  der  Wunsch  der  Regierung  erfüllt, 
da  eine  der  Regierung  so  genehme  Persönlichkeit  wie  Gru- 
ben, doch  nur  eine  eben  solche  für  probata  halten  könne. 

Demgemäss  erfolgte  auch  das  Consistorialdecret  vom  18. 
März  1826,  welches  die  Regierung  ohne  weiteren  Einwand 
an  Gruben  mittheilte  mit  dem  Bemerken,  dass  es  ihr  ^ange- 
nehm sein  würde"  falls  der  Pastor  Held  sein  Vertreter  werde. 
Sollte  er  selbst  die  Verwaltung  von  Hildesheim  übernehmen, 
die  von  Osnabrück  dagegen  abzugeben  wünschen,  so  mochte 
er  den  ins  Auge  gefassten  Candidaten  der  Regierung  nam- 
haft machen. 

Gruben  erfüllte  den  Wunsch  der  Regierung,  ernannte 
Held  für  Hildesheim  zum  subdelegatus  apostolicus  und  machte 
dem  Papste  die  Anzeige,  dass  er  dies  „cum  praescitu  supremi 
Gubernii"  gethan  habe. 

In  ganz  gleicher  Weise  wurde  nach  dem  am  6.  Juli  183? 
erfolgten  Tode  von  Gruben  verfahren. 

Wieder  instruirte  die  Regierung  ihren  Gesandten  in  Rom, 
jede  Ernennung  eines  Vicars  zu  verhindern,  bevor  sie  ihre 
Meinung  geäussert  habe. 

Sie  sprach  dann  den  Wunsch  aus,  die  Execution  der 
Circumscriptionsbulle  dem  Bischöfe  von  Paderborn  von  Le- 
debur  übertragen  zu  sehen,  dass  Held  zum  Vicar  für  Os- 
nabrück ernannt  und  ihm  die  Facultät  verliehen  werde  einen 
subdelegatus  zu  bestellen,  und  sie  bezeichnete  für  die  letztere 
Stelle  als  genehm  den  Dompropst  Lüpke. 

Alles  geschah  nach  Wunsch. 

Als  Held  am  1.  Juli  1828  starb  war  das  Domcapitel  n 
Hildesheim  endlich  constituirt,  wenngleich  noch  nicht  <  le 
Mitglieder  ernannt  waren.    Jedenfalls  musste  von  der  fr>    c- 
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ren  Besetzungsart  des  bischöflichen  Stuhles  Abstand  genom- 
men werden.  Nach  canonischer  Vorschrift  wurde  der  Dom- 
herr Spiekermann  vom  Capitel  zum  vicarius  capituli  erwählt 
Die  Bischofswahl  selbst  erfolgte  dann  mit  Umgehung 
sämmtlicher  Vorschriften  der  Bulle  Impensa;  sie  machte  fast 
den  Eindruck,  als  ob  das  Capitel  erst  mühselig  zu  lernen 
habe,  wie  ein  Bischof  canonisch  zu  wählen  sei. 

Noch  vor  Fixirung  der  Candidatenliste  zeigte  der  Dom- 
dechant  unter  dem  23.  December  1828  der  Regierung  die 
Namen  der  Personen  an,  welche  das  Capitel  auf  die  Liste 
zu  setzen  beabsichtige. 

Die  Regierung  richtete  dann  an  das  Capitel,  das  übri- 
gens noch  immer  nicht  vollständig  constituirt  war,  ein  Schrei- 
ben (23.  August  1828)  worin  sie  die  Ernennung  des  Con- 
sistorialdirectors  Pelizaeus  zum  Wahlcommissarius  mittheilte, 
„da  die  Ordnung  es  erfordert,  dass  die  vorzunehmenden 
Wahlhandlungen  unter  der  Leitung  eineB  von  Uns  zu  ernen- 
nenden Commi8sarius  statthaben,  welcher  dabey  Unsere  lan- 
desherrlichen Rechte  gehörig  zu  wahren  hat". 

Gegen  „die  Direction  der  Wahl"  erhob  aber  der  Dom- 
dechant  sofort  Einsprache,  indem  er  behauptete,  dass  auch 
früher  die  Wahlcommissarien  dem  Wahlacte  selbst  nicht  bei- 
gewohnt hätten. 

Die  Regierung  gab  nach;  hatte  die  frühere  Instruction 
den  Consistorialdirector  Pelizaeus  zur  Leitung  der  Wahl 
ermächtigt,  so  wurde  ihm  jetzt  (25.  August)  nur  die  „specielle 
Vollmacht"  ertheilt,  „sich  bey  den  verschiedenen  Wahlhandlun- 
gen mit  dem  Domcapitel  zu  benehmen,  und  dabey  Unsere  lan- 
desherrlichen Gerechtsame  gehörig  zu  wahren'. 

Bei  der  Wahl  am  2.  September  wurde  dann  Seitens  des 
Capitels  nur  ein  Candidat,  der  Bischof  Ledebur  von  Pader- 
born auf  die  Liste  gesetzt,  und  sogleich  vom  Wahlcommissa- 
rius seiner  Instruction  gemäss  als  der  Regierung  genehm 
erklärt. 

Am  4.  September  erfolgte  endlich  die  eigentliche  Wahl 
per  scrutinium,    so  dass  jeder  der  Wählenden    den   Namen 
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seines  Candidaten  auf  eine  Seite  eines  eigens  dazu  bestimm* 
ten  Buches  schrieb. 

Ledebur  wurde  gewählt,  und  die  Regierung  bestätigte 
ihn  schon  am  folgenden  Tage,  wobei  sie  darauf  hinwies, 
dass  die -Dispensation  von  Einreichung  der  Wahlliste  „als  eine 
Ausnahme  von  den  Vorschriften  der  Bulle  Impensa  und  un- 
ter ausdrücklicher  Reservation  der  Befolgung  dieser  Vorschrif- 
ten in  künftigen  ähnlichen  Fällen  genehmigt  sei" 

Allein  Ledebur  lehnte  die  auf  ihn  gefallene  Wahl  unter 
dem  24.  October  ab. 

Jetzt  beschloss  das  Domcapitel,  sich  in  corpore  auf  die 
Liste  zu  setzen,  und  nur  der  „confidentiellen"  Einwirkung 
von  Pelizaeus  gelang  es,  bemerklich  zu  machen,  wie  gut  das 
Capitefthun  werde,  von  der  Candidatur  der  doch  voraussicht- 
lich nicht  genehmen  Domherren  Abstand  zu  nehmen. 

Am  5.  März  1829  wurde  von  dem  jetzt  ganz  vollzähligen 
Capitel  zur  Vorwahl  geschritten.  Fünf  Candidaten  wurden 
aufgestellt,  an  erster  Stelle  der  Domdechant  Osthaus. 

Der  nach  vollendetem  Wahlact  herbeigerufene  Commb- 
sar  erhielt  das  Wahlprotokoll  an  Stelle  der  Liste ;  die  Regie- 
rung genehmigte  alle  und  am  2.  März  wurde  Osthaus  ein- 
stimmig gewählt. 

Wenn  man  nun  aber  auch  in  Rom  sich  bereit  finden 
Hess,  die  geschehene  Wahl  zu  bestätigen,  und  die  von  der 
Regierung  vorgeschlagene  Formel  für  den  von  dem  Bischöfe 
dem  Papste  zu  leistenden  Eid  zu  genehmigen  *),  so  versuchte 
man  doch  die  Bestimmungen  der  Bulle  zu  umgehen,  welche 
erforderten,  dass  an  Osthaus  auch  die  Administration  van 
Osnabrück  übertragen  werde2). 


')  Darüber  wird  im  dritten  Buch  gehandelt  werden. 

*)  „Hildesimensis  pro  tempore  Episcopus  Dioecesim  quoqne  Osnabn- 
gensem  facultatibus  ad  id  ab  Apostolica  Sede  qoalibet  vice  sibi  special« 
delegandis  administrarc,  suumque  vicarium  in  spiritoalibus  Qeneralem,  1« 
in  Civitate  Osnabrugensi  resideat,  debeat  asciscere.  Qni  qnidem  Yica  ä. 
dnmmodo  vere  dignus  et  idoneus  judicutus  fuerit,  a  Romano  Pontifice  t  fr 
alicujns  epieeopalis  ecclesiae  in  partibus  infidelinm,  servatis  omnibus  tf- 
vandis,  dccorabitur.u 
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Man  wolle  dazu  noch  einen  geeigneteren  Zeitpunkt  abwar- 
ten, erklärte  die  Curie.  Lüpke  solle  die  Administration  be- 
halten und  zum  Bischof  in  partibus  ernannt  werden *). 

pEgli  (der  Papst)  non  attende,  sagte  die  Note  des 
Cardinal  Albani  vom  12.  Juli  1829,  per  esseguirli  in  questo 
particolare  che  un  momento  piü  del  presente  opportuno,  non 
perö  remoto." 

Die  Verwaltung  von  Hildesheim  würde  Osthaus  so  in 
Anspruch  nehmen,  dass  sie 

„che  perciö  appunto  sembra  riclamare  che  ancora  per 
qualche  altro  tempo  ne  rimanga  il  governo  affidato  al  .  .  .  . 
Yicario  S.  Lüpke. 

.  .  .  .  II  S.  P.  Bi  propone  perciö  di  avvalorare  .  .  .  .  il 
S.  Lüpke  e  di  prepararlo  di  piü  a  divenire  un  ottimo  collabo- 
ratore  di  quel  prelato  con  elevarlo  quanto  prima  ad  un  titolo 
in  partibus". 

Wenngleich  nun  auch  die  hannoverische  Regierung  mit 
dem  Inhalte  der  römischen  Vorschläge  ganz  einverstanden 
war,  so  wollte  sie  doch  die  formale  Verletzung  der  Bulle  Im- 
pensa  nicht  ruhig  mit  ansehen,  ebenso  wie  sie  nicht  eine 
Verkürzung  der  Rechte  des  Osthaus  bewilligen  durfte,  dem 
€8  ja  zugestanden  hätte,  den  Vicar  für  Osnabrück  zu  ernen- 
nen und  dessen  Erhebung  zum  Bischof  in  partibus  in  Rom 
-zu  beantragen. 

Der  Gesandte  Eaestner  erhob  deswegen  gegen  die  Note 
Albanis  Einsprache. 

„II  se  pennet  seulement,  meme  il  se  croit  oblige  d'indi- 
quer  k  S.  E.  un  mode  diff&rent  de  la  mettre  en  ex^cution 
•  .  .  .  il  est  bien  aise  qu'il  n'y  a  k  son  avis  une  diversite 
d'opinions  seulement  k  l^gard  de  la  forme."  Es  sei  ja  kaum 
Äenkbar  dass  Osthaus  nicht  den  Lüpke  zum  Vicar  ernennen 

)  Da* Folgende  ergänzt  die  Mittheilungen  von  M  e  j  e  r  Propaganda  (Gut- 
i  1833)    1,  437  f. 
i  5oie  vom  14.  Jali. 
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Die  Curie  gab  nach  —  wenigstens  scheinbar.  — 
wenn  sie  auch  das  Consistorialdecret  für  Osthaus   ohne 
wähnung  von  Lüpke  ausfertigen  zu  wollen  erklärte  —  es 
folgte  so  auch  unter  dem  28.  Juni  —  so  beharrte  sie  d< 
bei  der  Ernennung  desselben  zum  Bischof  in  partibus  „< 
do  chiaramente  prescritto  nella  Bolla   che  il  vicario  «H 
debba  essere  insignito  dal  carattere  episcopale". 

Der  Gesandte  forderte  darauf  seine  Regierung  aufj 
unfruchtbare  Discussion  mit  der  Curie  fallen  zu  lassen, 
lieber  auf  Osthaus   zu  influenziren,  „da  es  dem  Herrn 
schof  gar  wohl  auffallend  sein  könnte,  *  dass  der  päpstiic 
Stuhl  ihn  zur  Ernennung  des  Herrn  Lüpke  gleichsam  zi 
gen  will". 

Osthaus  erklärte  sich  indessen  zur  Ernennung  von  Lüpl 
bereit,  und  schlug  ihn  unter  dem  15.  October    in  Rom 
Bischof  in  partibus  vor. 

Die  landesherrliche  Bestätigung  des  Bischofes   von 
•desheim  erfolgte  am  6.  August  mit  der  Formel: 

„Nachdem  der  p.  p zum  Bischof  von  Hildeshen 

ordnungsmässig  erwählt  worden  und  Wir  Uns  allergnäc 
bewogen  gefunden  haben  zu  dieser  Wahl  Unsere  landeshi 
liehe  Zustimmung  zu  ertheilen,  also  erklären  Wir  solches 
mit  und  wollen,  dass  derselbe  von  jedermann  als  Bischof: 
Hildesheim  anerkannt  und  geachtet  werden  solle." 

Die  Consecration  wurde  am  4.  October  im  Beisein 
landesherrlichen  Commissarius  vorgenommen,  nachdem 
vorher  die  staatliche  Vereidigung  statt  gefunden  hatte. 


Am  30.  December  1835  starb  Bischof  Osthaus  von  Hfl] 
desheim1).    Die  Regierung  richtete  darauf  an  das  Capitel 
Aufforderung,  eine  Neuwahl  vorzunehmen,  und  ernannte 
Consistorialdirector  Pelizaeus  wieder  zum  Commissar. 


')  Generaivicar  Fritz  wurde  mit  Bestätigung  der  Regierung  zun   bpj 
tularricar  erwählt. 
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Dieser  sachte  vor  allen  Dingen  die  vom  Capitel  in  Aus- 
sicht genommenen  Candidaten  in  Erfahrung  zu  bringen,  und 
als  zwei  Domherren  die  vorläufige  Nennung  ihrer  Candidaten 
verweigerten,  glaubte  er  in  einer  entschieden  gehaltenen 
Bede  bei  Eröffnung  des  Wahlactes  die  Rechte  der  Regierung 
vertreten  zu  sollen. 

Es  dürften  nur  solche  gewählt  werden,  sagte  er,  die 
„den  Anordnungen  der  Regierung  Vertrauen  und  Ergeben- 
heit entgegenzubringen  gewohnt  sind" „und  glaube 

ich  nicht  befurchten  zu  müssen,  dass  auf  derselben  Liste 
Candidaten  befindlich  sein  werden,  welche  die  Regierung  zu 
streichen  in  die  unangenehme  Notwendigkeit  sich  versetzt 
sehen  würde,  indem  dieses  ebenso  empfindlich  für  die 
Wählenden,  als  kränkend  für  die  Gewählten  sein  würde." 

Die  Vorwahl  erfolgte  am  28.  Januar  1836.  Sechs  Can- 
didaten wurden  aufgestellt,  das  Protokoll  der  Regierung  ein- 
geschickt, von  dieser  alle  genehmigt  und  am  20.  März  der 
Generalvicar  Fritz  gewählt. 

In  Rom  erfolgte,  nachdem  auf  Wunsch  der  Regierung 
Lüpke  den  Informativprocess  vollzogen  hatte,  die  Bestä- 
tigung1),   aber    das   Breve   administrationis   für   Osnabrück 


!)  Bemerkenswerth  war  der  Zwischenfall,  dass  Lüpke,  von  dem  die 
Regierung  wünschte,  er  möchte  bis  zur  Neuwahl  in  Hildesheim  die  Ver- 
waltung von  Osnabrück  weiter  fuhren,  in  Rom  das  Erlöschen  folgender 
JTacultäten  anzeigte: 

1)  Gewisse  Absolutionen  und  Dispensationen  zu  ertheilen  und  gewisse  auf 
kirchliche  Verhältnisse  sich  beziehende  Handinngen  vorzunehmen,  für 
5  Jahre  —  2.  August  1829. 

2)  Gewisse  Ehedispense  auch  für  Adlige  und  Reiche,  16.  Ang.  1829  — 
5  Jahre. 

3)  Der  Poenitentiarie,  gewisse  Absolutionen  und  Dispense,  20.  Nov.  1832. 

f  4)  In  Bezug  auf  Messen  gewisse  Bestimmungen  zu  treffen,  26.  Novem- 
ber 1832. 

5/6)  In  Bezug  auf  die  Wahl  von  Synodalrichtern  und  Examinatoren, 
26.  November  1832. 


ww-*  Viru.  £?radeza  * 
lÄ"**»e  *  J*u»br&ek.  La 
„Comqo«;  ra,  -<i  L 
Ii'wIk  faeri»  jjrucaotu*  . 
]<aÜ«  ecclcsü*;  •  Hrubn 
•3>iü£0fHU  vigore  praes* 
i-onMitnimtu  et  At-yatai 
■.-uftstem  tribaentes.  om 
ilioece*i  0*D&}rragensi 
^frueraletn  .  . .  gerendi  * 
episcopn»  e««es,  depatat 
fratran  (.'arolaxu  Anton 

7)  HeueJwn.   Vi.    SoiemL 
■li  Krneoertmti  der  ymmj» 
1 .   2    oinl   5  bitte   dn    I 
dir    übrigen  lauteten  auf  Biw 
Gleichzeitig  meldete  er  d 
Mir  »aüdeleginen  extraord 
machen."  er  «der  cid  andern 
d«n  12.  Januar   ISM   die  %v 
faiirinkraii)   noTi  episcopi. 
')  Vom   II-  Juli  ISfW. 
*)  Ich  (heile  beiapieliwei: 
nun   bei  Beaetzang  der  bind 
immer  gedruckt  (liomne   1M6 
und  lautet : 

Kn 
HANCTISBIML'S  UOMINl.'fi 
Kccleaiam  HildeiliemicD.  vi 
Hoathsu*  Ultimi  illina  Ej 
referet  ipaiu*  Eccleaiae  stal 
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lienignitate  Sun  promovend 
C'ivitai  Hildeaieii.  nitn  est  in 
[nateram  Flu  vi  um  ;  olim  i 
inhabitatar  a  duodeejm  Iaci 
Catholici  mint. 
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Es  war  das  eine  offene  Verletzung  der  Bulle,  wie  sie  schon 
bei  der  Wahl  von  Osthaus  Seitens  der  Curie  versucht  ge- 
wesen war,  und  die  Bemerkungen  des  Legationsrath  Kaestner, 
der  in  seinem  Berichte  vom  14.  Juli  1836  die  Namhaft- 
machung  des  Lüpke  nur  als  „eine  Apposition  zu  den  Attri- 
butionen des  Bischofs"  bezeichnete,  und  dies  „mit  Feinheit" 

Est  in  ea  Cathedralis  Ecclcsia  sub  titalo  B.  M.  V.  et  SS.  Apostolorum 
Petri  et  Pauli,  bonae  structurae,  et  nulla  reparatione  indigens,  quae 
Apostolicae  Sedi  est  immediate  subjecta. 

Conitat  ejus  Capitulum  unica  tantum  Decanatus  Dignitate,  sex  Canonicis 
atraqae  Praebenda  carentibus,  et  qnatnor  Vicariis.  Alii  insuper  Pres- 
tyteri  et  Clerici  divinis  inserviunt. 

In  eadem  Ecclesia  Fönte  Baptismali  manita  per  unum  Presbyterum  Ani- 
nanun  cnra  exercetur;  in  eaque  plures  insignes  Reliquiae  decenter  asser- 
Ttntor,  et  Sacrarium  repcritur  omni  sacra  supellectili  etiam  ad  Pontifi- 
calia  exercenda  abunde  instructum :  extant  insuper  Chorus,  Organum, 
lampanile  cum  Campanis,  et  Coemcterium. 

Donas  pro  Episcopi  habitatione  non  longe  a  Cathedrali  distat,  et  nulla 
reparatione  indiget. 

Fruetos  taxati  ad  Florenos  756  ascendunt  ad  401)0  Thalerorum  monetae 
(^onrcntionalis. 

Praeter  Cathedralem  aliae  tres  Parochialos  Ecclesiae  in  eadem  Civitate 
existent,  singulae  S.  Fönte  munitae,  adsunt  insuper  quatuor  Confrater- 
nitates,  quatuor  Hospitalia  et  Seminarhim,  non  vero  Mons  Pietatis. 

JKoecesis  ampla  est,  plura  loca  sub  se  complectitur. 

PronoTendus  ad  relatam  Ecclesiam  ex  catholicis  honestisque  Parcntibus 
Hüdesii  ortus,  sexagenario  major,  et  jamdiu  Presbyter,  in  Monasterio 
Heaedictinorum ,  cui  Ordini  addictus  est,  Theologiae  operam  navavit 
■Mgno  cum  fructu,  ita  ut  illi  commissa  fuerit  Cura  pastoralis  primo  in 
Eccletia  S.  Godehardi,  deinde  in  Ecclesia  Cathedrali;  in  animarum  cu- 
rm,  et  praesertini  in  docendi  munere  diu  et  multa  cum  laude  versatus 
est  Insuper  praepositus  fuit  Seminario  Episcopali,  et  Canonicus  Capi- 
tnJaris  institutus,  demum  Vicarius  Generalis  deruncti  Episcopi  nominatus 
feit.  Vir  gravis,  prudens,  doctus,  morumque  integritate  praeditus,  dignus 
aropterea  qui  ad  praefatam  Ecclesiam  promoveatur. 

Profesrionem    emisit  in  manibus    R.    P.   D.  Caroli    Antonii    Lupke 
i    Anthedonen.,    et    Suffraganei    Osnabrugen.,    qui  et   Processum 
confecit,  ex  quo  praemissa  constant. 

lieatur  pro  expeditione  cum  dispensatione  super  defectu  gradus 
D  terato*,  et  cum  Decreto  vacationis  Canonicatus,  quem  ut  supra  ob- 
tii    *,  nee  non  cum  clausulis  necessariis  et  opportunis. 

1      BdWrg.    Staat  und  Bischofswahlen.  18 


drei 
iur 
De 
auf 
gai 


erif 
m  ' 
lerl 
Jas 

che 

)ie 
dat 
igt 
I  d 
>lini 
i  ei 
auc 
cht 
Luci 
luss 


Cai 
Sth 
fiei 
e  S 
r  w 


Cap.  II.  Hannover.  275 

dem  Papste  übertragen  zu  wollen.  „Sese,  wie  das  Protokoll 
lautete;  in  hac  episcopi  electione  eligere  non  velle."  Die 
Minorität  der  übrigen  protestirte  und  beharrte  auf  ihrem 
Wahlrechte: 

„W.  et  R.  sententiam  ferebant  pro  novo  suffragio, 
declarantes  expressis  verbiß  sese  velle  de  novo  eligere  et 
postulantes  novum  scrutinium  sive  eodem  die  et  continenti  sive 
«x  intervallo  unius  aut  duorum  dierum."  — 

Das  unter  dem  7.  Januar  1841  Seitens  des  Capitels  an 
den  Papst  gerichtete  Schreiben  meldete  demselben  diesen  Vor- 
gang und  schloss  mit  der  Aufforderung: 

„Quam  ob  causam  capitulum  (exceptis  DD.  W.  et  R.  qui 
novam  electionem  episcopi  sibi  reservant  et  petunt)  memo- 
ratam  electionem  in  V.  S.  manus  humillime  ponit,  cum 
devotissima  precatione  ut  V.  S.  ad  cujus  S.  Sedem  tota 
electio  jamjam  devoluta  est;  episcopum  Hildemiensi  ecclesiae 
deputare  diignetur."  — 

Die  Regierung  versuchte  sich  sofort  über  dies  Verfahren 
des  Capitels,  welches  geeignet  war,  die  ganze  ihr  nach  der 
Bulle  zustehende  Einwirkung  auf  die  Bischofswahlen  illuso- 
risch zu  machen,  klar  zu  werden. 

Zuvörderst  gab  der  Wahlcommissarius  selbst  sein  Gut- 
achten ab.  Er  glaubte  die  Majorität  des  Capitels  als  durch- 
aus unrichtig  handelnd  bezeichnen  zu  müssen.  Das  Capitel 
besitze  keine  Statuten,  welche  die  Minorität  an  die  Beschlüsse 
der  Majorität  bänden,  und  das  sei  ganz  besonders  in  Bezug 
auf  iura  singulorum,  zu  denen  das  Wahlrecht  gehöre,  geltend. 
Ausserdem  aber  sei  gerade  für  einen  Compromiss  Einstim- 
migkeit durch  das  canonische  Recht  vorgeschrieben  *).  Deshalb 
hätte  der  Wahlkörper  trotz  des  bisherigen  Misserfolges  das 
.Scrutinial verfahren  fortsetzen  müssen.  Er  bezeichnet  es  als 
die  Ansicht  der  Minorität,  dass  ihr  das  Wahlrecht  devolvirt 
«ei,  und  erinnert  schliesslich  daran,  dass  selbst  wenn  der 
Papst  ernennen  sollte,  er  doch  an  die  Liste  des  Capitels  ge- 
bunden sei. 


*)  Er  citirt  c.  32.  52.  42.  X.  de  elect. 

IS 
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Nicht  andere  sprt 
und  Leist  aus,  welche 
nach  den  Worten  der 
peracta"  von  einer  De 
auf  den  Papst  gar  kei 
Stelle  nur  von  einem 
spreche. 

Leist  machte  no 
nehmigung  der  Regi 
Wahlliste  befindlichen 
die  Liste  kein  Recht 
des  Landesherrn,  auf 

Das  Ministerium 
Weg  einzuschlagen, 
solle  nicht  gebilligt,  d 
werden,  aber  der  Paj 
ihre  Befugnisse  verai 
ordnen  *). 

In  Rom  aber  inac 
ein  absichtliches  Gera 
Nichtachtung  aller  rei 
zu  rechtfertigenden, 
Bulle,  die  offenbar  zei 
fragen  als  Interessent 
und  dass  den  Zelanti 
Concordat  als  ein  Tri- 
das  dieser  nach  Beliel 
seit  igen  könne. 

Der  Papst  erklär 
zu    können,  sondern 
übergeben  zu  müssen. 

Diese  berieth  da 
Monate.  Erst  am  8. 
wort1).     Sie  war   in   1 

'I  Note  vom  31.  März 
')  Beilage  LXV. 
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■erklärte,  dass  eine  Person  die  der  Regierung  nahe  stehe, 
den  Misserfolg  der  Wahl  mit  herbeigeführt  habe,  befahl  die 
Theilnahme  des  Domherrn  Hantelmann  an  dem  Wahlacte, 
dessen  Resignation  sie  für  erzwungen  erklärte,  und  ge- 
stattete dem  Capitel  die  Vornahme  einer  Neuwahl  aus  be- 
sonderer Gnade  binnen  Monatsfrist. 

Der  Papst  vertrat  ausserdem  die  rechtliche  Ansicht, 
dass  die  Devolution  eingetreten  sei,  weil  nach  dem  am 
7.  September  1840  erfolgten  Tode  von  Fritz  die  Wahl  erst 
.am  4.  Januar  1841  vorgenommen  worden  sei.  Der  Papst 
habe  auf  sein  Devolutionsrecht  in  der  Bulle  nur  ex  speciali 
gratia  verzichtet,  und  da  Privilegien  strict  zu  interpretiren 
seien,  greife  es  jetzt  Platz.  Von  einem  Recht  der  Minorität 
war  keine  Rede,  ja  das  an  das  Capitel  gerichtete  Breve  vom 
1.  October  1841  gab  nicht  nur  eine  Copie  der  erwähnten 
Note,  sondern  fugte  auch  unbekümmert  um  die  hannoverische 
Kegierung,  das  Capitel,  den  Vertrag  und  alle  geltenden 
Rechtsgrundsätze  hinzu:  „quo  item  iure  (d.  h.  Devolutions- 
recht) S.  Sua  uti  minime  differet  si  quidem  electio  ad  S. 
Oanonum  tramites  celebrata  non  fuerit,  vel  electus  iis  non 
polleat  dotibuß  quas  ecclesiasticae  sanetiones  requirunt ."  — 

Diesmal  aber  glaubte  die  hannoverische  Regierung  das 
rücksichtslose  Verfahren  der  Curie  doch  nicht  ohne  Ein- 
sprache hinnehmen  zu  dürfen. 

Am  18.  December  1841  beantwortete  der  Gesandte  die 
Kote  Lambruschini's.  Die  Regierung  habe  durch  Genehmigung 
der  gesammten  Liste  ein  grosses  Vertrauen  bewiesen,  das 
sie  des  Vorwurfes  eine  specielle  Einwirkung  auf  die  Wähler 
versucht  zu  haben,  wohl  hätte  überheben  können: 

„Cependant  quand  meme  le  royal  Gouvernement  avait 
eu  en  effet  le  de'sir  que  tel  ou  tel  autre  des  candidats  ne 
fut  favorisft  par  pröfeVence  k  Fegard  de  Tölection,  et  quand 
meme  un  de'sir  de  cette  nature  avait  ete'  confidentiellement 
porte*  k  Ia  connaissance  des  electeurs,  on  ne  saurait  nullement 
y  trouver  un  prejudice  contre  la  liberte'  d'&ection,  car  il 
restait  toujours  au  libre  arbitre  des  &ecteurs  de  se  laisser  ou 


27*  b»*  n.  Gmcv.  i 


c/s&  itü;*x«T  par  ce  desr:  ja 

d  eure  a  Ie;ir  gre  quieonqpe  t  «ah 

H  le  St.  Siege,  comme  il  est 
etre  quelques  eandidats  {rceraUes  a  des  astres,  3  est 
egalement  natarel  que  le  royai  GcGrememMBt  dams Imteret da 
bien  publique  et  de  legiise  catholique  ah  i'^ili  —  m  des  voeux  a 
l'egard  de  la  penonne  qai  dort  occaper  la  place  eTctec  et  im- 
portante  da  siege  episcopal 

Le  Gouvernement  de  Sa  Majeste  appaye  sar  lea  argaraess 
expose*  dans  la  note  ...  da  31.  Man  .  .  .  conthrae  * 
s'opposer  contre  l'existeiice  da  cas  d'une  provision  extra- 
ordioaire  ex  jure  devolato,  sortoot  comme  sähe  de  resolutwa 
de  la  majorite  simple  da  chapitre  cathedral  de  Hildesheim. 
Le  royal  Gouvernement  a  aussi  relere  rerreor  qui  dou 
reiner  dans  ropinion  prononcee  dans  la  note  ...  du  a 
Octobre  que  le  chapitre  cathedral  s'etait  rassembJe  ponr 
l'election  apres  le  terme  fixe  par  la  Bolle:  en  effet  la  liste 
den  eandidats  avait  ete  renvoyee  par  le  Gouvernement  aa 
chapitre  le  2.  Decembre;  par  consequent  le  terme  courrait 
jusqu'au  21-  Janvier.  Or  l'acte  de  l'election  ayant  ete  fixe  an 
4.  Jan.  il  a  eu  lieu  dix  sept  jours  avant  recoulement  da  terme, 
fixe  dans  la  Bulle  Impensa." 

Was  die  Drohung  der  Note  betreffe,  dass  der  Papst  ia 
der  Folgezeit  regelmässig  sein  Devolutionsrecht  ausüben 
würde,  so  sei  sie  mit  der  Circumscriptionsbulle  unverträglich 
(incompatible). 

„Le  Gouvernement  .  . .  n'y  voit  quelque  raison  pourquoi 
devier  de  l'application  de  la  Bulle,  et  si  contre  toute  attente, 
un  des  deux  cas  supposes  dans  ce  passage,  existerait  un  jouiy 
le  St.  Siege  ne  saurait  disconvenir  que  le  Gouvernement  de 
Hannovre  aurait  alors  le  droit  de  reclamer  ce  que  la  Bolle 
a  permis,  c'est  a  dire  que  le  chapitre  cathedral  procederait  a 
une  election  nouvelle." 

Inzwischen  wolle  man  jede  Discussion  vermeiden,  da  ie 
hannoverische  Regierung  —  und  wann  wäre  sie  das  n  rt 
gewesen   —  mit  dem   Papste   völlig  einverstanden  sei,      d 
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&uch  die  dem  Capitel  für  die  jetzige  Ausübung  des  Wahl- 
rechtes gesetzte  einmonatliche  Frist  durchaus  den  Ansichten 
der  Regierung  entspreche. 

Allein  die  Curie  gab  ihren   Rechtsstandpunkt  nicht  auf. 

Ausfuhrlich  suchte  ihn  die  Note  Lambruschini's  vom 
26.  Februar  1842  zu  begründen.  „Und  zuvörderst  kann  er 
sich  nicht  enthalten  zu  bemerken,  so  schrieb  er,  dass  die 
Bulle  Impensa  nicht  das  gemeine  geistliche  Recht  aufgehoben 
hat,  ausgenommen  da,  wo  aus  Notwendigkeit  dasselbe  direct 
oder  indirect  abgeändert  worden." 

„Die  Bulle  hat  demnach  nicht  die  allgemein  geltenden,  in 
einem  allgemeinen  Concil  festgesetzten  alten  Grundsätze  ab- 
geändert, dass  die  Vacanz  der  Bisthümer,  in  welchen  die 
Wahl  den  Capiteln  zusteht,  nicht  länger  als  3  Monate  dauern 
dürfe,  und  daher  die  Wahl,  wenn  diese  Frist  nicht  beobachtet 
worden,  auf  den  heiligen  Stuhl  devolvirt  werde.  Vielmehr 
ist  nicht  zu  verkennen,  dass  die  Bulle,  indem  sie  dem  Capitel 
auferlegt,  der  Regierung  die  Namen  der  Candidaten  binnen 
des  ersten  Vacanz-Monats  zu  präsentiren,  hat  Sorge  tragen 
wollen,  dass  die  zu  den  präparatorischen  Handlungen  hinsicht- 
lich der  Wahl  und  zur  Sendung  des  Wahlinstrumentes  nach 
Rom  erforderliche  Zeit  nicht  unter  irgend  einer  Beziehung 
die  canonische  Zeit  von  3  Monaten  überschreiten  könne. 
Und  es  ist  in  der  That  nicht  einzusehen,  welcher  Passus  der 
Bulle  Ew.  etc.  den  Anlass  gegeben,  zu  glauben,  dass  der 
canonische  Termin  nicht  überschritten  sei,  weil  das  Capitel 
zur  Wahl  geschritten  sei  binnen  eines  Monats  nach  Zurück- 
sendung  der  Candidatenliste  von  Seiten  des  K.  Gouverne- 
ments. Ew.  etc.  nehmen  in  Ihrer  Note  an,  das  Domcapitel 
habe  nach  Zurückempfang  gedachter  Liste  noch  immer  einen 
Monat  Zeit  für  Vollführung  der  Wahl.  Nun  ist  aber  dies 
überall  nicht  in  der  Bulle  ausgedrückt;  vielmehr  muss  man 
sagen  das  Gegentheil  sei  darin  festgesetzt :  denn  nachdem  darin 
gehandelt  ist  von  den  Namen  der  Candidaten,  die  der  Regie- 
rung anzuzeigen  wären,  und  nachdem  bestimmt  war,  dass 
Si  forte  etc.  wird  sogleich  hinzugefügt  Cum  vero  capitulum  etc. 
Wenn  also  die  Zeit  von  drei  Monaten  der  Sedisvacanz  ihrem 
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Ablaufe  nahe  war,  als  das  Gouvernement  die  Candidatenüsfc 
dem  Capitel  zurücksandte ,  so  hatte  gewiss  das  Capitel  kern 
Recht;  die  Wahl  noch  einen  Monat  hinauszuschieben.  Zweitem 
könnte  der  H.  Stuhl  nicht  zulassen,  dass  die  specielle  Indul- 
genz  den  Capiteln  von  der  Bulle  zugestanden,  zu  einer 
zweiten  Wahl  zu  schreiten,  in  den  beiden  einzigen  Fällen; 
dass  die  erstere  minime  fuerit  canonice  peracta,  und  dass  der 
Gewählte  nicht  mit  den  canonischen  Requisiten  ausgestattet 
befunden  würde,  auf  jeden  andern  Fall  Anwendung  finden 
müsste,  sei  es  nun  dass  wegen  Uneinigkeit  oder  wegen  Ab- 
laufs des  Wahltermins  oder  aus  andern  Gründen  die  Wahl 
sei  vereitelt  worden.  Und  noch  viel  weniger  würde  man  m- 
lassen  können,  dass  im  gegenwärtigen  Falle  das  Capitel  nach 
vereiteltem  ersten  Wahlacte  nicht  allein  (ohne  einen  gani 
exceptionellen  Indult),  zu  einem  zweiten,  sondern  auch  wenn 
dieser  misslänge  zu  einem  dritten  schritte.  Und  wenn  der 
zweite  Wahlact  nicht  als  Fortsetzung  des  ersten  anzusehen 
war,  sondern  als  ein  neuer  Act  (womit  Ew.  p.  in  Ihrer  Note 
vom  31.  März  1841  einverstanden  waren)  so  ist  es  klar  dass 
der  H.  Stuhl  diesen  gestattend,  den  ausgedehntesten  An- 
spruch, den  das  Capitel  auf  die  Bulle  zu  gründen  vermöchte, 
erschöpfte  und  demselben  voranschritt. 

Endlich  drittens  ist  es  allerdings  höchst  erklärlich,  dass 
sowohl  das  E.  Gouvernement  als  der  H.  Stuhl  einigen  der 
Candidaten  geneigter  sind  als  anderen.  Aber  es  lässt  sich 
nicht  verkennen,  dass  das  K.  Gouvernement  kein  anderes  In- 
teresse bei  der  Wahl  hat,  als  nur  dass  dieselbe  nicht  aui 
eine  persona  invisa  falle;  und  dieses  Interesse  ist  vollstän- 
dig gewahrt  durch  die  dem  Capitel  auferlegte  Verbindlich- 
keit, die  Namen  der  Candidaten  anzugeben  und  personal 
non  gratas  gubernio  aus  der  Liste  zu  entfernen.  Auf  der 
andern  Seite  ist  in  Rücksicht  des  H.  Stuhls  die  Wahl  der 
Bischöfe  eines  der  heiligsten  Dinge,  welches  nach  der  Con- 
stitution der  katholischen  Kirche  geradezu  das  Gewissen  des 
obersten  Hirten  belastet;  und  auch  nicht  das  Privilegi  % 
welches  den  Capiteln  zugestanden,  enthebt  den  Papst  >n 
der    sorgsamsten    Wachsamkeit    über    die    Befolgung      *r 
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h.  Intentionen  der  Canones,  und  die  Canones  wollen  dass 
nicht  blos  ein  würdiger,  sondern  dass  der  würdigste  ge- 
wählt werde.  Man  würde  daher  dem  H.  Stuhl  nicht  mit 
Recht  zum  Vorwurf  machen  können,  wenn  er  nach  einge- 
zogenen Erkundigungen  oder  auf  sonst  gehörige  Weise  die 
Erwählung  des  Würdigsten  bewirkt  hätte,  und  wenn  er  durch 
ßathschläge  der  harten  Notwendigkeit  vorgebeugt  hätte,  den 
Erwählten  durch  Verweigerung  der  Institution  zufolge  des 
Processes  zu  entehren.  —  etc." 

Die  Regierung  begnügte  sich  in  ihrer  Rückantwort  vom 
6.  Mai  1842  auf  ihre  frühere  Note  Bezug  zu  nehmen,  und 
jede  weitere  Discussion  für  unnöthig  zu  erklären, 

„mais  qua  l'^gard  des  consid^rations  y  ajout^es  par  S.  E. 
on  se  borne  a  se  rapporter  au  contenu  de  la  note  du  18. 
Döcembre  sans  trouver  motif  de  s'^carter  des  vues  y  ex- 
prim^es ;  sur  quoi  le  Gouvernement  de  Sa  Majestä  a  juge  une 
discussion  d'autant  moins  k  propos  que  S.  E.  avait  d^clare 
elle-meme  de  n'avoir  pas  voulu  par  ses  remarques  amener 
une  controverse  en  en  voyant  dcarte  chaque  motif." 

Es  war  dies  Benehmen  der  Regierung  jetzt  um  so  mehr 
zu  rechtfertigen,  als  sie  schon  gleich  nach  Einlauf  des 
oben  gedachten  Breve  den  Grafen  Stolberg  zum  Wahlcommissar 
ernannt  hatte  —  mit  der  Instruction:  „dass  Ihr  in  keinerlei 
Weise  ....  auf  die  freie  EntSchliessung  der  Wahlen  ein- 
wirken sollt,"  —  und  da  am  9.  December  1841  Domcapitular 
Wandt  schon  zum  Bischof  gewählt  worden  war  *). 

Dabei  erklärte  aber  Graf  Stolberg  zu  Protokoll,  dass 
die  Regierung  die  in  dem  Breve  in  Bezug  auf  das  Devolu- 
tionsrecht des  Papstes  ausgesprochene  Ansicht  in  keiner 
Weise  billigen  könne. 

Die  Curie  aber  bethätigte  ihren  Unwillen  gegen  die 
hannoverische  Regierung  auch  dadurch,  dass  sie  gegen  den 


1)  Diesmal  wurde  ordnungsmäßig  der  Erwählte  nicht  gleich  bestätigt, 
sondern  erst  am  27.  Juni  1842.  Dagegen  war  zu  rügen,  dass  doch  das 
Ergebniss  der  Wahl  sofort  von  der  Kanzel  publicirt  wurde. 
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Willen  derselben  den  Weihbischof  Lüpke  mit  der  Vornahme 
des  Iiiformativprocesses  beauftragte '). 

Das  an  Wandt  erlassene  Consistorialbreve  der  Er- 
nennung zum  Administrator  für  Osnabrück  enthielt  wie  das 
vorige  Mal  eine  Clausel  zu  Gunsten  von  Lüpke. 


Die  folgende  Wahl  nach  dem  am  18.  October  1849  er- 
folgten Tode  des  Bischofs  Wandt  verlief  durchaus  regel- 
mässig. 

Schon  am  1.  November  war  Vorwahl;  sämmtliche  4 
vom  Capitel  aufgestellten  Candidaten  wurden  genehmigt  und 
am  27.  November  der  Domdechant  Wedekind  gewählt*). 


Auch  der  Besetzung  von  Osnabrück  werden  wir  zu  ge- 
denken haben. 

Nachdem  schon  im  Jahre  1827  Bitten  um  Dotation  des 
Bisthums  aufgetaucht  waren,  die  aber  Seitens  der  Regierung 
unberücksichtigt  blieben,  nahmen  die  Forderungen  in  den 
vierziger  Jahren  einen  dringenderen;  nach  1848  einen  stür- 
mischen Charakter  an.  Wurde  doch  der  Regierung  eine  Pe- 
tition um  endliche  Realisirung  der  in  der  Bulle  für  Osna- 
brück gemachten  Verheissungen,  mit  12,000  Unterschriften 
überreicht. 

Die  Regierung  schloss  darauf  unter  dem  11.  November 
1856  mit  dem  Bischof  Müller  von  Paderborn,  der  zum  Nach- 
folger des  verstorbenen  Executors  der  Bulle,  Weihbischof 
Lüpke  ernannt  worden  war,  in  Bezug  auf  die  ihr  obliegende 
Dotation  eine  Vereinbarung. 


*)  Die  Vereidigung   erfolgte    am   4.  Aug.    1842;  die  Consecratkra 
14.  Aug. 

2)  Bestätigt    am  30.  Sept.  1S50,    vereidigt  den  2.»    consecrirt  den 
November.     Die  Clausel  für  Lüpke  wurde  auch  diesmal  wiederholt. 


Cap.  II.   Hannover.  283» 

Das  früher  in  Hildesheim  befolgte  Verfahren,  erst  da» 
Domcapitel  zu  ergänzen,  und  dann  von  diesem  den  Bischof 
wählen  zu  lassen,  glaubte  man  als  un canonisch  in  Rom 
nicht  beantragen  zu  dürfen. 

Vielmehr  designirte  der  Bischof  von  Münster  im  Auf- 
trage des  Papstes,  seinen  Generalvicar  Melchers  zum  Bischof 
von  Osnabrück  und  beantragte  für  ihn  die  landesherrliche 
Genehmigung;  die  auch  unter  Dispensation  von  dem  Er- 
forderniss  des  Indigenates  erfolgte1). 


Als  Bischof  Melchers  dann  im  Jahr  1865  zum  Erzbischof 
von  Cöln  ernannt  worden  war,  erfolgte  die  Neuwahl  in 
einer  von  der  bisherigen  durchaus  abweichenden  Weise. 

Ohne  dass  das  Capitel  wie  früher  die  Aufforderung  der 
Regierung  zur  Vornahme  der  Wahl  abgewartet  hätte,  reichte 
es  der  Regierung  plötzlich  eine  Liste  ein,  welche  die  Namen 
von  5  Candidaten  enthielt,  aber  weder  die  Namen  der 
Wähler  noch  Ort  und  Zeit  der  Wahl  näher  angab. 

Die  Regierung  bemängelte  nichtsdestoweniger  die  vor- 
gelegte Wahlliste  nicht,  sondern  verlangte  nur  nachträglich 
eine  Ergänzung  der  fehlenden  Punkte. 

Dieser  Aufforderung  kam  das  Capitel  nach,  und  schritt 
am  5.  April  1866  zur  Wahl  des  Domherrn  Beckmann« 

Aber  auch  das  geschah  nur  in  Folge  einer  seltenen 
Nachgiebigkeit   oder  besser  gesagt   Schwäche  der  Regierung. 

Denn  der  Papst  hatte  ohne  Weiteres  dem  Bischof  Mel- 
chers die  Vollmacht  ertheilt,  die  Verwaltung  des  erledigten 
Sitzes  fortzuführen.  Die  Regierung  hatte  darauf  angenommen, 
dass  gar  keine  Erledigung  desselben  stattgefunden  habe,  und 


')  Die  päpstliche  Nominations bulle  sagte:  „te  praeficimus"  and  enthielt 
den  Passus:  „  .  .  .  dudum  siquidem  provisiones  ecclesianim  omninm  tnnc 
▼acantinm  et  in  posterum  vacaturarum  ordinationi  et  dispositioni  nostrae 
conservavimus,  decernentes  ex  tnnc  irritum  et  inane  si  secus  super  his  per 
qnoscumque  qnavis  anctoritate  scienter  vel  ignoranter  conti nger et  attentari." 
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dennoch   lies»    sie    eine    Bischofewahl   zu    u 
landesherrlichen  CommissiiriuB  dazu  ab. 

Es  kann  kaum  Wunder  nehmen,  wenn  < 
Regierung  der  Curie  als  Ideal  einer  protes 
rung  gegenüber  der  katholischen  Kirche  gej 


Nach  der  Einverleibung  Hannovers  in  Pr< 
1871  in  Hildesheim  gewählt  worden,  nachdem  die  Regierung    I 
auf  der  ihr  eingereichten  Liste  keinen  der   fünf  Candidaten    I 
gestrichen  hatte '). 


Drittes  Capitel. 


Die  oberrheinische  Kirchenprovinz. 

Bei  Darstellung  der  Bischofswahlen  der  oberrheinischen 
Kirchenprovinz  werden  wir  die  einzelnen  Territorien  der 
Reihe  nach  behandeln  und  zunächst  die  Wahlen  bis  zum 
Jahre  1848  zu  schildern  haben,  da  damals  eine  Neuordnung  der 
kirchlichen  Verhältnisse  erstrebt  und  in  der  Folgezeit  auch 
theilweise  erreicht  wurde. 


I.  Bis  zum  Jahre  1848. 

1.    Bade  n1). 

Am  6.  März  1836  starb  der  erste  Erzbischof  von  Freiburg 
Dr.  Boll.  Das  Capitel  reichte  der  Regierung  am  16.  Mai 
eine  Liste  mit  9  Candidaten  ein,  unter  welchen  sich  auch  der 
Domdechant  von  Vicari  befand. 

Indessen  machten  sich  verschiedene  Einflüsse  geltend, 
dem  Capitel  die  Freiheit  der  Wahl  zu  beschränken. 

Der  österreichische  Gesandte  berichtete,  dass  der  Nun- 
tius und  Metternich  die  Postulation  des  Bischofes  von  Fulda 
wünschte,  dass  auch  der  Cardinalstaatssecretär  diesen  em- 
pfehle, und  sich  namentlich  der  Wahl  des  Herrn  von  Vicari 
abgeneigt  zeige  2). 

l)  Die  Darstellung  beruht  auf  den  Acten  des  Grossherzoglichen  Minis- 
teriums des  Innern,  vgl.  dazu  die  tendenziöse,  irrige  und  lückenhafte  Er- 
zählung Brück  ?s,  Oberrheinische  Kirchenprovinz  160  ff. 

*)  Ich  hatte  Öffentlich  in  einer  gegen  den  Bischof  von  Ketteier  erlasse- 
nen Erklärung  behauptet,  dass  wegen  der  Unselbständigkeit  des  Charakters 
von  Vicari  seine  Wahl  in  liom  selbst  auf  den  heftigsten  Widerspruch  ge- 
stossen  sei.   Eine  anonyme  Schrift :    Dr.  Friedberg's  söge  nannte  Ab- 
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Ebenso  berichtete  der  badische  Gesandte  am  römischen 
Hofe  unter  dem  19.  April  1836,  dass  Monsignore  Cappadni 
ihm  eröffnet,  wie  es  zuerst  die  Absicht  des  Papstes  gewesen 
sei,  dem  Capitel  die  Wahl  des  Bischofs  von  Fulda  förmlich 
zu  empfehlen,  wie  ihm  aber  der  auf  der  Candidatenliste  be- 
findliche Demeter  genehmer  sei  als  Vicari. 

Und  am  23.  April  schrieb  er,  dass  Cappacini  der  Re- 
gierung rathe,  die  ihr  vertragsmässig  zustehenden  Rechte 
wahrzunehmen;  derselbe  meine,  „dass  es  genügen  werde, 
wenn  die  Grossherzogliche  Regierung  nur  noch  zwei  Namen 
und  unter  ihnen  den  des  Herrn  Demeter  auf  der  Candidaten- 
liste stehen  lasse"1). 

Bemerkenswerth  ist,  wie  correct  man  sich  in  Carlsruhe 
gegenüber  dieser  Insinuation  zu  Gunsten  des  Bischofs  von 
Fulda  verhielt.  Man  beschloss  von  seiner  Empfehlung  an 
das  Capitel  durchaus  Abstand  zu  nehmen,  „zu  verhindern, 
wie  Blittersdorff  unter  dem  24.  April  schrieb,  dass  dem  Era- 
bischöflichen  Domcapitel  kein  Geistlicher  zum  Erzbischof 
gleichsam  aufgedrungen  werde,  den  es  nicht  selbst  aus  freiem 
Antriebe  auf  die  Candidatenliste  setze". 

Aber  man  sah  nach  den  von  Rom  ausgesprochenen  Wün- 
schen ein,  dass  die  Wahl  von  Demeter  allein  dort  keinen 
Anstoss  erregen  würde. 

„Wie  die  Sachen  jetzt  stehen,  so  schrieb  Blittersdorff 
am  3.  Mai,  müsste  jede  andere  Wahl  als  die  des  Herrn  De- 
meter zu  bedenklichen  Compromittirungen  fuhren  und  entschie- 
denen Widerspruch  finden." 

Indessen  beschloss  die  Regierung  doch  auf  den  Wunsch 
des  Grossherzogs  von  der  officiellen  Kränkung  der  Candida- 

fertigung  des  Bischofs  von  Mainz  Frhr.  v.  Ketteier  im  Lichte 
derThatsachen  (Freiburg  1873)  S.  4  erklärt  diese  Behauptung  als  „rein  ans 
4er  Luft  gegriffen".  Das  ist  nur  möglich  weil  der  Verfasser  von  den  ganz« 
hier  darzustellenden  Vorgängen  nichts  weiss  oder  nichts  wissen  will.  Im  letz- 
teren Falle  läge  eine  absichtliche  Täuschung  der  Leser  vor,  denen  er  von  r 
WahlVicari's  i.  J.  1842  viel,  von  der  i.  J.  1836  gar  nichts  sagt  1 
das  nennt  sich  „im  Lichte  der  Thatsachen"! 

')  Gleichzeitig  meldet  er,  dem  Cardinalstaatssecretär  sei  die  Bevo  - 
gung  Vicari's  durch  das  Capitel  „sehr  bedauerlich". 
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ten  des  Capitels,    die  diesen  durch   Streichen   auf  der  Liste 
widerfahren  würde,  Abstand  zu  nehmen *). 

Man  genehmigte  also  formell  die  Wahlliste  des  Capitels, 
ertheilte  aber  dem  zum  Wahlcommissar  ernannten  Geheimen 
Kath  Beck  die  Instruction,  dem  Herrn  von  Vicari  zu  eröffnen, 
dass  seine  Wahl  nicht  genehm  sein  würde,  um  ihn  zur  Resig- 
nation zu  veranlassen. 

In  der  That  gelang  es  auch  dem  Wahlcommissar,  Vicari 
zu  dem  verlangten  Schritte  zu  bringen.  In  einem  eigenhän- 
digen am  5.  März  Nachts  1  Uhr  geschriebenen  Briefe  — 
die  Zeit  legt  von  dem  harten  Kampfe,  den  der  Schreiber  mit 
sich  ausgefochten  hat,  Zeugniss  ab  —  erklärte  Vicari  förm- 
lich und  feierlich,  dass  er  eine  auf  ihn  fallende  Wahl  nicht 
annehmen  wolle,  und  schon  hiermit  resignire. 

Der  Wahlact  fand  am  6.  statt.  Vicari  wurde  gewählt 
und  lehnte  ab,  er  wurde  wiedergewählt  und  lehnte  aufs  Neue 
ab ;  endlich  aber  zum  dritten  Male  gewählt,  erklärte  er,  dar- 
in die  Stimme  der  Vorsehung  erblicken  zu  müssen,  und 
nahm  an. 

Der  Wahlcommissar,  welcher  dem  Wahlacte  selbst  bei- 
gewohnt hatte,  protestirte  indessen  jetzt  laut  und  energisch;  er 
verlas  vor  dem  versammelten  Capitel  den  Brief  des  Herrn 
von  Vicari  und  so  wurde  dieser  veranlasst  definitiv  zu 
resigniren  *). 


')  Nichtsdestoweniger  wird  das  Verfahren  der  badischen  Regierang 
in  der  Schmähschrift  von  Brück  auf  das  härteste  verurtheilt,  allerdings  so, 
dass   er  alles  Wesentliche  bei  jener  Wahl  verschweigt. 

*)  Eigentümlicher  Weise  schrieb  Vicari  an  Metternich  nnd  bat  in 
kläglichem  Tone  ihm  zu  erklären,  was  er  gegen  Oesterreich  verschuldet 
habe,  dass  dieses  ihn  alß  Erzbischof  nicht  gewollt  habe.  Da  der  neue  Erz- 
bischof schon  gewählt  war,  erhielt  er  eine  besänftigende  Antwort  als 
1  tlaster  auf  die  ihm  geschlagene  Wunde.  So  ist  es  verständlich  dass  er, 
i  s  die  „Freiburger  Zeitung"  die  Notiz  brachte,  eine  grosse  deutsche  Macht 
1  ibe  sich  gegen  seine  Wahl  ausgesprochen,  Öffentlich  jene  Behauptung  für 
i  twahr  erklärte.  Er  kannte  eben  die  wirklichen  Vorgänge  nicht,  und  nahm 
]   etternich's  nachträgliche  Phrasen  für  baare  Münze, 
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Indessen  führte  die  Wahl  selbst  nun  zu  keinem  Resul- 
tate mehr. 

Fünf  Scrutinien  wurden  noch  vorgenommen,  die  alle  keine 
absolute  Majorität  ergaben,  ja  von  denen  die  letzten  alle 
gleichlautend  waren. 

Das  Capitel  wurde  darauf  veranlasst,  eine  neue  liste 
einzureichen,  von  welcher  alle  Candidaten  bis  auf  3  gestrichen 
und  dann  am  14.  Mai  18-56  Demeter  gewählt  wurde. 

Derselbe  erhielt  in  Rom  anstandslos  die  Bestätigung,  ver- 
pflichtete sich  wie  Bein  Vorgänger  den  vereinten  Staaten  ge- 
genüber durch  den  vorgeschriebenen  Revers  und  legte  den 
Consecrationseid  mit  der  Clausel  ab: 

„Haee  omnia  et  singula  eo  inviolabilius  observabo  quo 
certior  sum,  nihil  in  eis  contineri  quo  juramento  meo  fide- 
litatis  erga  Ser.  Badarum  Magnum  Ducem  Leopoldum  ejusque 
ad  thronum  successores  debitae  adversari  posset/' 
worüber  sein  Consecrator  der  Erzbischof  von  Cöln  Graf  Spie- 
gel der  Regierung  eine  Bescheinigung  ausstellte. 

In  Rom  war  man  indessen  unangenehm  berührt,  dass 
der  landesherrliche  Wahlcommissär  dem  Wahlacte  selbst  bei- 
gewohnt hatte,  darum  zögerte  auch  die  badische  Regierung 
nicht,  sich  deswegen  zu  entschuldigen,  und  für  die  Zukunft 
eine  Abänderung  des  diesmal  beliebten  Verfahrens  zu  ver- 
sprechen. 

Der  Papst  erkannte  die  Loyalität  des  Benehmens  der 
badischen  Regierung  gebührend  an. 

Unter  dem  1.  August  1836  richtete  der  Cardinalstaata- 
secretär  Lambruschini  an  das  badische  Ministerium  eine  Note 
worin  er  sagte: 

„S.  Heil,  hat  mit  der  lebhaftesten  Zufriedenheit  Seines  Gemü- 
thes  die  darin  ausgedrückten  edlen  Gesinnungen  aufgenommen 
und  ist  höchst  befriedigt  von  der   offenen    und  loyalen    Er- 
klärung die  Euer  p.  p.  im  Namen  der  Regierung   S.   K-   H. 
des  Grossherzogs  von  Baden  in  Betreff  des  Wahlactes  des  neue 
Erzbischofs  von  Freiburg  mit  der  Versicherung  gegeben  habe 
dass  was  bei  dieser   Gelegenheit  gegen  den  Geist  und  Sin 
der  canonischen  Regeln  statt  gefunden  hat  und  für  das    i 
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terliche  Herz  S.  Heiligkeit  ein  Gegenstand  der  Bitterkeit  ge- 
wesen ist,  nicht  wieder  vorkommen,  noch  den  Interessen  der 
katholischen  Kreise  künftighin  zum  Nachtheil  gereichen  werde. 
—  S.  Heiligkeit  hat  zugleich  in  der  angegebenen  formellen 
Erklärung  den  tröstlichen  Beweis  der  Oradheit  und  Gerech- 
tigkeit S.  K.  H.  des  Grossherzogs  von  Baden  erkannt,  von 
dem  nicht  zu  zweifeln  ist,  dass  er  auf  jene  Katholiken  seine 
vorteilhaften  Wirkungen  nun  äussern  werde." 

Die  zweite  Wahl  nach  dem  am  21.  März  1842  erfolgten  Tode 
des  Erzbischofes  Demeter  erfolgte  ohne  alle  Schwierigkeiten. 
Die  eingereichte  Candidatenliste  wurde  genehmigt,  und  der 
Domdechant  von  Vicari  diesmal  gewählt. 

Den  Eid  leistete  er  mit  derselben  Beschränkung  wie 
seine  Vorgänger. 


2.  Württemberg  *). 

Am  17.0ctober  1845  starb  Bischof  Keller  von  Rottenburg. 
Das  Capitel,  welches  hiermit  zum  ersten  Male  in  die  Lage 
kam,  eine  Bischofswahl  vorzunehmen  wandte  sich  an  den 
Erzbischof  von  Freiburg  mit  der  Bitte  um  Belehrung,  na- 
mentlich ob  der  landesherrliche  Commissar  dem  Wahlacte 
beizuwohnen  habe  und  ob  die  der  Regierung  vorzulegende 
Candidatenliste  auch  nach  Rom  zu  senden  sei. 

Der  Erzbischof  Vicari  verneinte  die  letztere  Frage,  und 
ertheilte  in  Bezug  auf  die  erstere  eine  Antwort  welche  sei- 
nem —  nach  Kenntniss  der  damaligen  Vorgänge  nur  zu  ver- 
ständlichen —  Widerwillen  gegen  den  badischen  landesherrlichen 
Commissarius  einen  verbissenen  Ausdruck  gab. 

„In  dem  Wahlconclave  meines  Vorfahrers  war  der  landes- 
herrliche Commissar  Beck  von  uns  freiwillig  mitgenommen 
jgenwärtig,  weil  er  sich  aber  Grobheiten  zu  äussern  erlaubte 
|o  haben  wir  Beschwerde  geführt    und  da   kam   von    den 

'3  Die  Darstellung  beruht  auf  den  Acten  des  Königlichen   Cultns-Mi* 
^steriums  in  Stuttgart 

Friedberg,  Staat  und  BiachofBwaUen.  19 
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Staatsmännern  selbst  die  missbilligende  Aeusserung,    warum 
wir  ihn  ins  Conelave  mitgenommen  hätten." 

Bei  seiner  Wahl  sei  kein  Commissar  gegenwärtig  gewesen. 

Am  12.  November  1845  legte  das  Capitel  der  Regie- 
rung eine  Candidatenliste  vor,  welche  12  Namen  aufwies; 
von  diesen  strich  die  Regierung  die  der  3  jüngsten  und  Hess 
bei  der  Vornahme  der  Wahl  4  als  'ganz  besonders  genehm 
bezeichnen.  Unter  diesen  hatten  allerdings  zwei  —  Dossen- 
berger  und  Vanotti *)  —  schon  vorher  erklärt;  eine  etwa  auf  sie 
fallende  Wahl  nicht  annehmen  zu  wollen,  aber  sie  hatten 
diese  Resignation  nur  in  privatem  Wege  dem  Domdechant 
Jaumann  —  der  selbst  gleichfalls  verzichtet  hatte  —  zu  er- 
kennen gegeben  und  ohne  dass  dem  Capitel  officielle  Mitthei- 
lung davon  gemacht  wäre. 

Am  8.  Januar  1846  wurde  einer  von  den  4  durch  die  Re- 
gierung besonders  hervorgehobenen,  der  Domherr  Ströbele 
gewählt.  Der  zum  landesherrlichen  Wahlcommissar  ernannte 
Director  des  katholischen  Kirchenraths  von  Linden  wohnte 
dem  Wahlacte  selbst  nicht  bei. 

Das  Capitel  erstattete  sofort  Bericht  nach  Rom  und  b*t 
mit  Bezugnahme  auf  Bulle  und  Breve  um  Bestätigung  seiner 
Wahl.  Es  adoptirte  dabei  eine  Interpretation  des  Breve, 
welche  heut  zu  Tage  ihm  eine  missfällige  Rüge  Seitens  der 
Curie  unzweifelhaft  eingebracht  haben  würde,  und  die  m 
ihrer  nackten  Klarheit  und  Folgerichtigkeit  auch  damals  un- 
angenehm berühren  mochte. 

„Huic  mandato,  sagten  sie;  debita  cum  reverentia  ac  obedien- 
tia  ut  satis  fieret,  Capitulum  infra  tempus  praescriptum  Ct- 
talogum  eorum,  quos  et  idoneos  et  utiles  ecclesiae  episco- 
pali  judicavit,  Ser.  Regi  Wilhelmo  obtulit,  ac  ante  electionil 
actum,  quos  ipse  ex  numero  candidatorum  gratos  haberet  sÜb 
intimare  curavit." 

Schon  im  Anfang  Februar  berichtete  der  Königliche  Ge- 
sandte aus  München,  der  Nuntius  habe  ihm  davon  gesproc  en 
dass  er   eine  Nichtbestätigung    der  Wahl  furchte,   er  w  De 


*)  Ausserdem  war  der  Regierung  noch  genehm:  Hirscher. 
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die  Candidatenliste  einsehen ,  die  Zahl  der  Gestrichenen  an- 
gegeben wissen,  damit  „Apostolica  sedes  certior  fieret  de  elec- 
tionis  regularitate". 

Seinem  Begehren  wurde  gewillfahrt;  aber  ohne  dadurch  die 
Bfinke  der  Partei  zu  entwaffenen,  die  beständig  auf  Schleich- 
wegen in  Born  die  deutschen  Regierungen  zu  verlästern 
strebte  und  deren  auf  schamlosem  Ehrgeiz  und  übelwollenden 
Intriguen  beruhende  Insinuationen  dort  immer  das  willigste 
Ohr  fanden. 

Nicht  wenig  musste  das  Domcapitel  sich  verletzt  füh- 
len, als  der  Nuntius  ihm  am  25.  November  1826  die  schmäh- 
liche Beschuldigung  zugehen  Hess,  dasselbe  habe  den  Papst 
durch  Einreichung  eines  falschen  Protokolles  zu  hintergehen 
gesucht. 

Er  habe  eine  Candidatenliste  mit  3  Streichungen  erhalten. 
„Sed    tarnen  interea  temporis   S.  Sedi  indubitanter   innotuit 
per  actum  successivum  alia  V  nomina  fuisse  deleta,  ita  ut 
nnmerus  omnium  deletorum  non  ad  III  verum  ad   VIII  no- 
mina  pervenerit.      Ex    quibus   constat,     quod    pertentatum 
est   relationibus    modo  minus  plenis   modo    omnino   falsis  S. 
\  Sedem  in  errorem  inducere.    Hoc  factum  Capituli  hujus  pro- 
■  fecto  minime  ingenuum  dissimulari  omnino  non  potest,  et  Smus 
•Pater   pro   nunc  per  me  significavit  animum   suum  ex  hoc 
eonstristatum   et  indignatum    esse    vehementer ,    praesertim 
;  ton  qui  veritus  non  es  nomen  tuum  his  fallacibus  scriptis  ap- 
ponere."    Schon  am  14.  desselben  Monates  war  ein  Schreiben 
des  Papstes  an  den  König  eingelaufen,  welches  in  Verdrehung1) 
4er  Thatsachen  das  Mögliche  leistete  und  im  unjuristischen 
Denken  mit  den  übrigen  unter  dem  Pontificat  Pius'  IX.  von 
Born  ausgegangenen  Actenstücken  ebenbürtig  Schritt  hielt 

Der  König  habe  nicht  einmal  Candidaten  von  der  Liste 
gestrichen,  sondern  zweimal;  wozu  er  kein  Recht  habe.  Von 
den  vier  übrig  belassenen  hätten  schon  vorher  so  viele  resignirt, 
i  eine  Wahl  nur  noch  dem  Namen  nach  möglich  gewesen 
e. 


Beilage  LXVI. 

19* 
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So  seien  die  Vorschriften  der  Bulle  durch  das  unehr- 
liche und  gesetzlose  Benehmen  des  Capitels  im  Uebermass- 
verletzt;  wozu  noch  komme,  dass  der  gewählte  Domherr  Strö- 
bele auch  in  Beziehung  auf  seine  Rechtgläubigkeit  vor  dem 
päpstlichen  Stuhle  nicht  bestehen  könne. 

Das  Capitel  habe  sein  Wahlrecht  verwirkt,  und  da  der 
Papst  nur  im  Falle  das  Capitel  nicht  canonisch  gewählt  habe 
oder  der  Gewählte  die  canonischen  Eigenschaften  entbehre,, 
auf  sein  Devolutionsrecht  verzichtet  habe,  so  greife  dieses  jetzt 
Platz.  Er  schlage  hiermit  dem  Könige  drei  Männer  vor, 
aus  welchen  er,  der  Papst,  den  Bischof  auswählen  wolle. 

Die  besondere  Fähigkeit  der  drei  Genannten,  den  vollen 
Gehorsam  gegen  den  König  zu  predigen,  war  der  Balsam,. 
den  das  päpstliche  Schreiben  auf  die  Wunde  legte,  welche 
dem  Ansehen  der  Krone  und  des  Capitels  gleichmässig  ge- 
schlagen wurde. 

Am  Besten  kam  in  der  päpstlichen  juristischen  Deduc- 
tion  das  Breve  Re  sacra  fort,  da  es  nicht  zum  Gegen- 
stande der  Betrachtung  gemacht,  sondern  einfach  mit  Still* 
schweigen  übergangen  wurde. 

Das  Capitel  vermochte  mit  leichter  Mühe,  die  Lüge,  we- 
gen deren  es  ungehört  verurtheilt  war,  von  sich  abzuweh- 
ren. Es  übersandte  das  Schreiben  des  Königlichen  Wahlcom- 
missars, welches  in  der  That  nur  3  Namen  strich,  „ex  hoc  in- 
strumenta evidenter  patet  nunquam  in  intentione  Ser.  Principe* 
fuisse  alterius  (!)  personas  es  iis  IX  delere  aut  ab  electione 
excludere,  quas  primus  rotulus  consignatas  et  non  deletas  ha* 
bebat,  sed  in  libero  arbitrio  capitularium  positum  erat  et  afia» 
personas  in  rotulo  consignatas  et  non  deletas  eligere,  et  di&- 
cretioni  eorum  relictum  fuit,  sese  in  electione  ad  IV  praeci- 
pue  principi  gratas  restringere,  cum  etiam  pro  hoc  casu  nu- 
merus sufficiens  ad  actum  electionis  juxta  Bullam  apostolicam 
Ad  Dom.  manebat" x).  Gleichzeitig  erwiderte  auch  der  König 
das  Schreiben  des  Papstes.2)    Er  wies  in  entschiedener 


')  Vom  1.  December  1816. 
*)  Beilage  LXVII. 
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«he  die  gegen  das  Capitel  geschleuderten  Vorwürfe  zurück 
und  legte  eine  ausführliche  Denkschrift  *)  bei,  welche  einmal 
das  Factum  der  geschehenen  Bischofswahl  vorden Verdächtigun- 
gen der  Denuncianten  sicher  stellte,  andererseits  das  Recht 
der  Bischofswahlen  erörterte. 

Nach  dem  Breve  Re  sacra,  dessen  Erlassung  von 
den  zur  oberrheinischen  Kirchenprovinz  vereinigten  Regie- 
rungen ausdrücklich  zur  Bedingung  der  Annahme  der  vier 
ersten  Artikel  der  Bulle  gemacht,  und  das  dem  römischen 
Referenten  wohl  nicht  gegenwärtig  gewesen  sei,  habe  die  Regie- 
rung die  Befugniss,  dem  Capitel  die  personae  gratae  aus- 
drücklich mitzutheilen. 

Der  Papst  habe  zwar  das  Recht,  den  Gewählten  zu  ver- 
werfen, aber  um  die  Beschuldigungen,  welche  solche  Ver- 
werfung erfordert,  zu  erhärten,  sei  in  der  Circumscriptions- 
bulle  ein  bestimmter,  vom  Papste  diesmal  nicht  eingehaltener 
Modus  vorgeschrieben. 

Auf  keinen  Fall  endlich  könne  von  einem  Devolutions- 
recht die  Rede  sein,  da  der  Papst  in  der  Bulle  zu  Gunsten 
des  Capitels  darauf  verzichtet  habe. 

Während  in  der  Zwischenzeit  von  dem  Nuntius  in  München 
und  dem  doi  tigen  württembergischen  Gesandten  eine  ziemlich 
fruchtlose  Discussion  über  den  Art.  3  der  Bulle  Ad  Dominici 
und  das  dort  normirte  Devolutionsrecht  geführt  wurde,  lief  am 
20.  März  1847  ein  neuer  Brief  des  Papstes  ein,  welcher  die  Ent- 
schuldigung des  Capitels  ganz  ignorirend  aus  besonderer  Gnade 
dem  Capitel  das  innerhalb  dreier  Monate  auszuübende  Wahl- 
recht gestattete,  aber  mit  Beschränkung  auf  die  drei  in  dem 
früheren  Schreiben  an  den  König  namhaft  gemachten  Perso- 
nen. Da  jedoch  die  officielle  Anweisung,  welche  der  Cardinal 
Gizzi  unter  demselben  Datum  an  das  Capitel  erliess8),  die 
letztere  Beschränkung  nicht  hatte,  so  legte  das  Capitel  am 
10.  April,  nachdem  Ströbele  resignirt  und  der  König  die  Ge- 
nehmigung zur  Neuwahl  ertheilt  hatte,  eine  Liste  von  12  Can- 
didaten   vor,    von  denen   6    officiell   in   der  Liste   die  Ver- 

*)  Beilage  LYVIII. 
M       *)  Beilage  LXIX. 
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Sicherung  der  Ablehnung  einer  etwa  auf  sie  fallenden  Wahl 
gaben. 

Die  Regierung  strich  2  und  eröffnete  jedem  Capitular 
schriftlich;  dass  Lipp,  den  auch  der  Papst  gewollt  hatte,  ihr 
vorzüglich  genehm  sei. 

Er  wurde  dann  am  14.  Juni  einstimmig  gewählt  und  in 
Rom  anstandslos  bestätigt,  nachdem  das  Capitel  auch  in  die- 
sem Wahlprotokoll  wieder  speciell  auf  das  Breve  Re  sacr& 
Bezug  genommen  hatte. 


3.  Churhessen1). 

In  der  Diöcese  Fulda  sind  bis  jetzt  zwei  Wahlen  vor- 
genommen worden. 

Am  30.  Juli  1830  starb  Bischof  Rieger;  die  von  dem 
Capitel  darauf  unter  dem  16.  August  eingereichte  Liste  ent- 
hielt 4  Namen,  welche  sämmtlich  genehmigt  wurden  —  der 
eine  mit  der  Bemerkung,  er  scheine  den  Vorzug  zu  verdie- 
nen. Dass  von  dem  Verwerfungsrechte  kein  Gebrauch  gemacht 
werde,  wurde  dem  Capitel  speciell  vorgehalten,  „jedoch  oha« 
Consequenz  für  künftige  Fälle". 

Am  15  November  wurde  dann  in  Gegenwart  des  lande*- 
herrlichen  Commissarius  Pfaff  gewählt,  der  freilich  weder 
eine  theologische  Würde  besass,  noch  eine  akademische 
Lehrthätigkeit  ausgeübt  hatte. 

Nach  Genehmigung  des  Commissars  wurde  die  Wahl 
verkündet  und  auch  in  Rom  bestätigt,  obgleich  der  Bolle 
zuwider  auch  3  staatlich  ernannte  Ehrendomherren  mitge- 
wählt hatten,  denen  freilich  von  dem  früheren  Bischöfe  durch 
Decrete  ihr  Wahlrecht  gesichert  war. 

Ebenso  wurde,  nachdem  Bischof  Pfaff  am  3.  Januar 
1848  gestorben  war,  verfahren.  Die  Wahl  vom  26.  Januar 
ergab  3  Candidaten;  alle  wurden  genehmigt,  und  am  29. 
März  der  Stadtdechant  Kött  zu  Cassel  gewählt. 


')  Die  Darstellung  beruht  auf  den  Acten  des  churiurstlichen  Cultos- 
ministeriums  in  Cassel. 
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Die  Wahl  wurde  wiederum  in  Rom  confirmirt,  jedoch 
richtete  der  Nuntius  in  München  unter  dem  2.  September 
eine  Note  an  den  dortigen  hessischen  Gesandten,  worin  er 
sich  über  die  abermalige  Beiwohnung  des  landesherrlichen 
Commissars  bei  demWahlacte  beschwerte:  „Sa  Saintetä  le  Pape 
Pie  IX.,  schrieb  er,  en  prenant  connaissance  des  acteB  rela- 
tifs  k  Telection  du  nouvel  EvSque  de  Fulde,  a  remarqu^  avec 

peine  qu'un  Commissaire  ^lectoral a  assistö  k  la  s&race 

du  29.  Mars  du  chapitre  de  Fulde  dans  laquelle  on  a  fait 
cette  ölection.  Vous  savez  bien  ....  que  l'assistance  d'un  Com- 
missaire äectoral  k  l'acte  de  l'&ection  d'uri  EvSque  est  tout-k- 
fait  contralle  aux  lois  canoniques  et  aux  droits  de  l'äglise  ca- 
tholique.  Nonobstant  cette  irrögularit^,  leS.  Pfere  ne  voulant 
pas  que  le  Siege  öpiscopal  de  Fulde  restät  plus  longtems  va- 
cant,  a  donn^  sa  sanction  k  l'älection  susdite;  mais  il  a  vu 
qu'il  ne  pouvait  se  dispenser  de  reclamer  prfes  de  S.  A.  IL 
TElecteur  de  Hesse  et  de  son  Gouvernement  contre  cette  ille- 
gale assistance  du  Commissaire  ölectoral.  D'un  Souverain  et 
d'un  Gouvernement  si  sages  .  .  .  .  le  S.  Pfere  espfcre  recevoir 
Tassurance  que  cet  inconv^nient  ne  se  renouvellera  pas  lorsque 
le  cas  airivera  d'une  semblable  dection,  d'autant  plus  que 
cette  assistance  ne  serait  pas  en  harmonie  avec  les  libert& 
accordöes  par  le  Gouvernement  ^lectoral  ä  toutes  les  confessions 
et  avec  l'opinion  presque  g&iörale  en  toute  l'AUemagne  pour 
l'indöpendance  de  FEglise."  Die  hessische  Regierung  hielt  in 
Folge  dessen  Umfrage  bei  den  übrigen  zur  oberrheinischen 
Kirchenprovinz  gehörigen  Regierungen,  wie  sie  es  mit  der 
Abordnung  der  Commissarien  hielten,  und  zog  es  schliesslich 
vor,   die  Note  des  Nuntius  ganz  unbeantwortet  zu  lassen. 


4.  Hessen  -  Darmstadt1). 

Die  ersten  beiden  Vacanzen   des   Mainzer  bischöflichen 
Stuhles   wurden   den  Vorschriften   der  Bulle  und  des  Breve 

*)  Die  Darstellung  beruht  auf  gedruckten  Quellen. 
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gemäss  einfach  beseitigt  Als  Bischof  Barg  L  J.  1833  gestor- 
ben war,  strich  die  Regierung  keinen  der  ihr  vom  Capttel 
präsentirten  fünf  Candid&ten,  liess  jedoch  durch  den  landes- 
herrlichen Commissar,  der  dem  Wahlacte  selbst  bei  wohnte, 
erklären,  dass  sie  dem  Hamann  den  Vorzog  gebe.  Dieser 
wurde  dann  auch  gewählt  and  bestätigt  Ebenso  wurde 
aus  den  fünf  L  J.  1834  präsentirten,  von  der  Regierung 
sämmtlich  genehmigten  Candidaten  wieder  in  Gegenwart  des 
landesherrlichen  Commissars  Eayser  zum  Bischof  gewählt1). 

Ganz  widerrechtlich  aber  war  das  Verfahren,  durch  wel- 
ches i.  J.  1848  der  Berliner  Propst  von  Ketteier  der  Diöcese 
Mainz  zum  Bischof  aufgezwungen  wurde.  * 

Der  Luftzug  der  kirchlichen  Freiheit  zeigte  sich  schon 
in  dem  Verlangen  des  Capitels,  dass  der  Wahlcommissar  dem 
Wahlacte  nicht  beiwohnen  dürfte,  womit  dasselbe  aber  nicht 
durchdringen  konnte.  Von  den  neun  vorgeschlagenen  Can- 
didaten strich  die  Regierung  keinen,  und  so  wurde  vollstän- 
dig ordnungsmässig  am  22.  Februar  1849  Prof.  Schmid  aus 
Giessen  zum  Bischof  gewählt,  welcher  unter  dem  1.  März  die 
Wahl  annahm2).  Gleich  darauf  begann  aber  gegen  Schmid 
eine  heftige  Agitation  der  ultramontanen  Partei,  welche,  wenn 
es  ihr  passt,  auch  die  sonst  so  hoch  gehaltene  Unterordnung  der 
Laien  unter  die  Hierarchie  bei  Seite  zu  setzen  versteht,  und 
zu  den  sonst  für  so  verwerflich  verschrienen  Mitteln  der  Volks- 
aufwiegelung  gern  ihre  Zuflucht  nimmt.  Denn  was  sollte  es 
anders  bedeuten,  wenn  das  Mainzer  Journal  —  das  Organ 
der  ultramontanen  Partei  —  erklärte8),  das  Volk  habe  zwar 
keinen  Bischof  zu  wählen,  aber  seine  Wünsche  und  Bedürf- 
nisse müssten  berücksichtigt  werden.  Wahlfreiheit  habe  nur 
so  einen   Sinn,  sonst  sei  es  besser,  wenn  der  Präsident  der 


')  Vgl.  Sybel  a.  a.  O.  58  ff. 

*)  Der  Domherr  Lennig,  auf  dessen  Vorschlag  Schmid  auf  die  Litte 
gesetzt  war,  protestirte  gegen  die  Wahl;  S  chmid,  Mittheil.  ansd.  neuesten 
Gesch.  d.  Diöcese  Mainz  (Giessen  1868)  7. 

')  Der  Artikel  ist  abgedruckt  bei  Schmid,  Ueber  die  jüngste  Main- 
zer Bischofswahl  (Giessen  1850)  7  f. 
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französischen  Republik  einen  Bischof  nach  Mainz  setze! 
Selbst  an  den  Localpatriotismus  wurde  appelürt  und  der 
Giessener  Professor  den  Mainzern  als  ein  „Fremder*'  hingestellt. 
„O  hättet  Ihr  das  Volk  —  so  perorirte  der  Artikel  —  hättet 
Ihr  alle  diese  Mainzer  Bürger  und  Bürgersfrauen  gefragt 
...  sie  würden  Euch  mehr  als  einen  Würdigen,  sie  wür- 
den Euch  den  Würdigsten,  den  Mann  ihres  Vertrauens,  ge- 
nannt haben"  .  .  . *)  Am  Schluss  wurde  dann  erklärt,  dass 
gegen  die  Wahl  ein  Protest  der  katholischen  Bürgerschaft 
von  Mainz  an  den  Papst  und  an  den  Grossherzog  ergehen 
würde. 

Diese  Insinuationen  fanden  aber  in  Rom  einen  ganz 
empfänglichen  Boden,  und  es  wurde  der  Bischof  von  Lim- 
burg durch  den  Papst  veranlasst,  Schmid  zur  Resignation  zu 
bewegen  „ut  rei  catholicae  eodemque  tempore  nomini  consula- 
tur  illius,  qui  in  causa  est2)",  welche  zarte  Rücksicht  für  den 
Ruf  des  Betreffenden  durchaus  nicht  verhinderte,  dass  die 
schmählichsten  Verleumdungen  über  denselben  überall  ver- 
breitet wurden8). 

Als  Schmid  auf  seinem  Rechte  beharrte,  lief  ein  neues 
Schreiben  des  Erzbischofs  von  Freiburg4)  wieder  im  päpst- 
lichen Auftrage  ein,  welches  den  Wunsch  des  Papstes  sehr  schön 
als  einen  „Wink  der  Fürsehung"  charakterisirte  und  Folgsam- 
keit empfahl.  Aber  auch  das  war  vergebens.  So  wurde 
denn  der  päpstliche  Stuhl  genöthigt,  aus  dem  bisherigen 
Hinterhalte  hervorzutreten,  und  selbst  offen  Farbe  zu  bekennen. 

Am  7.  December  1 8495)  erliess  der  Papst  an  das  Capitel 


*)  Das  war  Leimig,  dessen  Wahl  man  von  Rom  aus  wünschte.  Ob- 
gleich  nun  am  22.  November  1849  die  vier  Wähler  Schmid's  dem  Papste 
die  Unmöglichkeit  der  Wahl  jenes  auseinandersetzten,  rieth  ihnen  das  Breve 
vom  7.  December  doch  diesen  zu  wählen. 

*)  Schmid,  Ueber  die  jüngste  etc.  a.  a.  O.  14  f.  Vorher  hatte  schon 
Friedrich  Schlosser  deswegen  mit  Schmid  correspondiren  müssen,  ebendas.  9. 
*)  Leopt  Schmid's  Leben  (Leipzig  1871)  7. 
4)  Schmid,  Ueber  die  jüngste  etc.  21. 
*)  Beilage  LXX. 
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ein  Breve,  dass  er  die  getroffene  Wahl  nicht  billige,  weil 
nach  glaubwürdigen  Zeugnissen  erfahren  habe,  dass  Schmiß 
die  zu  einem  Bischof  nöthigen  Gaben  nicht  besitze. 

Es  war  dieser  päpstliche  Schritt  nicht  blos  eine  Vei 
letzung  des  canonischen  Rechtes,  sondern  auch  der  mit  d< 
Regierung  geschlossenen  Verträge.  Denn  nach  Beiden  wi 
die  Curie  verpflichtet,  falls  die  Wahl  ohne  Formfehler 
sich  gegangen  sei  —  und  das  war  hier  der  Fall  —  nach  der 
struction  Urban's  VIII.  über  die  Eigenschaften  des  Gewäl 
ten  den  Informativprocess  vornehmen  zu  lassen. 

Aber  was  kümmerte  Pius  IX.  das  canonische  Recht,  cmi 
hatte  er  nicht  bei  jedem  möglichen  und  unmöglichen  Fall 
Rechte  der  Regierungen  schnöde  verletzt?    Dass  die 
städtische  unter  den  frischen  Eindrücken  des  Jahres   1) 
keine  Opposition  machen  werde,  verstand  sich  umsomehr  v< 
selbst,  als  die  ultramontane  Richtung  dort  an  einflussreicl 
Stelle   wirksamste   Vertretung  fand.     Das  Capitel  aber 
naiv  genug  zu  meinen,  dass  eine  Berufung   auf  das  unzi 
feihafte  canonische  Recht  in  Rom  nützen  könnte.     Die  Mi 
jorität  wandte    sich  noch   einmal  (1.  Februar  1850)  an  d< 
Papst  und  bat  um  Bestätigung  der  Wahl;   sie  betonte, 
eine  gültige  Wahl  jetzt  nur  noch  vorgenommen  werden  könnt 
entweder  nach  Vollziehung  des  Informativprocesses,  oder 
Resignation  Seitens  des  Gewählten.     Aber  die  Capitelsmsjoriij 
tat  fand  in  Rom  taube  Ohren.      Man  hielt  es  dort  nicht  em< 
mal  für  nöthig,  der  Regierung  und  dem  Capitel  gegenüi 
auch  nur  die  Form  zu  wahren  und  die  Anordnung  des 
formativprocesses  zu  befehlen,  der  doch  durch  die  immer 
fahrigen   Organe   der   römischen   Curie   schon   das   dort 
wünschte  Resultat  ergeben  haben  würde. 

Man  antwortete  dem  Capitel  erst,  als  es  sich  —  und  di< 
mal    ohne  jeden  Widerstand  der  ultramontanen  Partei  xa& 
Presse   sogar   in   Gegenwart    von   zwei   Regierungscoi 
sarien1)  —  zu  dem  Wunsche  geeinigt  hatte,  dem  Papste 


*)  Schmid,  MittheiL  a.  a.  O.  13.    Das  Capitel  hatte  dem  Mini*  m 
mitgetheilt,  es  habe  diesen  Beschluss  einmüthig  gefasst.     Das  war  nr   thfj 
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Candidaten  zu  präsentiren,  aus  welchen  der  Papst  einen  er- 
nennen solle1).  Unter  diesen  war  der  Herr  von  Ketteier,  der 
schon  von  vornherein  als  Candidat  der  Curie  genannt  gewe- 
sen war,  und  ihn  ernannte  denn  auch  der  Papst  am  15.  März 
1850*).  Die  Regierung  aber  liess  Alles  geschehen.  Obgleich 
die  öffentliche  Meinung  scharf  genug  darauf  drang ,  dass  die 
von  der  Curie  versuchte  Rechtsverletzung  staatlicher  Seit» 
nicht  geduldet  werden  möchte,  erklärte  jene  doch  am  18. 
Februar  1850  ihre  Zustimmung  zu  den  Plänen  des  Capitels, 
dessen  Verfahren  freilich  von  den  Vereinbarungen  abweiche 
und  ohne  alle  Consequenzen  für  die  Zukunft  sein  müsse. 
Eine  nutzlose  Verwahrung  Seitens  einer  Regierung,  welche 
so  eben  noch  gezeigt  hatte,  was  man  ihr  bieten  dürfe. 


5.  Nassau8). 


Bischof  Brand  von  Limburg  starb  am  26.  October  1833. 

Die  Regierung  beschloss  darauf,  auch  der  Aufstellung 
der  Candidatenliste  einen  landesherrlichen  Commissarius  bei- 
wohnen zu  lassen,  und  dieser  eröffnete  dem  Capitel,  dasa 
die  Regierung,  falls  ihr  eine  Liste  unterbreitet  werde,  von 
dem  Rechte  der  Streichung  Gebrauch  machen  wolle;  er  sei 


da  Domherr  Fell  dagegen  protestirte  a.  a.  O.  14;  es  theilte  der  Diöcesan- 
geistlichkeit  unter  dem  28.  Februar  1850  mit,  Schmid  habe  zu  jener  Ver- 
einbarung seine  Zustimmung  gegeben,  was  gleichfalls  unwahr  war,  a.  a.  O. 
14;  Leop.  Schmid's  Leben  74  f.. 

])  Das  Capitel  hatte  am  4.  Februar  trotz  des  Drängens  der  Wahlcom- 
missare sich  zu  keinem  Entschluss  einigen  können;  in  zweiter  Sitzung  an  dem- 
selben Tage  beschloss  die  Majorität,  dem  Papste  Ketteier,  Förster  und 
Oehler  vorzuschlagen,  wenn  der  Papst  auf  die  letzte  Eingabe  zu  Gunsten 
von  Schmid  nicht  nachgebe  und  die  Regierung  zustimme.  Die  Regie- 
rung that  letzteres  am  10.  Februar ,  und  ohne  die  päpstliche  Antwort  ab- 
zuwarten, wurde  nun  die  Wahl  am  24.  Februar  wieder  in  Gegenwart  von 
zwei  Regierungscommi8saren  vorgenommen. 

a)  Beilage  LXXI. 

a)  Die  Darstellung  beruht  auf  den  Acten  des  herzoglichen  Staats- 
ministeriums  zu  Wiesbaden. 
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aber  auch  bereit;  die  Candidaten  des  Herzogs  namhaft  zu 
machen. 

Das  Domcapitel  entschied  sich  darauf  nicht  ausdrück- 
lich, und  so  nannte  der  Commissar  zwei  Domherren,  auf 
welche  nach  Wunsch  des  Herzogs  die  Wahl  beschränkt 
werden  solle;  unter  diesen  beiden  wurde  am  8.  Januar  1834 
Bausch  gewählt,  vom  Commissarius  bestätigt  und  als  Bischof 
proclamirt 

Bemerkenswerth  ist,  dass  der  vom  Capitel  nach  Rom 
erstattete  Bericht  der  Genehmigung  der  Wahl  durch  den 
landesherrlichen  Commissarius  keine  Erwähnung  that,  und 
dass  die  Regierung  deshalb  zweifelhaft  war,  ob  sie  ihn  nach 
Rom  abgehen  lassen  sollte.  Sie  entschloss  sich  schliesslich 
dazu,  doch  mit  der  ausdrücklichen  Verwahrung  dem  Capitel 
gegenüber,  dass  aus  dieser  Auslassung  für  die  Zukunft  kein 
Präjudiz  erwachsen  dürfe. 

Bischof  Bausch  unterschrieb  wie  auch  sein  Nachfolger 
einen  Revers  an  Eidesstatt1). 

Nach  dem  am  9.  April  1840  erfolgten  Tode  von  Bausch  wurde 
Seitens  des  Capitels  eine  Liste  mit  9  Candidaten  eingereicht 

Unter  dem  8.  Juli  eröffnete  der  landesherrliche  Wahl- 
commissar  dem  Capitel  dass  zwei  Personen  als  minus  gratae 
beanstandet  seien,  und  noch  weitere  fünf  dem  Herzoge  ihren 
Wunsch  erklärt  hätten,  nicht  den  bischöflichen  Stuhl  zu  be- 
steigen. „Nach  allen  diesen  Erwägungen  hätten  S.  Drl.  daher 
den  Regierungspräsident  Müller  beauftragt,  dem  .  .  Dom- 
capitel als  Entschliessung  auf  die  vorgelegte  Candidatenliste 
zu  eröffnen,  dass  es  bei  der  auf  morgen  bestimmten  Wahl 
aus  den  beiden  von  demselben  als  würdig  und  fähig  desig- 
nirten  Herren  Decan  und  Pfarrer  Mohr  und  Professor 
und  Pfarrer  Blum,  denjenigen  wählen  möge,  den  es  für  den 
würdigsten  zur  Stelle  eines  Bischofs  halte." 


')  Das  Regierangsblatt  kündigte  seine  Bestallung  an:  „Se.  Don 
der  Herzog  haben  zum  Bischof  von  Limburg  den  bisherigen  Domherrn  » 
Dompfarrer  Bausch  zu  ernennen  geruht,  welcher  die  päpstliche  Confirmat 
erhalten  hat."    Brück  a.  a.  O.  161. 
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Das  Capitel  Hess  sich  aber  an  dieser  Erklärung  noch 
nicht  genügen,  sondern  lad  die  beiden  Candidaten  vor  sich 
und  befragte  sie  ob  sie  die  bischöfliche  Würde ;  falls  die 
Wahl  auf  sie  fiele,  annehmen  würden.  Als  der  eine  verneinte, 
wählten  sie  den  anderen,  Pfarrer  Mohr.  — 

In  Rom  wurde  die  Curie  von  vielen  Seiten  sofort  und 
genau  über  den  Vorgang  bei  der  Wahl  unterrichtet,  und 
man  nahm  dort  keinen  Anstand  herben  Tadel  auszusprechen, 
der  allerdings  mehr  das  Capitel  als  die  Regierung  treffen 
musste. 

Denn  einmal  hätte  dieses  auf  definitive  Erklärung  dringen 
können,  ob  die  5  Candidaten,  von  welchen  der  landesherr- 
liche Commissarius  behauptete,  dass  sie  nicht  annehmen 
wollten,  Seitens  der  Regierung  auch  als  minus  gratae  be- 
zeichnet —  was  sich  mit  den  Lobeserhebungen,  welche  der 
Commissar  ihnen  spendete,  kaum  hätte  vereinigen  lassen  — 
und  von  der  Liste  gestrichen  seien;  und  andererseits  war  es 
nicht  zu  rechtfertigen,  die  beiden  auf  der  Liste  nicht  bean- 
standeten Candidaten  vorher  zu  fragen,  ob  sie  annehmen 
wollten. 

Dagegen  musste  allerdings  ins  Gewicht  fallen,  dass  nach 
Ansicht  des  Capitels  und  nach  richtiger  Interpretation  der 
Bulle  eine  Wahl  aus  zwei  von  der  Regierung  auf  der  Liste 
gelassenen  Personen  juristisch  ausreichend  war,  wie  ja  auch 
die  Wahl  des  Bischof  Bausch  in  derselben  Weise  erfolgt 
war.  Dann  aber  hatte  das  Capitel  nach  der  Erklärung 
des  einen  der  Candidaten,  dass  er  nicht  gewählt  sein 
wolle,  sich  noch  keineswegs  eine  rechtliche  Schranke  aufer- 
legt, um  auch  diesen  nicht  wählen  zu  dürfen,  und  selbst 
wenn  auch  das  der  Fall  gewesen  wäre,  hätte  die  durch  das 
Capitel  selbst  bewirkte  Beschränkung  der  Candidatenzahl 
auf  Einen  noch  nicht  einmal  dem  Begriffe  der  canonischen 
electio  widersprochen. 

Wenn  man  in  Rom  misstrauisch  war,  so  geschah  es 
weil,  wie  schon  oben  hervorgehoben,  schon  damals  die  ge- 
hässigste Parteiagitation  in  der  oberrheinischen  Kirchenpro- 
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vinz  arbeitete;  und  ständige  Denunciationen ,  aus  klein- 
lichen meist  persönlichen  Motiven  hervorgewachsen,  in  Rom 
mit  sicherer  Regelmässigkeit  abgelagert  wurden.  Aber  dieser 
Widerstand  der  Curie  wäre  gewiss  leicht  zu  besiegen  ge- 
wesen, zumal  die  kirchlich  unverdächtigen  und  in  Rom  wohl 
angesehenen  historisch-politischen  Blätter  eine  Abhandlung 
brachten,  welche  die  Bestätigung  Mohr's  befürwortete  und 
die  gegen  denselben  ins  Werk  gesetzte  Agitation  auf  person- 
liche Intriguen  nicht  undeutlich  zurückführte1). 

Aber  leider  verlief  geraume  Zeit,  ehe  der  Wahlbericht 
des  Capitels  nach  Rom  gelangte,  und  diese  Frist  wurde  von 
den  Gegnern  des  Pfarrers  Mohr  auf  das  Eifrigste  aus- 
gebeutet. 

So  musste  der  badische  Geschäftsträger  am  römischen 
Hofe,  dem  die  Förderung  der  Angelegenheit  an  das  Hers 
gelegt  war,  unter  dem  i.  October  1840  an  seine  Regierung 
berichten,  wie  sehr  Mons.  Cappacini  bedauere,  dass  die  Lim- 
burger Wahlurkunde  noch  nicht  eingelaufen  sei,  „so  dass  die 
Bestätigung  die  man  hier  gewährt  haben  würde,  wenn  sie 
schnell  nachgesucht  worden  wäre",  jetzt  eine  Unmöglich- 
keit  sei. 

Da  die  nassauische  Regierung  auch  die  Vermittelang 
Oesterreichs  in  Anspruch  genommen  hatte,  so  wurde  das  an 
das  Capitel  zu  erlassende  Antwortschreiben  von  der  Curie 
auch  dem  österreichischen  Gesandten  in  Rom  vorgelegt  und 
zur  Kenntniss  der  nassauischen  Regierung  gebracht. 

Es  leistete  an  abenteuerlicher  Interpretation  und  Kunst 
der  Silbenstecherei  das  Mögliche.  Wurde  doch  ausgesprochen, 
dass  aus  den  Worten  der  Bulle :  si  forte  aliquis  ex  candidatis 
minus  gratus  extiterit  capitulum  eum  delebit,  für  die  Regie- 
rung die  Befugniss  folge  nur  einen  Candidaten  von  der 
Liste  streichen  zu  dürfen. 

Leider  nahm  die  nassauische  Regierung  wieder  die  V<  - 


0  Histor.-polit.  Blätter,  Bd.  7,  S.  297  ff. 
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mittelung  Metternich's  in  Ansprach,   um  die  Curie   zur  Aen- 
derung  ihrer  Entsehliessung  zu  bewegen,  so  dass  das  Breve, 
welches  ein  leuchtendes  Monument   der   römischen  Intei 
taiionsktmst  gewesen   wäre,   dem  Wortlaute   nach  nicht 
kannt  geworden  ist. 

Metternich,  der  sich  zufällig  in  München  aufhielt, 
wirkte  dasB  der  Nuntius  Viale  Preis,  das  Breve  zurück 
und  ein  befriedigenderes  in  Rom  zu  erwirken  versprach 

Der  Legationsrath  von  Gagern  hatte  dabei  mit 
Nuntius  eine  Conferenz,  worin  dieser  eine  Auffassung 
Bulle  an  den  Tag  legte,  die  von  der  beschränkenden 
beschränkten  der  Curie  himmelweit  verschieden  war. 
erkannte  im  Allgemeinen  an,  so  berichtete  Gagern,  , 
nach  dem  Geiste  der  Verhandlungen  zwischen  dem  hei 
Stuhl  und  den  hohen  Regierungen  eine  unangenehme 
gar  feindselig  gestellte  Person  dem  Landesherrn  gar  : 
aufgedrungen  werden  dürfe,  vielmehr  im  obigen  Falle 
Domcapitel'  die  Liste  unbeachtet  zurück  gegeben  we 
könne".  Dagegen  erklärte  er  sich  entschieden  gegen  Anwi 
heit  landesherrlicher  Commissarien  beim  Wahlacte. 

Das  neue  Schreiben  des  Cardinais  Lambruschini  von 
September  1841 J)  beschuldigte  den  Decan  Mohr  des  aml 
weil  er  auf  die  Frage  ob  er  gewählt  annehmen  wolle 
jahend  geantwortet  habe,  und  zog  aus  der  Gegenwart 
landesherrlichen  Commissars  bei  Aufstellung  der  Wah 
die  Consequenz  von  einem  „abuBUS  laicae  postetatis' 
sprechen.  Doch  war  allerdings  das  Breve  so  dunkel  gel 
dass  dieser  abuaus  sich  auch  auf  die  nur  zwei  auf 
Liste  belassenen  Candidaten  beziehen  konnte,  welcher 
stand  durch  die  hoch  gehenden  Fluthen  des  atrialen 
willens  gleichfalls  berührt  zu  werden  schien.  Die 
Wahl  wurde  annullirt,  eine  binnen  drei  Monaten  v< 
'  nehmende  Neuwahl  gefordert,  und  sonst  mit  dem  Eii 
des  Devolutionsrechtes  gedroht. 

')  Beilage  LXXIL 


304  Buch  II.   Gesch.  d.  Bisch.- Wahlen. 

Die  Regierung  nahm  aber  die  Entrüstungsausbrüche  des 
Cardinais  Lambruschini  und  seine  juristische  Interpretation 
der  Bulle  doch  nicht  stillschweigend  hin,  sondern  eröffnete 
dem  Capitel  einen  scharfen  und  schneidigen  Protest,  und 
bestand  auf  dem  vertragsmässig  festgesetzten  Rechte. 

„Seine  Herzogl.  Durchl.,  so  lautete  die  Verfügung  vom 
18.  December  1841,  haben  obgleich  eine  förmliche  Unter- 
suchung des  der  Wahl  des  Decan  Mohr  zu  NiederwalM 
zum  Bischof  von  Limburg  zum  Vorwurf  gemachten  cano- 
nischen  Fehlers  gefordert  werden  könnte,  davon  abzusehen 
und  für  diesmal  aus  bewegenden  Gründen  eine  neue  Bischofe- 
wahl  zuzulassen  beschlossen. 

Höchstdieselben  halten  übrigens  den  in  der  ober- 
rheinischen  Kirchenprovinz  allein  geltenden  Grundsatz,  da» 
die  bischöflichen  Stühle  nur  durch  die  nach  der  vorge- 
schriebenen Form  vorzunehmende  Wahl  besetzt  werden 
können,  für  unabänderlich  und  werden  daher  nie  gestatten, 
dass  die  bischöfliche  Würde  zu  Limburg  in  irgend  einer 
anderen  Weise  an  Genannten  übertragen  werde.  Höchst- 
dieselben werden  ferner  nie  zugeben,  dass  die  Höchst  Ihnen 
zustehenden  unveräusserlichen  Majestätsrechte  des  Schatzes 
und  der  Oberaufsicht  über  die  Kirche  und  der  nur  unter 
diesem  Vorbehalt  angenommenen  päpstlichen  Bullen  Provid» 
sollersque  und  Ad  Dominici  gregis  custodiam  den  Bestimmungen 
der  Stiftungsurkunde  zuwider  beschränkenden  Auslegungen 
unterworfen  werden  oder  dass  deren  Ausübung  als  eine  Be- 
schränkung der  canonischen  Wahlfreiheit  gedeutet  werda 

Die  Regierung  hat  dieses  dem  bischöflichen  Capitel  zn 
Limburg  mit  der  Aufforderung  zu  eröflBaen,  nunmehr  die  Can- 
didatenliste  für  die  neue  Bischofswahl  alsbald  vorzulegen, 
dabei  aber  die  höchste  Erwartung  Sr.  Herzogl.  Durch!  aus- 
zudrücken, dass  die  Candidatenliste  nicht  nur  eine  hin- 
reichende Anzahl  tauglicher  Individuen  enthalten,  son<3«ro 
auch  unter  denselben  keine  Höchst  Ihnen  minder  angene  ne 
Person  sich  befinden  werde." 


J 
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Von  den  in  Folge  dessen  durch  da«  Capitel  eingege- 
benen 8  Candirlaten,  wurden  dann  2  gestrichen  und  aus  den 
übrigen  6  der  Pfarrer  Blum  gewählt,  d.  h.  der  Candidat, 
den  die  Regierung  schon  das  vorige  Mal  neben  Mohr  auf  der 
Liste  hatte  stehen  lassen. 


II. 
Seit  dem   Jahre  1848. 


1.  Die  Auflehnung  des  Episcopates. 

Per  Streit,  in  welchen  die  preussische  Regierung  im 
Jahre  1837  mit  dem  Erzbischofe  von  Cöln  verwickelt 
wurde1),  nahm  bald  Dimensionen  an,  welche  weit  über  die 
Granzen  des  preussischen  Staates  hinausreichten. 

Es  war  gewisse rmassen  als  ob  die  Kirche  dem  bureau- 
kratischen  Regimente  gegenüber  ihre  Kraft  erproben  und 
den  Augen  der  erstaunten  Welt  die  Ergebnisse  der  Ent- 
wickelung  zeigen  wollte,  welche  die  kirchliche  Macht  seit 
dem  Anfange  des  Jahrhunderts  erfahren  hatte. 

Der  Staat  unterlag,  und  die  über  Misshandlung  und 
Unterdrückung  klagende  Kirche  erhob  in  ganz  Deutschland 
ihr  Haupt  kühner  und  rücksichtsloser  als  je. 

So  war  es  denn  auch  vor  allen  Dingen  die  Kirche, 
welche  aus  den  Ereignissen  des  Jahres  1848  einen  Gewinn 
zu  ziehen  suchte;  und  in  der  Tbat  gelang  es  ihr  in  der 
Frankfurter  Nationalversammlung  Grundsätze  über  das  Ver- 
haltniss  von  Kirche  und  Staat  zur  Anerkennung  zu  bringen, 

■)  Vgl.  Friedberg,  Grunzen  *.  a.  0.  339  ff. 
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wie  sie  bisher  in  Deutschland  noch  niemals  gegolten  hatten 
und  wie  nur  ein  seiner  Ziele  sich  bewusster  kirchlicher  Par- 
teigeist sie  formuliren,  ein  ungesunder,  unpraktischer,  doctri- 
närer  Liberalismus  sie  zulassen  konnte. 

Dennoch  war  die  clericale  Agitation  mit  den  Frank- 
furter Errungenschaften  nicht  zufrieden.  Schon  die  Stellung 
welche  die  Nationalversammlung  bei  der  Gränzregulirung 
zwischen  Staat  und  Kirche  der  Schule  angewiesen  hatte,  ge- 
nügte um  das  Mass  der  erlangten  Zugeständnisse  als  nocl 
nicht  voll  erscheinen  zu  lassen. 

So  trat  denn  der  deutsche  Episcopat  zu  einer  Berathang 
in  Würzburg  zusammen  *),  welche  am  22.  October  1848  begann, 
und  als  deren  Resultat  eine  Denkschrift  unter  dem  14.  November 
veröffentlicht  wurde2).  Dieselbe  erklärte  die  Freiheit  der 
Kirche  nach  den  canonischen  Satzungen,  für  ihr  Programm; 
dagegen:. „Wo  das  Verhältniss  der  freien  Lebensäusserong 
der  Barche  zu  der  öffentlichen  Ordnung  des  Staates  durch 
Concordate  oder  ähnliche  Verträge  mit  dem  heiligen  Stuhl 
normirt  und  die  unverkümmerte  getreue  Erfüllung  dieser 
Vorlage  gesichert  ist,  da  werden  die  Bischöfe  dieselben  hei- 
lig achten." 

Damit  war  eigentlich  die  Nichtverbindlichkeit  aller  Con- 
cordate klar  genug  ausgesprochen,  da  der  Kirche  in  den 
meisten  Staaten  „die  unverkümmerte  getreue  Erfüllung  dieser 
Verträge"  nicht  gesichert,  ja  vielmehr  geradezu  verletzt  er- 
schien, und  sie  diese  ihre  Ansicht  schon  mehrfach  und  offen 
genug  ausgesprochen  hatte. 

Zum  Ueberflusse  folgte  aber  jener  verclausulirten  Aner- 
kennung der  Verträge  noch  der  Passus: 

„Wo  jedoch  im  Einzelnen  und  Besonderen  die  Bestim- 
mungen solcher  Verträge  sich  als  Hemmnisse  des  kirchlichen 
Lebens  und  der  freien  episcopalen  Wirksamkeit  bereits  er- 
wiesen haben ....  oder  wo  eintretende  Aenderungen  in  % 


*)  Die  Protokolle  derselben  im  Arch.  f.  kath.  K.-R.  N.  F.  15,  1    * 
2)  Ginzel,  Arch.  f.  K. -Gesch.  u    K.-R.  (Regensbnrg  1851)  2,  48    • 
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öffentlichen  Ordnung  der  Dinge  Modificationen  oder  Ab- 
rufung der  Verträge  bedingen,  da  werden  die  Bischöfe  nicht 
säumen  die  Weisheit  des  heiligen  Stuhles  und  seine  Vermitt- 
lung zur  Abwendung  alles  Hemmenden  anzugehen." 

Die  Bischöfe  der  einzelnen  Staaten  zogen  sofort  die 
praktischen  Consequenzen  dieser  Grundsätze. 

Sie  überreichten  ihren  Regierungen  die  Würzburger 
Denkschrift,  sie  drangen  darauf,  dass  die  publicirten  Grund- 
rechte auch  in  Wahrheit  ausgeführt  würden. 

Auch  die  Bischöfe  der  oberrheinischen  Kirchenprovinz 
traten,  als  die  bisherigen  Anregungen  ohne  jeden  Erfolg  ge_ 
blieben  waren,  im  Jahr  1851  zu  einer  Conferenz  in  Freiburg 
zusammen  und  überreichten  den  Regierungen  eine  Denk- 
schrift, worin  sie  das  in  Würzburg  aufgestellte  Programm  zu 
speciellen  Forderungen  für  die  oberrheinische  Kirchenpro- 
vinz formulirten1).- 

Auch  das  Recht  der  Bischofswahlen  wurde  dabei  in 
Erwägung  gezogen.  „Was  die  Besetzung  erledigter  Stellen 
im  Domcapitel  betrifft,  so  hiess  es,  so  hat  die  mehrfach  an- 
gezogene Bulle  Ad  dominici  gregis  custodiam  vom  4.  April 
1827  Art.  IV.  den  allerhöchsten  und  höchsten  Regierungen 
die  Vergünstigung  eingeräumt,  aus  dem  alternirend  von  dem 
betreffenden  Bischöfe  oder  Capitel  aufzustellenden  Verzeich- 
nisse von  vier  canonisch  befähigten  Candidaten,  ebenso  wie  bei  der 
in  Art.  I  stipulirten  Art  der  Bischofwahl,  denjenigen  bezeichnen 
zu  lassen,  welcher  etwa  dem  Landesherrn  der  minder  ange- 
nehmere sein  sollte,  wonach  sodann  der  Bischof  beziehungs- 
weise das  Capitel  zur  Ernennung  eines  aus  den  übrigen 
Candidaten  schreiten  und  dem  Ernannten  die  canonische 
Einsetzung  durch  den  Bischof  sollte  ertheilt  werden. 

Nach  dieser  Bestimmung  ist  und  bleibt  die  Aufstellung 
des  Verzeichnisses  der  vier  canonisch  befähigten  Candidaten 
ein  ebenso  freier,  selbständiger  Act  des  Bischofs  oder 
Capitels,   wie  die    Bezeichnung    eines    etwa   minder    Ange- 


*)  Abgedruckt  bei  Ginzel  a.  a.  O.  2,  250  ft*. 
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nehmen  auf  Seiten  des  Landesherrn,  .  und  die  vereinigten 
Bischöfe  haben  es  als  eine  wesentliche  den  Art.  IV  der  be- 
regten Bulle  verletzende  Beeinträchtigung  der  kirchlichen 
Freiheit  zu  betrachten,  wann  und  wo  immer  die  weltliche 
Gewalt  bei  Aufstellung  jenes  Verzeichnisses  intervenirt;  wie 
sie  es  ferner  mit  den  desfallsigen  Bestimmungen  der  ge- 
nannten Bulle  nicht  zu  vereinbaren  im  Stande  sind  und  darum 
für  künftige  Fälle  ehrfurchtsvolle  Einsprache  dagegen  ein- 
legen müssen ,  dass  nach'  gehörig  gemachter  Vorlage  der 
Candidatenliste  und  nach  erfolgter  obenerwähnter  landes- 
herrlicher Erklärung,  die  alsdann  dem  Bischöfe  beziehungs- 
weise dem  Domcapitel  zukommende  Ernennung  annoch  von 
einer  weiteren  nachträglichen  landesherrlichen  Bestätigung 
abhängig  gemacht  oder  einer  solchen  unterworfen  werde.  — 
Ganz  dasselbe  gilt  von  der  Aufstellung  der  Candidatenliste 
zur  Wiederbesetzung  eines  erledigten  Bischofssitzes,  und 
die  vereinigten  Bischöfe  können  nicht  dringend  genug  die 
Bitte  aussprechen,  dass  hier  wie  dort  in  vorkommenden 
Fällen  die  Aufstellung  der  Candidatenliste  so  wie  über- 
haupt das  ganze  kirchliche  Wahlgeschäft,  von 
jeder  Art  weltlicher  Einmischung  frei  erhalten  werde." 

Die  Forderungen  der  Bischöfe  waren  also  wesentlich  gegen 
einzelne  in  den  staatlichen  Gesetzen  gezogenen  Schranken 
für  das  freie  Recht  der  Bischofswahlen  gerichtet,  erkannten 
aber  sonst  das  vertragsmässig  mit  der  Curie  vereinbarte 
Recht  an. 

Nur  dass  sie  den  rechtlichen  Vertragsstandpunkt  in  der 
Weise  ungehörig  verrückten,  dass  sie  von  Concessionen  des 
römischen  Stuhles  sprachen,  und  so  verhüllt  die  sog.  Privi- 
legientheorie der  Concordate  durchscheinen  Hessen,  welche  dann 
in  neuester  Zeit  der  Bischof  von  Mainz,  von  Ketteier,  Mitunter- 
zeichner der  gedachten  Denkschrift,  mit  seltener  juristischer 
Unfähigkeit  zum  Ausgangspunkt  seiner  Betrachtungen  ftr 
das   Recht  der  Bischofswahlen  gemacht  hat. 

Es  war  ferner  auffallend,  dass  die  Bischöfe  bei  Ani  i- 
rung  der  vertragsmäßigen  Bestimmungen  die  Breven  ganz    h 
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und  stillschweigend  übergingen,  während  dagegen  herv< 
hoben  zu  werden  verdient,  dass  sie  das  Recht  des  Fii: 
die  peraonae  minus  gratae  von  der  Liste  zu  streichen 
einen  freien  selbständigen  Act"  bezeichneten.  Damit 
klärten  sie  sich  also  gegen  die  Theorie,  welche  die  Curie  e 
über  das  Veto  der  Fürsten  in  jenen  an  die  preiissischer. 
pitel  gerichteten  Breven  ausgesprochen  hatte,  und  wo 
dieser  „freie  selbständige  Act  der  Regierungen"  zu  e 
nach  canonischem  Gesichtspunkte  auszuübenden,  von 
Papste  zu  controlirenden ,  zu  beurtheil enden ,  und  nach 
fordern  vor  ihm  zu  rechtfertigenden  herabgewürdigt  wt 
sollte. 

Auf  die  Denkschrift  der  Bischöfe  hin  traten  dam 
7.  Februar  1852  Abgeordnete  der  zur  oberrheinischen 
chenprovinz  gehörigen  Staaten  in  Carlsruhe  zu  einer  Conft 
zusammen.  Man  hatte  die  Absicht,  sich  gegenseitig  zu  infi 
ren  und  einen  Meinungsaustausch  zu  veranlassen.  I 
herrschte  unter  allen  Regierungen  Einigkeit  vor,  dass  nicf 
inzwischen  auch  beseitigten  deutschen  Grundrechte,  son 
vielmehr  die  bisherige  Gesetzgebung  den  Ausgangspunk 
Berathungen  bilden  müsse'),  lieber  Bis chofB wählen  w 
am   17.  Febrnar  gehandelt. 

Zuerst  nahm  der  württembergische  Be vollmäch 
Oberkirchenrath  v.  Schmid,  das  Wort  und  erklärte,  daa 
Beschwerde  der  Bischöfe  auf  die  Bestimmungen  des  Fi 
tionsinstrumentes  gehe,  aber  doch  in  keiner  Weise  gei 
fertigt  werden  könne,  weil  sie  die  Interpretativbreven  bei 
Deduction  ganz  ausser  Ansatz  gelassen  habe.  Danacl 
aber  vertragsmässig  stipulirt,  dass  das  Capitel  sich  vorgi 
nach  der  Annehmbarkeit  seiner  Candidaten  zu  erkun< 
habe,  und  wenn  das  an  die  Bischöfe  erlassene  Breve 
von  der  ersten  Besetzung  spreche,  so  hätten  die  Regi< 
gen  allerdings  ein  neues  Breve  verlangt,  sich  aber  dam 
i  uhigt,  als  der  Cardinalstaatssecretär  Sommaglia  unter 

')  Auch  Preossen  w«  mit  einer  Einladung  bedacht  worden, 
i   1er  schliesslich  abgelehnt. 
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27.  November  1827  erklärt  habe,  dass  die  Bestimmungen  der 
Bulle  vollkommen  klar  seien  und  ja  in  dem  Breve  an  die 
Bischöfe  die  gleiche  Aufforderung  wie  die  an  die  Capitel  er- 
gangene erneuert  worden  sei. 

Der  badische  Bevollmächtigte,  Staatsrath  von  Stengel, 
erklärte  sich  mit  dieser  Auffassung  vollständig  einverstanden; 
er  legte  zur  Erläuterung  der  Interpretativbreven  die  von 
Burg  verfasste  oben  angeführte  Denkschrift  vor1). 

Dagegen  einigte  sich  die  Conferenz  dahin,  dass  auf  die 
landesherrliche  Bestätigung  der  Bischöfe  vor  der  Consecration 
kein  Gewicht  zu  legen  sei,  ebensowenig  wie  die  vom  Bischof 
von  Fulda  beklagte  Seitens  der  churhessischen  Regierung  in 
Anspruch  genommene  Staatsgenehmigung  der  Consecration, 
da  sie  eine  reine  Förmlichkeit  sei,  als  wichtig  angesehen  wer- 
den könne. 

In  der  Sitzung  vom  27.  Mai  wurden  die  von  den  Bischö- 
fen in  Bezug  auf  die  Bischofswahlen  aufgestellten  Forderun- 
gen demgemäss  abschläglich  beschieden. 

„An  derjenigen  Stelle  der  Denkschrift,  hiess  es,  welche 
die  Besetzung  des  bischöflichen  Stuhls  und  der  Canonicate 
betrifft,  wird  von  einer  den  Art.  4  der  Bulle  Ad  Dominici 
gregis  custodiam  verletzenden  Beeinträchtigung  der  kirch- 
lichen Freiheit  gesprochen,  welche  dadurch  Statt  finde,  dass 
die  weltliche  Gewalt  bei  Aufstellung  der  Candidatenlisten  für 
die  Domcapitularstellen  sich  einmische.  Eine  Verletzung  der 
durch  die  Bulle  normirten  Rechte  oder  eine  Beeinträchtigung 
der  kirchlichen  Freiheit   kann  nimmermehr    in   der  Absicht 

der Regierung  liegen;    dieselbe  muss  jedoch  darauf 

halten,  dass  es  dem  zur  Wahl  berufenen  Domcapitel  stets  voll- 
kommen frei  bleibe,  auf  welchem  Wege  es  sich  die  Gewiss- 
heit verschaffen  will,  dass  die  Wahl  eine  dem  Landesherrn 
wohlgefällige  Person  treffe. 

Uebrigens  kann  die Regierung  nicht  umhin,  die 

weitere  Bemerkung  hier  beizufügen,   dass  die  Darstellungs- 


')  Siehe  oben  S.  201. 
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weise  der  Denkschrift,   wonach   das  Recht  des  Landesherr«, 
ihm  minder  angenehme  Namen   aus   der  Candidatenliste 
fernen  zu  lassen,  auf  nur  Einen  beschränkt  werden  will, 
der   unzweideutigen   Bestimmung  des   Art.  4   der   gedacl 
Bolle  in  Widerspruch  steht. 

Nicht  ohne  Befremden  hat  die Regierung  an 

Bern  Ort  die  allgemeine  Bitte  niedergelegt  gefunden,  < 
überhaupt  das  ganze  kirchliche  Wahlgesch 
von  jeder  Art  weltlicher  Einmischung  frei  erhalten  wer 
möge.  Die  Art.  1  und  4  der  Bulle  Ad  Dominiei  gregis  ■ 
todiam ,  wie  sie  in  Folge  der  die» fälligen  späteren  Verhf 
lungen  zwischen  den  bei  der  oberrheinischen  Kirchenpro' 
betheiligten  Regierungen  und  dem  Papste  durch  das  in 
Denkschrift  unerwähnt  gebliebene  päpstliche  Breve  an 
Domcapitel  vom  —  —  erläutert  und  erweitert  worden  s 
machen  es  diesem  zur  Pflicht,  nur  solche  Personen  auf 
bischöflichen  Stuhl  oder  zu  Domcapitularen  zu  wählen , 
welchen  es  sich  vor  dem  Wahlacte  die  Gewissheit  verscr, 
bat,  dass  sie  Seiner  Majestät  dem  König  (Seiner  Köi 
Hoheit  dem  Grossherzog  etc.  etc.)  besonders  wohlgefällig  s 
—  eine  Verpflichtung,  welche  in  gleicher  Weise  auch  ( 
Bischof  bei  der  Ernennung  der  Domcapitularen  auferlegt  t 
den  ist.  Die  hieraus  entspringenden  landesherrlichen 
fugnisse  lassen  sich  so  wenig  verkennen,  dass  es  nicht  am 
als  auffallen  könnte,  wenn  auf  sie  jene  allgemeine  Bitte 
Denkschrift  zu  beziehen  sein  sollte.  Soll  sie  sich  aber  dai 
nicht  beziehen,  so  bezeichnet  sie  sich  von  selbst  als  eine 
directe  Beschuldigung,  welche  jeder  näheren  Begründung 
mangelt. 

Was  sodann  diejenige  Beschwerde  betrifft,  welche 
gleichen  Orte  gegen  den  zu  Ziffer  6,  Abth.  2  des  Bisthu 
Fundation s- Instrumentes  ausgedrückten  Vorbehalt  landeshi 
licher  Bestätigung  der  Ernennung  eines  Domcapitulars  geri 

tet  ist,  so  sieht  sich  die Regierung  diesfalls  zu  ben 

ken  veranlasst,  dass  sie  sich  mit  Entschiedenheit  das  Re 
beilegt,  einen  Jeden,  welcher  im  Staate  ein  Öffentliches  / 
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mit  äusserer  Wirksamkeit  übernimmt,  in  diesem  Amte  zu  be- 
stätigen. 

Hiernach  kann  die Regierung  den  Herrn  Bischof 

nur  auf  die  Bestimmungen  zu  Ziffer  1  und  6  des  Bisthums- 
Fundations-Instruinentes,  bei  welchem  es  sein  Verbleiben  to- 
ben muss;  verweisen." 

Auch  beschlossen  die  Abgeordneten  am  5.  Juni  eine  Ver- 
einbarung; deren  g.  6  dahin  ging,  dass  der  Vertrag  vom  15. 
November  1827  in  Kraft  bleiben  solle,  „soweit  nicht  ein- 
zelne Bestimmungen  blos  vorübergehender  Natur  waren,  oder 
durch  die  gegenwärtige  Vereinbarung  etwas  Anderes  festge- 
setzt ist1)". 

Die  Bischöfe  gaben  auf  die  ihnen  gewordene  Erklärung 
der  Regierungen  sofort  einen  Protest  ab,  in  welchem  sie  Gott, 
d.  h.  dem  canonischen  Rechte,  mehr  gehorchen  zu  wollen  er- 
klärten, als  den  Monarchen,  und  welcher  eine  scharfe  Abfer- 
tigung durch  die  Regierungen  zur  Folge  hatte2). 

In  einer  Denkschrift  vom  18.  Juni  1853  versuchten  dann 
die  Bischöfe  ihre  Forderungen  aufs  Neue  und  noch  ausführ- 
licher zu  begründen3). 

Im  §.  15  behandelten  sie  die  Bischofswahlen.  Sie 
hätten  mit  ihren  Forderungen  keinen  Vorwurf  gegen  die  Re- 
gierungen beabsichtigt,  erklärten  sie.  Sie  bezeichneten  aber 
als  ungesetzlich  und  unstatthaft:  den  Einfluss  der  Regierung 
auf  die  Aufstellung  der  Candidatenliste,  die  Beiwohnung  eines 
landesherrlichen  Commissars  bei  dem  Wahlacte,  selbst  wenn 
dieselbe  eine  blos  passive  sein  sollte,  und  dies  um  so  mehr. 


x)  Dagegen  war  man  bereit,  andere  Forderungen  der  Bischof?  in  eine 
Verordnung  zuzugestehen,  doch  erklärte  dann  Churhessen,  von  der  Pnblfct- 
tion  derselben  Abstand  nehmen  zu  müssen,  da  im  Augenblicke  ständisch* 
Verhandlungen  über  das  Bisthum  Fulda  schwebten,  die  unmöglich  ersprieß- 
liche Resultate  erzielen  könnten,  falls  die  Regierung  sich  jetzt  voreilig  bin- 
de. Ebenso  lehnte  Frankfurt  am  Main  zur  Zeit  ab,  wahrend  die  öb"*>» 
Staaten  am  15.  Februar  1853  die  Publication  der  Verordnung  beschk  en, 
welche  sich  auf  Bischofswahlen  nicht  bezog. 

*)  Vgl.  Friedberg,  Grunzen  a.  a.  O.  445  ff. 

')  Die  auf  unsere  Frage  bezüglichen  Stellen    in  Beilage  LXXIII 


r 


Cap.  III.  Die  oberrheinische  Kirchenprovinz.  313 

„da  eine  solche  Anwesenheit  nach  den  Kirchengesetzen  und 
auch  nach  den  neuesten  Erklärungen  des  Oberhauptes  der 
katholischen  Kirche  ein  Nullitätsgrund  ist1)" 

Sie  gingen  von  einer  Auffassung  der  Breven  aus,  wo- 
nach diese  gar  keine  dispositiven  Erlasse  des  Papstes,  son- 
dern lediglich  Begleitungs-  und  Glückwünschungsschreiben 
seien. 

Sie  wiederholten  aufs  Dringenste  ihre  Forderungen. 

Die  Regierungen  gaben  der  Denkschrift  keine  weitere 
Folge. 

Jetzt  aber  begann  in  den  Staaten  der  oberrheinischen 
Kirchenprovinz  eine  Auflehnung  der  Bischöfe  gegen  die 
Staatsordnung,  welche  überall  zu  den  bedauerlichsten  Con- 
flicten  und  schliesslich  zu  neuen  Concordatsverhandlungen 
mit  dem  römischen  Stuhle  führten. 

Wir  haben  hier  nicht  nöthig,  der  unliebsamen  Aufgabe 
zu  genügen,  die  kirchliche  Revolution  in  ihren  einzelnen 
Stadien  zu  verfolgen;  sie  war  für  das  Recht  der  Bischofs- 
wahlen ohne  Bedeutung.  — 

Dagegen  werden  wir  auf  die  Concordatsverhandlungen 
insoweit  sie  den  genannten  Punkt  berühren  genauer  einzu- 
gehen haben. 

2.  Die  Concordatsverhandlungen2). 

In  Rom  folgte  man  den  Schritten  des  oberrheinischen  Epis- 
copates  mit  ununterbrochener  Aufmerksamkeit.  Freilich  versi- 
cherte der  Papßt persönlich  s),  dass  keiner  der  deutschen  Bischöfe 
ihm  geschrieben  habe,  dass  er  mehr  von   den  Bischöfen  ge- 

*)  Der  Bischof  von  Limburg  erinnerte  in  seiner  am  10.  Jnni  1853 
der  Regierung  übergebenen  Denkschrift  noch  an  die  vom  Papste  vorgenom- 
mene Annullation  einer  früheren  Wahl. 

*)  Die  Darstellung  beruht  auf  den  Acten  der  oberrheinischen  Re- 
gierungen. 

')  Vgl.  den  interessanten  Bericht,  welchen  der  württembergische  General- 
consul  Kolb  seiner  Regierung  aber  eine  mit  Pias  IX.  am  22.  Juni  1853  gehabte 
Unterredung  überreichte:  der  Papst  sprach  vom  Türkenkriege  und  machte 
die  Anspielung,    dass  die  Kriegsgefahr    nicht  ärger  sei,    als  die,    welche 
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trieben  werde,  als  sie  treibe,  dass  er  ihnen  „moderazione"  und 
„rispetto  per  i  loro  Sovrani"  empfohlen  habe,  freilich  erklärte 
Antonelli  das  Verfahren  der  Bischöfe  „senza  esempio";  aber  das 
lief  doch  nur  auf  eine  höchst  unbestimmte  Missbilligung  hin- 
aus, die  auf  der  anderen  Seite  durch  heimliche  Ermunterun- 
gen der  Bischöfe  wieder  gut  gemacht  sein  mag. 

Denn  fürs  Erste  hatte  Rom  in  der  That  das  Interesse,  die 
deutsche  Bewegung  zu  schüren,  die  Wogen  der  kirchlichen 
Empörung  immer  höher  steigen  zu  lassen,  damit  die  verschie- 
denen Regierungen  nicht  nur  Schutz  beim  päpstlichen  Stuhle 
suchen  sollten,  sondern  auch  dieser  der  Welt  durch  das  SuU 
Bchweigen,  welches  er  den  Bischöfen  auferlegen  könne,  zu 
imponiren  vermöge,  den  gesammten  Rechtsstand  zu  ändern 
im  Stande  sei,  und  vor  allen  Dingen  zum  Abschlüsse  eines 
gemeinsamen  Concordates  gelange. 

Das  Letztere  war  der  unverrückte  Zielpunkt  der  römi- 
schen Politik. 

Schon  am  22.  April  1852  erklärte  Antonelli  dem  würt- 
tembergischen Consul  v.  Kolb,  die  rheinischen  Staaten  möch- 


zwischen  uns  und  den  Bischöfen  bestehe.      Er  wolle  die  Sache  schon  ir- 
rangiren;  ich  solle  nur  keine  Angst  haben.     Er  habe  den  Bischofen,  wei- 
chen   er    ohne   Weiteres  in  der  gewählten  Form  Unrecht  gab,   schon  ge- 
schrieben ;  er  habe  denselben  nicht  allein  Moderazione,  sondern  auch  Rispetto 
per  i  loro  Sovrani  anempfohlen.  —  Als  ich  ihm  zu  bemerken  mir  erlaubte, 
dass  ich  nach    des  Hrn.  Card.  Antonelli  Aeus6erungen  glauben  müsse,  de 
Funkt  auf  dem  I  habe  in  diesem  päpstlichen  Befehle  gefehlt,  weil  man  nur  im 
Allgemeinen  gesprochen  und  die  vorliegende  Frage  nicht  speciell  berührt  habe, 
antwortete  er,  dieses  sei  geschehen,  er  könne  aber  den  Bischöfen  nicht  be- 
fehlen,  inne   zu  halten,    bis   er   die  Sache   in  die  Hand  nehme.      Er  frag 
mich,   ob  ich  wisse,    aus   welchen   Ursachen  sich    mein   gnadigster    Herr 
nicht  an  ihn  wandte,  denn  da  Allerhöchstderselbe  mehrmals  ausgesprochea 
habe,  künftig  nur  mit  dem  h.  Stuhle  zu  thun  haben  zu  wollen,  so  habe  er 
vermuthet,  man  werde  ihm  eine  Communication  machen;  es  mässte  da  wohl 
wieder  der  Fall  sein,   dass   irgend  ein  protestantischer  Ratligeber  in  ihn. 
dem   Papste,     einen    Teufel    erblicke   und    dem   König    abrathe,    sich  « 
ihn  zu  wenden;  ich  sollte  ihn  nur  ansehen    und  ihm  sagen ,  ob  er  ei'    ■ 
Teufel  oder  einem  Friedensstifter  ähnlich  sehe.   Einer  dieser  eingefleisd    a 
Protestanten,  die  das  Fegefeuer  und  die  Hölle  blos  leugneten,  weil  sie  A    tf 
hätten,  hineinzuokmmen,  nämlich  der  Hr.  v.  Marschall  sei  glücklichen»    * 


■ 
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ten  doch  durch  einen  von  ihnen  in  Rom  unterhandeln,  nur 
so  würden  sie  die  bischöfliche  Bewegung  bemeistern  können. 
Der  Papst  selbst  erklärte  demselben  Diplomaten  in  einer 
Audienz  am  22.  Juni  1853,  wie  er  nur  den  Bischöfen  ein 
Halt  zurufen  könne,  wenn  er  die  Sache  in  die  Hand  nehme, 
wozu  er  auch  auf  Veranlassung  der  Regierungen,  wenn  sie 
mit  ihm  verhandeln  wollten,  bereit  sei.  Der  österreichische 
Hof  setzte  in  Antoneüi's  Auftrag  in  Stuttgart,  Carlsruhe,  Wies- 
baden alle  Hebel  in  Bewegung,  um  diese  Cabinette  zu  einer 
Concordatspolitik  zu  veranlassen.  Selbst  den  preussischen  Ge- 
sandten benutzte  Antonelli,  um  den  rheinischen  Höfen  Con- 
cordatsgedanken  zu  insinuiren. 

Theilte  doch  der  preussische  Ministerpräsident  von  Man- 
teuffei  den  süddeutschen  Höfen  das  Ergebniss  einer  zwi- 
schen dem  Cardinal  Antonelli  und  dem  interimistischen  preus- 
oschen  Geschäftsträger  gepflogenen  Unterredung  in  einer 
Depesche  mit,  welche  kein  Ruhmesblatt  in  den  Acten  der 
preussischeu  Diplomatie  ausmacht1). 


abgetreten  und  somit  ein  Störenfried  entfernt,  denn  die  protestantischen 
Hufe  mausten  auch  gewissenhaft  and  gerecht  gegen  die  Kirche  verfahren, 
wenn  sie  von  den  Bischöfen  verlangten ,  dass  sie  Ruhe  halten  sollten ;  er 
ksbc  von  den  Bischöfen  mehr  zu  leiden  als  wir;  sonst  hätten  die  Päpste 
stets  die  Bischöfe  anhalten  müssen,  ihre  Pflicht  zu  thun  und  streng  zu  sein, 
jetzt  sei  es  aber  die  umgekehrte  Welt:  Er  müsse  allenthalben  die  Bischöfe 
nrockhalten  und  es  sei  noch  ein  Glück,  wenn  sie  sich  nur  an  ihn  wen- 
deten, bevor  sie  ihre  Neuerungen  begönnen. 

Jeder  Bischof  sei  so  gut  Papst  als  er,  und  wir  z.  B.  wir  glaubten,  dass 
er  hinter  den  Bischöfen  der  oberrh., Kirchenprovinz  stecke.  Er  könne  mir 
versichern,  dass  Keiner  derselben  ihm  direct  geschrieben  habe ;  er  habe  nur 
4vch  den  Nuntius  in  Wien  Nachricht  erhalten  und  habe  demselben  von 
Anfang  an  den  Auftrag  gegeben ,  den  Bischöfen  durch  vertraute  Leute 
•Musigiug  anempfehlen  zu  lassen. 

.  .  .  Meine  Bemerkung,  dass  der  Ur.  v.  Ketteier  ihm  dem  Papste  am 
lade  eben  so  gut  trotzen  werde,  als  es  der  Hr.  v.  Droste  dem  Papste  Gre- 
gor gethan,  möge  wohl  wahr  werden;  man  müsse  aber  einem  solchen  al- 
te« Uudegen  nicht  gleich  Alles  übel  nehmen.  Derselbe  habe  ja  den  Kö- 
*g  von  Preussen  nicht  zufrieden  gestellt  und  Se.  Majestät  sei  jetzt  sein 
J«i  1  geworden,  er,   der  Papst,   wisse  aber  nicht,   wie  die  Sachen  lägen. 

)  Das  interessante  Actenstück  in  Beilage  LXXIV. 
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Schliesslich    bissen    doch   die   meisten   Staaten   auf  die 
römische  Lockspeise  an. 


a)  Baden. 

Die  badische  Regierung  schickte,  nachdem  vorangehende 
Unterhandlungen  mit  dem  Nuntius  in  Wien  Viale  Prelk  die 
Wege  dazu  geebnet  hatten,  i.  J.  1854  den  Grafen  von  Lei- 
ningen nach  Rom  „pour  regier  d'un  commun  accord  et  d'une 
mani&re  satisfaisante  la  position  et  les  rapports  de  l'Eglise 
envers  TEtat1)." 

Unter  dem  3.  Mai  überreichte  derselbe  der  Curie  eine 
von  der  grossherzoglichen  Regierung  ausgearbeitete  Denk- 
schrift, welche  eine  kurze  geschichtliche  Darstellung  der  Con- 
flicte  mit  dem  Erzbischofe  von  Freiburg  gab,  und  für  ein- 
zelne Punkte  eine  Regelung  in  Frage  brachte2),  ohne  dass  der 
Graf  von  Leiningen  zur  Unterhandlung  über  die  Principienfrage 
ermächtigt  gewesen  wäre.  Der  Cardinalstaatssecretär  antwor- 
tete darauf  in  einer  ausführlichen  Denkschrift,  welche  die 
Forderungen  des  oberrheinischen  Episcopates  durchgehend 
billigte  und  die  oberrheinischen  Regierungen  beschuldigte, 
die  Bulle  Ad  Dominici  nicht  genügend  ausgeführt  zu  haben. 

Indessen  einigte  man  sich,  nachdem  Baden  noch  den 
Staatsrath  Brunner  nach  Rom  entsendet  hatte,  zu  einer  pro- 
visorischen Ordnung  der  kirchlichen  Angelegenheiten,  welche 
die  zur  Zeit  brennenden  Streitpunkte  aus  dem  Wege  schaffen 
sollte.  Für  die  definitive  Regelung  der  Verhältnisse  fanden 
dann  Conferenzen  zwischen  Brunner  und  dem  von  der  Curie 
bevollmächtigten  Cardinal  Brunetti  statt  (23.,  26.,  28.  April 
1855),  welche  auch  das  Recht  der  Bischofswahlen  berührten! 
dabei  aber  nur  die  Frage  wegen  Absendung  landesherrlicher 
Wahlcommissare  zum  Gegenstand  hatten,  welche  Brunetti 
verwarf,  Brunner  mit  Beziehung  auf  das  Wormser  Con- 
cordat  vertheidigte. 


x)  Note  d.  Min.  v.  Rüdt  v.  27.  März  1854. 
*)  Abgedruckt  bei  Friedberg,  Granzen  891  ft'. 
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So  wurde  also  in  ungeschicktester  Weise  wieder  eine 
Frage  auf  die  Tagesordnung  gestellt,  über  die  man  schon 
bei  den  ersten  Verhandlungen  sich  mit  der  Curie  nicht  zu 
einigen  vermocht  hatte;  hätte  man  in  Carlsruhe  nur  einen 
Bück  in  die  Acten  geworfen,  welche  die  rheinischen  Un- 
terhandlungen vom  Jahre  1817  —  26  enthielten,  man  würde  sich 
nicht  auf  eine  so  thörichte  und  unfruchtbare  Discussion  ein- 
gelassen haben. 

Brunetti  übergab  dann  dem  badischen  Bevollmächtigten 
die  Propositionen  der  Curie  in  einem  Actenstücke,  bezeichnet 
als  „Basi  per  la  Convenzione  fra  la  Santa  Sede  ed  il  Governo 
Gran-Ducale  di  Baden1)/' 

Dasselbe  behandelte  unter  Nr.  13  die  Frage  der  Bischofs- 
wahl,  bezog  sich  lediglich  auf  die  Bulle  und  stellte  die  Bre- 
ven  in  ein  diplomatisches  Dunkel.  Alle  von  den  Bischöfen 
gerügten  Punkte  wurden  schroff  als  Missbräuche  bezeichnet 
und  die  Formulirung  des  bezüglichen  Artikels  dahin  gefasst: 
„Circa  provisionem  Sedis  episcopalis  canonicatuum  et  praeben- 
darnm  firma  manent,  quae  cum  S.  Sede  convenerunt,  quo- 
cunque  abusu  remoto". 

Dabei  wurde  für  den  Ausdruck  minus  gratae  noch  zum 
Ueberflusse  die  Deutung  gegeben,  welche  Gregor  XVI.  i.  J. 
1844  dem  Posener  Capitel  eröffnet  hatte.  Freilich  war  die- 
ser Punkt  in  der  Basis  nur  in  Bezug  auf  die  Pfarrbesetzung 
angeführt ,  aber  die  Consequenz  für  die  Bischofswahlen  lag 
doch  auf  der  Hand,  und  für  den  Fall,  dass  gar  noch  das 
Breve  zur  Discussion  gestellt  würde,  war  es  so  durch  die 
Curie  schon  von  vornherein  unschädlich   gemacht  worden. 

Sagte  der  Cardinal,  dass  der  Ausdruck  minus  gratae  nur 
dahin  zu  verstehen  sei :  „sive  ex  ipsa  personarum  indole  et  con- 
ditione  sive  ex  praecedentibus  Gubernii  factis,  sive  aliis  adhi- 
bitis  modis  ad  rem  cognoscendam  idoneis";  und  dass  demge- 
mäß der  Bischof,  wenn  er  einen  Pfarrer  ernenne,  allein  des- 
We  en  die  Verantwortung  trage,  „und  die  Regierung  keinerlei 
Th  ;1  daran  habe",  so  war  die  Consequenz  für  dieBischofs- 

Ebenda«.  696  ff. 
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wählen  einfach  die,  dass  auch  das  Capitel  lediglich  darauf 
zu  sehen  habe,  ob  der  Bisthumscandidat  dem  Landesherra  ge- 
nehm sei  oder  nicht;  und  fugten  die  päpstlichen  Proposition» 
hinzu,  dass  der  Bischof  allerdings  etwaige  politische  bei  der 
Regierung  vorhandene  Anstände  nicht  kennen  könne,  demge- 
mäss  die  Regierung  diese  äussern  dürfe,  der  Bischof  aber 
dann  die  Beschwerden,  wenn  sie  „erheblich,  begründet  und 
wahrhaft  politische  sind",  berücksichtigen  solle,  so  war  die  ana- 
loge Consequenz,  dass  auch  für  die  Bischof^wahlen,  sei  es 
dem  Papste,  sei  es  selbst  dem  Capitel  die  Cognition  zustehen 
müsse,  ob  das  Streichungsrecht  der  Regierung  auch  aus  a 
billigenden  Motiven  ausgeübt  worden  sei. 

Indessen  gelang  es  der  badischen  Regierung,  die  Worte 
„quocunque  abusu  remoto"  von  der  projectirten  Fassung  des 
Concordates  zu  beseitigen ;  ja  sie  stellte  auch  das  Breve  selbst 
zur  Discussion. 

In  den  Conferenzen,  welche  Brunner  am  11.  und  14.  Au- 
gust 1856  mit  Brunetti  hatte,  bemerkte  er,  als  der  Cardinal 
wieder  allein  nur  die  Bulle  für  die  Bischofswahlen  mas- 
gebend machte,  „wie  geringfügig  doch  der  Einfluss  des  Staa- 
tes auf  die  Bischofswahl  sei,  und  wie  es  sich  leicht  fugen 
könne,  dass  von  allen  auf  der  Liste  befindlichen  Candidaten 
keiner  genehm  sei,  während  doch  immer  einige  Namen  zur 
Wahl  gelassen  werden  müssten";  da  erwiderte  der  Cardinal, 
wie  Brunner's  Bericht  vom  17.  August  1856  wörtlich  anfuhrt, 
sofort  sehr  bestimmt :  „dass,  wenn  der  Regierung  keiner  der 
Vorgeschlagenen  genehm  sei,  sie  unbedenklich  alle  streiche* 
und  andere  Vorschläge  verlangen  möge,  dies  liege  in  ihren 
Rechte,  und  sollte  je  eine  Person  gewählt  werden,  bei  der 
sich  zwischen  der  Wahl  und  der  Bestätigung  erhebliche  Be- 
denken zeigten,  so  möge  man  dies  dem  h.  Stuhl  anzeigen. 
Zwar  sei  es  immer  eine  missliche  Sache,  einer  bereits  vd- 
zogenen  Wahl  die  Bestätigung  zu  versagen,  dennoch  werde 
dies  geschehen,  wenn  wirklich  wichtige  Anstände  vorläj  n*  ' 

Brunner  schlug  dann  vor,  diese  Bestimmung  in  die  be- 
absichtigten identischen  Noten  aufzunehmen ;  zugleich,  so  «r- 
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langte  er,  müsse  der  Inhalt  der  beiden  Breven  „in  prägnanter 
Weise"  eine  festere  Begründung  erhalten. 

Die  Unterhandlungen  erlitten  indessen  einen  harten  Stoss 
dadurch ,  dass  statt  Brunetti's,  der  ein  Bisthum  erhielt ;  der 
Cardinal  Reisach  von  der  Curie  bevollmächtigt  wurde. 

Der  clericale  Eifer  dieses  Kirchenfürsten  verstieg  sich 
zu  der  Höhe,  dass  er  nicht  nur  einfach  von  den  Zugeständ- 
nissen Brunetti's  abging,  sondern  den  Standpunkt  der  Curie 
noch  etwas  hinter  die  Basi  zurückzuschrauben  versuchte. 

Sein  Entwurf  lautete :  „13:  Circa  provisionem  Sedis  epis- 
copalis,  Canonicatuum  et  praebendarum  cathedralis  ecclesiae 
ea  tantum  servabuntur  quae  cum  S.  Sede  convenerunt. 

NB.:  Nella  istruzione  Pontificia  si  diraal  Arcivescovo  che 
nella  provisione  dei  Canonicati  e  beneficj  dia  egli  notizia 
al  governo  della  istituzione  canonica  conferita  ai  candidati 
eletti  a  forma  della  Bolla  di  Leone  XII.  Ad  Dominici." 

Allein  hiergegen  opponirte  doch  Brunner  heftig  und  mit 
Erfolg.  Sein  Bericht  vom  18.  December  1856  konnte  als 
Ergebniss  der  mit  Refsach  gepflogenen  Conferenzen  hinstellen : 
„Dagegen  wird  in  der  Instruction  die  fernere  Wirkung  der 
Breven,  in  Ansehung  welcher  bekanntlich  schon  behauptet 
worden  ist,  sie  seien  blos  für  den  ersten  Besetzungsfall  er- 
lassen worden,  gesichert.  Mein  erneuter  Antrag  in  Bezug 
auf  die  Liste  der  Candidaten  (s.  oben)  fand,  obwohl  früher 
vom  Cardinal  Brunetti  zugestanden,  keine  Berücksichtigung. 
C.  Reisach  bezog  sich  dagegen  auf  die  Worte  des  Art.  I.  der 
Bulle  Ad  Dom.  greg.  custod.  und  als  ich  ihm  bemerkte,  es 
würde  bei  seiner  Auslegung  der  Bulle  dem  Capitel  leicht  sein, 
einen  der  Regierung  nicht  genehmen  Candidaten  durchzu- 
setzen, indem  es  neben  diesem  nur  absolut  unannehmbare 
andere  Namen  auf  die  Liste  nehme,  erwiderte  er,  dies  sei 
nach  den  den  Capitularen  durch  die  Kirchengesetze  und  die 
Breven  in  Bezug  auf  die  Auswahl  der  Candidaten  eingeschärf- 
ten  Gewissenspflichten  kaum  denkbar." 

Danach  lautete  die  an  den  Erzbischof  zu  erlassende  In- 
struction: „Quanto  ai  Brevi  diretti  al  Arcivescovo  ed  al  Ca- 
pitata la  S.  Sede  dichiara:   Sancta    Sedes  nullam   interponit 
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difficultatem,  quominus  memoratae  literae  apte  observentur 
in  sensu  quem  prae  se  ferant." 

Damit  war  freilich  wenig  gewonnen.  Allerdings  war 
die  Existenz  der  Breven  officiell  anerkannt ,  ihre  nicht  Uoe 
auf  das  erste  Mal  beschränkte  Wirksamkeit  ausgesprochen, 
die  Befugniss  Badens  sich  ihrer  zu  bedienen  bewiesen,  aber 
die  Fassung  der  Instruction  war  von  einer  so  jämmerlichen 
Zweideutigkeit,  dass  die  Curie  sich  hätte  schämen  sollen, 
grosse  Principien-  und  Rechtsfragen  in  so  thörichter  Weise  xn 
vertuschen. 

Rechnete  man  etwa  in  Rom  auf  neue  Conflicte  mit  der 
Regierung  wegen  der  Bischofswahlen  und  wollte  .man  sich 
im  Voraus  die  Hand  nicht  binden,  und  das  beliebte  „tem- 
poris  rationem  habere"  auf  die  Deutung  und  Verdeutung 
juristischer  Verträge  anwenden?  Fast  macht  es  den  Ein- 
druck. 

Aber  auch  Brunner  führte  die  Unterhandlung  nicht  zu 
Ende.  Sein  in  Rom  erfolgter  Tod  brachte  den  Abschluas  des 
Concordates  aufs  Neue  ins  Stocken. 

Erst  am  16.  September  1857  wandte  sich  Cardinal  An- 
tonelli  an  den  badischen  Minister  von  Meysenburg,  indem  er 
ihm  den  Stand  der  Sachlage  angab  und  zu  weiterer  Be- 
schlussfassung aufforderte.  Er  theilte  ihm  ein  „Progetto  di 
Convenzione"  mit,  welches  aus  den  Verhandlungen  mit  Brau- 
ner hervorgegangen  sei,  und  dessen  erster  Artikel  die  Bischofs- 
wahlen betreffend  sich  nur  in  unbedeutender  formeller  Be- 
ziehung von  dem  Reisach'schen  Projecte  unterschied1). 

Die  Cenni  e  Avertenze  a  Mons.  Arcivescovo  lauteten: 

„All.  art.  1.  In  relazione  ai  brevi  diretti  al  Arciveß- 
covo  ed  al  Capitolo  da  Leone  XII.  di  s.  m.  ai  dichiarerk  nelF 
istruzione  quanto  segue: 

Sanctae  Sedis  mens  est,  ut  Litterae  Apostolicae  in  forma 
Brevis  editae  a  Leone  XII.  s.  m.  die  21.  Mai  1827  obeer- 
ventur  in  sensu  quem  prae  se  ferunt." 

Die  badische  Regierung  entwarf  darauf  eine  Instruc  on 

l)  Es  hiess  „de  quibus  .  .  .  conventum  est". 
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für  die  aufs  Neue  nach  Rom  zu  schickende  Gesandtschaft, 
—  die  Herren  von  Berckheim  und  Rosshirt  Sohn  —  in  wel- 
cher dem  fiir  die  Bischofswahlen  vorgeschlagenen  Modus  bei- 
gestimmt wurde.  Wieder  wurde  dann  Cardinal  Reisach  mit 
der  Führung  der  Verhandlungen  betraut  und  er  versuchte 
in  der  That  auch  sein  altes  illoyales  Spiel  zu  wiederholen, 
und  die  alten  Zugeständnisse  wieder  zurückzunehmen. 

Der  Bericht  der  Gesandten  vom  18.  April  1858  giebt 
genaue  Auskunft  darüber,  und  zeigt  auch  zugleich,  wie  man 
dem  Cardinal  entgegentrat.     Er  lautete: 

„Zu  Art.  I.  Instruction  für  den  Erzbischof. 

Der  Herr  Cardinal  stellte  hier  in  Aussicht,  dass  das  die 
Bischofswahl  berührende  Breve  Leo's  XH.  mit  dem  rich- 
tigen Datum  werde  allegirt  werden,  wie  dies  stets  in  der  Ab- 
sicht des  heil.  Stuhles  gelegen  habe.  An  die  Worte  der  In- 
struction „in  sensu  quem  prae  se  ferunt"  knüpfte  der  Herr  Car- 
dinal die  Auslegung  des  fraglichen  Breve's,  wonach  dieselben 
ihrem  wahren  Sinne  nach  nicht  mehr  zu  sagen  bestimmt 
seien,  als  was  bereits  in  der  Bulle  Ad  Dominici  gregis  custo- 
diam  gesagt  sei.  Es  sei,  bemerkte  er  zur  Erläuterung,  die 
gr.  Regierung  nicht  befugt,  auf  den  Grund  der  Breven  zu 
verlangen,  dass  die  Wähler  sich  erkundigten,  wer  persona 
grata  sei,  und  dass  dieselben  sodann  eine  Person,  die  man 
ihnen  positiv  als  grata  bezeichnete,  wählten,  es  könne  sich 
vielmehr  die  grossherzogl.  Regierung  nicht  beschwert  fühlen, 
wenn  nur  eine  Person  gewählt  werde,  die  sie  nicht  bei  Vor- 
lage der  Candidatenliste  als  minus  grata  bezeichnet  habe. 
Man  setzte  unsererseits  auseinander,  dass  die  Breven  mehr 
als  die  Bulle  zu  sagen  bestimmt  sein  müssten,  und  berief  sich 
hierwegen  auf  die  bekannteEntstehungsgeschichteder  fraglichen 
Breven,  wonach  dieselben  ja  zu  grösserer  Sicherung  der 
Staaten  nach  der  Bulle  verlangt  und  darauf  hin  zugestan- 
den worden  seien.  Gerade  aus  dieser  Entstehungsgeschichte, 
weil  nämlich  die  Breven  zunächst  für  Preussen  erlassen  wor- 
den und  die  für  dieses  Land  bestimmte  Bulle  De  salute 
anim.  nicht,  wie  die  Bulle  Ad  Dom.  das  Recht  personae  in- 
gratae   zu   beseitigen  verleihe,  entnahm   der  Herr  Cardinal 

Friedberg,   Staat  und  Bischofs  wählen .  2 1 
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Argumente  für  seine  Anschauungsweise.  Dem  dienest*  gel- 
tend gemachten  Grunde,  dass,  wenn  die  Ansicht  des  Hon 
Cardinais  richtig  wäre,  die  Breven  für  Baden  ein  smper- 
fluum  sein  würden,  gegenüber  liess  der  Herr  Cardinal  durch- 
blicken, dass  der  Inhalt  der  Breven  doch  eine  Mahnung  « 
das  Gewissen  der  Wähler  enthalte,  eine  persona  grata  n 
wählen.  Die  Frage,  ob  die  Regierang  berechtigt  sei,  alle 
Candidaten  von  der  Liste  zu  streichen  und  die  AirfsteAmt 
einer  neuen  Liste  zu  begehren,  liess  der  Herr  Cardinal  nneni- 
schieden.  Man  vereinigte  sich  daher  von  einer  nberan- 
kunftsmässigen  Feststellung  der  Bedeutung  der  Breven  der- 
malen Umgang  zu  nehmen.  Wir  sind  der  Ansicht,  das  diese 
Sache  recht  wohl  sich  selbst  überlassen  werden  kann**. 

In  Bezug  auf  den  vom  Bischöfe  dem  Landesherrn  n 
leistenden  Eid  verlangte  Cardinal  Reisach  die  Einachiebong 
der  Worte  „sicut  decet  episcopum",  wenngleich  er  kein  be- 
sonderes Gewicht  darauf  legen  wollte,  da  „die  Kirche  die  En- 
desformel doch  nie  anders  werde  auffassen  können,  als  ob  jene 
Worte  in  dieser  Formel  enthalten  wären". 

Meysenburg  antwortete  auf  diesen  Bericht  am  20.  Mai 
1858,  dass  der  Art.  1  und  2  des  Concordates  jetzt  keinem 
Anstände  weiter  unterliege. 

Das  Concordat  vom  28.  Juni  1859  enthielt  demnach  im 
Art.  1  wörtlich  die  oben  angeführte  Bestimmung  über  die 
Erzbischofswahl. 

Der  Artikel  2,  welcher  den  Eid  festsetzte,  lautete: 

„Archiepiscopus  antequam  Ecclesiae  suae  gubernacula  sns- 
cipiet,  coram  Regia  Celsitudine  fidelitatis  juramentum  emittei, 
sequentibus  verbis  expressum: 

„Ego  juro  et  promitto  ad  S.  Dei  Evangelia  sicut  decet 
Episcopum,  obedientiam  et  fidelitatem  Regiae  Celsitudini  es 
Successoribuß  suis;  juro  item  et  promitto,  me  nullam  com- 
municationem  habiturum,  nulliusque  consilio  interfutumm, 
quod  tranquillitati  publicae  noceat,  nullamque  suspeettm 
unionem  neque  intra  neque  extra  Magni  Ducatus  limites  «m- 
servaturum,  atque  si  publicum  aliquod  periculum  imminere 
reseiverim,  me  ad  illud  avertendum  nihil  oniissurum."  — 
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Die  Gesandten,  darunter  der  rechtskundige  strenggläu- 
bige Rosshirt,  stellten  am  Schlüsse  der  Unterhandlungen  die 
Ergebnisse  derselben  in  einer  Denkschrift  zusammen.  Sie 
erwähnten  darin  der  durch  Cardinal  Reisach  versuchten  In- 
terpretation der  Breven  mit  dem  Hinzufügen,  dass  die  Ge- 
sandtschaft derselben  entgegengetreten  sei. 

„Es  wird  somit  fortan  der  nicht  unklare  Wortlaut  der 
Breven  entscheiden/' 


•> .} 
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Bekanntlich  ist  das  Concordat  an  dem  Widerstände  der 
Stände  gescheitert.  Das  Ministerium,  welches  es  unterhan- 
delt hatte,  trat  ab,  und  die  kirchlichen  Verhältnisse  des  Gross- 
herzogthums  wurden  durch  das  Staatsgesetz  vom  9.  October 
1860  geregelt 

Der  §.  8  desselben  bestimmte:  ,,Die  Kirchenämter  wer- 
den durch  die  Kirchen  selbst  verliehen,  unbeschadet  der  auf 
öffentlichen  oder  auf  Privatrechtstiteln  wie  insbesondere  dem 
Patronate  beruhenden  Befugnisse." 

Damit  war  das  Recht  der  Bischofs  wählen,  wie  es  ver- 
tragsmässig  mit  der  römischen  Curie  vor  dem  Concordate 
festgestellt  worden  war,  aufrecht  erhalten. 


b)  Württemberg. 

Die  Denkschrift,  welche  der  Bischof  von  Rottenburg  am 
5/22.  Januar  1849  seiner  Regierung  überreichte  und  welche 
die  Beschwerdepunkte  der  württembergischen  Kirche  zusam- 
menfasste,  berührte  auch  die  Frage  der  Bischofswahlen. 

„Vergleicht  man,  so  hiess  es,  die  Bestimmungen  der  Bulle 
Ad  Dominici  und  das  K.  Fundationsinstrument  über  die  Wahl 
eines  Bischofes  mit  einander,  so  stellt  sich  in  Folge  einer 
höchst  wichtigen  Auslassung  und  bedeutungsvoller  Zusätze 
in  letzterem  das  landesherrliche  Recht  nicht  weniger  als 
verdreifacht  dar,  und  man  kann  sich  des  Gedankens  nicht 
erwehren,  dass  die   canonische  Freiheit   der  Wahl   zum 
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Schein  herabgedrückt  werden  muss."  Ausnahmebestimmun- 
gen seien  aber  strictioris  interpretationis,  und  so  auch  die  Con- 
cession  über  Bischofswahlen.  Commissare  hätten  auch  die 
Kaiser  geschickt,  aber  keine  exclusiva  vorher  gehabt  Jetzt 
sei  dies  also  eine  unzulässige  Cumulation  und  ebenso  verhalte 
es  sich  mit  der  landesherrlichen  Bestätigung. 

Das  Breve  Quod  de  fidelium  wurde  vom  Bischöfe  gar 
nicht  erwähnt,  aber  gerade  mit  Bezug  auf  dasselbe  wies  der 
Referent  des  katholischen  Oberkirchenrathes  die  Behauptun- 
gen der  bischöflichen  Denkschrift  als  ungerechtfertigt  zurück, 
und  demgemäss  berichtete  diese  Behörde  am  10.  August  1849 
an  das  Ministerium:  „Es  scheint,  dass  das  bischöfliche  Ordi- 
nariat die  Befugnisse  des  Staatsoberhauptes  in  Ansehung  der 
....  canonischen  Wahlen  ....  einfach  darauf  beschränkt  wis- 
sen möchte,  die  ihm  minder  wohlgefälligen  Candidaten  aus 
der  Liste  zu  entfernen.  Wir  halten  aber  im  Hinblick  auf  die 
der  Ergänzungsbulle  nachgefolgten  päpstlichen  Breven  an  die 
Domcapitel ....  und  nach  Würdigung  alles  dessen,  was  in 
Hinsicht  jener  Wahlen  und  Ernennungen  zwischen  den  ver- 
einigten Regierungen  und  Rom  verhandelt  worden  ist,  dass 
die  Bestimmung  im  32.  Absatz  der  Ziffer  1  des  Fundations- 
inBtrumentes  ....  und  ebenso  die  entsprechende  Bestimmung 
im  2.  Absatz  der  Ziffer  G  des  Fundationsinstrumentes  von- 
kommen gerechtfertigt,  sowie  dass  es  von  hohem  Interesse 
sei,  an  dem  fundationsmässigen  Rechte  des  Landesherrn  fest- 
zuhalten." 

Gleichzeitig  betonte  der  Oberkirchenrath  die  Notwen- 
digkeit der  landesherrlichen  Bestätigung  des  Gewählten  und 
der  Absendung  eines  Wahlcommissars  zum  Wahlacte.  — 

Nachdem  somitdiese  vom  Bischöfe  gegebene  Anregung 
erfolglos  geblieben  war,  betheiligte  er  sich  an  den  gemein- 
samen Massregeln  des  oberrheinischen  Episcopates  und  be- 
schritt schliesslich  auch  den  Weg  der  thatsächlichen  Aufleh- 
nung gegen  die  Staatsregierung. 

Auch  an  diese  trat  in  der  Folgezeit  die  Aufforden  tg 
heran,   über  den  Kopf  des  Bischofs  weg    mit  der  römiscl  ao 
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Curie  Frieden  zu  schliessen,   wie  wir  das  schon  ober 
ausgeführt  haben. 

Die  Regierung  beschloas  indessen,  sich  mit  deni 
selbst  ins  Vernehmen  zu  setzen. 

Von  den  zwischen  beiden  Theilen  gepflogenen  Vi 
lungen  haben  wir  nur  die  Frage  der  Bischofs  wählen 
zu  beben. 

Während  der  bischöfliche  Entwurf  hier  normirte 

„In  Betreff  der  Besetzung  des  bischöflichen  Stuh 
bleibt  es  bei  dem  mit  dem  heiligen ,  Stuhle  vereinbart« 
fahren  unter  Verwahrung  der  von  dem  heiligen 
der  Königlichen  Regierung  in  dem  Breve  de  dato  21 
1828  gewahrten  Rechte" 

lautete  die  staatlichere  eins  gewünschte  Vorschrif 

„In  Betreff  der  Besetzung  des  bischöflichen  Stuh 
der  Canonicate  sind  die  mit  dem  heiligen  Stuhle 
harten  Bestimmungen  massgebend  (Bulle  Ad  Dor. 
päpstl,  Breve  vom  23.  März  1828)." 

Nachdem  dann  zwischen  einem  Regierungsbevo 
tigten  und  einem  Vertrauensmann  des  Bischofs  zu 
gleichung  der  Differenzpunkte  Conferenzen  in  Stuttga 
31.  Octbr.  bis  4.  November  stattgefunden  hatten,  rieht 
Bischof  über  das  Ergebniss  derselben  am  16.  Novemh 
ausführiiehe  Denkschrift  an  die  Regierung. 

„E.  E.  scheinen  bezüglich  der  landesherrlichen  . 
tigung  bei  Besetzung,  des  bischöflichen  Stuhles,  der  ' 
cate  und  Dompraebenden  dem  päpstlichen  Breve  vom  2 
1828  eine  Bedeutung  beizulegen,  welche  es  nach 
nnd  der  Comprovinzialbischöfe  Ansicht  nicht  hat.  Se 
ständlich  kann  und  darf  ich  hierbei  nichts  Anderes 
als  was  wirklich  mit  dem  heiligen  Stuhle  vereinhart 
her  ich  auch  falls  eine  authentische  Erklärung  des  1 
Stuhles  das  Verständniss,  welches  E.  E.  von  dem  b 
Breve  haben,  als  das  richtige  erweisen  sollte,  keinen 
blick  anstehen  könnte,  mich  demselben  zu  unterwerfe 
nehme  an,  dass  die  Königl.  Regierung  auch  ihrerse 
weitere   landesherrliche   Berechtigung   als  solche   wil 
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vom  heiligen  Stuhl  gegeben  ist,  nicht  in  Anspruch  zu  nehmen 
gemeint  ist  und  in  keinem  Falle  für  eine  nach  den  vertrage- 
nen Normen  geschehene  Wahl  eine  landesherrliche  Bestäti- 
gung beansprucht,  und  in  dieser  Annahme  gebe  ieh  der  fol- 
genden Formulirung  meine  Zustimmung: 

In  Betreff  der  Besetzung  des  bischöflichen  Stuhles,  der 
Canonicate  und  Dompraebenden  bleibt  es  bei  dem  mit  dem 
heiligen  Stuhl  vereinbarten  Verfahren." 

Die  Regierung  ging  auf  den  Vorschlag  des  Bischofes 
ein,  wie  sie  ausführte: 

„Nach  den  in  der  neuesten  Erklärung  des  hochwürd. 
Bischofs  vom  16.  November  1853  enthaltenen  Erläuterungen 
und  mit  ausführlicher  Bezugnahme  auf  deren  Inhalt/* 

So  wurde  denn  auch  die  Frage  der  Bischofswahlen  bei 
den  weiteren  Verhandlungen  als  erledigt  betrachtet,  und  in 
der  zwischen  Regierung  und  Bischof  geschlossenen  Convention 
in  der  obigen  Form  der  Art.  13  festgesetzt. 

Der  Abschluss  dieser  Convention  erregte  aber  in  Rom  das 
äusserste  Missfallen.  Nicht,  dass  man  dort  das  Mass  der 
von  der  württembergischen  Regierung  dem  Bischöfe  ge- 
machten Concessionen  für  zu  gering  gegriffen  erachtet  hatte. 

Der  Cardinal  Antonelli  gab,  wie  der  Consul  Kolb  in 
seinem  Berichte  v.  Juli  1855  ausführte,  selbst  zu,  dass 
„in  einigen  Punkten  mehr  zugestanden  als  nöthig  sei".  Aber 
der  ganze  so  sorgsam  vorbereitete  Plan  der  Curie,  mit  allen 
rheinischen  Staaten  ein  Concordat  abzuschliessen  wäre  durch 
Billigung  der  Convention  unmöglich  gemacht  worden. 

So  hatte  der  Cardinal  Antonelli  in  der  Conferenz,  welche 
er  mit  dem  Consul  von  Kolb  am  9.  Mai  hatte,  beispiels- 
weise auch  die  Fassung  des  Art.  13  über  Bischofswahlen 
bemängelt;  die  Stilisirung,  meinte  er,  könnte  besser  sein 
Er  antwortete  dann  zwar  zusagend  auf  den  Wunsch  der 
württembergischen  Regierung,  ihr  seine  Anstände  in  eil  ?r 
Note  mitzutheilen,  damit  in  weiterem  Schriftwechsel  die  et*  i- 
gen  Streitpunkte  erledigt  würden,  aber  in  Wahrheit  hüt  te 
er  sich  wohl,  einen  schriftlichen  Meinungsaustausch  zu  e- 
ginnen. 
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Fast  drohend  bemerkte  er  zu  Kolb,  die  \ 
langte  Note  würde  alle  kirchlichen  Principien  sc 
heben;  man  möchte  doch  mündlich  verhandeln 
man  milder  sein.  Kurz,  er  that  Allen,  die  wiirt 
Regierung  auf  den  Weg  der  Concordatsverl 
drängen. 

Am  20.  Juli  1854  aber  schrieb  er  an  den  Prä 
württembergischen  Staatsraths,  dass  der  Papst  die 
zu  deren  Abschluss  der  Bischof  von  Rottenburg 
rität  gehabt  habe,  für  völlig  kraftlos  erkennen  r 

„Eceellenza,  so  hiess  es  im  Schreiben  d 
colla  gradita  Lettera  del  28  Gennajo  po.  po 
ha  traBmesBO  l'atto  di  una  specic  di  compromeE 
Mona.  Läpp  Vescovo  di  Rottcnburgo  e  il  Reale 
Wurttembergo  onde  appianate  le  difficolta  inorti 
cizio  della  giurisdizione  episcopale  giungere  i 
proco  accordo  tra  l'autorita  ecclesiastica  e  quelli 

S.  S.  apprezzando  1c  benevole  intenzioni  di 
di  W.  de  Lei  siguificatemi  a  riguardo  dei  Catti 
nel  suo  Regno  ed  animato  dai  sentimenti  di 
e  disposta  di  ammettere  le  trattative  per  Bist 
mente  gli  affari  ecclesiastici  nel  suddetto  Regi 
il  S.  Padre  considerando  che  il  menzionato  att 
da  M.  Lipp  non  puö  avere  alcun  vigore  perc 
a  quel  Pretato  la  necessaria  autorizzazione  per 
parte  della  S.  Sede,  mi  ha  ingiunto  di  traamett 
alcuni  fogli  sulle  basi  dei  quali  potrebbe  la  S. 
ad  una  conveniente  convenzione  con  il  Reale 
W.  In  esecuzione  pertanto  degli  ordini  recevi 
Le  compiego  gli  indicati  fogli  nella  fiducia  i 
Ooverno  voglia  incaricarsi  persona  di  sua  fiducia 
in  Roma  la  relativa  convenzione." 

Das  beigelegte  Actenstück  war  aber  kein 
die  auch  schon  der  badischen  Regierung 
Basi. 

So   konnte   man   in  Rom  hoffen  trotz  der  r 
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Staaten    geführten  Separatverbandlungen   zu  einem  gemein- 
samen Concordat  zu  gelangen. 

Freilich  bemühte  sich  der  Bischof  von  Rottenburg  eifrig, 
in  Rom  die  Zurücknahme  des  Verwerfungsdeeretes  zu  er- 
wirken. 

Die  Curie  beharrte  aber  fest  auf  ihrem  Plane  und  der 
württembergischen  Regierung  blieb  nichts  weiter  übrig,  als  den 
Consul  von  Kolb  zu  beauftragen,  die  Vorschläge  des  Cardi- 
nais ad  referendum  zu  nehmen. 

Jener  konnte  denn  auch  sofort  bemerken,  dass  Antonelli 
über  die  Eröffnung  der  Unterhandlungen  sichtlich  erfreut  ge- 
wesen sei,  und  dass  er  am  30.  Januar  1855  zugegeben  habe, 
nicht  strict  auf  die  Ausführung  der  Basi,  welche  die  höchsten 
Forderungen  enthielten,  bestehen  zu  wollen. 

Dagegen  weigerte  sich  der  Cardinal  zu  weiterer  Ab- 
schwächung  seiner  ursprünglichen  Postulate  die  Initiative  zu 
ergreifen  und  erst  am  14.  April  1855  übergab  er  an  Herrn 
von  Kolb  einen  Concordatsentwurf  (Progetto),  dessen  Art  12 
lautete : 

„Die  Provision  des  bischöflichen  Stuhles,  der  Canonicate 
und  der  Praebenden  der  Cathedralkirche  wird  ausgeführt  wer- 
den unter  strenger  und  alleiniger  Beobachtung  alles  dessen, 
was  in  der  schon  angeführten  Constitution  von  Leo  XII.  Ad 
Dominici  vorgeschrieben  ist,  mit  Ausschliessung  jedes  beliebi- 
gen anderen  Actenstückes." 

In  Stuttgart  nahm  man  Anstand,  einen  Gegenenrwurf 
auszuarbeiten,  um  die  Kluft  zwischen  den  Anschauungen  der 
Regierung  und  der  Curie  nicht  zu  schroff  hervortreten  zu 
lassen. 

Man  beschränkte  sich  auf  kritische  Bemerkungen  zu 
dem  Progetto,  erklärte  den  Art  13  nicht  in  der  vorgeschla- 
genen Fassung  annehmen  zu  können,  aber  auf  den  ganzen 
Artikel  verzichten  zu  wollen,  damit  das  alte  Recht  bleibe  l). 


*)  „Indem  der  Entwarf  festsetzt,  dass  bei  der  Provision  des  bis.  if- 
lichen  Stuhles,  der  Canonicate  und  der  Präbenden  der  CathedraJt  bt 
allein  dasjenige  zu  beobachten  sei,    was  in  der  Bulle  Sr.  Heil.  Leo*s     T- 
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Inzwischen  erfolgte  in  Stuttgart  ein  Ministerwechsel  und 
das  neue  Cabinet  beschloss,  eine  Gesandtschaft  zur  Ab- 
schliessung  eines  Concordats  nach  Eom  zu  senden. 

Nachdem  man  sich  noch  mit  der  badischen  Regierung 
verständigt  und  in  Bezug  auf  die  Bischofswahl  beiderseitig 
von  der  Wichtigkeit  des  Breve  Quod  de  fidelium  über- 
zeugt hatte,  ernannte  der  König  am  24.  April  den 
Herrn  von  Ow  zum  Bevollmächtigten,  welchem  der  katho- 
lische Stadtpfarrer  von  Stuttgart  Dannecker,  aber  nur  um 
die  Curie  über  die  württembergischen  Verhältnisse  aufzu- 
klären beigegeben  wurde. 

Für  diese  Gesandtschaft  wurde  vom  Staatsrathe  Rümelin 
eine  der  Curie  zu  unterbreitende  Proposition  ausgearbeitet, 
deren  Art.  11  lautete: 

„In  Betreff  der  Besetzung  des  bischöflichen  Stuhles,  der 
Canonicate  und  Dompräbenden  bleibt  es  bei  dem  mit  dem 
heiligen  Stuhle  vereinbarten  Verfahren." 

Die  Motive  wiesen  dann  auf  die  Wichtigkeit  des  Breve 
hin,  welches  nicht  als  Interpretation,  sondern  als  eine  weitere 
Einräumung  aufgefasst  sei.  Sie  bemerken,  dass  eine  blosse 
.Erwähnung  der  Bulle  nur  dann  ev.  zulässig  sei,  „wenn  die 
Curie  in  der  Instruction  an  den  Bischof  den  Hauptinhalt  des 
Breve  wiederholen  würde,  wonach  jedenfalls  nur  eine  persona 
grata   Bischof  oder  Mitglied  des  Domcapitels  werden  könne, 


Ad  Dom:  diesfalls  vorgeschrieben  ist,  fügt  er  bei,  dass  jedes  andere  belie- 
bige Actenstück  ausgeschlossen  sei. 

Durch  die  Annahme  dieser  Bestimmung  würde  das  Breve,  welches  S. 
Heil,  unter  dem  23.  März  1828  an  das  Domcapitel  zu  Rottenburg  gerichtet 
hat,  und  welches  eine  mit  der  Regierung  vereinbarte  genauere  Instruction 
für  das  Verhalten  des  Domcapitels  bei  der  Wahl  des  Bischofs  ertheilt 
ausser  Anwendung  treten.  Die  König!.  Regierung  hegt  jedoch  die  feste 
Ueberzengung,  dass  es  nicht  die  Absicht  des  Entwurfes  gewesen  sein  kann, 
diese  Instruction  zurückzunehmen;  sie  würde  dieses,  da  es  sich  um  einen 
integrirenden  Theil  der  vereinbarten  Bestimmungen  handelt  auch  nicht 
zugeben  können.  Dagegen  ist  sie  gerne  bereit,  den  12.  Art.,  in  welchem 
wie  sie  glaubt  etwas  neues  über  diesen  Gegenstand  von  dem  heiligen  Stuhl 
ebensowenig  als  von  der  diesseitigen  Regierung  kann  festgesetzt  werden 
wollen,  ganz  fallen  zu  lassen." 


i 


330  Bach  II.  Gesch.  d.  Bisch  .-Wahlen. 

und  deshalb  die  Wahlliste,  welche  nicht  mindestens  zwei 
personae  gratae  enthielte,  ergänzt  werden  müsste." 

Der  Geheimerath,  welchem  dieser  Entwurf  vorgelegt 
wurde,  bemerkte,  dass  die  Fassung  des  Artikels  annehmbar 
sei,  falls  der  Papst  das  Breve  ausdrücklich  anerkenne;  dass 
aber  entgegenstehenden  Falles  der  Curie  nachgegeben  werden 
könne,  in  dem  Vertrage  selbst  nur  die  Bulle  zu  erwähnen- 
des wäre  aber  darauf  noch  zu  bestehen,  dass  bei  den  Ver- 
handlungen von  der  Curie  bestimmt  zugestanden  werde,  es 
müsse  in  der  Vollziehungs-Instruction  die  ausdrücklich« 
Erklärung  eine  Stelle  finden: 

dass  die  Wahl  zu  der  Stelle  des  Bischofs  und  eines 
Domcapitulars  jederzeit  nur  auf  eine  dem  Landesherrn  nicht 
missfällige  Person  fallen  dürfe  und  daher,  wenn  von  S. 
Maj.  dem  Könige  in N  der  von  dem  Domcapitel  vorgelegten 
Candidatenliste  sämmtliche  darin  benannte  Personen  oder  alle 
bis  auf  Eine  als  höchstdemselben  minder  angenehm  gestrichen 
würden,  dem  Wahlacte  vorgängig,  von  dem  Domcapitel  eine 
neue  berichtigte  ergänzte  Liste  vorzulegen  sei." 

Die  Verhandlungen  wurden  in  Rom  durch  den  Cardinal 
Reisach  geführt.  Ueber  die  Bischofswahlen  berichtet  das  Pro- 
tokoll der  Conferenz  vom  21  ♦  Juli: 

„Bei  Besprechung  der  XII.  These  schien  sich  ein  Theil 
der  bestehenden  Schwierigkeit  durch  Aufhellung  eines  durch 
die  Uebersetzung  herbeigeführten  Missverständnisses  zu  heben. 
Durch  die  Worte  „con  esclusione  di  qualsivoglia  altro  atto 
erklärte  nämlich  der  Cardinal,  wolle,  wie  auch  die  ältere  Basi 
zeige,  keineswegs  jedes  andere  Actenstück,  sondern  nur 
jeder  andere  durch  einseitige  Anordnung  der  Regierungen 
zur  Wahl  hinzugekommene  in  der  genannten  Basis  genauer 
beschriebene  Act  ausgeschlossen  werden.  Atto  hiesse  weniger 
Actenstück  als  Handlung  u.  s.  w.  Demnach  wolle  der 
heilige  Stuhl  in  einem  Projecte  die  nach  der  Bulle  /d 
Dominici  an  den  Bischof  und  das  Capitel  erlassenen  beid  n 
Breven  keineswegs  desavouiren. 

Sofort  beschrieb  der  Cardinal  das  bedeutungsvolle  Rec.  t, 
welches  S.  Maj.  dem  König  durch  die  Mittheilung  einer  Lir  >, 
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aus  welcher  höchst  derselbe  die  unangenehmen  Personen 
eben  dürfe  eingeräumt  worden  sei,  und  wie  die  durch  B 
zum  Abschluss  gebrachten  Verhandlungen  nur  von  einer 
fachen  Annahme  der  Bulle,  wozu  Baden  auch  die  ändert 
gierungen  zu  bewegen  zugesagt  habe,  sprechen. 

Dagegen  machten  wir  geltend:  Wenn  auch  die  ] 
S.  Maj.  dem  König  unserm  gnädigsten  Herrn,  ein  grosses  I 
einräume,  so  mache  dieselbe  doch  zugleich  die  Auflage, 
Streichung  der  unangenehmen  Personen  aus  der  Liste 
die  Möglichkeit  einer  Wahl  übrig  zu  lassen.  Denke  man 
den  Fall,  dass  auf  der  Liste  nur  unangenehme  odei 
Ausnahme  von  einer  lauter  unangenehme  Personen  stäi 
so  müssten  nach  der  Forderung  der  Bulle  wenigstens 
Kamen  stehen  gelassen  werden  und  somit  wäre  S. 
keineswegs  gesichert,  dass  nicht  eine  unangenehme  Pi 
für  den  bischöflichen  Stuhl  p.  p.  gewählt  werde.  Dei 
habe  man  schon  nach  dem  Frlass  der  Bulle  alsbald 
Verhandlungen  angeknüpft  und  faBt  ein  ganzes  Jahr 
fortgesetzt. 

Das  Resultat  derselben  sei  in  den  genannten  bt 
Breven  ausgedrückt.  Schon  in  dieser  beschriebenen 
Stellung  sei  klar  angezeigt,  dass  die  Breven  etwas  Neues 
Günstigeres  für  die  Regierung  enthalten  müssten.  Das 
zeigen  aber  auch  die  betreffenden  Worte.  Ausdrücklic 
den  Wählenden  zur  Pflicht  gemacht  eos  adeiscere  etc.;  i 
ritie  bezeichne  doch  ein  positives  Wissen,  dass  der  zu  WS 
de  angenehm  sei,  und  zwar  vor  dem  förmlichen  Wal 
was  nicht  stattfinden  könne,  wenn  die  etwa  2  auf  der 
übrig  gelassenen  Namen  so  qualificirt  wären,  wie  in  den 
erwähnten  Beispielen  angenommen  worden.  Auch  der  ai 
Ausdruck  prudentiae  insuper  laude  commendari  sei  der 
gegenüber  ganz  neu  und  gewiss  nur  mit  Rücksicht  au 
Wünsche  S.  Ma.   und  die  Verhältnisse  der  Diöcese  gev 

Da  der  Cardinal  über  die   fraglichen  Breven  nicht 
reichend  unterrichtet  war,  so  versprach  er  darüber  We 
einzuholen ,    konnte     aber   seinerseits     gegen     unsere 
ein  andersetz  ung  nichts  erhebliches  einwenden. 
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Wir  glaubten  unsererseits  es  könnte  vielleicht  der  sicht- 
lichen Unklarheit  in  dem  Wortlaute  des  Breve  begegnet 
werden,  und  eine  neue  Erklärung  etwa  der  Art,  dass  die 
Wählenden  darauf  Rücksicht  zu  nehmen  hätten,  auf  die  Liste 
wenigstens  2  Personen  zu  setzen,  von  denen  sie  wüssten,  dass 
sie  nicht  minus  gratae  seien,  erfuhren  sie  solches  sive  ex 
animi  indole,  sive  ex  praecedentibus  ipsius  gubernii  factis,  sive 
aliis  convenientibus  modis." 

Die  Fortsetzung  dieser  Verhandlung  erfolgte  dann  am 
4.  August.  „Der  Cardinal,"  so  lautete  das  Protokoll, 
„hatte  nach  der  letzten  Conferenz  alsbald  bei  der  Secretarie 
der  päpstlichen  Curie  nachgefragt,  wie  es  sich  mit  den  bei- 
den Breven  vom  23.  März  1828  über  die  Bischofswahl  etc. 
verhalte,  und  in  welchem  Sinne  dieselben  den  vorausge- 
gangenen Verhandlungen  gemäss  auszulegen  seien. 

Im  Augenblick  unserer  neuen  Zusammenkunft  stand  die 
Antwort  noch  aus.  Der  Cardinal  aber  erklärte  auch  jetzt 
wieder,  dass  die  Curie  jedenfalls  die  beiden  Breven,  deren 
Aechtheit  vorausgesetzt,  anerkennen  werde.  Nur  werde  man  in 
der  Auslegung  derselben  sehr  genau  zu  Werke  gehen  und 
den  Begriff  der  personae  minus  gratae  ohne  Zweifel  so,  wie 
es  unter  dem  Pontificate  Gregorys  XVI.  nach  andern  Seiten 
hin  geschehen  sei,  bestimmen. 

Das  Kecht,  alle  Personen  bis  auf  Eine,  beziehungsweise 
zwei  zu  streichen  und  somit  die  Vorlage  einer  neuen  Liste 
zu  veranlassen  werde  die  Curie  der  Regierung  wohl  nie  so- 
gestehen  Indessen  verstehe  es  sich  ja  von  selbst,  dass  die 
Wählenden,  welche  das  Recht  Sr.  Maj.  des  Königs  kennen, 
schon  bei  Anfertigung  der  Liste  darauf  Bedacht  nehmen 
werden,  dass  sie  nicht  Personen  darauf  setzen,  welche  mit 
Grund  als  unangenehm  betrachtet  werden  könnten. 

Wir  nahmen  diese  Erklärung  um  so  lieber  an,  als  ja* 
wie  wir  behaupteten,  die  Breven  eine  solche  Rücksichtnahme 
den  Wählenden  jedenfalls  empfehlen.  Wenn  aber,  fuhren 
wir  fort,  zu  den  genannten  Breven  eine  genaue  und  die 
Regierung  einengende  Erklärung  über  den  Begriff  der 
personae  minus  gratae  beziehungsweise  über  Behandlung  der 
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vorzulegenden  Liste  zugegeben  werden  sollte,  so  zögen  wir 
es  vor,  wenn  die  Breven  einfach  ohne  solche  Erörterungen 
in  ihrer  Geltung  anerkannt  würden. 

Da  katholischen  Regenten  vom  heiligen  Stuhle  das  Recht 
eingeräumt  werde,  die  Bischöfe  geradezu  selbst  zu  ernennen, 
so  scheine  es  für  evangelische  Fürsten  das  zulässige  Aequi- 
valent  zu  Bein,  dass  wenigstens  keine  ihnen  unangenehme  Per- 
son zum  Bischof  gewählt  werde. 

Da  indessen  die  Erklärung  des  heiligen  Stuhles  noch 
ausstand,  so  konnte  Weiteres  nicht  festgesetzt  werden. 

In  Betreff  der  übrigen  Fassung  des  Art.  12  meinte 
der  Cardinal,  es  sollte  ausdrücklich  erwähnt  werden,  dass 
Alles,  was  einseitig  zum  kirchlichen  Wahlacte  von  Seiten 
der  Regierung  hinzugefügt  worden  sei,  in  Zukunft  ausge- 
schlossen bleibe,  dass  also  namentlich  keine  besonderen  Be- 
dingungen für  den  zu  Wählenden  gestellt  würden,  kein  Königl. 
Commissär  dem  Wahlact  anwohne,  keine  Königliche  Bestä- 
tigung der  Wahl  gefordert  werde. 

Wir  erklärten  dagegen,  dass  ein  solcher  Zusatz  für 
unsere  Regierung  entehrend  sein  müsßte,  weshalb  wir  darauf 
nicht  eingehen  könnten.  Es  müsste  doch  genügen,  wenn  gesagt 
werde,  dass  es  bei  dem  sein  Verbleiben  habe,  was  mit  dem 
heiligen  Stuhl  vereinbart  worden  sei.  Darum  empfehlen  wir 
die  einfache  Annahme  unserer  These  mit  dem  Wunsche, 
dass  die  Geltung  des  Breve  in  der  Instruction,  wenn  möglich 
mit  einer  näheren  im  Sinne  der  Regierung  gegebenen  Er- 
klärung erwähnt  werde.  —  " 

Auch  später  erklärte  der  Cardinal,  dass  der  Sinn  des 
Breve  noch  nicht  klar  gelegt  werden  könne,  da  die  Ver- 
handlungen noch  nicht  actenmässig  untersucht  seien. 

Es  wurde  demgemäss  die  Formulirung  des  Art.  12  be- 
liebt, wie  sie  auch  im  Concordat  selbst  stand:  „Circa  provi- 
sionem  Sedis  episcopalis  Rottenburgensis ,  canonicatuum  et 
praebendarum  cathedralis  ecclesiae  ea  tantum  servabuntur, 
de  quibus  cum  S.  Sede  jam  conventum  est,"  mit  dem  gleichen 
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Zusätze  in  der  an  den  Bischof  zu  erlassenden  Instruction 
wie  in  Baden1). 

Die  Gesandten  empfahlen  ihrem  Hofe  es  dabei  zu  be- 
lassen. „Es  scheint,  fugten  sie  hinzu,  dass  der  heilige  Stuhl 
sich  darüber  nicht  gern  aussprechen  möchte.  Ohnehin  besteht 
hier  die  Ansicht,  dass  der  Fall  nicht  vorkommen  werde, 
in  welchem  ein  Capitel  lauter  für  die  K.  Regierung  unge- 
nehme Namen  auf  die  Wahlliste  setzen  würde2)." 

Freilich  konnte  sich  der  Staatsrath  Rümelin  die  absicht- 
liche Zweideutigkeit  der  gewählten  Fassung  nicht  verhehlen; 
er  glaubte  aber  dennoch  die  Annahme  des  Antrags  em- 
pfehlen zu  sollen,  da  ihm  der  Sinn  des  ßreve  unzweifelhaft 
erschien.  Und  zu  dem  gleichen  Resultate  gelangte  auch  das 
Gutachten  des  Geheimenrathes  vom  20.  December  18öti, 
welches  als  Ergebniss  des  Artikels  hinstellte,  dass  „die  Re- 
gierung hiernach  gegen  die  Wahl  einer  ihr  missfälligen  Per- 
son als  sichergestellt  angesehen  werden  kann." 


Das  württembergische  Concordat  theilte  das  Schicksal 
des  badischen  und  wurde  durch  königliches  Rescript  vom 
13.  Juni  1860  für  rechtsunverbindlich  erklärt  Das  neue 
Gesetz  aber  vom  30.  Januar  1862  bestimmte  in  Art  4» 
Abs.  2,  dass  in  Betreff  der  Besetzung  des  bischöfliche» 
Stuhles  es  bei  dem  in  Bulle  und  Breve  vereinbarten  Ter- 
fahren  sein  Bewenden  haben  solle. 


c)  Hessen  -  Darmstadt. 

Während  in  fast  allen  Staaten  der  oberrheinisch 
K'rchenprovinz  der  Episcopat  den  Weg  der  offenen  Em- 
pörung beschritt,  blieb  das  Yerhältniss  des  Mainzer  Bischöfe  ' 
von  Ketteier  zur  Hessendarmstädtischen  Regierung  ein  durch*  : 
weg   freundliches.     Freilich   lag   das  Verdienst  davon  nicht 


x)  S.  oben  S.  319. 

*)  Bericht  vom  31.  October  1856. 
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auf  Seite  des  Bisehofes  sondern  der  Regierung,  welche  wider- 
rechtlich alle  ihre  Befugnisse   in  Kirchensachen   aufgal 
mit  dem  Bischof  gemeinsam  in  clerical-conservativer  Rei 
schwelgte. 

Bekanntlich  hat  der  Minister  von  Dalwigk  mit 
Bischöfe  von  Kutteier  eine  geheime  Convention  ')  geschL 
welche  an  sich  rechtlich  ungültig,  das  ganze  bis  ■ 
geltende  Kirchenrecht  umgestaltete.  Diese  handelte  au( 
Art.  13  von  dem  Recht  der  Bischofswahl,  indem  si 
stimmte,  dass  in  dieser  Beziehung  die  Normen  der  Bull 
Dominici  gregis  cuBtodiam  in  Geltung  bleiben  sollten. 
Ereve  Re  sacra  war  nidit  speciell  erwähnt  Vennu 
wussten  beide  Paciscenten  nichts  von  demselben;  da  es 
als  ein  Accessorium  zu  der  genannten  Bulle  aufgefasst  w 
muss,  so  war  mit  der  Aufrechte rhaltung  dieser  auch  die 
ausgesprochen. 

Allein   der   römischen   Curie   behagte    die    Darm  st 
Convention  nicht  völlig;    sie  verlangte  Aenderungen  ut 
verstand  es  den  Artikel  über  Bischofs  wählen  so  umzufoi 
dass    er    durch    Einschiebung   eines    einzigen    Wortes 
wesentlich  anderen  Charakter  erhielt. 

„Quum  S.  Sedi  innotuerit,  so  hiess  es  in  den  römi 
Animadversiones s),  quosdam  abusus  in  ecclesiastica  proi 
Rheni  superioris  adjeetos  fuisse  methodo  praescriptae  a  1 
in  Sua  Constitutione  „Ad  Dominici  gregis  custodiam"  c 
Provisionen!  Sedis  epiBCopalis  et  canonicatuum ,  Epi 
partes  erunt  contra  cos  abusus  apud  Gubernium  recls 
ac  dare  operam  ut  huic  articulo  ante  verbum  obse 
bitur  addatur  tantummodo." 

Also  nur  die  Bulle  Ad  Dominici  sollte  für  Bisi 
wählen  geltend  sein.  Damit  war  in  kunstvoller  Weis 
Breve  Re  sacra  eliminirt,  ganz  abgesehen  davon,  dass 
die    landesherrlichen    Gesetze   über  die  Bischofswahl  — 


>)  Mehrbeb  gedruckt,  n.  a.  bei  Walter,  Fontes  359. 
*)  Abgedruckt  in  ZUchr.  f.  Sachenrecht,   8,  345  ff. 
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ja  schon  die  Convention  zugestanden  hatte  —  nkfa  air 
gelten  sollten.  Und  Herr  von  Dalwigk?  Er  hat  nack&ig» 
lieh  behauptet  die  römischen  Vorschlage  nicht  angeroua 
zu  haben ,  während  gewichtige  Umstände  für  das  Gcgemki 
sprechen.  Jedenfalls  waren  auch  diese  staatlich«  Ytxzkkt 
rechtlich  ungültig,  wie  sie  denn  auch  niemals  wirksam  ge- 
worden sind,  da  die  landesherrlichen  Verordnungen  ra 
1^29  und  1830  nie  officiell  aufgehoben  worden  sind,  tH 
mehr  die  Convention  selbst  im  Jahre  1866  von  Begieren? 
und  Bischof  iür  ausser  Wirksamkeit  erklärt  wurde. 

Der  Gesetzentwurf,  welcher  im  Jahre  1863  den  Standet 
vorgelegt  wurde,  bestimmte  im  Art  6: 

„Die  Kirchenämter  werden  durch  die  Kirchen  selbst  ver- 
liehen, unbeschadet  der  auf  öffentlichen  oder  privatrechfc 
liehen  Titeln  wie  insbesondere  dem  Patronate  beruhenden  Be- 
fugnisse." 

Damit  sollte ,  wie  die  Motive  ausführten *V.  für  & 
Bischofswahlen  nur  das  in  der  Bulle  Ad  Dominici  mit  im 
heiligen  Stuhle  vereinbarte  Verfahren  massgebend  sein,  allai 
die  zweite  Kammer  glaubte  doch  dass  etwas  grossere  Däm- 
lichkeit angemessen  erscheine,  um  eine  wiederholte  Ver 
schleuderung  der  der  Regierung  vertragsmässig  zustehend« 
Befugnisse  zu  verhindern,  und  beabsichtigte  diese  selbst  duck 
Staatsgesetz  zu  festigen. 

Demnach  sollte  Art.  6  die  Fassung  erhalten: 

„Rücksichtlich  der  Besetzung  des  bischöflichen  Stuhles 
und  der  ihm  zugehörigen  Kirchenämter  bleibt  es  bei  d® 
Bestimmungen  welche  in  der  landesherrlichen  Verkündigung 
vom  2.  October  1829  und  in  den  Artikeln  14,  15,  16  uni 
17  der  Verordnung  vom  30.  Januar  1830,  sowie  indenBuBeo 
Provida  sollersque  und  Ad  Dominici  gregis  custodiam,  sowrit 
diese  Geltung  erhalten  haben,  enthalten  sind/' 

Freilich  fand  der  von  der  zweiten  Kammer  umgestalte* 
Gesetzentwurf  nicht  den  Beifall  der  ersten,  das  Gesetz  kna 

')  Vgl.  Thudichum,  die  Kirchenfrage  vor  der  hess.  Volksverf   wü 
1863  u.  18t>4  (Darmstadt  1873)  18. 
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nicht  zu  Stande,  und  nach  der  Convention  wurde  w< 
regiert.  Aber  —  wenigstens  in  dieser  Beziehung  ein  Gl 
für  das  Land  —  es  trat  während  der  Anerkennung  der  ( 
vention  Seitens  der  Regierung  keine  Erledigung  des  Mail 
Stuhles  ein,  und  es  ist  juristisch  zweifellos,  dass  das  frü) 
oberrheinische  Recht  der  Bischofswahlen  jetzt  in  Hes 
Darmstadt  ohne  irgend  eine  Modifikation  gilt. 


il)  Nassau. 

Der    Bischof    von    Limburg    beschritt    gleichfalls 
nassauischen   Regierung   gegenüber  den  Weg  der  thatli« 
Auflehnung.     Es  ergaben  sich  auch  hier  unerquickliche  < 
flirte,   die  zu  einer  Versetzung  des  Bischofs  in  den  Ankl 
zustand  führten. 

Der  weitere  Verlauf  der  Angelegenheiten  entsp; 
durchaus  dem  so  eben  dargestellten  badischen '). 

Auch  hier  wurde  durch  üesterreichs  Vermittelung 
durch  den  Wiener  Nuntius  Viale  Prela  die  Brücke 
directen  Verhandlungen  mit  der  Curie  geschlagen,  da 
Cardinal  Antonelli  dem  österreichischen  Gesandten  eri 
hatte,  nur  so  könne  der  Conflict  beseitigt  werden. 

Die  nassauische  Regierung  ernannte  dann  den  nie 
ländischen  Gesandten  in  Rom,  Graf  von  Liedekerke-Beat 
zu  ihrem  Bevollmächtigten  und  gab  ihm  den  Ministerial 
Händel  bei,  der  aber  während  der  Abwesenheit  des  erst 
von  Rom  allein  die  Unterhandlungen  führte. 

Die  Instruction  ging  dahin,  nur  eine  provisorische 
gelung  und  auch  diese  allein  für  die  gerade  brennenden  Fra 
die  in  den  factischen  Conflict  hineingezogen  waren, 
treffen. 

Händel   überreichte   dann  auch    eine  Denkschrift2), 

')  Vgl.  Friedberg,  Grunzen  469  ff. 
*)  Abgedruckt  ebendaselbst  907  ff. 
Friadberg.  »tut  und  Bluhoftirelilon.  21 
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nur  eine  Vereinbarung  für  einzelne  Punkte  der  kirchlichen 
Organisation  als  Ziel  hinstellte,  und  empfing,  wie  der  ba- 
dische Gesandte,  eine  Antwort1),  welche  das  Benehmen  und 
die  Forderungen  des  Bischofs  billigte  und  durch  historische 
Darstellung  die  ungerechtfertigte  Nichtausführung  der  Bulle 
Ad  Dominici  nachzuweisen  versuchte. 

Nachdem  Händel  diese  Vorwürfe  entschieden  zurück- 
gewiesen2), hatte  auch  er  mit  dem  Cardinal  Brunetti  in 
der  Zeit  vom  19. — 30.  März  1855  Conferenzen,  in  denen 
über  die  Entstehungsgeschichte  der  Bullen  gestritten,  die 
Forderungen  des  Bischofes  erörtert,  auch  vom  Cardinal  ein- 
zelne Zugeständnisse  gemacht  wurden ,  ohne  dass  er  jedoch 
den   Standpunkt  der  Regierung  adoptirt  hätte. 

Schliesslich  überreichte  Brunetti  die  „Basi  per  una  Con- 
venzione",  wörtlich  der  der  badischen  Regierung  übergebenen 
entsprechend,  welche  zwar  einzelne  im  Laufe  der  Verhand- 
lungen gemachte  Concessionen  wieder  zurücknahmen,  allein 
als  Ultimatum  des  Papstes  bezeichnet  wurden. 

Darüber  fand  dann  am  18.  April  noch  eine  Conferecz 
statt,  nach  deren  resultatlosem  Verlauf  Händel  Rom  veriiess, 
und  die  Verhandlungen  abgebrochen  wurden,  zumal  auch 
der  Graf  Liedekerke  am  27.  September  1855  starb. 

Zwar  mahnte  der  Cardinal  Antonelli  in  einem  Schreiben 
vom  21.  December  1855  die  nassauische  Regierung,  die 
Unterhandlungen  fortzusetzen,  allein  diese  beschloss,  —  ob- 
gleich auf"  einer  in  Mannheim  mit  den  Bevollmächtigten 
von  Baden  und  Württemberg  abgehaltenen  ConfeTenz  sici 
ergab,  dass  diese  Staaten  ihre  gleichfalls  unterbrochenen 
Verhandlungen  fortzufuhren  beabsichtigten  —  sich  mit  den 
Bischof  von  Limburg  ins  Vernehmen  zu  setzen. 

Freilich  liefen  noch  zweimal  Noten  des  Cardinalstaata- 
secretärs  ein,  welche  Rügen  über  einzelne  Punkte  der  kirch- 
lichen  Verwaltung    aussprachen    —   darunter   am  20.  April 


x)  Ebendas.  859  ff. 
*)  Ebendas.  8^8  f. 
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1857  die,  dass  ein  landesherrlicher  Commissar  den  Capitels- 
wahlen  beiwohne  —  allein  die  Regierung  konnte  dadurch 
ebensowenig  zum  Abschlüsse  eines  Concordates  gedrängt 
werden,  wie  durch  die  von  dem  Bischöfe  von  Limburg  ihr 
eingereichte  „Punctation  zu  einer  Convention  Sr.  Hoheit  des 
souveränen  Herzog  Adolph  zu  Nassau  mit  Sr.  Heiligkeit 
dem  Papste  Pius  IX. ,  die  Verhältnisse  der  katholischen 
Kirche  im  Herzogthum  Nassau  betreffend". 

Der  erste  Artikel  dieses  Projectes  behandelte  das  Recht 
der  Bischofswahlen  in  einer  wörtlich  mit  dem  württem- 
bergischen Concordate  übereinstimmenden  Fassung.  Dagegen 
that  der  Zusatzartikel  keine  Erwähnung  der  Breven,  sondern 
lautete: 

„Es  wird  fernerhin  von  der  Absendung  eines  landes- 
herrlichen Commissarius  zur  Wahl  der  zu  designirenden 
Candidaten  und  zur  Wahl  des  aus  den  höchst  landesherrlich 
genehmigten  Personen  zu  erwählenden  Bischofs,  Domherrn 
oder  Vicarius  abgesehen  werden. 

Die  seither  üblich  gewesene  Ertheilung  eines  landesherr- 
lichen Bestätigungsdecretes  an  den  Gewählten  wird  fortan 
unterbleiben." 

Der  zweite  Artikel  über  die  Vereidigung  des  Bischofs 
wieder  dem  württembergischen  Concordate  entlehnt,  enthielt 
einen  der  Tegernseer  Declaration  des  Königs  von  Baiern 
(15.  September  1821)  nachgebildeten  Zusatzartikel: 

„In  gleicher  Weise  werden  die  Geistlichen  Gehorsam 
und  Treue  gegen  S.  Hoheit  den  Herzog  angeloben.  Es  ver- 
steht sich  jedoch  von  selbst,  dass  der  vom  Bischof  und  den 
Geistlichen  abzulegende  Eid  sich  lediglich  auf  die  bürger- 
lichen Verhältnisse  beziehe  und  dass  dieselben  dadurch  zu 
Nichts  verbindlich  werden,  was  den  göttlichen  Gesetzen  oder 
den  katholischen  Kirchensatzungen  entgegen  wäre."  — 

Unter  dem  25.  Juli  1861  veröffentlichte  die  nassauische 
Regierung  eine  Verfügung  zur  provisorischen  Erledigung 
des  Kirchenconflictes,  deren  Art.  I  festsetzte: 

„In  Betreff  der  Besetzung  des  bischöflichen  Stuhles  und 
der    domstiftlichen   Präbenden   bleibt    es  bei   dem   mit  dem 

22* 
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heiligen  Stuhle  nach  Inhalt  der  Bulle  Ad  Dominici  gregk 
cu8todiam  vereinbarten  Verfahren  mit  Ausschluss  späterer 
Zuthaten,  wie  dies  in  allen  übrigen  Staaten  der  ober- 
rheinischen Kirchenprovinz  geschieht." 

Damit  war  also  versucht  worden,  die  Bulle  und  die  er- 
gänzenden Breven  aufrecht  zu  erhalten,  die  Bestimmungen 
des  Fundationsinstrumentes  und  der  landesherrlichen  Ver- 
ordnung dagegen  aufzuheben. 

Bemerkenswert h  erscheint  aber,  dass  auch  gegen  diesen 
Punkt  der  Verordnung  sich  der  Widerstand  der  Stände 
richtete. 

Der  ständische  Bericht  vom  25.  Juni  1861  bemerkt  za 
§.  6.  Besetzung  des  bischöflichen  Stuhles: 

„Die  gesetzlichen  Bestimmungen  der  Verordnung  vom 
30.  Januar  1830  über  die  Erfordernisse  der  Wahlfähigkeit 
sind  aus  dem  Staatshoheitsrechte  der  Aufsicht  über  die  ka- 
tholische Kirche,  welches  nach  den  bis  jetzt  noch  geltenden 
Begriffen  des  monarchischen  Staatsrechts  als  unveräusserlich 
besteht,  hervorgegangen,  seiner  Natur  nach  kann  es  daher 
bei  keinem  Acte  der  Kirchengewalt  ganz  aufgegeben  werden. 
Indem  dies  durch  die  besprochene  Bestimmung  der  MinL 
sterialverordnung  im  Voraus  und  ohne  irgend  einen  Vorbe- 
halt bezüglich  der  vorkommenden  Fälle  geschieht  verletzt 
sie  schon  das  mehrfach  hervorgehobene  ständische  Recht 

Diese  Bestimmung  bietet  auch  noch  eine  andere  Seite 
dar,  welche  den  Widerspruch  des  Landtages  hervorrufen 
muss.  Sie  stellt  einen  Gegensatz  auf,  zwischen  dem  als  r  ver- 
einbart" bezeichneten  Verfahren  der  Bulle  und  den  Vor- 
schriften des  landesherrlichen  Edictes,  welches  sie  mit  den 
Worten  „Zuthaten"  belegt.  Indem  sie  die  letzteren  als  der 
Vereinbarung  zuwiderlaufend  für  ausgeschlossen  erklärt, 
unterwirft  sie  sich  dem  von  bischöflicher  Seite  aus  aufoe- 
stellten  Princip,  dass  die  Bestimmungen  der  Bulle  auf  einer 
Convention  beruhten  und  dagegen  die  Anwendung  der  St*  ts- 
hoheitsrechte  unzulässig  sei,  ohne  selbst  zu  beachten,  .  tss 
die  Publication  der  Bulle  mit  dem  ausdrücklichen  Vorbeh  Ite 
geschehen  ist,  dass  daraus  in  keiner  Weise  etwas  abgel*  tet 


Cap.  III.   Die  oberrheinische  Kirchenprovinz.  341 

oder  begründet  werden  könne,  was  den  Hoheitsrechten 
schaden  oder  ihnen  Eintrag  thun  könnte,  oder  den  Gesetzen 
und  Verordnungen  des  Herzogthums  oder  den  Rechten  der 
evangelischen  Confession  und  Kirche  entgegen  wäre." 


3.  Die  späteren  Bischofswalilen. 

Seit  der  Aufhebung  der  Concordate  sind  in  der  ober- 
rheinischen Kirchenprovinz  zwei  Bischofswahlen  vorgenommen 
worden. 

Von  diesen  verlief  die  in  Rottenburg  ohne  jeden  Zwi- 
schenfall, da  die  Curie  den  auf  Grund  von  Bulle  und  Breve 
zum  Bischof  gewählten  Professor  von  Hefele  aus  Tübingen  zu 
verwerfen  Anstand  nahm,  um  nicht  der  schon  durch  die 
Umtriebe  des  Münchener  Nuntius  sehr  gereizten  württem- 
bergischen Regierung  neuen  Stoff  zu  gerechter  Klage  zu 
geben. 

Dagegen  führte  die  Freiburger  Wahl  zu  herbem  noch 
nicht  gelösten  Zwist  zwischen  Staat  und  Kirche *). 

Am  14.  April  1868  starb  der  Erzbischof  von  Freiburg, 
Hermann  von  Vicari  und  am  6.  Mai  1868  reichte  das 
Capitel  dem  Landesherrn  eine  Liste  ein,  welche  aus  dem 
Diöcesanclerus  vier  Candidaten  nannte,  nämlich  den  Capitels- 
vicar  Kübel,  den  geistlichen  Rath  Miller,  die  Domcapi- 
tularen  Orbin  und  Weickum.  Ausserdem  wurden  noch 
vier  nicht  der  Freiburger  Diöcese  angehörige  Cleriker 
genannt,  der  Weihbischof  Baudri  von  Cöln,  die  Bischöfe 
Eberhard  von  Trier,  Ketteier  von  Mainz  und  Martin  von 
Paderborn. 


1)  Wir  vermögen  hier  zu  unserer  Darstellung  in  „Der  Staat  und  die 
k  tholische  Kirche  im  Grossherzogthum  Baden"  (2.  Ausg.,  Leipzig  1874) 
n  ;hts  Neues  hinzuzufüger 
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Das  Capitel  that  die  letzteren  Vorschläge  in  Voraus- 
setzung der  päpstlichen  Genehmigung  und  auf  die  ihm  ge- 
wordene Mittheilung  hin,  dass  die  Regierung  gegen  die 
Wahl  eines  auswärtigen  Geistlichen  nichts  einzuwenden 
habe. 

Unter  dem  18.  Mai  wurde  das  Capitel  darauf  beschieden, 
dass  die  vier  fremden  Bischöfe  als  nicht  wählbar  erschienen, 
und  von  den  übrigen  vier  Candidaten  alle  bis  auf  einen  ge- 
strichen seien,  mithin  das  Capitel  eine  ergänzte  Liste  einzu- 
reichen habe. 

Das  Capitel  erklärte  am  27.  Mai J).  dass  es  diesem  Be- 
gehren um  so  weniger  nachkommen  könne,  als  es  durch 
ein  päpstliches  Breve  vom  4.  Mai2)  die  Erlaubniss  erhalten 
habe,  gegen  die  Bestimmung  der  Bulle  auch  ausländische 
Cleriker  auf  die  Liste  zu  setzen,  wozu  ja  die  Regierung 
gleichfalls  ihre  Genehmigung  ertheilt  habe.  Gleichzeitig  ver- 
pflichte das  apostolische  Schreiben  das  Capitel,  nur  dann  zur 
Wahl  zu  schreiten,  falls  auf  der  Liste  mindestens  drei  Can- 
didaten belassen  würden;  die  Candidatenliste  entspreche  so- 
mit der  Bulle  Ad  Dominici,  und  das  Capitel  halte  sich  dem- 
gemäss  nicht  für  befugt,  eine  neue  Liste  einzureichen. 

Das  Ministerium  suchte  sofort  das  Irrige  der  Auffassung 
des  Capitels  nachzuweisen,  welches  die  Bestimmungen  des 
Breve  Re  sacra  vollständig  ignorirte,  allein  das  Capitel  fragte 
in  Rom  an,  ob  ihm  die  Befugniss  oder  die  Pflicht,  die  Can- 
didatenlisten  zu  ergänzen  zukomme,  erhielt  unter  dem  6.  Juli 
einen  verneinden  Bescheid 3),  und  lehnte  demnach  wiederholt 
am  18.  Juli  das  Verlangen  der  Regierung  ab. 

Die  Zumuthungen,  welche  das  Capitel  der  römischen 
Weisung  zufolge  an  die  Regierung  stellte,  waren  zu  eigen- 
thümlich,  als  dass  sie  auf  eine  Erfüllung  hätten  rechnen 
können. 


')  Beilage  LXXV. 
*)  Beilage  LXXVI. 
*)  Beilage  LXXVII 
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Von  dem  Breve  Re  sacra  war  nach  wie  vor  keine  Rede. 
Von  den  auf  die  Liste  gestellten  Candidaten  waren  unmittel- 
bar vorher  bei  der  Dechantenwahl  vier  von  der  Regierung 
als  personae  minus  gratae  bezeichnet  worden ,  von  den  üb- 
rigen vier  sollten  mindestens  drei  übrig  bleiben,  mithin  die 
Regierung  nur  einen  streichen  dürfen1). 

Inzwischen  bemächtigte  sich  auch  die  Literatur  der 
Frage.  Die  Entstehungsgeschichte  der  Vereinbarung  des 
Jahres  1827  wurde  klar  gelegt,  ihr  juristischer  Inhalt  ge- 
prüft und  festgestellt.  Es  konnte  das  auf  das  Capitel  des 
Eindruckes  nicht  verfehlen,  und  doch  hatte  die  Unselbstän- 
digkeit, welche  es  sich  der  römischen  Curie  gegenüber  hatte 
zu  Schulden  kommen  lassen,  jede  weitere  Handlungsfähigkeit 
gelähmt. 

War  aber  auch  im  Schosse  des  Capitels  Einstimmigkeit 
vorhanden  über  die  Frage,  dass  der  päpstlichen  Weisung- 
Folge  geleistet  werden  müsse,  so  schien  sich  doch  der  Ma- 
jorität der  Capitularen  mit  immer  steigender  Wahrschein- 
lichkeit zu  ergeben,  dass  die  römische  Curie  ihre  Entschei- 
dung ohne  hinreichende  Kenntniss  des  historischen  Sachver- 
hältnisses gefallt  habe. 

Unter  dem  11.  Januar  1869  baten  vier  Mitglieder  des 
Capitels,  die  sich  deswegen  den  heftigen  Zorn  der  ultramon- 
tanen Presse  zuzogen,  beim  Papste  um  die  Interpretation 
des  Breve  Re  sacra2). 

Ob  sie  dabei,  wie  das  Schreiben  des  Domcapitels  vom 
13.  März  angiebt,  von  der  Anschauung  ausgingen,    dass  das 


')  Vgl.  auch   das   Ministerialrescript  v.  10.  September   1868.     Beilage 

Lxxvin. 

2)  Als  diese  Absicht  des  Capitels  in  Rom  anzufragen  verlautete,  and 
die  ultramontane  Fresse,  voran  der  Badische  Beobachter,  eine  Fluth  von 
Schmähungen  aber  das  Capitel  häufte,  erliess  der  Capitelsvicar  Bischof 
Kübel  eine  öffentliche  Bekanntmachung,  in  welcher  er  es  für  unwahr  er- 
klärte, dass  eine  Anfrage  nach  Rom  abgegangen  sei.  Das  war  auch  voll- 
standig  richtig  und  wahrheitsgemäß.  Sie  ging  erst  am  Nachmittage  des 
Tages  ab,  von  welchem  die  Erklärung  KübePs  datirt  war. 
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Breve  lediglich  als  päpstliche  Instruction   aufzufassen,  somit 
ein  einseitiger  kirchlicher  auch  nur  von  der  Kirche  zuinter-] 
pretirender  Gesetzesact  sei,  mag  dahin  gestellt  bleiben:  jeden- 
falls   war   die  Irrigkeit    dieser    Anschauung    in    die  Äuget 
springend,    und    auch    in    zahlreichen    Schriften   hinreichend] 
dargethan. 

Der  Papst  antwortete  am  8.  Februar  1869  *),  dass  kei 
Veranlassung  vorliege,  die  frühere  Entscheidung  aufzuheben.] 
Wohlweislich    enthielt    sich   das   päpstliche  Schreiben  jede i 
Motivirung,    so    dass    dem    Leser  und  Beurtheiler  die  "Wä 
vollkommen    frei   gestellt  war,   ob  er  der  Unwissenheit  ode 
dem  dolus  der  römischen  Curie  die  Schuld  beimessen  wolltt 
Die  lnfallibilität  war  ja  damals  noch  nicht  conciliarisch  fest 
gestellt. 

Das  Capitel  gab  hiervon   der  Regierung  Kenntniss, 
der  fast  naiven  Zumuthung,  jetzt  auf  die  alte  Liste  recurrii 
zu  können2),  was  die  Regierung  unter  dem  19.  Juni  1859 
mit  ihrer  alten  Forderung  beantwortete. 

So  ist  denn  der  erzbischöfliche  Stuhl  zur  Zeit  noch  ver- 
waist. Die  römische  Curie  hat  aber  den  Capitelsvicar  mit 
den  Facultäten  versehen,  welche  ihm  das  kirchliche  Regiment 
der  Diöcese  ermöglichen. 

Auch  daran  kuüpfte  sich   noch  eine  Correspondenz  zwi« 
sehen     Regierung     und     Capitelsvicariat ,    in     welcher    diel 
erstere   ihre   vertragsmässigen   Befugnisse    bei    der  Bischofs*] 
wähl  wahrte4). 

Denn  es  lag  auf  der  Hand,  dass  die  Regierung,  welel 
bei  der  Vereinbarung  über  die  Entstehung  der   Diöcese  si( 
das   kirchliche   Regiment   derselben    durch   eine   nicht 
nehme  Person  ausgemacht  hatte,   nicht  zu  dulden  braucht« 


•)  Beilage  LXXIX. 

2)  Beuchl.  v.  13.  März  1869.  .Beilage  LXXX. 

8)  Beilage  LXXXI. 

4)  Beilage  LXXXII. 
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dass  dies  Regiment,  ohne  dass  die  staatliche  Gewalt  ai 
Person  des  Trägers  desselben  irgend  eine  Einwirkunj 
zuüben  im  Stande  gewesen  war,  gehandhabt  würde. 

Das  Capitelsvicariat  antwortete  mit  der  Schroffhe 
Form,  in  welche  eine  nicht  makellose  Sache  sich  hau 
kleiden  liebt '), 


»)  Beilage  LSXXIII. 


DRITTES     BUCH. 

Das  Recht  der  Besetzung  der  bischöflichen  Stül 


r 


I.  Rückblick. 

Wenn  man  den  Verlauf  der  in  unserm  Jahrhunderte  in 
Deutschland  vollzogenen  Bischofswahlen  betrachtet,  so  findet 
man  ein  Spiegelbild  der  Beziehungen  von  Staat  und  Kirche 
überhaupt. 

Während  im  Anfang  des  Jahrhunderts  die  Barche  willig 
das  vom  Staat  ihr  auferlegte  oft  harte  Joch  trägt,  geben 
die  Concordatsverhandlungen  dem  restaurirten  päpstlichen 
Stuhle  Gelegenheit,  wenigstens  theoretisch  die  Ansprüche  zu 
vertreten,  welche  praktisch  seit  langer  Zeit  in  Deutschland 
keine  Geltung  mehr  hatten  erringen  können.  Er  benutzt 
geschickt  die  politische  Strömung,  die  behauptete  und  geglaubte 
Solidarität  der  kirchlichen  und  monarchischen  Interessen,  um 
Verträge  zu  Stande  zu  brii^gen,  welche  der  Kirche  durchweg 
günstig  sind,  und  durch  Concessionen'  an  den  Staat  grössere 
und  bedeutungsvollere  für  die  Kirche  erringen.  Dabei  ist 
man  allerseits  davon  durchdrungen,  dass  zwischen  Staat  und 
Kirche  nicht  nur  friedliche  Beziehungen  obwalten  müssten, 
sondern  scheint  auch  kirchlicher  Seits  kaum  zu  hoffen,  dass 
die  territorialistische  Unterordnung  unter  den  Staat  sich  je- 
mals ändern  werde.  So  begnügt  man  sich  auch  in  Born,  der 
Interpretation,  welche  die  Staaten  den  Verträgen  gegeben, 
von  Zeit  zu  Zeit  einen  formellen  Protest  entgegenzusetzen, 
ohne  eine  materielle  Aenderung  der  Verhältnisse  auch  nur  zu 
versuchen. 

Inzwischen  begann  aber  die  curialistische  Richtung  sich 
mehr  und  mehr  des  deutschen  Clerus  zu  bemächtigen.  Die 
Bischöfe,  zur  Zeit  des  deutschen  Reiches  staatlich  selbstän- 
dig und   sehr   geneigt  auch   eine  kirchliche  Unabhängigkeit 
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zu  opfern,  an  der  theilzunehmen  ihnen  als  Preis  ihres  Ge- 
horsams gestattet  wird. 

Allein  das  Concil  hat  auch  einen  Wendepunkt  der  kirch- 
lichen Politik  in  fast  allen  Staaten  heraufbeschworen.  Wenig- 
stens diejenigen  deutschen  Regierungen,  welche  überhaupt 
für  die  ihnen  obliegenden  Aufgaben  Sinn  und  Verständniss  haben. 
unternehmen  es  ihre  Beziehungen  zur  Kirche  neu  zu  regeln.  Da- 
bei ist  in  Baden,  Württemberg  und  Preussen  klar  erkannt  wor- 
den, wie  viel  für  den  Staat  von  der  Persönlichkeit  der  Geist- 
lichen abhängt.  Für  die  Anstellung  des  niederen  Cleras  sind 
deswegen  überall  neue  Cautelen  getroffen  worden.  Bezüglich 
der  Bischofswahlen,  die  doch  eine  potenzirte  Wichtigkeit  heute 
auch  für  den  Staat  beanspruchen,  ist  das  alte  Recht  aufrecht 
erhalten  worden. 

Um  so  nothwendiger  erscheint  es,  dies  vollkommen  klar- 
zustellen. Erst  dann  werden  wir  ermessen  können,  ob  sein 
Inhalt  auch  heute  noch  als  ausreichend  angenommen 'werden 
kann. 


Erstes  Capital. 


Bstern1). 

Der  katholische  König  von  Baiern  hat  für  immer  1 
päpstlichen  Indultes  die  Befugniss  zu  den  bischöflichen  £ 
len  seines  Landes  Personen  zu  nominiren,  welche  die  cai 
sehen  Eigenschaften  besitzen.  Denselben  ertheilt  der  I 
die  Institution s),  vor  welcher  sie  sich  in  keiner  Weise  ii 
Verwaltung  der  Diöcesen  mischen  dürfen. 

Nach  erhaltener  Institution  haben  die  Bischöfe  in 
Hand  des  Königs  den  oben  angeführten  Treueid  zu  leis 
Der  Consecrationseid  ist  der  gewähnliche  ohne  di« 
paritätische  Staaten  üblichen  Modificationen,  so  dass  die 
schüfe  sich  zur  Ausrottung  des  Protestantismus  zu  verpi 
ten  haben,  während  doch  das  baierische  Recht  jedem  St 
bürger  vollkommene  Gewissensfreiheit  zusichert. 

Die  königlichen  Ernennungsdecrete  waren  früher 
einem  Begleitschreiben  versehen3),  „dass  durch  Anna 
der  Ernennung  der  feste  EntBchluss  ausgesprochen  we: 
aolle,  bayerischer  Bischof  im  vollen  Sinne  des  Wortes  zu 
das  in  Wort,  Schrift  und  That  ausser  Zweifel  gestellte  Syt 
der  Regierung  sich  anzueigenen,  und  insbesondere  weder  d: 
noch  indirect  nach  Einführung  des  Jesuitenordens  zu  streb 

']  Vgl.  Silbernag],  Verf.  u.  Verw.  sämmtl.  Religionsgenosscnec 
Bayern  (Landshut  1870)  84  f. 

*)  Der   Jnformativproceas   wird   durch   den  päpstlichen  Nuntius  v 
lomnun. 

*>  Vgl.  Schulte   im  theo].  Literatur  blau  (Bonn  1868)  T59  f. 
Friedberg,  Stut  und  BiMhotiw.hlan.  23 
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Das  letztere    ist   nach  dem  neuen  Reichsgesetz  unnöthig  ge- 
worden und  früher  von  den  Bischöfeft  nicht  beobachtet  worden. 

Vom  Devolutionsrechte  oder  päpstlicher  Reservation  ist 
keine  Rede;  doch  soll  die  Nomination  drei  Monate  nach  ein- 
getretener Sedisvacanz  stattfinden.  Indessen  verhindern  die 
Rücksichten,  welche  die  römische  Curie  überhaupt  zur  Ge- 
währung des  Nominationsrechtes  veranlassten,  auch  die  Gel- 
tendmachung des  Devolutionsrechtes  nach  fruchtlosem  Ver- 
lauf der  angegebenen  dreimonatlichen  Frist1). 

Die  Annaten  betragen  für  das  Erzbisthum  München  h  iß) 
(5700  Scudi),  für  Bamberg  800  (4275  Scudi),  für  die  Bb- 
thümer  Regensburg,  Augsburg,  Würzburg  je  600  (2o80  Scudi , 
für  Passau,  Eichstädt  und  Speyer  je  500  Kammergulden 
(1846  Scudi)  *). 

Eine  neue  Regelung  der  Taxen  versuchte  die  baierisehe 
Regierung  i.  J.  1837,  bei  Gelegenheit  der  Praeconisirung  des 
damals  ernannten  Bischofs  von  Augsburg3),  ohne  jedoch  b 
Rom  grossen  Anklang  zu  finden,  und  ebenso  versuchte  der 
Minister  Abel  i.  J.  1841  um  so  mehr  die  Angelegenheit  w 
erledigen,  als  die  Bemühungen  der  Gesandtschaft,  Herab- 
minderungen der  Taxen  in  einzelnen  Fällen  zu  erlangen,  in 
letzter  Zeit  auf  erhebliche  Schwierigkeiten  gestossen  warm 
Denn  in  Rom  hatte  die  Datarie,  welcher  viele  Bezüge  an* 
Spanien,  Portugal  und  Amerika  entgingen,  die  Unzulänglich- 
keit ihrer  Einkünfte  zur  Erhaltung  ihres  zahlreichen  Perso- 
nals geltend  gemacht,  und  da  der  beantragte  Zuschuss  v» 
der  Staatscasse  nicht  bewilligt  wurde,  so  sollten  die  deutschen 
und  italienischen  Bischöfe  das  ergänzen,  was  die  portugi^ 
sischen  und  spanischen  nicht  mehr  bezahlen  wollten.  We- 
nigstens gab    diese    Anregung  Veranlassung,    dass    sich   die 


*)  Schulte,  Lehrb.  d.  kath.   K.-B.  (Giessen  1873)  303- 

*)  Circumscriptionsbulle  v.  1.  April  1818.    Nach  dem  Concordafce 

für  München  31668/3»  Bamberg  2375,  Augsburg,  Kegensburg  und  War  * 

1583 V4,    Passau,    Eichstädt    und    Speyer    1266%    Goldgulden    fesq     w& 

gewesen. 

8)  Die  Taxe  wurde  damals  von  der  Curie    auf  1246  Scudi   fest?     ** 

und  dann  noch  ein  Nachlass  von  750  Gulden  bewilligt. 
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baierische  Regierung  den  Stand  ihres  Taxwesens  genau 
vergegenwärtigte1).  Im  Uebrigen  aber  war  selbstverständ- 
lich, dass  die  Motive,  welche  die  Curie  veranlassten,  im  ein- 
zelnen Fall  eine  Reduction  der  Taxen  abzulehnen,  und  die 
auch  Oesterreich  und  Sardinien  gegenüber  wirksam  wurden, 
noch  weit  mehr  das  Zustandekommen  eines  generellen  Nach- 
lasses verhindern  mussten.  So  ging  allerdings  dem  baieri- 
schen  Gesandten  ein  ausführliches  Schriftstück  der  congre- 
gazione  consistoriale  «zu,  welches  den  Beweis  unternahm, 
dass  der  päpstliche  Stuhl  die  baierischen  Bischöfe  mit  ganz 
besonderer  Vorliebe  behandele,  dass  diese  auch  ferner  auf  jede 
Rücksicht  rechnen  könnten,  welches  aber  scharf  betonte,  dass 
dies  eine  Gnade  des  Papstes  sei  und  nicht  als  ein  Recht  in 
Anspruch  genommen  werden  dürfe. 

Damit  hatten  die  diplomatischen  Verhandlungen  ein  Ende, 
während  die  i.  J.  1848  von  der  Regierung  versuchten  gar 
nicht  in  Fluss  kamen. 

Welche  Taxen  die  baierischen  Bischöfe  gegenwärtig  be- 
zahlen, erhellt  nicht,  nur  das  ist  mitzutheilen,  dass  Bischof 
JLeonrod  von  Eichstädt  i.  J.  1866  an  „Spesen"  2500  Gulden 
zahlen  musste. 


•  'i 


')  Dabei  ergab  sich  folgendes  Resultat: 

E.-B.  Urban  v.  Bamberg   zahlte  1809  Sc  871/«  Baj. 
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B.  Anton  v.  Wüzburg  „ 

B.  Wittmann  v.  Regensburg  „ 

B.  Riedel  v.  Regensburg 

B.  Reisach  v.  Eichstädt 

B.  Nicolaus  v.  Speyer 

B.  Reisach v.  München  (Coadj.)    1304 

B.  v.  Riccabona  v.  Fassau  . . .  2315    fl. 

B.  Hofstatter  v.    Passau    .  .    .   2634    fl. 
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Preussen1). 

Das  preussißche  Recht  der  Bischofswahlen  beruht,  wie 
wir  oben  sahen,  auf  den  Bestimmungen  der  Bulle  De  sahte 
animarum  vom  16.  Juli  1821  und  dem  von  demselben  Tage 
datirten  Breve  Quod  de  fidelium. 

Ehe  wir  nun  die  Controversen  berühren,  welche  sich  über 
den  materiellen  Inhalt  dieser  Bestimmungen  erhoben  haben, 
müssen  wir  auf  die  Frage  eingehen,  wie  die  genannten  Bolle 
und  Breve  selbst  formell  zu  beurtheilen  seien. 

Dabei  verdient  die  Ansicht,  welche  Ketteier  vertreten 
hat,  dass  das  Breve  gar  nicht  ein  Ausfluss  des  von  der 
preussischen  Regierung  mit  der  römischen  Curie  geschlossenen 

x)  Als  Literatur  ist  anzuführen:  Otto  Mejer,  das  Veto  deutscher 
Staatsregierungen  gegen  katholische  BischofswahJen  (Rostock  1866V 
Kette! er,  das  Recht  der  Domcapitel  u.  d.  Veto  der  Regierungen  beiden 
Bischofswahlen  in  Preussen  und  der  oberrhein.  KirchenproTinz.  Fried- 
berg, das  Veto  der  Regierungen  bei  Bischofswahlen  in  Preussen  u.  d.  ober- 
rhein. Kirchenprovinz  u.  d.  Recht  der  Domcapitel.  Mit  sammtlichen  tsf 
die  Frage  bezüglichen  ungedruckten  Actenstücken  (Halle  1869).  Schulte, 
die  Rechtsfrage  des  Einflusses  d.  Regier,  bei  den  Bischofswahlen  in  Prei- 
sen. Mit  den  ungedruckten  Noten  u.  s.  w  der  Verhandlung  in  Rom.  Mil 
Rücksicht  auf  die  oberrhein.  Kirchenprovinz  (Giessen  1869).  Hirschel, 
das  Recht  der  Regierungen  bezüglich  der  Bischofswahl  in  Preussen  a,  4 
oberrhein.  Kirchenprovinz  (Mainz  1870).  Sybel,  das  Recht  des  Sc  '» 
bei  Bischofswahlen  in  Preussen,  Hannover  u.  d.  oberrhein.  Kirchenpro  a> 
Mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Praxis.  Nach  amtlichen  Quellen  C  • 
1873).  Michael  Rosner,  noch  einmal  über  die  Bischofswahlen,  ü  *- 
chiv  f.  kathol.  Kirchenrecht.    N.  F.  24,  425  ff.  25,  72  ff. 
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Vertrages  sei,  kaum  eine  Beachtung.     Der  gedachte  Schrift- 
steller   hat   ohne   genügende   Kenntniss  der  Verhandlungen 
geschrieben,  aus  welchen  Bulle  und   Breve  hervorgegangen 
sind.      Denn    aus  diesen    ergiebt    sich   zur   Evidenz,     dass 
der  Gedankeninhalt  des  Breve  zuerst  von  Niebuhr  der  Curie 
entgegengebracht   worden   ist,  und  dann   nur    von   Consalvi 
die  Aenderungen  erfahren  hat,  die  ihn  den  canonischen  An- 
schauungen passender   erscheinen   Hessen.      Es    ergiebt    sich 
weiter,  dass  Consalvi  ausdrücklich  motivirt  hat,   warum   die 
Bestimmungen  über  Bischofswahlen  in  zwei  gesonderten  Ac- 
tenstücken,  Bulle  und  Breve,  gegeben  werden   sollten;   dass 
er  ausfuhrt,  im  Fall  eines  Concordatschlusses  würde  das  ganze 
Recht  der  Bischofswahlen  eine  zusammenfassende  Normirung 
erfahren  haben  können:  jetzt,  da  man  nur  eine  Circumscrip- 
tionsbulle  beliebe,   sei  es  passender,  in   dieser  lediglich  das 
canonische  Recht  der  freien  Bischofswahl  zu  verordnen  und 
die  der  Regierung  zugestandenen  Befugnisse  dem  Breve  vor- 
zubehalten.    Jeder  Zweifel  aber,  der  sich  vielleicht  noch  zu 
Gunsten  der  Ketteler'schen  Ansicht  geltend  machen  könnte, 
muss  sofort  schwinden,  wenn  man   nur   einen  Blick  auf  den 
im  März  1821  zwischen  Niebuhr  und  Consalvi  stattgefundenen 
Notenwechsel  wirft1).     Denn   der  erstere  fasst  das  Ergebniss 
der  Verhandlungen  dahin  zusammen,  dass  der  Papst  verpflich- 
tet sei  „de  leur,  d.  h.  den  Capiteln,  rappeller  dans  un  bref  for- 
mant  une  partie  essentielle  des  actes  constitutifs 
deceschapitres  etc."  .  .  .  was  der  Cardinal  lediglich  accep- 
tirt,  und  ebenso  stellte  im  September  1841  der  Cardinalstaats- 
secretär  Lambruschini  Bulle  und   Breve   als  gleichwiegende 
Normen  für  das  Recht  der  preussischen  Bischofswahlen  ein- 
fach nebeneinander. 

Dass  die  Bulle  durch  die  preussische  Gesetzsamm- 
lung publicirt  worden  ist,  das  Breve  nicht,  ändert  nichts 
an  der  rechtlichen  Beurtheilung,  und  gestattet  nicht,  wie 
Ketteier  meint,  die  Annahme,  dass  „dies  letztere  zur  er- 
stellen sich  wie  eine  Verwaltungsmassregel  zu  einem  Ge- 
setze verhalte".    Ein  solcher  Vergleich  würde  überhaupt  nur 

O  Siehe  oben   S.  58. 
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möglich  sein;  wenn  man  das  Breve  dem  preussischen  Gesetz 
der  Bulle  gegenüber  als  preussiscfae  Verwaltungsmassregel 
betrachten  wollte,  eine  Ansicht,  welche  dem  Bischof  von  Mains 
sicherlich  fern  liegen  wird.  Aber  auch  als  blosse  Verwaltung«- 
massregel  der  Curie  kann  das  Breve  eben  so  wenig  ange- 
sehen werden,  wie  die  Bulle  ein  blosser  Gesetzesact  der  Curie 
ist.  Beide  zusammen  sind  völkerrechtliche  Verträge,  die  ja 
nicht  blos  in  der  Form  geschlossen  werden,  dass  beide  Con- 
trahenten  ein  Instrument  gemeinschaftlich  unterzeichnen,  son- 
dern auch  so,  dass  der  Vertrag  in  gegenseitigen  Erklärungen 
enthalten  ist,  wie  solche  in  den  Noten  Niebuhr's  vom  20.  und 
Consalvi's  vom  25.  März  1821  vorhegen.  Ebensowenig  wie 
die  Bulle  durch  die  Publication  in  der  preussischen  Gesetz- 
sammlung ihren  völkerrechtlichen  Charakter  verloren  hat 
ebensowenig  das  Breve  durch  seine  Geheimhaltung.  Mag  man 
darum  das  letztere  Verwaltungsmassregel,  Insinuation,  Er- 
mahnung an  die  Capitel  nennen:  die  in  ihm  den  Capiteln 
gegebene  Anweisung  bezüglich  der  Personen  der  Bisthuma- 
candidaten  ist  vertragsmäßiges  zwischen  der  Curie  und  der 
preussischen  Regierung  festgestelltes  Recht. 

Dass  die  preussische  Regierung  übrigens  lediglich  die  Bulle 
publicirte,  nicht  aber  das  Breve,  hatte  einen  juristisch  we- 
sentlichen Grund.  Die  formell  als  Gesetz  des  Papstes  auf- 
tretende Bulle  enthielt  doch  auch  vertragsmässige  Verpflich- 
tungen des  Königs  von  Preussen,  denen  auch  dieser  einen 
rechtlichen  Ausdruck  geben  musste.  Das  Breve  dagegen  ge- 
währte der  Regierung  lediglich  Rechte.  Es  war  daher  be- 
züglich dieses  nur  nöthig,  die  preussische  Regierung  zu  ver- 
gewissern, dass  der  Papst  seiner  vertragsmässigen  Obliegenheit, 
das  Breve  an  die  Capitel  zu  schicken,  nachgekommen  sei, 
und  das  geschah  eben  dadurch,  dass  der  preussischen  Re- 
gierung die  Breven  zur  Beförderung  an  die  Adressen  über- 
geben wurden  und  sie  deren  Empfang  quittirte. 

An  die  Bulle  waren  auch  die  preussischen  Staatsbehör- 
den gebunden,  welche  dem  Papste  nicht  zu  gehorchen  ha  si 
und  nur  eine  gehörig  publicirte  königliche  Willensmein,  ig 
als  Gesetz   annahmen.    Durch    das   Breve  wurden    dage  ra 
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lediglich  Personen  verpflichtet,  welche  unter  der  päpstlichen 
Jurisdiction  standen,  und  welche  daher  päpstlichen  Befehlen 
zu  gehorchen  hatten,  sobald  sie  ihnen  eröffnet  wurden  und 
sie  erfuhren^  dass  dies  mit  Genehmigung  der  Staatsregierung 
geschehe. 

Auf  wessen   Wunsch  die  Geheimhaltung  des  Breve  be- 
schlossen  wurde,    erhellt  nicht.     Die  preussische  Regierung 
hatte  aber  gar  kein  Interesse   daran,  und  es  ist  kaum  ver- 
ständlich,   warum  sie   dem  badischen  Ministerium  auch  nur 
eine  Abschrift  zu  geben  verweigerte,  wenn   man   nicht  an- 
nehmen  will,   dass  sie   damit  ein  der  Curie  gegebenes  Ver- 
sprechen   erfüllt    habe.      Das    versteht  sich  wenigstens  von 
selbst,  dass  es  den  Römern  erwünscht  sein  musste,  wenn  das 
Breve  nicht  allgemein  bekannt  wurde.  Denn  gerade  zu  einer 
Zeit  wo  man  auch  mit   den   andern  deutschen  Regierungen 
verhandelte,  mochte  es  Rom  nicht  lieb  sein,  wenn  alle,  von 
den  Ergebnissen  der   preussischen  Unterhandlung  Kenntniss 
gehabt   hätten.     Wir  haben   oben  gesehen   wie  der  Cardinal 
Sommaglia    die    oberrheinischen    Staaten    zu    Concessionen 
drängen    wollte,   welche    auch    die    preussische  und   hanno- 
verische Regierung  gemacht  haben  sollten,  in  Wahrheit  aber 
gar   nicht  gemacht  hatten1).    Alle   solche  Kunstgriffe  waren 
doch   unmöglich,  wenn    das   Resultat  der  preussischen  Ver- 
handlungen sofort  offenkundig  geworden  wäre.     Und  würde 
beispielsweise   Hannover  sich  den  irischen  Wahlmodus  haben 
gefallen    lassen,    wenn    es    von    dem    unzweideutigen    dem 
Staat  günstigeren  Resultat  der  preussischen   Verhandlungen 
Kenntniss  gehabt  hätte? 

Jedenfalls  wissen  wir,  dass  wo  [bei  ähnlichen  Verhand- 
lungen die  Geheimhaltung  irgend  welcher  Bestimmungen  ge- 
fordert wurde,  dies  lediglich  im  Interesse  und  auf  Verlangen 
der  Kirche  geschah.  — 

Aber  was  bezweckt  Ketteier  mit  allen  seinen  verfehlten 
Ausführungen   über   die   rechtliche   Natur   des    Breve?     Er 


x)  Siehe  oben  S.   167. 
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will  es  inhaltslos  machen.  Wenn,  wie  er  behauptet,  die 
Bolle  das  massgebende  principielle  Gesetz  ist,  die  Bestim- 
mungen des  Breve  nur  eine  Erläuterung  und  Modificatkn 
geben,  so  darf  der  Inhalt  des  letzteren  nicht  mit  dem  der 
ersteren  in  Widerspruch  stehen,  und  die  Interpretation  darf 
aus  dem  Breve  nichts  herauslesen,  was  nicht  auch  in  der 
Bulle  enthalten  wäre.  Die  Bulle  bestimmt  aber  für  dk 
Capitel  vollkommen  freies  Wahlrecht  Durch  das  Brevr 
scheint  dasselbe  beschränkt  zu  werden,  da  das  Capitel  » 
die  Willensmeinung  des  Königs  gebunden  wird.  Das  kt 
aber  nach  Ketteier  ein  falscher  Schein.  Denn  dann  wür- 
den ja  Bulle  und  Breve  sich  widersprechen. 

Wir  haben  nicht  nöthig  auf  diese  Argumentation  näher 
einzugehen.  Sie  steht  auf  der  untauglichen  Basis  der  vor- 
hin von  uns  bemängelten  Ausfuhrungen.  Mit  diesen  fallt 
auch  sie. 

Eine  andere  Consequenz  der  Ketteier  sehen  Behaup- 
tungen führt  aber  gleichfalls  dahin,  das  Breve  vollkommen 
illusorisch  zu  machen.  Ist  wie  er  behauptet  das  Breve  eine 
einseitige  Disposition  des  Papstes,  so  kann  auch  nur  dieser 
die  Befugniss  haben  dasselbe  zu  interpretiren  und  seine  In- 
terpretationen müssen  von  dem  Staate  willenlos  hingenommen 
werden.  Wie  der  Papst  aber  das  Breve  interpretirt  hat, 
haben  wir  schon  oben  gesehen  und  werden  wir  noch  weiter 
unten  ausführlicher  betrachten  müssen.  Es  wird  in  der  Thal 
dadurch  inhaltslos  gemacht;  aber  dazu  hat  der  Papst  naci 
Ketteler's  Ausfuhrung  vollkommen  das  Recht 

Wir  meinen  das  Gegentheil.  Völkerrechtliche  Vertrage 
können  nur  von  allen  Paciscenten  authentisch  interpretirt 
werden,  nicht  einseitig.  Und  da  wir  für  das  Breve  die 
Natur  des  völkerrechtlichen  Vertrages  nachgewiesen  haben, 
so  folgt  dass  die  vom  Papst  gegebenen  einseitigen  Interpre- 
tationen keinen  legalen  Charakter  beanspruchen  können,  son- 
dern nur  als  unverbindliche  Deutungsversuche  zu  betrachten 
sind  —  und  noch  dazu  als  falsche. 

Aber  zu  der  zuletzt  genannten  Consequenz  der  Kei  *■ 
ler'schen   Auffassung   des   Breve   gelangt   auch  ein   Sehr   fc- 
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steiler  der  dieselbe  gar  nicht  theilt.  Nach  Hirschel ')  f 
det  sich  der  Erlass  des  Breve  unzweifelhaft  auf  eine 
Papste  dem  Könige  von  Preussen  gegenüber  vertragsm 

eingegangene    Verbindlichkeit „Auch  der  Inhalt 

Breve  war  Vertrags  massig  festgestellt  und  hing  nicht  i 
vom  Papste  ab,  sondern  dieser  sah  sich  in  Folge  der  a 
schlossenen  Uebereinkunft  genöthigt,  dasselbe  in  der  V 
abzufassen,  welche  gegenseitig  vereinbart  worden."  Ni 
deatoweniger  viudicirt  Hirschel  dem  Papste  die  einst 
Interpretationsbefugniss  für  Bulle  und  Breve.  Und  : 
knüpft  er  dabei  an  den  Umstand  an,  dass  der  Völkern 
liehe  Vertrag  in  der  Form  publicirt  worden  sei,  dass 
Papst  als  einseitiger  Gesetzgeber  auftrete.  Deswegen 
gewiss  der  andere  Theil  nicht  auch  Gesetzgeber  und  des 
nicht  auch  Interpret,  „sondern  Beides  ist  und  kann  nur 
derjenige,  welcher  das  Gesetz  gab". 

Es  liegt  hier  eine  arge  Verwechselung  der  Begriffe 
Dass  der  Papst  gemäss  der  Form  des  Völker rechtli 
Vertrages  formell  befugt  ist,  allein  eine  authentische  I 
pretation  zu  geben  soll  gar  nicht  bezweifelt  werden.  , 
ebensowenig  wie  der  Bulle  und  dem  Breve  für  Pret 
eine  Geltung  beiwohnen  würde,  wenn  sie  nicht  anf  e: 
vertragsmässigen  Uebereinkommen  beruhten,  ebenso« 
kann  die  formell  einseitige  Interpretation  dieses  Vertr 
Seitens  des  Papstes  irgend  eine  materielle  Geltung  fc 
Sprüchen,  wenn  sie  nicht  von  dem  anderen  Paciscenten 
theilt  und  genehmigt  wird.  Und  ebensowenig  wie 
preussischen  Capitel  durch  die  päpstliche  Disposition 
Bulle  De  salute  sich  die  Befugniss  vindiciren  könnten  i 
Bischof  zu  wählen,  wenn  nicht  jene  Disposition  von 
preussischen  Regierung  gebilligt  worden  wäre,  ebensow 
sind  sie  befugt,  einer  einseitigen  päpstlichen  Interpret* 
des  Breve  zu  gehorchen,  falls  sie  nicht  wissen,  dass  dies* 
terpretation  von  der  preussischen  Regierung  genehmigt 
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den  ist  Und  auch  das  kann  nicht  behauptet  werde*,  da» 
weil  die  Bischoftwahl  eine  kirchliche  Angelegenheit  sei.  & 
den  Staat  nichts  angehe,  das  Capitel  den  anf  diese  Wsil 
bezüglichen  Anordnungen  seiner  vorgesetzten  kirchliche: 
Behörde,  i  h.  des  Papstes  canonischen  Gehorsam 
habe.  Eine  solche  Behauptung  beruht  auf  der 
pethio  prineipii  —  wie  sie  sich  gleichfalb  bei  Hirsche 
findet  — ,  dass  die  Bischofswahl  lediglich  die  Kirche  angeht 
und  von  ihr  zu  normiren  sei  Hätte  der  Papst  diese  Ab- 
sicht getheilt,  dann  hätte  er  nicht  mit  dem  Staate  über  <fit 
Bischofswahl  concordiren  dürfen.  Er  hätte  alle  Propos- 
tionen der  preussischen  Regierung  a  limine  znrückweisei 
müssen  mit  der  Motivirung,  dass  dieselbe  nichts  über  dk 
Besetzung  der  bischöflichen  Stühle  zu  sagen  habe,  dass  er 
allein  darüber  bestimmen  werde,  und  dass  er  höchstens  dk 
Wünsche  der  preussischen  Regierung  berücksichtigen  könne. 
Dadurch  dass  er  einen  Vertrag  über  die  BischofswaUea 
mit  dem  Staate  schloss,  erkannte  er  das  rechtliche  Interesse 
desselben  an  der  Besetzung  der  bischöflichen  Stühle  voll- 
kommen an.  Er  hörte ,  wie  Schulte  richtig  bemerkt,  ^för 
das  Object  und  den  Inhalt  des  Vertrages  auf  Gesetzgeber 
zu  sein  und  deshalb  auch  authentischer  Interpret".  Di* 
Form  des  Vertrages  kann  daran  nichts  ändern  und  auch 
nicht  Air  das  Capitel,  da  ihm  durch  die  staatliche  Pubüca- 
tiun  der  Bulle  De  salute  bekannt  sein  muss,  dass  deren  In- 
halt vertragsmässiges  Recht  enthält,  und  da  es  aus  der  Ge- 
schichte der  bezüglichen  Verhandlungen  erkennen  muss  — 
wie  dies  ja  selbst  Hirschel  thut  —  dass  das  Breve  mit  un 
dem  Vertrage  begriffen  war. 


Gehen   wir   jetzt   auf  den   Inhalt   des  Breve  Quod  de 

fidelium  näher    ein,  so   werden  wir  den  Sinn   desselben  ■ 

Besten  uns  vergegenwärtigen  können,  wenn    wir  zuerst  e 

Intentionen    betrachten,   welche   beide   Paciscenten   bei  r 
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Verabredung  desselben  gehabt  haben  und  dann  die 
hingen  erörtern,  welche  jeder  der  Contrahenten  in 
Folgezeit  gegeben  hat. 

Kiebuhr  verlangte,  dass  das  Capitel  sich  versan 
sollte,  um  sich  über  die  Person  (also  eine  einzelne)  des 
didaten  vor  der  Wahl  zu  einigen;  dasselbe  sollte  ferne: 
Regierung  das  Ergebnis»  seiner  Berathung  mittheilen 
auf  eine  zusagende  Antwort  hin  den  Formalact  der 
vornehmen.  Aber  während  Consalvi  diesen  Vors 
einige rmassen  modificirt,  indem  er  von  mehreren  Candi 
spricht  und  über  die  Noth wendigkeit  einer  vorgänj 
Capitelswahl  schweigt  — ,  gesteht  er  zu,  dass  das  C; 
sich  vor  der  Wahl  versichern  solle,  ob  seine  Candi 
auch  nicht  dem  Könige  ungenehm  seien.  Der  Ausdruc 
Cardinais  ist  dabei  so  unzweideutig  wie  möglich,  da  ei 
einem  „assicurarsi"  des  Capitels  spricht,  einer  sich' 
Qewissheit  die  es  sich  zu  verschaffen  hätte. 

Ganz  diesem  Zugestand  nias  entspricht  auch  der  1 
laut  des  Breve.  Die  Capitel  sollen  vor  der  Wahl  er! 
haben  („noveritis"),  ob  ihre  Candidaten  nicht  unge 
seien,  sie  sollen  Sorge  tragen  sich  Gewissheit  zu  versel 
(„ut  vobis  constet  curabitis"). 

Darum  hat  denn  auch  Niebuhr  und  nach  ihm  die  preusi 
Regierung  beständig  das  Breve  so  aufgefasst,  dass  nach 
selben  eine  dem  Könige  ungenehme  Person  n 
zum  Bischof  gewählt  werden  könne,  und  sie 
diese  ihre  bei  der  Contrahirung  des  Breve  massgebend 
tention  mit  Recht  in  den  Worten  des  Breve  erfüllt  gefu 
Der  andere  contrahirende  Theil,  der  Papst,  hat  aber  £ 
dasselbe  beabsichtigt,  in  dem  Breve  ausdrücken  w 
vertragsmäßig  ausdrücken  müssen  und  wirklich  a 
drückt. 

Es  erhellt  das  —  von  allem  oben  Angeführten 
gesehen  —  schon  aus  der  Motivirung,  welche  der  . 
seiner  Anordnung  giebt.  Er  ist  von  der  Anschauung 
seelt,  dass  nur  die  Eintracht  zwischen  Staat  und  E 
fromme,    dass   durch    die   Person  eines  der  Regierung 
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liebigen  Bischofs  dieser  für  beide  Theile  nöthige  Friede  ge- 
fährdet werde,  und  dass  es  darum  auch  für  die  Kirche  er 
spriesslich  sei,  nur  die  Wahl  eines  Mannes  zum  Bischof 
zuzulassen,  welcher  durch  den  Umstand  seiner  Billigung 
Seitens  des  Landesherrn  für  die  erwünschte  concordia  imperii 
et  sacerdotii  Garantien  gebe.  Und  ganz  genau  so  ist  auch 
die  Motivirung  in  Consalvi's  Note  vom  9.  Februar  1H21, 
welche  die  ruhige  und  ungestörte  Handhabung  des  bischöf- 
lichen Amtes,  die  freie  Ausübung  des  katholischen  Glaubens 
von  den  Bedingungen  abhängig  macht,  dass  der  vom  Capitel 
Erwählte  nicht  nur  die  vom  canonischen  Recht  geforderten 
Eigenschaften  besitze,  sondern  auch  klug  sei  und  dem  Könige 
nicht  ungenehm. 

In  späterer  Zeit  ist  aber  Seitens  der  römischen  Curie 
eine  Interpretation  des  Breve  versucht  worden,  welche  za 
wesentlich  anderem  Ergebniss  führte. 

Während  wir  dargethan  haben,  dass  unzweifelhaft  das 
Capitel,  ehe  es  zur  Wahl  schreitet,  eine  objeetive  Gewissbeit 
haben  müsse,  ob  seine  Candidaten  nicht  dem  Könige  unge- 
nehm seien,  hat  Gregor  XVI.  in  seinem  unter  dem  15.  Man 
1839  an  das  Trierer  Capitel  gerichteten,  oben  erwähnten1) 
Breve  den  Grundsatz  ausgesprochen,  dass  das  Capitel  sich 
über  alle  im  Breve  für  den  Bischof  als  nöthig  hingestellten 
Bedingungen  in  gleicher  Weise  zu  vergewissern  habe.  Kann 
man  aber  über  die  Klugheit  eines  Menschen  ein  ob- 
jeetiv  absolut  richtiges  Urtheil  erhalten  ?  Es  ißt  das  unmög- 
lich. Besten  Falles  wird  man  sich  aus  allen  möglichen 
Handlungen  und  Werken  des  Betreffenden  ein  subjeetive* 
Urtheil  zu  bilden  im  Stande  sein,  welches  auf  absolute  Rich- 
tigkeit niemals  Anspruch  machen  kann.  Wenn  das  Capitel 
sich  nun  darüber,  ob  sein  Candidat  dem  Könige  nicht  unge- 
nehm sei,  genau  so  informiren  soll,  wie  über  dessen  Klug- 
heit, so  heisst  das  nichts  Anderes,  als  dass  das  Capitel  nicht 
nöthig  hat  sich  objeetive  Gewissheit  zu  verschaffen,  die  es 
allein    durch   Anfrage  beim  König  erhalten  kann,   sond 


")  Siehe  oben  S.  230. 
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daas  es  genügt,  wenn  das  Capitel  zu  der  subjectiven  U> 
zeugung  kommt,  sein  Candidat  besitze  die  Sympathien 
Regierung.  Zum  Uebernuss  fugt  dos  päpstliche  Actent 
noch  einen  Hinweis  auf  die  Wege  hinzu,  vermittelt  we 
das  Capitel  seine  Untersuchung  vornehmen  solle,  t 
diesen  figurirt  zwar  eine  vorsichtige  und  genaue  Erkundi 
bei  dem  königlichen  Ministerium,  aber  ganz  auf  glei 
Linie  steht  der  Schiusa,  den  das  Capitel  aus  öffentlichen 
privaten  Erkundigungen  und  aus  den  Handlungen  der  R 
ruug  überhaupt  ziehen  könne.  Danach  ist  das  Capitel 
befugt,  einen  Mann  zum  Bischof  zu  wählen,  der  irgend 
mal  einen  untergeordneten  Orden  erhalten  hat ,  „ex  g üb 
factis  arguendo",  dieser  sei  der  Regierung  nicht  missli 
Das  Capitel  kann  sich  bei  Personen  erkundigen,  weicht 
Willengmeinung  der  Regierung  gar  nicht  kennen.  Kui 
wird  Alles  auf  die  bona  fides  des  Capitels  gestellt,  die 
der  Regierung  eben  so  wenig  controlirt  werden  kann, 
von  der  römischen  Curie. 

Noch  unzweideutiger  spricht  sich  aber  das  päpst 
gleichfalls  oben  erwähnte1)  Breve  vom  10.  April  184' 
das  Gnesen-Fosener  Capitel  aus,  indem  hier  die  in 
vorigen  Breve  beispielsweise  angeführte  Erkundigung  be 
Regierung  ganz  beseitigt  ist  und  durch  die  absichtlich  u 
stimmte  Fassung  „sive  ex  praecedentibus  gubernii  factis 
aliig  adhibitis  modis  ad  rem  cognoscendam  idoneis" 
Willkür  des  Capitels  Thür  und  Thor  geöffnet  wird. 

Welche  rechtliche    Geltung  diesen   Interpretationen 
Papstes    zukomme    haben    wir    oben    dargethan.     Sie 
ausserdem  falsch.  Sie  widersprechen  den  Absichten  beider 
trahirender  Theile  beim  Vertrags  so  hlusse  und  dem  Won 
des  Vertrages  selbst. 

Um  so  mehr  ist  es  zu  betonen,  dass  die  Curie  in  neu 
Zeit  das  Irrige  dieser  Deutungen  eingesehen  und  ai 
geben   hat.     Wenigstens  hat  Pius  IX.  in  seinem   unter 
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5.  August  1865  an  das  Cölner  Capitel  gerichteten  Breve1), 
die  Einreichung  einer  Candidatenliste  an  das  Ministerium  für 
den  geeigneten  Weg  erklärt,  wie  das  Capitel  den  Vorschriften 
des  Breve  entsprechen  könne.  Damit  ist,  wie  schon  oben 
angedeutet,  unzweideutig  anerkannt,  dass  das  Capitel  sich  ob- 
jeetive  Gewissheit  zu  verschaffen  habe.  Nichtsdestoweniger 
hat  noch  nach  diesem  Breve  Hirschel,  curialer  als  die  Curie 
versucht  durch  sinnentstellende  und  sinnlose  Wortinterpre- 
tation den  Standpunkt  des  Posener  Breve  wieder  zu  ver- 
treten Hirschel  betont  dass  in  dem  Breve  Quod  de  fide- 
lium  die  Qualitäten  des  Gewählten,  wie  sie  im  canonischen 
Recht  vorgeschrieben  seien,  die  Klugheit  und  die  Nichtniiss- 
liebigkeit  nebeneinander  gestellt  werden  und  für  alle  in 
gleicher  Weise  dem  Capitel  anempfohlen  werde  sich  Gewiss- 
heit zu  verschaffen  und  zwar  wird  „für  die  Klugheit  und 
Nichtmissliebigkeit  des  Candidaten  weder  eine  andere  Art 
noch  ein  höherer  Grad  der  Gewissheit  gefordert,  als  für  die 
übrigen  canonischen  Eigenschaften".  Nähme  man  nun  an. 
dass  die  Capitel  wegen  der  Nichtmissliebigkeit  ihrer  Can- 
didaten bei  dem  Regenten  anfragen  mü  ästen,  so  Hege 
auch  die  gleiche  Nothwendigkeit  bezüglich  der  im  canoniseben 
Recht  aufgestellten  Requisite  vor,  was  doch  vom  kirchlichen 
Standpunkt  aus  unmöglich  sei. 

Wir  wollen  Hirschers  Waffe  nicht  gegen  ihn  kehren  um 
zu  beweisen,  dass  das  Breve  das  von  ihm  für  unmöglich 
Gehaltene  wirklich  stipulire,  und  der  König  von  Preussen 
auch  über  das  Vorhandensein  der  canonischen  Eigenschaften 
der  preussischen  Bisthumscandidaten  direct  befragt  werden 
müsse.  Denn  es  versteht  sich  von  selbst,  dass  der  Papst 
auch  das,  was  Hirschel  für  unmöglich  hält,  möglich  machen 
kann.  Aber  betrachten  wir  doch  nur  unbefangen  die  Worte 
des  Breve,  selbst  wenn  wir  von  der  Tendenz,  in  welcher 
es  gefordert  und  gegeben  wurde,  einstweilen  absehen  wollen. 
Dem  Capitel  wird  aufgegeben  solche  Candidaten  herbe;  i- 
ziehen,   von  denen  es  in  Erfahrung  gebracht  habe,   dass     e 
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1.  die  canonischen  Eigenschaften  besitzen,  2.  aussergewöhn- 
lich  klug  sind,  3.  dem  Könige  nicht  missliebig.  Ueber  diese 
drei  Punkte  sollen  sie  sich  vor  der  Wahl  absolute  Gewiss- 
heit v  erschaffen, 

In  welcher  Weise  Bagt  das  Breve  nicht.  Aber  war  denn 
das  nöthig  zu  sagen  und  verstand  sich  das  nicht  ganz  von 
selbst?  Wie  erkundet  das  Capitel  sicher  die  canonischen 
Eigenschaften  des  Candidaten?  Durch  sorgfältige  nach  allen 
Seiten  sich  wendende  Untersuchung.  Wie  inforniirt  es  sich 
über  seine  Klugheit?  Aus  seinen  Reden,  Schriften,  Hand- 
lungen, indem  es  sich  aus  dem  Urtheile  dritter  Personen 
selbst  eins  zu  bilden  sucht.  Wie  erfährt  es  sicher  —  ut 
vobis  constet  curabitis  —  ob  er  dem  Könige  genehm  sei? 
Lediglich  und  allein  indem  es  den  König  fragt  Ein  anderer 
Weg  führt  nicht  zu  diesem  Ziele  und  darum  hatte  die  Curie 
nicht  nöthig,  diesen  Punkt  besonders  hervorzuheben,  zumal 
sie  nicht  ahnen  konnte,  dass  Hirschel  einmal  über  das  Recht 
der  Bischofs  wählen  schreiben  würde.  Aber,  sagt  dieser,  die 
Klugheit  und  das  Nichtungenehmsein  stehen  im  Breve  neben 
einander.  Beide  sind  als  Requisite  im  Breve  aufgestellt  wor- 
den, weil  sie  der  Eintracht  zwischen  Staat  und  Kirche  die- 
nen, ja  das  zweite  ist  vom  ersteren  abhängig.  Denn  wer  so 
klug  ist,  dass  er  den  Frieden  zwischen  Staat  und  Kirche 
garantirt,  der  kann  ja  dem  Staate  gar  nicht  ungenehm  sein. 
Um  so  mehr  Veranlassung  für  das  Capitel  nur  auf  die  Klug- 
heit seines  Candidaten  zu  sehen,  und  aus  der  Existenz  dieses  das 
Vorhandensein  des  anderen  Requisites  einfach  zu  vermuthen, 
und  keinen  falls  die  Nöthigung  weiteren  Erfordernissen  auf  ver- 
schiedenen Wegen  nachzuspüren.  Wir  glauben  von  einer 
Widerlegung  solcher  Abenteuerlichkeiten  Abstand  nehmen 
zu  sollen1). 

Sind  wir  zu  dem  Ergebnisse  gelangt,  dass  das  Capitel 
sieh  bei  dem  Könige  direct  oder  durch  Vermittelung  des  Mi- 

')  Siebe  auch  oben  S.  247 
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nisteriums  zu  vergewissern  habe,  ob  seine  Candidmten 
sind,  so  erübrigt  die  Frage,  auf  welchem  Wege  die  Eita- 
digung  einzuziehen  sei.  In  dem  Vertrage  zwischen  Regkraag 
und  Curie,  d.  h.  in  dem  Breve  ist  keiner  vorgeschriebe 
Deswegen  sind  alle  erlaubt  Das  Capitel  kann  also  Bild- 
liche oder  schriftliche  Auskunft  erhalten,  die  Regierung  ksm 
ihm  von  vornherein  nicht  ungenehme  Personen  namhaft  m* 
ehen,  oder  abwarten,  bis  sie  gefragt  wird,  oder  ihr  Urtbsl 
über  bestimmte  vom  Capitel  namhaft  gemachte  diesem,  « 
es  mündlich,  sei  es  schriftlich,  eröffnen.  Das  Wesentliche 
ist,  dass  das  Capitel  sichere  Kenntniss  von  der  WiDenft- 
meinung  des  Königs  vor  der  Wahl  hat 

Seit  dem  Jahre  1840  hat  die  preussische  Regierung  n 
diesem  Zwecke  das  Listenverfahren  verwendet,  ohne  natür- 
lich dasselbe  als  obligatorisch  anzusehen,  und  ohne  die- 
selbe, da  es  sich  um  ein  vertragsmassig  mit  der  Curie  fest- 
gestelltes Rechtsverhältnis«  handelt,  auch  nur  obligatorisch 
machen  zu  können.  Rom  hat  diesem  Modus  zuerst  the3- 
nahmlos  zugesehen,  ihn  dann  für  nicht  zulassig  und  -eodlklt 
für  wohl  geeignet  erklärt,  den  Vorschriften  des  Breve  Qaod 
de  fideliura  zu  genügen.  Gerade  weil  aber  dieses  Listenver 
fahren  nur  auf  Zweckmässigkeitsgründen,  nicht  auf  reck- 
licher Not  h wendigkeit  beruht,  versteht  es  sich  von  seihst 
dass  die  bei  dem  gesetzlichen  Listenverfahren  vorgeschriebe- 
nen Rechtssätze  hier  nicht  zur  Anwendung  kommen  können. 
Während  demnach  in  den  Ländern,  wo  die  Capitel  an  das 
Listenverfahren  gebunden  sind,  diese  auch  verpflichtet  sind, 
die  Liste  mit  absoluter  Majorität  festzustellen  und  kein  Ca- 
pitular  bei  der  wirklichen  Wahl  von  den  in  der  Liste  ge- 
nannten, von  der  Regierung  nicht  gestrichenen  Candidaten 
abgehen  darf,  verhält  es  sich  in  Preussen  umgekehrt  So 
war  es  denn  rechtlich  durchaus  unzulässig,  dass  die  Regie- 
rung Friedrich  Wilhelm's  IV.  von  dem  Breslauer  Capitel  die 
Feststellung  einer  Liste  mit  absoluter  Majorität  fordert  l 
Es  war  dies   eine  Einschmuggelung  des  Listenverfahrens   a 
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das  preuseische  Recht;  wie  es  zwar  der  katholischen  Abthei- 
lung des  Cultusministeriums  genehm  sein  mochte,  den  gel- 
tenden Rechtsvorschriften  aber  durchaus  nicht  entsprach. 
Ebensowenig  aber  war  es  zulässig,  dass  der  Papst  die 
Minorität  des  Cölner  Capitels  i.  J.  186r>  auf  die  Wahl  der 
von  der  Majorität  in  der  Liste  genannten  Candidaten  be 
schränkte  *).  Es  war  das  eine  Verkürzung  des  Wahlrechtes 
über  die  in  dem  Breve  Quod  de  fidelium  gezogenen  Schran- 
ken hinaus.  Denn  nach  diesem  stand  es  jedem  Domherrn 
frei,  jeden  Beliebigen  zum  Bischof  zu  wählen ,  wofern  nur 
bezüglich  seiner  die  Gewissheit  vorhanden  war,  dass  er  dem 
Könige  nicht  ungenehm  sei.  Es  wäre  demnach  auch  Sache 
der  Regierung  gewesen,  diese  Verkürzung  der  Rechte  des 
Domcapitels  nicht  zu  dulden.  Denn  da  vertragsmässig  dem 
Capitel  das  freie  Wahlrecht  gewahrt  ist,  nach  Massgabe  der 
in  dem  Breve  Quod  de  fidelium  gezogenen  Schranken,  so 
steht  weder  dem  Papste  noch  dem  Könige  zu,  dies  Wahl- 
recht irgendwie  noch  mehr  einzuengen. 

Aber  ebenso  unpassend  war  es,  wenn  der  Papst  bei  Ge- 
legenheit derselben  Wahl  das  Capitel  lobte,  weil  es  die  ihm 
von  der  Regierung  genannten  Candidaten  nicht  berücksich- 
tigt habe 2).  Das  Capitel  war  in  der  That  nicht  dazu  verpflich- 
tet; aber  da  dies  Lob  einen  Tadel  auf  das  Verfahren  der 
Regierung  werfen  sollte,  war  es  durchaus  ungerechtfertigt. 
Denn  es  ist  der  Regierung  nirgends  untersagt,  bei  der  Bi- 
schofswahl die  Initiative  zu  ergreifen  und  sie  hat  nie  auf  die- 
selbe  verzichtet. 


Werfen  wir  jetzt  die  Frage  auf,  ob  das  Veto  des  Königs 
von  Preussen,  dessen  Existenz  wir  im  Vorhergehenden  bewie- 
sen haben,  ein  absolutes  sei,  so  sind  auch  hier  wieder  sehr 
verschiedene  Ansichten  zu  Tage  getreten. 

Zuvörderst  ist  behauptet  worden,  der  König  von  Preus- 
sei    dürfe  nur  aus  canonischen  Gründen  gegen  einen  Candi- 

l)  Siehe  oben  S.  257. 
*)  Siehe  oben  S.  262. 
r  i  e  d  b  e  r  g,  Staat  und  Bischofswahlen.  24 
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daten  Anstand  erheben,  und  in  letzter  Instanz  s£efce  im. 
Papste  die  Entscheidung  zu,  ob  das  Veto  des  Königs  gwd* 
fertigt  sei. 

Diese  Meinung  ist  zwar  von  der  Curie  selbst  nk  wä 
nackten  Worten  ausgesprochen  worden,  aber  sie  fiep  <W 
den  Aeusserungen  zu  Grunde,  welche  Pius  IX.  sieh  bei  Qt 
legenheit  der  letzten  Cöiner  Bischofswahl  bezüglich  der  Stre- 
ckungen der  Regierung  erlaubt  hat,  und  in  weichen  er  sA 
ein  Urtheil  anmasste  über  die  Rechtmässigkeit  derselben1 

Nichtsdestoweniger  ist  diese  Ansicht  grundlich  fabelt  oi 
wir  vermögen  der  Abfertigung,  die  wir  ihr  schon  L  J.  180 
haben  angedeihen  lassen,  kein  Wort  hinzuzufügen. 

Wir  wollen  ganz  davon  absehen,  so  sagten  wir,  das  & 
Entstehungsgeschichte  des  Breve  dieser  Theorie  nicht  in 
geringsten  Anhalt  gewährt,  dass  auch  kein  Wort  def 
Actenstückes  zur  Bekräftigung  derselben  angeführt  weifa 
kann ;  wir  wollen  nur  daran  erinnern,  dass  ein  Candidat  Mt 
allen  canonischen  Eigenschaften  voll  ausgestattet  sein  kaia, 
und  doch  möglicherweise  der  Staatsregierung  zu  dem  As* 
untauglich  erscheint. 

Lebten  wir  noch  im  Mittelalter,  wo  die  katholische  Kir- 
che die  allein  berechtigte  war,  so  würde  das  kaum  in  sol- 
chem Masse  der  Fall  sein.  Aber  heute  sitzen  in  allen  Ter- 
ritorien Protestanten  und  Katholiken  bunt  durcheinander,  w 
alle  deutschen  Staaten  sind  paritätische  geworden.  Der  Friede 
unter  den  verschiedenen  Confessionen  gehört  zu  den  Hanf* 
interessen  des  Staates,  und  dieser  sollte  das  kirchliche  Bep* 
ment  über  die  Katholiken  einem  Manne  anvertrauen  müsse% 
der  ihm  nicht  in  dieser  Beziehung  ausreichende  Gewälr 
bietet? 

Die  katholische  Kirche  nimmt  ferner  in  allen  deutschet 
Ländern  die  Stellung  eines  hochberechtigten  Gemeinweseö 
ein,  das  vom  Staate  nicht  getrennt  ist,  ja  nicht  getrennt  se» 
will.  Und  der  Staat  sollte  genöthigt  sein,  einem  Manne  die 
ganze  Summe  von  Rechten,  von  gemeinsamen  Interesse     in- 

»)  Siehe  oben  S.  25S. 
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zuvertrauen,  ohne  dass  er  von  der  massvollen  Gesinnung  des- 
selben überzeugt  wäre,  die  dem  Staat  und  der  Kirche  gleich 
gefahrliche  Conflicte  verhüte? 

Und  die  preussische  Regierung  sollte  solch'  ein  thörich- 
tee  Abkommen  mit  dem  römischen  Stuhle  getroffen,  und  die- 
sen als  Appellationsinstanz  über  die  Berechtigung  der  sub- 
jectiven  Gefühle  des  Königs  anerkannt  haben?  — 

Seitdem  ist  aber  die  von  uns  bemängelte  Ansicht  wie- 
derum von  Hirschel  vertheidigt  worden,  welcher  auf  den  Wort- 
laut der  diplomatischen  Verhandlungen  hinweist.  In  diesen, 
behauptet  er,  wurde  von  beiden  Theilen  ausdrücklich  aner- 
kannt, dass  die  Missliebigkeit  einer  Person  auf  „gerechten 
Gründen"  beruhen  müsse. 

Er  bezieht  sich  dabei  auf  die  Note  Niebuhr's  vom  22. 
Juli  1820  *),  in  welcher  er  erklärte,  „que  SaMaj.  nepermettra 
jamais  que  dans  le  cas  heureusement  peu  probable  qu'un 
fimeste  ägarement  düt  porter  au  chapitre  un  jour  a  elire  un 
sujet  contre  lequel  le  gouvernement  aurait  de  justes  motifs 
de  presentation,  un  tel  choix  soit  porte^  devant  le  St.  Siege 
pour  obtenir  l'institution  canonique". 

Diese  Worte  wiederholt  aber  Consalvi  in  seiner  Note 
vom  6.  October  1820  *),  und  er  fügt  hinzu,  dass  nicht  zu  er- 
warten sei,  das  Capitel  werde  Subjecte  wählen,  gegen  welche 
die  Regierung  „gerechte  Gründe  habe,  eingenommen  zu  sein". 

Wie  dürftig  die  Argumentationen  von  Hirschel  sind,  wie 

tie  auf  elender  Silbenstecherei  beruhen,  wie  sie  frivol  Sätze 

■  *a&  dem  Zusammenhang  reissen,  um  zu  beweisen  —  was  die 

römische   Curie   will   — ,    kann    an    diesem    einen    Beispiel 

genügend  gezeigt  werden. 

Zuvörderst  ist  zu  bemerken,  dass  die  betreffenden  beiden 
Koten,  selbst  wenn  sie  enthielten,  was  Hirschel  ihnen  andich- 
tet, fiir  die  Verhandlungen  gar  nicht  in  Frage  kommen. 

Das  Breve  Quod  de  ridelium  beruht  auf  der  Note  Niebuhr's 
[Tom  16.  December  1820  und  Consalvi's  vom  9.  Februar  1821 s). 

Siehe  oben  S.  49  and  Beilage  IV. 

Siehe  oben  S.  52  und  Beilage  VI. 

Siehe  oben  S.  54  ff. 

24* 
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In  beiden  findet  sich  keine  Silbe,  dass  die  Regierte 
„gerechte  Gründe"  haben  müsse,  um  ihr  Veto  auszuüben,  ji 
es  wird  überhaupt  gar  nicht  von  Gründen  ge- 
sprochen, vielmehr  das  Veto  ganz  dem  willkürlichen  Be- 
lieben des  Königs  anheimgestellt.  Und  wo  steht  in  da 
ßreve  selbst  eine  Silbe  von  dem,  was  Hirschel  hineinlegt? 
Würde  nicht  der  Papst,  statt  schlechtweg  den  Capitein  & 
Wahl  der  Personen  zu  verbieten,  von  denen  sie  erfahr« 
hätten  „Ser.  Principi  minus  grata«  esse"  hinzugefügt  habet 
„justis  ex  causis".  ja  mit  Notwendigkeit  haben  hinzufüget 
müssen,  wenn  er  die  von  Hirschel  vertretene  Ansck 
getheilt  hätte  V 

Aber  die  oben  angeführten  beiden  Noten? 

Sie    beweisen    das    gerade   Gegentheil    von    dem.  » 
Hirschel  mit  ihnen  beweisen  will. 

Wenn  die  Regierung,  wie  Hirschel  meint,  nur  an?  gf* 
rechten  Gründen  ihr  Veto  ausüben  soll,  so  muss  doch  am 
Instanz  existiren,  welche  diese  Gründe  einer  Prüfung  raiter* 
wirft,  und  je  nach  dem  Ausfall  derselben  entscheidet 
diese  Instanz  nicht  das  Capitel  sein  kann,  versteht  sich  vi« 
selbst,  und  ist  von  uns  oben  ausgeführt  worden. 

Mithin  kann  es  nur  der  Papst   sein,    an   welchen  avA 
Hirschel  die  Regierung  verweisen  will,  falls  sie  ihr  Veto 
Capitel  nicht  respectirt  sieht.    Dazu  vergleiche  man  nun 
Note  Niebuhr's !   Ausdrücklich  erklärt  er,  dass  die  Regi 
wenn    sie    gerechte   Gründe    der  Ablehnung    habe,   nie* 
dulden  wolle,   dass   die  Wahl   überhaupt  vor  de 
apostolischen     Stuhl     gebracht     wird.      Den 
kann  man  wohl  nicht  die  Absicht  ausdrücken,  dass  die 
gierung   den   Papst  nicht    als    Richter    über    die  Triftig) 
ihrer  Motive  anerkenne. 

Wenn    er    nichtsdestoweniger    von    gerechten   G 
spricht,   so  versteht  es   sich  eben  von  einer  Regierung, 
ihre  katholischen   Unterthanen   immer    mit    nur   zu 
Nachsicht  behandelt  hat,  von  selbst,  dass  sie  im  Bewus 
der  Reinheit  ihrer  Ziele  allein  aus  gerechten  Gründe 
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Wahlfreiheit  der  Capitel,  die  sie  diesen  erst  gewährt  hat, 
beschränken  wird.  Ueber  diese  Gründe  aber  hat  keine 
andere  Macht  das  Recht  zu  Gericht  zu  sitzen. 

Aber  zum  Ueberfluss  wies  Consalvi  ja  den  in  Niebuhr's 
3ote  enthaltenen  Vorschlag  zurück;  so  dass  diese  ganze  Kote 
gar  nicht  in  Frage  kommen  kann  Doch  auch  Consalvi 
braucht,  wie  wir  erfahren  haben,  dieselbe  Phrase.  Allerdings ! 
aber  doch  in  ganz  anderem  Sinne. 

Er  hält  es  moralisch  für  unmöglich,  dass  das  Capitel 
Personen  wähle,  gegen  welche  die  Regierung  gerechte  Gründe 
hätte,  eingenommen  zu  sein.  Er  ist  davon  durchdrungen, 
dass  das  eigene  Interesse  der  Capitel  die  Wahl  von  Männern 
erheische,  welche  mit  der  Regierung  harmoniren.  Aber  um 
den  König  zu  versichen,  dass  unter  den  Candidaten  sich 
keiner  befinde,  „dessen  Erwählung  ihm  missfiülig  sein  könnte", 
«oll  das  Capitel  der  Regierung  eine  Candidatenliste  einreichen. 
Die  Regierung  soll  die,  gegen  welche  sie  gerechte  Gründe 
hat,  eingenommen  zu  sein,  dem  Capitel  zur  Streichung  mit- 
teilen, und  diese  dann  nicht  gewählt  werden  dürfen.  Er- 
mächtigt der  Cardinal  das  Capitel  zur  Prüfung  der  Gründe 
der  Regierung  ?  Mit  keinem  Worte.  Das  Capitel  hat  auf  die 
Anzeige  der  Regierung  ohne  Einrede  die  Streichung  vorzu- 
nehmen. Wer  anders  ist  also  auch  nach  Ansicht  des  Car- 
dinals  über  die  Gerechtigkeit  der  Motive  des  Königs  Richter 
ab  dessen  eigenes  Gewissen? 

Zum  Ueberfluss  aber  ist  der  ganze  in  dieser  Note  Con- 
Äalvi's  enthaltene  Vorschlag  von  der  preussischen  Regierung 

nicht   acceptirt   worden      Es   wurden   neue   Vorschläge 

acht,   wie  sie  in  dem  Notenwechsel  vom  December  1820 

«nd  Februar  1*21  enthalten  sind,  und  in  diesen  steht  —  wir 

iederholen  es  —  von  Gründen,  welche  die  Regierung  für  ihr 

cto  anzugeben    habe   —   wie   sich   von  selbst  versteht   — 

nichts. 

Was  sollen  also  die  aus  dem  Zusammenhange  gerissenen 
te  Hirschers! 

SVird  noch  immer  auf  Leser  speculirt,  welche  clericalen 
frfe  ndenauszügen  Glauben  schenken? 


,*.%  5tr*    III.    D»s   licelii  d.   Besetz,   d.   bischäi  Sti.-j; 

>-:•  -   l-.-lL   andere  Gründe    führt  Ketteier  pja 
UH-i'ns  T-7.,  d^  Königs  von  Preüssen  ins  Feld  und  fis 

x-T--r  virin   aus  SIejer's  Schrift  über  Biscl»y 
::«  "»    — ;.  -:*»  die  Negative,    wenn  sie  so  weit  fd' 
v^srr.-  jl;-^  iu?zusi'hh"  essen,  der  Sache  nach  in  die  p-ö 
Vr».i...-  •i.T»Uäj*n    würde;    er    betont,  das;  d«  ft 
*.-;.--3i  -.r.  :r^Ti^rI?cLirn  Regenten  eine  derartige  IfftßO 
;«•■"■'  *  ;--»_jt  cabe.  dass  dadurch  das  uralte WaUM*1 
".'*;.::.    v.--j   L^sorisch    gemacht    würde,   und  in  H 
*.^r.:.-..i  :u...:  '^revLiigt  gewesen  sein  würde,  weir 
i'.-r  L-e  F-s^-"^^  des  Wahlrechtes  in  den  ptecs 
O:::-  —  Frr*-ie  «-  empfinden,  noch  diese  bei  den  &*& 

K-r.'.-r  jlasbt  au*  diesen  Gründen  das  Resultat 
m  k'.iinru.  -ä.iss  die  Regieruug  dem  Capitel  gegeciit» 
abso'.ütes  Veto  sondern  nur  eiu  beschränktes  geltend*1 
kann,  in  den  Grenzen  der  Billigkeit,  immer  mit  Ew* 
darauf*,  das*  dein  Capitel  die  volle  freie  Wahl  zusieht ' 
das  ihr  ■•ewährte  Mitwirkungsrecht  nur  eine  Conce&* 
dass  es  daher  ein  offenbarer  Missbrauch  wäre,  dis 
den  zartesten  Rücksichten  gegen  den  Staat  gewii^ 
tu"iiiss  zu  einem  massgebenden  Rechte  bei  Besenon? 
Kirchenstellen  machen  zu  wollen''. 

Es  hält  schwer  aus   diesen  Bemerkungen,  «ei 
mehr  an   das  Gewissen   der  preussischen  Regierung 
als  deren  Rechte  deduciren.  einen  juristischen  Ken^' 
wickeln   und  «J«"^™ 

.i      I,    zavördorat:      wan     liefe»,  (ü 

JJdi  da*»  der  König  nient     **>*»!»*<*    Veto?  » 

»/J^enehme  Pe^Q  Bischof  wird.  "  ^u,den  *•"*" 

licl,i  in  dem  Breve  gewährt  sein?  Dd  das  "^ 

Hören  wir  die  Gründe: 

/^  ^il  «^  solche  negative  BemeDi8s        .- 
s  Inhalt  des  Breve  Quod  de  adelium  dedwS ?hj£ 
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in  die  positive  umschlage,  dass  der  König  einen  Geistlichen 
zum  Bischof  ernenne,  indem  er  allen  anderen  ihm  genannten 
sein  Veto  entgegenstelle.  Es  ist  das  irrig:  denn  das  Capitel 
ist  durchaus  nicht  in  seinem  Wahlrecht  auf  die  eine  oder 
mehrere  von  der  Regierung  als  annehmbar  bezeichneten  Per- 
sonen beschränkt,  sondern  ihm  steht  frei,  sein  Augenmerk 
auch  noch  auf  andere  Personen  zu  richten,  und  auch  über 
diese  die  in  dem  Breve  Quod  de  fidelium  geforderte  und 
von  der  Regierung  zu  gewährende  Information  einzuholen. 
Die  dreimonatliche  Frist,  binnen  welcher  das  Capitel  sein 
Wahlrecht  auszuüben  hat,  sichert  ihm  die  Möglichkeit  dazu, 
und  die  Geschichte  der  in  Preussen  seit  Erlass  der  Bulle  De 
salute  vorgenommenen  Bischofswahlen  weist  noch  »keinen 
Fall  auf,  wo  ihm  dieses  Recht  Seitens  der  Regierung  versagt 
worden  wäre. 

Dass  aber  die  Regierung  auch  sämmtliche  noch  nach- 
träglich ihr  benannte  Geistlichen  als  ungenehm  bezeichnen 
könnte,  um  den  einen  ihr  genehmen  Candidaten  durch- 
zusetzen, ist  ein  Fall,  dessen  abstracte  Möglichkeit  nicht 
geleugnet  werden  kann,  der  aber  von  einer  vernünftigen, 
einsichtigen,  den  katholischen  Kirchenverhältnissen  günstigen, 
ihrer  Verantwortlichkeit  vor  Gott  und  den  Menschen  sich 
bewussten  Regierung  nicht  erwartet  werden  kann.  Und  als 
solche  hat  Pius  VII.  die  preussische  Regierung  angesehen; 
als  solcher  hat  er  ihr  ein  Recht  gewährt,  von  dem  er  voraus- 
setzen durfte,  dass  sie  es  nur  in  den  Grenzen  der  Noth- 
wendigkeit  gebrauchen  würde.  Darum  sagt  auch  der  Papst, 
dass  er  dem  von  Niebuhr  vorgeschlagenen  Entwürfe  bei- 
trete, weil  er  begründet  sei  „auf  der  Ueberzeugung  des  heil. 
Vaters  von  der  Grossherzigkeit  und  dem  Charakter  des 
Königs  von  Preussen,  von  der  Gunst,  der  er  seine 
katholischen  Unterthanen  würdige,  von  der  Loyalität  seiner 
Regierung,  von  der  Anhänglichkeit  und  Verehrung  des 
preussischen  Clerus  zu  seinem  geliebten  Herrscher". 

Aber,  sagt  Ketteier  weiter,  dann  hat  ja  das  Capitel  nicht 
mehr  sein  uraltes  freies  Wahlrecht,  wenn  die  Regierung  die 
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Voraussetzungen  unter  denen  der  Papst  ihr  das  Veto  recht- 
mässig zugestanden  hat,  d.  h.  dass  sie  mit  Loyalität  ver- 
fahren werde,  unerfüllt  lässt.  Allerdings  nicht.  Aber  wo  ist 
denn  auch  gesagt,  dass  die  Capitel  ein  vollkommen  freies 
Wahlrecht  erhalten  sollen,  und  wo  ist  es  ihnen  gegeben?  Der 
Papst  hat  dasselbe  an  eine  Schranke  geknüpft,  welche  von 
der  Regierung  missbraucht  werden  kann,  welche  es  ganz 
illusorisch  machen  kann,  von  der  er  aber  das  Vertraut n 
hatte,  dass  sie  nicht  gemissbraucht  werde,  und  welche  so 
weit  wir  sehen,  noch  nicht  gemissbraucht  worden  ist. 

Und  das  hat  der  Papst  gethan  in  dem  Breve,  welches 
mit  der  Bulle  ein  einheitliches  Ganzes  bildet,  so  dass 
von  einem  Widerspruch  zwischen  den  Bestimmungen  beider 
vernünftiger  Weise  gar  nicht  geredet  werden  kann. 

Dass  der  Papst  aber  trotz  dieser  grossen,  der  Regierung 
eingeräumten  „Concession"  auf  den  Beifall  der  deutschen  Katho- 
liken rechnen  konnte  und  selbst  Freude  zu  empfinden  be- 
rechtigt war,  ist  ganz  natürlich.  Wenn  man  es  wie  Ketteier 
bestreiten  wollte,  masst  man  sich  ein  Urtheil  über  die  Be- 
rechtigung subjeetiver  Gefühle  an,  welches  ganz  haltlos 
dasteht.  Erwäge  man  doch  nur  die  Verhältnisse  am  Anfang 
unseres  Jahrhunderts.  Die  Episcopate  zerstört,  ihres  Ver- 
mögens beraubt,  die  Regierungen  nicht  sehr  geneigt,  das  letztere 
reichlich  zu  bemessen,  und  Nomination  der  Bischöfe  fordernd. 
War  es  da  nicht  ein  für  die  Kirche  unleugbarer  Fortschritt, 
wenn  eine  deutsche  Regierung  das  Wahlrecht  der  Capitel 
concedirte,  wenn  sie  gestattete,  dass  ihre  wesentlichsten  Be- 
fugnisse den  Augen  der  Welt  verhüllt  würden,  und  so  hei 
den  übrigen  Concordatsverhandlungen  nicht  als  Prajudtt 
benutzt  werden  konnten,  wenn  sie  im  ganzen  Verlaufe  der 
mit  der  Curie  gepflogenen  Verhandlungen  eine  Loyalität 
zeigte,  welche  auch  für  die  Zukunft  erhoffen  liess,  dass  sie 
die  erlangten  Befugnisse  nicht  schonungslos  ausbeuten  wer  ~e? 

Noch  wenige  Jahre  vorher  war  der  Papst  gewillt  gew<  en 
die  protestantischen  deutschen  Fürsten  auf  gleiche  Linie  Ä 
Russland  zu  stellen,  und  ihnen  die  factische  Ernennung    er 
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Bischöfe  zu  gestatten  *),  wenn  nur  der  canonische  Schein,  die 
Institution  gewahrt  werde;  und  jetzt  ist  die  erste  protestan- 
tische Regierung  Deutschlands  mit  der  Wahl  der  Bischöfe 
einverstanden  und  verlangt  nur  Cautelen,  von  welchen  der 
Papst  annimmt;  dass  sie  eigentlich  unnöthig  seien,  weil  das 
Capitel  schon  so  den  Willen  der  Regierung  erfüllen  würde 
und  welche  er  demnach  auch  für  unpraktisch  annimmt. 

Die  Idee  der  ^kirchlichen  Freiheit",  wie  sie  Pius  IX. 
proclamirt  und  thatsächlich  vertreten  hat,  wurde  damals  auch 
von  Rom  aus  fiir  Deutschland  als  unerreichbar  angesehen, 
eine  Harmonie  zwischen  Staat  und  Kirche,  die  nicht  auf  der 
für  unmöglich  erachteten  Herrschaft  der  letzteren  über  den 
ersteren  beruhe "  —  als  überaus  wünschenswerth.  Und 
darum  bot  die  preussische  Vereinbarung  mehr  als  man  in 
Rom  jemals  zu  erreichen  gehofft  hatte2),  und  darum  freute 
sich  der  Papst  mit  Recht,  und  alle  guten  Katholiken  mit  ihm. 

Freilich  heute  würde  die  Curie  die  Bulle  De  salute  und 
das  Breve  Quod  de  fidelium  anders  beurtheilen ;  vielleicht  in 
gleicher  Weise  wie  Ketteier.  Aber  jetzt  hat  man  kühn  den 
Griff  nach  den  höchsten  Zielen  gethan,  jetzt  will  man  den 
Staat  durch  die  Kirche  unterjochen,  während  man  damals 
gegen  eine  schonende  Herrschaft  des  ersteren  über  die  letz- 
tere keinen  Widerspruch  erhob,  sofern  nur  der  äussere  Schein 
gerettet  wurde. 

Darum  darf  man  aber  auch  die  preussische  Regierung 
.nicht  anklagen,  wenn  sie  in  Zukunft  ihr  Recht  mehr  ausbeutet 
als  Pius  VII.  das  erhofft,  oder  für  möglich  erachtet  hatte. 

Beklagt  man  sich  darüber  kirchlicher  Seits,  so  hat  man 
ja  in  der  Hand,  der  Regierung  die  Rückkehr  zu  einer  milden 
Praxis  zu  ermöglichen.  Man  gebe  nur  den  Standpunkt  der 
Ueberhebung  den  staatlichen  Gesetzen  gegenüber  auf,  man  plane 
nur  keine  Empörung,  man  strebe  nach  der  Eintracht  zwischen 

')  Danach  ist  die  Richtigkeit  der  Behauptungen  Ketteler's  zu  ermessen, 
d&ss  der  Papst  einer  protestantischen  Regierung  nie  die  Befugniss  für 
Bischofswahlen  gewährt  habe,  wie  wir  sie  für  die  preussische  Regierung 
aus  dem  Breve  vindiciren. 

*)  Vgl.  auch  Bunsen,   Aus  seinen  Briefen  I,  523. 


378 


Buch  III.   Das  Recht  d.  Besetz,  d.  bischöfl.  Stuhle. 


Staat  und  Kirche  wie  sie  Pius  VII.  für  wünschenswerth 
erklärt  hat,  und  man  kann  sicher  darauf  rechnen,  dass  dann 
die  preussische  Regierung  auch  ihr  Veto  wieder  so  ausüben 
wird  und  darf,  wie  jener  Papst  es  erhoffte. 

Wenn  aber  endlich  Ketteier  darauf  hinweist,    dass  nach 
unserer   Auffassung    des    Breve   der    päpstliche    Stuhl  dem] 
pretfssischen  Staate  gewährt  haben  würde,  was  er  zuerst  ihm 
selber  abgeschlagen,  dann  aber  auch  keinem  anderen  deut- 
schen Staate  zugestanden  habe,  so  beruht  der  letztere  Thal 
der  Behauptung  auf  einem  Irrthum,  da  der  Papst,  wenngleich 
mit    Widerstreben,    den    Regierungen    der    oberrheinischen 
Kirchenprovinz    später    dieselben    Befugnisse    eingerämnr 
hat;    und    in    Bezug    auf    die    Aenderung    der    päpstlichen; 
Zugeständnisse  genügt  es  an  die  Analogie   der  bei  Gelegen-! 
heit  des    baierischen  Concordates  gepflogenen    Verhand- 
lungen zu  erinnern,    wo  auch    dem   Könige  in   dem  zuerst;] 
geschlossenen  Vertrage  vom«  6.  Juni  nur  ein  beschränktes,  n 
dem   später   unter    demselben   Datum  publicirten    ein  unl 
schränktes  Nominationsrecht  gewährt  wurde1). 

Wir   gelangen    somit    für    das    Recht   der   preussischei 
Regierung  genau  zu  demselben  Resultat,    welches  wir  schoi 
vor    mehreren  Jahren    aufstellten,    und    welches    wir   nacl 
keiner  Richtung    hin   zu    modificiren    vermögen.     Demm 
ergiebt  sich 

I.  Das  Breve  Quod  de  fidelium  ist  wie  die  Bulle  Du] 
salute   das  Ergebniss   eines  von  der  preussischen  Regi< 
mit    dem  Papste  geschlossenen  völkerrechtlichen  Vertragest 

II.  Kraft   desselben  ist  das   Capitel  verpflichtet,    si< 
vor  der  Wahl   objective  Gewissheit  zu  verschaffen,    ob  d( 
von  ihm  in  Aussicht  genommene  Candidat,  oder  mehrere  d< 
Könige  nicht  ungenehm  sind. 

III.  Diese  Information   kann  auf  dem  Wege  der 
oder  sonst  irgend  wie   erholt  werden,    und  ist  das  Ca 
jederzeit   berechtigt,   wenngleich  nicht  verpflichtet,   fall 


')  Siehe  oben  S.  40  ff. 
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eine  Beengung  seines  Wahlrechtes  befurchtet,  und  sich  den 
Kreis  der  wählbaren  Personen  zu  erweitern  strebt,  noch 
über  andere  als  die  zuerst  der  Regierung  Genannten  bei 
dieser  Auskunft  einzuziehen.  Zu  dem  gleichen  Zwecke  kann 
auch  die  Regierung  dem  Capitel  bei  Rückäusscrung  über 
die  von  diesem  genannten  Candidaten  bemerklich  machen, 
dass  noch  bestimmte  andere  Personen  der  Regierung  nicht 
ungenehm  seien,  mithin  deren  Wahl  Seitens  der  Regierung 
nichts  entgegenstehe. 

Es  ist  selbstverständlich,  dass  dem  Capitel  daraus  keinerlei 
Nöthigung  erwächst,  diese  Personen  zu  berücksichtigen. 

IV.  Der  König  ist  bei  der  Bezeichnung  von  Candidaten 
als  ungenehm  an  keinerlei  Schranke  gebunden,  und  auf  sein 
subjectives,  von  Niemand  zu  controlirendes  Ermessen  gewiesen. 

V.  Es  ist  der  Regierung  unbenommen,  ihrerseits  die 
Initiative  zu  ergreifen  und  dem  Capitel  bestimmte  oder  auch 
nur  eine  Person  als  nicht  ungenehm  zu  bezeichnen. 

VI.  Es  kann  unter  keinen  Umständen  eine  Person  zum 
Bischof  gewählt  werden,  welche  der  König  als  ungenehm 
bezeichnet  hat,  und  eine  solche  Wahl  ist  auch  als  kirchen- 
rechtlich ungültig  vom  Papste  zu  cassiren *). 

VII.  Zur  Wahl  nichtpreussischer  Personen  für  einen 
preussischen  bischöflichen  Stuhl  ist  eine  besondere  Zustim- 
mung des  Königs  erforderlich2). 

Zur  Wahrnehmung  dieser  seiner  Rechte  ist  der  König 
befugt,  zu  jeder  Bischofswahl  einen  landesherrlichen  Com- 
missar  abzuordnen.  Derselbe  hat  den  Wählenden  den  Willen 
des  Königs  bekannt  zu  geben  und  es  kann  auch  nicht  als 
eine  unstatthafte  Beeinflussung  der  Wahl  angesehen  werden, 


')  Das  wird  sofort  bewiesen  werden. 

s)  Die  Bestimmung  ist  von  untergeordneter  Wichtigkeit,  da  die  Re- 
gierung ja  eine  solche  Person  als  minus  grata  bezeichnen  kann.  Wünscht  sie 
dessen  überhoben  zu  sein,  so  kann  sie  den  Candidaten  ausschliessen 
unter  dem  Motive,  dass  er  kein  Preusse  sei. 
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wenn  er  die  Initiative  ergreift  und  dem  Capitel  den  Namen 
des  von  der  Regierung  begünstigten  Candidaten  mittheilt 
Dass  der  Wahlcommissar  dem  Wahlacte  selbst  beiwohnt, 
würde  an  und  für  sich  nicht  gegen  das  canonische  Recht 
Verstössen  und  in  keiner  Weise  die  canonische  Gültigkeit 
der  Wahl  berühren. 

Indessen  hat  Rom  regelmässig  Einsprache  dagegen  er- 
hoben, und  da  der  Staatsregierung  gar  keine  Vortheile  daraus 
erwachsen,  so  kann  sie  fuglich  auf  diese  Befugniss  Verzicht 
leisten. 

Dagegen  ist  es  absolut  noth wendig,  dass  das  Ergebnis 
der  Wahl  niemals  verkündigt  werden  darf,  bevor  der  Wahl- 
commisdar  seine  Genehmigung  gegeben  hat.  Nur  so  kann 
die  Regierung  verhindern,  dass  ihre  Vetorechte  illusorisch 
gemacht  werden. 

Auch  hiergegen  kämpft  Hirschel !)  an.  Bulle  und  Breve 
beruhen,  so  deducirt  er,  auf  einem  völkerrechtlichen  zwischen 
König  und  Papst  geschlossenen  Vertrage.  „Vertragsmäßig 
ist  dieser  auch  gehalten,  über  den  genauen  Vollzug  der  von 
ihm  in  der  bezeichneten  Richtung  gegebenen  Vorschriften 
zu  wachen  und  ihn  zu  bewirken.  Dies  Alles  zu  verlangen, 
hat  gemäss  des  Uebereinkommens  die  preussische  Regierung 
gleichfalls  das  Recht.  Sie  kann  sich  daher  an  den  anderen 
Contrahenten  wenden;  nicht  aber  an  die  Capitel.  Denn  an 
sich  stehen  diese  zur  Staatsgewalt  in  keiner  Beziehung,  weil 
die  letztere  überhaupt  mit  kirchlichen  Angelegenheiten  und 
Einrichtungen  sich  nicht  zu  beschäftigen  hat,  wenn  nicht 
eine  besondere  Bestimmung  ihr  solches  gestattet.  Aber  weder 
in  dem  Breve  noch  in  den  vorhergegangenen  Unterhand- 
lungen wird  der  Regierung  das  Recht  mit  den  Capiteln  zu 
verkehren,  oder  diesen  die  Pflicht  beigelegt,  sich  an  erster« 
zu  wenden." 

Wir  wollen  uns  hier  nicht  die  Mühe  geben,  die  kirche 
politischen   Ansichten    Hirschel's    bezüglich    des     staatlich   i 
Rechtes  über  die  Domcapitel  im  Allgemeinen  zu  rectificire  : 

l)  a.  a.  O.  S.  65. 
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schon  aus  den  Verhandlungen  zwischen  Preussen  unc 
ergiebt  sich  die  Irrigkeit  der  Hirgchel'schen  Deductioi 
übrigens  auch  wieder  nur  dem  einen  Zwecke  dient 
ganze  Recht  des  Staates  Über  Bischofswahlen  illusorii 
machen. 

Das  was  Hirsche]  als  die  Befugnis s  und  Pfliel 
preussischen  Regierung  bezeichnet,  hat  Cardinal  C< 
gerade  als  uncanonisch  abgelehnt.  Denn  eben 
erklärt  er  eine  vor  der  Wahl  dem  Capitel  Seitens  di 
gierung  zu  machende  Eröffnung  für  nothwendig,  weil 
der  Gewählte  vom  Papste  bestätigt  werden  müsste 
nicht  das  canonische  Recht  bei  seiner  Wahl  verletzt  * 
sei.  „Ew.,  so  schreibt  er  am  6.  October  1820  an  Kiel 
wissen  wohl,  dass  nach  dem  canonischen  Rechte,  vo 
Punkte  der  Wahlen  bestimmt  ist,  wenn  die  Wab 
Bischofes  von  einem  zu  dieser  Handlung  befugten  ( 
vorgenommen  worden,  der  Gewühlte,  falls  er  die  canon 
Eigenschaften  besitzt  und  falls  die  canonischen  Regel 
seiner  Erwiihlung  beobachtet  werden,  ein  unbestrittenes 

auf  die  Apostolische  Bestätigung  erhält Auch  könr 

Capitel  selbst,  nachdem  es  sein  Recht  gesetzmässig  aus 
in  einem  solchen  Falle  nicht  zu  einer  neuen  Wahl  sehr 

Gerade  deswegen  hat  Consalvi  für  absolut  nothv 
befunden,  dass  der  König  dem  Capitel  v  o  r  h  e  r  die  ungen 
Candidaten  bezeichne,  weil  sonst  der  Papst  gar  ni* 
helfen  im  Stande  sei. 

Sind  die  Kenntnisse  des  canonischen  Rechtes,  1 
Cardinal  Consalvi  bei  dem  Laien  Niebuhr  voraus 
durfte,  dem  Canoniker  und  Seminarprofessor  Hirschel  £ 

Könnte  aber  nicht  aus  den  eben  angezogenen  V 
Coiisalvi'a  der  Schluss  gezogen  werden,  dass  eine  Wah! 
sie  den  canonischen  Erfordernissen  entspreche,  auch 
gültig  und  vom  apostolischen  Stuhle  nicht  mehr  zu  refoi 
wäre,  wenn  der  Wahlcommissarius  ihre  Publication  v 
derte,  weil   sie  auf  eine   ungenehme  Persönlichkeit  g( 

'}  Siehe  oben  8.   52. 


fa-  law  Wüu.  ta  Ulli*   Z£*S$> 


ttrfj    T*Ä    -Ä**  f  Tr-^WMittÄL    Er^TEÜT   «23Mi3Iltt3r 

Di*:  fef-L^.1»*  de*  P*f»Ä€*   inni  -iümiÜLag^s  ,ur»ai 
£"K*£    V*r^a£    £a*    *azr,ii*ii*-   Eaiii:    lösrramri^L- 

r*/*-lc-vrx;;r^rn  gieC'Awie^i-i  an  ei*  5  "  ~ 

ein*  Wahl  die  aaf  eir-et.  t*l.  der  E 


lieb;g  be&ach  beten  Catdidaäex  &2r.  5»  saefc  £91  Bern 
(fwA  Ah  fidel; -jju  auch  canoi^ch  nz^&hzz.  Sie  kin  daher 
gar  nicht  von  Kom  bestätigt  werden,  sca&srs.  was»  «kän 
werden  für  das,  was  sie  fct.  fär  nk-Läsr. 

IlfT  Fall,  auf  den  Con&alvi  sieh  befiehl.  Beet  £asx  aza&n. 
Der  Cardinal  weist  den  Vorschlag  Xiebohr  #  zsrock.  das»  & 
Capitel  gar  nicht  angewiesen  werden  sollten.  Lebet 
Mißliebigen  zu  wählen ,  sondern  dass  nach  der  Wahl  & 
Regierung  sich  erklären  wolle,  und  je  nachdem  non  dk 
Wahl  zu  bestätigen  oder  zu  annulliren  and  zu  wiederhol« 
»ei.  Danach  wäre  das  Requisit  der  NichtmisBliebigkeit  des 
Gewählten  nicht  zu  einem  canonischen  erhoben  Es  bliebe 
bei  den  alten  canonischen  Erfordernissen  und  folglich  konnte 
nich  allein  nach  diesen  die  Gültigkeit  der  Wahl  rechtlich 
bestimmen  lassen. 

Wollte  man  aber  selbst  die  irrigen  von  der  Curie  bei 
Gelegenheit  der  Trierer  Wahl  ausgesprochenen  Principien  ftr 
richtig  anerkennen,  was  sie  —  wir  wiederholen  es  —  nicht 
sind  — ,  so  würde  sich  doch  nur  die  Consequenz  ergeben, 
dass  die  Regierung  den  Andeutungen  Consalvi's  gemäss, 
ihren  Commissar  dem  Wahlacte  selbst  beiwohnen  Hesse, 


*i  Siehe  oben  Seite  234. 

*)  Oder  fall«  man  das  Wort  canonisch  auf  die  Vorschriften  des  G~     £ 
iuris  canonici  beschränken  will:   kirchenrechtliches. 


r 


Cap.    II.  Preassen.  383 

und  auch  in  consessu  capituli  die  Publication  der  Wahl  nicht 
eher  gestattete  bis  er  geprüft  hätte.  Dann  würde  bei  ver- 
botener und  unterlassener  Verkündigung  des  Stimmresultates 
auch  canonisch  keine  Wahl  zu  Stande  kommen  können,  und 
das  Recht  der  Regierung  garantirt  sein. 


Bezüglich  des  Wahlactes  selbst  sind  in  der  Bulle  keine 
Specialvorschriften  gegeben,  sondern  die  canonischen  als  mass- 
gebend hingestellt  worden.  Nur  dass  der  Unterschied  zwischen 
Postulatio  und  Electio  beseitigt,  und  auch  den  Ehrendomherrn 
das  Recht,  an  der  Wahl  theilzunehmen,  verliehen  wird. 

Die  Wahl  soll  innerhalb  der  gewohnten  Frist  von  drei 
Monaten  nach  Eintritt  der  Sedisvacanz  bewerkstelligt, 
die  officiellen  Actenstücke  in  hergebrachter  Weise  der  Curie 
übersendet  und  dort  geprüft  werden.  Wird  die  canonische 
Vollziehung  der  Wahl  constatirt,  so  soll  der  Informativprocess 
vorgenommen  werden  und  zwar  in  Gemässheit  der  Instruction 
Urban's  VIII. *)  und  durch  einen  preussischen  Bischof  oder 
Erzbischof. 

Ergiebt  sich  aus  demselben  die  Idoneität  des  Gewählten, 
so  erfolgt  die  Confirmation  durch  apostolisches  Schreiben  in 
gewohnter  Weise. 

Aus  diesen  Bestimmungen  ergiebt  sich: 

1)  Der  Papst  kann  eine  vom  Capitel  in  canonischer 
Form  vorgenommene  Wahl  nicht  nach  Belieben  verwerfen, 
wie  er  dies  dem  gemeinen  Recht  nach,  bei  Postulationen 
darf. 

2)  Er  ist  verpflichtet  den  Informativprocess  durch  einen 
preussischen  Prälaten  vornehmen  zu  lassen,  und  darf  nur 
nach  dessen  für  den  Gewählten  ungünstigem  Ausfall  die 
Confirmation  versagen. 

x)  Beilage  LXXXIV. 
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3)  Die  Staatsregierung  hat  ein  vertragsmässiges 
dass  die  Sätze  1  un4  2  Seitens  des  Papstes  beobachtet 
den,  und  braucht  Verletzungen  derselben  nicht  zu  dulden. 

4)  Ueber   die  Person,   welche   die  Consecration  zu  to 
ziehen  hat,  ist  nichts  stipulirt. 


Die  Taxe  welche  flir  die  preussischen  Bisthümer  in 
Bulle  De  salute  animarum  vereinbart  wurde,  betrug  für 
Bisthümer  666$  Goldgulden  des  Kammersatzes,  d.  h.  11( 
Scudi  oder  1650  Thaler,  für  Cöln  und  Gnesen-Posen  je  1( 
Gulden,  d  h.  1650  Scudi  oder  30J0  Thaler  und  für  Bi 
1100£  Gulden,  d/h.  1816  Scudi  10  Bajocchi  oder 
Thaler.  Doch  soll  später,  wie  der  hannoverische  Gesang 
in  Rom  unterm  23.  Juli  1829  seiner  Regierung  berichtete, 
allgemeine  Reduction  für  die  Bisthümer  auf  10(K),  ftir 
Erzbisthümer  auf  1500  Scudi  erfolgt  sein1). 

Wie  es  nun  auch  mit  der  Richtigkeit  dieser  Behaupt 
im  Allgemeinen  beschaffen  sein  mag,  so  viel  steht  fest, 
für  die  Bestätigung  des  Erzbischofs  Melchers  von  Coln 
Pallium  und  Bulle  34i7  Scudi  45  Bajocchi  gefordert  wurde 
d.  h.  4028  Thaler.  Diese  Summe  wurde  aber  abgehandc 
auf  2100  Scudi,  wovon  100  auf  das  Pallium  gerechnet 
den  (3087  Thaler). 

Die  Taxen  werden  aus  den  Intercalarfrüchten  bestritt* 


Der  Consecrationseid  ist  der   canonische  mit  denjenij 
Modificationen  wie  sie  in  Staaten  mit  confessionell-gemischl 


*)  Vgl.  über  die  Taxe  der  preussischen  Bisthümer  Mejer  in 
n.    Jacobson    Ztschr.    f.    d.    Recht   u.    d.  Politik   d.  Kirche  ^Leipzig  15*< 
208  f.,  in  Verbindung  damit  die  Beil.  LXXXVIII  mitgetheilte  der  hr  m*| 
verischen  Bisthümer. 


Cap.  II.    Pretiseeii.  ;-J8F> 

iem  in  Russland  gegebenen  Vorbilde  be- 
legen '). 

■itt  seiner  DiöceBanverwaltung  leistet  der 
auch  dem  Könige  einen  Treueid,  welcher 
i  Gegenwart  des  Monarchen  durch  den 
hen  Angelegenheiten,  bei  Bischöfen  durch 
n  der  betreffenden  Provinz  abgenommen 

Die  Formel  desselben  war  mit  einigen 
lt  unw  es  entlichen  Aenderungen  fast  die- 
Erlass  der  Bulle  De  salute  üblich  war  *), 

königliche  Verordnung  vom  6.  December 
snd  gleich  festgestellt  worden ,  welche 
g  des  altkatholischen  Bischofs  ReinkeitB 
bracht  wurde5). 

■eidigung  wird  dem  Bischof  eine  landes- 
angsurkunde  ausgefertigt *). 


ssen  päpstliche  Reservationen  und  Endet 
das  Devolutionsrecht  Statt? 


ErlHüs  der  Bnll«  De  salute  ia  Beilage  T.XXXV1  a, 
e  amtlich  veröffentlichte  Nachricht  über  die  Ver- 
a  rc-n  Gnesen  -  Foeen  etc.  in  Beilage  LXXXVI  b. 
CVIIa.  mit  Ausnahme  des  dort  Eingeklammerten. 
en  Nutzen  einer  solchen  Massregel  nicht  einsehen, 
hrb.  S.  3!l6  ausführt,  dass  der  Eid  der  Bischöfe  von 
litat  geleistet  wird,  „mithin  principiell  einen  Wider 
schöflichen  Stellnng  mi'.  der  als  Unterthanen  ans- 
icher Bischof  befolgt  auch  in  alter  Weise  vereidigt 
Rechter  selbst  nicht  mit  dem  nenen  Eid.  Die  Fort- 
«  ist  aber  indifferent,  wenn  man  erwagt,  daas  der 
Eid  bleibt  nnd  nicht  minder  der  neue  vaticanischc 
ler  Bischöfe  inm  Papste.  Möchte  doch  die  preus- 
t  eich  unnütz  neue  Schwierigkeiten  zu  schaffen, 
{reifen,  wo  ein  Ziel  zu  erreichen  steht! 
ch   Emanation  der  Verfassimgam-kunde  ansgestellten 

BiKbotimhltB.  25 
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Die  Bolle  De  salute  äussert  sich  über  die  entere  Fi 
nicht   direct,   indem  sie  die  päpstlichen  Reservatrechte 
geradezu  erwähnt,  aber 

1)  wird  den  Capiteln  das  Wahlrecht  beigelegt,    auch  in| 
dem  Falle,  wo  der  bischöfliche  Stuhl  durch  reaignatio 
abdicatio  erledigt  wird.     Damit  ist  das  in  dieser  Bezieht 
bestehende  Reservatrecht  beseitigt 

2)  Indem  den  Capiteln  das  Wahlrecht  eingeräumt 
falls  der  bisherige  Bischof  extra  curiam  gestorben  ist,  ist 
ausgeschlossen  wenn  er  in  curia  stirbt   In  diesem  Falle 
aber     nach    canonischem     Recht     eine     päpstliche      R< 
vation  Platz. 

3)  Bezüglich  aller  übrigen  Reservate  schweigt  die  Bolle; 
Gelten  nun  diese  in  Preussen  und  ist  auch  anzttnel 

dass  falls  der  Bischof  in  curia  stirbt  das  Reservatrecht  PI 
greife  ? 

Wir  meinen  diese  Fragen  mit  Entschiedenheit  vernein« 
zu  sollen. 

Die  Tendenz  der  preussischen  Regierung  bei  Abschhu 
des  Vertrages  mit  Rom  ist  schon  wiederholt  hervorgehobenj 
und  ergiebt  sich  aus  den  dargestellten  diplomatischen  Ver- 
handlungen deutlich.  Demnach  wollte  die  Regierung  einen] 
wesentlichen  Einfluss  auf  die  Besetzung  der  bischöflichen! 
Stühle  ausüben  und  acceptirte  als  zu  diesem  Zweck  geeignet] 
die  römischen  in  Bulle  und  Breve  enthaltenen  Vorschlage  inj 
der  Absicht;  dass  nun  auch  bei  allen  Vacanzen  in  den! 
westlichen  Bisthtimern  —  von  den  östlichen  war  ja  zunächst I 
nicht  die  Rede,  sie  unterliegen  aber  jetzt  auch  dem  Recht 
der  Bulle  und  des  Breve  —  in  der  gedachten  Weise  die] 
Bischöfe  bestellt  werden  sollten. 

Von  der  Anerkennung  päpstlicher  Reservationen  konnte  | 
dabei  für  die  preussische  Regierung  gar  keine  Rede  sein, 
weil  bei  denselben  ja  jeder  Einfluss  der  Regierung  fortfiel  und 
dieser  durch  dieselben  nach  Belieben  des  Papstes  illusor^cfc 
gemacht  werden  konnte.  Der  Papst  brauchte  ja  blos  e  -efl 
Bischof  zum  Cardinal  zu  machen  um  für  den  Fall  »'  «* 
Todes  die  Pfründe  besetzen  zu  können.     In  Preussen  v    «• 
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• 

schon  vor  der  Bulle  De  salute  die  päpstlichen  Reservationen 
nicht  anerkannt;  und  die  Regierung  konnte   um  so  weniger 
'     daran  denken    sie   neu  einzufuhren,  als  diese  Materie  schon 
i     zur  Zeit  des  deutschen  Reiches  eine  höchst  controverse  war. 
I     Freilich  ist  die  Fassung  der  Bulle  selbst  für  die  Regierung 
prajudicirlich.     Denn  einmal:  indem  das  Wahlrecht  für  den 
|     Fall  des  Todes  und  der  Resignation  des  Bischofs  bestimmt 
|     stipulirt   wird;    scheint   es    für   den  Fall  der  Absetzung  des 
Bischofes  durch  den  Papst  ausgeschlossen  zu  sein.    Aber  die 
Regierung  hat  unstreitig  in  der  vom  Papste  gewählten  For- 
mel  nichts    anderes   erblickt;  als  eine  etwas  weitschweifige 
Redewendung;    wie   sie  in  curialen  Actenstücken  üblich  ist. 
Sie  hätte  von   ihrem  Standpunkte  aus  nicht  einmal  dulden 
können;  dass  der  Absetzung  des  Bischofes  in  der  Bulle  ge- 
dacht würde,  weil  sie  weit  davon  entfernt  war,   dem  Papste 
überhaupt  das  Recht  einen  preussischen   Bischof  abzusetzen 
|     zuzugestehen. 

|  Nicht  anders  verhält  es  sich  mit  der  anderen  Stelle  der 

I  Bulle.  Auch  die  in  curia  sterbenden  Bischöfe  sollten  nach 
Ansicht  der  Regierung  nicht  durch  päpstliche  Ernennung 
neu  ersetzt  werden,  wenngleich  es  besser  gewesen  wäre, 
gegen  diesen  Passus  .  der  Bulle  sofort  Einsprache  zu  er- 
heben. 

Jedenfalls  ist  für  den  Fall  der  Erledigung  eines  Bis- 
thums  in  der  gedachten  Weise  kein  Wahlrecht  des  Capitels 
begründet,  aber  auch  kein  Reservatrecht  des  Papstes. 
Vielmehr  wird,  da  die  Vereinbarung  zwischen  König  und 
Papst  diesen  Fall  mit  Stillschweigen  übergeht,  bei  seinem 
Eintritt  eine  neue  Verhandlung  nothwendig  werden,  durch 
welche  entweder  dem  Capitel  das  Wahlrecht  concedirt,  oder 
über  die  Person  des  Bischofes  mit  der  Curie  Verabredungen 
getroffen  werden. 

Uebrigens  ist  bis  jetzt  ein  päpstliches  Reservatrecht  in 

P  aussen  weder  ausgeübt,   noch   auch  nur  beansprucht  wor- 

d<  j.    Ja  im  Gegentheil :  als  der  Cardinal  Geissei,  Erzbischof 

v<  i  Cöln    starb,   hat  der  Papst   selbst  das   Wahlrecht    des 

25* 
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Capitels,  also   das  Nichtvorhandensein  eines  Reservatrechtes 
anerkannt. 

Bezüglich  des  Devolutionsrechts  liegt  die  Sache  ähnlich. 
Die  Bulle  übergeht  es  mit  Stillschweigen,  aber  sie  gewährt 
den  Capiteln  das  Wahlrecht  nur  für  die  Frist  von  drei 
Monaten  nach  der  Erledigung  des  bischöflichen  Stuhles,  und 
da  diese  Frist  die  alte  canonische  ist,  nach  deren  Ablauf  das 
Devolutionsrecht  Platz  griff,  so  könnte  behauptet  werden, 
dass  auch  durch  die  Bulle  das  Devolutionsrecht  festge- 
stellt sei. 

Wir  müssen  indessen  auch  hier  Widerspruch  erheben. 

Die  Einführung  der  Wahlform  für  die  Besetzung  der 
bischöflichen  Stühle  in  Preussen  ist,  wie  die  mit  der  Curie 
gepflogenen  Unterhandlungen  deutlich  ergeben,  als  eine  beson- 
dere Concession  des  preussischen  Königs  aufzufassen.  ,J1 
(der  König)  l'accorde  (das  Wahlrecht)  de  meme  spontane- 
ment  aux  chapitres  futurs  de  Cologne  et  de  Treves  et  Sa 
Maj.  est  persuftdee  que  le  S.  Si&ge  appreciera  la  franchise  , 
de  cette  concession",  so  schreibt  Niebuhr  an  Consalvi  am  2£ 
Juli  1820 *)  und  die  Curie  hat  diese  Auffassung  der  Re- 
gierung nicht  nur  nicht  zurückgewiesen,  sondern  durchaus 
anerkannt,  wie  die  Note  Consalvi's  vom  6.  October  I8"2i» 
ergiebt 2). 

Die  preussische  Regierung  hatte  aber  dabei  nicht  die 
Absicht,  das  ganze  canonische  Recht  der  Bischofswahlen  za 
recipiren,  sondern  den  Capiteln  nichts  weiter  als  das  Wahl- 
recht zu  verleihen,  für  dessen  Ausübung  die  canonisch  en 
Formen  gelten,  ebenso  wie  in  Bezug  auf  die  Eigenschaften 
des  Bisthumscandidaten  die  canonischen  Erfordernisse  ia 
Frage  kommen  sollten.  Weiter  erstreckt  die  Concession  d« 
Königs  sich  nicht. 

Aber  das  Wahlrecht  war  auch  eine  Concession  des  Papste^ 
die  dieser    durch   die  gedachte  Fristbestimmung   beschränkt 


*)  Siehe  oben  S.  49. 
2)  Siehe  oben  S.  52. 
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hat,  in  welche  die  Regierung  stillschweigend  eim 
Dana  der  Papst  dabei  den  Hintergedanken  gehabt 
kann,  so  das  Devolutionsrecht  einzuschmuggeln  mag 
sein,  da  aber  die  Regierung  diese  Absicht  nicht  theüte 
Bestimmungen  der  Bulle  vertragsmässige,  also  nach  d 
sieht  beider  Parteien  zu  beurtheilen  sind,  so  ergiel 
dass  das  Devolutionsrecht  durch  die  Bulle  nicht 
stellt  ist. 

Das  Landrecht  kannte  ein  solches  für  Bischofs 
ebenfalls  nicht,  und  dass  dasselbe  in  Preussen  vor  de 
nicht  zur  Anwendung  gekommen  ist,  beweisen  zal 
Beispiele,  wie  denn  der  Erzbischof '  von  Gnesen,  Kr 
seinem  Vorgänger  Poniatowski  gefolgt  war,  nachdi 
Vacanz  vom  12.  August  1794  bis  26.  Februar  1795  g 
hatte  und  Graf  Raczyuski  dem  am  14.  März  1801 
benea  Krasiecki  am  3.  März  1805  Buccedirt  hatte,  ohi 
von  Devolution  die  Rede  war. 

Auch  nach  der  Bulle  De  salute  hatte  eine  köi 
Cabinetsordre  vom  7.  Februar  1830  erklärt,  dass  ein 
lutionsrecht  Seitens  der  preussischen  Regierung  nie  am 
werden  sollte,  wie  denn  auch  die  römische  Curie,  a 
dem  Tode  des  Erzbischofs  Dunin  von  Posen  die  Sedii 
vom  26.  December  1842  bis  zum  21.  Octoher  1844  g 
hatte,  kein  Devolutionsrecht  beanspruchte. 

Wohl  aber  ist  das  letztere  geschehen  bei  Gelegenl 
oben  von  uns  geschilderten  Erzbischofswahl  von  ' 
allein  wenn  auch  die  Regierung  jede  principielle  Auseii 
setzung  mit  der  Curie  absichtlich  vermied,  so  hat  si 
ihrer  Ueberzeugung  deutlichen  Ausdruck  gegeben,  t 
der  Papst  aus  eigener  Machtvollkommenheit  die  W 
für  das  Capitel  verlängert  hatte,  ist  dem  Capitel  mit 
worden,  dass  auch  die  Regierung  diese  Verlängern! 
cedire,  indem  sie  die  einseitige  Massnahme  des  Papi 
eine  rechtmässige  nicht  anzusehen  vermöge. 

Das  gehendeRecht  bezüglich  der  Devolution  ist  also  fol 

')  Siehe  oben  S.  253  ff. 
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Hat  das  Capitel  nicht  innerhalb  dreier  Monate  nach 
Eintritt  der  Sedisvacanz  eine  Wahl  vorgenommen,  so  hat  o 
sein  Wahlrecht  verwirkt.  Was  dann  geschehen  soll  ist  in 
der  Bulle  nicht  angegeben.  Es  erübrigt  also  nur  eine  neue 
Vereinbarung  zwischen  Regierung  und  Curie.  Eine  einseitig* 
Massnahme  sowohl  des  Staates  wie  des  Papstes  ist  unzu- 
lässig, da  beide,  indem  sie  das  Recht  der  Bischofswahlen  zua 
Gegenstand  eines  Vertrages  gemacht  haben,  wie  oben  ausge- 
führt, auf  ihr  Gesetzgebungsrecht  für  diese  Materie  verzichteten. 
Uebrigens  darf  schliesslich  darauf  hingewiesen  werden ,  das 
auch  selbst  bei  Anerkennung  des  Devolutionsrechtes  sich  die 
rechtliche  Lage  der  preussischen  Regierung  durchaus  nicht 
verändern  würde.  Denn  durch  das  Devolutionsrecht  tritt 
zwar  ein  Wechsel  ein  in  der  Person  der  berechtigten  Sub- 
jecte,  aber  ohne  dass  deren  Rechte  irgend  eine  objectivc 
Veränderung  erfuhren.  An  Stelle  des  wahlbefugten  Capiteb 
würde  demnach  der  Papst  treten;  da  aber  das  Capitel  keine 
persona  regi  minus  grata  wählen  darf,  so.  ist  auch  der  Papa 
an  diese  Schranke  gebunden. 


Art.  15  der  octroyirten  Verfassungsurkunde  vom  5.  De- 
cember  1848  lautet: 

„Das  dem  Staate  zustehende  Vorschlags-,  Wahl-  oder 
Bestätigungsrecht  bei  Besetzung  kirchlicher  Stellen  ist  auf- 
gehoben." 

Die  officiellen  ministeriellen  Erläuterungen  dazu  er- 
klärten diesen  Satz  als  nothwendige  Consequenz  der  im 
Art.  12  der  Verfassungsurkunde  ausgesprochenen  Freiheit 
der  Kirche  und  nahmen  nur  die  Patronate  von  der  genanntes 
Aufhebung  aus,  da  für  diese  gemäss  Art.  14  der  Verfassungs- 
urkunde ein  besonderes  Gesetz  erlassen  werden  sollte. 

Dagegen  erklärte  ein  Circularerlass  des  Ministers  von 
Ladenberg  vom  1.  März  1849 '),  dass  zwar  von  dem  bisher*    n 


')  Ministerialbl.  f.  d.  ges.  innere  Verwalt.,  1849,  S.  267. 
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Einflösse  des  Staates  auf  die  Besetzung  katholischer  Kirchen- 
ämter Abstand  genommen  sei,  aber  doch  nur  „insoweit  der- 
selbe nicht  entweder  mit  den  noch  näherer  Feststellung  be- 
dürfenden Patronatsverhältnissen  in  Verbindung  steht,  oder 
auf  sonstigen  speciellen  Rechtsgründen,  wobei  vorzüglich  die 
mit  dem  römischen  Stuhl  getroffenen  Vereinbarungen  in  Be- 
tracht kommen,  beruht". 

Damit  stimmte  indessen  nicht  die  Auffassung  des  preus- 
sischen  Episcopates,  indem  dieser  in  seiner  Denkschrift  vom 
Juli  1849  !)  alle  bei  Gelegenheit  der  Bischofs  wählen  vom 
Staate  bisher  ausgeübten  Befugnisse  für  fortgefallen  erklärte. 
Nach  der  sonderbaren  rechtlichen  Auffassung  der  Prälaten 
sollte  die  Bulle  De  salute  —  ein  Staatsvertrag  —  aufgehoben  sein, 
soweit  sie  Rechte  des  Staates  begründete,  während  die  Bischöfe 
auf  Erfüllung  der  in  derselben  Seitens  des  Staates  über- 
nommenen Verpflichtungen  ernstlich  drängten.  Bezüglich  der 
Besetzung  der  Capitelspfründen  sollte  nach  Ansicht  des  Epis- 
copates eine  freie  Verleihung  des  apostolischen  Stuhles  ein- 
getreten sein  „bis  dieser  eine  desfallsige  Erklärung  erlassen 
haben  wird". 

So  war  es  denn  nicht  unnöthig,  dass  bei  der  Revision 
der  Verfassungs-  Urkunde  der  oben  angeführte  Artikel  ge- 
ändert wurde,  und  die  Fassung  erhielt  (Art.  18):  „das  Er- 
nennungs-,  Vorschlags-,  Wahl-  und  Bestätigungsrecht  bei 
Besetzung  kirchlicher  Stellen  ist  soweit  es  dem  Staate  zu- 
steht und  nicht  auf  dem  Patronats-  und  besonderen  Rechts- 
titeln beruht,  aufgehoben". 

Zu  diesen  besonderen  Rechtstiteln  gehören  die  Bestim- 
mungen der  Bulle  De  salute  und  des  Breve  Quod  de  fidelium, 
die  also,  wie  auch  die  römische  Curie  anerkannt  hat2),  nach 
der  Verfassungs- Urkunde  in  Preussen  in  Geltung  geblieben  sind. 

Dagegen  ist  behauptet  worden  8),  dass  nach  dieser  Be- 


x)  Bei  Ginzel,  Archiv  2,  136  ff. 

s)  Vgl.  Richter  in  Ztschr.  für  Kirchenrecht  I,  113  f. 

')  Gerlach,  Verhält,  d.   preuss.    Staates   z.  d.  kath.  Kirche  (Pader- 
born 1862)  18. 
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Stimmung  der  Verfassungs-Urkunde  in  Verbindung  mit  A^. 
15  die  Regierung  nicht  mehr  befugt  sei,  Commissare  zu  äen 
Bischofswahlen  zu  entsenden.  Allein  abgesehen  davon,  i&ss 
diese  Ansicht  schon  nach  dem  alten  Wortlaut  des  Art.  15 
nicht  begründet  war,  indem  das  ius  circa  sacra  der  Regierung 
durch  denselben  nicht  aufgehoben  wurde  ]),  so  kann  sie  nach  der 
neuen  Fassung,  welche  dieser  Artikel  durch  das  Gesetz  vom 
5.  April  1873  empfangen  hat,  und  welche  die  Hoheitsrechte 
des  Staates  speciell  wahrt,  gar  nicht  mehr  vertreten  werden, 
wie  denn  auch  anstandslos  nach  Emanation  der  Verfassungs- 
urkunde zu  allen  Wahlen  Commissare  abgeordnet  wor- 
den sind. 

Das  neue  Kirchengesetz  vom  11.  Mai  1873  betreffend 
die  Anstellung  der  Geistlichen  bezieht  sich  nicht  auf  die  Be- 
setzung der  bischöflichen  Stühle  2),  aber  es  bietet  der  Regie- 
rung die  Principien  dar,  nach  welchen  bei  Genehmigung 
von  Wahlcandidaten  zu  verfahren  ist.  Denn  der  Cleriker, 
welchei  gesetzlich  nicht  für  fähig  erachtet  wird  auch  nur  eine 
Pfarrei  im  Staate  zu  bekleiden,  kann  noch  weniger  für  die 
Verwaltung  des  wichtigen  bischöflichen  Amtes  geeignet  be- 
fanden werden.  — 

Schliesslich  sei  noch  bemerkt,  dass  die  Ernennung  eines 
Coadjutors  cum  iure  succedendi  erst  einmal  in  Preussen  er- 
folgt ist,  als  der  Bischof  Geissei  von  Speier  zum  Coadjutor 
des  Erzbischofs  von  Droste  -  Vischering  von  Coln  ernannt 
wurde 8).  Es  geschah  das  durch  Abkommen  zwischen  der 
Regierung  und  der  Curie.  Selbstverständlich  kann  auch  den 
Grundsätzen  der  Bulle  gemäss  gegen  den  Widerspruch  der 
Regierung  nie  ein  Coadjutor  bestellt  werden,  wogegen  die 
Zustimmung  des  Capitels  rechtlich  indifferent  erscheint. 


')  Friedberg,   d.  evangel.    u.  kath.   Kirche    der    neu    einverleibt« 
Länder  etc   (Halle  1866)  75  ff.     Derselbe,  Grunzen  a.  a.  O.  439  f. 

%)  Vgl.  §.  20. 

a)  Siehe  oben  S.  251. 


Drittes  Gapitel. 


a  n  n  o  t  e  r  ')• 


Die  Bulle  Impensa  Romano  nun  Pontificum  toi 
März  1824  trifft  bezüglich  der  Bischofswahlen  fol 
Anordnungen. 

Nach  Eintritt  der  Sedisvacanz  hat  das  Dome 
binnen  Monatsfrist  dem  königlichen  Ministerium  eine 
didatenliste  vorzulegen,  wobei  die  in  der  Bulle  speci 
nothwendig  aufgeführten  Eigenschaften  berücksichtigt  w 
müssen.  Diese  sind  aber:  Vollendung  des  dreissigsten  L> 
Jahres,  hannoverischer  Indigenat,  löbliche  Absolvirung 
Jogischer  oder  canonischer  Studien,  Beschäftigung  in  dej 
sorge  oder  als  Seminarprofessor,  oder  ausgezeichnet 
thätigung  in  der  kirchlichen  Verwaltung,  vortreffliche! 
unverfälschter  Glauben,  reine  Sitten.  Sollte  einer 
Candidaten  der  Regierung  ungenehm  sein,  so  hat  das  C 
ihn  auf  der  Liste  zu  streichen,  wobei  jedoch  eine  genü 
Zahl  von  Candidaten  übrig  bleiben  muss,  um  unter 
eine  Wahl  vornehmen  zu  können.  Dann  soll  das  Capil 
canonischen  in  gewohnten  Formen  vorzunehmenden 
eines  der  nicht  gestrichenen  Candidaten  schreiten  und 
tragen,  dass  die  Wahlurkunde  in  authentischer  Form  1 
Monatsfrist  dem  Papste  übersendet  werde. 

')  Vgl.  Friedberg,   Veto  a,  a.  O.     Mejer,   Veto  a.  ».  O. 
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Die  Befugnisse  der  Regierung  bei  dieser  Art  der 
Bischofs  wähl  bestehen  also  darin,  minder  genehme  Candidatei 
auf  der  vom  Capitel  eingereichten  Liste  zu  streichen.  Die 
Tendenz,  welche  die  Regierung  bei  der  vertragsmäßig*» 
Abmachung  dieses  Wahlmodus  verfolgte,  war  unstreitig  die, 
dass  keine  missliebige  Person  einen  bischöflichen  Stuhl  be- 
steigen könne,  und  diese  Absicht  fand  auf  Seiten  der 
römischen  Curie  Anerkennung  und  Entgegenkommen. 

Als  passendes  Mittel  zu  ihrer  Erreichung  empfahl  die 
Curie  den  vorliegenden  Wahlmodus,  und  es  ist  nicht  n 
leugnen,  dass  er  in  den  zwanziger  und  dreissiger  Jahres 
unseres  Jahrhunderts  auch  vollständig  ausreichend  war. 
Denn  der  Fall  erschien  unmöglich,  dass  ein  Capitel  es  wage* 
könnte,  lauter  der  Regierung  missliebige  Personen  auf  die 
LiBte  zu  setzen. 

Nicht  umsonst  hat  Consalvi  das  Streichungsrecht  der 
Regierung  in  so  äusserst  hypothetischer  Form  ausgedruckt 
Auch  die  Curie  hielt  für  unmöglich,  dass  es  jemals  zur  Aar 
Wendung  gebracht  werden  würde,  weil  sie  die  Regierung 
für  stark  genug  erachtete ,  schon  vorher  auf  die  Zusammen- 
stellung der  Candidatenliste  den  nöthigen  Einfluss  auszuüben, 
und  weil  sie  damals  eine  Eintracht  zwischen  Staat  und  Kirche 
erstrebte,  welche  sie  durch  die  etwa  missliebige  Persönlich- 
keit eines  Bischofes  nicht  gefährdet  sehen  mochte. 

Demnach  -  da  notorisch  der  Zweck  des  festgestelltes 
Modus  der  Bischofswahl  war,  eine  der  Regierung  ungenehn* 
Wahl  zu  verhindern,  da  dies  nur  möglich  ist,  wenn  eine 
solche  Zahl  genehmer  Candidaten  auf  der  Liste  steht,  daas 
nach  einer  von  der  Regierung  vorgenommenen  Streichung 
die  Wahl  eines  genehmen  möglich,  eines  missliebigen  aber 
unmöglich  erscheint,  ist  die  Regierung  befugt,  ihren  ganzeft 
Einfluss  aufzuwenden ,  dass  die  Candidatenliste  des  Capheb 
in  der  gedachten  Weise  zu  Stande  komme.  Sonst  hätte  dtf  - 
Capitel  nur  nöthig,  lauter  notorisch  missliebige  Personer  naf  ■ 
die  Liste  zu  setzen,  um  trotz  der  Streichungsbefugnisr  tat 
Regierung  zu  der  Wahl  einer  missliebigen  zu  gelangen. 

Diese  Befugniss  der  Regierung  ist  nicht  in  der  j    H* 
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ausdrücklich  erwähnt  worden,  was  sehr  zu  bedauern  i 
wofür  die  Unwissenheit  und  Schlaffheit  der  hannöveriscl 
Diplomatie  verantwortlich  zu  machen  ist  Dass  sie  aber 
Wahrheit  von  der  Regierung  beabsichtigt,  daes  sie,  wie  sei 
oben  erwähnt,  von  der  römischen  Curie  nicht  bernän; 
wurde,  ergiebt  jedes  Blatt  der  oben  dargestellten  diplomatiscl 
Verhandlungen.  — 

Aber   wie  viel  Personen  muss    die  Regierung   auf 
Liste  belassen  um  einen  „sufficiens  numerus"  für  die  Bischt 
wähl  übrig  zu  lassen? 

Mehr  als  eine  jedenfalls;  das  ergiebt  sich  aus  der  W< 
fassung  der  Stelle  —  „nnius  ex  Candidatis  qui  supereruc 
ob  aber  zwei  genügen  oder  mindestens  drei  erforderlich  si 
ist  zwischen  dem  Staate  und  der  römischen  Curie  stre 
geworden,  wobei  natürlich  Ketteier,  Hirschel  und  Aehnlii 
auf  Seiten  des  Papstes  fechten. 

Sehen  wir  zuvörderst  zu,  ob  wir  nicht  ans  den  dij 
tnatischen  Verhandlungen  eine  Antwort  für  unsere  Ftj 
finden  können. 

Am  13.  September  1817  berichtet  Ompteda  Beinern  Hof* 
dass  er  das  landesherrliche  Veto  zu  erlangen  hoffe,  „i 
dieses  dergestalt,  dass  der  Landesherr  vor  der  Wahl  i 
Recht  hat,  von  der  präsentirten  Liste  der  Candidaten  . . . 
auf  einen  wegzustreichen". 

Wenige  Tage  darauf  war  er  in  Folge  einer  Confen 
mit  dem  Bevollmächtigten  der  Curie  Mons.  Mazio  in  i 
Lage  seiner  Regierung  zu  melden,  dass  der  Wahlmo> 
vorgeschlagen  sei,  dem  das  von  Genua  erlassene  Schreil 
der  Congregatio  de  propaganda  fide  in  Bezug  auf  die  W 
der  irländischen  Bischöfe  zu  Grunde  zu  liegen  schei 
Danach  sollen  vom  Könige  auf  einer  Seitens  des  Capitels  t 
gereichten  Candidatenliste  die  missliebigen  gestrichen  werd 
„mit  dem  Vorbehalte,  dass  die  nöthige  Zahl  (also  mindest 
zwei)  übrig  bleibt,  aus  denen  dann  das  CapHel  zu  wäh 
habe". 

')  Siebe  oben  S.  73. 
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So  ist  also  die  später  Seitens  der  Curie  beliebte  For- 
mulirung  dieses  Modus:  „numerus  sufficiens  ex  quo  norm 
episcopus  eligi  valeat"  und  dann  mehr  abgeschwächt :  „ita  tarnen 
ut  supersint  ex  quibus  novus  Episcopus  eligi  valeat*  zi 
verstehen. 

Wir  haben  aber  oben  gesehen,  dass  die  bewusste  Zwei- 
deutigkeit dieser  Fassung  in  Hannover  Anstoss  erregte,  und 
dass  man  die  Streichung  des  gedachten  Passus  verlangte. 
Darauf  erklärte  Consalvi  die  Bedenken  der  Regierung  ftr 
ungerechtfertigt  und  bemerkte  ausdrücklich ,  dass  es  sich  j» 
nicht  um  eine  reichliche,  sondern  um  eine  hinreichende  Zakl 
handle,  die  eine  Wahl  ermögliche. 

Er  verlangt  dabei  geradezu,  dass  mehr  als  ein  Ctn- 
didat  auf  der  Liste  stehen  bleibe. 

Dazu  kommt  noch  zum  Ueberfluss,  dass  in  keinem  be 
den  officiellen  Verhandlungen  gewechselten  Actenstücke 
jemals  die  Wahl  aus  drei  vom  Könige  auf  der  Liste  a 
belassenden  Personen  gefordert  wird.  — 

Indessen  hat  auch  hier  wieder  Ketteier  versucht,  fiir  die 
Rechtsanschauung  der  römischen  Curie  —  denn  diese  hat,  wie 
wir  gesehen  haben,  in  neuerer  Zeit  mehrfach  eine  Wahl  nar 
unter  mindestens  drei  Candidaten  für  möglich  erklärt  —  ein- 
zutreten, und  Hirschel  ist  ihm  selbstverständlich  darin  gefolgt 

Dabei  ist  zuvörderst  zu  bemerken,  dass  in  Rom  auch 
nach  Consalvi  die  jetzt  aufgestellte  Rechtsansicht  nkÜ 
immer  die  herrschende  gewesen  ist.  Wir  haben  oben  mek* 
rere  preussische  Wahlen  aufgeführt,  wo  den  Capiteln  & 
Wahl  nur  unter  zwei  Candidaten  von  der  Regierung  gestatW 
wurde,  wo  Rom  davon  Kenntniss  hatte  und  doch  nicht  M 
Entferntesten  die  Wahl  als  eine  uncanonische  bemängelt* 
Ja,  als  man  in  Rom  die  Wahl  von  Vicari  zum  Erzbiacfcrf 
von  Freiburg  verhindern  und  die  von  Demeter  bewiric» 
wollte,  forderte*  das  Organ  der  Curie  Mons.  Cappxi» 
die  badische  Regierung  geradezu  auf,  „nur  noch  zwei  N*"<% 
und  unter  diesen  den  des  Herrn  Demeter  auf  der  Candid  «•• 
liste  stehen  zu  lassen"1).  — 

')  Siehe  ohen  S.  286. 


r 
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Und  das  stimmt  auch  mit  den  Resultaten,  welche  sich 
aus  der  Betrachtung  des  gemeinen  Rechtes  ergeben.  Denn 
danach  beruht  —  wie  fast  alle  Canonisten  annehmen  *)  —  das 
juristische  Wesen  der  Electio  nicht  in  der  Mehrheit  der  zu 
Wählenden,  sondern  in  der  Mehrheit  der  Wähler,  und  an 
und  für  sich  steht  nichts  entgegen,  dass  von  „electio"  gesprochen 
wird,  wenn  auch  nur  eine  Person  zur  Auswahl  steht2). 

Wo  aber  im  canonischen  Recht  von  einer  Mehrheit  ohne 
genauere  Bezeichnung  der  Zahl  gesprochen  wird,  sind  min- 
destens zwei,  nicht  nothwendig  drei  zu  verstehen.  Denn: 
„Pluralis  locutio  duorum  numero  est  contentus" s). 

Aber  Ketteier  versucht  darzuthun,  dass  der  irische  Wahl- 
modus ein  neues  vom  canonischen  abweichendes  Rechtsinstitut 
sei,  dass,  wenn  auch  im  Allgemeinen  —  was  er  zuzugestehen 
scheint  —  von  einer  Wahl  unter  zweien  gesprochen  werden 
könne,  doch  beim  irischen  Wahlmodus  notwendiger- 
weise  drei   sein  müssten.     Er  kannte  bei  dieser  Behauptung 


')  Vgl.  Laymann,  Jus  canon.  Lib.   1.  Tit.  6.  no.  2.  (Dillingae  1660) 

1,  228.  Z allinger,  Instit.  iur.  eccles.  lib.  1.  tit.  6.  §.  273.  (Angnstac 
Vindelic.  1T92)  1,  194.  Pirhing,  Dissert.  can.  de  postnlatione  etc. 
(Dillingae  1645)  c.  2.  no.  15.  S.  20  f.  Reiffenstuel,  Jus  Canon. 
(Antverpiae  1755)  1,  213.  lib.  I.  tit.  6.  §.  1.  no.  4.  Mayr,  Trismegistus 
pontificius  lib.  1.  tit.  6.  §,  1.  punctum  1.  resol.  1.  2.  (Augnstae  Vindel. 
1742)  I,  167  f  Schmalzgrueber,  Jus  eccles  (Neapoli  1738)  1,  94  f. 
Pars  I.  Tit.  6.  §.  1.  no.   1.      Pichler,  Jns  canon.  jib.  1.  tit  6.  §.  1.  no. 

2.  (Augustae    Vindel.    1741)    S.   69.     Barbosa,    Jus    canon.  lib.  1.  c.   19 
no.  4.  (Lugduni  1665)  S.  233. 

*)  Vgl.  meine  Ausführungen  in:  das  Veto  etc.  43  f.  und  Richter  et 
Schulte,  Canon,  et  Decreta  Conc.  Tridentini  (Lipsiae  1853)  373. 

•)  c.  40  in  VI*©  De  regulis  iuris  (5,  12).  Vgl.  auch  Remy, 
Scala  ecclesiastica  (Pedeponti  1732)  Tit.  VI.  art  12.  no.  94.  S.  94: 
„Qnaeres  an  eligentes  seipsos  coaretare  valeant  ad  aliquem  ex  duobus 
praecise  eligendum.  R.  Licet  Superior  (excepto  Papa)  non  possit 
restringere  libertatem  eligentium  coaretando  illos  ad  hoc  faciendntn,  ipsi 
tarnen  eligentes  quoad  hoc  volnntarie  se  determinare  possunt,  praebertim 
quando  inter  coneurrentes  illi  duo  vel  tres  soli  sunt  idonei  et  digni,  facta 
jratem  hac  coaretatione  non  licet  ab  ea  recedere,  ixno  si  ex  duobns  ad 
qnos  facta  est  coaretatio  alter  obierit,  superstes  habetur  pro  electo 
....  et  talis  a  jndice  debet  pronuntiari  .  .  ." 
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nicht  das  oben  von  uns  angeführte  Material  der  hannoveri- 
schen Verhandlungen;  welche  dieselbe  vollständig  widerlegen« 
Aber  auch  nach  den  ihm  damals  bekannten  Materialien 
schweben  seine  Sätze  beweislos  in  der  Luft. 


*  Die  Notiz,  auf  welche  Ketteier  seine  Ansicht  von  dem 
Charakter  des  irischen  Modus  stützt,  ist  die  Depesche 
Niebuhr's  an  die  preussische  Regierung  vom  11.  August 
1820,  in  welcher  er  meldet  *) ,  dass  er  mit  Consalvi  bis 
auf  gewisse  Punkte  sich  mündlich  geeinigt  habe,  „der  einzige 
Punkt,  auf  dem  er  durchaus  besteht  ist  der,  über  den  die 
hannoversche  Regierung  schon  einig  ist,  dass  das  landes- 
herrliche Verwerfungsrecht  vor  der  Wahl  gegen  eine  vom 
Capitel  aufgestellte  Candidatenliste  ausgeübt  werde,  wie  es  für 
Irland  zuerst  in  Vorschlag  gebracht  worden;  nämlich  dass 
das  Capitel  dem  Könige  eine  Liste  einreiche  u.  s.  w.  Der 
König  solle  „personas  ingratas"  daraus  „bis  auf  drei*  zur 
Auswahl  bleibende  Candidaten  streichen  können  etc." 

Muss  es  aber  schon  an  und  für  sich  wunderbar  er- 
scheinen, dass  das  Vorschlagsrecht  des  Capitels  in  dem  irischen 
Modus  der  Zahl  nach  unbeschränkt,  das  Verwerfungsrecht 
der  Regierung  beschränkt  sein  sollte,  wäre  folglich  in  juri- 
stischer Beziehung  die  Monstrosität  möglich  gewesen,  dass 
das  Capitel  nur  vier  oder  gar  nur  drei  Candidaten  hätte  vor- 
schlagen können,  die  Regierung  mithin  in  dem  ersteren  Falle 
nur  einen,  im  letzteren  gar  keinen  hätte  ablehnen  dürfen, 
so  ergiebt  sich  von  vorn  herein,  dass  die  Darstellung 
Niebuhr's  ungenau  ist,  und  dass  nothwendiger  Weise  das 
gesetzlich  beschränkte  Veto  der  Regierung  auch  eine  bestimmte 
Zahl  von  Candidaten  für  die  Liste  als  Correlat  erfordert  habe. 

Diese  vermisste  Ergänzung  finden  wir  aber  auch  in  dem 
oben  angeführten   Berichte  Niebuhr's2),    nach  welchem   die 


l)  Mejer,  das  Veto  S.  35.     Vgl.  aber  oben  S.  51. 
a)  Siehe  oben  S.  51  ff. 


r 
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Candidatenliste  des  Capitels  sechs  Personen  bezeichnen 
sollte,  and  alle  auf  den  irischen  Wahlmodus  bezüglichen 
Verhandlungen  im  Schosse  der  preussischen  Regierung  gehen 
auch  von  dieser  Voraussetzung  aus. 

Für  Irland  selbst  aber  ist  ein  solcher  Modus  gar  nicht 
acceptirt  worden,  sondern  in  Bezug  auf  das  Vorschlagsrecht 
und  das  correspondirende  Veto  die  von  Consalvi  für 
Hannover  vorgeschlagene  und  in  der  angeführten  Note 
interpretirte  Formulirung. 

Somit  haben  wir  schon  zwei  Arten  von  irischem  Wahl- 
modus; und  nehmen  wir  etwa,  um  Ketteier  ein  Zugeständ- 
niss  zu  machen,  an,  dass  die  in  Niebuhr's  Berichten  dar- 
gestellten verschiedene  und  nicht  völlig  identische  seien,  drei; 
sollte  aber  endlich,  wie  das  Ketteier  thut,  auch  noch  die 
Note   Consalvi'8    vom   24.   September    1819  *)    herbeigezogen 


M  Vgl.  oben  S.  116  f.  Dieselbe  ist  an  die  Regierungen  der  oberrhei- 
nischen Kirchenprovinz  erlassen.  Die  betreffende  Stelle  lautet  im  Zusam- 
menhange in  wortgetreuer  Uebersetzung:  „Sollte  dieses  den  Fürsten 
nicht  mehr  gefallen  (d.  h.  dass  der  Papst  selbst  ans  den  auf  der  Liste 
belassenen  Personen  wähle),  so  sieht  der  heil.  Vater  nicht  ein,  was  hindern 
könnte,  dass,  indem  die  Capitelswahl  nicht  mehr  auf  3  Subjecte,  sondern 
nur  auf  ein  einziges  fällt,  das  Capitel  vor  der  Wahl  mit  der  Regierung 
aber  die  Candidaten,  welche  es  wählen  möchte,  communicire,  und  die  Re- 
gierung diejenigen  ausschliesse ,  welche  ihr  nicht  angenehm  wären,  indem 
lie  jedoch  für  die  freie  Wahl  des  Capitels  immer  eine  hinlängliche  Zahl 
übrig  lasse.  Die  wahlfähigen  Subjecte  müssen  nach  dem  eigenen  Inhalt 
der  Deklaration  diese  und  jene  Eigenschaften  haben,  wegen  deren  der 
Fall  als  moralisch  unmöglich  anzunehmen  ist,  dass  sie  einer  weisen  und 
aufgeklarten  Regierung  verdächtig  sein  können.  Die  Fürsten  werden  sich 
demnach  selten  in  der  Notwendigkeit  befinden,  irgend  einen  von  denen, 
welche  das  Capitel  in  der  Candidatenliste  vorschlagen  würde,  auszuschliessen, 
und  sollte  auch  ein  solcher  Fall  sich  ereignen,  so  würde  es  gewiss  nicht 
möglich  sein,  dass  nicht  wenigstens  3  oder  4  Individuen  unter  den 
Candidaten  der  Regierung  angenehm  wären."  Es  erhellt,  dass  der 
dispositive  Theil  des  Vorschlages  in  den  obigen,  von  Ketteier  nicht 
mitangefahrten  Sätzen  begriffen  ist,  und  dass  es  vom  Cardinal  nur 
fö  moralisch  nicht  aber  rechtlich  unmöglich  erklärt  wird,  dass  die 
R  ierung  nicht  3  oder  4  Candidaten  auf  der  Liste  belasse.  Mit 
d<  agelben  Rechte,  und  nach  Analogie  der  Argumentation  Ketteler's,  könnte 
ai  i  der  Fassung  der  Bulle,  dass  „si  forte  aliquis"  der  Regierung  ungenehm 
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werden,  wo  dieser  von  drei  oder  vier  Candidaten  sprich, 
gar  vier  Arten  von  irischem  Wahlmodus:  und  Ketteier  ver- 
sucht noch  mit  einem  an  und  für  sich  so  unsicheren  Begriffe 
zu  operiren,  ihn  zur  Grundlage  seiner  Argumentationen  «l 
machen  1)  und  den  irischen  Modus  als  unzweifelhaftes  Rechte 
verhältniss  dem  gemeinen  Rechte  gegenüber  zu  stellen! 


Aus  der  von  uns  angeführten  Note  ergiebt  sich  viel- 
mehr unzweifelhaft,  was  Consalvi  unter  dem  irisches 
Wahlmodus  verstand,  und  da  er  ausdrücklich  weiter  sagt: 

„S.  Santita  non  sa  poi  comprendere  come  quelle 
stesso  sovrano  che  per  la  elezione  di  vescovi  nel  siw 
regno  d'Irlanda  e  rimasto  soddisfatissimo  di  questo 
stesso  metodo  ed  ha  riconosciuto  giusto  che  wS 
esereizio  del  suo  Veto  debba  rimanere  per  la  libertk 
della  elezione  un  sufficiente  numero  di  candidati  fra  i 
quali  possa  scegliersi  etc." 


wäre,  dieser  gestrichen  werden  dürfe,  der  Schluss  gezogen  werden,  da» 
die  Regierung  nur  einen  Candidaten  streichen  dürfe.  Denn  auch  te 
Vorkommen  nur  eines  missliehigen  Candidaten  erklärt  der  Cardinal  eigeaft- 
lich  für  moralisch  unmöglich,  d.  h.  mit  anderen  Worten  für  unwahr- 
scheinlich. —  Ueber  die  noch  von  Ketteier  angeführte  Steile  *• 
dem  Bericht  des  Geist!.  Rathes  Dr.  Burg  an  seine  Regierung  wird 
unten  gehandelt  werden.  , 

*)  Den  Anlass  zu  seinem  Miss  Verständnisse  hat  dem  Bischöfe 
Mainz  auch  hier  wieder  Mejer  gegeben,  Veto  S.  10:  „Ob  man  hierbä 
(bei  den  englischen  Verhandlungen)  die  Zahl  der  von  der  Regierung  äfcn| 
zu  lassenden  Candidaten  gerade  auf  drei  festgestellt  habe,  sagt  CardflJ 
Litta  nicht ,  und  ich  finde  auch  sonst  nichts  darüber.  Möglich  ist  * 
indessen;  denn  indem  man  später  das  Exempel  dieses  „Irischen  Ve»*, 
wie  man  es  nannte,  anzieht,  findet  sich  allerdings  die  Dreizahl  dabei  •>- 
genommen."  Dazu  ist  zu  bemerken,  dass  einmal  Mejer  bedanertklitt* 
weise  die  oben  S.  86  angeführte  Kote  Consalvi's  entgangen  ist,  sm 
aber,  dass  sich  in  den  Verhandlungen  keiner  Regierung  mit  der  ß» 
auch  nur  eine  Stelle  findet,  wo  officiell  Seitens  der  letzteren  drei  'ä- 
didaten  gefordert  würden. 


w 
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so  erhellt,  dass  auch  nach  dem  für  Irland  beabsichtigten 
Projecte  nnr  zwei  Candidaten  auf  der  Wahlliste  als  erforder- 
lich erachtet  wurden. 

Es  ist  mithin  auch  unrichtig;  wenn  Ketteier  den  iri- 
schen Wahlmodus  im  Gegensatze  zum  canonischen  Wahl- 
recht der  Capitel  „als  ein  ganz  neues  Rechtsverhältnisse  be- 
zeichnet 

Dies  ist  nur  so  weit  begründet,  wie  es  den  eigent- 
lichen irischen  Wahlmodus  angeht,  d.  h.  dass  das  Capitel 
nur  eine  Liste  zusammenstelle,  und  der  Papst  aus  den 
von  der  Regierung  darauf  belassenen  Candidaten 
den  Bischof  ernenne1). 

Es  ist  unbegründet  für  den  von  Hannover  angenom- 
menen modifieirten  irischen  Wahlmodus,  der  sich  lediglich 
als  canonisches  Wahlrecht  der  Capitel  charakterisirt, 
das  auch  ungeachtet  des  der  Regierung  eingeräumten  Veto's 
und  in  Verbindung  mit  demselben  aufrecht  erhalten  werden 
soll.  — 

Was  nun  Hirschel  betrifft,  so  giebt  er  allerdings  zu,  dass 
nach  gemeinem  Recht  die  Wahl  unter  zwei  Candidaten  möglich 
ist,  aber,  sagt  er,  das  weiss  man  ja  in  Rom  auch  und  nichts 
destoweniger  forderte  man  bei  Interpretation  der  Bulle  Ad 
Dominici  drei. 

Folglich  muss  doch  bei  dieser  und  der  gleichartigen  Im- 
pensa  nach  römischer  Auffassung  etwas  Ausnahmsweises  vor- 
liegen. In  dieser  Beziehung  hätte  Hirschel  aber  nur  daran  denken 
sollen,  dass  auch  in  Preussen,  wo  gar  kein  irischer  Wahlmodus 
existirt,  die  Notwendigkeit  von  drei  Candidaten  römischer  Seits 
betont  worden  ist,  dass  also  doch  wohl  in  Rom  eine  Auffas- 
sung des  gemeinen  Rechtes  herrschen  muss,  welche  falsch 
ist,  oder  um  die  Wahrheit  nackt  herauszusagen,  welche  sich 
nicht  um  Recht  und  Verträge  kümmert,  sondern  beide  zu 
beugen  und  zu  brechen  nicht  scheut. 

Die  allgemeine  Erörterung  Hirschel's ,  dass  das  nach  der 


l)  Siehe  oben  S.  53.     Dieser  würde  noch  als  fünfter  zu  den   obigen 
▼   r  hinzukommen. 

Friedberg,  Staat  und  Bischofswahlen.  26 
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Bulle  der  Regierung  gewährte  Veto  gegen  Wahlen  eine  Aus- 
nahme sei,  dass  für  Ausnahmen  aber  das  gemeine  canonisek 
Recht  nicht  gelte,  beantworten  wir  einfach  mit  der  Frage,  was 
denn  gelten  solle.  Wir  haben  vor  uns  einen  Vertrag.  Dieser 
Vertrag  scheint  in  einer  Beziehung  dunkel  zu  sein,  wo  fin- 
det man  die  für  diesen  geltenden  Rechtssätze  ?  Doch  nur  i& 
dem  gemeinen  Recht  und  nicht  in  der  willkürlichen  Inter- 
pretation eines  Contrahenten,  zumal  dieser  für  seine  Ansiek 
auch  nicht  eine  Gesetzesstelle  anzuführen  vermag. 

Wir  waren  aber  in  der  glücklichen  Lage  zur  Aufhellung 
der  in  dem  Vertrage  zweifelhaft  scheinenden  Punkte  Ma- 
terial beizubringen,  welches  das  Dunkel  vollständig  vei- 
scheucht. 

Ketteier  kannte  es  nicht,  konnte  es  also  auch  nicht  be- 
rücksichtigen, hätte  aber  über  eine  Materie,  bezüglich  deren  er 
so  mangelhaft  informirt  war,  überhaupt  schweigen  solid. 
Hirschel  kennt  es,  aber  es  fallt  ihm  nicht  ins  Gewicht. 

Die  Conferenz  Ompteda's  mit  Mazio  sei  uns  ja  nur  aus  dei 
Aufzeichnungen  des  letzteren  bekannt.  Wer  wisse,  ob  die  ge- 
nau seien.  Wir  möchten  für  diese  Genauigkeit  eintreten,  ua 
so  mehr,  als  ja  auch  Consalvi's  Note  dazu  stimmt  Doch  auck 
das  verneint  Hirschel. 

„Wenn  auf  den  hannoverschen  Vorschlag  „bis  auf  Ena 
wegzustreichen"  Consalvi  entgegnet,  dass  mehr  als  ein  Sob- 
ject  —  „piü  di  un  soggetto"  übrig  bleiben  müsse,  so  wollte  er 
bestimmt  und  unzweideutig  die  gestellte  Forderung 
zurückweisen,  ohne  sich  dagegen  über  die  Zahl,  welche  be- 
lassen werden  solle,  bestimmt  auszudrücken.  Aus  dieser  Aeusae- 
rung  kann  ihrem  Zwecke  nach  nur  geschlossen  werden,  cte 
mehr  als  Einer,  also  nicht  blos  Einer,  nicht  aber  dass  mekr 
als  Einer,  folglich  zwei  stehen  bleiben  müs&ten." 

Woher  kennt  denn  aber  Hirschel  den  hannöveriseba 
Vorschlag?  Dieser  bestand  ja  gar  nicht  in  dem  Wunscbe, 
dass  Alle  bis  auf  Einen  gestrichen  werden  könnten.  Pfe* 
zu  erreichen,  war  nur  eine  vom  Gesandten  für  seine  Pe  *» 
gehegte  Hoffnung.  Die  Regierung  verlangte,  dass  der  g*  fl* 
Passus  „ita  tarnen"  aus  dem  Vertrage  wegbleiben  sollte,    *« 
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am  dies  zu  umgehen,  entgegnet  Consalvi,  es  brauche  ja 
nur  mehr  als  Ein  Candidat  auf  der  Liste  belassen  zu  werden. 

Die  sophistischen  Deutungsversuche  HirscheFs  beruhen 
auf  Unkenntniss  der  gepflogenen  Verhandlungen.  Sie  stürzen 
bei  Kenntniss  derselben  zusammen  wie  ein  Kartenhaus.  Dass 
aber  Consalvi  auch  jene  kühnen  Deductionen,  dass  bei  Aus- 
nahmemassregeln das  gemeine  Recht  sich  ändere,  dass  also 
hier  statt  der  sonst  nöthigen  zwei  Wahlcandidaten  mindestens 
drei  zu  fordern  seien  —  nicht  gebilligt  hat,  ejgiebt  sich  doch 
deutlich  aus  den  Worten,  mit  welchen  er  keine  reichliche 
Zahl  von  Namen  auf  der  Liste  belassen  haben  will,  sondern 
die  ausreichende,  d.  h.  eine  solche,  dass  noch  eine  Auswahl 
überhaupt  möglich  ist,  also  zwei. 

Ist  aber  so  die  uns  beschäftigende  Frage  unzweifelhaft 
entschieden,  so  erübrigt  noch  die  andere:  wieviel Candidaten 
das  Capitel  mindestens  auf  die  Liste  setzen  müsse. 

Es  erhellt,  dass  das  Capitel,  falls  zwei  Personen  auf  der 
Liste  Seitens  der  Regierung  belassen  werden  müssen,  das 
Veto  derselben  durch  den  Vorschlag  von  nur  zwei  ganz,  von 
dreien  fast  illusorisch  machen  könnte. 

Die  Bulle  giebt  uns  in  dieser  Beziehung  keinen  Anhalt- 
punkt, wohl  aber  erklärt  die  Note  Consalvi's  vom  27.  Mai 
1820,  dass  der  Regierung  die  Befugniss  beiwohne  zu  streichen 
jogget ti  che  possa  credere  meno  meritevoli." 

Dieselbe  Wortinterpretation,  welche  uns  bei  der  Bulle 
nothigte,  der  Regierung  die  Pflicht  aufzuerlegen,  mindestens 
zwei  Candidaten  stehen  zu  lassen,  zwingt  uns  bei  der  der 
Bulle  zu  Grunde  liegenden  Note,  das  Capitel  für  verpflichtet 
zu  erklären,  mindestens  vier  der  Regierung  zur  Prüfung  zu 
unterbreiten. 


Dass  die  Regierung  befugt  ist,  einen  Wahlcommissar  zu 
d<  n  Wahlacte  zu  entsenden,  versteht  sich  aus  den  schon 
ol  n  für  das  preussische  Recht  entwickelten  Gründen  von 
sc  jst,  und  ist  auch  bei  dem  irischen  Wahlmodus  nothwendig, 
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da  bei  der  eigentümlichen  Tendenz ,  welche  die  römiscbe 
Curie  den  Bestimmungen  der  Circumscriptionsbullen  gegenüber 
verfolgt  nicht  fest  darauf  zu  rechnen  ist,  dass  der  Papst  die 
auf  einen  von  der  Regierung  für  missliebig  erklärten  Ott- 
didaten  gefallene  Wahl  des  Capitels  annulliren  werde,  wosa 
er  allerdings  —  wir  verweisen  auf  das  oben  Ausgeführte  - 
rechtlich  verpflichtet  ist.  Darum  darf  auch  hier  keini 
Publication  der  Wahl  stattfinden;  bis  der  landesherrBcke 
Commissarius  seine  Genehmigung  ertheilt  hat  Ebenso  & 
die  Regierung  auch  berechtigt,  bei  Aufstellung  der  üä 
durch  einen  Commissar  —  oder  sonst  —  Einfluss  auszuüben 
Das  hat  Cardinal  Consalvi  schon  für  selbstverständlich  erklärt 

Bezüglich  der  Form  der  Wahl  verweist  die  Bulle  d 
das  canonische  Recht. 

Der  Informativprocess,  auf  dessen  Vornahme  zu  dring« 
die  Regierung  also  berechtigt  ist,  soll  dem  anderen  hannovr 
rischen  Bischof,  oder  im  Fall  der  Sedisvacanz  einem  k** 
növeri8chen  Cleriker  der  eine  Dignität  besitzt  übertragen 
die  Form  des  Processes  dagegen  —  abweichend  vom  pwß* 
sischen  Recht  —  durch  jedesmalige  römische  Instrnctiß 
festgestellt  werden. 

Die  Consecration  ist  gleichfalls  durch  einen  hannoverische 
Cleriker  vorzunehmen,  und  zwar  durch  den  anderen  Land* 
bischof,  falls  er  schon  consecrirt  ist  und  dazu  delegirt  wiri, 
unter  Assistenz  von  zwei  anderen  Bischöfen,  eventuell  f* 
zwei  Prälaten  die  sich  im  Besitz  der  Pontificalien  befind 
oder  endlich;  falls  auch  solche  nicht  vorhanden  sind,  ▼* 
zwei  dem  Lande  angehörigen  priesterlichen  Dignitären.  D* 
Consecrationseid  ist  der  preussische. 

Die  Kammertaxe  wurde  für  jedes  Bisthum  auf  i* 
Kammergulden,  d.  h.  1247  Scudi  40  Bajocchi  festgeseÄ 
wozu  noch  andere  Gebühren  im  Betrage  von  952  Scs» 
60  Bajocchi  kamen.  Indessen  gelang  es  dem  Gesandten  tf* 
hier  eine  Ermässigung  auf  1000  Scudi  zu  bewirken1 

*)  Vgl.  das  vom  12.  Juli  1836  datirte  ,,computum  expensarui    *** 
Wahl  des  B.  Osthaas  v.  Hildesheim  üi  Beilage  LXXXVIIL 
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Vor  der  Consecration  und  der  Einführung  in  das  Amt 
wurde  der  Bischof  —  unter  der  hannoverischen  Regierung  — 
feierlich  vom  Cultusminister  vereidigt1),  ihm  das  königliche 
Bestätigungspatent  ausgehändigt ,  die  Zeichnung  des  als 
Bischof  zu  fuhrenden  Wappens,  die  Schlüssel  der  bischöflichen 
Wohnung  —  als  Zeichen  der  Besitzübertragung  —  und  end- 
lich die  römischen  Bullen  und  Ausfertigungen  *),  wobei  jedoch 
die  landesherrlichen  iura  circa  sacra  und  die  Geltung  der 
Bulle  Impensa  speciell  verwahrt  wurden. 


Päpstliche  Reservationen  giebt  es  nach  der  Bulle  in 
Hannover  nicht  mehr,  da  den  Capiteln  für  alle  Erledigungs- 
falle der  bischöflichen  Stühle   das  Wahlrecht  gegeben  wird. 

Dagegen  ist  das  Devolutionsrecht  Gegenstand  specieller 
Abmachungen  geworden,  welche  jetzt  zu  betrachten  sind. 

Das  Devolutionsrecht  kann  aber  stattfinden,  wenn  die 
Wahl  gar  nicht  zu  Stande  kommt,  oder  wenn  dieselbe  in 
unrechtmässiger  Weise  geschieht,  sei  es,  dass  das  Verfahren 
uncanonisch  wäre,  sei  es,  dass  die  Person  des  Erwählten 
der  canonischen  Eigenschaften  ermangle. 

Die  Bulle  spricht  nur  von  der  zweiten  Art  des  Devolutions- 
rechtes und  enthält  für  diese  beiden  Fälle  einen  Verzicht  des 
Papstes  zu  Gunsten  der  Capitel. 

Durch  Argumentum  a  contrario  und  weil  dem  Wortlaut 
der  Bulle  nach  —  „indulgemus"  —  der  Verzicht  des  Papstes 
als  ein  Privileg  aufgefasst,  also  Btrict  interpretirt  werden 
muss,  ergiebt  sich  für  den  ersteren  Fall  —  wenn  also  die 
Wahl  gar  nicht  erfolgt  —  dass  die  Devolution  eintritt 

Die  Bulle  enthält  aber  für  die  einzelnen  vom  Capitel 
bei  der  Wahl  vorzunehmenden  Handlungen   eigene  Fristbe- 


')  Beilage  LXXXIX  das  Protokoll  der  am  25.  August  1829  vorge- 
nommenen Vereidigung  von  Osthaus. 

*)  Vgl.  das  Verzeichnißs  der  für  B.  Wandt  von  Hildesheim  ausgefertigten 
in  Beilage  XC.    Erzbischof  Boll  von  Freiburg  erhielt  33  Bullen  und  Bremen. 
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Stimmungen,  und  es  steht  somit  zu  untersuchen,  ob  die  Ver- 
letzung dieser  der  Devolution  Raum  gebe,  oder  ob  auch  <te 
gemeine  Recht,  welches  die  Wahl  überhaupt  binnen  drei 
Monaten  vorgenommen  wissen  will,  Anwendung  finde. 

1)  Das  Capitel  soll  binnen  Monatsfrist  der  Regierung 
die  Candidatenliste  einreichen. 

Verstreicht  der  Monat  fruchtlos,  so  devolvirt  das  Beck 
des  Capitels  auf  den  Papst.  Freilich  handelt  es  sich  hiff 
nur  um  das  Recht  zur  Vorwahl,  welche  keinen  Bestand- 
theil  der  canonischen  Electio  bildet,  da  aber  dieselbe  als 
wesentliche  Bedingung  der  wirklichen  Wahl  auftritt,  so  gehs 
dem  Capitel  das  ganze  Wahlrecht  verloren. 

Der  Papst  ist  nun  streng  genommen  an  dieselben  Vor- 
schriften gebunden,  wie  das  Capitel.  Allein  factisch  wird 
das  niemals  zu  erreichen  sein,  da  der  Papst  sich  kaum  der 
Gefahr  aussetzen  wird,  irgend  einen  seiner  Candidaten  tob 
einer  weltlichen  Regierung  gestrichen  zu  sehen,  und  d& 
nicht  bereit  finden  lassen  wird,  zu  diesem  Zwecke  eine  Liste 
zu  übergeben.  Freilich  ist  die  Regierung  formell  befugt 
darauf  zu  bestehen,  aber  sie  verliert  nichts,  sondern  gewinnt 
eher,  wenn  sie  sich  mit  der  Curie  über  die  Person  eines 
Candidaten  zu  verständigen  sucht. 

Uebrigens  versteht  sich  von  selbst,  dass  das  hier 
zugestandene  Devolutionsrecht  nur  Platz  greifen  kann,  ffcQi 
die  Festsetzung  des  Termins  zur  Aufstellung  der  Liste  dtsn 
Belieben  des  Capitels  überlassen  war. 

2)  Es  bleiben  jetzt  noch  von  den  canonischen  drei  Monat« 
zwei,  binnen  welcher  die  Regierung  zu  prüfen  und  da» 
Capitel  zu  wählen  hat.  Wie  nun,  wenn  die  Regierung  die 
ganze  Frist  verstreichen  Hesse  ohne  die  Candidatenli?» 
zurückzusenden?  Griffe  da  das  Devolutionsrecht  Platz? 
Die  Frage  muss  entschieden  verneint  werden.  Das  Wahl- 
recht ist  ein  Recht  des  Capitels,  welches  diesem  durch  die 
Willkür  der  Regierung  nicht  entzogen  werden  kann. 

Auch  würde  eine  culpa  des  Capitels  erforderlich  in. 
um  der  Devolution  Raum  zu  geben,  während  eine  sc  he 
hier   nicht  vorliegt.    Der  Zeitraum  von  der  Insinuation    ■«* 
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Liste  an  die  Regierung  bis  zur  Insinuation  der  Antwort  an 
das  Capitel  muss  also  bei  der  Fristberechnung  vollständig 
ausser  Ansatz  bleiben. 

Und  daraus  ergiebt  sich  mit  Consequenz,  dass,  auch 
wenn  bei  der  Zurückgabe  der  Candidatenliste  die  Frist  von 
drei  Monaten  vom  Tage  der  Sedisvacanz  an  noch  nicht  ver- 
strichen sein  sollte;  das  Capitel  die  noch  restirende  Frist 
nicht  einzuhalten  braucht.  Dagegen  wird  von  jetzt  an  — 
von  dem  Augenblick  der  Insinuation  der  zurückgesandten 
Liste  an  das  Capitel  —  die  Wahlfrist  zu  beobachten  sein. 
Es  entsteht  nur  die  Frage,  ob  dem  Capitel  jetzt  noch  volle 
drei  Monaten  zuzugestehen  sind;  oder  die  Zeit  von  der 
Sedisvacanz  bis  zur  Insinuation  der  Liste  an  die  Regierung 
mit  in  Rechnung  gebracht  werden  muss. 

Die  Antwort  wird  nach  Verschiedenheit  der  Verhältnisse 
verschieden  ausfallen. 

Ist  die  Anberaumung  der  Vorwahl  ganz  in  der  Hand 
des  Capitels;  d.  h.  wird  ihm  nicht  Seitens  der  Regierung  der 
Termin  der  Vorwahl  bestimmt,  so  wird  die  letztere  Ansicht 
gerechtfertigt  sein,  und  der  Umstand,  dass  für  die  Vornahme 
der  Vorwahl  ein  eigener  Termin  festgesetzt  ist,  nicht  ins 
Gewicht  fallen.  Hat  dagegen  die  Regierung  die  Befugniss 
wahrgenommen,  den  Tag  der  Vorwahl  zu  bestimmen,  so 
gilt  die  Regel  „agere  non  valenti  non  currit  praescriptio". 
Es  wird  dann  der  Tag  der  Vorwahl  den  dies  a  quo  bilden, 
von  welchem  an  die  drei  Monate  zu  berechnen  sind,  mit 
Hmzuzählung  des  Zeitraums,  welcher  von  der  Insinuation 
der  Liste  an  die  Regierung  bis  zur  Insinuation  derselben 
wieder  an  das  Capitel  verflossen  ist 


Schliesslich  versteht  sich  nach  dem  oben  Ausgeführten 
vo  i  selbst,  dass  durch  die  Einverleibung  des  ehemaligen 
K<  "Mgreichs  Hannover  in  Preussen  und  die  Ausdehnung 
de      Geltung    der    prpussischen     Verfassungsurkunde    auf 
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Hannover  das  Recht  der  Bulle  Impensa  keinerlei  Ver- 
änderungen erfahren  hat 

Und  nur  das  wird  zu  bemerken  sein,  daas  die  Captal 
nicht  mehr  hannoverische  Unterthanen  zu  wählen  brauet», 
sondern  auf  preussische  überhaupt  ihr  Augenmerk  riitei 
dürfen. 

Denn  der  Staat  Hannover  hat  zu  existiren  aui>efc«V 
und  mit  ihm  der  Begriff  des  hannoverischen  StaatBindigeoata. 

Hannover  ist  in  Preussen  aufgegangen,  der  hann^veikb 
Indigenat  in  den  preussischen. 


Viertes  Capitel. 


Die  Lfinder  der  oberrheinischen  Klrchenprovlnz  *). 

Das  Recht  der  Bischofswahlen  für  die  oberrheinische 
Kirchenprovinz  beruht  auf  den  Vorschriften  der  Bulle  Ad 
Dominici  gregis  custodiam  und  des  Breve  Re  sacra. 

Ueber  das  Verhältniss  dieser  beiden  Actenstücke  zu 
einander  haben  wir  schon  oben  in  der  historischen  Abtheilung 
genügend  gehandelt. 

Danach  ergiebt  sich: 

dass  Bulle  und  Breve  durch  völkerrechtlichen  Ver- 
trag entstanden  sind,  ihr  Inhalt  der  Willkür  der  beidersei- 
tigen Contrahenten  —  die  oberrheinischen  Staaten  und  die 
römische  Curie  —  enthoben,  und  dass  für  ihre  Interpretation 
diejenigen  Grundsätze  zur  Anwendung  kommen,  welche  wir 
oben  bei  Darlegung  des  preussischen  Rechtes  festgestellt 
haben. 

Die  Bulle  giebt  genau  dieselben  Vorschriften  wie  die 
flir  Hannover  erlassene  mit  einer  unten  zu  erwähnenden  Mo- 


*)  Ausser  den  für  das  preussische  Recht  angeführten  Schriften  sind 
noch  zn  erwähnen:  Brück,  d.  Erzbischofswahl  in  Freiburg  n.  d.  bad. 
Regierung  (Mainz  1869).  Wanker,  d.  Hecht  in  Bezug  auf  d.  Bischofs- 
wahlen in  d.  oberrheinischen  Kirchenprovinz  (Freiburg  1869);  die  Erz- 
bischofs wähl  zu  Freiburg  mit  Rücksicht  auf  die  seither  darüber  erschie- 
nenen Schriften  dargestellt  von  einem  prakt.  Juristen  (Abdr.  aus  d.  Archiv 
f.  kath.  K.-R.)  (Mainz  1869);  die  Verhandl.  d.  Regierungen  der  ober- 
rheinischen Kirchenprovinz  mit  dem  heil.  Stuhle  Über  die  Bischofswahlen 
(Mainz  1869). 
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dification  und  der  Massgabe,  dass  die  Capitel  befugt  werden,! 
sich  direct  an  ihre  Landesherren  zu  wenden,  ohne  wie  inj 
Hannover  an  das  Ministerium  gewiesen  zu  sein.  Was  wir 
für  das  hannoverische  Recht  bewiesen  haben,  gilt  demnach  suek| 
für  das  oberrheinische.  So  bezüglich  des  Fortfalls  der  p&pa- 
lichen  Reservationen,  des  Devolutionsrechtes  und  der  Zahl! 
der  Candidaten,  welche  auf  der  Liste  Seitens  der  Regieren? J 
belassen  werden  müssen. 

Ein  wesentlicher  Unterschied  wird  aber  begründet  darckj 
das  Breve  Re  sacra,  weil  durch  dieses  auch  das  preussisch?] 
Recht,  dass  keine  dem  Landesherrn  ungenehme  Person  zunS 
Bischof  gewählt"  werden  kann,  für  die  oberrheinische  Kirchen-! 
provinz  geltend  geworden  ist.  Demnach  können  wir  xa&\ 
wieder  für  die  Beurtheilung  dieses  Breve  auf  alle  Ai 
führungen  beziehen,  welche  wir  bei  Besprechung  des  preus 
sischen  Breve  gemacht  haben.  Dass  aber  in  der  That  dasij 
preussische  Recht  durch  das  Breve  in  die  oberrheinische! 
Kirchenprovinz  verpflanzt  worden  ist,  erhellt  aus  unserer11 
obigen  historischen  Darstellung,  wo  auch  gleichzeitig  alle  inj 
der  neueren  Zeit  aufgetretenen  Versuche  das  Veto  der  ober- 
rheinischen Regierungen  mit  Hülfe  der  Interpretation  derj 
diplomatischen  Verhandlungen  illusorisch  zu  machen,  Wider- 
legung gefunden  haben  *). 


M  Es  möge  uns  gestattet  sein ,   hier   anzufahren ,   was  wir  schon  L  £ 
]  669  der  Ansicht  entgegenstellten,  dass  Bulle  und  Breve  eigentlich  gkkfe-j 
bedeutend  seien  und  dass  letzteres  nur  die  ohne  Motivirung  gelassene  WafcH 
Ordnung    der    ersteren    durch   die   Rücksicht   auf  die  concordia  imperii  « 
sneerdotii  erkläre. 

Als  der    Cardinal  Della  Sommaglia   in  seinem  Ultimatum    den   scfc«| 
in  früheren  Verhandlungen  von  Consalvi  den  oberrheinischen  Regierung« 
bezeichneten    irischen   Wahl  modus  vorgeschlagen   hatte,   ging  er,   wie  *e»| 
Vorgänger,  von  der  Absicht   ans,   den  protestantischen  Regierungen  tm&\ 
Modus  der  Beeinflussung  bei  Bischofswahlen  zu  geben,  der  ihre  Interes*« 
völlig  sichere,  ohne  der  canonischen  Wahlfreiheit  der  Capitel  zu  nahe  «■ 
treten. 

Die  Curie  war  dabei  von  der  Uebeneugung  durchdrungen,  da*  » 
dieser  Weise  ein  Conflict  zwischen  Staat  und  Kirche  verhütet  we.  c 
könne.     Sie   war   von  der  büreaukratisch  bevormundeten  Stellung,   we1    * 
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£8  erübrigt  uns  demnach  nur  noch  die  Aufgabe,  das  Recht 
des  Breve  und  der  Bulle  mit  einander  in  die  organische  Ver- 

die  deutsche  Kirche  im  ersten  Drittel  unseres  Jahrhunderts  einnahm,  völlig 
unterrichtet,  sie  fand  das  Yerhältniss  von  Kirche  und  Staat  in  keinem 
europäischen  Lande  anders  vor,  und  konnte  mithin  kaum  die  Ansicht 
hegen,  dass  das  Capitel  jemals  einen  oder  gar  mehrere  missliebige  Can- 
didaten  auf  6eine  Liste  setzen  werde.  Die  Worte  der  Bulle:  „si  forte, 
vero  aliquis  ex  Candidatis  ipsis  Summo  Territorii  Principi  minus  gratus 
extiterit,  capitulum  e  catalogo  eum  delebit"  —  gaben  dieser  Ueberzeu- 
gung  treffenden  Ausdruck  und  nicht  minder  die  Worte,  welche  Con- 
salvi  in  der  Conferenz  vom  17.  April  1820  an  den  hannoverischen 
Gesandten  richtete,  und  welche  dieser  genau  nach  dem  Protokoll  seiner 
Regierung  dahin  wiedergab,  dass  der  Cardinal  die  Suppression  der  Phrase 
„ita  tarnen"  abgelehnt  habe,  da  „das  Gouvernement  ja  so  viele  Mittel  in 
H iaden  habe ,  die  Wahlen  dennoch  nach  seinem  Gefallen  zu  lenken", 
oder  wie  er  sich  nachher  ausdrückt,  da  dem  Könige  von  Hannover  „so 
gut  wie  dem  Kaiser  von  Kussland  und  dem  Könige  von  Preussen  Mittel 
geuug  zu  Gebote  stünden,  die  Wahlen  nach  ihren  Wünschen  auf  die  un- 
verfänglichste Weise  zu  lenken4*. 

Auch  die  badische  Regierung  musste  damals  diese  Ansicht  theilen, 
wie  sie  ja  auch  die  der  preussischen  Staatsmänner  war.  Die  badische  Re- 
gierung war  demnach  eventuell  zur  lediglichen  Annahme  des  irischen 
Wahlmodus  bereit,  gleichfalls  darin  mit  der  preussischen  Regierung  über- 
einstimmend. 

Dass  die  übrigen  contrahirenden  Staaten  diesen  Standpunkt  nicht 
theilten,  ist  oben  angedeutet  und  des  Näheren  erörtert  worden.  Sie 
glaubten  allerdings  in  den  Worten  der  Bulle  die  Möglichkeit,  dass 
ihnen  eine  persona  minus  grata  vom  Capitel  als  Bischof  octrovirt 
würde,  auch  juristisch  ausgeschlossen  zu  sehen,  sie  wollten  diesen  Grund- 
satz aber  direct  ausgesprochen  wissen,  da,  wie  sie  sagen,  der  Wortsinn 
der  Bulle  „admet  .  .  .  .  la  possibilite  de  voir  arriver  aux  sieges  e'pis- 
copaux  .  .  .  des  individus  qui  ne  seraient  point  agreables  aux  gouverne- 
ments  respectifs". 

Sie  verlangten  demnach,  dass  den  Worten  der  Bulle  eine  Erklärung 
gegeben  werde,  wodurch  die  Wahl  einer  missliebigen  Person  völlig  unmög- 
lich gemacht  werde,  oder  vielmehr,  das  auch  den  Bestimmungen  der  Bulle 
zu  Grunde  liegende  Princip  zu  der  Consequenz  des  preussischen  Breve 
zugespitzt  zu  sehen. 

Der  Cardinal  entsprach  diesem  Wunsche  vollkommen.  Seine  Antwort 
i*t  in  jeder  Beziehung  correct;  er  geht  gar  nicht  auf  die  Idee  ein,  dass 
durch  die  Bulle  schon  jede  persona  minus   grata  juristisch  ausgeschlossen 
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bindung  zu  bringen,  welche  den  Contrahenten  des  Vertrags 
vorgeschwebt  hat,  und  der  Natur  der  Sache  entspricht 


sei,  aber  er  will  die  Capitel   zur   Befolgung   dieses  Grandsatzes  durch  «J 
Breve  anweisen. 

Ans  dem  Umstände,  dasß  in  der  Note  die  Forderung  des  BreTe  n* 
als  eine  formale  Mehrforderang  der  Regierang  auftritt,  als  eine  Verdetf* 
lichnng  des  in  der  Bolle  niedergelegten  Principes,  hat  man  nun  des  FtkK 
schluss  gezogen,  dass  nur  die  in  der  Bulle  enthaltene  Vorschrift  ra- 
deutlicht  werden  solle,  und  dass  demnach  so  weit  die  Bulle  die  VÄ 
einer  persona  minus  grata  zulasse,  auch    das  Breve  sie  nicht  ausschBe* 

Man  übersieht  aber  dabei  einmal,  dass  die  Regierungen  nur  von  da 
gleichen  Principe  —  „le  meme  principe"  —  sprechen,  welches  ihre  a» 
Forderung  mit  der  Vorschrift  der  Bulle  gemein  habe.  Und  das  ist  um- 
kommen richtig,  da  der  irische  Wahlmodus,  wie  wir  gesehen  haben.  • 
beschränkter  Ausfluss  desselben  Principes  zu  betrachten  ist,  dessen  ist 
serste  Consequenz  im  Breve  Re  sacra  gezogen  ist. 

Man  übersieht  dann  ferner,  dass,  selbst  wenn  die  Regierungen  nr 
eine  Verdeutlichung  der  Bulle  wünschten ,  dies  doch  bei  ihnen  auf  •* 
auch  ausgesprochenen  Voraussetzung  beruhte,  dass  die  Bulle  schon  & 
Wahl  einer  missliebigen  Person  rechtlich  unmöglich  mache. 

Man  kann  demnach  nur  folgendermassen  argumentiren :  Entweder:  d* 
Breve  ist  mit  der  Bulle  gleichbedeutend,  wie  das  die  Regierungen  mein». 
Aber  dann  ist  nur  der  Schluss  erlaubt,  dass  auch  schon  die  Bolle* 
Wahl  einer  persona  minus  grata  unmöglich  macht,  da  die  Regiemoe« 
das  als  Inhalt  des  zu  erlassenden  Breve  deutlich  aussprechen ,  und  nur. 
weil  sie  in  der  Bulle  dieselbe  Vorschrift  niedergelegt  glauben,  jenes  * 
Interpretation  dieser  betrachten. 

Oder  aber  man  kann  sagen :  Das  Breve  ist  mit  der  Bulle  nicht  gloaV 
bedeutend.  Dann  versetzt  man  sich  nicht  auf  den  subjectiven,  von  d* 
Regierungen  damals  eingenommenen  Standpunkt,  sondern  wägt  den  h& 
des  Breve  und  der  Bulle  objectiv  gegen  einander  ab,  und  kommt  zu  *• 
Resultate,  das6  das  Verlangen  der  Regierungen  nach  dem  Erlaase  des  * 
steren  noch  viel  gerechtfertigter  war,  als  sie  selbst  meinten. 

Auf  jeden  Fall  würde  es  aber  irrthümlich  sein,  das  genau  Seiten»  4* 
Regierungen  dem  objectiven  Inhalte  nach  bezeichnete  und  Charakter»«* 
Breve,  dem  objectiven  Inhalte  der  Bulle  gleichstellen  zu  wollen,  wihreji 
die  von  den  Regierungen  angenommene  formale  Gleichstellung  beider  *f 
ihrer  subjectiven  und,  wie  wir  meinen,  falschen  Auffassung  der  Balle  be- 
ruht, und  während  die  Note  des  Cardinais  Della  Sommaglia  den  afe£ 
des  Breve  nicht  nach  der  von  der  Regierung  angenommenen  Beziehu.  **" 
selben  zur  Bulle  und  nach  der  Unterordnung  beider  unter  dasselbe  1  i&fc 
sondern  nach  der  von  der  Regierung  genau  formulirten  Forderung  "    ^ 
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Fest  steht  auf  alle  Fälle :  einmal  das  Capitel  darf  keine 
angenehme  Person  zum  Bischof  wählen,  und  weiter,  es  muss 
der  Regierung  eine  Candidatenliste  einreichen  auf  welcher 
die  personae  minus  gratae  Seitens  der  Regierung  gestrichen 
werden  und  aus  dem  übrig  bleibenden  „sufficiens  numerus"  die 
canonische  Wahl  vorgenommen  wird. 

Die  Frage  ist  nur:  ist  das  Capitel  verpflichtet,  ehe  es 
seine  Candidaten  auf  die  Liste  setzt,  bei  der  Regierung 
directe  Anfrage  zu  thun  —  dass  diese  überhaupt  nöthig  ist, 
haben  wir  schon  oben  dargethan  —  ob  sie  der  Regierung 
nicht  ungenehm  seien,  und  darf  es  dann  nur  die  gebilligten 
auf  die  Liste  setzen,  oder  aber  hat  das  Capitel  zu  diesem 
Zweck  die  Liste  zu  benutzen,  und  diese  somit  der  Regierung 
so  lange  und  so  oft;  vorzulegen  bis  eine  hinreichende  Zahl 
von  genehmen  Candidaten,  also  mindestens  zwei,  stehen  blei- 
ben, unter  denen  die  Wahl  erfolgen  kann. 

Die  letztere  Ansicht  ist  nur  möglich,  falls  überhaupt  das 
Capitel  mehreremal  eine  Liste  einreichen  darf,  während  wenn 
ihm  das  nur  einmal  zu  thun  vergönnt  ist,  mit  Notwen- 
digkeit die  Information  über  die  Meinung  der  Regierung 
nicht  durch  die  Liste  sondern  vor  der  Liste  eingeholt 
werden  muss. 

Wir  sind  der  Ansicht,  dass  der  mehrmaligen  Einreichung 
der  Liste  durchaus  nichts  im  Wege  steht,  und  meinen  dass 
sowohl  die  römische  Curie  als  auch  ihre  Nachtreter  sich  einer 
argen  Rechtsverkennung  schuldig  machen,  wenn  sie  dies  be- 
zweifeln. Wir  können  uns  in  dieser  Beziehung  durchaus 
auf  frühere  Ausfuhrungen  berufen. 

Vor  allen  Dingen  ist  nämlich  zu  bemerken,  dass  die 
Aufstellung  der  Liste  nicht  einen  integrirenden  Theil  des 
Wahlactes  bildet;  dies  ergiebt  sich  sofort  aus  der  Fassung 
der  betreffenden  Bestimmung  in  der  Bulle,  wo  ausgespro- 
chen wird,  dass  das  Capitel  die  Fürsten  über  ihre  Candida- 
ten „certiores"  machen  solle,  „tunc  vero  Capitulum  ad 
canonicam  electionem  ....  juxta  consuetas  canonicas  formas 
procedet",  also  dann  erst  in  der  canonischen  solennen  Form 
gewählt  werden  soll. 
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Mithin  ist  das  Capitel  auch  gar  nicht  genöthigt,  irgend 
welche  canonische  Form  bei  Aufstellung  der  Liste  zu 
beobachten,  und  wenn  es  die  schriftliche  Zettelwahl  dabei 
belieben  sollte,  so  ist  das  ein  willkürlich  gewählter  Modus, 
statt  dessen  mündliche  Wahl  ebenso  gut  erlaubt  wäre. 

Es  greifen  mithin  auch  für  die  aufgestellte  Liste  nicht 
die  Vorschriften  des  canonischen  Rechtes  Platz,  welche  für 
vollzogene  Wahlen  gelten,  d.  h.  der  auf  die  Liste  gesetzte 
kat  kein  „jus  ad  rem",  dem  Capitel  wird  das  „ius  variandi" 
nicht  entzogen. 

Es  ist  aber  auch  nirgends  in  der  Bulle  dem  Capitel  die 
Pflicht  auferlegt,  nur  eine  Liste,  mithin  das  Recht  versagt, 
mehr  als  eine  anzufertigen  5  vielmehr  drückt  sich  die  Bulle 
in  dieser  Beziehung  so  unbestimmt  wie  möglich  aus,  ja  wenn 
nicht  im  weiteren  Verlaufe  der  Stelle  das  Wort  „catalogus" 
gebraucht  wäre,  so  würde  von  einer  Liste  gar  keine  Rede, 
und  die  Möglichkeit  gegeben  sein,  die  Verhandlungen  zwi- 
schen Regierung  und  Capitel  lediglich  mündlich  zu  fuhren. 
Wenn  aber  gar  in  einem  anonymen  Aufsatze  des  Ar- 
chivs für  katholisches  Kirchenrecht  die  Behauptung  aufge- 
stellt ist:  „Nach  bestehendem  Recht  ist  dem  Capitel,  wenn 
es  eine  ungültige  Wahl  vorgenommen  hat,  nur  kraft  des  im 
Art.  3  der  Bulle  Ad  Dom.  greg.  cust.  verliehenen  Privilegs 
gestattet  noch  einmal  zu  wählen.  Exceptio  firmat  regulam. 
Es  hat  also  nicht  das  Recht,  folglich  auch  nicht  die  Pflicht^ 
die  der  Regierung  mitgetheilte  als  legal  anerkannte  und 
acceptirte  Liste  der  Candidaten  abzuändern,  aufzuheben 
oder  zu  ergänzen,"  so  übersieht  der  Verfasser  ganz,  dass  er 
die  in  der  Bulle  für  die  Wahl  gegebenen  Vorschriften  auf 
die  Aufstellung  der  Liste  überträgt,  die  an  dem  recht- 
lichen Charakter  einer  Wahl  keinen  Theil  hat,  und  dass  so- 
mit die  von  ihm  gezogenen  Consequenzen  für  die  „solennis 
electio"  des  Capitels  von  unbestreitbarer  Richtigkeit  sind,  aber 
für  die  Aufstellung  der  Wahlliste  gar  nichts  besagen1). 


')  Wenn  der   Verf.    weiter   fortfahrt,    „die    Regierung    anerkennt   di 
Legalität  der  Liste  (wodurch?   worin  besteht  dieselbe?)   und  dass  die  toi 
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Sind  somit  beide  oben  erwähnte  Arten,  nach  welchen 
sich  das  Capitel  über  die  Willensmeinung  der  Regierung 
Auskunft  erholen  kann,  juristisch  möglich  und  zulässig,  so 
muss  nun  um  so  mehr  untersucht  werden,  welche  die  der 
Bulle  und  dem  Breve  entsprechende  ist,  da  sie  verschiedene 
Ergebnisse  erzielen. 

Nicht  freilich  nach  der  Richtung  hin,  dass  nicht  auf 
jeden  Fall  die  Wahl  einer  der  Regierung  ungenehmen  Per- 
son verhindert  würde,  wohl  aber  so,  dass  wenn  die  Capitel 
verpflichtet  wären  auf  die  Liste  nur  Personen  zu  setzen  von 
welchen  sie  schon  erkundet,  dass  sie  der  Regierung  nicht 
missliebig  seien,  und  dann  doch  noch  die  Regierung  alle 
Kichtmissliebigen  bis  auf  zwei  streichen  könnte,  das  Recht 
der  Regierung  sich  bis  zur  alternativen  Designation  des  Bi- 
schofes  steigern  würde,  da  das  Capitel  dann  nur  unter  den 
zwei  gratissimae  personae  wählen  dürfte.  Es  geht  das  über 
das  Mass  der  der  preussischen  Regierung  gewährten  Rechte 
hinaus,  da  dieser  gegenüber  das  Capitel  sein  Wahlrecht 
immer  noch  erweitern  kann,  indem  es  sich  über  die  Genehm- 
heit beliebiger  weiterer  Candidaten  immer  von  Neuem  vor 
der  Wahl  informiren  darf,  während  es  andererseits  hinter  dem 
preussischen  Recht  zurückbleibt,  nach  welchem  der  Regent 
juristisch  befugt  ist,  alle  Candidaten  bis  auf  einen  als  unge- 
nehm zu  erklären,  während  hier  doch  dem  Capitel  immer- 
hin zwei  zur  Auswalü  bleiben. 

Dennoch  kann  ich  diese  Ansicht,  die  Herrmann  und 
neuerdings  Sybel  vertreten  haben,  nicht  für  richtig  aner- 
kennen ,  wie  sie  denn  auch  von  keiner  Regierung  bis  jetzt 
praktisch  angewendet  worden  ist  Man  braucht  nur  die 
Geschichte  des  Breve  zu  erwägen. 


geschriebene  Anzahl  von  Candidaten  (wie  viele  denn  ?)  auf  derselben  stehen. 
Imnowibilium  nuUa  obligatio,  und  da  jeder  Pflicht  ein  Recht  entspricht, 
is  das  Dom  capitel  berechtigt,  auf  seiner  Liste  zu  beharren/1  so  nehme  ich 
fö  mich  den  aus  den  Digesten  angezogenen  Rechtsgrundsatz  in  so  weit 
n  Anspruch,  als  mir  nicht  zuzumuthen  ist,  in  den  Sinn  dieser  Aeusserung 
ei    udringen. 
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Zuerst  war  die  Absicht,  dass  der  irische  Wahlmodus  zur 
Anwendung  kommen  sollte.  Die  römische  Curie  behauptete, 
dass  danach  factisch  nie  eine  ungenehme  Person  zum  Bischof 
gewählt  werden  könne.  Ueber  die  juristische  Unmöglichkeit 
schwieg  sie.  Die  Regierungen  verlangten  auch  diese  stipu- 
lirt  zu  sehen,  was  die  Curie  unter  der  Form  that,  dass  das 
nicht  nothwendig  gewesen  wäre,  weil  der  irische  Wahlmodus 
dasselbe  bezwecke  und  erreiche.  Der  irische  Wahlmodus 
wurde  belassen  als  Mittel,  wodurch  die  Meinung  der  Regie- 
rung bekundet  werden  solle,  und  nur  um  die  Regierung  zu 
sichern  wurde  hinzugefugt,  dass  er  kein  dem  Staate  unge- 
nehmes Resultat  herbeifuhren  dürfe.  Die  Forderung,  des 
Breve  tritt  demnach  nur  als  Princip  zu  dem  genau  for- 
mulirten  Wahlmodus  der  Bulle  hinzu,  will  mithin  diesen  weder 
unnöthig  machen  noch  weiter  modificiren,  als  dass  „le  choix 
ne  tombe  pas  sur  des  personnes  qui  n'aient  pas  l'agr&nent 
des  gouvernements". 

Hat  das  Capitel  demnach  eine  Liste  aufgestellt,  ent- 
sprechend der  in  der  Bulle  gemachten  Voraussetzung  ?  dass 
wohl  kaum  ein  Candidat  der  Regierung  missliebig  sein 
würde,  so  ist  zugleich  auch  dem  Principe  des  Breve  genug 
geschehen,  und  das  Capitel  darf  unter  den  nicht  gestrichenen 
mindestens  zwei  Candidaten  frei  wählen,  oder  durch  erneutes 
Befragen  der  Regierung  die  Zahl  der   Candidaten  erweitern. 

Sind  aber  von  den  durch  das  Capitel  auf  die  Liste  ge- 
setzten Personen  alle  oder  alle  bis  auf  eine  der  Regierung 
ungenehm,  so  wäre  zwar  eine  den  Vorschriften  der  Bulle 
gemässe  Wahl  möglich,  doch  ohne  dass  dem  im  Breve  nie- 
dergelegten Principe  entsprochen,  d.  h.  die  Regierung  van 
der  Wahl  eines  genehmen  Bischofes  versichert  wäre. 

Es  muss  mithin  die  Herbeiführung  eines  Wahlresultates 
angestrebt  werden,  welches  auch  dem  Principe  des  Breve 
gerecht  wird,  welches  aber  wieder  nur  auf  dem  in  der  Bulle 
angeordneten  Wege  des  irischen  Wahlmodus  gewonnen  ,e**^r- 
den  darf. 

Daher  muss  die  Regierung  dem  Capitel  die  Liste  nr 
Ergänzung  beziehentlich  Erneuerung   so  lange  zurückstP    s» 


J 
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biß,  wie  das  Breve  will,  ein  genehmer  Bischof  gewählt  wer- 
den kann,  und  biß,  wie  die  Bulle  vorschreibt,  dies  vermittelst 
des  irischen  Wahlmodus  möglich  wird. 

So  tritt  also,  um  das  Ergebniss  unserer  Deduction  zu- 
sammenzufassen, das  Breve  immer  nur  als  Princip  auf, 
welches  das  ganze  Verhalten  des  Capitels  zu  regeln  hat; 
und  welches  erst  dann  die  Regierung  zu  einer  negativen 
Thätigkeit  berechtigt,  erst  dann  praktisch  wirksam  wird, 
falls  die  Liste  des  Capitels  den  Beweis  seiner  Verletzung 
bietet,  und  zeigt,  dass  die  Beobachtung  der  Bulle  die  Regie- 
rung nicht  vor  der  Octroyirung  eines  missliebigen  Bischofes 
sichern  konnte. 


Eine  besondere  Schwierigkeit  wird  aber  durch  das  Breve 
Re  sacra  noch  bezüglich  des  Devolutionsrechtes  bewirkt 
Denn  die  Frist  zur  Einreichung  der  Liste  ist  durch  die 
Bulle  auf  einen  Monat  festgesetzt  worden,  und  doch  soll  die 
Liste  öfter  und  so  oft  eingereicht  werden  können  und  müssen, 
bis  die  Wahl  eines  der  Regierung  genehmen  Bischofes  mög- 
lich wird.  Muss  das  Alles  innerhalb  des  einen  Monates  er- 
folgen, wenn  nicht  das  Devolutionsrecht  in  der  vorhin  bei 
Erörterung  des  hannoverischen  Rechtes  festgestellten  Weise 
Platz  greifen  soll? 

Diese  Frage  ist  durchaus  zu  verneinen.  Sobald  das 
Capital  die  Liste  eingereicht  hat,  ist  es  wegen  aller  weiteren 
Verzögerung  ohne  Schuld,  und  eine  solche  ist  doch  Bedingung 
des  Eintrittes  des  Devolutionsrechtes.  Denn  wenn  die  Regie- 
rung Personen  für  missliebig  erklärt,  und  damit  das  Capitel 
zu  erneuter  Einreichung  der  Liste  nöthigt,  so  ist  das  Capitel 
schuldlos,  weil  es  nicht  verpflichtet  war,  sich  vor  der  Ein- 
reichung der  Liste  über  die  Urtheile  der  Regierung  zu  in- 
formiren 1). 


a)  Die   Ansicht  von  Herrmann  würde    das  entgegengesetzte   Resultat 
ergeben.     Danach  müsste  das  Capitel  binnen  Monatsfrist  erst  sich  über  die 
Ansichten    der   Regierung   authentische    Auskunft   verschaffen   und    dann 
Friedlerg.  Staat  and  BLschofswahlen.  27 


418  Buch  III.  Das  Recht  d.  Besetz,  d.  bischöä.  Stühle. 

Es  erhellt  demnach,  dass  die  in  der  Bulle  festgesetzte 
Frist  sich  nur  auf  die  erste  Einreichung  der  Liste  besieht, 
nicht  auf  Erledigung  des  gesammten  Listen  Verfahrens,  d» 
auch  nicht  einmal  anzunehmen  ist,  nach  Zurückgabe  der 
ersten  Liste  sei  das  Capitel  bei  Anfertigung  der  zweiten  wie- 
der an  die  monatliche  Frist  gebunden.  Denn  die  Buller 
welche  die  Frist  stellt,  weiss  von  mehrfacher  Einreichnng 
der  Liste  nichts;  das  ist  erst  eine  noth wendige  Consequenx 
des  Breve  und  des  in  diesem  niedergelegten  Principe* 


Der  Consecrationseid  ist  der  gewöhnliche  mit  den  schon 
für  Preussen  namhaft  gemachten  Modificationen ;  die  Taxen 
sind  vereinbart  ftir  Freiburg  auf  668%,  Rottenburg  490. 
Mainz  348% ,  Limburg  und  Fulda  332  Kammergulden. 
Doch  sind  auch  hier  Ermässigungen  üblich,  wie  denn  nach 
dem  Bericht  des  hannoverischen  Gesandten  vom  23.  Juli 
1829  für  Freiburg  nur  1200  Scudi  gegeben  wurden1),  für 
Rottenburg  1100»),  fiir  Limburg  1000  und  fftr  Fulda  750, 
weil  der  Bischof  schon  75  Jahr  alt  war  und  dürftig. 


Wie  wir  oben  gesehen  haben  ist  das  oberrheinische 
Recht  der  Bischofswahlen  aber  auch  durch  eigene  staatliche, 
auf  völkerrechtlichem  Vertrage  beruhende  gemeinsame  und 
gleichlautende  Vorschriften  normirt  gewesen. 

noch  die  Liste  einreichen,  was  factisch  mit m grossen  Schwierigkeiten  ver- 
banden sein  wird.  Striche  dann  die  Regierung  noch  so  viel  Candida!« 
als  minus  grati,  dass  das  Capitel  nicht  mehr  wählen  konnte,  so  wäre  fcfis 
das  Capitel  über  diese  nicht  die  Meinung  der  Regierung  vorher  eingeholt 
hätte,  eine  Culpa  des  Capitels  begründet  und  das  Devolutionsrecht  einge- 
treten. Wenn  die  Regierung  aber  diese  Candidaten  striche,  obgleich  » 
dieselben  vorher  genehm  erklärt,  so  konnte  das  Capitel  eine  neue  Litt 
einreichen  und  das  Devolutionsrecht  griffe  nicht  Platz. 

•)  Bei  der  Wahl  von  Demeter  betrugen  die  Taxen  3000  Gulden. 

*)  Bei  der  Wahl  von  Lipp  betrugen  die  Taxen  2962  Gulden  40  Kreoeer 
und  235  Gulden  Canzleigebühren. 
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Dieselben  bestanden 

1)  darin,  dass  die  für  einen  Bischof  notwendigen  Eigen- 
schaften auch  staatlicher  Seite  fixirt  worden.  Demnach  sollte  er 
ein  Deutscher  von  Geburt  und  Bürger  des  betreffenden  Staates 
sein,  weiter  entweder  die  Seelsorge,  oder  ein  akademisches 
Lehramt,  oder  sonst  eine  öffentliche  Stelle  mit  Verdienst  und 
Auszeichnung  verwaltet  haben,  der  inländischen  Einrichtungen, 
Staats-  und  Verfassungsgesetze  kundig  sein  und  ausserdem  den 
vom  canonischen  Recht  geforderten  Bedingungen  entsprechen. 

2)  Zu  der  Wahl  sollte  ein  landesherrlicher  Commissarius 
abgeordnet  werden  können,  ohne  dessen  Zustimmung  weder 
die  Wahl  verkündet  noch  irgend  ein  Schritt  zu  deren  Voll- 
ziehung geschehen  dürfe. 

3)  Der  Gewählte,  welcher  landesherrlich  bestätigt  wurde 
hat  vor  der  Consecration  dem  Landesherrn  einen  Treueid  abzu- 
leisten, und  sich  auf  das  Fundationsinstrument  zu  verpflichten. 

4)  Für  die  Person  des  consecrirenden  Prälaten  ist  lan- 
desherrliche Bestätigung  nachzusuchen. 

Ausserdem  bestanden  bei  der  Besetzung  der  einzelnen 
bischöflichen  Stühle  noch  die  Eigentümlichkeiten,  dass  der 
zum  Erzbischof  von  Freiburg  Gewählte  auch  verpflichtet 
war,  den  zur  oberrheinischen  Kirchenprovinz  gehörigen 
Regierungen  einen  Treueid  zu  leisten,  und  dass  bei  der  Wahl 
desselben  die  badische  Regierung  die  Candidatenliste  den 
übrigen  betheiligten  Regierungen  mitzutheilen  hatte1),  damit 
diese  binnen  drei  Wochen  motivirte  Einwendungen  erheben 
könnten. 

Für  Limburg  aber  war  beachtenswerth,  dass  nach  dem 
unter  dem  8.  October  1818  zwischen  Nassau  und  Frankfurt 
abgeschlossenen  Vertrage  letzteres  befugt  sein  sollte  die  Ex- 
clusiva  zu  ertheilen,  zum  Wahlacte  einen  Commissar  abzu- 
ordnen und  von  dem  Bischöfe  den  Treueid  zu  verlangen. 


1)  Mit  Ausnahme  der  hohenzollerischen,  die  durch  Staatsvertrag  §.  7 
auf  jede  „Einmischung"  bei  der  Wahl  des  Bischofes  verzichtete;  da 
Hohenzollern  jetzt  an  Preussen  gefallen  ist,  dies  aber  auch  die  Diöcesen 
Limburg  und  Fulda  besitzt,  so  ist  das  indifferent  geworden. 

27  * 
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Sehen  wir  jetzt  zu,  was  von  diesen  Bestimmungen  noch 
F  in  Kraft  besteht ;   so   ist  zuvörderst  zu  erwähnen,    dass  die 

Befugniss  der  Contrahenten  der  Staatsverträge  vom  7.  0* 
tober   1818,  8.  Februar  1821  und  15,  November   1827,  von 
1  dem  Inhalte   dieser   Verträge   einseitig  abzugehen   nicht  be- 

zweifelt werden  kann,  und  dass  die  Staaten  der  ober- 
rheinischen Kirchenprovinz  wenigstens  die  ihnen  vertrag«- 
massig  zustehende  Befugniss,  durch  Localverhältnisse  gebotene 
oder  sonst  nothwendig  erscheinende  Abweichungen  von  den  fest- 
gestellten Gesetzen  zu  treffen  auf  das  Weiteste  interpretirt 
haben *). 


a)  Baden. 

Das  badische  Kirchengesetz  vom  9.  October  1860  han- 
delt von  dem  Recht  der  Bischofswahlen  nicht  ausdrücklich, 
hält  aber  die  Kraft  der  Bullen  Provida  sollersque,  Ad  Donu- 
nici  gregis  custodiam  und  des  Breve  Re  sacra  aufrecht,  indem« 

*)  Sohatdiechnrhessische  Verfassungsurkunde  v.  J.  1831  mehrere  wesest- 
liche  Punkte  der  vereinbarten  Gesetze  auf  Beschwerde  der  Fuldaer  Kircte 
abgeändert.  — 

Die  gemeinsame  Action  der  Regierungen  nach  dem  Jahre  184$  ni 
die  Carlsruher  Conferenzen  würden  kaum  Statt  gefunden  haben,  wen 
nicht  die  Bischöfe  der  gesammten  Kirchenprovinz  gemeinsame  For- 
derungen formulirt  hätten. 

Die  Verhandlungen,  welche  wegen  des  Zusammentrittes  der  Caiisrokr  j 
Conferenzen  gepflogen  wurden,   zeigen  deutlich,    dass  die  einseinen  Repe* 
ningen  nicht  von  einer  auf  Verträge   begründeten  Notwendigkeit  des  ge- 
meinsamen  Handelns    durchdrungen    waren ,    sondern    dasselbe    allein   fir 
zweckmässig  erachteten. 

Auch  wurde  die  Verordnung  v.  J.  1853  weder  in  Frankfurt  nocfe  « 
Churhessen  publicirt  und  angenommen,  vielmehr  suchte  sich  das  letdsr 
allein  mit  dem  Bischöfe  von  Fulda  zu  verständigen. 

Beide  Regierungen  wurden  indessen  in  keiner  Weise  des  V«  *?- 
braches  beschuldigt,  ja  sogar  die  anderen  Staaten,  die  noch  so  eben  - » 
dem  Vertrage  v  5.  Juni  1852  —  sich  aufs  Neue  verbunden  hatten,  ,  g© 
sowie  die  Auflehnung  der  Bischöfe  begann  völlig  auseinander. 
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die  den  Kirchen  bezüglich  der  Verleihung  der  Kirchenämter 
gewährte  Freiheit  allein  unbeschadet  der  auf  öffentlichen 
Titeln  beruhenden  Befugnisse  ausgeübt  wissen  will  (§.  4). 
Ueber  das  Verhältniss  des  Gesetzes  zu  der  Verordnung  vom 
30.  Januar  1830  und  dem  Fundationsinstrument  schweigt  das 
Gesetz.  Nur  dass  die  dem  letzteren  zuwiderlaufenden  Bestim- 
mungen der  früheren  Gesetze  aufgehoben  werden. 

Ein  solcher  Widerspruch  findet  indessen  nicht  Statt  be- 
züglich des  Rechtes  der  Bischofswahl;  demnach  würde  fort- 
bestehen :  die  alte  Bestimmung  über  die  notwendigen  Eigen- 
schaften der  Bisthumscandidaten ,  die  Zulässigkeit  der  Ab- 
ordnung eines  Wahlcommissars,  die  Bestätigung  des  Erwählten 
durch  die  Regierung  und  seine  staatliche  Vereidigung,  die 
Notwendigkeit  für  die  Person  des  Consecrators  die  staat- 
liche Genehmigung  einzuholen,  endlich  die  Verpflichtung  der 
Regierung  die  Candidatenliste  den  übrigen  katholischen  Re- 
gierungen zur  Prüfung  vorzulegen  und  die  eidliche  Ver- 
pflichtung des  Erzbischofs  gegenüber  den  oberrheinischen 
Staaten.  — 

Die  badische  Regierung  selbst  hat  keinerlei  Erklärung 
abgegeben,  in  wie  weit  sie  das  alte  Recht  noch  für  geltend 
erachtet,  und  da  seit  dem  Jahre  1860  noch  keine  Erzbischofs- 
wahl mit  Erfolg  vollzogen  ist,  so  hat  sich  noch  keine  Gelegen- 
heit ergeben  ihre  Auffassung  zu  erkennen.  Nur  das  ist  zu 
bemerken,  dass  die  Regierung  schon  seit  dem  Jahre  1863 
von  der  Absendung  eines  Wahlcommissars  und  der  Bestä- 
tigung des  Gewählten  Abstand  genommen  hat,  aber  allerdings 
nur  bei  Besetzung  der  Domherrenstellen,  da  eine  Bischofs- 
wahl seitdem  noch  nicht  stattgefunden  hat,  und  jedenfalls  das 
erstere  mit  Unrecht,  da  wie  oben  ausgeführt  nur  die  An- 
wesenheit eines  Wahlcommissars  der*  Regierung  die  Garantie 
gegen  Verletzung  ihrer  Rechte  gewährt. 

Weiter  ist  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  nach  der 
Verordnung  v.  5.  März   1863 ')  alle  inländischen  Geistlichen 


*)  Bei  Spohn,   Badisches  Staats- Kirchenrecht  (Carlsrahe    1S6S)  186. 
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bei  dem  Eintritt  in  den  Kirchendienst  des  Landes,  den  im 
Gesetz  vom  7.  Juni  1848 *)  normirten  Eid  zu  leisten  haben. 
Danach  ergiebt  sich,  dass  Falls  ein  badischer  Cleriker 
zum  Erzbischof  gewählt  wird,  er  lediglich  den  im  Funda- 
tionsinstrument  vorgeschriebenen  Eid  leistet,  weil  er  den  Ver- 
fassungseid schon  früher  geschworen  hat,  dass  dagegen  aus- 
ländische Geistliche,  welche  die  Regierung  auf  den  erz- 
bischöflichen Stuhl  zulassen  will,  zu  beiden  Eiden  verpflich- 
tet sind. 


b)  Württemberg. 

In  Württemberg  bestimmt  §.  4  des  Gesetzes  vom  25. 
Januar  1862: 

„In  Betreff  der  Besetzung  des  bischöflichen  Stuhles  

bleibt  es  bei  dem  Verfahren,  wie  Bolches  in  der  Bulle  Ad 
Dominici  gregis  custodiam  vom  11.  April  1827  und  in  dem 
dazu  gehörigen  Erläuterungsbreve  vom  22.  März  1828  be- 
schrieben ist,  sowie  bei  den  Bestimmungen  des  königlichen 
Fundationsinstrumentes  vom  14.  Mai  1827  über  die  Eigen- 
schaften des  zu  Wählenden."  Damit  sind  nach  der  Ansiebt 
einiger  Schriftsteller2)  die  Bestimmungen  des  alten  Rechts 
über  die  Absendung  eines  Wahlcommissars  aufgehoben. 
Sieht  man  jedoch  näher  zu,  so  ist  nicht  erfindlich,  dass  durch 
Aufnahme  einzelner  Bestimmungen  des  Fundationsinstrumentes 
in  das  neue  Gesetz,  die  übrigen  Normen  des  ersteren  beseitigt 
sein  sollen;  zumal  der  Regierungsentwurf  zu  dem  Gesetze 
ganz  über  das  Fundationsinstrument  schwieg  und  die  Be- 
ziehung auf  das  letztere  im  Gesetze  eine  Zuthat  —  und  wie 
wir  meinen,  eine  sehr  unnöthige  —  der  zweiten  Kammer  war. 


l)  Bei  Spohn  a.  a.  0.  185:  „Ich  schwöre  Treue  dem  Groschi  ¥ 
und  der  Verfassung;  Gehorsam  dem  Gesetze  und  des  Forsten  wie  » 
Vaterlandes  Wohl  nach  Kräften  zu  befördern,  so  wahr  mir  Gott  helf 

*)  Vgl.  Hub  er  in  Ztschr.  f.  K.-Recht  2,  382. 


1 
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Wenigstens  wird  von  Niemand  bezweifelt;  dass  nach 
wie  vor  der  erwählte  Bischof  dem  Könige  den  Treueid  und 
zwar  vor  seiner  Consecration  zu  leisten  habe,  und  doch  be- 
ruht diese  Vorschrift  gleichfalls  auf  dem  Fundationsinstru- 
mente,  und  ist  in  dem  Gesetze  vom  30.  Januar  1862  nicht 
bestätigt  worden. 

Die  Notwendigkeit  einen  landesherrlichen  Wahlcom- 
missar  abzuordnen  ergab  sich  auch  gar  nicht  aus  dem  Fun- 
dationsinstrumente,  sondern  nur  die  Zulässigkeit. 

Aber,  dass  allein  durch  die  Controle  eines  Commissars 
die  Regierung  eine  Garantie  ihres  Veto  erhält,  dass  sie  sonst 
nicht  der  möglichen  mala  fides  des  Capitels  und  der 
römischen  Curie  vorbeugen  kann,  dass  nur  so  Conflicte 
im  Keime  erstickt  werden  können,  welche  sonst  doch  ziem- 
lich lästig  fallen  dürften,  haben  wir  schon  zur  Genüge  aus- 
geführt. 


c)  Hessen  -  Darmstadt  und  Churhessen. 

In  Hessen-Darmstadt  ist  seit  Emanation  der  landesherr- 
lichen Verordnung  vom  Jahre  1830  und  der  Fundations- 
urkunde  kein  neues  die  Kirchenverhältnisse  betreffendes 
Gesetz  zu  Stande  gekommen  und  das  frühere  Recht  niemals 
formell  gültig  aufgehoben  worden.  Es  besteht  demnach  un- 
verändert fort,  und  ebenso  verhält  es  sich  mit  Churhessen, 
wo  auch  durch  die  Einverleibung  des  Landes  in  Preussen 
und  das  Inkrafttreten  der  preussischen  Verfassungsurkunde 
keine  Aenderung  erfolgt  ist1),  zumal  die  letztere  bei 
richtiger  Interpretation  auch  in  ihrer  früheren  Fassung  die 
Xirchenhoheitsrechte  des  Staates  nicht  berührte. 


*)  Vgl.  aber  über  die  Forderung  des  Indigenates  das  oben  bei  Hannover 
S.  408  ausgeführte. 
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d)  Nassau. 

In  Nassau  endlich  ist  das  frühere  Recht  der  Bischol- 
wahlen  durch  die  Verordnung  vom  25.  Juli  1861  in  so  veh 
zu  beseitigen  versucht  worden,  wie  es  nicht  auf  Bulle  und 
Breve  beruht.  Die  Verordnung  selbst  bezeichnet  dasselbe  ab 
„spätere  Zuthaten".  Indessen  laborirt  diese  Verfügung  seünt 
an  mannigfachen  Unklarheiten.  Zuvörderst  beabsichtigt  rie 
für  Bischofswahlen  das  Verfahren  festzustellen,  welches  in 
allen  übrigen  der  oberrheinischen  Kirchenprovinz  angehörigen 
Ländern  obwalte.  In  diesen  ist  aber,  wie  wir  gesehen 
haben,  das  Recht  „der  Zuthaten"  zum  grössten  Theile  in 
Kraft  geblieben.  Weiter  bezeichnet  sich  die  Verfügung  selb«* 
als  eine  provisorische,  die  also  einem  definitiven  Gesetz  Plsta 
machen  solle,  welches  letztere  allerdings  nicht  mehr  erlassen 
wurde.  Die  Verfugung  selbst  war  aber  nicht  im  Stande 
ein  Gesetz  wie  es  das  landesherrliche  vom  Jahre  1830  war 
aufzuheben.  Dazu  hätte  es  eines  neuen  mit  den  Ständen 
vereinbarten  Gesetzes  bedurft;  während  die  Stände  geraden 
gegen  die  Verfügung  Widerspruch  erhoben.  Höchstens  wäre 
die  Regierung  berechtigt  gewesen  durch  ein  octroyirtes  Ge- 
setz das  Edict  von  1830  aufzuheben,  aber  das  entere 
hätte  sofort  den  Kammern  bei  ihrem  Zusammentritt  sar 
Genehmigung  vorgelegt  werden  müssen,  was  nicht  ge- 
schehen ist.  Die  Modificationen  welche  die  Verfügung  dem- 
nach bezüglich  des  Edictes  von  1830  vorgenommen  hat,  sind 
nichtig,  und  das  letztere  besteht  nach  wie  vor  —  was  die 
Bischofswahlen  betrifft  —  in  Kraft  und  hat  diese  auch  durch 
die  Einverleibung  des  Landes  in  den  preussischen  Staat  nicht 
verloren. 


e)  Frankfurt  a.  M. 

Dagegen  sind  die  Frankfurt  bei  den  Limburger  Bisa  *• 

wählen  eingeräumten  Befugnisse  fortgefallen,  da  die  nai  n- 

ische  und  Frankfurter  Staatsgewalt  confundirt  sind,  und  b  fe 
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Staaten  gegenwärtig  Theile  des  preussischen  Staates  ausmachen. 
Doch  nimmt  nach  dem  mit  päpstlicher  und  königlicher  Ge- 
nehmigung Tom  Bischof  von  Limburg  unter  dem  31.  Octo- 
ber  1868  erlassenen  Statut  über  die  Neuordnung  der  Verhält- 
nisse Jones  Domcapitels  der  Stadtpfarrer  zu  Frankfurt  am 
Main,  welcher  stets  Ehrendomherr  zu  Limburg  sein  soll, 
mit  Stimmrecht  an  der  Bischofswahl  Theil. 


Die  Ernennung  eines  Coadjutors  ist  bis  jetzt  in  der 
oberrheinischen  Kirchenprovinz  nicht  vorgekommen.  Dass 
dazu  die  Genehmigung  der  Regierung  absolut  erforderlich 
ist,  wie  das  auch  Seitens  der  römischen  Curie  anerkannt 
wird,  hat  sich  bei  den  erfolglosen  Versuchen  den  Bischof  von 
Mainz,  von  Ketteier,  zum  Coadjutor  des  Freiburger  Erz- 
bischofes  von  Vicari  zu  bestellen  hinreichend  gezeigt. 


Fünftes  Capitel. 


Ergebnisse  und  Kritik  des  geltenden  Rechtes. 

Gehen  wir  jetzt  zu  der  Erörterung  über,  ob  das  obei 
dargestellte  Recht  der  Bischofswahlen  dem  Staate  ausreichende 
Garantieen  gewährt,  so  darf  diese  Frage  nicht  mit  der  anderes 
verwechselt  werden,  ob  es  geeignet  ist,  dem  Staate  gute 
Bischöfe  zu  verschaffen. 

Unter  diesen  verstehen  wir  Männer,  die  mit  dem  Priester- 
rocke  nicht  ihre  Nationalität  ausgezogen  haben,  welche  & 
Beziehungen  der  katholischen  Kirche  zu  anderen  Glaube» 
genossenßchaften  in  mildem  Sinne  auffassen,  die  sich  nick 
von  jedem  römischen  Winde  wiegen  und  beugen  lassen,  Mo- 
dern mit  Festigkeit  des  Charakters  eine  wissenschaftliche 
Selbständigkeit  verbinden. 

Solche  Bischöfe  kann  kein  Recht  der  Bischofswahkfi 
schaffen.  Sie  werden  nur  grossgezogen,  wenn  der  Staat  dem 
CleruB  die  aufmerksamste  Pflege  widmet.  Wenn  er  Sorge 
trägt,  dass  die  Bildung  der  jungen  Geistlichen  eine  wissen- 
schaftliche und  nationale  ist;  wenn  er  die  Unabhängigkeit 
des  niederen  Clerus  sichert,  in  der  Voraussetzung,  dass  « 
selbständiger  Pfarrer  auch  als  Bischof  Rom  gegenüber 
unabhängigen  Sinn  bewahren  werde;  wenn  er  endlich  & 
Geistlichen  und  die  Bischöfe  jeder  Zeit  fahlen  lässt,  da* 
sie  niemals  dem  vom  Staate  erstrebten  guten  Einveme*»» 
mit  der  römischen  Curie  geopfert  werden,  sondern  in  fc* 
Staate  die  festen  Wurzeln  auch  für  ihre  kirchliche  Str  Uf 
finden. 
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Wo  sollten  bisher  die  guten  Bischöfe  herkommen?  In 
den  Seminarien  wurden  sie  dressirt  und  belehrt,  dass  sie  den 
Schwerpunkt  aller  ihrer  Interessen  in  die  Kirche  zu  verlegen 
hätten.  Die  Selbständigkeit  ihres  Charaktere  wurde  von 
Jugend  auf  untergraben.  Sie  sahen  sich  willenlos  den 
Bischöfen  Preis  gegeben,  und  in  dem  blindesten  Gehorsam, 
in  dem  schärfsten  Fanatismus  die  besten  und  einzigen  Mittel 
um  schnell  und  sicher  die  Stafieln  der  Hierarchie  zu  erklim- 
men. Und  als  Bischöfe,  falls  sie  Rom  gegenüber  Stellung  zu 
nehmen  versuchten,  entzog  der  Staat  ihnen  den  Boden  auf  dem 
sie  stehen  wollten  und  trieb  sie  förmlich  in  die  römischen 
Netze  hinein. 

Oder  sollte  es  zur  Nachahmung  reizen,  wenn  der  hohe 
Clerus  sah,  wie  der  Fürstbischof  Graf  Sedlnitzki  ohne 
staatlichen  Schutz  dem  Unwillen  der  Curie  Preis  gegeben 
und  von  Staats  wegen  zur  Abdankung  genöthigt  wurde? 
Wenn  er  sah,  wie  die  Regierung  schon  ein  Motiv  fand, 
einen  Geistlichen  nicht  zum  Bischof  zu  beforden ,  falls  er 
gegen  den  Kirchenstaat  geschrieben,  und  so  den  Unwillen 
Roms  geweckt  hatte?  Wenn  die  Staaten  unwissenschaftliche 
Zeloten  gut  und  gerne  auf  die  bischöflichen  Stühle  steigen 
Hessen  und  sie  mit  weltlichen  Ehren  überhäuften,  in  der 
trügerischen  Hoffnung,  so  Frieden  mit  der  Kirche  zu  erhal- 
ten; wenn  die  CapHel  merkten,  dass  Rom  jeden  Bruch  des 
staatlichen  und  capitularischen  Rechtes  ungestraft  dem  Staate 
bieten  könne? 

Aber,  wird  man  entgegnen,  ist  es  jetzt  nicht  fast  zu  spät 
für  den  Staat,  eine  so  grosse  Aufgabe  auf  sich  zu  nehmen; 
thut  er  nicht  besser,  anstatt  fruchtlos  mit  herbem  Kampfe 
solchem  Ziel  nachzustreben,  auf  jede  Einwirkung  bezüglich 
der  Besetzung  der  bischöflichen  Stühle  zu  verzichten,  und 
die  Trennung  von  Kirche  und  Staat  durch  seine  Gesetz- 
gebung zu  verwirklichen?  Wie  soll  der  Episcopat  noch 
selbständig  werden,  nachdem  er  zu  Gunsten  des  Papstes 
selbst  abgedankt  und  im  Concil  sich  zum  Vicariat  des  Papst- 
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thumes   degradirt   hat?     Kann   der    Staat   gegen   dies  neu 
Ergebniss  des  vaticanischen  Concils1)  ankämpfen? 

Wir  halten  für  unnöthig,  hier  noch  einmal  eine  Lab« 
gegen  die  Trennung  von  Staat  und  Kirche  zu  brechen} 
Wir  wissen,  dass  sie  dem  Staate  kirchlichen  Friedend 
die  von  Vielen  ersehnte  Ruhe  bringen  würde,  aber  die  Kalt 
des  Kirchhofes. 

Denn  in  der  That  wäre  es  mit  der  Souveränetät  ia 
Staates  vorbei.  Die  Barche  würde ;  auch  staatlich  nkk 
anerkannt,  einen  Staat  im  Staate  bilden;  sie  würde  mit  iba 
unzähligen  Fangarmen  den  Geist  der  Nation  umfassen,  ff» 
sticken,  ertödten,  und  mit  ihm  Alles,  was  wir  als  die  höchsta 
Güter  des  bürgerlichen  Lebens  schätzen  und  achten. 

Mag  man  uns  einwerfen :  wir  furchten  die  Kirche  vd 
wollen  sie  darum  fesseln !  Wir  beabsichtigen  nicht  das  ft 
bestreiten.  Aber  giebt  man  einem  gefährlichen  Gegner  & 
Hände  frei,  damit  er  sie  zur  Minirarbeit  benutzen  kann,  * 
lange  man  noch  im  Stande  ist,,  ihn  mit  der  Waffe  abzuhaka 
und  zu  bändigen? 

Das  wäre  eine  kurzsichtige;  eine  thörichte  Politik,  Ä 
fUr  die  erträumte  Ruhe  der  Väter  den  Frieden  der  Ejb&t 
opferte. 

Und  auch  das  Concil  mit  seinen  Beschlüssen  kann  ms 
in  dieser  Meinung  nicht  irre  machen. 

Der  deutsche  Episcopat  war  aus  den  hier  geschildert» 
Ursachen  schon  längst  zum  willenlosen  Spielball  der  Cbä 
geworden,  ehe  das  Concil  berufen  wurde.  Das  Vaticaoia 
hat  nur  legalisirt,  was  factisch  längst  vorhanden  war.  Abff 
eben  so  werden  auch  umgekehrt  die  Bischöfe  factisch  & 
Selbständigkeit  erlangen  und  festhalten,  wenn  dieser  <& 
nothwendige  Basis  gegeben  wird.  Das  Recht  des  Conck- 
wird  ein  todter  Buchstabe  werden,  falls  der  Staat  die  von 
gezeichnete  Aufgabe  gelöst  haben  wird. 


')  Vgl.  H  i  n  8  c  h  i  u  s ,  die  Stellung  der  deutschen  StaatsregierangeL    ¥«*. 
über  den  Beschlüssen  des  vaticanischen  Concils  (Berlin  1371)  41. 
%)  Vgl.  Friedberg,  Gränzen  a.  a.  0.  768  ff.  und  789  f. 
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Und  ist  diese  nicht  eines,  wenn  auch  harten  Kampfes 
werth?  So  lange  der  Staat  in  der  Religion  die  wichtigste 
Potenz  auch  für  das  staatliche  Leben  erblickt  —  und  da 
das  immer  geschehen  ist,  wird  es  auch  künftighin  bleiben  — , 
so  lange  die  Befriedigung  des  religiösen  Bedürfnisses  sich  in 
organisirten  Kirchen  vollzieht  —  und  die  katholische  hat  fast 
zweitausend  Jahren  getrotzt  — ,  so  lange  wird  die  Person  de» 
Geistlichen  für  den  Staat  eine  wichtige  und  massgebende  sein. 
Sie  sind  die  Seelen  -Aerzte  der  Nation,  und  werden  es 
bleiben,  so  weit  wir  die  Zukunft  ermessen  können. 

Und  der  Staat  sollte  dieses  beste  Theil  des  Volksthumea 
untauglichen  Männern  anvertrauen?  Er  sollte  nicht  Sorge 
tragen,  dass  die  kirchlichen  Oberen,  die  Bischöfe,  deren 
Aufsicht  und  Pflege  über  den  Clerus  er  anerkennt,  aus  den 
Besten  des  Volkes  genommen  werden,  damit  sie  dasselbe  zum 
Guten  führen?  Wir  können  es  nicht  verstehen,  wie  man  den 
Staat  hier  zur  Unthätigkeit  verurtheilen  wollte1). 

Wiederholen  wir  aber  nun  andererseits  die  oben  aufge- 
worfene Frage:  ob  das  jetzt  geltende  Recht  bezüglich  der 
Besetzung  der  bischöflichen  Stühle  für  den  Staat  ausreichend 
ist,  um  aus  guten  Clerikern  die  besten  Bischöfe  zu  erhalten, 
so  meinen  wir  diese  Frage  im  Allgemeinen  bejahen  zu  können. 


Freilich  werden  wir  hier  noch  verschiedene  Momente 
als  wichtig  hervorheben  müssen. 

Einmal  ist  zu  bemerken,  dass  das  hannoverische  Recht 
der  Bischofswahlen  nichts  taugt  und  der  Aenderung  bedarf. 
Aus  einer  Liste  von  lauter  möglicher  Weise  für  den  bischöf- 
lichen Stuhl  nach  Ansicht  des  Staates  untauglichen  Candidaten 
kann  nie  ein  tauglicher  Bischof  hervorgehen. 

Wie  ist  da  zu  helfen?  Theils  direct,  theils  indirect.  Das 
ei   ere,  indem  der  Staat  mit  seiner  Gesetzgebung  nachhilft, 


')  Dies  schlägt  vor  Hins ch ins  a.  a.  0.  63. 
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und  verordnet,  dass  eine  nicht  genehme  Person  niemak 
Bischof  werden  kann ,  also  dasselbe  was  in  Altpreussen  uad 
am  Oberrhein  geltendes  Recht  ist  Damit  macht  er  sieh 
keines  unerlaubten  Eingriffes  in  die  kirchliche  Selbständig- 
keit schuldig.  Denn  Born  selbst  hat  die  Breven  Quod  de 
fidelium  und  Re  sacra  erlassen;  und  damit  überschreitet 
der  Staat  nicht  die  Gränzen  seiner  gesetzgeberischen  Befug- 
nisse, denn  er  hat  auf  dieselben  zwar  bezüglich  der  Bischot 
wahlen  verzichtet,  indem  er  diese  zu  dem  Objecte  ein» 
mit  der  römischen  Curie  geschlossenen  Vertrages  machte. 
aber  er  that  das  letztere  doch  nur  mit  Aufrechterhalten 
seiner  übrigens  unveräusserlichen  Hoheitsrechte. 

Auch  die  Bulle  Impensa  Romanorum  Pontificuin  ist  m 
Hannover  nur  mit  solcher  Clausel  veröffentlicht  worden. 

Indirect  aber  strebe  der  Staat  dem  Ziele,  dass  keine 
ungenehme  Person  Bischof  werden  darf,  in  der  Weise  a, 
dass  er  die  grösste  Sorge  auf  die  Zusammensetzung  d» 
Wahlkörpers  verwendet.  Das  ist  in  Hannover  nöthi$ 
anderswo  wenigstens  zweckmässig. 

Denn  gute  Domherrn  bieten  eine  grössere  Garantie,  d&ft 
auch  ihre  Wahl  auf  einen  guten  Bischof  fallen  werde. 

In  dieser  Beziehung  erscheint  das  geltende  Recht  nid* 
als  ausreichend,  sondern  als  reformbedürftig. 

In  den  alten  preussischen  Provinzen  nominirt  kraft  {£{*• 
liehen  Indultes  der  König  zu  den  Domherrnstellen  im  Januar, 
März,  Mai,  Juli,  September  und  November,  in  den  übrig» 
Monaten  der  Bischof;  in  der  oberrheinischen  Kirchenpron» 
alterniren  Bischöfe  und  Capitel  selbst  in  Besetzung  dtf 
Canonicate,  wobei  durch  das  Breve  Diem  quem  votis  vo* 
21.  Mai  1827  dem  Bischof  zur  Pflicht  gemacht  ist,  keine  p«' 
sona  minus  grata  zu  ernennen.  In  Preussen  und  Haimflfffj 
existirt  eine  solche  Cautel  nicht;  am  Oberrhein  ist  sie  nid* 
ausreichend.  Darum  ist  es  noth wendig,  den  in  dem  preas^ 
sischen  Gesetz  vom  11.  Mai  1873  für  die  SeelsorgesHle 
ausgesprochenen  Grundsatz  auf  die  Capitelsstellen  aus*  lei- 
nen, und  auch  hier  zu  verlangen  —  wie  das  ein  in  I  &* 
der  Kammer  vorgelegter  Gesetzentwurf  auch  wirklich     1* 
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thut  *)  —  dass  die  Domherrnwürde  keiner  Person  übertragen 
werden  kann,  gegen  deren  Anstellung  von  der  Staatsregierang 
ein  Einspruch  erhoben  worden  ist  Nur  dass  wir  hier  — 
wie  bei  Anwendung  desselben  Rechtssatzes  auf  die  Bischofs- 
wahlen in  den  beiden  ehemaligen  hannoverischen  Diöcesen  — 
nicht  wünschen,  dass  die  Regierung  sich  über  die  Gründe 
ihres  Widerspruches  zu  verantworten  habe.  Denn  es  handelt 
sich  bei  diesen  Aemtern  um  Requisite,  deren  Mangel 
nicht  jedesmal  im  Beweisverfahren  zu  erhärten  ist;  es  han- 
delt sich  um  die  Beurtheilung,  welche  die  Regierung  von  der 
ganzen  Persönlichkeit  eines  Candidaten  hat,  und  welche  die 
Befähigung  und  Tüchtigkeit  derselben  im  Allgemeinen  wohl 
anerkennen  mag,  sie  aber  doch  für  das  wichtige  in  Frage 
stehende  Amt  untauglich  erachtet 

Wenn  der  Papst  selbst  dem  subjectiven,  uncontrolirten 
and  uncontrolirbaren  Urtheil  des  Monarchen  in  Preussen  und 
am  Oberrhein  das  Veto  gegenüber  der  Bischofswahl  zugesteht, 
so  kann  wohl  unbedenklich  dasselbe  Princip  in  Hannover 
und  für  die  Capitularpfründen  zur  Anwendung  kommen. 


Aber  ist  denn  das  Recht  der  Bischofswahlen  wirklich  so 
beschaffen,  wie  wir  es  oben  behauptet  haben? 

Hat  nicht  die  römische  Curie  selbst  eine  der  unseligen 
fast  entgegengesetzte  Interpretation  der  einzelnen  Rechtssätze 
aufgestellt  und  haben  wir  nicht  auf  Weg  und  Steg  mit  hef- 
tiger Anfechtung  zu  kämpfen  gehabt? 

Wie  nun  wenn  die  Gegner  Recht  hätten? 

Die  Antwort  ist  einfach.  Wir  wollen  und  können  nicht 
leugnen,  dass  die  in  Deutschland  —  bis  auf  Baiern  —  gel- 
tenden Normen  über  Bischofswahlen,  sei  es  absichtlich  oder 

l)  Beilage  zum  Protokoll  der  3.  öffentlichen  Sitzung  der  II.  Kammer 
tc  i  24.  November  1873.  Gesetz  die  Aenderung  einiger  Bestimmungen 
dt    Gesetzes  vom  9.  October  1860  . .  .  betr.,  Art.  1. 


432  Buch  III.    Du  Recht  d.  Besetz,  d.  buchöfl.  Stöhle. 

unabsichtlich,   so  von  der  römischen  Curie  foramlirt  worden 
sind,  dass  Streit  and  Controverse  möglich  wurde.     Wie  wir 
das  Recht  erkannt  haben,  ist  historisch  und  dogmatisch  ent- 
wickelt worden.    Aber  wir  haben  noch  mehr  gezeigt,  und 
haben    nicht    umsonst    die    diplomatischen    Verhandlung« 
zwischen  den  Staaten  und  der  Curie  do  eingehend  geschildert. 
Wir  haben  dabei  unzweifelhaft  dargethan,  einmal,    dass  die 
geltenden    Normen     auf    völkerrechtlichen    Verträgen    be- 
ruhen, und  andererseits,  welches  die  Tendenz  der  Regierung« 
war  als  sie  dieselben  contrahirten  und,  wie  wir  —  wenn  wir 
Rom  nicht  mala  fides  imputiren  wollen  —  annehmen  müsseo, 
auch  die  der  Curie  selbst.    Behauptet  aber  die  letztere,  dm 
die  Verträge  einen  andern  Inhalt  haben,  als  die  Regierungen 
in   diese  hinein  gelegt  wissen  wollten,  so  müssen  die  Regeh 
zur  Anwendung  kommen,  welche  bei  Interpretation  völker- 
rechtlicher Verträge  im  Allgemeinen  gelten:   d.  h.  entweder 
einigen   sich   die   Paciscenten    auf  das   Schiedsurtheil   einer 
dritten    unbetheiligten    Macht,    oder    der   Vertrag    ist 
nichtig.    Diese  Consequenz  muss  offen  ausgesprochen  wer- 
den, und  der  Staat  hat  sie  weniger  zu  scheuen  ab  die  Kirche. 
Denn  die  Bestimmungen  über  Bischofswahlen  bilden  eines 
wesentlichen  Bestandteil  der  Circumscriptionsbullen  überhaupt; 
diese  sind  als   einheitliches   Ganzes   vertragsinässig   stipulirt 
worden,  und  ist  ein  Theil  deß  Vertrages  hinfällig,  so  da* 
Ganze.  Mit  andern  Worten.   Wenn  die  Curie  sich  nicht  mit  den 
Staaten  über  die  Deutung  des  yertragsmässigen  Rechts  der 
Bischofswahlen  einigt,  könnten  die  letzteren  die  ganzen  Circom- 
scriptionsbullen  ausser  Geltung  erklären.    Auf  diesen  allein 
ruht  aber  die  Existenz  der  deutschen  Diöcesen,  ihre  Dotation, 
ihre   staatliche   Anerkennung.    Es   würde  also   durch  Auf- 
hebung der  Circumscriptionsbullen  der  deutschen  katholischen 
Kirche  der  Boden  unter  den  Füssen  entzogen,   und  dam» 
wird  Rom  sich  wohl  hüten,   dazu  Anlass  zu  geben,  falls  e» 
bei  den  Staaten  auf  ernste  Energie,    auf  ein  entschied  i« 
Entweder-Oder  stösst. 

Der  Staat  aber  hat  die  Macht,  den  Inhalt  der  Cii,  a- 
scriptionsbullen  dann  durch  selbständige  Gesetzgebung    st- 
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zustellen  und  damit  das  von  ihm  in  Anspruch  genommene, 
in  Anspruch  zu  nehmende  Recht  auf  die  Besetzung  der 
bischöflichen  Stühle. 

Er  kann  es  dann  ruhig  abwarten,  bis  Rom,  des  Prote- 
stirens  müde,  sich  der  Majestät  des  staatlichen  Gesetzes  fugt, 
„temporis  rationem  habens",  wie  das  in  curialer  Sprache  aus- 
gedrückt zu  werden  pflegt. 

Bis  jetzt  haben  die  Regierungen  der  römischen  Curie 
gegenüber  noch  nicht  solch'  eine  ernste  Entschiedenheit  ge- 
zeigt und  darum  sind  die  Conflicte  bezüglich  der  Bischofs- 
wahlen» wie  wir  gesehen  haben,  entweder  durch  schwächliche 
Nachgiebigkeit  der  Regierungen  beseitigt  oder  bei  grösserer 
Zähigkeit  des  Staates  zu  dauernden  Wunden  des  Staatskörpers 
gemacht  worden.  Entweder  haben  die  deutschen  Regierungen 
den  Bruch  ihres  Rechtes  Seitens  der  Curie  sich  willig  oder 
unwillig  gefallen  lassen,  oder  sie  haben  es  ertragen,  dass  das 
Regiment  der  Diöcesen  ungenehmen  Männern  als  Capitels- 
vicaren  übertragen  und  so  die  Schale  des  staatlichen  Rechts 
gerettet  wurde,  während  der  Inhalt  verloren  ging. 

Auch  dies  Letztere  kann  in  keiner  Weise  gebilligt  werden. 
Die  Regierungen  haben  mit  der  römischen  Curie  über  die 
Besetzung  der  bischöflichen  Stühle  nur  pactirt,  weil  sie  dabei 
Lebensinteressen  des  Staates  in  Frage  sahen.  Sie  haben 
verlangt,  dass  keine  ihnen  ungenehme  Person  den  bischöf- 
lichen Stuhl  besteige,  weil  sie  das  kirchliche  Regiment 
einer  solchen  für  den  Staat  als  unerträglich  erachteten.  Ob 
solch'  ein  Mann  Bischof  heisst  oder  Capitelsvicar,  ist  der 
Sache  nach  für  den  Staat  ganz  gleich,  wenn  der  Letztere 
von  Rom  mit  bischöflichen  Facultäten  ausgerüstet  wird. 

Darum  mag  es  aber  gerathen  sein,  auch  Rom  diese 
Brücke  zum  Unrecht  abzubrechen,  und  das  geschieht  in  ein- 
facher Weise  dadurch,  dass  die  staatliche  Gesetzgebung  die 
Wahl  zum  Capitelsvicar  an  dieselben  Bedingungen  knüpft, 
welche  für  die  Bischo&wahl  geltend  sind. 

Auch  zum  Capitelsvicar  darf  Niemand  bestellt  werden, 
*  .eher  der  Regierung  ungenehm  ist,  und  er  darf  nur  so 
h  ige  fungiren,  bis  der  in  den  Gesetzen  vorgesehenen  Frist 

Friedberg,  Staat  und  Bischofnrahlen.  2S 
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entsprechend  der  Bischof  gewählt  ist 1).  Kommt  es  nicht  zir 
Wahl  eines  solchen ,  entweder  weil  das  Capitel  das  Redt 
der  Regierung  missachtet,  oder  der  Papst  dasselbe  in  ge- 
wohnter Weise  bricht,  dann  stelle  der  Staat  dem  letzter« 
die  unausweichliche  Alternative:  entweder  Nachgiebigkeit  der 
Curie  auf  Grund  des  vertragsmfissig  geltenden  Rechts,  oder 
Aufhebung  des  letzteren  zugleich  mit  der  Beseitigung  da 
Capitels  und  der  ganzen  kirchlichen  Organisation  des  Lands 
und  einseitige  staatliche  Anordnung. 

Die  Staaten  haben  erfahren,  dass  sie  auch  ohne  kirch- 
liche Circumscription  ihrer  Gebiete  leben  können:*  möge  daas 
die  römische  Kirche  erproben  in  wie  weit  sie  es  im  Stands 
ist.  Vielleicht  wird  die  Existenz  des  altkatholisch-deutsdis 
Bischofs  schon  gentigen,  Rom  zur  Besinnung  zu  bringen. 

')  Es  erscheint  das  um  so  notwendiger  nachdem  der  Papst  inäO* 
1873  die  canonischen  Vorschriften  über  das  Capitelsricariat  anft  Bte 
energisch  eingeschärft  hat.     Die  Bulle  in  Beilage  XCIV. 
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I.   Oesterreich1). 

Als  der  österreichische  Kaiserstaat  in  dies  Jahrhundert 
«intrat,  befand  er  sich  schon  seit  langer  Zeit  im  Besitze  des 
Nominationsrechtes  für  fast  alle  Episcopate  *),  und  er  er- 
langte dieselben  Befugnisse  auch  für  diejenigen;  deren 
Diöcesen  in  der  Folgezeit  neu  dem  Reiche  einverleibt  wur- 
den, wie  z.  B.  die  italienischen8). 

Eine  Ausnahme  fand  nur  Statt  bezüglich  der  Erzbis- 
thümer  Olmütz  und  Salzburg,  welche  durch  Wahl  der  Capitel 
besetzt  wurden;  doch  übt  der  Kaiser  hier  nicht  blos  den 
indirecten  Einfluss,  dass  der  Wahlkörper  durch  seine  Er- 
nennung zusammengesetzt  wird,  sondern  die  Wahl  selbst 
«harakterisirt  sich  mehr  oder  weniger  als  Scheinwahl. 

Es  wird  zu  derselben  —  so  informirte  die  österreichische 
Regierung  die  süddeutschen4)  —  ein  kaiserlicher  Commissar 
Abgeordnet  „mit  einem  generellen  Credentiale  an  das  ge- 
flammte Capitel  und  mit  speciellen  Credentialien  an  sämmt- 
liche  Capitularen  versehen  .... 

In  der  ihm  zugleich  mitgegebenen  Instruction  wird  nebst 
weitläufigen  Vorschriften  über  das  zu  beobachtende  Ceremo- 


')  Die  Darstellung  des  österreichischen  Rechtes  bis  zum  neunzehnten 
Jahrhundert  wird  ausführlich  in  der  ersten  Abtheilung  dieses  Werkes  er- 
folgen. 

*)  Vgl.  einstweilen  Staudenmaier,  Gesch.  d.  Bischofswahlen  (Tü- 
bingen 1830)  376  ff. 

*)  Darüber  wurde  bei  Anwesenheit  des  Kaisers  in  Italien  in  Rom 
i.  J.  1819  mit  der  römischen  Curie  verhandelt. 

«)  Acten  des  k.  Cult.-Minist.  in  Stuttgart. 
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Nach  der  Consecration  wurde  die  Einweisung  in  die  T 
poralien  durch  einen  landesherrlichen  Commissar  vorges« 
men;  wobei  der  Bischof  wiederum  einen  Revers  zu  rate 
zeichnen  hatte1).  — 

Ausserdem   ist   zu  bemerken ,  dass  der  Erzbischof  * 
Salzburg  die  Fürstbischöfe  von  Seckau  und  Lavant7sod 
den  von  Gurk  *)  —  den  letzteren  in  jedem  dritten  Erledige 
fall,  während  in  den  anderen  beiden  der  Kaiser  dem  Eb 
bischofe  präsentirt  —  ernennt,  und  weiter,  dass  für  das 

')  „Ich bekenne   öffentlich  mit   diesem  Briefe  und  th« 

jemanniglich:  Nachdem  Se.  k.  k.  apostol.  Majestät  von  Gottes  Gnsdti 
von  Oesterreich  n.  s.  w.  unserer  allergnädigster  Herr  aus  besonder« 
den  und  Höchsteigener  Bewegung  mich  zum  (Erzbischof  oder  Bratet! 
....  gnädigst  ernannt,  mir  dieses  (Erzbisthum  oder  Bisthum)  sans* 
seinen  Einkünften,  Nutzungen,  Rechten  und  Gerechtsamen  vcrtiebea, 
den  Präsentations-Brief  darüber  ausfertigen  lassen,  auch  befohfen  b*k,i 
den  Besitz  des  berührten  (Erzbisthums  oder  Bisthums)  und  dessdbes 
und  Zubehör  mit  einem  ordentlichen  Inventario  einzuantworten,  so 
ich  Seiner  k.  k.  apost.  Majestät  in  aller  Untertänigkeit  wesentlich 
in  Kraft  dieses  Briefes,  dass  ich  mich  in  geistlichen  und  weltSchea 
waltungen  berührten  (Erzbisthums  oder  Bisthums)  und  Verrichtung» 
(erzbischöflichen  oder  bischöflichen)  Amtes  der  alten  wahren 
katholischen  Religion  gemäss,  auch  nach  Ordnung  und  Gebrauch  der 
ligen  römischen  christlichen  Kirche  halten,  desgleichen  von  des  (Eni* 
thums  oder  Bisthums)  Renten,  Gütern,  Nutzungen  und  Einkommen,»*! 
mir  übergeben  wird,  ohne  Seiner  k.  k.  apostolischen  Majestät  Tc 
und  Bewilligung  nichts  veräussern,  noch  etwas  davon  entziehe« 
sondern  was  davon  zuvor  entzogen  und  entwendet  worden  sein 
so  viel  wie  immer  möglich  wieder  dazu  zu  bringen,  auch  den  Eni 
oder  Bischofshof  und  andere  dazu  gehörige  Güter  im  ordentfieben  Vi 
und  Baue  erhalten,  die  Gutsunterthanen  nach  den  Landesgesetses 
dein,  die  Steuern  und  Gaben  genau  abfuhren,  und  sonst  meinen 
auch  in  geistlichen  und  weltlichen  Dingen  mich  dermassen  verbal» 
und  wolle,  wie  es  einem  katholischen  und  der  heiligen  christlichen 
gehorsamen  Erzbischofe  oder  Bischofe  gebührt  und  wohl  any*** 
Gefährde.     So  geschehen " 

*)  Vgl.  einstweilen  Kleinmayern,  Nachrichten  von  Juvavien  !•' 
Nach  der  Restauration  wollte  die  römische  Curie  dieses   Recht 
beseitigen,  weil  das  Erzbisthum  Salzburg  säcularisirt  worden  sei  s*4 
nach  nicht  mehr  in  alter  Gestalt  bestehe.     Der  österreichischen 
gelang  es  indessen  das  frühere  Recht  wieder  zur  Anerkennung  *■ 
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berger  Erzbisthum  armenischen  Ritus'  der  Kaiser  einen  der 
drei  vom  Clerus  Vorgeschlagenen  präsentirt ,.) 


Als  der  österreichische  Episcopat  im  Jahre  1849  sich  in 
Wien  versammelt  hatte,  um  seine  Wünsche  der  Regierung 
gegenüber  zu  formuliren,  spielte  auch  die  Frage  der  bischöf- 
lichen Nomination  eine  Rolle.  Freilich  wollten  sie  dem 
Kaiser  seine  Befugnisse  nicht  entzogen,  dieselben  aber  doch 
in  ihrem  Interesse  geschmälert  wissen. 

„Das  Recht,  so  sagten  die  Bischöfe  am  16.  Juni  18498),  die 
Person  des  zum  Bisthum  zu  Erhebenden  zu  bezeichnen,  ist 
den  katholischen  Landesf&rsten  von  der  Kirche  als  Beweis 
ihrer  Dankbarkeit  und  ihres  Vertrauens  verliehen  worden, 
und  muss  daher  als  ein  rein  persönliches  betrachtet  werden. 
Unter  den  eigentümlichen  Verhältnissen,  welche  durch  die 
constitutionelle  Staatsform  begründet  werden,  ist  es  für 
Sicherstellung  der  wichtigsten  kirchlichen  Interessen  uner- 
lässlich,  die  ehrfurchtsvolle  doch  dringende  Bitte  zu  stellen, 
Se.  Maj.  wolle  sich  bereit  erklären,  dieses  Recht  nicht  ohne 
Beirath  katholischer  Bischöfe  zu  üben,  und  die  Bischöfe  der 
Kirchenprovinz,  welcher  der  erledigte  Sitz  angehört,  dabei 
niemals  zu  übergehen.  Wofern  ein  Concordat  mit  dem  hei- 
ligen Stuhl  abgeschlossen  würde,  wäre  es  durchaus  not- 
wendig, da8s  gleichwohl  die  eben  berührte  Bestimmung,  als 
auch  die  Anerkennung,  dass  das  betreffende  Recht  ein  rein 
persönliches  sei,  in  dasselbe  aufgenommen  würde/' 

Die  Regierung  ging  auf  diese  Vorschläge  ohne  Weiteres 
selbst  für  den  absoluten  Staat  ein8),  und  so  traf  denn  das  Concordat 


>)  Schulte,  Lehrb.  d.  kath.  K.-R.  (Giessen  1873)  244. 

*)  Bei  Brühl,  Acta  ecclesiast.  (Mainz  1853)  69. 

■)  Sie  antwortete :  „In  der  Seiner  Majestät  zustehenden  Ernennung  der 
Bischöfe  erkennen  AUerhöchstdieselben  ein  von  Ihren  erlauchten  Vorfahren 
überkommenes  Recht,  welches  Sie  gewissenhaft  zum  Heile  und  zum  From- 
men der  Kirche  und  des  Reiches  auszuüben  gedenken.  Um  bei  der  Aus- 
wahl der  Personen  das  Beste  der  Kirche  zu  wahren,  werden  Se.  Maj. ,  wie 


Ä 
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vom  18.  August  1855  im  neunzehnten  Artikel  die  Anordnung: 
„Se.  Maj.  wird  bei  Auswahl  der  Bischöfe,  welche  Er  Kraft  eines 
apostolischen  von  Seinen  Allerdurchlauchtigsten  Vorfahren  über- 
kommenen Vorrechtes  dem  heiligen  Stuhle  zur  canonischen  Ein- 
setzung vorschlägt  oder  benennt,  auch  in  Zukunft  des  Käthes  von 
Bischöfen  bezüglich  derselben  Kirchenprovinz  sich  bedienen.0 

Man  kann  diese  Bestimmung1)  nicht  gerade  auch  dem 
Interesse  der  Kirche  passend  finden. 

Hatte  früher  eine  formliche  Jagd  auf  die  höheren  geist- 
lichen Stellen  beim  kaiserlichen  Hofe  stattgefunden,  ehe 
Franz  I.  selbst  einen  Riegel  vorzuschieben  für  gut  erachtete9), 
so  wurden  jetzt  die  Bischöfe  ermächtigt,  „ihre  Günstlinge 
und  Creaturen  zu  empfehlen  mit  Hintansetzung  von  tüchtigen 
und  würdigen  Männern".     Die   Stimme  der  verwaisten  Diö- 


dies  auch  bisher  in  Uebung  war,  Sicji  stets  geneigt  finden,  bei  Besetzung 
von  Bisthümern  den  Rath  Ton  Bischöfen  und  namentlich  von  Bischöfen 
der  Kirchenprovinz,  in  welcher  das  Bisthnm  erledigt  ist,  zu  hören.  Seine 
Majestät  haben  Allerhöchst  Ihre  Regierung  beauftragt,  den  hochverehrten 
Bischöfen  diese  Erklärung  zu  ihrer  Beruhigung  zu  ertheilen,  und  zugleich 
angeordnet,  über  die  Form,  in  welcher  die  landesfärstlichen  Rechte  in  Be- 
treff der  Besetzung  geistlicher  Aemter  und  Wurden  künftig  geübt  werden 
sollen,  eine  Verhandlung  einzuleiten.  Insofern  es  erforderlich  ist,  wird 
hierüber  das  Einvernehmen  mit  dem  papstlichen  Stuhle  herbeigeführt  wer- 
den/'   Ebendas.  84. 

l)  Dass  sie  nicht  immer  genau  gehalten  wurde,  allerdings  ohne  den 
Wortlaut  des  Concordates  zu  verletzen,  bezeugt  Schulte,  Lebrburch  a. 
a.  O.  248. 

*)  Das  Hofkanzleidecret  vom  13.  Juni   1799  verordnet:  „Se.    Majestät 
haben  darüber  ihr  Befremden  zu  erkennen  gegeben,  dass,  wenn  es  auf  die 
Besetzung  eines  Bisthums  ankommt,  Geistliche,  welche  von   geistlicher  De- 
muth  beseelt  sein  sollen,  sich  zur  Erlangung  solcher  höherer  Pfründen  in 
wirkliche  Competenz  setzen,  und  nicht  vielmehr  ihren  Ruf  in  der  Stille  ab- 
warten.     Da   es   sich    nun  nach  den  Grundsätzen  der  katholischen  Lehre 
nicht  geziemt,  dass  Priester  nach  höheren   irdischen  Würden  sich  sehnen, 
so  erklären  Se.  Majestät,  dass  Allerhöchstdieselben  in  Zukunft  gerade  — f 
diejenigen,    welche   als    Competenten    um  solche   Würden   sich  darste 
keinen    Bedacht    nehmen    werden.4'     Wie   wenig    das    half,    darüber 
Kirchl.    Zustände  in  Oesterreich  unter  d.  Herrschaft  d.  C 
cordates  (Leipzig  1859)  52  f. 
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cese  selbst  verhallte  nach  wie  vor  ungehört,  und  die  von 
kirchlich  gesinnten  Männern  gehegte  Erwartung;  dass  die 
Bischöfe,  der  Verantwortung  eingedenk,  der  sie  sich  selbst 
unterzogen  hatten,  ihren  Pflichten  nachkommen,  und  bei  dem 
der  Regierung  ertheilten  Rathe  nur  auf  tüchtige  Männer  ihr 
Augenmerk  richten  würden,  hat  keine  Erfüllung  gefunden. 

Weit  einschneidender  indessen  als  diese  Bestimmungen 
des  Concordates  waren  die  des  Art.  20  über  den  von  den 
Bischöfen  zu  leistenden  Eid. 

Einmal  sollte  dieser  jetzt  nach  der  Consecration,  dann 
aber  in  jener  so  unbestimmten  Form  geleistet  werden,  wie  sie 
•Rom  der  baierischen  Regierung  gegenüber  im  Concordate 
durchgesetzt  hatte.  Denn  der  Bischof  schwört,  wie  es  einem 
Bischöfe  geziemt,  „sicut  decet  episcopum" *),  wobei  alle  von 
ihm  übernommenen  Verpflichtungen  lediglich  nach  Massgabe 
seines  bischöflichen  Ermessens  zu  erfüllen  sind. 


Nach  dem  Falle  des  Concordates  ist  über  die  vorliegende 
Frage  noch  keine  gesetzliche  Anordnung  getroffen,  und  auch 
der  alte  Bischofseid  noch  nicht  wieder  hergestellt  worden. 


(Nachtrag.)  An  den  im  Obigen  dargestellten  rechtlichen 
Verhältnissen  ändert  auch  die  Regierungsvorlage  (Beilage  40  zu 
den  stenographischen  Protokollen  des  Abgeordnetenhauses, 
VIII.  Session  1.)  in  dem  Gesetzentwurfe  „womit  neue  Be- 
stimmungen zur  Regelung  der  äusseren  Rechtsverhältnisse 
der  katholischen  Kirche  erlassen  werden",  nichts. 


l)  Der  Eid  lautet:  „Ego  juro  et  promitto  ad  Sancta  Dei  Evangelia, 
sicut  decet  episcopum,  obedientiam  et  fidelitatem  Caesareo  -  Regiae  Aposto- 
licae  Majestati  et  Saccessoribus  Suis;  juro  item  et  promitto,  me  nullam 
communicationem  habiturum  nnllique  consilio  interfuturum ,,  quod  trän- 
quülitati  publicae  noceat,  nollamque  suspectam  unionem  neqne  intra  neqne 
extra  Imperii  limites  conservaturum ,  atque  si  publicum  aliquod  periculum 
imminere  resciverim,  me  nd  illud  avertendum  nihil  omissurum." 


£ 
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§.  3  des  Gesetzentwurfes  lautet:  »Die  Besetzung  der 
Erzbisthümer  und  Bisthümer  ....  erfolgt  in  der  bisheriges 
Weise." 

Die  Motive  dazu  gehen  von  der  Anschaung  aus,  d«s 
die  im  Concordate  anerkannte  Nominationsbefugnias  da 
Kaisers  auch  nach  Aufhebung  des  Concordates  fortdauere, 
weil  sie  zur  Zeit  der  Emanation  desselben  schon  ein  woU» 
•erworbenes  Recht  —  daftir  sagen  die  Motive  in  verkehrter 
Terminologie  „Privatrecht"  —  des  Kaisers  gewesen  sei. 

Danach  bleibt  auch  für  Olmütz  und  Salzburg  die  Capi- 
telswahl  mit  dem  Recht  des  Landesherrn  missliebigen  Cas- 
didaten  die  Exclusiva  zu  ertheilen,  wie  das  durch  die 
Olmützer  Capitelsstatuten  des  Jahres  1826  geregelt  ist 

Ebenso  bleibt  es  für  Gurk,  Seckau  und  Lavant  bei  den 
oben  dargestellten  auf  der  zwischen  Kaiser  Joseph  und  dm 
Fürst  Erzbischof  von  Salzburg  L  J.  1786  geschlossenen  Con- 
vention beruhenden  Besetzungsmodus. 


II.    Die  altkatholische  Blschoflswahl. 

Das  vaticanische  Dogma  von  der  Infallibilität  stiess  in 
Deutschland  auf  einen  heftigen  Widerstand;  welcher  sich 
immer  mehr  vertiefte  und  schliesslich  zu  einer  eigenen  alt- 
katholischen Gemeindebildung  führte1). 

Auf  der  von  der  Delegation  dieser  Gemeinden  am  20. 
September  1872  in  Cöln  abgehaltenen  Versammlung  wurde 
Seitens  der  theologischen  Commission  des  Central- Comit^s 
die  Erklärung  beantragt8);  dass,  so  lange  nicht  in  Deutsch- 
land ein  zum  altkatholischen  Glauben  sich  bekennender 
Bischof  existire;  fremde  insbesondere  die  der  Utrechter 
und  armenischen  Kirche  zur  Vornahme  bischöflicher  Amts- 
handlungen angegangen  werden  könnten.  „Wir  wahren  uns 
ferner;  so  hiess  es  dann  weiter,  . .  das  Recht,  eine  regel- 
mässige bischöfliche  Jurisdiction  dadurch  herzustellen;  dass 
würdige  Männer  von  den  dem  alten  katholischen  Glauben 
treu  gebliebenen  Priestern  und  den  Vertretern  der  Gemeinden 
zu  Bischöfen  gewählt  und  von  einem  rechtgläubigen  Bischof 
geweiht  werden,  und  dass  dieselben  zunächst  in  der  Weise 
der  Missionsbischöfe  der  alten  Kirche  fungiren." 

Zu  diesem  Zwecke  wurde  die  durch  den  Altkatholiken- 


*)  Vgl.  darüber  Friedberg,  Sammlung  der  Actenstücke  zum  ersten 
vaticanischen  Concil  mit  einem  Grundrisse  der  Geschichte  desselben 
(Tübingen  1872)  Capitel  3;  und  Friedberg,  Actenstücke  zur  altkatho- 
lischen  Bewegung  (Tübingen  1873). 

*)  Verhandlungen  des  zweiten  Altkatholiken-Congresses  zu  Cöln  (Cola 
1872)  X;  auch  bei  Friedberg,  Actenstücke  zur  altkatholischen  Be- 
wegung, 7.  96. 
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Congress  vorzunehmende  Wahl  eines  Comitä's  aus  sieben 
Mitgliedern  proponirt,  von  denen  mindestens  drei  Theologen, 
zwei  Canonisten  sein  sollten. 

Dem  Comit£  wurde  die  Vorbereitung  der  Bischofewahl 
als  Aufgabe  gestellt ,  und  zwar  sollte  es  „alle  und  jede  sich 
auf  die  Opportunität  der  Wahl,  die  Residenz  des  Bischöfe, 
die  Dotation;  das  Verhältniss  zu  den  Regierungen ,  zu  den 
Oemeinden  u.  s.  w.  beziehenden  Fragen  . .  untersuchen  und  . . 
lösen,  den  Zeitpunkt  der  Wahl  bestimmen  und  die  Wahlver- 
sammlung einberufen,  die  Wahlordnung  entwerfen  unter  Fest- 
halten daran,  dass  als  Wähler  anzuerkennen  seien  sämmtliche 
dem  Altkatholicismus  angehörige  Priester,  ein  oder  zwei  aas 
den  einzelnen  Gemeinden  je  nach  ihrer  Grösse  zu  entsen- 
dende Delegirte  und  die  Mitglieder  des  Comit&"  *)  —  und 
endlich  sollten  sie  die  für  die  Consecration  erforderliches, 
und  in  Gemeinschaft  mit  dem  eventuell  gewählten  Bischof 
die  bezüglich  des  Verhältnisses  zu  den  Regierungen  noth- 
wendigen  Schritte  thun. 

Der  Congress  selbst  billigte  die  gestellten  Anträge*), 
erwählte  die  proponirte  „Bischofscommission" s),  und  diese 
berief  auf  den  3.  Juli,  nachdem  sie  die  Frage  der  Oppor- 
tunität gelöst  und  sich  die  Gewissheit  verschafft  hatte,  dass 
der  Erzbischof  von  Utrecht  die  Consecration  vornehmen 
werde,  die  Wahlversammlung  nach  Cöln. 

Dabei  wurde  sofort  hervorgehoben,  dass  der  Bischof 
nicht  auf  den  Titel  eines  der  in  Deutschland  bestehenden 
Bisthümer  consecrirt  werden  solle,  es  wurde  ein  Verzeichnis 
der  wählbaren  Candidaten  aufgestellt  und  eine  Wahlordnung 
fixirt. 

Die  letztere,  von  dem  dritten  Altkatholikencongreas  n 
Oonstanz  angenommen4),  bestimmt,    dass   die  Wahl  durch 

*)  Vgl.  Verhandlangen  etc.  55  ff. 

*)  Abgedruckt  in:    der  dritte  Altkatholiken-Congress  in    Constanz  te 
Jahre  1873  (Constanz  1873)  39. 

*)Frof.  Friedrich,  Sanitätsrath  Dr.  H  äsen  clever,  Prof.  Maas 
Prof.    Michelis,    Prof.   Keusch,    Prof.    v.    Schalte,   Ober-Reg        ' 
Wulf  fing  —  ebendaselbst  70. 

*)  Der  Wortlaut  in  Beilage  XCIV. 
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Scrutinialverfahren  mit  absoluter  Majorität  erfolgen,  und  der 
anwesende  Gewählte  sofort,  der  abwesende  binnen  vier 
Wochen  sich  über  die  Annahme  zu  erklären  habe. 

Dabei  traf  die  Synodal-  und  Gemeinde-Ordnung,  geneh- 
migt von  der  Delegirtenversammlung  zu  Constanz  am  12. 
September  1873  noch  für  die  Zukunft  die  Bestimmungen; 
dass  der  Bischof  von  der  Synode  zu  wählen  sei,  dass  der 
zweite  Vorsitzende  der  Synodal -Repräsentanz,  bei  dessen 
Verhinderung  ein  anderer  von  der  Synodal-Repräsentanz  be- 
stimmter Laie  die  Wahl  zu  leiten  habe,  dass  die  Synodal- 
Repräsentanz  vor  der  Wahl  in  geeigneter  Weise  feststellen 
solle,  welche  Priester  den  Regierungen,  die  den  Bischof  als 
solchen  bereits  förmlich  anerkannt  haben,  minus  grati  sind, 
da  diese  nicht  gewählt  werden  dürfen,  und  dass  bei  ein- 
tretender Sedisvacanz  die  Synodal-Repräsentanz  einem  ihrer 
Mitglieder  die  Functionen  des  Bisthumsverwesers  übertragen 
werde1).  — 

Bei  der  dann  am  4.  Juni  1873  in  der  Rathhauskapelle 
zu  Cöln  vorgenommenen  Wahl  wurde  der  Dr.  und  Professor 
der  Theologie  an  der  Universität  Breslau  Joseph  Hubert 
Reinkens  zum  Bischof  erwählt,  nahm  an,  und  erhielt,  da  der 
Erzbischof  Loos  von  Utrecht  inzwischen  gestorben  war,  am 
11.  August  1873  von  dem  Bischöfe  von  Deventer  unter 
Assistenz  von  zwei  Domcapitularen  die  bischöfliche  Con- 
secration. 

Von  den  deutschen  Regierungen  gewährte  zuerst  die 
preussische  dem  Bischof  Reinkens  die  staatliche  Anerkennung 
vermittelst  landesherrlichen  Diplomes  vom  19.  September 
1873  *),  worauf  am  7.  October  durch  den  Cultusminister  Dr. 
Falk  in  Gegenwart  von  6  vom  Staate  und  6  vom  Bischof 
bestimmten  Zeugen  die  Vereidigung  nach  einem  eigenen 
Formulare  vorgenommen  wurde3). 


*)  Der  dritte  Altkatholiken-Congress  a.  a.  0.  7  f. 

*)  Beilage  XCVX 

8)  In  Beilage  XCVIIa. 


^ 
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Dem  preußischen  Beispiele  folgten  die  badische1)  ued 
hessen-darmstäd  tische  *)  Regierung,  während  die  baieriscie 
über  die  staatsrechtliche  Zulässigkeit  der  Anerkennung  da 
Bischofes  eine  eigene  Conunission  in  Berathung  treten  Ben. 


')  Den  Eid  siehe  in  Beilage  XCVII.  Die  Anerkennungsurkunde  kniet: 
„Friedrich  von  Gottes  Gnaden  Grossherz,  von  Baden,  Herzog  von  Zahringonefc 
Wir  haben  Uns  gnädigst  bewogen  gefunden,  den  von  Vertretern  der  (Ak) 
Katholiken  des  deutschen  Reichs  am  11.  Juni  d.  J.  au  Coln  zum  Ksdmf 
gewählten  und  von  dem  Bischof  von  Deventer  am  11.  August  d.  J.  a 
Rotterdam  consecrirten  Dr.  Joseph  Hubert  Reinkens  als  kathohscki 
Bischof  anzuerkennen  und  versichern  ihn  dessen  durch  gegenwärtige  v« 
Uns   eigenhändig    unterzeichnete  mit  dem  Staatssiegel  versehene  Urkuufe. 

Gegeben  Carlsruhe,  den  7.  November  1873. 

(gez.)  Friedrich. 

(gez.)  Jolly.  Signatur  für  den  erwählten  Bischof  Herrn  Dr. 

Joseph  Hubert  Reinkens  in  Bonn.4* 

*)  „Ludwig  III.  von  Gottes  Gnaden  Grossherzog  von  Hessen  und  be 
Rhein  etc.  etc.  Nachdem  Wir  Uns  gnädigst  bewogen  gefunden  haben,  te 
früheren  ordentlichen  Professor  an  der  katholisch -theologischen  FacBsH 
der  Universität  Breslau,  Dr.  Joseph  Hubert  Reinkens ,  auf  Grund  der  tm 
4.  Juni  d.  J.  in  Coln  stattgefundenen  Bischofswahl  und  der  ihm  am  IL 
August  d.  J.  in  Rotterdam  durch  den  Bischof  von  Deventer  erthdam 
Consecration  als  katholischen  Bischof  unbeschadet  aller  Unserer  koto» 
herrlichen  Oberhoheits-  und  Oberaufsichtsrechte  anzuerkennen,  so  st  sei 
hiernach  gebührend  zu  achten. 

Urkundlich  Unserer  eigenhändigen  Unterschrift  and  beigedrncb* 
grossherzoglichen  Siegels. 

Darmstadt,  den  15.  December  1873. 

Ludwig.  v.  Starek." 


I 

HL    Die  Errichtung  der  preussischen  ArmeepropsteL 

Die  katholische  Militärseelsorge,   wie  sie  sich  im  An- 
|  «chluBse    an,  die  Militärkirchenordnung  des  Jahres  1832  in 
PreuBsen   entwickelt  hatte ,  litt  an  mannigfachen  Gebrechen. 
I  Vor  allen  Dingen  war  es  ein  Uebelstand,  dass  die  geistliche 
l  Jurisdiction  über  die  katholischen  Soldaten  nicht  weniger  als 
'  acht  Bischöfen  und  zwei  Commissariaten  auswärtiger  Kirchen- 
oberen (Olatz  und  Katscher)  zustand,  so  dass  bei  jeder  Dis- 
Iocation  eines  Truppentheils  in  das  Jurisdictionsgebiet  eines 
anderen  Bischofs  die  canonischen  Befugnisse  der  Feldgeist- 
lichen von  jenen  in  Frage  gestellt  werden  konnten.   Anderer- 
seits entsprach  es  wenig  den  Verhältnissen,  dass  über  preus- 
sUche  Truppen  Bischöfe,  die  dem  österreichischen  Kaiserstaat 
angehörten  die  Jurisdiction  besassen,  wenn  auch  nicht  aus- 
übten, und  endlich  schien  die  Parität  mit  der  evangelischen 
Kirche  zu  erfordern,  dass  nicht  nur  die  Zahl  der  katholischen 
Militärgeistlichen  vermehrt,  sondern  auch  an  ihre  Spitze  ein 
katholischer   Feldpropst  gestellt   werde,    dessen   Befugnisse 
sich  über  sämmtliche  Glaubensgenossen  der  ganzen  Armee 
erstrecken  sollten. 

Zur  Erreichung  dieses  Zweckes  erachtete  man  es  für 
unthunlich,  dem  neuen  Feldpropst  die  Amtsgewalt  aus  einer 
Delegation  der  sämmtlichen  bisher  berechtigten  Kirchen- 
oberen herzustellen.  Es  hätte  das  bei  jeder  Neubesetzung 
'eines  bischöflichen  Stuhles  eine  neue  Verhandlung  nothwendig 
gemacht,  und  es  war  unmöglich  aus  dieser  ein  Ergebniss  zu 
erzielen,  wenn  auch  nur  Einer  der  zehn  Berechtigten  gegen 
die  Delegation  oder  die  Person  des  Feldpropstes  Wider- 
»prrch  erhob. 

f     edherg,  Staat  und  Bischofswahlen.  29 
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Darum  hielt  man  es  für  zweckmässig  das  Beispiel  m& 
zuahmen,  welches  Oesterreich  in  den  siebenziger  Jährend» 
vorigen  Jahrhunderts  gegeben  hatte,  d.  h.  dafür  zu  sorsa. 
dass  der  päpstliche  Stuhl  einem  preussischen  Bischof- 
man  wählte  dazu  denjenigen  aus,  dessen  Sprengel  am  lin- 
sten dem  preussischen  Staate  angehörte  —  die  für  die  pfc 
liehe  Jurisdiction  der  Armee  erforderlichen  Factdtaten  üb* 
trage,  mit  der  Anweisung  dieselben  einem  vom  Landeshtti 
zu  ernennenden  Feldpropst  zu  delegiren. 

Den  Unterhandlungen,   welche  in   Folge   dessen  so 
die  preussische  Regierung  wie  der  Cardinal  Fürstbischof 
Breslau  Frhr.  v.   Diepenbrock  mit  der   römischen  Coric  i 
Jahre  1849  gepflogen,   gelang  es  wenigstens   annähernd 
gewünschte  Ziel  zu  erreichen.  ! 

Unter  dem  24.  October  1849  erging  ein  papstSc^ 
Breve *),  durch  welches  der  Papst  dem  Fürstbischof  ** 
Diepenbrock,  aber  nur  für  seine  Person,  die  Besorgung 
kirchlichen  Angelegenheiten  bei  sämmtlichen  katholischen  k 
liehen  Truppen,  als  apostolischem  Delegaten  übertrug, 
ihn  gleichzeitig  ermächtigte,  sich  nach  Erfordern  der  Uro 
durch  einen  oder  mehrere  Subdelegirte  vertreten  zu 
auch  letzteren  die  erhaltenen  canonischen  Facultäten  weit« 
übertragen.  Im  Uebrigen  wurde  dem  Fürstbischof  die 
fiigniss  ertheilt,  katholische  Feldgeistliche  zu  ernennen, 
diese  Geistliche  zur  Aushülfe  mit  geringeren  Facultäta 
bestellen,  und  die  Disciplin  über  alle  Geistlichen  zu  handh 
welche  ausdrücklich  als  ad  nutum  amovibel  bezeichnet 

Die  preussische  Regierung  nahm  die  Bestimmungen 
Breve   an.     Wurde  es  ihr  dadurch  doch  wenigstens 
licht,  die  Militärseelsorge  auf  eine  Person  —  den  Feldpropt 
zu  centralisiren ,  indem  es  diesem  überlassen  bleiben  b 
sich  mit  dem  Fürstbischof  ins  Einvernehmen  zu  setzen. 

Und  auch   die  Amovibilität   der  Militärgeistlichen 
tirte  man  um  so  lieber,   als  man  so  Gelegenheit  zu 
hoffte,  ungeeignete  Geistliche  auf  dem  Wege  der  bloss  n 
handlung  mit  dem  Fürstbischof  aus  dem  Amte  zu  ei  f< 

')  Beilage  XCVIII. 
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Öo  ermächtigte  denn  der  König  den  Fürstbischof  zur 
Annahme  der  militärkirchlichen  Functionen,  und  ernannte  am 
19.  Februar  1852  den  Regierung»-  und  Schulrath  Mencke  zu 
Münster  provisorisch  zum  katholischen  Feldpropst  der  Armee 

Eine  solche  staatliche  Ernennung  entsprach  durchs 
dem  ßreve,  welches  nur  die  canonische  Seite  des  Verhältnis! 
geregelt,  der  staatlichen  nicht  präjudicirt  hatte. 

Nur  war  wegen  der  notwendigen  Uebertragung  f. 
iiDOniscben  Facul täten  in  jedem  Fall  eine  Verständigu 
mit  dem  Fürstbischof  von  Breslau  erforderlich,  welche  au 
nir  Mencke  erzielt  wurde.  Provisorisch  aber  musste  diei 
deswegen  ernannt  werden,  weil  die  kirchlichen  Befugnisse  < 
Fürstbischofes  seihst  nur  provisorische  waren,  bei  dem  To 
desselben  erloschen,  und  somit  auch  nicht  länger  von  di 
fiubdelegirten  ausgeübt  werden  konnten. 

Indessen  starb  Diepenbrock  schon  am  20.  Januar  18! 
und  damit  war  die  ganze  katholische  Militärseelsorge  zt 
Stillstande  verurtheilt.  Die  Regierung  drang  indessen 
Mencke  seine  Amtsführung  nicht  zu  unterbrechen,  und  diei 
c-ntschloss  sich  auch  dazu,  nachdem  er  unter  zweckmässig 
Benutzung  einzelner  zu  unmittelbarer  päpstlicher  Compete 
{«höriger  Dispensationsfalle  die  Curie  von  der  Figenthü 
liebkeit  seiner  canonischen  Stellung  in  Kenntniss  gesetzt,  u 
dabei  die  Ueberzeugung  erlangt  hatte,  dass  jene  the 
ausdrücklich,  theils  stillschweigend  einverstanden  war,  we 
er  nicht  nur  die  ihm  von  dem  verstorbenen  Fürstbiscl 
übertragenen  Facultäten,  sondern  auch  die  von  diesem  st 
reservirten  weiter  ausübe. 

Die  Regierung  aber,  welche  sah,  dass  das  Mittelglied  <j 
turstbischöflichen  Stuhles  für  die  Besorgung  der  militargei 
liehen  Angelegenheiten  nicht  nothwendig  sei,  nahm  in  Fo! 
dessen  Abstand,  dem  neuen  Bischof  von  Breslau  die  Fac 
taten  des  früheren  auszuwirken.  Und  auch  als  Mencke  zi 
botnpropstin  Münster  ernannt  wurde,  erfolgte  keine  Aenderui 

')  Siehi'  iüp  Verfügung  dpi  Ciiiliismiiiistirs  v.  llaumi'r  vom  ■!.  M 
VAi  in  Brttagtt  XCIX. 
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Vielmehr  wies  ihn  die  Regierung  an,  beim  pSpstfidn 
Stuhl  die  Uebertragung  seiner  Facultäten  auf  den  Prof* 
von  Berlin,  Pelldram  zu  bewirken,  was  auch  der  Papst  <1üA 
Breve  vom  11.  Februar  1859 ])  zugestand ,  „donec  aber 
statutum  fuerit". 

Wieder  ordnete  das  päpstliche  Breve  nur  die  rmnonir* 
Seite  des  Verhältnisses,  und  wieder  ernannte  der  König  isA 
staatliches  Patent9). 

Im  Jahr  1865  wurde  Pelldram  Bischof  von  Trier  uai 
die  Regierung  nahm  den  Propst  in  Königsberg  in  Preossa 
Namszanowski  als  dessen  Nachfolger  in  Aussicht. 

Doch  glaubte  man  diesmal  einen  andern  Weg  der  Ver- 
handlung mit  Rom  einschlagen  zu  sollen.  Namszanovsb 
war  weder  in  Rom  bekannt  wie  das  bei  Pelldram  in  vortÜ 
haftester  Weise  der  Fall  gewesen  war,  noch  konnte  ihn  dkm 


*)  Beilage  C. 

f)  „Wir,   Wilhelm  von  Gottes  Gnaden   Prinz  von  Prcossen, 
thnn  kund  und  fugen  hiermit  zu  wissen,  dass,  nachdem  der  bisherige 
lische    Feldpropst    Friedrich    Felix     Mencke     zum   Dompropet 
katholischen  Kirche  zu  Münster  bestellt  worden  ist,   Wir  den 
furstbischüflichen  Delegaten,  Ehrendomherrn  und  Propst  bei  der  St 
wigs-  Kirche    hierselbst,     Leopold    Pelldram,     in   Anbetracht  seiner 
angerühmten  guten  Eigenschaften   und  Verdienste  dazu  aasersehen 
dass  derselbe   als   katholischer  Feldpropst  der  Armee  die  mit  di 
verbundene  obere  Leitung  der  kirchlichen  und  seelsorgerlichen  Auge 
heiten  der  Unserer  Armee  angehörigen  katholischen  Glaubensgenosse», 
welcher  ihm  die  geeigneten  kirchlichen  Vollmachten  verliehen  wordea 
fortan  übernehme  und  führe. 

Wir  erwarten  von  demselben,  dass  er  auch  in  diesem  Amte  fo 
werde,  Seiner  Majestät  dem  Könige,  Uns  und  dem  KönigÜehen 
unterthänig,  treu  und  ergeben  zu  sein,  Unsere  und  Unserer  Armee 
fahrt  nach  Kräften  zu  fördern,  Schaden  und  Nachtheil  aber 
die  Pflichten  seines  Amtes  gewissenhaft  zu  erfüllen  und  sich  in  aSea 
militärischen  Angelegenheiten  seines  Berufs  nach  den  Befehlen 
militärischen  Vorgesetzten  zu  richten. 

Dagegen  soll  derselbe  von  Uns  allezeit  in  dem  Genuss  der  »-  t 
Amt  eines  katholischen  Feldpropstes  rechtmässig  verbundenen  Eta*  , 
fugnisse  und  Einkünfte  landesherrlich  geschützt  werden. 

Urkundlich  etc." 
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auB  eigener  Kenntniss  empfehlen ;  bei  Pelldram  hatte  es  sich 
darum  gehandelt ,  das  seinem  ganzen  Inhalt  nach  canonisch 
nicht  geordnete  Verhältniss  von  Mencke  ohne  jede  sachliche 
Discussion  in  möglichst  einfacher  Weise  auf  den  ersteren 
zu  übertragen:  jetzt  war  ein  geregeltes,  wenn  auch  nicht 
definitives  Rechtsverhältnis  da;  es  schien  sich  zu  empfehlen 
von  Born  jetzt  die  katholische  Militärseelsorge  für  immer  in 
die  Hand  eines  Feldpropstes  legen  zu  lassen. 

So  wurde  denn  ein  darauf  abzielender  Auftrag  im  Ein- 
verständniss  der  drei  betheiligten  Ministerien  des  Cultus, 
Krieges  und  der  auswärtigen  Angelegenhieten,  mit  Ermäch- 
tigung des  Königs  vom  24.  Februar  1866,  dem  preussischen 
Gesandten  in  Rom  ertheilt. 

Allein  die  Curie ,  wenn  sie  auch  gegen  die  Person  des 
designirten  Feldpropstes  nichts  einzuwenden  hatte,  war  nicht 
bereit  ihr  früheres  Verfahren  zu  wiederholen.  Auf  Grund 
eines  Gutachtens  der  Congregazione  degli  affari  straordinarj 
verlangte  sie,  dass  der  Feldpropst  ein  für  allemal  von  der 
Jurisdiction  der  preussischen  Bischöfe  befreit ,  und  jedesmal 
mit  dem  bischöflichen  Titel  (in  partibus)  beliehen  werde.  Er 
habe  dann  die  Armeegeistlichen  mit  Zustimmung  der  Staats- 
gewalt zu  ernennen  und  die  Disciplinargewalt  über  dieselben 
auszuüben.  Jede  andere  Einrichtung  müsse  zu  Conflicten  mit 
den  Bischöfen  fuhren. 

Die  preussische  Regierung  sah  die  Gefahren  dieses  Vor- 
schlages vollständig  ein,  wenn  sie  sich  auch  nicht  verhehlen 
konnte,  dass  durch  die  definitive  Errichtung  der  Feldpropstei 
ihren  Wünschen  entsprochen  werde.  Stand  es  nicht  zu  er- 
warten, dass  für  den  mit  dem  Charakter  eines  Bischofes  stän- 
dig bekleideten  Feldpropst  würden  Befugnisse  vindicirt  werden, 
welche  auf  rein  theoretischen  mit  militäramtlicher  Stellung 
unvereinbaren  Ansprüchen  beruhen  könnten,  welche  die 
Staatsregierung  niemals  zugestehen  dürfte,  und  zu  deren  pein- 
licher Erörterung  überdies  gar  keine  Veranlassung  vorlag? 

Deswegen  wurde  der  Gesandte  ermächtigt,  die  Geneigt- 
h<  it  der  Regierung  zu  weiteren  Verhandlungen  zu  erklären, 
ii  wischen    aber     die     Ausfertigung    der    Facultäten    für 
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Namszanowski  zu  verlangen ,  „donec  aliter  statutum  fuerit". 
also  wie  früher  für  Pelldram. 

Korn  aber  gedachte  nicht  die  preussische  Regierung  so 
leichten  Kaufes  loszulassen ,  zumal  die  Curie,  wie  wir  gleich 
sehen  werden,  noch  weiter  gehende  Ziele  verfolgte,  und  doch 
wohl  auch  den  in  Berlin  nicht  genug  —  oder  vielleicht  nur 
von  der  katholischen  Abtheilung  des  Cultusministeriums  — 
gewürdigten  Gesichtspunkt  ins  Auge  gefasst  haben  mochte,  das* 
wenn  der  Feldpropst  seinen  amtlichen  Sitz  in  Berlin  habe, 
es  so  gelingen  werde,  in  dem  Centrum  des  Protestantismus 
selbst  einen  Bischof  neu  zu  instaUiren. 

Wie  bequem  konnte  ein  solcher  die  katholische  Missions- 
thätigkeit  befördern,  welchen  Halt  gab  er  den  in  den  preas- 
sischen  Ministerialkreisen  mehr  als  zur  Genüge  vorhandenen 
nltramontanen  Bestrebungen,  wie  leicht  konnten  seine  directeu 
amtlichen  Beziehungen  zu  dem  obersten  Kriegsherrn  zu 
Gunsten  der  katholischen  Kirche  verwendet  werden ! 

Darum  lehnte  der  Papst  das  Begehren  des  Gesandten 
wiederum  ab,  und  stellte  drei  Punkte  auf,  über  welche  zu- 
nächst ein  Einverstänflniss  erzielt  werden  müsse.  Diese  be- 
standen einmal  in  dem  Erlass  eines  päpstlichen  Breve,  durch 
welches  die  Feldpropstei  als  besonderes  Amt  definitiv  errichtet 
werden  sollte.  Weiter:  Exemtion  des  militärischen  Geras 
von  der  bisherigen  Jurisdiction  der  Bischöfe  und  Unterord- 
nung unter  die  des  Feldpropstes;  und  endlich:  Erlass  einer 
päpstlichen  Encyclica  an  die  Bischöfe  mit  der  Aufforderung 
dem  Feldpropst  die  nöthigen  Geistlichen  zu  überweisen. 

Die  Regierung  merkte  sogleich,  worauf  das  abzielte. 
Zwar  der  zweite  und  dritte  Punkt  entsprach  durchaus  den 
Intentionen,  welche  sie  selbst  hegte;  der  erste  aber  war  im 
höchsten  Grade  bedenklich.  Denn  wenn  der  Papst  die  Feld- 
propstei als  ein  besonderes  kirchliches  Amt  schaffen  wollte, 
so  erschien  dieses,  ein  Product  päpstlicher  Autorität,  unab- 
hängig von  der  staatlichen ;  die  letztere  war  an  dasselbe  v<*t- 
tragsmässig  gebunden ,  und  wie  sollte  es  mit  der  Ernennu  g 
zu  diesem  Amte  gehalten  werden?  Freilich  hatte  Cardii  il 
Antonelli    es    als     selbstverständlich    bezeichnet,    dass     c  ?r 
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Landesherr  die  Person  zu  bestimmen  habe,  welche  Rom 
zur  Ausübung  der  feldpropsteilichen  Functionen  ermächtigen 
werde,  aber  wenigstens  in  dieser  Beziehung  wollte  die  Re- 
gierung völlige  Sicherheit  haben.  Wie  nöthig  das  war,  er- 
hellte sofort;  denn  schon  das  erste  römische  Promemoria  vom 
Juni  1866  *),  welches  dem  Gesandten  in  Form  eines  „Pro j  et 
de  note"  zuging,  legte  die  Ernennung  des  Feldpropstes  ganz 
in  die  Hand  des  Papstes. 

Der  Feldpropst  wurde  mit  den  übrigen  Bischöfen  auf 
völlig  gleiche  Linie  gestellt,  aber  von  den  durch  das  Breve 
Quod  de  fidelium  dem  Könige  bezüglich  der  Erwählung 
dieser  gewährten  Befugnisse  war  mit  keiner  Silbe  die  Rede. 

,;Bei  Ernennung  des  Feldpropstes,  so  lautete  der  römische 
Vorschlag,  wird  der  heilige  Vater  sein  Augenmerk  nur  auf 
solche  Geistliche  lenken,  welche  in  Betreff  ihrer  Frömmigkeit, 
Einsicht  und  Kenntnisse  verdienen,  von  Seiner  Majestät  in 
Betracht  gezogen  zu  werden." 

Also  wieder  wie  die  römische  Curie  das  „minus  gratusu 
des  Breve  Quod  de  fidelium  interpretirte:  nicht  objeetive  Ge- 
wigsheit,  sondern  subjeetives  Vcrmuthen,  dort  auf  Seiten  des 
wählenden  Capitels,  hier  des  Papstes. 

Auffallend  war  ferner,  dass  der  Papst  als  Wohnsitz  des 
Bischofes  Berlin  fixirt  zu  sehen  wünschte  —  die  Hinter- 
gedanken traten  dabei  ziemlich  klar  hervor  —  und  endlich 
mehr  als  naiv  war  die  gleichzeitig  der  Regierung  gemachte 
Eröffnung,  dass  die  Ernennung  des  Feldpropstes  dem  Könige 
nicht  zugestanden  werden  könne,  weil  ein  akatholischer 
Souverän  Bischöfe  nicht  ernennen  dürfe,  dass  äussersten 
Falles  der  Papst  sich  zu  einer  „entente  pr^alable*'  mit  der  Re- 
gierung über  die  Person  des  zu  Ernennenden  herbeilassen  wolle 

Nicht  blos  also,  dass  die  Curie  den  Feldpropst  gern  als 
Bischof  wünschte  in  dem  ketzerischen  Berlin ;  aus  dieser  für 
die  Regierung  bestenfalls  gleichgültigen  bischöflichen  Qualität 
wurde  sofort  die  kirchenrechtliche  Unmöglichkeit  deducirt, 
die  bisherigen  Rechte  des  Staates  zu  belassen. 
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Die  Antwort  der  Regierung  wäre  nicht  schwer  zu  finden  ge- 
wesen. Kann  der  KönigkeinenArmeebischof  ernennen,  nim» 
lasse  man  doch  die  bischöfliche  Würde  fallen,  zumal  sie  nr 
dazu  dient,  das  ganze  rechtliche  und  thatsächliche  Vernäh» 
zu  verschieben.  Haben  die  früheren Feldpröpetevom Kaip 
ernannt  werden  können,  weil  sie  keine  Bischöfe  waren,» 
lasse  man  für  Namszanowski  den  ganz  werthloeen  Episoopt 
in  partibus  infidelium  fort,  und  haben  die  früheren  ob* 
bischöflichen  Ordo  fungiren  können,  warum  soll  es  für  4? 
späteren  unmöglich  sein? 

Dennoch  nahm  die  Regierung  von  einer  ™pf*ih* 
Klärung  der  rechtlichen  Lage  Abstand.  Sie  adoptirte  <8e 
canonischen  Bedenklichkeiten  der  Curie  und  stellte  ach  selbt 
auf  canonischen  Boden. 

Sie  verlangte,  dass  bei  Ernennung  des  Feldpropst»  * 
verfahren  werde,  wie  in  der  Bulle  De  salute  animsna 
$.  futuro  autem  tempore  für  die  Dompropsteien  vorgeschriebe 
sei,  wonach  die  Besetzung  dem  Papste  reservirt,  die  Nominatia 
aber  durch  Hinweis  auf  das  früher  in  Breslau  übliche  Ver- 
fahren dem  Könige  verliehen  war. 

Aber  auch  dieser  Vorschlag  behagte  in  Rom  wenig,  und 
wurde  im  November  1866  durch  den  anderen  erwidert,  da» 
die  jedesmalige  Ernennung  des  Feldpropstes  durch  gemeinsam* 
Verständigung  („collatis  consiliis")  zwischen  der  Regiermf 
und  dem  heiligen  Stuhle  erfolgen  und  eine  dem  entsprechende 
Bestimmung  in  dem  Breve  selbst  Aufnahme  finden  solle. 

Der  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  war  mit 
dieser  Proposition  durchaus  nicht  einverstanden.  Er  betonte. 
dass  sie  dem  Papste  eine  Einwirkung  auf  die  Ernennung 
verstatte,  die  mindestens  so  gross  sei,  wie  die  des  Königs, 
und  dass  die  Ernennung  des  Feldpropstes  nothwendig  gan* 
und  gar  dem  Staate  verbleiben  müsse.  Allein  imMinisterin» 
der  geistlichen  Angelegenheiten  hatte  man  sich  schon  läng* 
auf  die  schiefe  Ebene  der  Concessionen  begeben,  Mai 
meinte  dort,  in  der  von  Rom  vorgeschlagenen  Formel  mst 
reichende  Sicherheit  gegen  römische  Uebergriffe  zu  fi.  n. 
wenn  nur  über  das   zu   beobachtende  praktische  Verf   res 
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eine  Verständigung  erzielt  werde ;  und  als  eine  solche  bezeich- 
nete man,  wenn  der  römische  Stuhl  mittelst  besonderer  neben 
dem  Breve  herlaufender  diplomatischer  Note  darein  willige, 
dass  bei  Ernennung  des  Feldpropstes  so  procedirt  werde, 
wie  es  hinsichtlich  der  Dompropstei  geschehe. 

Man  übersah  ganz,  welche  Schwierigkeiten  sich  für  den 
preussischen  Staat  schon  daraus  ergeben  hatten,  dass  das 
Breve  Quod  de  fidelium  neben  der  Bulle  De  salute  herlief, 
wie  eine  ganze  Literatur  daraus  den  Schluss  von  der  Unver- 
bindlichkeit  des  Breve  weitläufig,  mit  unverhohlenem  Beifall 
der  römischen  Curie  deducirt  hatte. 

Aber  die  letztere  dachte  nicht  daran,  diesen  Plan  zu 
acceptiren.  Sie  verlangte  in  jedem  Fall  eine  vertrauliche 
Verständigung  über  die  Person  des  Feldpropstes,  und  schlug 
demgemäss  im  Januar  1867  eine  Verabredung  vor,  folgenden 
Inhaltes: 

„Wenn  das  Amt  vacant  wird,  so  wird  die  königliche 
Regierung  durch  ihren  Vertreter  in  Rom  dem  heiligen  Stuhle 
mündlich  die  Person  bezeichnen,  welche  nach  ihrem  Wunsche 
für  dasselbe  ernannt  werden  soll. 

Wenn  die  bezeichnete  Person  als  aller  der  Eigenschaften 
theilhaftig  erkannt  wird,  welche  von  den  canonischen  Be- 
stimmungen verlangt  werden,  so  wird  gedachtem  Vertreter 
davon  Mittheilung  gemacht  werden,  welcher  dann  mittelst 
officieller  Note  den  Cardinal-Staatssecretär  unterrichten  wird, 
dass  Seine  Majestät  gedachte  Persönlichkeit  für  das  erwähnte 
Amt  empfiehlt." 

Damit  wurde  die  Besetzung  des  Amtes  lediglich  in  die 
Hand  des  Papstes  gelegt,  und  das  Recht  des  Landesherrn 
in  ein  Vorschlagsrecht  umgewandelt,,  welches  aus  den  nich- 
tigsten Gründen  illusorisch  gemacht  werden  konnte. 

Der  Minister  des  Auswärtigen  wollte  darum  auch  diesen 
Vorschlag  einfach  abgewiesen  wissen,  während  der  Minister 
der  geistlichen  Angelegenheiten  jetzt  auch  für  diesen  eintrat. 
£s  komme,  so  führte  er  aus,  vor  allem  auf  die  Sache  an, 
d.  h.  dass  dem  Könige  die  freie  Initiative  und  Entschliessung 
in  der  Wahl  des  Feldpropstes  gewahrt  bleibe,  und  dass  die 
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zu  diesem  Amt  gehörigen  Facultäten  niemals  einem  Dritten 
ertheilt  werden  könnten,  der  vom  Könige  nicht  frei  gewählt 
worden  sei.    Diese  unerlässliche  Bedingung   sei    aber  durch 
den  qualificirten  Vorschlag  ebenso  gut  und  in  gewisser  Be- 
ziehung noch  besser  wie  durch  die  Bezugnahme   auf  die  Er- 
nennung  der  Dompröpste    gesichert.    Denn   in   Betreff  der 
letzteren  fehle  es  an  einer  klaren  dispositiven  Bestimmung, 
da  in  der  Bulle  De  salute  animarum  nur  ausgesprochen  sei 
dass    die  Dompropstei  vom   Papste  verliehen  werden    soll? 
„quemadmodum    in   capitulo  Wratislaviensi  hactenus  factum 
est'',    ohne    die    Art    und    Weise    wie    bisher     in    Breslau 
verfahren ,    näher    zu   definiren.      Die    Auswahl    der    Dom- 
pröpste   erfolge    nun    zwar    auf    Grund   der   in  der    Bulle 
getroffenen  Festsetzung  durch  den  König,  auch    werde  ftr 
dieselben   eine    königliche   Nominationsurkunde   ausgefertigt. 
Andererseits  ertheile    indessen   Rom    die    übliche    Provision 
ohne  Bezugnahme  auf  die  gedachte  Nomination  lediglich  auf 
Grund    des     von    dem    betreffenden    Bischöfe    ausgestellten 
Idoneitätszeugnisses.    Bei  der  jetzigen  Proposition  werde  da- 
gegen ausdrücklich   der  Staatsregierung  die  Initiative  zuge- 
standen und  für  die  in  Aussicht  genommene  Person  nur  ein 
auf  die  canonischen  Erfordernisse  beschränktes  Widerspruchs- 
recht  vorbehalten,  welches  in  keinem  Falle  der  päpstlichen  Will- 
kür Spielraum  lasse  —  darin  täuschte  sich  der  Minister  — ,  mithin 
dem  unerlässlichen  Verlangen,  dass  der  König  die  Person  zu  be- 
stimmen habe,  welche  mit  den  Facultäten  zur  Ausübung  der 
kirchlichen  Functionen  versehen  werden  solle,  so  vollständig 
genüge,  als  nur  irgend  zu   erwarten  sei.    Dass  die  für  die 
Stelle  in  Aussicht  genommene  Person  zunächst  mündlich  be- 
zeichnet werde,  erscheine  zu  dem  Zwecke,    dass  nicht  etwa 
ein    förmlich    vorgeschlagener    Geistlicher    der    canonischen 
Eigenschaften  entbehre,  angemessen.   Im  Uebrigen  erscheine  es 
selbstverständlich,  dass  dem  Feldpropste  neben  der  päpstlichen 
Provision,  wie  bisher  eine  königliche  Bestallungs-Urkunde  <"*- 
theilt  werde,  worauf  der  Gesandte,  um  späteren  Irrungen  v    - 
zubeugen,  noch  besonders  aufmerksam  zu  machen  sein  wer    ■- 
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Der  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  fügte  sich 
der,  wie  er  annehmen  musste,  grösseren  Sachkenntniss  seines 
Amtsgenossen. 

Er  meinte ,  dass  der  vorgeschlagene  Modus  allenfalls 
genügen  könne,  wenn  nur  die  Initiative  der  Staatsregierung 
bleibe,  und  die  Verständigung  lediglich  über  die  vom  Könige 
designirte  Person  erfolgen  dürfe. 

In  Folge  dessen  wurde  zu  dem  römischeh  Vorschlage 
die  königliche  Genehmigung  nachgesucht  und  im  Juli  1867 
ertheilt  unter  der  ausdrücklichen  Bedingung,  „dass  dem 
katholischen  Feldpropste,  über  dessen  Person  eine  Einigung 
in  der  erwähnten  Weise  vorausgegangen  sei,  Behufs  seines 
Eintretens  in  die  ihm  zugedachte  Stellung  in  der  Armee  und 
die  damit  verbundenen  weltlichen  Prärogative ,  nach  wie  vor 
eine  besondere  Allerhöchste  Bestallung  werde  ertheilt  werden". 

Somit  wurden  jetzt  die  Verhandlungen  mit  Rom  fort- 
gesetzt. In  dieser  Beziehung  hatte  sich  die  Curie  mit  der 
Regierung  bereits  im  Januar  1866  geeinigt,  dass  der  Verab- 
redung nicht  der  Charakter  eines  Vertrages  gegeben  werden, 
sondern  nur  ein  Notenaustausch  stattfinden  sollte.  Dadurch 
meinte  die  Regierung  hinreichend  zu  constatiren,  dass  die 
neue  Einrichtung  nicht  aus  eigener  Machtvollkommenheit  des 
Papstes  erfolge:  fär  den  Fall,  dass  das  päpstliche  Breve  des 
Einverständnisses  der  Regierung  nicht  gedächte,  brauchten 
nur  die  Noten  publicirt  zu  werden,  die  überdies  ein  wichtiges 
Interpretationsmaterial  für  das  Breve  darböten. 

So  erging  denn  auch  an  den  preussischen  Gesandten  in 
Rom  im  November  18H7  der  Entwurf  einer  Note1),  welche 
der  Cardinalstaatssecretär  nach  erfolgter  Genehmigung  der 
Regierung  an  den  ersteren  zum  Abschluss  der  Verhandlungen 
zu  richten  beabsichtigte. 

Sie  gab  das  Resultat  der  bis  jetzt  gepflogenen  Conferenzen, 
und  stellte  eine  Reihe  von  Artikeln  auf,  welche  die  Grund- 
lage des  päpstlichen  Breve  bilden  sollten. 

In  Berlin  fand  das  Ministerium  der  geistlichen  Angelegen - 
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heiten  daran  nichts  zu  erinnern,  dagegen  erklärte  der  Kriegs- 
minister eine  Modification  derjenigen  Bestimmungen  für 
wünschenswerth,  wonach  der  Feldpropst  befugt  sein  sollte, 
ganz  selbständig  Militärgeistliche  zu  versetzen  und  abzusetzen. 
Man  wünschte  deswegen,  dass  die  Notwendigkeit  eines  jedes- 
maligen Einverständnisses  der  Staatsregierang  hervorgehoben 
werde,  zumal  diese  bei  Versetzungen  Umzugskosten,  bei  Ab- 
setzungen Pension  zu  zahlen  haben  würde. 

Der  Gesandte,  telegraphisch  von  diesem  Monitum  unter 
richtet,  stiess  aber  wieder  in  Rom  auf  hartnäckigen  Wider- 
spruch. Der  mit  denj  Verhandlungen  betraute  Mons.  Francfai 
erklärte  für  eine  solche  vorherige  Verständigung  die  Zustim- 
mung des  Papstes  nicht  erlangen  zu  können. 

Denn  damit  gebe  man  die  Möglichkeit  zu,  dass  ein 
canonisch  unfähiger  Geistlicher  gegen  den  Willen  seines 
kirchlichen  Vorgesetzten  im  Amte  bleiben  dürfe.  Uebrigens 
sei  ja  der  Staat  gegen  jede  Willkürlichkeit  des  Feldpropstes 
gesichert,  da  dieser  seine  Disciplinarmassregeln  nur  ans 
canonischen  Gründen  treffen  dürfe. 

Die  letztere  Garantie  wog  nun  freilich  nicht  schwer  wiegend. 
Dennoch  glaubte  der  Gesandte  sie  für  genügend  finden  sn 
sollen.  Denn  einmal  liess  die  Fassung  seines  telegrapbisches 
Auftrags  nicht  erkennen,  dass  man  in  Berlin  dem  erwähnten 
Punkte  besondere  Wichtigkeit  beimesse,  und  andererseits 
schien  ein  Abschluss  der  Verhandlungen  um  so  notwendiger 
zu  sein,  als  Franchi  nach  Madrid  versetzt  war,  und  der  Ein- 
tritt einer  neuen  mit  den  Verhältnissen  nicht  vertrauten  Per- 
sönlichkeit leicht  Alles  wieder*ins  Stocken  bringen  konnte. 

Darum  beschränkte  er  sich  auf  ein  Abkommen  dahin, 
dass  der  Feldpropst  gehalten  sein  solle  der  Regierimg  von 
seinen  „Absichten"  in  Betreff  des  geistlichen  Personals  einen 
„awiso"  zu  geben. 

Nachdem  somit  volles  Einverständniss  über  alle  Punkte 
and  namentlich  auch  über  den  erzielt  war,  dass  der  jeH~- 
malige  Feldpropst  eine  königliche  Bestallung  empfangen  so.  v 
erfolgte  der  definitive  Abschluss  der  Verhandlungen. 

Der  Cardinalstaatssecretär  richtete  unter  dem  14.  Febt     r 
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1868  eine  Note  l)  an  den  preussischen  Gesandten,  welche  den 
Inhalt  des  zu  erlassenden  Breve  angab. 

Der  Gesandte  antwortete  officiell  unter  dem  17.  Februar 
1868  *),  bestätigte  die  Uebereinstimmung  der  erhaltenen  Note 
mit  dem  Ergebnisse  der  stattgefundenen  Verhandlungen,  und 
hielt  endlich  in  einem  besonderen  Privatbriefe  von  gleichem 
Datum8)  die  zuletzt  angeregte  Disciplinarfrage ,  soweit  sie 
finanzieller  Natur  war,  offen. 

In  Ausführung  der  getroffenen  Verabredung  erging  dann 
unter  dem  22.  Mai  1868  ein  päpstliches  Breve4),  durch 
welches  die  Feldpropstei  als  kirchliches  Amt  errichtet,  und 
welches  dem  preussischen  Gesandten  behändigt  wurde. 

Weiter  aber  erliess  der  Papst  ein  neues  Breve  unterm 
24.  Juli  1868 5),  welches  das  neu  errichtete  kirchliche  Amt 
dem  Propste  Namszanowski  in  Königsberg  übertrug. 

Dabei  suchte  die  Curie  gleich  die  zugestandene 
staatliche  Bestallung  illusorisch  zu  machen,  und  setzte  sich 
somit  in  Widerspruch  zu  den  Verhandlungen,  die  kaum  ihr 
Ende  erreicht  hatten. 

Denn  anstatt  dies  Collationsbreve,  welches  doch  nur 
das  kirchliche  Officium  übertrug,  der  Staatsregierung  zu  über- 
mitteln, damit  diese  noch  die  staatliche  Bestallung  hinzufüge, 
sandte  sie  es  durch  Vermittelung  des  Münchener  Nuntius 
direct  an  Namszanowski. 

Allein  dieser  handelte  correcter  als  seine  geistliche  vor- 
gesetzte Behörde.  Unter  dem  29.  August  1868  überreichte 
er  das  päpstliche  Breve  an  den  Cultusminister,  mit  der  aus- 
drücklichen Anerkennung,  dass  dasselbe  „ohne  die  Aller- 
höchste Bestallung  für  ihn  werthlos,  er  mithin  nicht  in  der 
Lage  sei  „von  den  ihm  ertheilten  Facultäten  einen  Gebrauch 
zu  machen,  oder  um  seine  Consecration  als  Bischof  i.  p.  zu 
bitten,  so  lange  er  hierzu  nicht  durch  die  Allerhöchste  Huld 
Seiner  Majestät  des  Königs  autorisirt  werde". 

*)  Beilage  CHI. 
*)  Beüage  CIV. 
•)  Beilage  CV. 
*)  Beilage  CVI. 
*)  Beilage  CVII. 
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Und  80  erfolgte  denn  am  3.  November  1868  die  staat- 
liche Bestallung  des  neuen  Armeepropstes  genau  in  derselben 
Form,  welche  das  vorige  Mal  angewendet  worden  war,  dt 
nach  Auffassung  der  Staatsregierung  sich  die  staatliche  Seite 
des  fraglichen  Amtes  in  keiner  Weise  durch  die  über  <ta 
kirchliche  Officium  getroffene  Vereinbarung  verändert  hatte. 

Uebrigens  wurde  in  Folge  der  Conflicte  in  welche  der 
Bischof  Namszanowski  mit  der  Staatsregierung  gerieth,  das 
Amt  des  katholischen  Feldpropstes  durch  königliche  Cabinets- 
ordre  vom  15.  März  1873  wieder  aufgehoben  *). 


*)  Vgl.  Friedburg,    Sammlung  der  Acteustücke    zur    altkatholiscbeu 
Beweguog  a.  a.  O.   12  ff. 
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IV.  Die  Besetzung  der  Bisthfimer  nach  französischem 

Recht.  —  Strassburg.  Metz.  — 

Als  die  Bisthümer  Metz  und  Strassburg  mit  Frankreich 
vereinigt  wurden,  hatte  das  Recht  der  Besetzung  der  bischöf- 
lichen Stühle  dort  schon  eine  definitive  Gestaltung  erfahren. — 

Der  Investiturstreit  hatte  Frankreich  nicht  in  demselben 
Masse  berührt  wie  Deutschland. 

Obgleich  der  simonistische  Pfründenwucher  in  dem  er- 
steren  Lande  eine  viel  stärkere  Ausbildung  empfangen 
hatte1)  als  in  dem  letzteren,  so  wagte  doch  die  römische 
Curie  nicht  den  Kampf  auf  allen  Seiten  gleichzeitig  aufzu- 
nehmen. Deswegen  begnügte  sie  sich  in  Frankreich,  die  Auf- 
gabe der  Investitur  mit  Ring  und  Stab  zu  fordern,  welchem 
Verlangen  um  so  leichter  entsprochen  werden  konnte2),  als 
diese  Belehnungsart  schon  vorher  von  den  französischen 
Königen  nicht  mehr  gebraucht  gewesen  war3). 

An  eine  Zerreissung  des  Lehnbandes  wurde  aber  gar 
nicht  römischer  Seits  gedacht,  und  spätere  von  dem  fran- 
zösischen Episcopat  ausgehende  darauf  abzielende   Versuche 


!)  Vgl.  Gregorii  VII.  epist.  ad  Roclinum  Cabilonens.  Episc.  v.  J.  1073- 
inEpp.  Hb.  1  no.  35  bei  Jaffe,  Monum.  Gregor.  (Berolini  1865)  53.  Vgl. 
auch  Sagenheim,  Staatsleben  d.  Clerus  im  Mittelalter  (Berlin  1839)  148. 

a)  Vgl.  Gregorii  VII.  ad  Philippum  reg.  franc.  v.  J.  1074  epp.  lib. 
1   ep.  75,  bei  Jaffd  a.  a.  O.  93. 

3)  Vgl.  Ivo  ep.  60  bei  De  Marcs,  de  concordia  imperii  et  sacerdotii 
lib.  8  c.  21  und  namentlich  Belatio  Hessonis  scholastici  de  Concilio 
Remensi  M.SS.  12,  423. 
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sind  von  der  königlichen  Gewalt  jedesmal  energisch  zurück- 
gewiesen worden1;. 

Die  häufig  wiederholten  Versprechungen  der  französischen 
Könige,  eine  freie  Wahl  der  Bischöfe  zulassen  zu  wollen1) 
blieben  mehr  oder  weniger  unerfüllt,  und  auch  in  späterer 
Zeit  durfte  zu  keiner  Wahl  geschritten  werden,  falls  nicht 
vorher  die  königliche  Erlaubniss  eingeholt  war  (Cong£  d'äire)'): 
der  Erwählte  bedurfte  vor  der  Consecration  der  landesherr- 
lichen Belehnung4)  und  hatte  dem  Könige  den  Fidelitäts- 
und  Lehnseid  zu  schwören f). 

Gegen  päpstliche  Reservationen  und  Taxen  war  immer 
ein  grosses  Widerstreben  in  Frankreich  gewesen  *) ,  und  das 
Constanzer  Concordat 7)  sowohl,  wie  die  die  Beschlüsse  des 
Baseler  Concils  für  Frankreich  sanctionirende  pragmatische 
Sanction  Carls  VII.  vom  Jahre  1438 8)  haben  in  dieser  Be- 
ziehung strenge  Anordnungen  zu  Gunsten  der  Freiheit  der 
gallikanischen  Kirche  getroffen. 

Aber  freilich  berührten  diese  Beschränkungen  der  päpst- 
lichen Gewalt  in  kaum  geringerem  Grade  die  Könige  selbst 
Hatten  diese  bisher  ihre  Einwirkung  auf  den  von  der  fran- 
zosischen Macht  ganz  abhängigen  Papst  dazu  ausnutzen 
können9),  ihre  Günstlinge  durch  päpstliche  Nomination  auf 
die  bischöflichen  Stühle  erheben  zu  lassen,  und  so  die  Miss- 
gunst solcher  das  Recht  der  Capitel  verletzender  Massregeb 
lediglich  dem  Papste  aufgebürdet,  so  mussten  sie  nach  Erlass 
der  erwähnten  Gesetze  ab  selbst  die  Verantwortlichkeit  fir 


*)  Vgl.  Marlot,  hist.  Metrop.  Remens.  2,  224. 

a)  Vgl.  Friedberg,    de  finiom  inter  eccles.   et  civitat.   regund.  m- 
dicio  174. 

*)  Zahlreiche  Beispiele  ebendas.  175. 

4)  Ebendas. 

*)  Ebendas. 

«)  Me'm.  du  Clerg^  12,  1228.    De  Marca  a.  a.  O.  lib.  C  c.  9  *    ". 

')  Hübler,  Constanzer  Reformation  (Leipzig  1867)  196  ff. 

*)  §•  10. 

9)  Sugenheim  a.  a.  O.  212  ft. 
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ihre  Massregeln  übernehmen,  welche  sie  freilich  nicht  allzu- 
sehr gescheut  zu  haben  scheinen1). 

Denn  von  einer  Wahlfreiheit  der  Capitel  war  auch  nach- 
her nicht  viel  die  Hede,  und  die  Klagen,  dass  nur  königliche 
Günstlinge  auf  die  bischöflichen  Stühle  gesetzt  würden,  er- 
tönen laut  genug*). 

Aber  gerade  weil  die  königliche  Eigenmächtigkeit  zu 
so  heftigen  Beschwerden  Anlass  gab,  und  kaum  den 
Schein  des  Rechtes  für  sich  hatte,  suchte  das  Königthum 
seinen  Einfluss  auf  die  Besetzung  der  bischöflichen  Stühle  zu 
legalisiren,  und  dies  Ziel  wurde  erreicht  als  Leo  X.  in  dem 
mit  Franz  I.  im  Jahre  1516  geschlossenen  Concordate  diesem 
das  Nominationsrecht  zu  allen  bischöflichen  Aemtern  ein- 
räumte 8). 

l)  Die  pragmatische  Sanction  tit.  de  elect.  cap.  Licet  §.  item  nee  credit 
-welche  bestimmte:  „Item  nee  credit  fore  reprehenaibile,  si  Rex  et  prineeps 
regni  sui,  cessantibus  omnibus  comminationibus  et  violentiis,  aliquando 
ntatnr  preeibus  benignis  atque  benevolis  pro  personis  bene  meritis  et  zelan- 
tibns  bonum  reipnblicae  et  delphinatus,"  gab  dem  Könige  eine  gewisse 
Legitimation. 

a)  Sugenheim  a.  a.  (>.  213. 

*)  Concordat  Art:  3:  „  .  .  sed  illarum  (sc:  ecclesiarum)  oecurrente 
hujusmodi  vacatione,  Rex  Franciae  pro  tempore  existens,  nnum  gravem 
magistrum  seu  licentiatnm  in  theologia,  aut  in  ntroque,  seu  altero  juriom 
doctorem,  aut  licentiatnm  in  universitate  famosa,  et  cum  vigore  examinis, 
et  in  vigesimo  septimo  snae  aetatis  anno  ad  minns  constitutum,  et  alias 
idoneum,  infra  sex  menses  a  die  vacationis  ecclesiarum  earnndem  compu- 
tandos,  nobis  et  successoribus  nostris  Romanis  Fontificibus.  seu  sedi  prae- 
dietae  nominare,  et  de  persona  per  regem  hujusmodi  nominata,  per  nos  et 
successores  nostros  seu  sedem  praedietam  provideri ;  et  si  contingeret  prae- 
matura regem  personam  taliter  non  qualificatam,  ad  dietas  ecclesias  sie  va- 
cantes  nominare,  per  nos  et  successores  nostros,  seu  sedem  hujusmodi  de 
persona  sie  nominata  eisdem  ecclesiis  minime  provideri  debeat,  sed  teneatur 
idem  rex  infra  tres  alios  menses  a  die  recusationis  personae  nomin atae  non 
quahficatae,  sollicitatori  nominationem  non  qualificatam  prosequenti,  con- 
sistorialiter  facta  e,  intimandae,  computandos.  Valium  supradicto  modo  quali- 
i  tum  nominare,  alioquin  ut  dispendiosae  ecclesiarum  hujusmodi  vacationi 
<  eriter  consulatur,  ecclesiae  tunc  sie  vacanti  per  nos  et  successores 
i  >tros,  seu  sedem  hujusmodi  de  persona,  ut  praefertur  qualificata  nee  non 
I  obitum  apud  sedem  praedietam,  vacanti  semper  etiam  nulla  dicti  regis 
Friedborg,  Staat  und  Biachofswahlen.  30 
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Freilich  atiess  das  Concordat,  gerade  weil  es  das  fet- 
tisch allerdings  längst  gebrochene  Wahlrecht  der  Canitel 
rechthch  beseitigte,  auf  den  heftigsten  Widerstand1).  Es  mr 
die  stärkste  Verletzung  des  in  Frankreich  geltenden  Kirchen- 
rechtes,  die  erdacht  werden  konnte;  es  war  eine  TheÜiug 
der  Beute  der  gallikanischen  Kirchenfreiheit  zwischen  den 
Papste  der  diese  stets  gehasst  hatte  und  dem  Könige  der  m 
hätte  verlheidigen  sollen  und  der  nun  den  Löwenantheü 
davontrug. 

Parlament,  Universität,  Clerus  opponirten  in  gleicher 
Weise*).  Aber  als  der  Widerstand  des  enteren  gebrochea 
war,  hatte  der  der  übrigen,  obgleich  er  durch  die  üble  Ter 
wendung  der  königlichen  Nominationsbefugniss  eine  immer 
aufs  Neue  in  die  Augen  springende  Berechtigung  erhielt '> 
nicht  viel  mehr  zu  bedeuten,  und  gab  sich  nur  in  von  Zeit 
zu  Zeit  wiederkehrenden  an  den  König  gerichteten  Bitten 
kund,  das  Wahlrecht  der  Capitel  herzustellen  *),  was  natür- 
lich niemals  berücksichtigt  wurde''). 

praecedente  uominatione,  libere  provideri  posßit."  Artikel  3  tilgt  in 
noch  hinzu,  dasa  das  Wahlrecht  derjenigen  Capitel,  welche  dasselbe 
Privileg  vom  heiligen  Stahl  erhalten  hätten,  dadurch  nicht  berührt  wt 
solle.  Aber  schon  Franz  J.  erhielt  für  seine  Lebenszeit  ein  Indult  (' 
1531),  welches  ihn  anch  die  Nomination  für  diese  Bisthümer  sugesi 
und  ebenso  seine  Nachfolger  bis  aufKarl  IX.,  worauf  es  dann  wie  Pin« 
raite1  singnlier  des  rCgales  n.  6  p.  277  berichtet,  nicht  mehr  eingeholt,  ! 
dem  dessen  Inhalt  als  ein  gewolmheitsmassig  der  Krone  anstehendes  K 
erachtet  wurde.     Mem   da  Ulergt  II,  31  f. 

')  Vgl.  de  Pradt,  les  quetre  concordats  (Paris  ISIS)  1,  in. 
Allerdings  anch  weil  Viele  annahmen,  dass  es  dem  Könige  nicht  gut 
Genug  wäre.   MCm.  du  Clerge"  II,  61  ff. 

>)  Vgl.  Standeoroaier  a.  a.  0.  347  ff. 

"}  Vgl.  Ranke  in  Werke  8,  131. 

*)  Im  Jahre    156«  remons'rirte  der  Etat  eccles.   in  Orleans,  Mem. 
Clergt?  2,  141;  ii.  1570  zu  Blois  ebenda*.  242.   Vgl.  die  Klagen  der  Sa« 
von  Ronen  v.  J.  1581   ebendas.  244;    Rheims   v.  J.   1583    ebenda«.;     I 
deaiut  ebendas.  246;  Tours  r.  J.   1583  ebendas.  247;    Bourges   v.  J. 
ebendas.  246  etc. 

*}  Die  Ordonn  d'Orleans  v.  J.  1560  stellte  das  Wahlrecht  wirk!'  ' 
der  her,  wurde  aber  nicht  praktisch,  M e"ra.  da  Clerge"  12,   1225. 
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Dagegen  empfing  der  Papst  den  Preis  für  seine  Con- 
cessionen  nur  in  sehr  untergeordnetem  Masse;  denn  wenn 
ihm  auch  Taxen  fortan  gezahlt  werden  sollten1)  und  an 
Stelle  der  früheren  erzbischöflichen  Confirmation  jetzt  die 
päpstliche  Institution  trat:  die  Aufhebung  der  pragmatischen 
Sanction,  deren  Stelle  das  Concordat  hatte  einnehmen  soller 
erfolgte  nicht8),  so  dass  zu  der  auf  der  ersteren  beruhenden 
wo  möglich  verstärkten  Gewalt  des  französischen  Parlamentes 
über  die  Kirche  nun  noch  die  durch  das  Concordat  begrün- 
dete königliche  hinzu  kam,  und  die  päpstliche  Institution 
wurde  als  eine  Pflicht  betrachtet,  der  siqh  der  Papst  ohne 
Verletzung  des  Concordates  nicht  entziehen  dürfe 3). 

Uebrigens    wurde    das    Königthum,    einen    so    grossen 
Machtzuwachs  es  auch  durch  das   Concordat  empfing4),  für 


')  Vgl.  über  die  Taxen  der  französischen  Bisthümer  Mäm.  du  Clerge* 
10,  634  ff. 

*)  Vgl.  Fried berg,  Gränzen  a.  a.  0.  491  f.  —  Auch  das  im  Con- 
cordat aufrecht  erhaltene  päpstliche  Reservat,  dass  die  in  curia  vacant 
werdenden  Episcopate  vom  Papste  ohne  königliche  Nomination  zu  besetzen 
seien,  wurde  nicht  praktisch,  da  das  Parlament  eine  päpstliche  Institutions- 
balle, welche  der  königlichen  Nomination  nicht  erwähnte,  für  nichtig  er- 
achtete, Hdricourt,  lois  ecclls.  p.  2  eh.  4  act  7.    Phillips  a.  a.  O.  180  ff. 

8)  Die  Ordonn.  v.  Blois  v.  J.  1579  verordnete:  „et  encores  auparavant 
la  delivrance  de  nos  lettres  de  nomination,  que  nous  avons  aecoustume* 
faire  a  notre  saint  pere  le  pape,  seront  les  noms  des  personnes  par  nous 
nomme'es,  envoyees  a  l'eVesque  dioedsain  du  Heu,  ou  ils  auront  fait  leur 
dem  eure  et  residence  les  cinq  dernieres  annees  prece"dentes ,  ensemble 
ftux  chapitres  des  eglises  et  monasteres  vacans,  lesquels  informeront 
respectivement  de  la  vie,  moeurs,  bonne  renommc'e  et  conversation  catho- 
liqne  des  dits  nommez  .  .  .  Ceux  que  nous  voudrons  nommer  aux  dits 
archeveschez  et  e*veschez,  seront  agez  de  vingt  sept  ans  pour  le  moins.  Et 
encorea  avant  l'exp&liton  de  nos  lettres  de  nomination,  examinez  sur 
leur  doctrine  aux  saintes  lettres,  par  un  archevesque  ou  eVesque  que  nous 
commettrons,  appellez  deux  docteurs  en  thlologie."  Bei  Champeaux,  le 
droit  civil  eccles.  1 ,  92.  Danach  erhielt  der  Papst  gleichzeitig  mit  der 
Nomination  die  Bescheinigung,  dass  der  Nominirte  „idoneus"  sei,  und 
konnte  darüber  nicht  mehr  entscheiden. 

*)  Vgl.  Ranke,  franz.  Gesch.  in  Werke     8,  74. 

30* 
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die  Folgezeit  bezüglich  der  bischöflichen  Nominationa 
aller  Conflicte  mit  der  römischen  Curie  überhoben. 
Concordat  bezog  sich  nach  Ansicht  des  Papstes  nur  auf  da 
Grebietsumfang  den  Frankreich  i.  J.  1516  besessen  hsta. 
während  Seitens  des  KönigthumB  verlangt  wurde1),  d» 
auch  die  neu  erworbenen  Diöcesen  sofort  unter  das  könig- 
liche Nomination srecht  fallen  sollten1). 

So  versagte  Paul  III.  die  Ausdehnung  des  ConcordatH 
auf  die  Bretagne,  gab  aber,  als  die  französische  Regierung 
vollen  Ernst  zeigte,  den  königlichen  Forderungen  nach1)- 

Auch  in  einzelnen  Fällen  fehlte  es  nicht  an  Missbellig- 
keiten  zwischen  der  französischen  Regierung  und  der  Curie1).  So 
wurde  die  erstere  genothigt,  als  Papst  Julius  III.  mit  Frank reicaii 
Krieg  gerieth,  den  König  excommunicirte  und  das  Land  mit  dm 
Interdict  bedrohte,  die  Massregel  zu  treffen,  dass  die  bischöf- 
lichen Sitze  ohne  Recurs  nach  Rom  zu  besetzen  seien1),  v-i 
das  gleiche  Mittel,  welches  Du  Thon  als  „legitim  um  remeäijW 
bezeichnete,  „in  scissura  a  majoribus  nostria  usurpari  solitom"^ 
wandte  Carl  IX.  an,  als  Pius  IV.  i.  J.  1561  den  ernannten  Bi- 
schöfen die  Institution  versagte,  und  ebenso  Heinrich  IV ').unw 

■)  Mc"m.  da  Crerge"  II,  67   IT. 

*)  Dass  dies  überhaupt  französische  Rechuraaxime  war,  thon  i"  ™ 
bei  Phillips,  d.  Regalienrecht  in  Frankreich  (Halle  1873)  109  angeffihrin 
Schriftsteller. 

s)  Mein,  du  Ulerge"  10,  559  f.  Weitere  Indulte  die  nach  ' 
Richtung  hin  «ich  die  französischen  Könige  vom  Papste  erwirkten  in  ) 
dn  ClergiS  11,  1750  ff. 

*)  De  Pradt  a.  a.  O.   1,  322  ff.     Staudenmaier  a.  «-  O. 

■)  Durch  Edict  v.  3.  Sept.  1551  bei  Dupui,  prenres  des  Ut 
de  reglise  gsllic.  (Paris  1751)  2,  211  ff.  Dass  aber  damals  factiscb 
bischöflicher  Stnhl  ohne  Institution  besetzt  wurden  sei ,  behanpra 
Me'm.dn  Clerg€  10,  558 

«)  Me"m.  du  Clerg«:  10,561. 

')  Thuanus,  bistor.  lib.  16  sagt:  „Cnm  Romain  ad  diplomati  r 
vetitnin  esset,  multi  in  eorum  adoptione  legitime  facienda  frustrs 
rabant,  qnibus  ut  subveuiretur  a  curia  ad  diseipliuam  sacraro  codi 
dam,  cognitore  regio  postnlante,   decretum  fuerat  ut   diploinata  sare 
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dessen   Regierung   die   Vacanz  im   Biathum   Auxerre   zwölf 
Jahre  dauerte. 

Unter  Ludwig  XIII.  wurde  dem  berühmten  De  Marca 
die  päpstliche  Institution  für  das  Bisthum  Conserans  ver- 
weigert, wo  die  Vacanz  von  1642  bis  1648  dauerte.  Und 
unter  Ludwig  XIV.  gab  es  gar  35  nicht  instituirte  vom 
Könige  nominirte  Bischöfe1),  welche  die  Declaration  des  Jahres 
1682  unterzeichnet  hatten  und  deswegen  von  Rom  abgelehnt 
wurden  *).  Während  aber  hier  der  König  schliesslich  nach- 
gab8), musste  Clemens  XIII.  der  Regentschaft  gegenüber 
weichen,  und  den  i.  J.  1786  von  dem  Regenten  ernannten 
Bischöfen  nachträglich  die  Institution  gewähren. 


Zu  Friedewald  in  Hessen  wurde  am  5.  üctober  1551 
der  Vertrag  abgeschlossen,  in  welchem  eine  Vereinigung 
protestantischer  deutscher  Fürsten  dem  König  von  Frank- 
reich zugestand,  dass  er  Kamerich,  Toul  Verdun  und 
ausser  einigen  anderen  Städten  namentlich  Metz  als  des 
römischen  Reiches  Vicarius  besetzen  dürfe.  Aber  wenn 
auch  der  König  von  Frankreich  nicht  die  begehrte  Schutz- 
herrschaft über  die  drei   Bisthümer  hatte  erreichen  können, 


aut  sacrornm  beneficiorum  quae  a  Pontifice  obtinere  consueverint  ab  archi- 
episcopis  impetrari  possint."  Das  arret  v.  J.  1593  wurde  zurückgenom- 
men i.  J.  1596,  da  die  Assembler  du  Clerge*  gegen  die  Zulässigkeit  des 
Verfahrens  protestirt  hatte,  Mdm.  du  Clerge*  10,  620  ff. 

')  Dieselben  wurden  von  den  Capiteln  als  geistliche  Administratoren 
installirt,  und  erhielten  die  Verwaltung  der  Temporalien  vom  Könige,  dem 
sie  den  Fideli tatseid  leisten  mussten.  Bausset,  hist.  de  Bossuet  (Versailles 
1814)  2,  204. 

*)  Die  Versagung  der  Institution  aus  politischen  Gründen  wurde  von  dem 
französischen  Clerus  und  auch  den  Born  ergebenen  Mitgliedern  desselben 
als  eine  Verletzung  des  Concordates  betrachtet.  Vgl.  Loyson,  Tassembl^e 
du  clerge*  de  France  de  1682  (Paris  1870)  229.  Vgl.  Phillips  a.  a.  O. 
378  f. 

8)  Vgl.  Phillips  a.  a.  O.  428  f. 
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so  besetzten  seine  Truppen  doch  Metz  und  haben  es  nick 
mehr  verlassen,  bis  im  Westfälischen  Frieden  die  Stadt  de- 
finitiv an  Frankreich  abgetreten  wurde,  „mit  den  Rechte, 
mit  denen  sie  bisher  zum  Reiche  gehörte"  und  unter  Arf 
rechterhaltung  der  Metropolitangewalt  des  Erzbischofe  rot 
Trier '). 

Während  der  Zeit  der  französischen  Occupation  hat* 
das  Capitel  sein  Wahlrecht  behauptet,  vielfach  durchbrochen 
von  päpstlichen  Reservationen ,  welche  wohl  wieder  zra 
grossen  Theil  auf  französischen  Einfluss  zurückzuffehrei 
waren.  Nach  dem  Westfälischen  Frieden  beanspruchte  aber 
Ludwig  XIV.  geradezu  das  Nominationsrecht  mit  heftiges 
Widerstreben  der  römischen  Curie,  die  indessen  auch  & 
vom  Capitel  nach  dem  Jahr  1648  getroffenen  Wahlen  regel- 
mässig nicht  bestätigte2). 

Erst  unter  dem  14.  September  1664  gab  Alexander  TU 
dem  Könige  ein  Indult  für  die  Besetzung  des  Metzer  Ks- 
thums  8),  welches  dieser  indessen  nicht  annahm ,  weil  es  zw 
auf  seine  Person  gestellt  war,  und  welches  erst  im  grossei 
Conseil  registrirt  wurde  nachdem  es  von  Clemens  IX.4)  att 
alle  Nachfolger  Ludwigs  XIV.  erweitert  worden  war5).  — 

Strassburg  ist  i.  J.  1681  widerrechtlich  von  den  Fm- 
zosen  besetzt  und  mit  Frankreich  reunirt  worden.  Von  <b 
an  macht  sich  auch  ein  bemerkenswerther  Einfluss  des 
Königs  auf  die  Bischofswahl  geltend,  welche  indessen  for- 
mell dem  Capitel  belassen  wurde. 

Schon  bei  der  Coadjutorwahl  d.  J.  1682  Hess  der  K&u; 
jedem  Wähler  eröffnen,  er  wünsche  den  Prinzen  Rohan,  der 
dann  auch  gewählt  wurde 6),  und  ebenso  nahm  in  der  Folge- 

')  Vgl.  Usinger,  d.  Grenze  zw.  Deutschland  und  Frankreich (Beria 
1870)  29  ff.  Allein  schon  1642  behaupteten  die  Franzosen,  da*  *» 
deutsche  Concordat  nicht  mehr  für  Metz  gelte,  Me*m.  du  Clerge  14»4>'- 

*)  Calmet,  hist.de  Lorraine  (Nancy  1728)  3,  751  t. 

8)  In  Me'm.  du  Clergc  11,  16S0. 

*)  Ebendas.  1083  v.  J.   1670. 

5)  Calmet  a.  a.  O.  3,  752. 

•)  Vgl.  Grandidier,  oeuvres  4,  44S  ff. 


IV.  Die  Besetz,  d.  Bisth.  n.  franz.  Recht.  —  Strassburg.  Metz        471 

zeit  der  Gewählte  regelmässig  nur  an  „sous  le  bon  plaisir 
du  pape  et  du  roi",  wobei  im  Wahlprotokolle  indessen 
nur  der  erstere  erwähnt  wurde *).  Königliche  Commissare 
waren  bei  dem  Wahlacte  nicht  zugegen. 


Ein  neues  System  der  Besetzung  der  bischöflichen  Stühle 
brachte  die  Revolution  in  der  am  12.  Juli  1790  von  der 
Assembtee  nationale  votirten  Constitution  civile  du  Clerg^*). 
Das  ganze  Land  wurde  gleichmässig  in  83  Diöcesen  ent- 
sprechend der  gleichen  Zahl  von  Departements  getheilt,  die 
Diöcesen  zu  10  Arrondissementsmötropolitainszusammengefasst. 
Die  Bisthümer  sollten  nur  durch  Wahl  im  Scrutinialverfahren 
nach  Majorität  besetzt  werden,  und  zwar  sollte  gewählt  wer- 
den durch  denselben  Wahlkörper  und  in  derselben  Form, 
welche  durch  Decret  vom  22.  December  1789  für  die  Er- 
nennung der  Mitglieder  der  Assembl^e  de  d^partement  fest- 
gesetzt war.  D.  h.  alle  activen  Bürger,  gleichviel  welcher 
Confession,  die  über  25  Jahre  alt  waren,  seit  einem  Jahre  im 
Ganton  domicilirten  und  directe  Steuer  zahlten  im  Betrage 
des  Werthes  von  drei  Arbeitstagen  sollten  auf  je  100  Wähler 
ein  Mitglied  der  Assemblöe  de  departement  erwählen,  aus 
den  Personen  welche  eine  directe  Steuer  im  Werthe  von 
zehn  Arbeitstagen  entrichteten.  Diese  wählten  dann  den 
Bischof8),  zusammenberufen  von  den  Procureurs-syndics  der 
Districte,  an  einem  Sonntage  in  der  Hauptkirche  des  Depar- 
tements nach  Celebrirung  einer  Messe,  welcher  sie  beizu- 
wohnen hatten. 

Die  Proclamation  des  Erwählten  erfolgt  durch:  den 
Präsidenten  der  Wählerversammlung  und  das  Protokoll  wird 
dem  Könige  zur  Kenntnissnahme  eingesendet. 


l)  Ebenda*.  5,  14. 

*)  Bei    Sciout,    hißt,   de    la   const.    civile    da    clerge"    (Paris    1S72) 
I,    85  f. 

>)  Ebendas.   1,  233. 


1 
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Der  Gewählte  hat  sich  spätestens  in  Monatsfrist  seinen 
Metropoliten  zu  stellen  —  beziehentlich  dieser  wenn  er  nei 
gewählt  ist  dem  ältesten  Bischof  seines  Arrondissements  na 
die  Confirmation  zu  erlangen;  diese  darf  nur  aus  schriftlich 
festzustellenden  von  dem  Metropoliten  und  seinem  Cornea 
unterzeichneten  Gründen  verweigert  werden  und  kann  der 
Gewählte  dagegen  einen  „appel  comme  d'abus"  einlege*. 
Bei  der  Confirmation  soll  nur  die  Ablegung  des  Glaube©- 
bekenntnisses  gefordert  werden.  Der  Neugewählte  schreit« 
an  den  Papst,  von  dem  er  sich  aber  nicht  confirmiren  Iüskd 
darf;  „en  t&noignage  de  l'unit£  de  foi  et  de  la  comnranion 
qu'il  doit  entretenir  avec  lui". 

Der  durch  den  Metropoliten  zu  vollziehenden  Coop- 
eration geht  die  feierliche  Vereidigung  voraus,  „de  veffler 
avec  soin  sur  les  fideles  du  dioefese  qui  lui  est  confi^,  d'etre 
fid&le  ä  la  nation,  k  la  loi  et  au  roi,  et  de  maintenir  de  tont 
son  pouvoir  la  Constitution  decret^e  par  Passemblee  nationale 
et  aeeept^e  par  le  roi"1). 

Es  bedarf  hier  nicht  der  Darstellung  *),  wie  diese  Con- 
stitution, vom  Papste  verurtheilt,  unter  heftigem  Widerstände 
des  Clerus  und  eines  Theiles  des  Volkes  eine  Zeitlang « 
Kraft  blieb,  bis  auch  sie  von  den  Wogen  der  Bevohitioa 
fortgesptilt  wurde,  welche  schliesslich  die  ganze  Kirche  zer- 
trümmerte. 


')  Der  früher  gebräuchliche  Eid  lautete :  ,,Je  .  .  .  ereque  de  .  .  - 
jure  au  tres* saint  et  sacre*  nom  de  Dien  et  promets  a  V.  M.  qui  je  lui  «w 
tant  que  je  vivrai  fidele  sujet  et  serviteur;  que  je  procurerai  son  senkt 
et  le  bien  de  son  e"tat  de  tout  mon  pouvoir;  que  je  ne  me  tronverai  « 
aueun  conseil,  dessein  ni  entrepriae  au  prejudice  d'iceux;  et  s'Ü  en  vie* 
quelque  chose  a.  ma  connaissance  je  le  ferai  savoir  a  V.  M.  Ainsi  K* 
me  soit  en  aide  et  ses  saints  eVangiles  par  moi  touches."  Mcsl  ^ 
Clerge*  11,  1241. 

*)  Vgl.  Sciout  a.  a.  O.  I,  293  ff.  2,  15.  533  ff..  Theiner,  M* 
des  deux  Concordats  (Paris  1869)  I,  12  ff. 
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Die  Restauration  der  katholischen  Kirche  in  Frankreich 
erfolgte  durch  das  von  Napoleon  mit  Pius  VII.  abgeschlossene 
Concordat  vom  Jahre  1801.  In  diesem  bestimmte  Artikel  4, 
dass  der  erste  Consul  zu  den  jetzt  vacanten  Bisthümern 
innerhalb  dreier  Monate  von  dem  Erlass  der  päpstlichen 
Circumscriptionsbulle  an,  zu  ernennen  habe,  worauf  der  Papst 
die  Institution  ertheilen  werde.  Für  die  Zukunft  stipulirte 
Art.  5:  „Les  nominations  aux  övech^ß  qui  vaqueront  dans 
la  suite  seront  dgalement  faites  par  le  premier  Consul,  et 
l'institution  canonique  sera  donn^e  par  le  Saint-Si&ge  en  con- 
formitä  de  l'article  pr^cödent." 

Die  Vereidigung  der  Bischöfe  auf  die  Staatsgesetze  hatte 
Napoleon  nicht  vom  Papste  erlangen  können,  obgleich  das 
während  der  Concordatsverhandlungen  versammelte  National- 
concil  der  constitutionellen  französischen  Kirche  eine  solche 
Verpflichtung  als  ganz  selbstverständlich  hingestellt  hatte  *). 
Vielmehr  wurde  im  Art.  6  des  Concordats  der  früher  übliche 
Eid,  den  die  Bischöfe  bei  Antritt  ihres  Amtes  zu  leisten  hätten, 
wieder  hergestellt,  mit  der  Formel:  „Je  jure  et  promets  k 
Dieu,  sur  les  saints  Evangiles,  de  garder  obässance  et  fidölite 
au  Gouvernement  ^tabli  par  la  Constitution  de  la  Republique 
frangaise.  Je  promets  aussi  de  n'avoir  aucune  intelligence, 
de  n'assister  k  aucun  conseil,  de  n'entretenir  aucune  ligue, 
soit  au  dedans,  soit  au  dehors,  qui  soit  contraire  k  la  tran- 
quillite  publique ;  et  si  dans  mon  dioc&se  ou  ailleurs,  j'apprends 
qu'il  se  trame  quelque  chose  au  präjudice  de  l'Etat,  je  le 
ferai  savoir  au  Gouvernement." 

Endlich  beschränkte  aber  das  Concordat  die  dem  Staats- 
oberhaupte eingeräumten  Befugnisse  im  Art.  17  dahin,  dass 
sie  von  der  katholischen  Confession  desselben  bedingt  sein 
sollten,  und  dass  entgegengesetzten  Falles  eine  neue  Verein- 
barung getroffen  werden  müsste. 

Gleichzeitig  mit  dem  Concordate  publicirte  die  franzö- 
sische Regierung  indessen  ein   einseitiges  Staatsgesetz,   die 


*)  Theiner,  a.  a.  O.  1,  214. 
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Articlee  organiques  de  la  Convention  du  26.  messidor  an  IX1) 
In  diesen  wurde  verordnet,  dass  die  Consecration  neoer 
Bischöfe  durch  den  Erzbischof  der  Provinz  und  in  Erman- 
gelung dessen  durch  den  ältesten  Bischof  desselben  Districte 
zu  erfolgen  habe. 

Als  Bedingung  für  die  Erlangung  der  bischöflichen 
Würde  wurde  die  Zurücklegung  des  dreissigsten  Lebensjahres 
und  die  französische  Abstammung  (originaire  franst 
hingestellt  *). 

Vor  Ausfertigung  des  Nominationsdecretes  sollte  ehr 
Untersuchung  über  die  Sittlichkeit  des  Candidaten  angestefli 
werden,  bezüglich  welcher  Art.  17  bestimmte:  „Avant  Tex- 
p&lition  de  l'arretä  de  nomination,  celui  ou  ceux  qui  seront 
proposös,  seront  tenus  de  rapporter  une  attestation  de  bom* 
vie  et  moeurs,  expedi^e  par  P^veque  dans  le  diocese  dnqoei 
ils  auront  exercö  les  fonctions  du  ministäre  eccl&iastique:  et 
ils  seront  examinäs  sur  leur  doctrine  par  un  £veque  et  denx 
pretres,  qui  seront  commis  par  le  premier  Consul,  lesquefe 
adresseront  le  r&ultat  de  leur  examen  au  conseiller  d'Ew 
charg£  de  toutes  les  affaires  concernant  les  cultes." 

Es  wurde  somit  durch  diesen  Artikel  das  Recht  des 
Informativprocesses,  wie  es  vor  der  Revolution  in  Frankreich 
geltend  gewesen  war,  wieder  hergestellt. 

Die  Erlangung  der  Institutionsurkunde  wurde  dem 
Nominirten  selbst  überlassen,  doch  durfte  er  seine  Functionen 
nicht  antreten,  bevor  er  persönlich  den  vorgeschriebenen  Eid 
geleistet  hatte,  und  seine  Bulle  von  der  Regierung  placetirt 
war.      Endlich    wurde   für    die    Zeit    der    Sedisvacanz  das 


*)  Ausserdem  bestimmte  ein  Decret  vom  7.  Januar  1808,  dass  auch 
zur  Erlangung  eines  Bisthums  in  partibus  für  jeden  französischen  Geg- 
lichen eine  Genehmigung  des  Kaisers  nothwendig  sei.  Dnpin,  manoel  4i 
droit  public  eccl    rranc.    (Paris  1845)  78. 

*)  Schon  durch  Rdict  Carls  VII.  vom"  10.  März  1431  war  Audi  ■ 

der  Besitz  von  Beneficien  in  Frankreich  untersagt,    und    dabei  bliel  * 

spätere  Gesetzgebung  bestehen.  V  u  i  1 1  e  f  r  o  y ,   traite"  de  radministrat'  * 
culte  catholique  (Paris  1842)  249. 
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Zwischenregiment  dem  Metropoliten,  beziehentlich  dem  ältesten 
Bischöfe  der  Provinz  übertragen. 

Freilich  hat  die  römische  Curie  gegen  die  organischen 
Artikel  im  Allgemeinen  und  einzelne  der  angeführten  Bestim- 
mungen insbesondere  Beschwerde  erhoben,  aber  weder  erfolgte 
eine  officielle  Verurtheilung  derselben  Seitens  des  Papstes, 
noch  eine  Abänderung  Seitens  der  Regierung.  Im  Gegentheil: 
als  die  Beziehungen  zwischen  Papst  und  Kaiser  immer  ge- 
spannter wurden  und  schliesslich  zu  der  Gefangennehmung 
Pius*  VII.  führten,  wurde  Napoleon  nothgedrungen  auch  be- 
züglich des  Rechtes  der  Besetzung  der  bischöflichen  Stühle 
zu  einschneidenderen  Massnahmen  veranlasst. 

Schon  im  Jahre  1806  hatte  der  Papst  die  Institution  der 
italienischen  Bischöfe  verweigert,  bis  das  italienische  Con- 
cordat  in  allen  Theilen  bei  der  Regierung  Erfüllung  finden 
werde,  und  er  hatte  sich  schliesslich  nur  bereit  finden  lassen, 
die  von  Napoleon  nominirten  Geistlichen  motu  proprio,  d.  h. 
ohne  der  Nomination  Erwähnung  zu  thun ,  zu  instituiren  *). 
Nachdem  der  Kaiser  den  Kirchenstaat  occupirt,  den  Papst 
gefangen  gesetzt  hatte  und  excommunicirt  worden  war,  wieder- 
holte sich  derselbe  Vorgang  für  ganz  Frankreich,  nur  dass 
der  Papst  das  früher  gebrauchte  Auskunftsmittel,  selbst  zu 
instituiren,  ablehnte2),  so  dass  im  Jahre  1809  schon  27  bischöf- 
liche Stühle  der  Besetzung  harrten3).  Doch  Napoleon  griff 
gewaltsam  durch;  er  ernannte  den  Cardinal  Maury  zum 
Erzbischof  von  Paris,  liess  ihn  vereidigen,  sofort  sein  Amt 
antreten,  den  Titel  desselben  annehmen,  und  in  gleicher  Weise 
ernannte  er  den  Bischof  von  Nancy  d'Osmond  zum  Erzbischof 
von  Florenz 4).    Der  Papst  dagegen   nahm   den   Nominirten 


*)  Vgl.  Haussonville,  l'eglisc  romaine  et  le  premier  empire  (Paris 
1869)  2,  320  ff.  Ebenso  war  der  Papst  schon  im  Jahre  1805  in  einem 
Falle  verfahren,  den  Napoleon  indessen  ignorirt  hatte,  de  Pradt  a.  a.  O. 
2,  145. 

■)  Vgl.  Haussonville  a.  a.  O.  3,  349  ff. 

•)  de  Pradt  a.  a.  O.  2,  354. 

*)  Haussonville  a.  a.  O.  3,  382  ff.  Das  Verfahren  dabei  war 
Yi'w    unter  Ludwig  XIV. 
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jede   Jurisdiction    and    erklärte    alle   ihre    A 
für  n«*Jitig  •). 

Da  entschloss  sich  Napoleon  im  Jahre  181 
concil  zu  berufen,  welches  ihn  von  der  Noth 
päpstliche  Institution    für  die  Nominirtcn  nachzusuunen,  Be- 
freien sollte. 

Dasselbe  wurde,  weil  es  sich  den  kaiserlichen  Wünncba 
wenig  geneigt  zeigte,  aufgelöst,  gelangte  aber  entlud 
doch  zu  den  Beschlüssen,  welche  der  Kaiser  von  ihm  gefor- 
dert hatte,  und  wonach  die  Sedisvacanz  eines  Bisthums  nkk 
über  ein  Jahr  dauern  sollte,  der  Papst  innerhalb  der  Frist  von  seäa 
Monaten  nach  der  ihm  gewordenen  Meldung  die  Institnu« 
zu  gewähren  habe,  und  nach  fruchtlosem  Verlauf  der  gedach- 
ten Frist  die  Institutionsbefugniss  auf  den  Metropoliten  der 
Provinz  übergehen  sollte !). 

Und  der  Papst? 

In  seinem  Breve  vom  20.   September    1811  »)    best&tkt? 
er  nicht  nur  die  Beschlüsse  des  Concils,  sondern  er  gab 
sogar  den  Anschein ,   als   ob  dieselben  zuerst  von  ihm  t 


')  Ebenda».  3,  328  ff.     Vgl.  De  Pradt  a.  a.  O.  2,  359  ff. 

■)  Hauasonville  a.  a.  0.  4,  387:  „11  Conformement  a  l'eipri 
saijitK  Canons,  lea  arcbevCches  et  evcchea  ne  pourront  restcr  Tacano 
il'nii  an,  pour  tont  dtflai:  dang  rel  eapace  de  tempa,  la  nominal  ton,  1 
tntton  ei  la  Cooperation  devront  avoir  Heu.  2)  L'empereur  »er»  o 
de  cont  inner  a  nonuner  anx  aftgea  vacanta,  conformenient  anx  cou™ 
et  )es  e'vequea  nonundc  par  l'emperenr  aWresecioiit  a  notre  saint-pi 
pape  puur  l'inatitution  canoniqae.  3)  Dana  lea  six  moia  qni  suin-u 
notification  feite  an  pape  par  lea  voiea  d'usage  de  laditc  nomimtioa 
pape  donoera  l'instilution  canonique  conformement  anx  coiicordais.  4 
■ix  moia  expires  aans  que  le  pape  ait  accorde'  1 'Institution,  le  mrtrojio 
□n,  a  son  dffaut,  le  plus  ancien  eveque  de  la  province  ecdesiastiquc 
ctdera  a  1'inatUution  de  l'evöqne  nomine'.  S'il  a'agit  d'inttitoer  le  m 
politain,  le  plus  ancien  eV£qne  conffirora  l'hwtitntion.  5)  Le  preaent  d 
aera  aonmia  a  l'approbatiou  de  notre  aaint-pere  le  pape,  et  a  cet  eH» 
Haj.  aer»  auppliee  de  pennettre  qn'une  deputation  de  aix  eVtqne*  « 
anprea  de  S.  S'*-  ponr  la  prier  de  coniinner  ce  decret,  qni  ae* 
mcttre  nn  tenne  anx  maus  des  Egliaes  de  Krane«  et  dltafie." 

■)  Bei  Mejer,  römisch-deutsche  Frage  a.  a.  O.   1,  360. 


r 
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angeregt  und  ausgegangen  seien,  und  bezeugte  seine  lebhafte 
Freude  darüber. 

Allein  Napoleon  verweigerte  die  Annahme  des  Breve1). 
in  demselben  die  Pariser  Versammlung  nicht  positiv  als  Nati 
coucil  anerkannt  sei,  weil  in  unzulässiger  Weise  vom 
horsam  gegen  den  Papst  gesprochen  werde,  weil  die  W 
politen  die  Institution  im  Namen  des  Papstes  ertheilen  so 
und  endlich  das  Breve  nicht  für  den  ehemaligen  Kin 
staat  Geltung  habe. 

Endlos  und  erfolglos  waren  die  Verhandlungen  übe 
vom  Kaiser  verlangte,  vom  Papste  verweigerte  Modific 
des  Breve,  bis  Napoleon  den  letzteren  nach  Fontaine 
versetzte  und  zur  Unterzeichnung  eines  neuen  Concor 
vom  25.  Januar  1813  veranlasste  *).  Dieses  hielt  die  Ge 
des  früheren  vom  Jahre  1801  aufrecht,  fügte  aber  im  Ai 
4  die  Bestimmung  hinzu: 

„Dane  les  six  mois  qui  suivront  la  uotification  d'i 
de  la  nomination  par  l'Empereur  aux  archeveches  et  6v< 
de  ! 'Empire  et  du  rovaume  d'ltalie,  le  Pape  donnern  1' 
tution  canonique,  conformement  aux  concordats  et  en 
du  present  indult  L'information  prealable  sera  faite  p 
metropolitain. 

Les  six  mois  expires  saus  que  le  Pape  ait  acscorde 
stitution,  le  metropolitain  et  a  son  detaut  ou,  s'il  sag: 
metropolitain,  l'eveque  le  plus  ancien  de  la  province  pro« 
a  l'insti tution  de  l'eveque  nomine,  de  maniere  qu'un  sie§ 
soit  jamais  vacant  plus  d'une  annie." 

Indessen  widerrief  der  Papst  unter  dem  24.  März 
sowohl  das  Concordat  wie  das  obengenannte  Breve1), 
obgleich  Napoleon   das   erstere   durch  Decret   vom  25.  '. 


')  HauaHonville  a.  a.  O.   5,  76.    105  ff. 
*)  Vgl.  HansaonviUe  «,  a.  0.  Bd.  5.     Pac. 
i    na  1S35.     Da»  Concordnt  im  Bulletin  de«   Ic-U   1813  Kr.  486,  an< 

i     einer-  A  uenrod  e  ,  Sammlung  der  Actenstücke  (Leipzig  1873)  1 
*)  Bei  Pacca  a.  a.  O.  3,  95. 
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1813  als  Staatsgesetz1)  aufrecht  erhielt,  so  verhinderte  dotkl 
der    bald    darauf  ausbrechende  Krieg   mit  Deutschland  obJ| 
die     Entthronung    Napoieon's     weitere     Massregel: 
die  Kirche. 


Die  restaurirten  Bourbonen  begannen  schon 
1816  neue  Concordatsverhandlungen  mit  dem  Papst« 
zu  dem  am  11.  Juni  1817  von  den  beiderseitigen  Be> 
tigten  unterzeichneten  Concordate  führten  *).  Dies  sl 
Concordat  vom  Jahre  1516  wieder  her  unter  Auf  he 
im  Jahre   1801    geschlossenen   und  der  organischen 

Indessen  scheiterte  das  neue  Concordat  an  den 
spruch  der  Kammern,  und  so  trat  nur  eine  neue 
scription  der  Diöcesen  ins  Leben,  geschaffen  durch  < 
Patemae  caritatis  sollicitudo  vom  6.  October  1822 : 
rend  das  frühere  Staatskirchenrecht  in  Kraft  blie 
somit  auch  das  Nominationsrecht  der  katholischen  R 
und  die  Normen  der  organischen  Artfeel 5). 


')  Bulletin  des  lois  1813  Nr.  100. 

a)  Bei  Nussi,  Convention™   153  «. 

»)  Bnllat  Ms«.  R.  16,  577. 

*)  Die  Regierung  LouU  Philipp'»  liesa  aber  entgegen  den  or 
Artikeln  die  Vornahme  des  Informativprocesges  durch  den  pi 
Nuntius  zu,  Dnpin  a.  a.  O.  219,  was  Heinrich  IV.  als  Beding! 
Losspreche  ng  von  der  Excommnnication  abgelehnt  hatte,  and  m 
lamente,  als  es  mit  dem  Jahre  1639  zu  geschehen  begann,  ahgenel 
Loyson  n.  a.  0.  448  f.     Me"m.  da  Clerge"  10,  581   ff. 

B)  Der  Regierung  Napoleon's  DX  hat  der  Papst  das  Nominal 
nicht  streitig  gemacht.  Dagegen  versuchte  die  Curie  dasselbe  der 
zu  entwinden,  indem  auf  die  Nominationen  zuerst  Institationsb  alles  i 
welche    die    Nomination    verschwiegen,    and    auf  Beclamation   <• 


IT 


IV.    Die  Besetz.  .1,  Bist)],  u.  franz.  Recht.  —  Strasburg.   Met 

Durch  den  Frankfurter  Frieden  vom  10.  Mai  1871  i: 
und  Lothringen  an  Deutschland  abgetreten  und  du 
Reichsgesetz  vom  9.  Juni  1871  für  immer  mit  Deu 
vereinigt  worden,  so  dass  die  Ausübung  der  Staatsgi 


iliaischen  Regierung  dann  zwar  das  Wort  ,,nominavit"  hineiugese 
hinzugefügt  wurde  „nobis",  womit  die  technische  Bezeichnung  der  N 
umgangen  wurde.  Erst  auf  weitere  Reclatnat  innen  wurde  dann  «eh 
in  der  alten  Form  der  Bullen  zurückgegriffen.  —  Nicht  nninteress 
übrigens  das  Verfahren  kennen  zu  lernen ,  durch  welches  Rom 
anerkannte  Recht  der  Nomination  unwirksam  zu  machen  stiel 
Schritt  „Wie  es  auf  dem  Concil  z  ugeht"  (München  1870)  erzi 
„Vor    einigen  Jahren    wurde   Herr   X  .  .  .    Pfarrer    in  einer  gros 

Frankreich«,  auf  den  Bischofustahl  von ernannt.    Seine  Priii 

erlitt  Verzögerungen  in  Rom,  wo  man. ihm  vorwarf,  kurz  zuvor,  el 
■Li«?  meisten  seiner  Amtsgenossen  sein  Bedauern  an  den  Tag 
haben,  sich  die  römische  Liturgie  anfgcnüthigt  zu  sehen.  Inzwi 
langte  ein  Brief  in  die  Hunde  der  Regierung,  welcher  das  Daran: 
Poststempel  der  Stadt  trug,  wo  Herr  X  .  .  .  sein  Amt  ausübte, 
ernannte  Bisehof  zeigte  in  diesem  Briefe,  der  seine  Hand  und  sei 
schritt  vorzüglich  nachahmte,  der  Regierung  in  sehr  passenden  A 
in,  ilasB  er  in  der  Verzögerung,  welche  seine  Bestallung  erleide, 
nung  Gottes  zu  sehen  glaube,  und  daaa  er  demzufolge  seine  1 
nehme;  er  fügte  hinin,  dass  er  mit  derselben  Foat  Seine  Heiligkeit 
von  seinem  Entschlüsse  in  Kernitniss  setze.  Der  Brief  wurde  so 
genommen,  dass  eine  offizielle  Antwort  der  Regierung  darauf 
Dadurch  erst  kam  die  Fälschung  an  den  Tag.  Die  kirchliche 
wurde  sofort  unterrichtet,  um  sie  vor  dem  Betrüge  zu  warnen 
ungeachtet  erhielt  Herr  X  .  .  mehrere  Wochen  später  ein  p 
Brere  in  welchem  seine  Entlassung  angenommen  wurde;  gleichzeil 
er  einen  Brief  von  einer  sehr  hoch  gestellten  Persönlichkeit,  w 
(.'ebenen düng  des  Brevc  ihn  auf  das  Innigste  wegen  seiner  de 
und  folgsamen  Gesinnung  beglückwünschte.  Utes  Mal  übertraf  d 
Au  Verfahren  alles  Mau.  Der  neue  mannte  Bischof  fühlte  die 
iligkeit  sein  Recht  sich  zu  wahren  nm  seine  Friestcrchre  nicht 
geben;  obwohl  beständig  umlagert,  widerstand  er  muthig  allen  Di 
den  Verheissungen  und  Einflüsterungen  aller  Art  Und  da  man 
tu  Rom  gewünschte  Entlassung  aufrecht  zu  erhalten,  sich  auf  H 
c  tuschen  Rechtes  berief,  denen  infolge  man  auf  eine  durch  ( 
e  -hiedene  Sache  nicht  melir  soll  zurückkommen  können,  so  ä 
K  erung  mit  der  Veröffentlichung  dieser  schmählichen  Thnttal 
E       e  Tage  später  war  Herr  X  .  .  .  .  präconisirt." 
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den  genannten  Provinzen  dem  deutschen  Kaiser  zustefa. 
Dieser  gehört  der  evangelischen  Kirche  an.  Somit  hat  er 
auf  das  concordatmässig  an  die  Zugehörigkeit  zur  katholisch 
Confession  geknüpfte  Nominationsrecht  für  die  bischofficks 
Sitze  von  Strassburg  und  Metz  keinen  Anspruch;  vietodr 
liegt  der  im  Concordate  selbst  vorgesehene  Fall  vor,  das 
eine  neue  Vereinbarung  über  die  Besetzung  der  bischöfliche 
Stühle  erforderlich  erscheint. 

Eine  solche  ist  auch  vom  Cardinalstaatssecretär  As- 
tonelli,  nachdem  er  zuerst  das  ganze  Concordat  für  Eba* 
Lothringen  als  aufgehoben  bezeichnet  hatte,  als  nothweodk 
hingestellt  worden1). 

Indessen  steht  kaum  zu  erwarten ,  dass  die  deuteck 
Reichsregierung  sich  mit  der  Curie  in  Unterhandlungen  ein- 
lassen werde ,  deren  Ergebnisse  doch  höchst  zweifelhaft  aus- 
fallen würden. 

Vielmehr  erscheint  lediglich  eine  einseitige  staatfiek 
Action  möglich ,  die  sich  nach  zwei  Richtungen  hin  zube- 
wegen hat. 

Einmal  muss  dem  ungesunden  Zustande,  dass  die  beida 
Bischöfe  von  Metz  und  Strassburg  Suffragane  des  Erzbischofe 
von  Besan9on  sind,  so  wie  dass  die  Diöcesen  von  Saint  Die  xai 
Nancy  sich  in  das  Reichsland  hineinerstrecken  und  so  dat 
geltenden  französischen  Recht  zuwider  Ausländer  eine  kirch- 
liche Jurisdiction  ausüben,  ein  Ende  gemacht  werden. 

Zu  diesem  Zwecke  hat  die  deutsche  Regierung  gemäss 
Art.  6  des  Frankfurter  Friedensvertrages  der  französisches 
Regierung  die  Erklärung  abzugeben,  sie  werde  in  Zukunft 
nicht  dulden,  "dass  ein  französischer  Geistlicher  in  Elsas- 
Lothringen  kirchliche  Amtshandlungen  vornehme,  und  habe 
auch  nichts  dagegen ,  wenn  die  französische  Regierung  die- 
selbe Massnahme  bezüglich  der  elsässisch-lothringischen  Geist- 
lichkeit treffe,  da  die  Diöcesen  Metz  und  Strassburg  aaA 
umgekehrt  in  das  französische  Gebiet  übergreifen. 


l)  Vgl.   den  Schriftwechsel   zwischen  dem    Cardina]staats*ecr       ■** 
dem  Bischof  von  Stiaseburg  in  Zeitschr.  f.  K.-R.  11,  93  f. 
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TV.  Die  Besetz,  il.  Bistli.  n.  franz.  Recht.  —  Strassburg.   Metz.    48t 

Die  deutsche  Regierung  bat  ferner  gesetzlich  zu  bei 
men,  dasa  die  Geistlichen  der  bisher  dem  Bisthum  N: 
zugehörigen  Districte  Saarburg  und  Salzburg  (Chfiteau-Sf 
und  die  zu  Saint  Die  gehörigen  Cantone  Saales  und  Schirr 
deutschen  Antheila  bei  Strafe  nicht  mehr  in  amtliche 
Ziehungen  zu  den  genannten  Bisthümern  treten  dürfen,  ir 
es  denselben  überlassen  bleibt,  sich  selbst  von  Rom  aus 
canonische  Ordnung  ihrer  Verbältnisse,  wie  etwa  die 
theilung  zu  den  Diöcesen  Metz  und  Strassburg  zu  erwii 
Krfolgt  diese  nicht,  so  kann  die  Schuld  an  der  ZerrUt 
des  katholischen  Kirchen  System  es  in  den  genannten  Distri 
lediglich  der  römischen  Curie  zur  Last  gelegt  werden. 

Weiter  hat  die  Regierung  gesetzlich  zu  bestimmen 
werde  niemand  auf  den  bischöflichen  Stuhl  von  Metz 
Strassburg  zugelassen  werden,  der  dem  Kaiser  ungenehn 
und  sie  behalte  sich  bei  der  Bestellung  eines  CapHularv: 
das  Recht  der  Genehmigung  vor. 

Wie  dann  der  bischöfliche  Stuhl  besetzt  wird,  ob  d 
Wiederherstellung  des  alten  capitularischen  Wahlrechtes 
durch  päpstliche  Nomination,  kann  der  deutschen  Regie: 
ganz  gleichgültig  sein,  und  mag  sie  ruhig  dem  Strassbu 
und  Metzer  Capitel  allein  zur  Feststellung  und  Vereinbai 
mit  Rom  Überlassen.  Nicht  das  deutsche  Reich  soll  desw 
mit  dem  Papste  unterbandeln. 

Deutschland  wahre  vielmehr  seine  Hoheitsrechte  d 
einseitige  staatliche  Gesetzgebung,  soweit  sie  nicht  s< 
durch  die  in  ihrer  Geltung  unberührten  organischen  Ar 
gesichert  sind,  und  führe  dieselben  auch  da  durch,  wc 
Gränzregulirung  des  Frankfurter  Friedens  bisher  ein  He 
iiiss  bereitet  hat. 


sri,    Sta»t  und  Biiohoftiwilileii. 


Nachtrag. 


Preussen. 


Nachdem  wir  unsere  Ansicht  über  die  in  Prens 
wendigen  Massnahmen  oben  ausgesprochen  hatten,  ii 
der  prenssiiächen  Regierung  der  Volksvertretung  ein  Gest» 
entwnrf  „über  die  Verwaltung  erledigter  katholischer  B* 
thlimer"  vorgelegt  worden,  welcher  eine  Fülle  neuer  snl 
einschneidender  Nonnen  bringt. 

Derselbe  lautet: 


über  die  Verwaltung   erledigter  katholischer  Bisthümer. 
Wir  Wilhelm,    von  Gottes  Gnaden  König  von  Prenssen  etc.  n»nV 
neu,   mit  Zustimmung  beider  lläuaer  des  Landtages,    für  den  Umfang  *> 
Monarchie,  was  folgt; 

f.  1. 
In  einem  katholischen  Bisthume,  dessen  Stahl  erledigt  ist,  da 
mit  dem  bischöflichen  Amte  verbundenen  Rechte  nnd  geistlichen  ' 
Hingen,  insgesammt  oder  einzeln,  soweit  sie  nicht  die  Giiterverwalt 
treffen,  bis  znr  Einsetzung  eines  staatlich  anerkannten  Bischofs  p 
Massgabe  der  folgenden  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  ausgeübt  wi 

§■2. 
Wer  bischöfliche  Rechte  oder  Verrichtungen  der  im  §.  1  besei 
Art  ausüben  will,  hat  dem  Ober-Präsidenten  der  Provinz,  in  weld 
der  erledigte  Bischofssitz  befindet,  hiervon  unter  Angabe  des  Ui 
der  auszuübenden  Rechte  schriftliche  Mittheilung  in  machen,  dal 
ihm  ertheilten  kirchlichen  Auftrag  darznthnn,  sowie  den  Nach  weit 
ren,  dass  er  die  persönlichen  Eigenschaften  besitzt,  von  denen  da 
Tom  11.  Mai  1873  (Gesetx-Samml.  1873  Seite  191)  die  Üebertragu 
geistlichen  Amtes  abhängig  macht.     Zugleich  hat  er  an  erklären. 


bereit  sei,  sich  eidlich  in  verpflichten,  dem  Konige  treu  und  j 
Min  nnd  die  Gesetze  des  Staates  «u  befolgen. 

§.3. 

Innerhalb  zehn  Tagen  nach  Empfang  der  Mittheilung  kai 
Präsident  gegen  die  beanspruchte  Ausübung  der  im  §.  1  genau 
liehen  Rechte  oder  Verrichtungen  Einspruch  erheben.  Auf  d 
dts  Einspruchs  find™  die  Vorschriften  des  §.  16  des  Geseti 
Hai  1873  (Gesetz-Samml.  Seite  191)  mit  der  Massgabe  Aawe: 
die  Berufung  bet  dem  Gerichtshofe  für  kirchliche  Angel egenheite 
halb  lehn  Tagen  zulässig  ist 

Wenn  kein  Einspruch  erhoben  oder  der  Einspruch  von  d( 
hofe  für  kirchliche  Angelegenheiten  verworfen  worden  ist,  er 
$.  2  vorgeschriebene  eidliche  Verpflichtung  vor  dem  Ober-Präs 
einem  von  demselben  ernannten  Commissarius. 


Wer  vor  der  eidlichen  Verpflichtung  bischöfliche  Rechte  o 
langen  der  im  §.  1  bezeichneten  Art  ausübt,  wird  mit  Gef 
sechs  Monaten  bis  zu  zwei  Jahren  bestraft. 

Dieselbe   Strafe    trifft   den    persönlichen    Vertreter   oder 
eines  Bischofs  (Generalvicar ,   Official  n.  s.  w.),   welcher  nact 
des  bischöflichen  Stuhles  fortfahrt,  bischöfliche  Hechte  oder  V 
auszuüben,   ohne  anderweit  in  Gemässheit  der  §§.  2  und  3  ä 
zur  Ausübung  derselben  erlangt  zu  haben. 

Die  vorgenommenen  Handlungen  sind  ohne  rechtliche  Wi 

§.5. 
Kirchendiener,  welche  auf  Anordnung  oder  im  Auftrage  ei 
nicht  anerkannten  oder  in  Folge  gerichtlichen  Erkenntnisses 
Amte  entlassenen  Bischofs  oder  einer  Person,  welche  bischöf 
oder  Verrichtungen  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  zuwider  ( 
eines  von  diesen  Personen  ernannten  Vertreters  Amtshandlur 
men,  werden  mit  Geldstrafe  bis  zu  100  Thlr.  oder  mit  Haft  o 
fängnisi  bis  zn  einem  Jahre  und  wenn  auf  Grund  eines  solch 
bischöfliche  Rechte  oder  Verrichtungen  ausgeübt  sind,  mit  Gel 
rech«  Monaten  bis  zwei  Jahren  bestraft. 

8-6. 
Wenn  die  Stelle  eines  Bischofs  in  Folge  gerichtlichen  Urtl 
ho   len   ist,    hat   der  Ober-Präsident  das  Domcapitel   zur  sofo 
eii  a  Bisthunuverwesers  (Capitelsvicars)  aufzufordern. 
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J  Erhält  der  Ober-Präsident  nicht  innerhalb  zehn  Tagen  Nachricht  tos 

?  der  zu  Stande  gekommenen  Wahl,  oder  erfolgt  nicht  hinnen  weiterer  vin- 

-  zehn    Tage    die    eidliche    Verpflichtung    des   Gewählten,    so   ernennt  der 

»  Minister  der  geistlichen  Angelegenheiten  einen  Commisearius ,  welcher  di» 

dem  bischöflichen  Stuhle  gehörige  und  das  der  Verwaltung  desselben  oder 
des  jeweiligen  Bischofs  unterliegende  bewegliche  und  unbewegliche  Ver- 
mögen in  Verwahrung  und  Verwaltung  nimmt.  Zwangsmassregeln,  velehe 
erforderlich  werden ,  um  das  Vermögen  der  Verfügung  des  Commissars  n 
unterwerfen,  trifft  der  Ober-Präsident. 

Derselbe  ist  befugt,  schon  vor  Ernennung  des  Commissara  und  selba 
schon  bei  Erlass  der  Aufforderung  an  das  Domcapitel  das  im  Vorstehend« 
bezeichnete  Vermögen  in  Verwahrung  zu  nehmen  und  die  hierzu  erforder- 
lichen Massregcln  nötigenfalls  zwangsweise  zu  treffen. 

§.   7. 

Die  Bestimmungen  des  §.  6  finden  gleichfalls  Anwendung 

1)  wenn  in  einem  Falle,  in  welchem  die  Stelle  eines  Bischofs  in  Folgt 
gerichtlichen  Urtheils  erledigt  ist,  der  BisthumsYerweser  aus  semca 
Amte  ausscheidet,  ohne  dass  die  Einsetzung  eines  neuen  staauiä 
anerkannten  Bischofs  stattgefunden  hat,  und 

2)  wenn  in  anderen  Fällen  der  Erledigung  eines  bischöflichen  Stahl» 
bischöfliche  Rechte  oder  Verrichtungen  von  Personen  aaagäb 
werden,  welche  den  Erfordernissen  der  §§.  2  und  3  nicht  entsprechen 

§.   8. 

Die  Bestimmungen   des  §.  6  über  die  Bestellung  eines  Comnussträ» 
zur  Verwaltung  des  dort  bezeichneten  Vermögens,  sowie  über  die  Beschkg-I 
nähme  dieses  Vermögens  finden   ferner  in  allen  Fällen  Anwendung,  w«» 
ein  erledigter  bischöflicher   Stuhl   nicht   innerhalb   eines  Jahres   nach  der| 
Erledigung  mit  einem  staatlich  anerkannten  Bischöfe  wiederbesetst  ist 

Der  Minister  der  geistlichen  Angelegenheiten  ist  ermächtigt,  die  Fri*| 
zu  verlängern. 

§.   9. 
Die  Verwaltungsbefugnitise  des  Bischofs  gehen  auf  den  Conunissarh» 
Die    Konten    der   Verwaltung    werden    aus    dem    Vermögen    "or**| 
entnommen. 

Der  Commissariu8  vertritt  den  bbchöflichen  Stuhl    oder  den 
als  solchen   in   allen  vermögensrechtlichen  Beziehungen  nach  Ans*       &| 
führt  die  dem  Bischof  zustehende  obere  Verwaltung  und  Aufsicht  ü 
kirchliche  Vermögen   in   dem   bischöflichen  Sprengel,    einschliessT 
Pfarr-,  Vicarie-,  Caplanei-  und  Stiftungs-Vermögens  aller  Art. 


Der  Commissarius  wird  Dritten  gegenüber  durch  die  mit  Sie) 
Unterschrift  versehene  Ernennung» -Urkunde  «neb  in  den  Füllen  1« 
in  welchen  die  Gesetze  ein«  SpecialvoUraacht  oder  eine  gerichtlich! 
Helle  oder  anderwellig  beglaubigte  Vollmacht  erfordern. 


Die  Verwaltung  des  Commissars  endet,  sobald  ein  in  Gemäss! 
Vorschriften  dieses  Gesetzes  gültig  bestellter  Bisthumsverweser  (( 
vicar)  die  Bisthuras Verwaltung  übernimmt,  oder  sobald  die  Einsetzt)] 
staatlich  anerkannten  Bischofs  stattgehabt  hat. 

Der  Commissarius  ist  für  seine  Verwaltung  nur  der  vorgeeetz 
hörde  verantwortlich,  und  die  von  ihm  zu  legende  Rechnung  nnterli 
Revision  der  Königlichen  Oberrechnangs-Kammer  in  Gemässheit  d 
schrife  des  g.  1U  Nr.  2  des  Gesetzes  vom  27.  Mars  1872  (Gesetz- 
1872  S.  276),  Eine  anderweite  Verantwortung  oder  Rechnung 
findet  nicht  statt. 

§.    11. 

Der  O bei- "Präsident  bringt  die  nach  den  Vorschriften  dieses  ( 
erfolgte  Bestellung  des  Bisthumi Verwesers,  so  wie  die  Ernennung  di 
missars  unter  Angabe  des  Tages,  an  welchem  ihre  Amtslhätigkeit  bi 
hat,  ingleichen  das  Erlöschen  der  Aratathätigkeit  nnd  den  Tag  di 
durch  den  Staatsanzeiger,  sowie  durch  sämmtliche  Amts-  und  Krei 
welche  in  dem  bischöflichen  Sprengel  erscheinen,  zur  öffentlichen  Kc 

,.  12. 

Die  Anwendung  der  §g.  6  bis  11  wird  dadurch  nicht  ausgesc 
das*  das  Domcapitel  für  die  Dauer  der  Erledigung  des  bischöflichen 
einen  besonderen  Vermögens- Verwalter  (Oeconomen)  bestellt  oder  se 
Verwaltung  übernommen  hat,  oder  dass  eine  besondere  bischöfliche  1 
für  dieselbe  besteht. 

§.  13. 
Kommt  in  den  Füllen  der  §§.  R  und  7  nicht  innerhalb  der  g 
Frist  die  Wahl  eines  Bisthumsverwesers  iu  Stande,  oder  erfolg 
binnen  weiterer  vierzehn  Tage  die  eidliche  Verpflichtung  des  Gei 
so  verfugt  der  Minister  der 'geistlichen  Angelegenheiten  die  Einbc 
der  zum  Unterhalt  der  Mitglieder  des  wahlberechtigten  Domcapit 
stimmten  Staatsmittel,  bis  ein  Bi  atti  ums  verwese  r  nach  den  Vors 
dieses  Gaset*«  gültig  bestellt  oder  ein  staatlich  anerkannter  neuer 
eingesetzt  ist. 


Der  Minister  ist  jedoch  befugt,  einzelnen  Mitgliedern  des  1 

Staatsgehalt  fortzshlen  in  lassen. 

S-  14. 
Während  der  Dauer  einer  roramissarif.rhen  Verwaltung  in 
der  §§.  6  und  7  int  Derjenige,  welchem  auf  Grund  des  Pati 
eines  sonstigen  Rechtstitels  in  Betreff  eine»  erledigten  geistliche: 
rrüsentations-  (Nominations-,  Vorschlags-)  Recht  zusteht,  befug 
im  Falle  der  Erledigung  wieder  zu  besetzen  und  Mir  eine  Ste 
in  demselben  zu  sorgen. 

§.  15. 
Macht  der  Berechtigte  von  dieser  Befug  niss  Gebranch,  so  kommen  die 
Vorschriften  des  Gesetzes  vom  11.  Hat  1873  (Gesetz-Samml.  S.  191)  w 
Anwendung.  Die  im  §.  22  Absatz  1  daselbst  dem  geistlichen  Oberen  n 
Falle  gesetzwidriger  Amtsiibertraguag  angedrohte  Strafe  trifft  in  gleiche« 
Falle  den  Berechtigten. 


Wenn  der  Berechtigte  innerhalb  zwei  Monaten  vom  Tage  der 
ledigung  des  geistlichen  Amts,  nnd  falls  die  Erledigung  vor  Geltang 
gegenwärtigen  Gesetzen  erfolgt,  vom  Tage  dieser  Geltang  an,  für  eine  c 
Vertretung  nicht  sorgt  oder  innerhalb  Jahresfrist  nach  Erledigung  der  £ 
dieselbe  nicht  wiederbesetzt,  so  geht  seine  Befugnis«  auf  die  Pfarr-  (Fi 
Cspellen-  n.  s.  w.)  Gemeinde  über. 

Die  Gemeinde  hat  die  im  f.  14  bezeichneten  Befngnisje  in  allen  Fi 
in  welchen  ein  Präsentation s berechtigter  nicht  vorhanden  ist. 

8.  17. 

Liegen  die  Voraussetzungen  des  §.  16  vor,  so  [beruft  der  Land 
(Amtmann)  auf  den  Antrag  von  mindestens  zehn  grossjährigen,  im  Bei 
der  bürgerlichen  Ehrenrechte  befindlichen,  männlichen  Gemcindcuiitgh« 
welche  nicht  einem  mitwählenden  Familienbaupte  untergeordnet  i 
sämmtliche  diesen  Erfordernissen  entsprechende  Mitglieder  der  Gerne 
zur  Bcsehlussfasanng  über  die  Einrichtung  der  Stellvertretung  oder  i 
die  Wiederbesetzung  der  Stelle. 

Zur  Gültigkeit  der  Beschlüsse  ist  erforderlich,  dass  mehr  als  die  Bi 
der  Erschienenen  dem  Beschlüsse  zugestimmt  hat. 

Die  näheren  Bestimmungen  über  das  Verfahren  erhtsst  der  Ober-Priaid 

f.   18. 

Kommt  eine  gullige  Wahl  zu  Stande,  so  ist  nach  Massgabe  des  & 
ein  Repräsentant  zu  wählen,    welcher  die  Uebertrsgung  des  Amts  an 


gewählten   Geistlichen  auszuführen   hat.     Für  das  Verhalten 
antwortung  des  Repräsentanten  gelten  die  Vorschriften  des  §. 

S-    19. 

Wird  in  den  fällen  der  §§.  14  bis  18  vom  Ober-Präsiden 
sprach  erhoben  oder  der  erhobene  Einspruch  von  dem  Gei 
kirchliche  Angelegenheiten  verworfen,  so  gilt  der  Geistlich«  al 
angestellt 

§.   20. 

Wenn  vor  dem  Tage,  an  welchem  dieses  Gesetz  verkiin 
Stelle  eines  Bischofs  in  Folge  gerichtlichen  Unheils  erledigt  n 
finden  die  Vorschriften  dieses  Gesetzes  ebenfalls,  jedoch  mit  < 
Anwendung,  dass  der  .Ober-Präsident  sofort  nach  der  Verkü] 
g.  6  vorgeschri ebene  Aufforderung  an  das  Domcapitel  erlässt 

§.   11. 

Wo  in  diesem  Gesetze  von  einem  Bischöfe,  bischöflichen  I 
Sitze  n,  s.  w.  oder  einem  Bisthtune  die  Rede  ist,  sind  darui 
Ertbischof,  Fürstbischof,  sowie  deren  Stuhle,  Aemter,  Sit» 
u.  s.  w.  m  verstehen. 

Unter  den  mit  dem  bischoflichen  Amte  verbundenen  Recht 
liehen  Verrichtungen  im  Sinne  dieses  Gesetzes  sind  sowohl 
bischöflichen  Amte  als  solchem  enthaltenen,  als  auch  die  ai 
beruhende»  Rechte  und  Verrichtungen  begriffen. 

8.  23. 
Der  Minister  der  geistlichen  Angelegenheiten  Ist  mit  dei 
dieses  Gesetzes  beauftragt. 
Urkundlich  u.  s.  w. 

Beglaubigt: 

In  Verbindung  damit  steht  der  vom  Reichskanz) 
der  preuBsiachen  Regierung  dem  Bundesrathe  zur  vi 
massigen  BeBchlussfassung  vorgelegte  G-esetzenfc 
treffend  die  aus  dem  Amte  entlassenen  oder  wegen 
Vornahme    von  Amtshandlungen  bestraften   Kirch 

§.  l. 
Eirenendiener,   welche    durch   gerichtliches  Urtheil    aus 
entlassen  worden  sind,  können  ihrer  Staatsangehörigkeit 
Beschluss     der     Centralbehörde     ihres      Heimathsataates 


488  Nachtrag. 

erklärt  werden.  So  lange  ein  solcher  Beschlnu  nicht  ergangen  ist,  bsa 
ihnen  durch  .Verfügung  der  Landespolizeibehörde  der  Aufenthalt  in  be- 
stimmten Bezirken  oder  Orten  versagt  oder  angewiesen  werden. 

§.  2. 
Die  Vorschriften  des  f.  1  über  den  Verlast  der  Staatsangehörige 
nnd  die  Beschränkung  des  Aufenthalts  finden  ferner  auf  diejenigen  Kirche* 
diener  Anwendung,  welche  wegen  Vornahme  von  Amtshandlungen  in  mam 
Amte,  das  den  Vorschriften  der  Staatsgesetze  zuwider  ihnen  Übertrages 
oder  von  ihnen  übernommen  ist,  rechtskraftig  zu  Strafe  vernrtheüt  risd. 
Die  Landespolizeibehörde  ist  schon  nach  Eröffnung  der  gerichtucke 
Untersuchung  befugt,  dem  angeschuldigten  Kirchendiener  bis  zur  retko- 
kräftigen  Beendigung  der  Untersuchung  den  Aufenthalt  in  bestimmten 
Bezirken  zu  versagen  oder  anzuweisen. 

§.  3. 
Kirchendiener,  welche  nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  ihrer 
Staatsangehörigkeit  verlustig  erklärt  worden  sind,  können  ohne  Genehmigt^ 
des  Bundesraths  in  keinem  anderen  Bundesstaate  die  Staatsangehörigkeit 
erwerben.  Auch  darf  denselben  ohne  eine  gleiche  Genehmigung  der 
Aufenthalt  in  einem  anderen  Bundesstaate  nicht  gestattet  werden ,  wem 
ihnen  in  ihrem  früheren  Heimathsstaate  der  Aufenthalt  versagt  wird. 


Plerer'ache  Hof  bnckdrackerei.    Stephan  Geibel  £  Comp,  in  Altesbarg. 
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Jac.  Jos.  Wandt  in  Episc.  Hildeah.  tamquam  adm 

minislratorem  dioec.  Osnabrug 

Bäuerisches  Concordat  vom  5.  Juni  1817  .  .  . 
Bulla  de  aalute  animarum  vom  IT.  Aug.  1821.  - 
Bulla  impenaa  Romanorum  Pontificum  v  26.  Mäi 
1824.  —  Bulla  Ad  üominici  gregis  custodiam  vo 
11.  April  1827    .    .    .    .    , 
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.1. 

Dalbergs  Bemerkungen  zum  Badischen  Coneordats- 

entwurf  1807. 

I.  Observations  sur  le  projet  d'instruction  de  la  Cour  de 
Bade  negociations  de  Concordat. 

En  fesant  sur  le  projet  de  Instruction  a  donner  par  la 
cour  de  B.  ä  son  Mimstre  a  Paris  pour  les  negociations  du 
Concordat  d'Allemagne  mes  observations  je  dois  me  mettre 
dans  le  point  de  vue  de  ce  Ministre  obligii  de  soumettre  les 
siennes  a  Son  maitre.  Ce  point  de  vue,  ne  pouvant  avoir 
d'autre  but  que  le  vrai  bien  de  l'&at  essentiellement  fonde 
sur  Tinfluence  bienfesante  de  la  religion  et  par  cons6quent 
les  moyens  necessaires  pour  donner  a  cette  institution  c'ivine 
toute  son  efficacitä,  est  parfaitement  Je  m&ne  avec  celui,  qui 
doit  diriger  le  Ministre  de  T^glise;  c'est  donc  de  mon  intime 
conviction    que    ie   puise    lee   observations  suivantes. 

I.  Au  nombre  des  objets  principaux  a  d&erminer  par 
le  concordat  general  il  faut  encore  aj outer  la  relation 
entre  la  puissance  spirituelle  et  la  temporelle. 
Ces  deux  puissances  etant  par  leur  nature  differentes  et  in- 
dependantes  l'une  de  Fautre,  la  justice  et  Tequitö  exigent, 
que  les  limites  entre  eile  soient  d^termin^es  par  une  Conven- 
tion commune  qui  par  rapport  a  l^glise  catholique  ne  peut 
avoir  d'autre  regle,  que  la  Constitution  qui  lui  a  6te  donnöe 
par  son  fondateur  et  a  et6  regardee  par  cette  möme  ^glise 
comme  la  base  de  son  Organisation  essentielle. 

Les  plaintes  de  Pepiscopat  d'Allemagne  sur  la  trans- 
gression  de  ces  limites  de  la  part  des  gouvernemens  etant 
parvenues  ä  la  cour  de  S.  M.  TEmpereur  des  Francis  et  pro- 
tecteur  de  la  confed^ration  rhenane,  il  n'est  pas  a  pr^sumer 
qua  son  z6le  pour  l'ordre  n^gligera  dans  un  acte  a  regier 
sous  sa  mediation  la  juste  fixation  de  ces  limites  dont  la  li- 
berte  du  culte  catholique  et  des  consciences ,  par  consdquence 
la  tranquillit^  publique  dopend  si  essentiellement. 

•  i  e  d  b  e  r  g  t  Staat  und  Bischo fswahlcn.    Beilagen.  1 


2  I-    Dalberg  über  J.  Bad.  Concordats- 

L'instruction   la   moins   prejudicieuse 
puiase  6tre  dornige  au  Ministre  d'un  de  et 
est  Celle,   de  reconnaitre  a  cet  egard  les 
ont    &te   ou   Beroot  «encore  traeees  en  Fra 
l'article  des  Mariages  par  rapport  auquel 
aiastique    persistera    prubablcment    a    la    c 
mfime  Jurisdiction   que  l'eglise  allemande  ; 
eune  contradiction  jusqu'a   l'epoque   de  la  se"cularisatioc  a 
comme    la   legislation    fransige    elle-meme    paroit  dispos«  i 
revenir  des  ordonnance»  contraires  a  cette  Jurisdiction,  il  « 
ä  prevoir  que  cette  reclamation  sera  soutenue,  par  la  mediana 
de  S.  M.  imperiale,  et  les  cours  confederös  semblent  pourar 
a'y    preter    d'autant   plus    facilement,    que    d'un    cot*1   »nra 
inariage  ne  peut  etre  beni  par  le  curiS  saus  que  lea  epoux  hi 
aient  presente  par  ecrit  le  consentement  de  i'autorite  ein*. 
et  que  de  l'autre  cöte  les  sentences  des  officialites  episcopale 
sur   la   validite  des  mariages  et  sur  les  divorces  ne  s'entre- 
dront  nulleraent   sur   les   objets   purement    civils    c  ' 

dot,   l'alinientation   etc.,   qui   seront   reserre's   aux   i 
poHtiques. 

Ce  qu'il  y   a  de  certain,  surtout  apres    l'expe 

Slua  recente  du  contraire,  c'est  que  pour  resserrer  I 
u  mariage,  pour  le  BanctirJer,  on  ne  peut  trop  l'enfc 
formes  religieusea.  La  sanetion  et  lea  ceremonies  c 
donuent  a  cet  acte  un  appareil  religieux,  qui  penei 
et  inspire  pour  ce  noeud  le  respect  et  la  crainte; 
l'exclusion  de  I'autorite  spirituelle  de  la  deciaion  su: 
dite,  et  le  maintien  des  mariages  amenera  necessaii 
mepris  de  ce  üen,  les  frequens  divorces,  la  licence  de 
et  par  conaequent  le  plus  grand  malbeur  de  la  soci< 
l'Etat. 

U.  La  circonacription  dea  dioceses  par  territoi 
droit  du  Souverain  a  nommer  les  evcques  parait  etre  di 
de  S.  M.  l'Empereur.  Cet  article  ne  trouvera  don 
difficulte:  il  ny  en  peut  avoir  quo  sur  l'etablissen 
seul  eveque  pour  tous  les  etats  de  S.  A  R.  le  gn 
de  Bade  aussi  a-t-on  assure  ici  que  S.  A.  R.  en  desin 
III.  La  dotation  süffisante  des  Eveches,  c'eat  a 
l'eveque,  de  son  chapitre  et  du  seminaire  en  l>i< 
separes  et  independantes  des  domaiuea  de  l'etat  sera 
veau  moment  de  la  justice  et  caresse  de  S.  A.  R.  qu 
egalement  conserver  aux  eveques  les  revenuea  di 
destinea  h  supporter  les  frais  de  l'administration  dioc 
moins  qu'elle  ne  prefere  a  y  substituer  un  Surrogat  propi 
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IV.  Tonte  exemtion  de  la  Jurisdiction  reglee  par  l'hier- 
arcliie  ecclcsiastique  a  <;te  abolie  en  France  par  l'K 

et  est  contraire  ä  la  Constitution  de  l'e'glise  catholiqu 
dea  eveques  de  leur  metropol  itain  trouvera  donc  d 
obstacles;  il  faut  donc  d'autant  moins  y  insister,  < 
dependance  n'a  d'autre  but  que  la  meiDeure  admii 
des  dioceses,  et  determinee  d'apres  le  vrai  esprit  de  l'fc 
ne  peut  nullement  e"tre  prfyudieiable  a  l'Etat. 

V.  L'egalite  des  droits  des  trois  confessions  ch 
en  Allemagne,  sauf  la  proprietc  des  biens  et  la  coi 
particutiere  de  chacune  parait  fitre  le  grand  princip« 
tecteur  de  la  confederatiou  et  7  sera  sans  contradictio 

VI.  Le  droit  de  patronage  particulier  am-  la  nc 
aus  eures  sera  egalement  maintenu.  Quant  aus  cui 
aux  collations  des  eveques,  s'il  est  question  du  po 
selon  toutes  les  regles  de  la  justice  ce  ne  peut  eti 
autre  que  celui  qui  a  subsist^  immediatement  avant 
de  la  Söcularisation.  Du  reste  il  sera  d'autant  plus 
trouver  un  Expedient,  que  le  present  projet  crinsti 
tend  dejä,  et  que  la  nomination  dea  evlques  d'a' 
attribuce  au  souverain,  la  liberti'  de  conferer  les 
laisser  ä  ces  ovi'quea  territoriaux  ne  peut  pas  etre 
comme  plus  prejudicieux  en  Allemagne,  qu'elle  ne 
France,  sur  tout  si  aueune  institution  d'un  Cure  ne 
faire  saus  l'agriiment  special  du  gonvernement. 

II. 
Instruction    War  nach    sich     Unser    Geistlichen    Bi 
Stadtpfarrer    von    Keller    Bitter     unsers    königlich' 
Verdienst- Ordens,  bei  der  ihm  anvertrauten  Sendu 
Bom  zu  benehmen  hat,  vom  Juli  1815. 

1.  Unser  Bevollmächtigter  hat  sich  ungesäumt  n 
zu  begeben. 

2.  Nach  seiner  Ankunft  daselbst  wird  01-  sich 
zu  dem  päbsth'chen  Staats  Sccretaire,  Cardinal  Cons 
fugen,  und  ihm  das  von  Unserm  Minister  der  aus 
Angelegenheiten  an  ihn  gerichtete,  den  Zweck  sei] 
düng  ausdrückende  —  hier  beiliegende  Empfehlungss 
übergeben,  und  denselben  ersuchen,  das«  er  ihm  bei 
1'  keit  eine  Audienz  erwirke,  um  Unser  allerhöchste! 
t  n  an  Se.  Heiligkeit  selbst  zu  überreichen. 

3.  Derselbe  wird  sich  die  hier  beiliegende  Abschr 
£  Treibens,  so  wie  die  ebenfalls  in  Abschrift  hier  an! 
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vom  Cardinal  Consalvi  dem  Wiener  Oongress  uDergMes: 
Note  und  die  darauf  erfolgte  allerhöchste  Resolution  v.2a.Ik 
de»  v.  J.,  nebst  den  unterm  31.  Dccember  vorigen  Ji» 
von  Unserem  Geheimen  Rath  v.  Linden  über  seine  mii  im 
Cardinal  Consalvi  gehabte  Unterredung  erstatteten  Beriet: 
zu  seiner  eigenen  Belehrung  dienen  lassen. 

4.  In  dem  Geiste  und  nach  den  in  den  die*eitif« 
Aktenstücken  enthaltenen  Grundsätzen  wird  derselbe  fe 
Unterhandlungen  mit  dem  Cardin  al-Staats-Seeretaire  wa 
demjenigen,  welchen  Sc.  Heiligkeit  hiezu  besonders  erne» 
werden,  wieder  anknüpfen  und  folgende  zwei  Zwecke  mm 
Sendung  zu  erreichen  suchen: 

1)  dass  Seine  Päbstlicbe  Heiligkeit  für  das  Vergang** 
und  bis  zur  definitiven  Abschliessung  eines  Concordati  ifc 
dasjenige,  was  in  Betreff  des  zu  Ellwangen  errichteten  fc 
neral-Vikariats  nach  dem  Bedürfnisse  der  Zeitumstände  w: 
uns  verfügt  worden,  genehmige,  und  dem  General  \iif- 
Bischof,  Fürsten  v.  Hohenlohe  die  noch  immer  abgebt»* 
Institutionem  Canonicam  provisorisch  ertheile,  so,  das«  &* 
Sache,  als  ganz  abgethan,  nicht  mehr  zur  Sprache  kon»5 
dürfe. 

Sodann  aber 

2)  dass  die  Abschliessung  eines  Concordats  zwischen  üb 
und  dem  Päbstlichen  Hofe  unterhandelt  und  zu  Stande  p 
bracht  werde. 

5.  Unser  Bevollmächtigter  hat  dabei  auf  die  Erridttnri 
von  Einem  oder  Zwei  Bisthümern,   wovon   in  letzterem  F*- 
eines  ein  Erzbisthum  wäre,  je  nachdem  mau  von  Seiten  ** 
Päbstlichen   Hofs   sich   dazu   geneigt  finden   lassen  wird,  >'- 
der  Art  anzutragen,  dass  in  jedem  Falle,   es  möge  ei 
ziges  Bistbum   oder   ein  Erzbisthum   mit  einem  Bistbu 
richtet  werden,  sowohl   der   Erzhischof  als   der  eiuseli 
sehof  von  jedem   andern  auswärtigen  kirchlichen  Ver 
eximirt,  und   dem   päbstlichen  Stuhle   unmittelbar  und 
unterworfen  werde. 

6.  Ferner  wird  derselbe  bei  den  Verhandlungen 
das  Concordat  zwar  die  mit  dein  Nuntius  della  (ren; 
troft'ene  Uebercinkunft  in  Stuttgart  zu  Grunde  legen. 

Da  Wir  aber  indessen  verschiedene  Verfügunge 
troffen  haben,  welche  damals  nur  als  zukünftig  verspr 
en,  so  wird  unser  Bevollmächtigter  bei  den  Untei 
>n  sowohl  als  bei  dem  wirklichen  Abschluss  ein> 
on  auf  alle  durch  die  gegenwärtige  Lage  des  katln 
lenwesens    in    Unsern    Staaten    herbeigeführte» 
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derungen    und  Modificationen   die    gehörige    Rücksicht    zu 
nehmen  wissen. 

7.  Unser  Bevollmächtigter  wird  sich  zugleich  alle  Mühe 
geben,  die  Gesinnungen  des  Römischen  Hofes  zu  erforschen 
und  denselben  gemäss,  sich  bestreben,  über  alle  Gegenstände 
des  Concordats  die  für  Unser  allerhöchstes  Landesherrliche 
Interesse  und  das  Wohl  unserer  Unterthanen  vorteilhaftesten 
Bedingnisse  zu  erreichen. 

8.  Würden  gegen  Unsere  Erwartung  von  Seite  des 
päbstlichen  Hofs  wesentlich  verändernde  Modificationen  des 
Concordats  oder  Beschränkungen  Unserer  Landesherrlichen 
Rechte  circa  Sacra  und  Supremae  Inspectionis  gemacht  werden 
wollen,  so  hat  Unser  Bevollmächtigter  sich  auf  dieselben  ganz 
nicht  einzulassen,  sondern  darüber,  nebst  seinen  eigenen  An- 
sichten und  Anträgen,  Bericht  zu  erstatten  und  Unsere  aller- 
höchste Instruktion  darüber  abzuwarten. 

9.  Ueberhaupt  hat  Unser  Bevollmächtigter,  über  den 
Gang  seiner  Geschäfte  von  Zeit  zu  Zeit  an  Unsern  Minister 
der  auswärtigen  Angelegenheiten  berichtliche  Anzeige  zu 
machen,  insbesondere  aber  nichts  abzuschliessen,  ohne  dass 
Wir  zuvor  Unsere  allerhöchste  Genehmigung  dazu  ihm  er- 
theilt  hätten. 

An  diesem  vollzieht  derselbe  Unsern  Königlichen  Willen 
und  bleiben  Wir  ihm  mit  Königlicher  Huld  und  Gnade  wohl 
beigethan. 

Urkundlich  unserer  allerhöchsten  Unterschrift  und  bei- 
gedruckten Königlichen  Insiegels. 

So  geschehen  den  1.  Julius  1815. 

III. 
Instruction  für  den  Preussischen  Gesandten  Niebuhr  in  Born. 

§.21.  „Die  Sache  ist  auf  das  Reiflichste  und  in  allen 
ihren  Beziehungen  erwogen  worden.  Das  Resultat  ist  fol- 
gendes. Wo  Wahlrecht  besteht,  wie  in  Ermland,  in  Bres- 
lau und  wie  in  Deutschland,  da  hebe  man  es  ja  nicht 
auf.  Diese  Form  hat  ihren  Werth,  besonders  wenn  die  Ca- 
pitel  aus  gebildeten  und  wohlgesinnten  Geistlichen  bestehen. 
Die  katholischen  Glaubensgenossen  in  Deutschland  legen 
auf  die  Erhaltung  der  Wahlfreiheit  ihrer  Kirchen  einen 
{  ossen  Werth.  Wenn  der  Regierung  daran  liegt,  ein  be- 
«  nrntes  Subject  zur  bischöflichen  Würde  erhoben  zu  sehen, 
i  kann  dieses  auf  dem  Weee  der  Wahl  durch  eine  Em- 
]    ;hlung  an  das  Capitel  bewirkt  werden. 
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Wo  aber  die  Nomination  des  Landesherrn  hergeb 
ist,  wie  zu  Gncsen,  Culm,  Posen,  da  behalte  es  bei  ' 
Form  sein  Bewenden. 

Wegen  Breslau  bemerke  ich  zu  Ew.  HochwohL  K 
nissnehmung,  dass  Friedrich  II.  das  Wahlrecht  des 
pitels  fest  gesetzt  hat,  und  dass  hierin  ein  Grund  liegt, 
bei  dieser  Form  für  Breslau  zu  belassen. 

In  Ermland  wählt  das  Capitel  unter  vier  Candic 
de  gremio  capituli,  welche  der  König  dem  Capitel  n< 
und  dabei  bemerkt,  auf  welchen  derselben  er  die  Wahl 
richtet  zu  sehen  wünsche. 

Dass  ohne  des  Königs  Willen  Niemand  Erzbischof 
Bischof  werden  kann,    liegt  im   Majestätsrecht    circa 
und  Preussische  Regierungsmaxime  ist  es,    ohne    bewc 
Gründe  einen  Fremden  nicht  zu  nehmen. 

Weder  jenes  Recht  noch  diese  Maxime  bedürfen  zu 
Begründung  ein   römisches  Anerkenntniss,    aber   man  im 
auch  Nichts  geschehen  lassen,  was  ihnen  zuwider  ist. 

IV. 

Note  des  Preussischen  Gesandten  Niebuhr  an  den 
staatssecretär  Consalvi  vom  22.  Juli  1820. 

Sa  Maj.   ne  desire  aucun   changement  par   rapport 
mode   de  promotion   a   l'^piscopat  consacrä  par  l'usage  <~ 
chacun  des  quatre  dioc&ses  de  la  partie  Orientale   de  la 
narchie.     Deja  dans  un  autre  occasion  le  Roi  a  d&l&re 
son  intention   ötait   de   conserver  au  chapitre  de  Munster 
droit   d'election.     II    Taccorde   de  m&me   spontanöment  ai 
chapitres  futurs  de  Cologne   et  de  Trfeves  et  Sa  Majestf 
persuadee   que  le   S.  Siege   appreciera  la  franchise  de 
concession/    Sa   Maj.   pense    que  la  r&laction,    stipulatü 
dont  le  but  serait  d'arreter  un  mode  precis  pour  exciure 
candidats   desagreables   au  gouvernement  n'ammener&it  qi 
des  discussions  inutiles   et   que  de  semblables  denominaf 
ne  serviraient   qu'a  faire   conservir  la  fausse  idee  d'un  el 
de  defiance  entre  T^tat   et  le  clerge.     Le  Roi  dfesire  que  " 
chapitres  fassent  des   choix  conscientieux,   et  il  est  pi 
superflu,   que    le  soussigne  led^clare,    que  Sa  Maj.  n< 

Eermettra  jamais  que  dans  le  cas  heureusement  peu  pi 
able    qu'un   funeste   egarement   düt    porter   au  chapitn 
jour  a  JÜire  un  sujet  contre  lequel  le  gouvernement  aurai 

^,ustes  motifs  de  presentation,  un  tel  choix  soit  porte  de  uä| 
e   St.  Si&ge  pour   obtenir  Institution   canonique.    Dr 
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tel  cas  le  chapitre  devrait  proceder   ä  une  nouvelle  e"lection. 
Les  eveques  et  archeveques  pourraient  etre  pris  dans  le  sein 
■ou    hors  du  chapitre,   sans  egard  a  la  naiseance:    seule: 
dans  le  cas  que  le  chapitre  desirat  elire  quelqu'un  qui  in 
pas   sujet  de   S.   M.,    cela   ne    pourrait    se   taire   saus  i 
o  oman  di;     et    obtemi    prealablement    l'assentiment    du 


Entzifferung  des  Berichts  des  Herrn  etc.  Niebuhr 
d.  d.  Born  den  11.  August  1820. 

Es  gereicht  mir  zu  einem  ausnehmenden  Vergn' 
Ew,  Excellenz  unterthänigst  anzeigen  zu  können,  das: 
Unterhandlung  über  unsre  geistlichen  Angelegenheiten  go 
-wältig  wirklich  im  Gange  ist,  und,  wenn  nicht  wider 
hoffen  ganz  widrige  Umstände  eintreten,  einen  über  alh 
Wartung  günstigen  Erfolg  verspricht.  Diese  Geschäfte  h 
hier  zwei  Perioden  zu  durchgehen,  ehe  sie  zur  endli 
Verhandlung  gelangen,  zuerst  die  vorläufige  Discussion 
dem  Cardinal-otaats-Secretär  und  dann  die  Berathun; 
einer  Congregation  von  Cardinälen,  welche  der  Papst 
ernennt. 

Die  erste  habe  ich  beendiget;  die  zweite  zu  bescl 
mgen  werde  ich  alle  Mittel  anwenden,  welche  meine  pei 
liehen  Verhältnisse  mir  gewähren.  Ehe  diese  Congregi 
ihre  Erklärung  abgegeben  hat,  ist  allerdings  nichts  entsebn 
und  man  kann  sich  nicht  verhehlen,  dass  die  persön 
giftige  Feindseligkeit  des  Cardinais  De  Cattolica-Somi 
und  anderer  Personen  seiner  Art  gegen  den  Cardinal  ( 
salvi  ein  fataler  Umstand  für  Sachen  ist,  deren  dieser 
mit  Grünst  annimmt;  daher  muss  man  immer  darauf  ge 
sein,  dass  noch  etwas  Unerwartetes  und  Widriges  kor 
Es  abzuwehren  rechne  ich  zuerst  auf  den  Wunsch,  sich 
"Wohlwollen  Sr.  Majestät  des  Königs  zu  sichern,  dann 
die  Güte,  welche  der  Papst  für  mich  hat,  und  die  j 
Herren  wohl  bekannt  ist,  daher  sie  erwarten  müssen, 
ich  bei  einer  ungünstigen  Wendung  es  nicht  scheuen  wt 
mich  unmittelbar  an  ihn  zu  wenden  und  sie  persönlic. 
bekämpfen.  Mit  dem  Cardinal  Consalvi  bin  ich  vorlä 
einen  einzigen  nicht  bedeutenden  Punkt  ausgenommen, 
Alles  einig  geworden,  und  er  hat  mir  sein  Vorwort  und  e 
Verwendung  über  aUes  Eingeräumte  zugesagt.  Auf  die 
füllung  einer  solchen  Zusage  lasst  sich  bei  ihm  rechnen. 
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ist  freilich  gar  nicht  nach  seinen  Wünschen,  die  Verhandln; 
nach  dem  Inhalt  meiner  Note  zu  beschränken  und  auch  ar 
darin  vorkommenden  Punkte  ohne  einen  förmlichen  Voitnc 
festzustellen;  indessen  ergiebt  er  sich  darein,  wenn  es  nioto 
andere  sein  kann,  obgleich  ungern.  Er  hat  es  mir  nur  m 
Pflicht  gemacht,  Ew.  Excellenz  anheimzu stellen,  ob  es  n«-b 
doch  auch  für  den  Staat,  vornehmlich  in  Bezug  auf  die  bi 
achoflichen  Autoritäten,  seine  Vortheile  haben  möchte,  wm 
man  auf  der  Basis  des  hannoverschen  Concordats,  falls  dies« 
ratificirt  wird,  und  so,  dass  die  itzt  festzustellenden  Punk» 
abgesondert  blieben  und  als  ausgemacht  vorausgesetzt  würfe. 
über  die  übrigen  ein  Uebe  rein  kommen  träfe.  Ich  habe  ib. 
bemerklich  zu  machen  gesucht,  dass  der  römische  Hof  selWt 
im  wesentlichen  für  die  Kirche  gar  nichts  dabei  gewinne. 
und  habe  mit  ihm  nach  der  Offenheit  unserer  Verhältnis-: 
über  die  Zweideutigkeiten  und  Ue berge hungen ,  woduvi 
allein  am  Ende  das  hannoversche  Concordat  auch  nur  » 
noch,  wenn  es  Überhaupt  noch  zu  Stande  kommt,  möglka 
geworden  ist,  —  ohne  allen  Rückhalt  geredet. 

Das    alles   läugnet  er   gar    nicht  ab,   allein    er  hän^t  a 
der  Sache,  und   ich  würde  pflichtwidrig  gegen    ihn  handeln 
wenn  ich  Ew.  Excellenz  nicht  darstellte,  wie  sehr  es  ...  ■ 
thut;  das  ist  ausgemacht,    dass,  wenn  ich  es  nicht  auf  mein* 
Verantwortung  genommen  hätte,  so  bestimmt  auszusprechen. 
dass   man  keine   Convention  wolle,  eine   lange  Zeit  n.it  des 
Herumzerren  über  diesen  Punkt  verloren  worden  wäre.    Mir 
scheint,   dass   nur   in  Ansehung  eines   einzigen  Punktes  nir 
den  Staat   etwas   dadurch  gewonnen   werden   könnte,   wem 
nämlich  jenseits  des  Rheins,  wie  in  Frankreich,  die  Buchvfe 
Beneficien  vergeben.     In    Ansehung   der   DiÖcesan-CircoiD- 
scription    ist    der    Cardinal    Consalvi    geneigt    einzuwilligen, 
welches  auch  Folge  der  bestimmten  Fassung  ist;  ja  sogar  in 
Hinsicht   der  Fundation    der  Gehälter   mit  der  Form  ewi.-^ 
Zinsen;   ich  darf  sagen,  dass  besonders   bei  der  letzte 
Freundschaft  für   mich   nicht   ohne    allen  Einfluss  auf 
Entscheidung  ist,  so    wie   ich   seit  Jahren  immer  die  . 
mente  für  ewige  Zinsen  bei  allen  Gelegenheiten  vorben 
geltend  gemacht  habe.     Der  einzige  Punkt,  auf  den  er  d 
aus  bestehet,  ist  der,  über  den  die   hannoversche  Regit 
schon  einig  ist:    dass   das  landesherrliche  Verwerfung« 
vor  der  Wahl  gegen  eine  vom  Capitel  aufgestellte  Candi< 
ausgeübt  werde,  wie  es  für  Irland  zuerst  in  Vorschlaj 
bracht  worden,   nämlich,  dass  das  Capitel  dem  Könige 
Liste    einreiche,   welche    durch    landesherrliche  Verw™ 
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wenn  sie  nothwendig  befunden  wird,  bis  auf  drei  herabgel 
werden  könnte,  aus  denen  das  Capitel  den  Bischof  1 
ohne  dase  nachher  die  Verweigerung  eintrete  ,  es  bliebe  i 
vorbehalten,  dase,  wenn  der  Landesherr  auch  gegen  d« 
wählten  eine  entschiedene  Abneigung  haben  sollte, 
Papste  darüber  Eröffnungen  geschähen,  der  dann  das 
des  äussersten  Nothfalls  ausübte,  nämlich,  die  Institut) 
verweigern.  Wie  nun  sogar  der  Cardinal  auf  diesen 
entschieden  bestehet  und  sich  darauf  stützt,  dass  ein  gew 
Bischof  canonisch  wirklicher  Bischof  sei  und  nicht  i 
als  durch  einen  Prozess  abgesetzt  werden  könne,  ausser 
der  Papst  eine  immer  gehässige  dictatorische  Gewalt  ai 
so  lässt  sich  vorhersagen,  dass  die  Congregation  d: 
ganz  unbiegsam  sein  wird.  Da  die  eifrigen  schon  das 
gegen  eine  Candidatenliste  als  ein  leidiges  Uebcl  betrs 
so  muss  ich  Ew.  Excellenz  unterthänigst  bitten,  mich  s< 
als  irgend  möglich  autorisiren  zu  wollen,  hierin  einzuwi 
Ich  erlaube  mir  zu  sagen,  dass  wir,  wenn  wir  unsen 
Handlungen  mit  allen  übrigen  vergleichen,  soviel  zu  et 
hoffen  dürfen,  dass  Nachgiebigkeit  über  diesen  Punk 
kleine  Gefälligkeit  ist.  Auch  durfte  es  wohl  in  der  m 
liehen  Natur  liegen,  dass  man  Ansprüche  darauf  macht, 
vorgelegten  Plan  wenigstens  in  etwas  zu  modinciren, 
man  nicht  schlechthin  sich  Gesetze  vorschreiben  lasse, 
ich  hierzu  ermächtiget,  so  wage  ich  zu  hoffen,  dass  i< 
ganze  Geschäft  vollendet  haben  werde,  ehe  Herr  Geh. 
tions-Rath  Balan  seine  Rückreise  antritt.  .  .  ." 


Note  des  Cardinal  Consalvi  an  den  preussischen  Gesi 
Niebuhr,  vom  6.  Ootober  1820. 

Was  nun   die  Promotion  der  neuen  Bischöfe  beti 

erklären  Ew.  etc.,  dass  so  wie  Seine  M.  schon  in  Bez 

auf  Münster  seine  Absicht  zu  erkennen  gegeben  hat, 

Capitel  das  Recht  zu  erhalten  sich  seinen  eigenen  Bise 

wählen,  Er  auch  von  freien  Stücken  einwillige,  dass  d 

pitel  von  Cöln  und  Trier  inskünftige  dasselbe  Recht  gei 

»iese  Gesinnungen  Sr.  M.  sind  dem  h.  Vater  unendli 

inehm,  und  er  würde  mit  der  Erhaltung  eines  in  D< 

nd  durch   das  Alterthum  geheiligten  Herkommens,  v 

r   dortigen  Geistlichkeit   und   der  ganzen  Nation  so 
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ist,  äusserst  zufrieden  sein.  Allein  S.  H.  kann  nicht  darse 
eingehen,  dass  in  dem  Falle  —  dessen  allerhöchste  Unwik- 
scheinlichkeit  auch  Ew.  etc.  zuzugeben  scheinen,  —  wo  näm- 
lich'ein  Capitel  ein  Subject  zum  Bischof  erwählte,  gego 
welches  die  Kegierung  aus  gerechten  Gründen  eingenommo 
wäre,  S.  M.  nicht  erlauben  würde,  dass  die  Acte  einer  sol- 
chen Wahl  an  den  h.  Stuhl  zur  Einholung  der  canonisc&ea 
Einsetzung  des  Erwählten  eingesandt  werde,  sondern  das 
in  diesem  Falle  das  Capitel  zu  einer  neuen  Wahl  schratai 
müsse.  Ew.  etc.  wissen  wohl,  dass  nach  canonischem  Reehfc 
von  dem  Punkt  der  Wahlen  bestimmt  ist,  wenn  die  WaM 
des  Bischofs  von  einem  zu  dieser  Handlung  befugten  Capitel 
vorgenommen  worden,  der  Gewählte,  falls  er  die  canoniscl» 
Eigenschaften  besitzt  und  falls  die  canonischen  Regeln  bei 
seiner  Erwählung  beobachtet  worden,  ein  unbestrittenes 
Recht  auf  die  apostolische  Bestätigung  erhält.  Dieses  Rechtes 
ihn  zu  berauben  wäre  eine  offenbare  Ungerechtigkeit,  wri 
dies  würde  der  Fall  sein,  wenn  man  die  Einsendung  des 
Wahlinstruments  an  den  h.  Stuhl  verhinderte,  und  dieser 
demnach  sich  ausser  Stande  gesetzt  fände,  den  Erwählten  so 
bestätigen.  Auch  könnte  das  Capitel  selbst,  nachdem  es  sek 
Recht  gesetzmässig  ausgeübt,  in  einem  solchen  Falle  nick 
zu  einer  neuen  Wahl  schreiten.  S.  H.  hofft  deshalb,  das 
der  Königl.  Preuss.  Hof  sich  überzeugen  werde,  wie  be- 
gründet diese  Bemerkungen  sind,  und  demzufolge  die  Idee 
aufgeben,  die  Bestätigung  des  Erwählten  zu  verhindern,  na 
sich  im  Voraus  gegen  einen  Fall  sicher  zu  stellen,  der,  wie 
der  h.  Vater  hoffe,  niemals  eintreten  wird,  indem  er  nicht 
zweifelt,  dass  die  Capitel  es  immer  als  ihre  Schuldigkai 
erkennen  werden,  Suojecte  zu  erwählen,  welche  die  erfor- 
derlichen Eigenschaften  besitzen  und  gegen  welche  die  Re- 
gierung nicht  gerechte  Gründe  hat,  eingenommen  xu  sein. 
Sollte  es  Seiner  Majestät  angenehm  sein,  im  Voraus  die  Sub- 
jeete  zu  kennen,  unter  welchen  die  Capitel  zu  wählen  habes. 
um  versichert  zu  sein,  dass  sich  darunter  keiner  befände. 
dessen  Erwählung  ihm  missfällig  sein  könnte,  so  ist  der  Un- 
terzeichnete vom  h.  Vater  ermächtigt,  für  diesen  Fall  vo^ 
zuschlagen,  dass  die  Wahlen  auf  folgende  Weise  gemach 
werden. 

So  oft  einer  der  Sitze  von  Cöln,  Münster  und  Trier  er- 
ledigt ist,  hat  das  Capitel  der  vacanten  Kirche  innei'  H> 
eines  Monats,  von  dem  Tage  der  Erledigung  an  gerect  £ 
dem  Ministerio  Sr.  Majestät  eine  Liste  von  canonisch-w  d- 
fähigen  Geistlichen  einzugeben,  um  demnächst  zu  der  T1  U 
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eines  derselben  zu  schreiten.  Sollte  nun  zufälliger  Weise 
unter  den  Candidaten  einer  sein,  gegen  welchen  die  Regie- 
rung gerechte  Gründe  hätte  eingenommen  zu  sein,  so  wird 
dieselbe  so  schnell  als  möglich  diesen  dem  Capitel  anzeigen, 
damit  er  von  der  erwähnten  Liste  ausgestrichen  werde,  so 
jedoch,  dass  auf  dieser  Liste  noch  eine  hinlängliche  Anzahl 
von  Subjecten  übrig  bleibe,  unter  welchen  der  neue  Bischof 
gewählt  werden  könne.  Hierauf  wird  das  Capitel  einen  der 
auf  der  Liste  gebliebenen  Candidaten  durch  canonische  Wahl 
zum  Bischof  ernennen  und  das  Wahlinstrument  in  authenti- 
scher Form  binnen  eines  Monats  an  den  Papst  einsenden. 
Der  gewöhnliche  Prozess  über  die  Eigenschaften  des  Er- 
wählten wird  vom  Papste,  nach  der  Natur  des  vorliegenden 
Falles,  entweder  dem  Bischof  einer  anderen  Diöcese  des 
Königreichs  oder  einem  andern  mit  einer  Würde  bekleideten 
Geistlichen  übertragen  und  der  zu  Promovirende  demnächst, 
sobald  der  Prozess  zu  Rom  angekommen  ist,  falls  er  die  ca- 
nonischen Eigenschaften  in  jener  Person  befindet,  möglich 
schleunig  in  der  gewöhnlichen  Form  zu  der  erledigten  Kirche 

Eromovirt  werden.  Wird  die  Wahl  nicht  für  canonisch  er- 
annt,  oder  der  zu  Promo virende  nicht  zu  den  erwähnten 
Eigenschaften  ausgerüstet  befunden,  so  wird  das  Capitel  zu 
einer  neuen  Wahl  schreiten  müssen.  Uebrigens  findet  der 
h.  Vater  in  den  vorgeschlagenen  Bedingungen  keine  Schwie- 
rigkeit, dass  nämlich  die  neuen  Erzbischöfe  und  Bischöfe 
der  sieben  Sitze,  die  in  der  Preuss.  Monarchie  bestehen 
werden,  entweder  aus  der  Mitte  der  betreffenden  Capitel  oder 
ausser  denselben  erwählt  werden,  ohne  Rücksicht  auf  adlige 
Geburt,  und  dass,  falls  die  Capitel  wünschen  sollten,  ein 
Subject  zu  erwählen,  welches  kein  Unterthan  des  Königs 
wäre,  sie  dazu  die  Erlaubniss  Sr.  Majestät  erbitten  und  er- 
halten müssen. 

Um  zu  dem  Entwürfe  der  Dotation  überzugehen,  welche 
Se.  Majestät  den  erwähnten  sieben  Diöcesen  anzuweisen  ge- 
denkt, so  nimmt  S.  H.  mit  Dank  den  Vorschlag  an,  dass  die 
Erzbischöfe  einer  Einnahme  von  45,000  Francs,  die  Bischöfe 
von  37,000,  die  Capiteldignitarien  von  7400,  die  Domherren 
von  3700  bis  5500  Fr.  und  endlich  die  Domicellarien  von 
740  Fr.  gemessen  sollen  und  dass  ferner  mit  Freigebigkeit 
für  die  YV  eihbischöfe ,  General- Vicare,  bischöflichen  Curien, 
Seminarien,  Hospizien  für  alte  Pfarrer  und  Correctionshäuser 
für  Geistliche  gesorgt  werden  solle.  Der  h.  Vater  vernimmt 
auch  mit  Vergnügen,  dass  die  Einkünfte  der  Fabrik  der 
Dom-   und   Catnedralkirchen  bleiben  werden,   und   dass  bei 
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ausserordentlichen   Bedürfnissen    auf  die   Freigebigkeit  des 
Monarchen  wird  gerechnet  werden  können. 
Vom  Quirinal,  den  6.  October  1820. 

Unterzeichnet : 
E.  Card.  ConsaWL 
Dem  Königl.    Preuss.  Ausserordentlichen    Gesandten  vsi 
Bevollmächtigten  Minister  Herrn  Niebuhr  etc.  etc. 

VII. 

Instruction  an  den  Gesandten  Niebuhr   durch  den  Stalte* 
kanzler  Fürst  Hardenberg  und  den  Minister    Grafen  v© 

Bernstorff  vom  23.  November  1820. 

Ew.  Hochwohlgeboren  haben  in  mehreren  Berichtes 
ausfuhrlich  dargestellt,  wie  Sie  unsere  Unterhandlungen  » 
Rom  wegen  der  Metropolitan-  und  Diöcesan-Circumscripü» 
eingeleitet  und  welchen  Erfolg  bisher  ihre  Vorschritte  gebah 
haben.  Gewiss  ist  es  für  uns  eine  sehr  angenehme  ObliegeB- 
heit,  Ihnen  den  grössten  Beifall  zu  bezeigen.  Die  grüfid- 
lichste  Kenntniss  des  Gegenstandes  und  der  Verbältnisse,  <& 
Personen  und  der  Sachen  sprechen  sich  überall  in  Ihre* 
Unterhandlung  und  in  Ihren  Berichten  aus,  und  wenn  wir 
uns  bestrebt  nahen  das  Ziel,  wohin  wir  zu  gelangen  wöfr 
sehen,  ganz  in  Gemässheit  der  Absicht  Sr.  Maj.  des  König* 
aufzustellen,  so  gebührt  Ihnen  der  Ruhm,  die  Mittel  zu  die» 
Zweck  mit  grosser  Umsicht  und  Localkunde  gewählt  « 
haben. 

Wir  haben  Sr.  Excell.  dem  Hrn.  Freiherrn  v.  Altea- 
stein  vom  ganzen  Detail  der  Angelegenheiten  eine  vollst!»- 
dige  und  anschauliche  Mittheilung  gemacht.  Auf  dieses 
Wege  ist  zwischen  den  Ansichten  des  gedachten  Herrn  Mi- 
nisters und  den  unsrigen  über  diesen  Gegenstand  ein  voB- 
ständiges  Einverständnis  erzielet  worden  und  wir  befind® 
uns  dadurch  im  Stande  Ew.  p.  die  gegenwärtige  naehtrif 
liehe  Instruction  zu  ertheilen,  welche  alles  Wesentliche  er 
schöpfen  und  gewiss  Ihren  Wünschen  entsprechen  wird. 

H.    Materialien.     A.    Erzbischofs-   und   Bischoft- 
wahlen durch  die  Capitel. 

Aus  Ew.  p.  Berichten  haben  wir  mit  des  Freihem 
v.  Altenstein  Excellenz  ersehen,  welches  Bestreben  de"  rö- 
mische Hof  zeigt,  den  Einfluss  des  akatholischen  Landes]  k* 
auf  die  Besetzung  der  erzbischöflichen  und  bischöF  Ik» 
Stühle  möglichst  zu  beschränken. 
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Bei  den  Unterhandlungen  über  das  Hannoversche  Con- 
cordat  ist  grosse  Schwierigkeit  über  die  Art,  wie  das  Ziel, 
dass  persona  principi  grata  bestimmt  werde,  zu  erreichen  sei. 

Wenn  Ew.  p.  äussern  in  Ihren  Berichten,  welches  grosse 
Gewicht  der  römische  Hof  gerade  darauf  lege,  dass  S.  Maj. 
der  König  sich  hierunter  dasjenige  gefallen  lassen  möge,  was 
angeblich  die  britische  Regierung  in  Ansehung  der  irländi- 
schen Bischöfe  sich  hat  gefallen  lassen,  oder  was  ihr  wenig- 
stens in  Antrag  gebracht  worden  ist,  nämlich  dass  das  Ca- 
pitel  sechs  Subjecte  bestimme,  von  denen  der  Landesherr 
annoch  eine  Ausstellung  anbringen  könne  ausser  im  Wege 
einer  zu  Rom  zu  suchenden  und  also  von  Rom  abhängenden 
Abhülfe. 

So  gerne  man  auch  diesseitig  in  minder  erheblichen 
Punkten  mit  Gefälligkeit  und  Nachgiebigkeit  entgegen  kommt, 
so  ist  dieser  Gegenstand  doch  zu  wichtig,  als  dass  man  dies- 
seitig nicht  das  Wesentliche  zu  verwahren  wünschen  sollte. 

Erstlich  ist  es  mit  jener  irländischen  Sitte  und  Ein- 
richtung gar  nicht  so  klar.  Ein  gedrucktes  Werk,  welches 
gar  nicht  in  den  Buchhandel  gekommen  ist,  was  wir  aber 
sorgfältig  aus  England  haben  herbei  schaffen  lassen,  eine 
Sammlung  zum  Gebrauch  des  Parlamentes  von  Berichten, 
Urkunden,  geschäftlichen  Notizen  über  kirchliche  Verfas- 
sungen besonders  über  landesherrliche  Rechte  in  Ansehung 
der  katholischen  Kirche  in  den  meisten  Ländern  der  Erde, 
besagt  nicht  ein  Wort  von  jenen  irländischen  Einrichtungen. 

Wie  dem  aber  auch  sein  möge,  so  ist  sie  in  deutschen 
Sitten  und  Verfassungen  sowie  den  preussischen  und  denen 
des  ehemaligen  Polen  gänzlich  fremd. 

Der  Vorschlag  von  sechs  tüchtigen  Candidaten  zur  Wahl 
würde  manches  Domcapitel  sehr  in  Verlegenheit  setzen,  selbst 
wenn  darunter  auch  Personen  vorgeschlagen  werden  dürften, 
die  nicht  zum  Capitel  gehören. 

Darum  scheint  es  besser  eine  Wahl  der  Capitel  ein- 
treten zu  lassen,  die  jeden  Wahlfähigen  und  sogar  Postula- 
tionsfähigen treffen  kann.  Ein  landesherrlicher  Commissar 
wird  ohnehin  zur  Wahl  abgeschickt,  durch  welchen  der 
Landesherr  seinen  Wunsch,  auf  welches  Subject  er  die  Wahl 
oder   die  Postulation  gerichtet  zu  sehen  hoffe,    zu  erkennen 

feben  kann.  Und  ist  gleich  dieser  Wunsch  kein  Befehl  und 
ieser  Punkt  nicht  geeignet,  ein  Gegenstand  der  Unterhand- 
lung mit  dem  röm.  Hofe  zu  werden,  so  hat  doch  der  Lan- 
desherr nach  dem  alten  und  neuen  deutschen  Kirchenrecht 
ein  Recht  zu   consentiren  in  die   Wahl  des  Gewählten   wie 
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in  die  Postulation   des  Postulaten,   welches  Recht  das 
zu  dissentiren  nothwendig  einschliesset,  sowie  das  Recht, 
Wahl  oder  die  Postulation  zu  bestätigen,  welches  das 
die  Bestätigung  zu  verweigern  einschliesset. 

Dieses    sind    die  Grundsätze,    auf  welche    S.  Maj. 
König     unabweislich    beharret     und    denen    gegenüber 
Nichts  in   die  Uebereinkunft   oder  Convention,  welches 
die  äussere  Form  derselben  sein  möge,  kommen  darf, 

Wird  demnach  nun  jenes  landesherrliche  Recht,  zu  ca 
sentiren  und  zu  bestätigen  fest  und  unwandelbar  aufrecht 
halten,  so  wird  das  Wahlrecht  der  Capitel  in  der  Form, 
wir  Ew.   p.  Einsicht  überlassen,   festgesetzt  werden  köi 
ohne    jene    zu    Rom    in    Antrag    gebrachte    dem  deut 
Kirchenrecht  und  den  deutschen   Sitten   fremde  Formen 
wählen. 

In  Ermland   waren   sehr   bestimmte  Wahlformen  hei 
bracht.    So  auch  in  Breslau,  in  Gnesen,  Posen,  Culm,  so 
zu   diesen  Erz-   und  Hochstiften  die  Wahl  einer  königliel 
Nomination    gleich   galt;    so   gross   war   der   landesherriic 
Einflu8s  auf  die  Wahl.     Dieser  Vortheil  Hesse  sich  viell« 
sicher  stellen,  wenn  in  Ansehung  der  oben  genannten 
Erz-  und  Bisthümer  da,  wo  von  der  Wahl  zu  denselben 
die  Rede  wäre,  hinzugefugt  würde:    „Nach  dem  bisher  h 
gebrachten  oder  nach  den  herkömmlichen  Formen." 

Einem  Diplomaten,  der  wie  Ew.  p.  mit  der  Kunde 
dortigen  Localverhältnisse  eine  gründliche  Kenntniss 
Geschichte  und  des  Kirchenrechts  verbindet,  wird  es 
lieh,  ja  vielleicht  leicht  und  wenn  schwer  desto  verd« 
licher  sein,  in  diesem  ganzen  so  sehr  wichtigen 
No.  II.  Lit.  A.  eine  Fassung  zu  finden  und  dort  annehmlic 
zu  machen,  welche  hierunter  die  landesherrlichen  Rechte 
das  landesherrliche  Interesse  völlig  sicher  stellet. 
Rechte  stehen  so  fest,  dass  sie  eines  römischen  Anerkennt 
nisses  nicht  bedürfen  noch  davon  abhängig  zu  machen  si 
Nur  darf  Nichts  gestattet  werden,  was  ihnen  zuwider  läuA 

VIII. 

Note  des  Preussischen  Gesandten  Niebuhr  an  den 
Consalvi.     De  dato  Palais  Savelli  den  16.  Dezember  1820. 

Conformement  a  ses  Instructions  le  soussigne  avaxt  ob-l 
serve*  dans  sa  note  de  22.  iuillet  que  le  roi  en  consent«  1  *| 
ce  que  les  chapitres  de  Cologne  et  de  Trfeves  exerceron  l*»| 
droits  d7une  libre  election,  droits  que  sa  Maj.  a  deja  r   tfn 
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mit*  et  garantis  au  chapitre  de  Munster,  croyait  devoir  faire 
connaitre,  avec  la  franchise,  qu'Il  aime  k  mettre  dans  la  de- 
claration  de  Ses  intentions,  que  dans  le  cas  anwai  tat' 
qu'invraisemblable  que  le  clioix  tombät  sur  uu  sujet  ina 
üble  II  ne  co iisen tirait  paa  k  ce  que  ce  clioix  füt  port 
vant  Je  Saint  Siege  pour  obtenir,  la  preconjsation  de 
Son  Kmmence  Mgr.  le  Cardinal  Secretaire  d'Etat  lui  ob 
a  ce  sujet  des  leur  premiere  Conference,  que  l'dlection 
tulaire  conferait  la  dignite  episcopale  et  qu  ainsi,  dans  1e 
position  du  cas  enonce,  le  diocese  se  trouverait  ave 
evßque  empßch^  d'exercer  ses  droits,  dont  le  chapiti 
pourrait  plus  le  priver.  Pour  obvier  a  rpecurrence 
Situation  auasi  penible  et  pernicieuse  Son  Eminence  se 
posa  l'adoption  du  mode  projette  pour  l'Irlande,  le  Han: 
et  les  dioceses  conipris  dans  loa  etats  protestants  de  1 
magne  meridionale,  qui  se  trouvent  developpes  dans  la 
du  6  octobre. 

Si  sur  ce  point  il  y  a  une  differenec  marquee  dai 
opinions  des  deux  cours  quant  k  la  forme,  il  est  du  i 
consolant,  et  on  peut  en  tirer  meilleurc  augure  pou 
aecord  final,  que  des  deux  cöte's  il  n'y  a  point  de  diff* 


sur  le  but  qu'on  se  propose.  Le  roi  desire  que  l'evßqu« 
uni  d'affection  et  de  confiance  reeiprouue  a  son  eha 
comme  e'tant  l'homme  de  son  clioix:   et  il  croit  utile,  qi 


soit  le  chapitre  qui  se  trouve  charge  envers  le  diocese 
respoiisabiOtti  de  sa  promotion;  mais  le  choix  pouran 
garer  il  preftre  exercer  le  droit  de  la  souverainete  b 
pecher  un  conflit,  au  Heu  de  le  faire  valoir  quand  il  i 
engage.  Le  Saint  Pfcre  de  son  cöte  ne  meconnait  pas 
bien  il  est  necessaire  que  les  qualites  personnelles  des  ev< 
soient  tolles  qu'elles  leurs  assurent  la  confiance  et  biet 
lance  du  Gouvernement. 

Le  souesigne  n'eat  pas  exaetement  au  fait,  des  objec 
qui  s'opposent  k  l'adoption  du  projet  du  Veto  k  exerce 
une  liste  de  Candidats,  mais  il  voit  que  l'opinion  du 
stere  du  roi  est  deeidement  prononcee  k  cet  egard.  II  j 
que  la  nouveaute  d'un  mode  propose  il  est  vrai,  mais 
qn'ici  nulle  part  esBaye,  a  cause  des  apprehensions.  II 
entrevoir  que  l'on  craint  que  l'incontestable  difficult 
reunir  plusieurs  candidats  dun  merite  reel,  pourrait 
lacer  sur  la  liste  des  noms  peu  faits  k  a'y  trouver,  et  q 
uite  par  une  des  bizarreries  dont  l'histoire  des  elections 
nite  taut  d'exemples,  le  choix  tombät  sur  un  individu  ai 
u  n'aurait  jamais  penne  s'il  n'avait  pas  fallu  faire  une 
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on    a   rafme  pu  craindre,    et   une  teile  c 

visionnaire,    que,    considerant   la    confecti 

liste  comme  Peffet  de  la  defiance,   des  hu 

n'auraient  Jamals  sunge  a  faire  un  choix  reprebensible,  p*f 

raient   par   depit   se    detenniner   a   compoaer  cette  lau  &a 

candidats,  les  uns  peu  agreables  au  gouvernement,  les  juim 

tela    qu'on    ne    saurait   les  y  laisser  seuls,    sana  exciterta 

plaintes,  qui  trop  iacilement  se  dirigeraient  contre  le  gonw 

nement. 

Le  soussigne"  convient  volontiere  qu'il  est  possible  if* 
des  suppositions  de  cette  nature  De  se  realiseraient  jtau 
mais  il  est  au&si  persuade  que  le  cas  d'une  election  drä& 
ment  contraire  aux  interets  du  gouvernement  est  trfc-pea» 
craindre:  et  si  contre  toute  attente,  U  düt  se  raanifcse 
quelque  tendence  de  cette  nature,  il  est  k  presumer  qoe  I» 
preheusion  de  provoquer  une  demarche  severe  de  la  panu 
Gouvernement  surarait  pour  la  reprimer. 

Aucun   chapitre  ne  saurait  ignorer  ä  quoi  le  Sourenii 
se  verrait  autorisö  daus  un  cas  eklatant,  sans  qu'ü  fütn«» 
saire    de    l'articuler      Ainsi  il    serait  dispose    a  engager  Si 
Eminence   Mgr.   le  Cardinal  Secretaire-d  Etat,  a  uartagtr » 
securite  ä  cet   egard ,  et  ä  passer  sotis  silence  ä  qui  w * 
reftre   qu'a  des  cas  extremes,  rares  et  improbables,  —  ak 
confianee    que  le  Ministere  de   Sa  Maj.  place  avec  ta 
justice   dans   les   hautea   lumieres  de  60 n  Eminence  e 
son   rare   don   de  trouver  la  Solution  des  problemes  1t 
dirociles,  ne  iui  imposaient  l'obligation  de  reclamer  sa 
veillante  attention  pour   celui-ci,   sans    que  le  soussigi 
autorise  a  proposer  un  moyen  de  conciliation. 

Cependant  il.s'en  est  presente  un  a  son  esprit,  1 
dulgence  de  Son  Em.  l'encourage  a  le  Lui  indiquer,  qu 
ignore  si  ce  moyen  satisferait  son  gouvernement  qoand 
il  düt  obtenir  l'assentiment  de  Son  Eminence. 

Ou  est  convenu  des  deux  cötes  que  dans  le  cas  < 
chapitre  voudrait  elire  un  individu  qui  ne  fut  pas  so 
Roi,  il  devra  obtenir  l'assentiment  pre'alable  de,  Sa  M 
dans  l'hypothese  du  projet  developpö  par  Son  Em.  ce 
pour  pouvoir  le  porter  sur  la  liste  des  candidats.  Cept 
il  est  clair,  qui  cet  individu  serait  si  deeidement  lob 
choix,  que  la  demarche  par  laquelle  le  chapitre  demsu 
lc  consentiment  du  Roi  serait  au  fond  une  ve'ritable  ef* 
et  tout  ce  qui  suivrait,  ne  servirait  que  pour  la  forme 

Or  comme  le  St.  Siege  reconnait  que  le  choix  di 
pitre  doit  tomber  sur  une  peraonne  qui  soit  regi  aor 
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ne  pourrait-on  pas  sans  heurter  le  moins  du  monde  les  regles 
canoniques  proc^der  de  la  maniere  suivante?  Le  chapitre 
s'assemblerait  pour  se  concerter  sur  le  sujet  qu'il  eurait 
pourvu  qu'il  ne  deplüt  point  au  ßoi:  il  ferait  connaitre  le 
resultat  de  sa  deliberation  et  sur  la  röponse  affirmative  il 
procäderait  a  une  election  formelle. 

Le  Soussigne  doit  r^p&er  que  oela  n'est  qu'une  id£e  k 
lui,  qu'il  emet  meme  avant  de  Tavoir  soumise  &  son  Gou- 
vernement. 

IX. 

|  Bericht  des  Preussischen  Gesandten'  Niebuhr  in  Born  an 
den  Staatskanzler  Fürst  Hardenberg  und  den  Minister 
Grafen  Bernstorff.     De   dato  Born  den  27.  Dezember  1820. 


Die  neue  Instruction  verwirft  durchaus  den  Antrag  des 
römischen  Hofes,  dass  die  Befugniss  missfallige  Subjecte  von 
der  Bischofs  wähl  zu  entfernen,  durch  Elimination  von  einer 
Candidatenliste  ausgeübt  werden  möge.  Sie  entscheidet  aber 
nicht,  welche  Form  an  deren  Statt  vorgeschlagen  werden 
solle,  sondern  überlässt  mir  eine  Fassung  zu  finden  und  an- 
nehmlich zu  machen,  welche  die  landesherrlichen  Rechte 
sicher  stelle. 

Wie  lebhaft  ich  nun  das  mir  hiermit  bewiesene  ehren- 
volle Vertrauen  erkenne,  ebenso  peinlich  ist  es  für  mich, 
wenig  Hoffnung  zu  haben,  hierin  den  Wünschen  meiner  hohen 
Vorgesetzten  zu  genügen.  Aus  der  Note  ist  ersichtlich,  und 
bedarf  keiner  weiteren  Auseinandersetzimg,  dass  ich  zuerst 
bestrebt  gewesen  bin,  den  Cardinal  zu  bewegen  den  ganzen 
Punkt  mit  Stillschweigen  zu  übergehen  —  wie  es  denn  für 
unser  Interesse  hinreicht,  wenn  gesagt  würde,  die  Wahl 
müsse  auf  eine  Person  fallen,  die  neben  den  übrigen  Eigen- 
schaften auch  regi  grata  sei;  da  es  aber  wenigstens  höchst 
unwahrscheinlich  ist,  dass  man  sich  dabei  beruhige,  so  habe 
ich  einen  andern  Vorschlag  gethan,  der  durch  scheinbare 
Bestimmtheit  und  Vereinbarkeit  mit  den  canonischen  Formen 
vielleicht  weniger  scheu  macht,  als  jenes  Stillschweigen.  Ich 
habe  aber  vorsichtiger  Weise  ihn  nur  als  Privatgedanken 
aufgestellt,  und  nichts  hindert  ihn  zu  desavouiren,  wenn  er 
Ew.  Durchl.  und  Ew.  Exe.  missfallen  sollte,  falls  der  Cardi- 
i  1  Staatssecretair  ihn  nicht  abwiese. 

Es  ist  mir  noch  nicht  gelungen  irgend  eine  Aeusserung 
<  ««selben  über  diesen  Gegenstand  hervorzulocken;  ich  kann 
J  Ser  nicht  verschweigen,  dass  er   die  Verwerfung  der  von 

Friedberg,  Staat  und  Bischofswahlen.    Beilagen.  2 
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ihm  vorgeschlagenen  Form  mit  einer  mehr  als  gewöl 
Empfindlichkeit  und  Lebhaftigkeit  aufgenommen,  welches  äj 
nicht  unerwartet  gewesen  ist 

Ich  mus8  Ew.  Durchl.  und  Ew.  Excell.  bitten  in&i 
wägung  nehmen  zu  wollen ,  dass  die  Form  des  von  ö»j 
Candidatenliste  auszuübenden  Veto  hier  in  der  wahrhiil 
aufrichtigen  Absicht  den  Landesherrn  gegen  todd* 
würdige  Wahlen  zu  sichern,  ohne  einen  Conflict  nothwsÄ 
zu  machen,  angenommen  worden,  und  dass,  wenn  man  m 
nur  in  die  Ansichten  nicht  bloss  der  römischen  Curie,  so- 
dem  der  katholischen  Geistlichkeit  versetzen  will  und  bat 
wohl  keine  erdacht  werden  kann,  welche  dem  Fried« fr 
derlicher  wäre.  Ein  Veto  nach  vollbrachter  Wahl  ist « 
wahrer  Streit  zwischen  Regierung  und  Domcapitel  und  aai 
unleugbaren  canonischen  Grundsätzen  würde  es  alleidiBgi 
zur  Folge  haben,  dass  eine  sedes  impedita,  nicht  vacans® 
träte,  welchem  Zustande  gar  nicht  abzuhelfen  wäre,  ab* 
dem  die  Wahl   doch  vor  den  Papst  gebracht  und  vonfei 

Genehmigt  würde.  Ich  kann  betheuern,  dass  der  rcmiscti 
[of,  —  und  in  diesem  Punkt  nicht  bloss  der  weiterseh 
Cardinal  Consalvi  —  die  Wahl  von  Bischöfen,  welche 
den  Höfen  nicht  in  gutem  Vernehmen  stehen,  als  eine 
mität  zu  betrachten  klug  und  erfahren  genug  ist  Aber 
giebt  mehr  Punkte  als  wir  in  protestantischen  Ländern» 
zuerkennen  geneigt  sind,  in  denen  der  Papst  Auswege  sadsa 
muss,  um  zu  thun,  was  er  selbst  als  heilsam  erkennt  M 
bekenne  freimüthig,  dass  ich  in  jener  Form  nichts  SachtÜ 
liges  und  Bedenkliches  zu  finden  vermag.  Es  kann  immff1 
hin  nicht  ganz  leicht  sein,  eine  Liste  von  sechs  anerbiri 
würdigen  Kandidaten  zu  bilden;  doch  auch  so  gar  sei** 
nicht,  da  ja  nach  dem  eigenen  System  der  Regierung  & 
Wahl  nicht  auf  Personen  des  Capitels  beschränkt  sein  §fli 
Sehr  weislich  hat  die  Instruction  für  die  Bischöfe  keine » 
dem  als  die  canonischen  Qualificationen  vorgeschlagen.  «* 
Punkt  worin  sowohl  die  Hannoverische  als  die  Frankfa* 
Instruction  gröblich,  ja  lächerlich,  gefehlt:  denn  Beide 
dergestalt  mit  Qualificationen  überladen,  dass  es  wohl 
leicht  sein  möchte  auch  nur  drei  Subjecte  in  Vorschlag 
bringen.  Dagegen  wird  sich  bei  uns  die  Wahl  einer 
auf  einen  ehrwürdigen  Pfarrer,  der  kein  Gelehrter  ist, 
dererseits  auf  einen  frommen  Edelmann,  der  ebenso 
academisch  zu  pi;omoviren  fähig  wäre,  wenden  köwK 
dieser  Weite  und  Breite  möchte  ich  es  selbst  übernel  ® 
einer  Diöcese,  wo  ich  nicht  fremd  wäre,  eine  Liste  " 
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Candidaten  zu  verfassen,  unter  denen  kein  einziger  vor- 
komme, dessen  Name  unwürdig-  sei,  darauf  zu  erscheinen. 
Denn  darauf  kommt  es  ja  nur  allein  an:  ein  Mann  ist 
Gegenstand  der  Wahl  der  Regierung:  einer,  derselbe  oder 
ein  Anderer,  des  Domcapitels;  die  übrigen  werden  nur  auf 
die  Liste  gesetzt,  um  einen  anstössigen  Candidaten  der  Dom- 
herren so  glimpflieh  als  möglich  zu  entfernen.  Wie  viel  ist 
Glimpf  nicht  werth ! 

Ich  muss  mir  noch  erlauben  einige  factische  Irrthümer 
in  der  Erörterung  dieses  Punktes  zu  berichtigen. 

Das  Veto  an  der  Candidatenliste  ist  von  mir  nicht  als 
eine  irländische  Sitte   und  Einrichtung  angeführt 
worden.     Seit  der  Reformation   werden  die  irländischen  Bi- 
schöfe vom  Papst  auf  Vorschlag  der  Propaganda  ernannt, 
doch  ist  diese  päpstliche  Ernennung  factiscn  dadurch  so  gut 
als  auf   eine  blosse  Institution  beschränkt,    dass  der  jedes- 
•  malige  Bischof  mit  Zuziehung  der  Pfarrer  einen   Coadjutor 
in  Vorschlag  bringt,  den  die  Propaganda  nach  eingezogenen 
Erkundigungen  bestätigt,  wenn   nicht  die  unter  der  irländi- 
schen   Geistlichkeit    sehr   häufigen   Intriguen    und    Verklat- 
schungen Hindernisse  in  den  Weg  legen.    Katholische  Dom- 
capitel  existiren  seit  Heinrich  VIEL  in  Irland  nicht;  vor  Alters 
hatten   diese,   wie  in  England  ein  freies  Wahlrecht.     Jene 
neue  Form  ward  in  den  Conferenzen,  welche  Lord  Grenville 
mit  dem  katholischen  Geistlichen  Dr.  Milner  im  Jahre  1806 
hielt,  ausgedacht,  da  Lord  Grenville  und  seine  Freunde  die 
'  Domcapitel   wieder   errichten   wollten.     Sie  missfiel   den   bi- 
!  gotten  Priestern  in  Irland   und  wird  von  der  Majorität  der- 
|  selben    noch   jetzt   als   eine   ganz  unzulässige  Einmischung 
I  eines  häretischen   Fürsten  verworfen,  ja  sie   gehen   soweit, 
i  dass  sehr  allgemein  die  beiden  berühmten  Rescripte  der  Car- 
!  dinäle  Quarantotti  und  Litta  als  pflichtwidrig  und  nicht  ver- 
bindlich verworfen  worden  sind.    Auf  der  andern  Seite  hängt 
|  das  englische  Ministerium   an  diesem  Veto   als  an  der  Be- 
dingung der  Emancipation,   und  mit  Recht,  denn  wenn  in 
Deutschland  eine  Regierung  getrost  die  Wahl  um  so  freier 
lassen   kann,  je  weniger  sie   sich  hineinmischt,  so  ist  es  in 
Irland  anders,  wo  allerdings  eine  monströse  Coalition  von  wil- 
den Republikanern  und  bigotten  Priestern  existirt  und  ohne 
Vorsicht    der  Regierung   einen  gefahrlichen  Menschen  zum 
Episcopat  bringen  könnte.    Daher  war  jene  Wahlform  höchst 
gerau  verklausulirt  in  Herren  Cannings  Bill  v.  Jahre  181S 
'  ein  -erückt  und  Lord  Castlereagh  machte  sie  zu  einer  Haupt- 
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bedingung  der  Einwilligung  der  Minister   in  seine 
Mehreres  verlangte  er  aber  auch  nicht. 

In  der  Sammlung  zum  Gebrauch  des  Parlaments,  wom 
die  Instruction  redet,  kann  allerdings  davon  die  Reaeokk 
sein,  da  es  eine  vom  britischen  Ministerium  und  romkia 
Hofe  gewünschte  aber  noch  nicht  verwirklichte  Form  Ü; 
jene  Sammlung  aber  nur  eine  crude  Zusammenstellung  m 
"Notizen  über  bestehende  Einrichtungen  ist.  Denn  Ü 
glaube  nicht  zu  irren,  dass  diese  Sammlung  der  Bepri 
ist,  welchen  Sir  John  Con.  Hippesley  abgestattet  hat.  hm 
vielleicht  nicht  überflüssig  gelegentlich  zu  warnen,  die* 
Sammlung  nicht  zu  viel  Cnauben  zu  schenken,  da  sie  neta 
einigen  sehr  guten  unzählig  viele  elende  und  &lsche  K*fc 
richten  enthält.  Der  Verfasser,  welcher  die  traurige  WA 
tigkeit  hat,  die  unglückliche  Verwerfung  der  Canning 
Bill  bewirkt  zu  haben,  ist,  wie  ich  glaube,  jetzt  todt;  er  1 
oder  ist  ein  alter  Thor,  welcher  Gespenster  sah  und 
begreifen  konnte,  dass  der  römische  Hof  nicht  mehr  de 
wie  vor  200  Jahren  ist:  er  hatte  zu  Englands  Unglück  M 
Reputation  von  Gelehrsamkeit  in  den  katholischen  geisdiw 
Verhältnissen  und  über  diesen  Punkt  glaubte  ihm  Maßdd 
der  sonst  über  ihn  lachte,  wie  man  es  ziemlich  ohne  Ja 
nähme  that. 

In  Deutschland  ist  diese  erst  vor  14  Jahren  von  e^ 
fremden  höchst  protestantischen  Regierung  erdachte  F^ 
allerdings  noch  fremd:  denn  eine  katholische  braucht«! 
nicht,  da  sie  wenn  sie  sich  absolut  mit  der  VerantwoOT 
der  Bischofswahlen  beladen  will,  die  Ernennung  erJaa^ 
kann :  —  aber  Hannover  hat  in  diesem  Punkte  ohne  Schrt 
rigkeit  eingewilligt  und  die  Frankfurter  Versaml 
lung  hat  sie  vorgeschlagen  etc. 


X. 

Schreiben  des  Ministers  von  Altenstein  an  den  Staat 
ler  Fürsten  Hardenberg.     De  dato  Berlin  den  23.  Fe 

1821. 

Man  war  nämlich,  was  den  ersten  DüFerei 

die  Verleihung  der  bischöflichen  Würden 
darin  mit  Ew.  Durchlaucht  erleuchteter  Ansicht  ganx  ei 
standen,    dass  es  besser  sei,   im  äussersten  Falle  die  F« 
rung  des  römischen  Hofes  nachzugeben,  die  sich  jedoch 
auf  die  westlichen  Bisthümer  erstreckt,  als  durch  be1. 


r 
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Weigerung  den  Abschluss  noch  länger  aufzuhalten  oder  gar 
scheitern  au  machen. 

Nur  wäre  es.  doch  vorher  des  Versuches  werth,  ob  jener 
Hof  nicht  zu  bewegen  sei,  es  in  Ansehung  der  westlichen 
Bisthumer  ebenfalls  bei  dem  in  Deutschland  hergebrachten 
freien  Wahlrechte  ohne  Vorschlag  bestimmter  Personen  zu 
belassen  und  nicht,  seinem  sonstigen  Systeme  ganz  zuwider, 
auf  einer  Neuerung  zu  bestehen,  indem  man  diesseits  beim 
alten  Herkommen  sich  beruhigt.  Der  König  behielte  sich 
bloss  das  Recht  vor,  das  auch  von  den  deutschen  Kaisern, 
als  vormaligen  höchsten  Oberherrn,  ausgeübt  worden  ist, 
einen  Wahl  -  Commissarius  zu  senden,  der  dem  Domcapitel 
die  Gesinnungen  und  etwaigen  Wünsche  des  Monarchen 
eröffnet  Uebrigens  entscheidet  das  Resultat  der  canonisch 
vollzogenen  Wahl,  deren  Verwerfung,  ausser  dem  Fall  eines 
canonischen  Mangels,  niemals  stattfindet.  Da  man  zu  Breslau 
auf  diesem  Wege  mit  »Sicherheit  zum  Ziele  gelangt,  warum 
sollte  er  nicht  auch  zu  Cöln,  Trier  und  Münster  betreten 
werden? 

Ich  will  die  Möglichkeit  nicht  läugnen,  dass  ein  Capitel 
sich  erkühnte,  gegen  den  erklärten  Wunsch  des  Landesherrn 
eine  Wahl  zu  vollziehen.  Allein  dieser  Fall  bleibt  eine  po- 
litische Seltenheit,  die  nur  unter  ganz  ausserordentlichen 
Voraussetzungen  wirklich  werden  Kann.  Die  gemeinste 
Klugheit  muss  es  den  Capitularen  einleuchten  machen,  dass 
der  gescheidste  und  gottseligste  Mann,  den  sie  wählen  könn- 
ten, bei  erklärter  Abgunst  aes  Hofes,  in  beständiger  Gefahr 
schwebt,  sie  und  die  Kirche  in  unseligen  Kampf  zu  ver- 
wickeln. Gesetzt  aber,  ein  so  seltner  Fall  käme  zu  Stande: 
So  hat  eine  Macht  wie  Preussen  es  immer  in  ihrer  Gewalt 
dem  Gewählten  bei  dem  ersten  Anlass  von  Ungehorsam  die 
Schwere  ihres  Arms  so  hart  empfinden  zu  lassen,  dass  auf 
drei  Menschenalter  hinaus  alle  Domcapitel  gewarnt  würden, 
sich  missfälliger  Wahlen  zu  enthalten. 

Nach  dieser  Form  bliebe  die  Wahl,  ausser  was  der  Hof 
durch  Rath  und  Ueberredung  vermag,  durchaus  frei  und 
es  würde  Nichts  geneuer t.  Die  Capitel  wären  also 
so  zu  sagen  besser  daran,  als  wenn  sie  eine  Candidaten- 
liste  einzureichen  verpflichtet  sind  und  der  Römische  Hof 
könnte  von  diesem  Standpunkte  aus  die  Bewilligung, 
die  er  Preussen  macht,  sehr  gut  gegen  Hannover  und 
die  süddeutschen,  nicht  katholischen  Höfe  vertreten.  Es 
scheint  nur  darauf  anzukommen,  dass  ihm  die  ungegründete 
Besorgniss   genommen   werde,    der    Staat   behalte   sich   vor 
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nach  wirklich  vollzogener  Wahl  noch  ein  Veto  geltt-ci  r 
machen.  Ein  so  grosser,  sowohl  politischer  als  kirchü 
Skandal  darf  niemals  stattfinden. 

Der  von  dem  Herrn  Gesandten  auf  eigene  Gefahr  f 
machte  Vorschlag,  heimlicher  und  zugleich  bedingter  Wu 
len,  die  so  lange  fortgesetzt  werden,  nis  man  auf  eine  k 
Könige  gefällige  Person  trifft,  hat  nichts  wider  sich,  *■?- 
der  römische  Hof  ihn  sich  gefallen  lägst  Nur  würde  :■ 
Absendung  einer  königlichen  Wahlbotschaft,  die  wegen  fe 
Person,  die  gewählt  oder  nicht  gewählt  werden  soll,  g-sj 
mit  Weisung  versehen  ist,  doch  immer  Bedürfniss  bleiben 
Muss  aber  der  Eintracht  wegen  der  römische  Yorselk; 
angenommen  werden,  welcher  dahin  geht: 

dass  das  Domcapitel  dem  Könige  eine  Liste  von  «& 
Candidaten  einreicht,  die  Se.  Majestät  auf  drei  zu  vtnz- 
dem  befugt  ist,  aus  welchen  Dreien  dann  ein  Bischof  4? 
Erzbischot  gewählt  oder  postulirt  wird,  ohne  da«  w 
Verwerfung  der  Person,  ausser  etwa  nach  canonüdK 
Gründen  Statt  habe, 
so  scheint  doch  nöthig,  dabei  zweierlei  festzusetzen;  nüm!Ü 

1)  dass  die  Wahlliste  nur  von  dem,  zur  Wahl  versaa- 
melten,  und  dazu  gehörig  einberufenen  Capitel,  und  nix 
vor  Ankunft  des  Königlichen  Bevollmächtigten,  entwarf 
werde. 

2)  dass,  um  auf  die  Wahlliste  gebracht  zu  werden,  vs 
respective  majora  praesentis  capituli  genügen,  und  ds& " 
dieser  Weise  jeder  darauf  gebracht  werden  kann,  fe 
überliaupt  nur  eligibel  oder  postulabel  ist 


XI. 

des   Cardinal   Consalvi    Delle    stanze   del   Quirinär 
9  Fobbrajo  183L 

.  D  Sottoscritto  non  si  tratterä  a  far  rilevare  a  V.  E 
icolta  incontrata  dal  Ministero  di  S.  M.  relativameR 
todo  per  la  elezione  dei  Vescovi  propoato  nell«  ** 
ttosentto  del  6  di  ottobre  si  riduce  sostanzialmeo  ■ 
arevedere  un  caso  estremo,  raro,  improbabile,  e  in«* 
anche  impossibile  attese  le  qualita  degli  Elettori.  t  * 
he  devono  concorrere  nelle  peraone  eligibili.  ^  ■  * 
ma  accenna  una  tale  osservazione  nella  sua  n  i  • 
;emhre.  Lo  spirito  di  conciliazione  che  anima  il 
e  il  desiderio  della  Santa  Sede  di  condurre  feü> 
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e  sollecitamente  al  termine  la  trattativa  l'obbligano  a  limi- 
tarsi  a  proporre  all  E.  V.  quel  partito,  che  non  volendosi 
adottare  il  progetto  proposto  nella  nota  del  6  Ottobre,  fe 
Funico  che  rimanga  alla  Santa  Sede,  e  che  basando  sul  con* 
vincimento  del  S.  Padre  della  magnanimitk  di  carattere  di 
S.  M.  Prussiana,  del  favore  cou  cui  si  degna  riguardare  i 
Suoi  Sudditi  cattolici,  della  lealtk  e  saviezza  del  Suo  Governo 
e  deir  attaccamento  e  venerazione  del  clero  Prussiano  verso 
il  loro  amato  Sovrano,  non  potrk  non  incontrare  l'approva- 
zione  della  Maestk  Sua  ed  il  consentimento  del  Suo  lllumi- 
nato  Ministero.  Di  ciö  &  tanto  piü  persuaso  il  Sottoscritto 
in  quanto  che  il  Progetto  che  Egli  viene  a  proporre  coincide 
nella  sostanza  con  quello  imaginato  dall  &.  V.  e  non  se  ne 
allontana  che  nelle  forme  per  armonizzarle  con  i  principj 
costantemente  professati  della  S.  Sede. 

Posto  che  non  si  h  creduto  espediente  di  fare  un  Con- 
cordato  con  S.  M.  Prussiana  per  regolare  gli  affari  eccle- 
siastici  dei  Cattolici  nei  suoi  Dominj  il  S.  Padre  nella  bolla 
che  emanerebbe  per  decretare  la  nuova  circoscrizione  Dioce- 
sana  nei  Dominj  Prussiani,  si  limiterebbe  a  dire  riguardo  al 
metodo  di  eleggere  i  Vescovi,  che  „in  tutte  le  vacanze  delle 
Sedi  (da  nominarsi  in  essa  Bolla)  i  rispettivi  Capitoli  ele- 

feranno     il    nuovo    Vescovo    secondo    le    solite 
orme   canoniche." 

Contemporaneamente  alla  emanazione  di  questa  Bolla  il 
S.  Padre  indirizzerebbe  ai  Capitoli  suddetti  un  Breve  episto- 
lare,  nei  quäle  dopo  aver  loro  fatto  rimarcare  la  liberalitk 
con  la  quäle  S.  M.  Prussiana  ha  somministrato  alla  Santita 
Sua  i  mezzi  per  la  sossistenza  e  riordinamento  di  quelle  dio- 
cesi  rimaste  per  tanto  tempo  in  uno  Stato  di  languore7  e 
dopo  avere  ad  essi  manifestato  che  vien  loro  mantenuto  e 
preservato  il  diritto  della  elezione  dei  loro  Vescovi  tanto 
accetto  alla  Germania,  li  esorterk  ad  una  Specialissima  cura 
nella  scelta  di  buoni  Pastori  rammentando  loro  la  esortazione 
fatta  nella  Sess*  n.  4.  cap.  1.  de  Reformatione  dal  Sacro 
Concilio  di  Trento  a  tutti  quelli  che  in  qualsiyoglia  maniera 
devono  concorrere  alla  elezione  dei  Vescovi.  Quindi  il  S. 
Padre  insinuerk  loro  che  per  mantenere  la  concordia  fra  le 
due  Potestk  tanto  utile  per  operare  il  bene  ed  acciö  i  Ves- 
covi con  tranquillitk  e  lioertk  possano  riempire  i  loro  doveri, 
<  *  i  Fedeli  esercitare  la  loro  Religione,  facciano  cadere  le 
]  ro  Scelte  sopra  Soggetti  i  quali  oltre  le  qualitk  volute  nei 
gcovi  dei  Sacri  Canoni  riuniscano  anche  la  prudenza  tanto 
i     essaria  in  chi  deve  governare,  ed  il  non  essere  ingrati  al 


24  SIL     Note  Niebahr«  v.  20.  Man   1 

He,  cose  delle  quali  si  atsicaranno  primiii; 
venire  all'  atto  formale  della  elezione  aecoidi 
le  forme  canoniche  . . . 


Kote   des  Preusstschen  Gesandten  Niebulrr    an    den  Csrä- 
nalataataaecretar  Consalvi.    De  Dato  20.  Marx  US. 

Le  Soussigne'  Envoye  Extraordinaire  et  Minisire  pläi- 
potentiaire  de  3.  M.  le  Roi  de  Prasse  pr&s  le  St.  Siege  i« 
einpresse*  de  transmettre  au  ministere  du  Koi  sod  »uga* 
mattre  la  note .  que  S.  Emm.  Mgr.  le  Cardinal  Consaln  J* 
cr^taire  d'Etat  de  Sa  Saintete  lui  a  fait  1'honnenr  de  H 
adreaser  en  date  du  9.  FeVrier  et  c'est  avec  vive  satisfattta 

3ue  malgre*  la  distance  qui  separe  les  deux  capitata.  « 
ans  une  epoque  de  crise  qui  detourne  force'ment  latteno* 
des  GouvernemenB  du  soin  paisible  de  regier  les  niaütariacn, 
il  se  voit  deja  eu  etat  de  communiquer  a  S.  E.  M.  le  Cardi- 
nal les  vuea  du  Roi  sur  le  petit  nombre  des  points  qui  * 
»ont  pas  encore  regle's  d'un  accord  reciproque.  Tonjowi 
prete  a  rendre  justice  aux  intentions  du  Koi  et  de  Sod  G* 
vernement  au  sujet  de  l'importante  negotiation  que  le  So» 
signä  a  eu  l'honneur  de  traiter  avec  la  Cour  de  Korne,  S.E. 
M.  le  Cardinal  Secretaire  d'Etat  verra  Sans  doute  dai  s  etat 
aeceleration  des  derniers  pas.  qui  restaient  a  faire  une  jirent 
non  equivoque  du  voeu  smeere  et  ardent  du  Roi  de  proenrer 
le  plut&t  posaible  a  Sea  aujets  catholiques  le  retablisseme* 
complet  et  stabile  des  Institution  b  que  S.  M.  se  plait  i  re- 
connaitre  leur  €tre  dues,  et  qu'Elle  eprouve  une  ssna&ctt* 
particuliere  a  devoir  a  la  tranebe  et  confiante  amiti 
Pere  si  pre'cieuae  an  Roi. 

Le  Soussigne"  ne  croit  point  se  tromper  en  coi 
comme  reduits  a  quatre  seulement  les  points,  sur 
on  avait  eneore  besoin  de  s'entendre,  avant  de  pom 
cäder.a  l'expe*dition  des  bulle»  de  circonscription. 

1  y  avait  divergence  d'opinions  au  sujet  des  me 
pröcaution  a  arrfiter  pour  prevenir,  dans  les  diocest 
a  la  monarehie  a  une  epoque  plus  re"cente,  des  funestet 
dans  l'61ection  des  evfiques:  erreurs  .plus  nuisible 
aux  interets  de  l'eglise  qu'a  ceux  de  l'Etat  S.  M.  p 
que  les  chapitres  ecouteroot  avec  v^neration  et  d< 
voix  de  leur  supreme  pasteur,  aeeepte,  comme  pl< 
rassurante  la  proposition  contenue  dans  la  note  d 
Mgr.  le  Cardinal  Secretaire  de  l'Etat,  de  leur  rappet 
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un  bref,  formant  une  partie  essentielle  des  actes  constitutifs 
de  ces  chapitres,  et  leurs  obligations  envers  S.  M.  et  les  ve- 
ritables  intirets  de  leurs  ^glises  par  rapport  aux  choix  qu'ils 
seront  appell^s  a  faire. 

XIII. 

Note  des  Cardinal  Consalvi  an  den  Preussischen  Gesandten 
Niebuhr.    Delle  Stanze  del  Quirinale  25.  Marzo  1821. 

II  vivo  desiderio  del  Santo  Padre  di  vedere  sollecita- 
mente  condotto  ad  un  felice  termine  la  trattativa  intrapresa 
con  la  Regia  Corte  di  Prussia  per  la  nuova  sistemazione 
delle  Diocesi  della  Monarchia,  ed  il  suo  impegno  di  veder 
paghi  i  voti  di  Sua  Maestk  Prussiana  diretti  al  vantaggio  dei 
feuoi  Sudditi  Cattoüci  hanno  determinato  la  Santita  Sua  ad 
occuparsi  senza  alcuna  dilazione  del  contenuto  nella  Nota  di 
Vostra  Eccellenza  del  10  del  corrente.  Sua  Santita  ha  ve- 
duto  con  la  maggior  soddisfazione  che  la  confidenza  e  la 
lealta  reciproca  hanno  condotto  la  trattativa  al  suo  termino. 

llprimo  punto  che  restava  a  combinarsi  quello  cioe  re- 
lativo  al  modo  di  eleggere  i  Vescovi  trovasi  felicemente  sta- 
bilito  coli'  aver  S.  M.  Prussiana  riconosciuto  pienamente  ras- 
sicurante  il  modo  proposto  dal  Sottoscritto  nella  Sua  Nota 
del  9  di  Febbrajo,  adesivamente  al  quäle  S.  Santita  contem- 
poranamente  alla  emanazione  della  Bolla  di  Circoscrizione 
indirizzera  ai  Capitoli  un  Breve  Epistolare  esprimendo  i  sen- 
timenti  indicati  nella  citata  Nota . . . 

XIV. 

Bericht  des  preussischen  Gesandten  Niebuhr  an  den  Minister 
der  auswärtigen  Angelegenheiten  Grafen  von  BernstorfF 

vom  27.  März  1821. 

Es  gereicht  mir  zur  grossen  Freude,  Ew.  Excellenz 
unterthänigst  melden  zu  können,  dass  unsere  Unterhandlung 
mit  dem  römischen  Hofe  zum  erwünschten  Abschlüsse  ge- 
langt ist,  wie  ich  denn  hierbei  eine  letzte  Note  von  mir 
d.  d.  20.  d.  M.  ehrerbietigst  überreiche.  Jetzt  wird  unge- 
säumt an  die  Abfassung  der  Bullen  geschritten  werden. 

Wir  verdanken  diese  so  glückliche  Beschleunigung  etc. 
der  Heise  Sr.  Durchlaucht  des  Herrn  Staats -Kanzlers 
hierher  u.  s.  w. 

Die  Note  vom  9.  Februar  er.  reducirt  die  noch  zu  ent- 
scheidenden Punkte  auf  vier. 
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1.  Die  Massregeln,  um  anstössigen  oder  unangenehme 
Bischofswahlen  vorzubeugen.  Da  des  Herrn  Minister  Fiat 
v.  Altenstein  Exe.  Sich  beifallig  über  meinen  in  der  S*t 
vom  16.  Dec.  ausgesprochenen  Vorschlag  (anstössigen  oia 
unangenehmen  Bischofs  wählen  vorzubeugen)  —  geinaet 
so  faud  Se.  Durchlaucht  der  Herr  Fürst  Staatekanzler  in 
so  weniger  Anstand,  das  Anerbieten  des  Cardinais  sunt 
nehmen,  dass  der  Papst  die  Capitel  durch  ein  Breve  anro 
sen  liess  (lasse),  sich  zu  vergewissern,  dass  seine  Wahl  doi 
Hofe  nicht  missfällig  sei,  und  dagegen  von  einer  Candidttn- 
liste  die  Rede  nicht  sein  solle.  Denn  in  der  That  ist  einer- 
seits die  Vergewisserung  über  jene  Wohlgef&lligbejt  des  tt 
Erwählenden  nur  durch  eine  der  förmlichen  Wahl  tarn- 
gehende  verbindende  Deliberation  möglich;  es  steht  im 
Staate  natürlicher  Weise  frei,  dazu  einen  Commissarius  ab- 
zuordnen; ja  es  ist  einleuchtend,  dass,  da  die  Wahl  in  (ja 
möglich  kürzesten  Frist  geschehen  soll,  seine  Anwr™** 
nothwendig  ist.  Hierüber  braucht  der  Staat  sich  v< 
nichts  bewilligen  zu  lassen  und  man  muss  darüber! 
den  hiesigen  Hof  kein  Wort  verlieren,  da  er  durch  dß; 
derung,  die  Form  anzuerkennen,  nur  zu  einem  Widf 
veranlasst  werden  würde,  wie  denn  dieser  Punkt 
nover  hartnäckig  und  nutzlos  debattirt  worden  ist 

Das  päpstHche  Breve  gewährt  übrigens,  im  Fall  & 
Capitel  ihre  Pflichten  gegen  die  Regierung  bei  der  Will 
aus  den  Augen  setzen  sollten,  unzweifelhafte  Mittel  der  BV 
medur.  Der  Papst  würde,  nach  einer  Darstellung  des  Vor- 
gefallenen, dem  Erwählten  die  Institution  gewiss  nicht  er 
theilen. 

XV. 

Bericht  des  preusaischen  Gesandten  Uiebuhr  vom  18. 
182L 

Hiermit  habe  ich  die  Ehre,  Ew.  Durchlaucht  und 
Exe.  endlich  die  so  lange  verzögerte  Bulle,  nebst  : 
authentischen  Transsumpten ,  einen  für  Ein  Hohes  Ei 
Hohes  Ministerium  der  auswärtigen  Angelegenheiten  und  e 
für  den  Herrn  Fürstbischof  von  Ermland;  ferner  mit 
begleitenden  Breven,  nämlich  einen  an  den  Herrn  Fi 
bischof  von  Ermland,  fünf  an  die  Capitel  der  deots 
Diöcese,  drei  an  die  preussisohen  und  polnischen,  ui 
thänigst  zu  überreichen.    Datirt  von  vorgestern  (den  lc 
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befindet  sich  Alles   seit  demselben  Tage  vollständig  in  mei- 
nen Händen. 


7.  Bischofswahl. 

Ueber  diesen  so  wichtigen  Abschnitt  kann  ich  mich  eben 
wegen  der  Wichtigkeit  des  Gegenstandes  kurz  fassen,  da 
diese  Wichtigkeit  alles  im  Gedächtniss  Ew.  Durchlaucht  und 
Ew.  Excellenz  erhalten  haben  wird,  was  darüber  seit  dem 
Vorschlage  des  Cardinal-Staats-Secretairs,  eine  Candidaten- 
liste  und  das  Veto  anzunehmen,  bis  zu  dem  durch  die  Note 
vom  20.  März  nach  Ew.  Durchlaucht  hier  ertheilten  In- 
structionen angenommenen  Antrag,  die  deutschen  Capitel 
durch  ein  Breve  anzuweisen,  dass  der  zu  ernennende  Seiner 
Majestät  angenehm  sei,  verhandelt  worden  ist. 

Dieses  Breve  ist  meiner  Ueberzeugung  nach  vollkommen 
befriedigend  abgefasst  und  enthält  ferner  die  Autorisation 
mit  Genehmigung  des  Königs  auch  einen  Nichtunterthan, 
jedoch  immer  nur  einen  Deutschen  zu  wählen.  Wenn  Mgr. 
Mazio  ähnliche  Breven  auch  für  die  preussischen  und  pol- 
nischen Capitel  aufgedrungen  hat,  welche  ich  allerdings  über- 
sende, so  Können  diese  nur,  ohne  dass  davon  Gebrauch  ge- 
macht werde,  bei  Seite  gelegt  werden.  Denn  die  Bulle  sagt 
ausdrücklich,  dass  das  Gnesner  Capitel  zur  (Schein-)  Wahl 
des  Erzbischofs  concurrire.  Hierüber  beziehe  ich  mich  auf 
meinen  unterthänigen  Bericht  vom  2.  Juni,  welcher  darthut, 
dass  diese  Form  allerdings  unvermeidlich  war,  weil  man 
Gnesen  als  Concathedrale  erhalten  wollte,  wie  es  die  In- 
struction vom  23.  November  ausdrücklich  ausspricht. 

Diese  Kirche  zu  einer  simpeln  Collegiata  herabzusetzen, 
wäre  eine  offenbare  Verletzung  des  Königlichen  in  der  mir 
rnitgetheilten  Cabinetsordre  gegebenen  Worts  gewesen,  und 
hätte  jeden  Polen  tief  verwunden  müssen.  Die  Anerkennung 
des  Breslauer  Capitels  in  einer  Form,  welche  für  dasselbe 
alle  Ansprüche  der  ausgeschlossenen  Domherren  ausschliesst, 
ist  in  diesem  Abschnitt  enthalten,  und  konnte  nur  hier  und 
so  verlangt  werden.  Der  Himmel  weiss  wie  sauer  es  auch 
so  geworden  ist  und  wie  lieb  es  mir  gewesen  sein  würde, 
wenn   ich    hätte  ahnden  können,   dass   aas  Ministerium   der 

feistlichen   Angelegenheiten  es  jetzt  vorzieht,    das   vacante 
tisthum  ausserordentlich  vom  Papste  besetzen  zu  lassen  etc. 
Korn,  den  18.  Juli  1821. 

gez.  Niebuhr. 
An  Seine  Durchlaucht  den  Königl.  Staats-Kanzler  Herrn 
Fürsten  von  Hardenberg  und  Seine  Excellenz  den  Königl. 
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Pr.  Geh.  Staate-  und  Cabinete-Minister  der  Auswärtigen  An- 
gelegenheiten, Herrn  Grafen  von  Bernstorff." 


Note  des  Cardinal  Lambruachini  an  den  konigL  auwer- 
ordentL  Bevollmächtigten  Grafen  von  Brühl.     Delle  Staue 
del  Quirinale  Li  23  Settembro  1841. 

Essen  do  condotte  a  termine  le  trattative  che  hanno  far- 
mato  l'oggetto  della  repUcata  missione  de]!'  Eccellenza  Vostrt 
e  della  pienza  dei  poteri ,  ond'  e  stata  rivestita  da  S.  3t  i 
Re  di  Prussia,  il  Sottoseritto  Cardinale  Segretario  di  Stalo  si 
affretta  a  farfe  officiale  communieazione  dei  singoli  relsön 
articoli,  perche  dopo  averli  Ella  rieonoseiuti  del  tutto  cw 
t'ormi  a  quanto  e  stato  gia  concertato  in  voce  possa  dara 
corso  agli  atti  necessarj  alla  completa  eseeuzione  della  cusi 
Pertanto  le  note  vertenze  sull'  Areivescovado  di  Colonia  vea- 
gono  di  aecordo  ultimato  nel  modo  che  segue. 

6)  Che   le  elezioni  dei  Veacovi  in  tutto  il  Regno  si 

faranno  esattamente  secondo  le  preserizioni  della  Bulla  de 
Baiute  animarum,  ed  il  relativo  Breve  di  Pio  VII  di  es.  tut 

Bote   des  Grafen  Brühl  an  den  Cardinal  Lambruachini  de 
Dato  Rom  den  24.  September  1841. 

Le  SouBsigne  ä  lUionneur  d'avviser  la  reeeption  de  la  not; 
que  S.  E.  R.  Mgnore  le  Cardinal  Secretaire  d'Etat  de  S.  ü. 
a  bien  voulu  lui  adresser  en  date  du  23  courant,  et  seit 
presse  sV  repondre,  que  .  .  . 

6.  Quant  ä  l'election  des  evgques  les  pr&criptions  de  1« 
Bulle  de  Salute  animarum,  ainsi  que  le  Bref  de  Pie  VU  qui 
y  a  rapport,  seront  toujourB  scrupuleuaement  observes  du» 
toute  la  monarchie. 


Gutachten  des   Göttinger  Professor  Pianok  vom  22.  Octhr. 

1816,  betreffend  den  Abschluas  eines  Hannoverischen 

Conoordatea. 

Ueber  mehrere  besondere  Bestimmungen  wird  man  oi 
gegen  bei  der  Regulirung  jener  Formen  übereinkomr- 
müssen,  nach  welchen  dem  Papste  die  Ausübung  seines  C 
firmations-  und  Consecrationsrechtes  neuer  Bischöfe  » 
von    protestantischen     Regierungen    bei    ihren    kathobsr 
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Landesbischöfen  zu  gestatten  sein  möchte.  Wenn  die  ka- 
tholische deutsche  Kirche  wieder  Metropoliten  erhielte,  so 
dürfte  es  sich  freilich  sehr  bezweifeln  lassen,  ob  es  gerade 
nothwendig  wäre,  die  deutschen  Bischöfe  noch  fernerhin  durch 
den  Papst  confirmiren  und  consecriren  zu  lassen.  Ein  volles 
Jahrtausend  hindurch  glaubte  man  allgemein  in  der  Kirche, 
dass  dies  recht  füglich  durch  die  Metropoliten,  und  dass  es 
nur  durch  diese  geschehen  könne;  wenn  also  schon  auch 
die  Praxis  der  päpstlichen  Confirmationen  und  Consecrationen 
ein  Alter  von  mehreren  Jahrhunderten  für  sich  hat,  so  könnte 
doch  ein  Antrag  zu  der  Wiederherstellung  der  älteren  in 
dieser  Beziehung  sehr  scheinbar  motivirt  werden.  Jedoch 
bei  den  peuen  Begriffen,  die  man  jetzt  über  den  Zweck  und 
über  die  Wirkung  der  päpstlichen  Confirmation  aufgestellt, 
und  auch  in  das  Canonische  Recht,  wie  in  die  päpstliche 
Kanzleisprache  eingeführt  hat,  würde  man  immer  noch  einen 
etwas  schwierigen  Kampf  darüber  zu  bestehen  haben,  denn 
nach  diesen  neuen  Begriffen  wird  jedem  Bischöfe  durch  die 
päpstliche  Confirmation  erst  die  erforderliche  Mission  er- 
theilt,  die  er  nothwendig  haben  muss,  und  nur  von  dem  Ober- 
haupte der  Kirche  erhalten  kann.  Ausser  diesem  könnte  es 
noch  sehr  in  Frage  kommen,  ob  es  nicht  doch  das  Bessere 
sein  dürfte,  wenn  auch  nach  der  Wiederherstellung  von  Me- 
tropolitan- Verhältnissen  für  die  deutsche  Kirche  das  Confir- 
mationsrecht  ihrer  Bischöfe  dem  Papste  gelassen,  und  zwar 
unter  diesem  oder  einem  andern  Namen  gelassen  würde;  we- 
nigstens lassen  sich  der  möglichen  Fälle  und  Verwickelungen 
mehrere  denken,  in  welchen  man  dabei  leichter,  als  bei  jeder 
andern  Observanz  zurecht  kommen  möchte.  Doch  aa  es 
sich  kaum  absehen  lässt,  wie  die  Schwierigkeiten  beseitigt 
werden  können,  die  der  Wiederherstellung  der  Metropolitan- 
Verhältnisse  in  der  deutschen  katholischen  Kirche  im  Wege 
stehen,  so  wird  es  am  fferathensten  sein,  nur  über  Dasjenige 
zu  handeln,  was  man  allenfalls  an  den  bisherigen  Formen  des 
päpstlichen  Einschreitens  und  Verfahrens  dabei  geändert  zu 
sehen  wünschen  möchte:  aber  man  wird  hier  erst  nur  zu 
wenigen  und  meistens  leicht  erfüllbaren  Wünschen  Veran- 
lassung finden. 

So  kann  es  einmal,  über  welche  Besetzungsart  der 
Bisthümer  man  sich  auch  vereinigen  mag,  dem  Papste  nicht 
verwehrt  werden,  dass  er  bei  jedem  neuen  Bischöfe,  der  ihm 
zur  Consecration  präsentirt  wird,  noch  vor  der  Ertheilung 
von  dieser  auch  fortdauernd  eine  Art  von  processus  infor- 
mativu8  einleiten  und  anstellen  mag,  wodurch  er  die  Ueber- 
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zeugung  erhalten  muss,  dass  ihm  keines  der  kanonischen  Er- 
fordernisae  zu  dem  Amte ,  und  seiner  Anstellung  selbst  kerne 
der  gesetz-  oder  vertragsmässigen  Erfordernisse  zur  Gültig- 
keit fehlt.  Dies  iat  in  dem  ganzen  Verhältnisse  begründe-, 
in  welchem  der  Papst  dabei  betrachtet  werden  muss:  eise 
schickliche  und  anstandige  Ausübungsart  dieser  Befugnis 
wird  sich  aber  leicht  genug  auch  für  das  anderweitige  cew 
Verhältnis  ausmitteln  lassen,  in  welches  der  Papst  dabei 
mit  einer  protestantischen  Regierung  kommen  könnte. 

Auch  ohne  Hinsicht  auf  dies  letzte  wird  es  dafür  nöthig 
sein,  auf  eine  Veränderung  jener  Eidformel  anzutragen,  deren 
Beschwörung  bisher  von  jedem  Bischöfe  bei  seiner  Confir' 
mation  gefordert  wurde;  wahrscheinlich  wird  jedoch  die  rö- 
mische Curie  selbst  jedem  Antrage  zuvorkommen ,  der  des- 
halb an  sie  gebracht  werden  könnte.  Man  hat  hier-  das  Un- 
schickliche und  zu  keinem  Zeit  Verhältnisse  mehr  Passende 
jener   Formel   schon   allzu   lange  erkannt  und  allzu  lebhaft 

fefühltj  als  dass  man  nicht  wünschen  sollte,  jede  Discusskii 
arüber  zu  vermeiden.  Man  hat  eben  deswegen  nicht  nur 
in  dem  letzten  Concordate  mit  Frankreich  den  französischen  — 
sondern  schon  vorher  den  Bischöfen  der  österreichischen  Erb- 
länder   den    Gebrauch    einer   ganz   veränderten    Formel  ra- 

festanden;   wenn  also   höchstens  vorgeschlagen  würde,  daas 
ie  neuen  Bischöfe   in  Zukunft   ebenfalls   nach  der  österrei- 
chischen   Formel   verpflichtet   werden  sollten,    welche  unbe- 
denklich genug  ist,  so  dürfte  man  gewiss  keinen  Widerspn 
zu  befürchten  haben. 


Unter  die  Reservate  dieser  Art  gehört  unstreitig  vor  al 
andern  das  Besetzungsrecht  oder  doch  ein  Antheü  an  d 
BeBetzungsrechte  der  Kirchlichen  Aemter  und  Stellen,  i 
ganz  besonders  das  Besetzungsrecht  der  Bisthümer,  das  a 
sich  zuerst  anzusprechen  versucht  fühlen  möchte.  Es  £ 
aber  gar  zu  stark  in  die  Augen,  dass  der  Staat  weder  diu 
sein  Inspections-  noch  durch  sein  Verhütungsrecht  eil 
natürlichen  Anspruch  darauf  bekommen  kann.  Denn  e 
sehr  wirksame  Ausübung  des  einen  und  des  andern  ble 
ihm  immer  noch  möglich,  wenn  er  auch  bei  der  Besetzt 
der  Bisthümer  und  anderer  kirchlichen  Aemter  nicht  i 
mittelbar  einwirken,  sondern  höchstens  nur  ein  Recusati 
recht  dabei  anbringen  kann ;  eben  so  stark  fällt  es  jee 
in  die  Augen,  wie  vielfach  wichtig  und  wünschenswertr 
fUr   eine   protestantische  Regierung   sein  mag,    dass  ihr 
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nächst  das  Ernennungsrecht  ihrer  katholischen  Bischöfe  über- 
lassen wird  5  daher  mag  es  denn  freilich  der  Mühe  werth  sein 

1)  darüber  mit  dem  Papste  zu  handeln,  worüber  es  auch 
genug  zu  verhandeln  geben  wird. 

Man  darf  allerdings  hoffen,  dass  der  Papst  disponirt 
•werden  kann,  in  dem  zu  schliessenden  Concordate  auch  den 
protestantischen  Regierungen  das  Ernennungsrecht  ihrer  ka- 
tholischen Landesbischöfe  zu  überlassen.  Sie  können  zwar 
höchstens,  oder  die  Kegenten  können  höchstens  in  ihrer  Qua- 
lität als  neue  Stifter  und  Fandatoren  der  Bisthümer,  also 
höchstens  unter  dem  Titel  des  Patronatrechtes  Ansprüche 
darauf  machen;  man  kann  sich  aber  unmöglich  verhehlen, 
wie  viel  sich  unter  den  Umständen,  welche  die  neue  Stiftung 
der  Bisthümer  veranlasst  haben,  von  römischer  Seite  gegen 
diesen  Titel  excipiren  lässt.  Hingegen  kann  man  sich  darauf 
berufen,  dass  schon  seit  langer  Zeit  fast  alle  katholischen 
Regierungen  in  den  Besitz  des  Nominationsrechtes  ihrer 
Landesbischöfe,  und  zwar  mit  der  Einwilligung  der  Kirche 
und  ihres  Oberhauptes,  gekommen  sind,  und  dies  mag  die  Hoff- 
nung wahrscheinlicher  begründen,  dass  sich  diese  Einwilligung 
auch  für  die  neuern  Bisthümer  wird  erhalten  lassen.  Selbst 
ein  katholischer  Schriftsteller1)  der  über  das  neue  mit  dem 
Papste  zu  schliessende   Concordat  seine  Vorschläge  bekannt 

gemacht  hat,  trug  daher  kein   Bedenken   darauf  anzutragen, 
ass    das  Nominationsrecht   der  Bischöfe    für  jede   Landes- 
regierung  auch  in  Deutschland  gefordert  werden  sollte. 

Ganz  sicher  dürfte  übrigens  doch  nicht  darauf  zu  rechnen 
sein,  dass  die  Forderung  von  päpstlicher  Seite  so  leicht  be- 
willigt werden  möchte.  Es  lässt  sich  ja  so  leicht  in  ein  höchst 
auffallendes  Licht  stellen,  wie  viel  Bedenkliches  für  die  Re- 
ligion selbst  daraus  entspringen  könnte,  wenn  einem  pro- 
testantischen Landesherrn  das  Ernennungsrecht  katholischer 
Bischöfe  zugestanden  würde.  Das  wird  man  in  Born  schwer- 
lich unbenutzt  lassen;  ja  wenn  es  dazu  käme,  dass  von  Seiten 
des  ganzen  deutschen  Bundes  über  das  Concordat  unter- 
handelt würde,  so  könnte  man  vielleicht  versuchen,  ob  sich 
nicht  auch  die  katholischen  Regierungen  disponiren  Hessen,. 
um  dieses  Umstandes  willen  von  der  Forderung  abzustehen. 
Wenn  aber  die  römische  Curie,  da  sich  doch  die  katholischen 
Regierungen  schwerlich  dazu  bringen  lassen  werden,  sich  zu- 
letzt noch  entschliesst,  sie  auch  den  protestantischen  einzu- 
räumen, so  wird  man  dies  vorzüglich  einem  andern  Umstände 

*)   S.  Ideen  zu  der  Organisation   der  deutschen  Kirche.    Ein  [Beitrag 
zum  künftigen  Concordate.     Frankfurt  1814. 
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zu  danken  haben,   durch    den  sie   dabei  in   die   Verlegen!« 
einer  etwas  zweifelhaften  Wahl  gesetzt  werden   mag. 

Man  wird  nämlich  zu  Rom  selbst  fühlen,  dass  man  jen 
nicht  mehr  mit  dem  Ansinnen  hervortreten  darf,  dasä  ie& 
Regierung  die  Ernennung  ihrer  Bischöfe  dem  Papste  nV 
lassen  möchte.  Höchstens  wird  man  es  hier  für  nwgtÜ 
halten,  sie  überreden  zu  können,  dass  man  ihm  bei  den  m 
einzurichtenden  Bisthümern  die  erste  Ernennung1  am  sciiid- 
Heilsten  übertragen  könnte;  aber  man  kann  nicht  Äu» 
denken,  dass  sie  ihm  das  Recht  dazu  für  immer  abtretet 
würden,  und  bo  wird  man  sich  dann,  wenn  man  doch  ta&  ■ 
den  Regierungen  das  Nominationsrecht  nicht  lassen  *& 
selbst  darauf  anzutragen  gezwungen  sehen,  dass  die  ata 
Ordnung  der  Bischofs  wählen    wieder  hergestellt   werden  sofi 

Sobald  aber  dies  zur  Sprache  käme,  so  könnte  jede  tV 
gierung  mit  der  besten  Art  Bedingungen  machen,  welche  3c 
die  Erreichung  alles  Desjenigen,  was  sie  bei  dem  eignes  Si- 
minationsr echte  abzwecken   möchte,   eben   so  gewiss  sieben  ' 
müssten.     Es  müsste  ihr  wenigstens  eingeräumt  werden,  da  . 
die  Wahl   eines   neuen  Bischofs    nie  anders,    als   nach  üW  I 
vorher  eingeholten  Erlaubniss  vorgenommen,  dass  sie  nur  is 
der  Gegenwart  eines  dazu  von  ihr  abgeordneten  Commuean  I 
angestellt,  und  dass  sie  erst  nach  ihrer  einheilten  Bestäl 
für  gültig  gehalten  werden  dürfe.     Pur  alles  dies  lassei 
nicht   nur   so  viele  Gründe,   sondern   auch  eine  so  alti 
allgemeine   Observanz  anführen,  dass  gar  nicht  darüb« 
stritten    werden    kann.      Wenn    aber   bei  der  neuen  Eil 
tung  der   bischöflichen  Capitel,    denen  natürlich  die  TV 
zu    überlassen    wären,     nur    einige    Rücksicht    daraid 
nomnien    würde ,    so   müsste   schon  dadurch  jeder  Regit 
ein  Einfluss  auf  die  Wahlen  gesichert  werden,  der  ihr  i 
mehr  zu  wünschen  übrig   Hesse.     Wenigstens  könnte  g 
keine   etwas  verlieren,  wenn  die  alte  Ordnung  der  Ws 
in  einer  schicklichen  und  der  neuen  Lage  der  Kirche  9 
messeneren  Form  wiederhergestellt  würde;  aber  gerade 
wegen  wird   es  höchst   wahrscheinlich  zu  der  alten  Ord 
nicht  wieder  kommen,  von  welcher  sich  sonst  die  kathol 
Kirche    nach    andern   Beziehungen   manche   Vortheile 

Z rechen  könnte.  Die  katholischen  Bundesstaaten  we 
■s  Nominations recht  ihrer  Bischöfe,  in  dessen  Be 
sie  sich  zum  Theil  schon  befinden,  nicht  wieder 
geben;  die  übrigen  werden  es  deswegen  insgesammt  eben 
ansprechen,  und  die  römische  Curie  wird  endlich  nachge 
weil  sie  doch  bei  der  Alternative,  zwischen  der  sie  aller 
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wählen  hat,  nichts  zu  gewinnen  hoffen  kann.  Vielleicht 
wird  man  noch  davon  sprechen,  dass  sich,  die  protestantischen 
Regierungen  mit  einem  beschränkten* Präsentationsrecht  be- 
gnügen könnten,  nach  welchem  sie  allenfalls  dem  Papste  zwei 
oder  drei  Subjecte  vorschlagen  möchten,  aus  welchen  dieser 
den  Bischof  zu  ernennen  nätte;  aber  auch  darauf  dürfte 
schwerlich  beharrt  werden,  sobald  von  ihrer  Seite  erklärt 
wird,  dass  man  den  Antrag  unannehmlich  finde. 

Sollte  es  aber  dazu  kommen,  dass  in  dem  abzuschliessen- 
den  Concordate  auch  den  protestantischen  wie  den  katho- 
lischen Landesherren  das  Nominationsrecht  ihrer  Bischöfe 
zugestanden  würde,  so  dürften  vorzüglich  noch  über  ein  paar 
Punkte  dabei  einige  vorläufige  Bestimmungen  nöthig  werden. 

Einmal  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  eine  Regierung 
nur  solche  Subjecte  zu  Bischöfen  ernennen  darf,  die  alle  ca- 
nonische Erfordernisse  zu  dem  Amte  haben,  und  dass  es 
dem  Papst  frei  gelassen  werden  muss,  bei  dem  Abgange  von 
einem  dieser  Erfordernisse  seine  Confirmation  zu  verweigern, 
wenn  er  nicht  selbst  zu  einem  dispensirenden  Nachlasse  sich 
bewogen  findet.  Dabei  könnte  es  jedoch  in  Frage  kommen, 
ob  es  nicht  gerathen  sein  möchte,  ausser  den  canonischen 
Erfordernissen  jetzt  noch  einige  andere  für  die  neuen  Bi- 
schöfe festzusetzen?  Man  könnte  z.  B.  bestimmen,  dass  der 
neue  Bischof  immer  ein  Landeseingeborner,  dass  er 
vorher  in  dem  gremio  des  Capitels  oder  Mitglied 
von  diesem  gewesen,  dass  er  auch  wohl  einige  Zeit  in 
einem  mit  einer  Seelsorge  verbundenen  geistlichen  Amte  ge- 
standen sei,  und  dass  er  ein  etwas  höheres,  als  das  cano- 
nische Alter  von  dreissig  Jahren  erreicht  haben  müsste. 
Solche  Bestimmungen  könnten  sich  noch  mehrere  vorschla- 
gen lassen;  so  zweckmässig  aber  auch  einige  darunter  sein 
möchten,  so  deckt  sich  doch  leicht  auf,  dass  und  warum  es 
der  Klugheit  gemässer  sein  wird,  einer  conventionsmässigen 
Uebereinkunft  darüber  auszuweichen.  Es  wird  wenigstens 
abzuwarten  sein,  ob  man  von  päpstlicher  Seite  etwas  davon 
in  Anregung  bringen  wird;  wenn  aber  dies  wahrscheinlich 
nicht  geschehen  wird,  so  hat  man  gewiss  auch  nicht  nöthig, 
ßich  selbst  an  weitere  Bedingungen  zu  binden,  von  denen 
doch  wohl  von  Zeit  zu  Zeit  auch  eine  Ausnahme  räthlich 
und    selbst    für    das    Beste   der    Kirche    zuträglich    werden 

k    ante. 

Eine  eigene  Bestimmung  möchte  hingegen  in  der  Con- 
v  iition  über  die  Fälle^  in  welchen  der  Papst  einem  von  dem 
I  mdesherrn  ernannten  Bischöfe  die  Confirmation  verweigern 

Friedberg,  Staat  und  Bischofs  wählen.    Beilagen.  3 
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dürfte  —  jedoch  nur  die  folgende  nöthig  sein:  Beruhen ä 
Gründe  zur  Verweigerung  der  Bestätigung  in  solchen  Tk 
Sachen ,  die  eine  notorietatem  juris  für  sich  haben  und  ü 
drücklich  in  den  Canonen  als  irregulär  machend  ausgesproda 
sind ,  so  wird  sich  die  Regierung  bescheiden ,  dass  sie  i 
Bestätigung  des  Papstes  keineswegs  zu  erwarten  beredt^ 
ist;  sind  aber  die  Ursachen,  welche  das  ungünstige  Crtia 
des  Papstes  über  die  Untauglich keit  eines  ihm  vorgesA 
genen  Subjects  bestimmen,  nicht  in  den  Canonen  ausgedncb 
aber  auch  nicht  factisch  und  juridisch  erwiesen,  so  hat* 
auch  seinerseits  kein  Recht,  auf  der  Weigerung  zu  besteh« 
aber  in  jedem  der  beiden  Fälle  mag  eine  Unterhandlung* 
treten,  durch  welche  ein  Vergleich  darüber  eingeleitet  «* 
den  kann. 

Ausser  diesem  möchte  endlich  noch  dabei  in  Fi* 
kommen,  ob  ein  Termin,  zu  bestimmen  sein  dürfte,  inner» 
dessen  die  landesherrliche  Komination  zu  einem  vacaÄ 
Bisthume  an  den  Papst  gebracht  werden  müsste,  und** 
in  dem  Masse  zu  bestimmen  sein  dürfte ,  dass  in  dem  F* 
des  nicht  beobachteten  Termins  das  Recht  an  den  h£ 
überginge  ?  Zuverlässig  wird  man  wenigstens  von  Seite « 
römischen  Curie  darauf  antragen,  und  die  Billigkeit  derFtf 
derung  eines  noth wendig  zu  setzenden  Termins  kann  wm 
sich  auch  gewiss  nicht  verhehlen :  wollte  man  sich  aber  i» 
die  Zwangsclausel  gefallen  lassen,  nach  welcher  das  nicht  ßT 
gehörigen  Zeit  gebrauchte  Recht  an  den  Papst  deroWs 
werden  sollte,  so  wird  nur  dafür  zu  sorgen  sein,  da** 
Termin  nicht  allzu  kurz  bestimmt  wird.  Auf  sechs* 
nate  möchte  er  in  jedem  Falle  auszudehnen  sein, 
könnten  leicht  Umstände  eintreten,  welche  die 
Wiederbesetzung  eines  vacanten  Bisthums  erschwerten 
inconvenient  machten,  und  wenn  auch  diese  nicht  immer 
träten,  so  könnte  eine  sechsmonatliche  Vacanz  für  die 
auf  keine  Weise  schädlich  werden,  wohl  aber  manche } 
vortheile  gewähren.  Zu  wie  vielen  nützlichen  und  nöi 
Zwecken  können  nicht  allein  die  Vacanzgelder  ve 
werden  ? 

XVIII. 

Instruction  der  hannoverschen  nach  Rom  zu  entaent 

Gesandtschaft 

§■  2. 
Jeder    Bischof  wird  von  der  Landesherrschaft  & 
und  der   päpstlichen  Confirmation  präsentirt,  worauf,  * 
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selbige  erfolgt  ist,  durch  päpstliche  und  landesherrliche  Com- 
missarien  gemeinschaftlich  die  Investitur  erfolgt. 

Sollte    dieser    Artikel    Anstoss    finden,     so    kann    man 
äussersten  Falls  nachgeben,  dass  die  Bischöfe  durch  das  Ca- 

1>itel  des  erledigten  Stuhls  unter  Direction   eines  landesherr- 
ichen  Commissarii  erwählt  werden.    In  diesem  Falle  ist  fest- 
I     zusetzen,  dass  ohne  besondere  landesherrliche  Erlaubniss  kein 
anderer   erwählt  werden  könne,  als  ein  Mitglied  der  beiden 
Capitel  im  Königreiche '). 

!  §•  3. 

I  Im  letztgedachten  Falle  muss  der  erwählte  Bischof  päpst- 

liche Confirmation  nachsuchen  und  diese  kann  nicht  ohne  An- 
iiihrung  der  Ursachen  verweigert  werden. 

!  §-4-. 

|  Der  von   dem  Papste    confirmirte  Bischof  muss  ausser 

der  Huldigung  einen  Eid  ableisten,  der  in  dem  abzuschliessen- 
|  den  Concordate  vorzuschreiben  ist,  und  wobei  der  in  den 
|     K.  Oesterr.  Staaten  übliche  zur  Norm  dienen  kann. 

1  m  §•  5. 

i  Bei   eintretender    Sedisvacanz   muss   zu  dem   erledigten 

Stuhl    binnen    sechs   Monaten    nach   dem  Todesfalle   wieder 

I  präsentirt  werden.  Wenn  solches  unterbleibt,  fallt  die  Er- 
nennung dem  päpstlichen  Stuhle  zu. 

XIX. 

Depesche  des  hannoverschen  Gesandten  von  Ompteda  an 
1  seinen  Hof  vom  0.  Juni  1817. 

|  Hierhin  gehört  vornehmlich  das  schon  so  oft  besprochne 

Recht  der  bischöflichen  Ernennung.  Dass  in  Beziehung  auf 
I  diesen  Punkt  die  von  Ew.  etc.  mir  gnädigst  ertheilte  Instruc- 
!  tion  manchen  Schwierigkeiten  begegnen  und  vielleicht  selbst 
'  einige  Modificationen  derselben  unabwendbar  sein  dürften,  ist 
\  schon  in  früheren  Berichten  von  mir  ehrerbietigst  bemerkt 
worden.  Die  Schwierigkeit  beruht  hauptsächlich  auf  dem"  in 
!  Rom  festgehaltnen  Princip,  dass  dem  heiligen  Stuhl  allein 
das  Recht  zustehe  die  bischöflichen  Sitze  zu  providiren,  dass 
nur  in  Folge  einer  besondern  Concession  einzelnen  Fürsten 
dieses  Recht  delegirt  werden  könne,  solches  aber  einem  pro- 
t<  tantischen  Fürsten  einzuräumen  den  Begriffen   der  katho- 


*)   Dieser  Absatz    fiel  nach  Leiste  Vorschlägen  fort;   statt  dessen  der 
n  im  Texte  S.  65  erwähnte  Passus. 
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lischen  Kirche  bestimmt  zuwider  und  kein  Beispiel  dieser  Aä 
jemals  Statt  gefunden  habe  noch  denkbar  sei  Dem  Wrack 
auch  protestantischen  Gouvernements  bei  solchen  bischofikia 
Ernennungen  in  den  vorkommenden  Fällen  sich  jederzeit  *i 
fährig  zu  bezeigen,  und  auf  diese  Weise  dem  Regenten  diel* 
stimmteste  Theilnahme  an  der  Wahl  stillschweigend  zq  f 
statten,  findet  man  zwar  kein  Bedenken  nachzugeben;  awj 
diese  Zusage  zum  Gegenstande  einer  förmlichen  8tipul&toai 
machen,  wird  als  unthunlich  dargestellt  Im  Jahre  18U?  ward* 
Würtembergischen  Gouvernement  etwas  Aehnliches  in  es» 
geheimen  Artikel  zwar  eingeräumt,  allein  dieses  Verepred* 
ist  nachher  zurückgenommen  und  die  Convention  nie  i*& 
cirt  worden.  Was  in  dieser  Rücksicht  in  den  preusad* 
polnischen  Bisthümern,  wo  das  Wahlrecht  den  Capitein  wä 
zusteht.  Statt   findet,   geschieht  auch  nur  durch  sülsch** 

fende  Uoncession,  nach  welcher  der  Papst  den  ausgedrückt! 
königlichen  Wunsch  zwar  stets  berücksichtigt  hat;  ^m 
ein  Recht  in  dieser  Beziehung  nie  anerkennen,  noch  weigt 
vermöge  einer  Convention  bestätigen  würde.  Ein  gW^ 
Verhäftniss  besteht  mit  Russland.  Mit  Oesterreich  fcÄ» 
Bestimmungen  nach  Maassgabe  der  Provinzial-Verhatort 
Statt.  In  Ungarn  hat  der  Regent  als  Apostolischer  Kiq 
vorzügliche  Attributionen.  Portugal  und  Spanien  haben  i*j 
möge  besonderer  päpstlicher  Vergünstigungen  de  jure  «■ 
Ernennungsrecht;  das  damals  allmächtige  Frankreich  ab* 
bekam  es  im  letzten  Concordat,  nur  mit  der  besondero  C» 
sei,  dass ,  wenn  jemals  der  erste  Consul  von  ander«  * 
katholischer  Religion  sei,  alsdann  das  Ernennungsrecht  a 
ipso  cessire.  Und  sowie  der  Cardinal  Consalvi  ^  ~* 
signore  Mazio  mir  bereits  vorläufig  zu  erkennen  g*f5** 
haben,  dass  dieses  Recht  durch  den  Buchstaben  e*ner'^]f 
vention  einem  protestantischen  Fürsten  zuzugestehen  dar*; 
aus  unmöglich  sei ,  ebenso  stimmt  auch  die  Ansicht  der  * 
fahrensten  und  mit  den  hiesigen  Geschäften  vertont** 
Personen,  welche  ich  hierüber  consultirt  habe,  darin  übeflj 
dass  ein  solches  Verlangen  allerdings  in  Rom  unerrde»" 
sein  dürfte.  Auch  hat  der  Preussische  Gesandte  sich  Bg 
dieser  Hoffnung  begeben  oder  solche  vielmehr  nie  g&*~2 
der  Niederländische  Gesandte  ist  so  ziemlich  in  p& 
Ueberzeugung.  Es  fragt  sich  daher,  wenn  nach  fo 
ferneren  Bemühungen  die  Absicht  des  §.  2  der  von 
ertheilten  Instruction  im  Laufe  der  Negociatiou  unerre* 
befunden  wäre,  ob  alsdann  die  Intentionen  des  Gonri 
ments  sich  etwa  dahin  neigen   würden,  die  Design*'  0 
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Bischofs  der  Wahl  des  Capitels  unter  landesherrlicher  Leitung 
mit  Vorbehalt  des  Veto's  anheim  zu  stellen  (welcher  Er- 
nennungs-Modus auch  wahrscheinlich  für  Preussen  die  Norm 
werden  dürfte),  oder  ob  bei  uns  die  Concurrenz  der  Capitel 
durchaus  unzulässig  geachtet  wird,  und  die  Landesherrschaft 
ohne  Einmischung  desselben  die  Präsentation  des  Bischofs 
sich  ganz  zu  reserviren  gedenkt  ?  wo  denn  dahin  zu  trachten 
sein  würde,  mindestens  in  einem  geheimen  Artikel  das 
Versprechen  der  besondern  Berücksichtigung  eines  solchen 
Vorschlags  vom  heiligen  Stuhl  zu  erringen. 

XX. 

Note  des  Gesandten  von  Ompteda  an  Consalvi 

vom  28.  Juni  1817  x). 

IV.  De  la  nomination  de  l'Ev&que  de  Hildesheim. 

II  sera  pourvu  a  T^vechö  de  H.  par  la  nomination  de 
S.  M.  Brittanique,  Roi  d'Hannovre,  dans  Pespace  de  VI  mois, 
a  compter  du  moment  de  la  vacance  a  eile  notifiee.  Ce 
terme  ecoute,  sans  que  la  nomination  ne  soit  exerc^e  de  la 
part  du  Roi,  le  droit  de  nommer  ä  l'£v£chö  appartiendra  ex 
jure  devoluto  au  siege  Apostolique  qui  l'exercera  dans  le 
terme  de  III  mois. 

IL  est  reconnu  au  Teste  que  la  nomination  du  souverain 
donne  au  nommä  les  mömes  droits,  qui  conformement  aux  &'«- 
pos'tions  des  lots,  rfsultent  de  Vacceptation  drune  ilection. 

A  cause  de  Pimportance  de  Tobjet,  le  soussigne1  se  per- 
met  d'annexer  un  expose"  separ^  des  argumenta  sur  lesquels 
est  basö  le  droit  du  souverain  a  la  Nomination  de  FeVeque. 

V.  De  la  confirmation  et  cons^cration  de  Töveque 
nomnie^  du  double  serment  a  preter  par  lui,  et  des  taxes  a 
payer  au  siege  Apostolique. 

1.  D'apres  lancienne  diseipline  de  T^glise  maintenue 
par  les  d^crets  du  Concile  de  Bäle,  la  confirmation  des  ec- 
cl&iastiques,  nommes  a  des  eVech^s,  ainsi  que  leur  consd- 
cration,  entre  dans  les  attributions  du  supeVieur  eceläsiastique 
immödiat,  de  sorte  que  les  ^veques  exempts  la  rec^oivent  du 
Chef  supr&ne  de  TEglise  Cathohque. 


l)  Das  Cursiv  Gedruckte  fehlt  in  dem  ursprünglich  von  Leist  her- 
ri  xenden  Entwürfe.  Die  vom  Gesandten  in  der  Redaction  gemachten 
A  weichungen  ergeben  sich  durch  Vergleichung  der  Koten,  die  Leists 
V  arte  enthalten 
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L'Eveche  de  H.  se  rangeant  dans  la  categorie  te 
^vech^s  exempts,  ainsi  qu-il  vient  d'Ätre  expose  par  le  a» 
sign^  dans  la  note  du  24  Mai  dernier,  c'est  par  conäeqam 
le  St.  sifege  auquel  deyra  etre  demande  la  continnation  ft  li 
consäcration  de  Feiveque  du  royaume  d'Hannovre. 

2.  L'Evöque  nommö  par  le  roi  fera  ses  diligen« 
pour  obtenir  la  confirmation  papale  ou  Finstitution  canonkp 
et  la  consecration  et  a  cet  effet  Facte  de  nomination  Ini  96% 
d^livr^  en  düe  forme. 

3.  Afin  que  le  St.  siege  prenne  connaissance  des  qu- 
lites  canoniques  de  FEveque  nomm^  pour  juger  sll  est* 
vant  ies  canons  digne  ae  FEpiscopat,  sa  Saintete  aimi 
d&6guer  sans  *)  retard,  aussitot  que  le  cas  se  presente,  k  Iäbir 
Eveque  du  royaume  de  H.  le  pouvoir  d'instituer  la  pro* 
dure  uifbrmatoire  (processus  infoTmati\ms  in  partibus).  L'E^tq« 
delegu£  fera,  assistä  de  deux  eccl&iastiques,  Fexamen  de  k 
doctrine  de  FEveque  nomine^,  et  procedera  au  reste  seloalä 
r^gles  en  usage.  Aprfes  la  cloture  de  la  procedure  il  envcrn 
tout  le  dossier  avec  son  rapport  detaillä  k  sa  saintete  pofr 
que  la  procödure  infirmatoire  definitive  puisse  etre  fe 
par  eile. 

4.  Sa  S^  fera  expedier  la  Bulle  portant  la  confinraM 
ou  Finstitution  au  plus  tard  dans  l'espace  de  III  mobi 
compter  du  jour  oü  le  dossier,  accompagnö  par  le  rapf«* 
de  1  eveque  delegue^  lui  sera  parvenu. 

5.  La  connrmation  ätant  reconnu  acte  de  justice1'  * 
pourra  etre  re^futee,  s'il  FeVdque  nommö  possede  les  quJto 
r^quises  3).  Donc  il  ne  pourra  pas 4)  etre  fait  usage  de  k 
Clause,  ,,nisi  ex  magna  rationabiii  et  evidenti  causa4  ifls&* 
aux  d^crets  du  Concile  deBale. 

Au  cas  que  la  St.  Si^ge  soit  dans  la 5)  persua&ion,  f* 
FEveque  nomm^  est  depourvu  de  Fune  ou  de  Im* 
des  qualite^s  präsentes,  sa  S^  voudra  ^noncer  dans  * 
lettre  les  argumenta  qui  niotivent  son  r^fus  et  en  donnera« 
m§me  temps  connaissance  au  Gouvernement  de  E  libf 
Faffaire  se  compose  ä  Famiable. 

Une  discussion  semblable  ne  portera  pas  atteinte  au  <b* 


*)  Bei  Leist  „le  moindre". 
*)  L. :  et  non  pas  de  grace 
3)  L  :  Sons  aucun  pretexte. 
*)  L.  für  pas :  jamais. 
5)  L.:  ferme. 
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de  la  nomination 5)  au  sifege  vacant,  qui  restera  toujours  du 
ressort  du  souverain. 

6.  Siniultan&nent  avec  la  confirmation  sa  S**  fera  ex- 
pedier la  Bulle  par  laquelle  Elle  d6tegue  la  faculte  a  l'autre 
evöque  du  Royaume  ae  H.,  de  donner  en  son  nom  la  con- 
söcration  a  Tdveque  confirme. 

Le  Commissaire  papal  assiste  de  deux  prttres  fera  Facte 
de  Cons^cration. 

7.  Aprös  Tarriv^  des  Bulles  de  confirmation  et  de  con- 
secration,  elles  seront  present^es  au  gouvernement  Hannovrien 

})Our  en  obtenir  Tattacne.  Au  jour  fix^  par  le  gouvernement, 
'eveque  sera  mis  en  possession  du  spirituel  et  du  tempore! 
de  son  ministere  par  des  Commissaires  de  sa  S^'  et  de  »S.  M. 
le  Roi  de  H. 

8.  L'Eveque  ne  pourra  etre  mis  en  possession  avant 
qu'il  n'ait  prete  en  personne  outre  le  serment  de  fois  et  hom- 
roage  le  serment  suivant  au  Minist&re  de  H.  ou  au  Commis- 
saire dcldguö  ad  hoc. 

Ego  N.  N.  nominatus  ecclesiae  catliedralis  episcopus  juro 
atque  promitto  ad  sacratum  et  sacratissimum  Dei  nomen  et 
sancta  ejus  evangelia,  suae  Majestati me  omnem  sem- 

Sir  fidelitatem,  obedientiam  atque  subjectionem  praestiturum, 
egni  saluti  et  publicae  administrationis  utilitati  omni  opera 
omnibusque  viribus  consulturum,  nullis  conventibus  nullis 
conaminibus,  nullique  unquam  consilio  interfuturum  esse,  unde 
in  Regem,  Regnum  aut  publicam  administrationem  aliquid 
detrimenti  ullo  possit  redundare  modo.  Quod  si  autem  ejus 
generis  aliquid  ad  meam  perveniret  cognitionem ,  non  deero, 
id  suae  Majestati  .  .  .  confestim  manifestare.  Ita  me  Deus 
et  haec  s.  ejus  Evangelia  adjuvent. 

9.  Le  serment  introduit  par  le  pape  Gr^goire  VII, 
etendu  par  Innocent  III,  revu  et  chang^  par  Clement  VIII, 
et  inser^  au  Pontifical  Romain,  que  jusqu'a  present  les  ^veques 
lors  de  leur  consäcration,  ont  pret^  au  si^ge  Apostolique, 
n'^tant  plus  juge  assorti  aux  circonstances  actuelles,  sera 
remplac^  par  un  serment  a  preter,  lors  de  la  consäcration 
aux  Commissaires  de  sa  St^  pour  lequel  on  se  permet  de  pro- 
poser  la  formule  suivante: 

Ego  N.  N.  nominatus  ecclesiae  cathedralis  N.  episcopus 
iuro  atque  promitto  ad  sacratum  et  sacratissimum  Dei  nomen 


x)  Dafür  L. :  Toutefois  dans  un  pareil  cns  la  nouvelle  nomination  ne 
pourra  jamais  6tre  devolue  au  Siege  Apostolique,  xnais  eile  appartiendra 
toujours  au  Souverain. 
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et  B.   ejus  evangetia,  nie  B.  Petro  Apost« 

ribus  canonice  intrantibus  et  specianni  e 

Papae   N.  N.   fidem    atqne   canonicaui    o 

creta  et  canones  eceleaiae  universalis  ex.1 

au ctoritatem   eccleuae  Romano- Cathoiicae    ejusqne 

defendam   et  omni  opera  promovere  studebo  et  divinum 

nuB  regendae   ecclesiae  N.  N.  mihi  commisaum  in  animt 

populique  salutem  omnibus  viribus  exsequi   spondeo.    Ju  im 

Deus  etc. 

10.  Les  tax  es  et  sportules  ä  payer  ä  la  Cour  de  Ron; 
a  l'oceasion  de  la  Connrmation  et  consecration  (servina  nä- 
nuta)  aeront  reglees  ä  i'amiable  et  il  scra  dresse   un  tartf 

XXI. 

Anlage  aur  Note  von  Ompteda  an  Consalvi  de  dato 

28.  Juni  1017. 

Considerationa  aur  Je  droit  du  Souverain  ä  la  nominal»* 
des  eVeques. 

Les  deux  manieres ')  de  pourvoir  aux  ev£chw»  vacaa». 
savoir  par  J'election  des  chapitres  cathedraux.  ou  par  U  no- 
mination du  Souverain  doivent  l'une  et  lautre  repotM 
canoniquea. 

Quand  meme  on  voudrait  revoquer  en  doute.  que  k 
droit  royal  a  la  nomination  aux  evecMs,  derive  de  certtme> 
attributions,  qui  faisant  -),  partie  essentielle  de  la  souvenöwtj 
competent  a  tout  Souverain  ä  l'egard  de  l'Eglise  et  de  aon  "ah*. 
savoir  le  droit  delasupremeinspection  et  protection 
de  l'eglise  et  celui  d'empeeher  que  l'eglise  ne  port? 
atteinte  ou  prejudice  ä  la  suciete  civile  (jus  e»- 
vendi);  il  y  a  cependant  d'autres  motifs*)  et  raisona  toui- 
a-fait  palpable  pour  attribuer  incontestablement  au  Souverain 
la  nomination  des  ev^ques  de  aon  territoire.     Les  voicir 

')  Dafür  lautet  der  Kniwurf  von  Leiat:  II  ;■  i  dcux  moniere«  de 
Tonte*  les  deux  doivent  cgalcmeiit  eire  reputtfe«  canoniquea;  mai>  laqi 
des  cea  voies  sera  adoptec  pour  le  Royaume  de   H. 

Tout  bien  considtfre?,  on  ne  balancera  par  an  moment,  de  se  äfd 
pour  la  nomination  royal  e  L' Auguste  Sonvcrnm  dn  Sonnigne  t 
attachant  un  prix  tout-a-fait  particulrer  nourrit  l'espoir  certaiu,  «toi 
8.  siege  dont  les  droits  et*  prerogativcB  ne  poorronl  etre  hleswa  pa 
nomination  royale,  n'y  meltra  le  moindre  obstacle.  Quand  meto« 
voudrait  rien  etc. 

*)  Hier  incontestablement  eingeschoben. 

■)  L.:  qui  sont  d'unc  teile  force,  qn'on   nc  peut  paa  i'cmpcche 
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1.  Parmi  les  ministeres  consacr^s  particuli&rement  au 
Service  de  la  divinitä,  c'est  l'Episcopat  qui  dans  l'Eglise  ca- 
tholique  exerce  sans  contredit  la  plus  grande  et  la  plus  d^- 
cisive  influence  sur  la  soci&ö1).  Les  &veques  ^tant  tout  par- 
ticulierement  d^stin£s  k  enseigner  la  raorale  et  les  verit^s  les 
plus  sublimes  et  les  plus  propres  a  diriger  la  conscience,  et 
etant  par  cons^quent  k  meme  de  contribuer  puissamment  k 
former  de  bona  sujets,  il  doit  importer  essentiellement  au 
Souverain,  d'etre  informe*  des  qualites  et  du  caractfcre2)  de 
ses  öveques,  et  d'avoir  •  la  persuasion,  qu'ils  exercent  leur 
grande  influence  ainsi  quil  convient  k  la  tranquillite* 
publique ,  aux  moeurs  et  aux  institutions  politiques.  Le  Sou- 
verain seul  sait  appretier  toutes  ces  qualites  si  n^cessaires 
pour  le  bien  de  Fetat,  et  ce  n'est  que  la  nomination  faite 
par  lui-meme,  qui  lui  en  donne  une  garantie  süffisante :  appelle* 
a  rnaintenir  la  tranquillite  publique,  k  veiller  sur  les  moeurs 
et  les  institutions  politiques,  ne  doit-il  pas  compter  au  nombre 
de  ses  attributions  et  de  ses  devoirs  sacres  le  choix  des 
öveques,  ses  coop^rateurs? 

On  ne  prötendra3)  pas,  que  le  meme  but  puisse  aussi  com- 
pl&tement  etre  atteint  par  le  consentement  du  Souverain  aux 
elections  faites  par  les  chapitres,  qu  par  le  droit  de  donner 
Pexclusive  ou  d'exercer  le  veto  avant  Te'lection;  la  diffe- 
rence  entre  ces  droits  et  celui  de  la  nomination  est  trop 
sensible  4). 

Ces  principes  se  trouvent 

2.  Confirm^s  par  l'usage  immemorial,  le  droit  royal  de 
la  nomination  e'tant  ^tabli,  k  peu  d'exceptions  pr&s  dans  tous 
les  6tat8  de  TEurope,  ou  il  y  a  des  sieges  episcopaux.  — 
Le  Roi  de  France  nomme  tous  les  archeveques  et  ^veques 
du  royaume  depuis  le  seizi&me  siecle,  oü  ce  droit  fut  solen- 
nellement  reconnu  par  le  concordat  fait  k  Milan  en  1517  entre 
Leon  X  et  Francis  I.     Cest  k  cette  mÄme  ^poque  que  le 


1)  Für  la  soci^te*  bei  L.:  le  public. 

*)  Für  die  folgenden  Worte  bis  politiques  L. .  de  ne  voir  promis  aux 
sieges  Episcopaux  que  des  eccl&iastiques  suffisammcnt  connus  a  lui,  des 
quels  il  a  la  condiction  intime,  qu'ils  satisfairont  sous  tous  les  rapports  a 
leurs  devoirs  sacres  et  qu'il  n'y  a  rien  ä  craindre  d'eux,  tant  pour  le 
maintien  de  la  tranquillite'  publique,  que  pour  les  institutions  politiques  de 
l'ltat,  et  pour  la  fiddlite*  des  sujets. 

8)  Dafür  L. :  Ceux  qui  voudraient  pr£tendre  etc.  .  .  .  nc  se  sont  pas 
assez  familiarises  avec  la  nature  de  l'objet  en  question. 

4)  Dahinter  L. :  Ce  n'est  que  celle-ci  qui  donne  a  l'etat  une  garantie 
süffisante,  que  les  sieges  episcopaux  seront  bien  remplis. 


1 
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droit  de  nomination  fut  accord^  par  le  pape  Leon  X  a  FEb- 
pereur  Charles  V  a  l'egard  des  pays-bas.  L'empereor  d'Ai- 
triche,  non  seulement  dans  cette  qualite ,  mais  e&core  da» 
celle  de  Roi  d'Hongrie  et  du  royaume  Lonibardo-Vemöa. 
les  Rois  d'Espagne,  de  Portugal,  des  deox  Siciles,  de  Sardaig«. 
en  cette  qualitö  comrae  en  celle  de  Duc  de  Savoye,  de 
Pi^mont,  de  Genes,  de  Montferrat,  et  d'une  partie  du  Mih- 
nais ;  FEmpereur  de  Russie  et  le  Roi  de  Prasse  en  Iran 
qualites  de  possesseurs  de  Pologne,  le  Grandduc  de  Toscim; 
les  Ducs  de  Modene  de  Reggio  et  Mirandola,  de  Masse  et  4 
Carrara;  de  Parme,  de  Plaisance  et  de  Guastalla;  tousce* 
Souverains  exercent  sans  la  moindre  restriction  la  nominatiei 
des  arche>§ques  et  evßques  dans  leurs  territoires,  en  Tertc 
soit  des  stipulations  expresses,  soit  d'une  possession  imffl^ 
moriale  et  non  interrompue,  et  ils  n'ont  jaraais  permis,  qa* 
ce  droit  regarde  comme  un  des  plus  precieux,  fut  portet 
atteinte;  tandis  que  le  nombre  de  pays  en  Europe,  oük 
chapitres  ont  le  droit  d'elire,  est  tres-petit  en  comparaison  i 
ceux  oü  la  nomination  est  assignee  au  Souverain.  S« 
Systeme  d'election  est  admis  en  Silesie  et  en  Irlande,  ans 
qu'en  Autriche  ä  l'egard  de  TArcheVeque  d'Olmutz,  ce*  es- 
ceptions  ne  fönt  que  confirmer  la  regle  generale,  qui  attrnW 
aux  Souverains  la  nomination  des  evöques. 

Ce  mode  fut  ra6me 

3.  en  pleine  vigueur  dans  le  ci-devant  Empire  Gerot- 
nique  avant  repoque  de  Concordat  de  Worms  conclu  en  llä 
entre  Tempereur  Henri  V  et  le  Pape  Calixte  II  lequd  ter- 
mina  la  grande  querelle  sur  les  investitures  laicales,  aui  de- 
puis  la  fin  du  onzieme  siecle  avait  excite*  tant  de  troooles. 

Avant  le  dit  concordat,  c'etait  FEmpereur  qui  pourrä 
aux  archevöches  de  PAllemagne  par  Tinvestiture  pw 
anneau  et  bäton,  ces  deux  emblemes  du  pouvoir  eccle- 
siastique.  Le  pape  Jean  X  avoua  lui^m&me  au  commentf- 
ment  du  Xme  siecle,  que  d'apres  un  ancien  usage  eneore  a 
vigueur  le  Roi  seul  etait  en  droit,  de  nommer  aux  eveötf* 
et  en  remontant  meme  au  temps,  ou  le  peuple  et  le  clerge  <k 
Feglise  exercerent  le  droit  d'elire  les  archev&jues  et  ereqiiß 
nous  observons  cependant  que  les  rois  en  etaient  les  ven 
tables  arbitres,  que  ces  elections  n^taient  plutöt  qu  une  faj 
inalite,   et  que  tout  dependait  du  pouvoir    eeculier,  an  qw 


*)  Dafür   L. :  qui  veut  que  la  nomination   des  evequeß  soit  du  Tt&fi 
du  prinec. 
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comp&ait  le  droit  de  consentir  aux  elections  reconnu  par  les 
canons  Can.  3  D.  7  7;  Can.  2  7.  D.  63. 

Le  droit  d'ölire  les  arch^vgques  et  ^v£ques  attribud  jadis 
&ux  chapitres  cath&lraux  de  l'Allemagne  par  le  Concordat 
de  Worms  et  confirmä  depuis  par  le  Concordat  de  1447 
entre  TEmpereur  Fr^döric  III  et  le  Pape  Eugfene  V  et  celui 
de  Fan   1448   entre  le  dit  Empereur  et  le  Pape  Nicolas  V  a 

Serdu  son  application,  depuis  les  anciens  chapitres  ont  cess^ 
'exister,  le  meme  pouvoir  auquel  ils  ^taient  jadis  redevables 
de  ce  droit,  savoir  1  Empereur  et  TEmpire  Germanique,  ayant 
sanctionn£  leur  suppression  totale  par  le  rec&s  de  la  däpu- 
tation  extraordinaire  de  Pempire  Germanique  du  25  Fevrier 
1803 

La  dite  suppression  &ant  donc  faite  d'une  maniere  legale 
et  conforme  aux  prineipes  fondamentaux  de  l'Empire,  il  ne 
peut  pas1)  ötre  ctouteux,  que  les  Souverains,  auquels  la  loi 
susmentionnäe  a  assignö  les  biens  des  chapitres  n  entrent  de 
plein  droit ,  par  rapport  aux  elections  des  eveques  dans  la 
place  des  chapitres,  de  sorte  que  dor&iavant  il  leur  appar- 
tient  de  pourvoir  eux  memes  par  voie  de  nomination,  aux 
ßieges  vacants  de  leurs  &ats.  Uutre  les  argumenta  profer^s 
jusqu'ici  pour  ce  droit  royal  de  la  nomination2): 

4.  Le  Souverain  en  assignant  une  dotation  süffisante 
et  convenable  acquiert  —  en  vertu  des  dispositions  expresses 
des  lois  ecetesiastiques  —  le  droit  de  patronage  sur 
TevSchö  et  le  chapitre  a  eriger  dans  son  Royaume. 

Quod  si  quis  ecclesiam  cum  consensu  diocesani  construxerit 
ex  eo  ius  patronatus  acquirit  C.  23  X  de  iure  pa- 
tron.  Decernit  s.  synodus  ut  titulus  iuris  patronatus 
sit  ex  fundatione  et  dotatione  etc.  C.  Trident 
sess.  24  c.  9  de  reformat. 

Or  chaque  patron  jouit  en  vertu  de  la  loi  du  droit  de 
nommer  et  präsenter  aux  b&iöfices,  par  lui  fond^s  et  dot&; 
et  la  pr&omption  legale  pour  Texistence  de  ce  droit,  ötant 
si  parfaitement  fondee  sur  les  lois  de  Peglise,  le  fondateur  qui 
est  prince  et  souverain,  en  doit  tres-incontestablement 
jouir  aussi  bien  que  tout  fondateur  particulier8).     A  Tob- 

1)  Du  für  L. :  nullement. 

s)  Statt  outre  les  argumenta  etc.  L. :  Tons  ces  argnmens  ....  gagnent 
une  force  tout-a-fait  nouvelle  et  deviennent  par  la  vraiment  incontestables, 
lorsqu'on  vondra  considlrer. 

•)  Hier  eingeschoben  L. :  Le  soussigne*  en  se  donnant  toute  peine  ima- 
ginable  de  decouvrir  des  objeetions  contre  la  dite  nomination,  n'en  sanrait 
tronrer  qu'nne  seole  .... 
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jection  que  celui  qui  reclame  ce  droit  k  T^gard  (Tun  ev€que 
catholique,  doive  itre  de  la  m&me  religion  et  que  le  prince 
Protestant  soit  hors  d'etat  de  juger  de  son  mörite,  on  replique 
cependant  que  la  plupart  des  qualitäs  r&juises  d'aprfes  les  in- 
stitutions  canoniques  pour  aspirer  k  l'^piscopat,  sont  parfaite- 
ment  de  nature ,  qu  un  souverain  protestant  en  puisse  aussi 
bien  juger,  que  tout  prince  catholique.  S.  M.  le  Roi  de  H. 
ne  pourrait-EUe  pas  aussi  bien  qu'un  Roi  de  France,  juger 
de  1  äge,  de  la  conduite  et  des  moeurs  d'un  eccl&iastique,  de- 
eigne  k  un  evfeche  dans  son  royaume  V  l)  Sur  ces  principe» 
est  fondd  l'usage  &abli  dans  toüs  les  ^tats,  qu  un  patron  pro- 
testant nomine  et  presente  k  un  bönefice  catholique,  et 
sice  versa  le  patron  catholique  k  un  ben^fice  prote- 
vtant.  Ce  principe  est  adoptä  par  les  plus  cäebres  cano- 
nistes  tant  catholiques  que  protestants,  et  confirrae  par  la 
pratique.  Ainsi  pour  n'en  citer  qu'un  seul  exemple  le  ci-de- 
vant  chapitre  cathödral  de  Wurzbourg  exerca  jadis  sur  plus 
d'une  vingtaine  paroisses  protestantes  le  droit  de  patronage 
et  en  nomma  et  presenta  les  curös  qui  fiirent  meme  obliges 
de  subir  l'examen  d'un  ecclesiastique  catholique,  que  le  cha- 

f)itre  institua  d'apr&s  les  dogmes  des  protestants.  Quant  k 
a  profondeur  des  connaissances  theologiques  et  k  la  purete 
et  Orthodoxie  des  principes  religieux  du  candidat,  ce  n'est 
sans  doute  pas  au  pouvoir  s^culier,  den  porter  un  jugement, 
et  le  Souverain,  qu'il  soit  protestant  ou  catholique,  se  r&glera 
toujours  k  cet  ^gard,  sur  l'avis  de  ceux  qui  sont  en  £tat  d'en 
porter  un  jugement  solide.  Mais  supposons  que  le  Souverain, 
par  quelque  erreur  que  se  soit,  ait  nomrn^  un  individu  —  par 
ses  principes  religieux  —  vraiment  indigne  d'etre  evSque,  la 
faute  sera  bientöt  redress^e;  car  le  nomine  ayant  k  demander  la 
confirmation  du  Chef  supräme  de  TEglise  catholique,  le  St. 
Si&ge,  en  le  trouvant  indigne,  la  refusera;  et  au   d£faut  de 


*)  Eingeschoben  L. :   Quant  a    la  profondeur  des  connaissances  theolo- 
giques, la  purete*   et  l'orthodoxie   des  principes  religieux  du  Candidat,  ce 
n'est  proprem ent  pas  l'aflaire  du  pouvoir  söculier  d'en  portcr  un  jugement 
Le  Souverain  qu'il  soit  catholique   ou  protestant,   se   reglera  a  cet  egard, 
toujours  d 'apres   l'avis  de   ceux  qui  par  leur  <5tat  sont  ä  m6me  d'en  juger 
soliden  ient.     Mais    supposons  un   moment  que  sous  ce  rapport  la  religion 
du  Souverain  eut  e'te'  surprise  et  qu  il  ait  nomine*  k  un  dveche  un  individu 
qui  a  cause  de  ses  principes  religieux    en  est  indigne,   la  faute  pourra  fa- 
ci lernen t   €tre   redrcssee.     La  nomination  du    Souverain   devant   etre  pi 
sente'e  au  chef  supreme  de  l'eglise  catholique,   pour   en    obtenir  la  conti 
mation,   le  s.  Siege   s'il  trouve  la  »Opposition  fondle,  refusera  l'institiitk 
canonique  et  invitera  le  Souverain,  de  faire  une  nouvellc  nomination. 


XXII.     Note  Consalvis  t.  2.  Sept.   1817.  45 

l'institution  canonique  le  Souverain  aura  k  pourvoir  aux 
choix  d'un  individu  digne  du  minist&re  important  qu'on  lui 
desüne *). 

11  semble  donc  impossible  que  la  nomination  d'un  ^veque 
faite  par  un  souverain  protestant,  et  &ant  soumise  k  l'examen 
du  St  Sifcge,  puisse  jamais  tourner  au  pr6judice  r&e\  ou  au 
d£triment  de  la  religion  catholique,  dont  le  Chef  supr&me 
veille   avec  tant  de  sagesse  et  fermetä  k  ^Carter  tout  ce  qui 

Sourrait  lui  devenir  essentiellement  nuisible,    ou  älterer  ses 
ogmes  et  son  culte. 

Rom,  le  28.  Juin  1817. 


XXII. 

Note  Consalvifl  vom  2.  September  1817  an  den  hannover- 
schen Gesandten  von  Ompteda. 

. .  Sembra  che  nelle  sudette  considerazioni  si  stabilisca 
o  si  supponga  come  incontestabile  il  principio  che  il  preteso 
diritto  di  nominare  i  Vescovi  fa  parte  essenziale  della  sovra- 
nitk  dei  Principj.  Un  tal  principio,  venendo  a  ferire  di 
fronte  i  principj  della  Religione  Cattolica,  ed  essendo  distrut- 
tivo  della  sacra  libertk  e  indipendenza  della  chiesa,  non 
potrebbe  mai  essere  amesso.  In  Fatti,  se  il  diritto  di  nominare 
i  Vescovi  fosse  essenzialmente  legato  colla  sovranita,  ne  ver- 
rebbe  di  conseguenza,  che  qualunque  sovrano  anche  Pagano 
o  Maomettano  ne  dovesse  godere:  Or  chi  frk  i  Protestanti 
medesimi  potrebbe  ammettere,  che  il  Gran-Sultano  di  Con- 
stantinopoli,  per  esempio,  avesse  il  diritto  di  nominare  i  Pa- 
stori della  Chiesa? 

AI  contrario  &  un  principio  incontrastabile  presso  i 
Cattolici,  che  come  l'autoritk  civile  e  suprema  nel  suo  genere, 
cioe  nellT  ordine  temporale,   cosi   egualmente  suprema  e  nell' 


*)  Hier  eingeschoben  L. :  Cela  pose"  le  soussigne'  ne  voit  pas  comment  on 
pourrait  disputer  avec  qnelquc  fon dement  a  S.  M.  le  Hoi  de  H.  qni  par  titre  de 
dotation  s'estacquis  le  droit  de  patronage  sur  Te*v6che*  etle  chapitre  cathe'dral 
de  Hildesheim,  la  nomination  au  dit  e've'che'  bien,  qu'elle  professe  une  religion 
autre  que  Celle  de  l'dveque.  Si  Ton  ne  veut  pas  s'impliquer  dans  des  con- 
tradictions  ouvertes,  il  faut  bien  qu'on  admette  la  conclusion  de  la  nomi- 
nation d'un  curd  catholique,  faite  par  un  patron  protestant,  a  la  nomina- 
tion d'un  £v£que  catholique,  exerce'e  par  un  Frince  protestant,  attendu 
que  le  plus  grand  de'gres  d'importance  attache*  au  ministere  de  rdvßque 
ne  peut  pas  ope'rer  un  changement  total  du  Systeme  de  droit  ou  plutöt 
l'aniantissement  du  droit  le  plus  prineipal  du  droit  de  patronage  etc. 
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ordine  spirituale  la  Ecclesiastica  Autorita.  Or  se  l'autorita 
civile  non  ametterebbe  giammai,  che  i  Pastori  della  Chiesa 
nominassero  i  suoi  Ufficiali  i  Ministri  nell'  ordine  civile, 
come  mai  la  Chiesa,  uno  de'  cui  costitutivi  principj  &  il  libero 
governo  di  se  medesimo,  potrebbe  riconoscere  come  un  di- 
ritto  essenziale  dei  Principi  teraporali  quello  di  nominare  i 
soggetti  che  debbono  sostenere  il  Governo?  Non  sono  i 
Principi,  ma'  e  lo  spirito  santo  che  per"  mezzo  del  su- 
premo  Pastore,  ch'ö  il  Capo  della  Chiesa  costituisce  i  Ves- 
covi per  pascere  e  governare  la  chiesa  di  Dioy  acquistata  da 
lui  col  proprio  sangue.    Actor:  20.  v.  28. 

Chi  sostenesse  la  competenza  di  un  tal  diritto  in  favore 
de'  Principi  temporali,  attribuerebbe  loro  un  diritto  che  tan ti 
e  tanti  grandi  ed  illuminatissimi  Principi  benche  cattolici  non 
hanno  mai  preteso  di  avere ;  come  lo  dimostra  il  fatto  di 
tanti  Concordati,  nei  quali  e  stato  bensi  ad  essi  accordato 
per  concessione  il  singolare  privilegio  della  nomina  ai  Vesco- 
vati,  ma  non  e  mai  stato  affacciato,  e  molto  meno  riconosciuto 
il  preteso  diritto  della  sovranita  rispettivamente  alla  detta 
nomina  indipendentemente  da  una  concessione  e  grazia  della 
s.  sede. 

Converrebbe  eziandio  supporre  (e  questa  supposizione  e 
afFatto  assurda,  che  la  chiesa  siasi  e  per  si  lungo  tempo 
altamente  ingannatö  di  un  punto  tanto  importante,  giaccn& 
queJ  Principi,  che  si  pretende  essere  per  la  loro,  sovranita 
isteßsa  e  come  dicesi  jure  mojestatis  in  pieno  diritto,  din- 
gerirsi  nelle  nomine,  e  nelle  elezioni  dei  Vescovi,  ne  sono 
stati  della  medesima  s.  Chiesa  Cattolica  con  tanti  solenni 
Canoni  formalmente  esclusi ;  tali  sono,  per  esempio  il  Canone 
31  fra  quelli  detti  degli  Apostoli,  ripetato  nel  Canone  3  del 
II  Consiglio  Niceno,  e  sopratutto  il  Canone  22  del  IV.  Con- 
cilio  di  Costantinopoli. 

Nel  resto  se  in  alcuni  stati  hanno  i  Principi  nominato 
dei  Vescovi,  primieramente  tali  Principi  erano  Cattolici,  in 
secondo  luogo  non  hanno  essi  ciö  fatto  per  il  preteso  diritto 
inerente  alla  lora  sovranita,  ma  solamente  per  concessione 
della  legittima  Potesta  Ecclesiastica. 

Per  sostenere  il  preteso  diritto  della  sovranita  quanto  alla 
nomina  dei  Vescovi  si  ricorre  negli  sovraindicati  fogli  di 
considerazione  al  cosl  detto  jus  del  Principe  di  prote- 
zione,  e  d'ispezione  rispettivamente  alle  Chiese,  siccome  all' 
obbligo  che  gl'incombe  d'impedire  ch'esse  non  portino  alcun 
pregiudizio    alla    societk     (Jus   cavendi).      Quanto    alla    pro- 
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te&ione,    si  aminette   che  i  Principi  hann»  certamente  l'ob- 
bligo   di  difendere  la  Chiesa:  diversi  Sommi  Pontefici,  fra  i 

3uali  S.  Leone  magno,   e  molti  Padri  hanno   riconosciuta  e 
ichiarata  una  tal  massima:   ma   quest*  obbligo  imposto  da 
Dio     ai    Principi    in    favore    della    Chiesa,    non    potrebbe 
mai  somministrare  un  titolo,  o  un  pretesto ;  per  dominare  sulla 
Chiesa  e  per  assoggettarla  alla  loro  potestk;  sarebbe  questo 
im    rovesciar   Fordine,   e   un   cambiare   totalmente  la  natura 
delle  cose,  giacchi  „Quod  ob  gratiam  alicujus  conceditur,  non 
est    in   ejus   dispendium   retorquendum.   {Reg.  Jnr.  61    in   ö'7 
e  neüa  A.  2ö  ff.  de  legib.  senat.)  nulla  juris   ratio   aut  aequi- 
tatis    benignitas    patitur,     ut    quae    salubriter    pro    utilitate 
hominum  introducuntur,  eo  nos  duriore  interpretatione  contra 
ipsorum   commodum  producamus  ad  severitatem."    U Istesso 
(3-rozio,  che  puö  riguadarsi  come  uno  dei  piü  grandi  Nomini 
che    contano   i   Protestantin  nella  suo  opera  intitolata  „Rive- 
tiani  Apologetici  discussio"  chiaramente   confessa,   che  il  di- 
ritto   di  protezione   e  stato  dato   ai  Principi  per  difendere  i 
Canoni  della   Chiesa,    non   per   violarli,    e  che  essendo  figli 
della  Chiesa  debbono  ubbidire  ai  Vescovi,  e  non  far  violenza 
alla  loro   Madre :  ecco  le    di  lui  parole :.    „Imperatorum  et 
Regum   aliquod  esse  officium,   etiam  circa  res  Ecclesiae  in 
confesso   est.     At  non  tale  quäle  in  saeculi  negotiis.     Ad  tu- 
tandos   non  ad  violandos  Canones  jus   hoc  comparatum  est, 
Narn    cum   principes    filii    sint   ecclesiae,    non   debent  vi  in 
matrem  uti.      Omne  corpus  sociale   ius  habet  quaedam  con- 
stituendi,  quibus  membra  obligentur.     Hoc  ius  etiam  eccle- 
siae  competere.  Act.  XV.  28  Hebr.   XIII.  17  apparet  et  ob 
hoc  ius  episcopatus   ab   antiquis   imperii   nomine  appellatur. 
Debent  Ecclesiae   Episcopis  praestare   obedientiam,   ait  con- 
fessio  Augustana :  in   membris    autem  Ecclesiae  sunt  et  prin- 
cipes christiani.     Facundus  de  Hermiano:     Imperator  sacer- 
dotum  non  praevius  sed  pedisequus  praeceptorum.    Grotius 
Rivetiani  Apologetici  discussio.     Tom.  4.  p.  696.  697.    Edit. 
1679  in  foR  — 

ÜAwocazia  e  la  protezione,  dice  un  Canonista  Tedesco 
che  i  Principi  debbono  alla  Chiesa,  essendo  per  essi  una  mera 
obligazione,  dipende  interamente  dalla  Chiesa  il  decidere,  se 
e  quäle  appoggio  essa  desidera  di  avere  dal  Principe.  — 
„Advocatia  cum  principalissime  merum  onus  ohUgationw  in- 
volvat,  in  actvati  suo  exercitio  potissima  ex  parte  dependet  ab 
ipso  arbitrio  ecclesiae  cujus  judicio  atque  circumspectioni  accura- 
tior  circumsuantiarum  irutina  competit,  an  in  hoc  vel  illo 
casu   necessaria  sit   defensio  a  politico  imperio  requirenda, 
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cum  protegendus,  defendendus  atque  adjuvandus  status  fac- 
tique  Bui  regulas,  oculo  limatiori  ipsemet  perspicere  atque 
ponderare  noscatur  — .  Alex.  Hammer  de  jure  princ.  eathol. 
circa  saora  cap.   2.  §.  2,  3. 

Quanto  al  preteso  diritto  inspiciendi  et  cavendi  si 
osserva: 

1)  Ch'esso  non  ö  altrimenti  un  diritto  nel  senso  in  cui 
«i  pretende,  ossia  rispettivamente  alla  Chiesa,  ma  una  mera 
invenzione  politica,  alla  quäle  non  sono  mancati  dei  defen- 
sori  nella  classe  di  moderni  jureconsulti : 

2)  Che  un  tale  supposto  diritto  6  in  aperta  contradizione 
colla  costituzione  della  Chiesa  medesima,  la  quäle  essendo 
per  divina  disposizione  e  ordinazione  essenzialmente  libera  e 
indipendente,  questa  stessa  sua  libertk,  e  sagra  indipendenza 
esclude  qualunque  soggezione.  Or  la  Chiesa  cesserebbo  di 
«ssere  indipendente  si  (come  si  pretende")  rispettivamente  alla 
Chiesa  stessa,  competesse  al  Principe  l'insussistente  jus  in- 
spiciendi  et  cavendi.  Un  tal  diritto  e"  dunque  inconcilia- 
bile,  anzi  in  aperta  contradizione  colla  Divina  costitu- 
zione della  Chiesa.  L'Istesso  Planck,  celebre  Dottore  di 
Gottinga,  la  cui  autorita  non  potrk  non  essere  sentita  dal 
Governo  di  S.  M.,  riconosce  questa  veritk  e  non  ebbe  diffi- 
coltk  di  confessare  che  Tautoritk  della  Chiesa  negli  oggetti 
di  sua  competenza,  ossia  nelP  ordine  spirituale  ed  ecclesia- 
stico,  essendo  suprema,  come  suprema  e*  nel  ordine  Civile 
l'autoritk  del  Principe,  quella  al  par  di  questa  deve  avere  il 
pieno  diritto  di  regolarsi  colle  proprio  sue  leggi  e  senza  la 
minima  dipendenza  dello  stato.  —  „Kos  Protestantes  (Ecco  il 
testo  del  Autore  nella  sua  opera  che  ha  per  titolo:  Worte 
des  Friedens  p.  175,  fedelmente  tradotto  in  latino)  qua  ta- 
les  agnoscimus  ecclesiam  nuliatenus  posse  se  immiscere  ne- 
gotiis  Status,  sed  simul  fatemur  statui  minime  jus  competere 
sese  ingerendi  negotiis  Ecclesiae ;  Ecclesiae  in  sua  operationum 
sphaera  aeque  autonomiam  ac  statui  in  sua  competere." 

Fra  gli  oggetti  poi  di  decisa  competenza  della  Chiesa 
uno  de*  principali  h  sicuramente  la  elezione  dei  Vescovi,  dai 
quali  dipendendo  in  gran  parte  la  salvezza  eterna  del  Gregge 
loro  affidato,  ri&  stata  in  particolar  modo  anche  nel  ConciUo 
Generale  di  Trento  CQmmessa  la  scelta  al  Capo  supremo 
della  chiesa  cattolica.  Essendo  perö  destinati  i  vescovi  nor 
a  reggere  Flmpero,  mk  la  Chiesa,  questa  sola  dovra  aver 
il  diritto  di  portar  giudizio  sulle  quaütk  necessarie  all'  esei 
cizio  di  un  ministero,  il  quäle  per  esser  tutto  sacro  ed  ecch 
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siaetico,  e  per  eiö  stesso  fuori  affalto  della  competenza 
laica  potesta. 

Che  se  questo  vale  per  i  principi  cattolici  (come  : 
di  essi  non  ebber«  diffieolta  di  confessarlo)  deve  a  piü 
ragione  valere  per  i  sovrani  di  altra  Communione,  i 
essendo  fuori  della  Chiesa  cattolica  poBsono  tanto  i 
arrogarsi  la  scelta  de'  sagri  pastori  della  medesima. 

Si  cita  nelle  conmderazioni  Pesempio  di  piü  sovrani 
hanno  la  n  Omina  ai  vescovati,  e  si  coraincia  dalla  1 
cia,  che  ottenne  un  tal  privilegio  col  concordato  fatto 
il  pontefice  Leone  X.  Or  da  un  tal  fatto  risulta  dunqut 
i  principi  cattolici  non  nominano  ai  vescovati  jure  I 
atatico,  ossia  in  forza  di  un  diritto  inerente  alla  sovra 
ma  che  godono  di  un  tal  privilegio  come  meri  indu 
della  s.  sede.  Cio  e  tanto  piü  chiaro,  quanto  che  i  I 
F  ran  cia,  sebbene  in  vigore  del  concordato  nominassei 
vescovati  del  loro  regno,  hanno  tuttavia  riconosciuto  h 
cessitä  d'implorare  nuovi  indulti  per  poter  nominare  ai  v 
vati,  iie'  paesi  di  nuovo  acquisto,  i  quali  indulti  non  fu 
ad.  essi  ße  accordati,  se  non  perche"  erano  sovrani  catt 
e  in  vista  dei  meriti  distinti  che  ei  erano  fatti  con  la 
gione  e  chiesa  cattolica.  Non  suBsiste  anche  aecondo  la 
critica  (Christian«  Lupo)  la  concessione  che  si  asserisce 
da  Leone  X.  a  Carlo  V.  Fu  Sisto  V  che  accordö  u 
privilegio  a  Filippo  U.  con  che  perö  esso  privilegio  do- 
cessare,  come  cesso  di  fatti  colla  vita  dell  sudetto  Prin 
Sol  tanto  Paolo  IV.  fece  perpetuo  l'indulto  stesso  in  favo 
qucstg  dinastia. 

E  poi  troppo  noto  che  nella  Germania  le  elezion 
Vescovi  si  facevano  liberamente  dai  Capitoli,  i  quali  av 
acqnistato  legittimamente  u  tal  privilegio,  e  possedendol 
si  lungo  tempo,  non  si  vede  perche  debbano  esserne  irr 
nevolmente  epogliati.  A  questo  proposito  si  fa  osservan 
la  depntazione  dell'  Impero  non  ba  certamente  inte» 
togliere  ai  capitoli  1'anzidetto  privilegio  per  darlo  ai  prin 
la  deputazione  dell'  impero  non  volle  che  indennizare 
tanto  i  principi  delle  loro  perdite  civili:  la  elezione  dei 
covi,  che  non  e  un  oggetto  temporale  non  poteva  du: 
entrare  e  non  entrava  in  fatti  negli  oggetti  accordati  ai ; 
cipi  seeolari,  ed  anche  quando  la  deputazione  avesse  vi 
f  re  tal  cosa,  l'atto  sarebbe  di  natura  sua  nullo,  trattat 
d  un  oggetto  del  quäle  non  poteva  essa  indipendentem 
d  sporre,  essendo  di  privativa  competenza  della  Chiesa. 

FrUdberj.  Staut  und  BlKfcohwahl«.    Bcilageo.  4 
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Per  dimostrare  il  preteso  diritto  del  principe  qaanto  alla 
nomina'di  Vescovi,  si  ricorre  altresi  nelle  considerazioni  al 
titolo  del  patronato,  e  si  citano  a  taP  effetto  il  Cap.  nobis 
25  X.  de  iure  patronat.  e  il  Concilio  di  Trento  sess.  25. 
eap.  9.  de  reform.  Ma  primieramente  parlandosi  in  questi 
canoni  di  beneficj  minori,  e  non  di  vescovati,  gli  canoni 
stessi  non  sono  a  proposito  pel  caso  nostro.  In  secondo  luogo 
poi  si  fk  riflettare  che  se  il  Concilio  di  Trento  sess.  25. 
c.  9.  de  reform.,  assegna  come  un  titolo  per  conseguirne  il 
patronato,  la  fondazione  e  la  dotazione  di  qualche  oeneficii 
ecclesiastici ,  dice  perö  sess.  14.  c.  12.  de  reform. ,  che  una 
tal  dotazione  dev*  essere  fatta  di  beni  proprj  e  patrimonall 

La    nota   stessa  di   V.-E.    dei   20  Maffgio    sembra 

secludere  la  sudetta  qualitk  di  beni  destinati  alla  dotazione 
del  Vescovato,  o  Vescovati  del  regno  di  H.  chiamandoli  de 
biens  ci-devant  ecclesiastiques ,  i  quali  perciö  non  erano  origi- 
nariamente  beni  proprj  e  patrimoniali  del  sovrano,  giacche  se 
erano  effettivamente  beni  ecclesiastici,  non  appartenevano 
perciö  alla  classe  dei  beni  proprj  e  patrimoniali  ael  sovrano. 
Ne  potrebbe  sostenersi  esser  divenuti  tali  dopo  la  disposi- 
zione  del  recesso  dell,  Impero,  in  forza  della  quäle,  dice  la 
E.  V.;  essere  stati  i  beni  medesimi  „recueUUs  par  le  Souverain 
et  incorpores  ä  ses  domaines"  perchfe  il  fatto  del  recesso  che 
ne  spoglio  disgraziatamente  la  chiesa,  e  ne  dispose  in  altro 
modo,  non  puö  mai  riconoscersi  dalla  chiesa  come  una 
disposizione  legittima  e  competente,  ed  il  S.  Padre  si  6  cre- 
duto  obbligato  d'intraporre  la  sua  protestazione  contro  questo 
spoglio  nel  congresso  di  Vienna. 

Mk  quando  anche  si  volesse  per  un  momento  aminettere, 
che  fosse  stato  tale,  si  rifletta  perö,  che  il  recesso  medesimo 
(§  35  del  conclusum)  impose  a'  JPrincipi,  ai  quali  applico  detti 
beni,  la  obbligazione  di  destinarne  una  parte  alF  effetto  di 
assicurare  la  sussistenza  de7  Vescovi  e  aei  Capitoli,  che  e 
quello  appunto  che  il  sovrano  di  H.  si  propone  di  fare.  H 
principe  dunque  in  questo  caso  non  viene  a  dotare  di  beni 
proprj  i  vescovati  di  H.,  ma  li  dota  coi  fondi  della  chiesa 
preservati   e  mantenuti  in   favore  di  essa  almeno  in  questa 

5 arte  da  quell'  autoritk  medesima  che  ne  dispose  in  iavore 
el  principe.  Esso  pertanto  non  conseguirebbe  secondo  le 
disposizioni  canoniche  il  gius  patronato  in  ordine  a  tali  vesco- 
vati, ancorchö  fosse  capace  di  acquistarlo.  * 

E  poi  un  fatto  troppo  manifesto,  e  sul  quäle  non  p  > 
moversi  alcun  dubbio,  che  la  chiesa  cattolica  /come  fü  acce  - 
nato  di  öopra)  non  ha  mai  creduto,  senza  venir  meno  ai  sv    i 
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principj,  di  poter  aceordare  il  privilegio  della  noniina  a  aual- 
aivogho  beneficio,  nun  che  ai  Vescovati  ad  alcun  pr 
beuche  potentissimo,  il  quäle  non  fosse  Cattolico.  La 
ci  e  garante  di  questa  verita,  ne  si  potra  produrre  u: 
eeempio  di  conceBsioni  di  tal  genere  accordato  dalla  < 
cattolica  a  sovrani  non  cattolici.  Piü  volte  si  c  da  es 
mandato  un  tal  pnvilegio  per  le  chiese  di  rispettivi  loi 
minj  t  ma  la  s.  sede  vi  si  e  constantamente  ricuaata. 
detto  XIV  (per  tacere  di  altri)  Pontefice,  alla  di  cui 
razione  tutte  le  nazioni  si  accordano  a  rendere  giustizii 
occasione  di  una  simile  domando  fattagli  nel  1745  noi 
vi  riapose  negativamente ,  ma  aoggiunse  di  piü  che  egl 
voleva  introdurrc  un  eeempio  che  BCandah'zerebbe  ti 
mondo  cattolico,  e  che  farebbe  gran  torto  alla  di  lui  i 
ria.  ila  quäl  esempio  piü  luminoso  e  piü  forte  pot 
allegarei  di  quello  che  somministra  la  convenzione  del 
fatta  colla  -Francia?  Avendo  la  s.  sede  accordato  a 
leone,  che  professava  la  religione  cattolica  la  nomi 
vescovati,  espresBamente  dichiaro,  che  gualora  la  *uj 
magistratura  fosse  in  segutto  passata  in  un  individuo  no. 
toiico,  s'intendeva  a  riguardo  di  guesti  ceseato  un  tal  prit 
ma  che  avrebbe  aouto  luogo  su  di  cib  un  nuovo  Conco 
Che  se  lo  stesso  Napoleone,  il  cui  carattere  «S  ben  conof 
non  ebbe  difficolta  di  consentire  ad  un  tale  articolo. 
forma  egü  ciö  una  prova  fortissima  della  evidenza  della 
contro  la  quäle  neppur  esso  ebbe  che  opporre? 

II  b.  Padre  non  vorrebbe,  e  non  potrebbe  aenza 
dei  principj  della  chiesa  cattolica  scoatarai  in  un 
si  grave  della  costante  condotta  tenuta  dai  Buoi  vent 
predeceBSbri.  La  qualita  di  principe  acattolico  che  si  v< 
nella  real  persona  del  sovrano  di  IL  mette  la  B.  sua 
necessita  di  non  poter  accordare  al  medesimo  alcun  priv 
rispettivamente  alla  nomina  dei  vescovi  di  quäl  regno. 

Quanto  all'  objettato  esempio  del  Capitolo  di  V< 
bourg,  il  quäle  ne'  tempi  andati  nominava  i  pastori  di  b 
parrochie  protestanti  essistenti  sotto  il  suo  temporale  doi 
la  E.  V.  e  ti'oppo  illuminata,  per  non  convemre  che  ai 
tendo  gli  acattolici  la  massima  che  i  principi  territorial! 
i  capi  della  loro  religione,  dovranno  i  principi  steaai 
tanque  cattolici  avere  il  diritto  di  nominare  i  loro  p 
nei  rispettivi  dominj ,  senza  che  da  nn  tal  fatto  possa 
ccrne  alcuna  conseguenza  in  favore  dei  principi  acat 
rispettivamente  ai  Cattolici,  i  quali  non  solo  non  amm< 
anzidetto  principio  de'  primi,  ma  professano  anzi  la  in 
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bile  e  divina  massima,  che  la  chiesa  6  essenzialmente  film 
e  indipendente,  e  che  perciö  il  di  lei  Governo  e,  efa*j 
essere  di  privativa  competenza  de'  suoi  p&stori  e  segufr1 
mente  del  Romano  pontefice  che  n'£  il  sapremo  Gennt 
costituito  da  Gesü  Cristo  per  vicario  snlla  terra. 

«•••••••••»•••••  *  «         •        *       •     * 

Si  pa88a  dalla  £.  V.  ad  esporre  al  no  5,  che  il  vexm\ 
d'  Hildesheim,  dovrk  domandare  alla  s.  sede  la  sua  confam 
ed  istituzione  canonica,  ma  questa  obligazione  si  ft  diso» 
dere  dall'  essere  quella  chiesa  dal  numero  delle  «a 
Tale  articolo  nei  termini  che  viene  esposto,  non  pao  esst 
giammai  ammesso,  poichd  ne  seguirebbe,  e  farebbe  suppoff 
che  la  s.  sede  non  abbia  il  diritto  di  confermare  i  Vescwi 
se  non  allorch^  sono  esenti  dalla  giurisdizione  di  un  meü* 
politano,  e  che  quanto  da  esso  metropolitano  dipendono,  pow 
ad  esso  spettare  l'istituirli. 

Si  prosegue  a  dire  che  per  formare  il  procesao  sA 
qualitk  del  soggetto  dovrk  il  papa  delegare  laltro  vescoTOÜ 
regno  di  H. :  con  ciö  per  aftro  sembrerebbe  riconoscera  i 
principio  che  il  sommo  Pontefice  non  possa  giudicare  le  ciae 
a  Roma,  ma  debbe  sempre  commetterle  a  dei  Giudki  ■ 
partibus.  II  papa  non  puö  ammettere  un  tal  princip* 
contrario  alla  libertk,  della  quäle  deve  godere.  La  s.  s» 
fark  ne'  casi  particolari  per  lo  piü  compilare  il  processoi 
nuovi  Vescovi  non  in  Roma  ma   in  partibus    ne  incarick» 

Sero  secondo  la  prattica  anche  attualmente  vigente,  <pA 
e'  sui  nunzj  o  rappresentanti  della  s.  sede  in  GennaA 
che  meglio  giudichera,  o  deviando  talvolta  anche  da  QBflfc 
non  puö  privarsi  della  libertk  di  scegliere  a  tal  scopo  ü  sog- 
getto che  sark  di  maggior  sua  fiducia. 

Sembra  in  appresso  volersi  restringere  il  procesao,  t 
1'esame  dei  Candiaati  al  solo  oggetto  della  dottrina,  menfl* 
che;  oltre  questa,  taute  altre  qualitk  richiedono  i  Canoni» 
chi  dev'  essere  vescovo.  Puö  in  fatti  un  ecclesiaatico  es*f 
dotto  e  professore  una  sana  dottrina,  ma  puö  avere  ü"^1 
costumi  corotti  o  qualche  altro  difetto  canonico  che  lo  rentt 
irregolare ,  o  incapace  del  vescovato ,  e  quindi  il  proces» 
non  puö  cadere  su  tutte  le  qualitk  che  si  richiedono  d* 
sagri  canoni. 

Si  assegna  al  papa  il  termine  di  tre  mesi,  entro  il  q» 
debba  dare  la  conferma  al  nuovo  vescovo.  Mk  riflett»  ■ 
E.  V.  esser  troppo  duro  che  debba  farsi  al  capo  della  cte* 
la  legge,  e  che  in  fatti  ne'  concordati  di  Germania  si  p* 
fisse  soltanto  il  tempo,   entro  il  quäle  le  elezioni  de  noo« 
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vescovi  dovessero  esser  presentate  al  sommo  pontefice.  Esso 
si  darä  la  piü  sollecita  premura  per  affrettare  ristituzione 
canonica  de'  nuovi  vescovi,  ma  non  puö  mai  obligarsi  a  non 
oltrepassare  i  tre  mesi,  potendosi  dare  dei  casi  che  lo  rendono 
Bommamente  difficile. 

Si  pretenderebbe  poi,  che  la  conferma  apostolica  non 
potesse  negarsi,  se  il  soggetto  possede  le  qualitk  ricercate, 
neppure  ex  magna  rationabüi  et  evidenti  causa.  Ma  essendo 
il  papa  obbligato  a  dare  alla  chiesa  dei  degni  vescovi, 
come  potrebbe  pretendersi,  che  quando  anche  si  siano 
delle  ragioni  gravi,  fondate  ed  evidenti,  il  papa  dando  tutta- 
via  la  conferma,  agisca  contro  la  sua  coscienza,  e  tra- 
disca  i  suoi  piü  sacri  doveri?  Quindi  ne'  Concordati  di 
Germania  disse  il  papa  delle  elezioni  „et  si  canonicae  fuerint, 
eas  confirmabimus  nisi  ex  rationabüi  et  evidenti  causa.  Sembra 
altronde  ben  duro,  che  mentre  non  si  lasciano  di  allegare 
dei  decreti  di  Basilea,  contrarj  ai  diritti  della  s.  sede,  si 
supprima  poi  una  clausola  che  pure  Fe  faverevole,  quella 
cio£  della  sessione  12  dal  sudetto  Concilio,  nel  Decreto  che 
incommincia  —  sicut  in  constituenda  nella  quäle  si  dice  che 
il  papa  nihil  attentet  contro  la  libertk  delle  elezioni,  nisi  ex 
magna  rationabüi  ac  evidenti  causa. 

In  caso  poi  prosegue  l'articolo  che  il  soggetto  nominato 
dal  Re  non  abbia  le  qualitk  ricercate,  il  s.  Padre  preciserk 
ciö  che  li  manca,  e  ne  dark  cognizione  al  governo  per 
accommodare  la  cosa  all1  amichevole.  Questa  disposizione  si 
rende  inutile,  atteso  che  non  si  ammette,  ne  puö  mai  am- 
mettersi  la  nomina:  altronde  perö  sarebbe  troppo  disdicevole 
che  sua  santitk  dovesse  render  conto  de'  motivi  di  sua  con- 
dotta  ad  un  Governo,  come  se  questo  dovesse  piü  giudicare 
se  le  determinazioni  prese  dalla  s.  sede  siano  giuste,  e  con- 
vienenti.  Non  lascia  inoltre  la  domanda  di  essere  anche 
ingiuriosa  alla  s.  sede  supponendo ,  ch'  essa  in  un'  affare  di 
tanta  importanza  possa  agire  Capriccio  piutosto  ed  arbitra- 
riamente,  che  secondo  le  regole  della  giustizia. 

Si  prescrive  quindi  che  nel  dare  il  Papa  la  conferma  al 
nuovo  Vescovo  ne  commetta  insieme  la  consegrazione  all' 
altro  Vescovo  dei  Regno  coli'  assistenza  di  due  sacerdoti. 
Sü  tal  proposito  deve  il  sottoscritto  rendere  informata  V.  E. 
della  pratüca  che  dalla  s.  sede,  anche  secondo  la  vigente 
disciplina,  si  osserva  riguardo  ai  nuovi  vescovi  di  tutti  li  stati. 
II  Papa  da  al  nuovo  vescovo  con  una  bolla  la  facoltk  di  farsi 
consegrare  da  qualunque  vescovo  cattolico  dei  rito  medesimo, 
che  sia  in  communione  colla  s.  sede.     In  forza  di  questa 
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bolla  uno  de'  vescovi  del  regno  di  H.  potrk  farsi  consegnn 
dalT  altro,  perch£  di  questo  si  verifichino  le  sudette  qoafta 
esatte  dalle  Dolle  apostoliche  di  autorizazione,  salva  peii>  ri- 
manendo  sempre  al  Papa  la  libertk  di  commettere  a  quel  reswn 
che  piü  giudicasse  a  proposito  una  tale  consegrazione. 

Per  quello  poi  che  concerne  l'assistenza  di  dae  preti  al 
vescovo  consegrante,  fk  il  sottoscritto  riflettere  all'  E.  V-  ck 
i  canoni  hanno  prescritto,  che  la  consegrazione  de  vescovi  s 
faccia  al  meno  da  tr&  vescovi  insieme,  e  che  quantumps 
non  si  ammetta  la  sentenza  di  quei  teologi,  i  quali  sostengo?» 
essenziale  al  valore  delT  atto  il  numero  di  trfe  veacsvi 
per  la  consegrazione  sudetta;  tuttavia  la  s.  sede  in  qnakke 
solo  caso  particolare,  in  cui  non  possano  assolutamente  avere* 
tri  vescovi,  permette  che  uno  solo  coli'  assistenza  pew  & 
due  abbati  e  prelati  aventi  l'uso  de'  pontificali  possano  dfe- 
tuarla.  A  conservare  quindi  una  tale  tanto  rispettabile  <&g» 
plina  non  crede  s.  santitk  di  stabilire  per  modum  ngd* 
che  la  consegrazione  de'  vescovi  Annoveresi  debba  sonpff 
evreguirsi  in  tal  modo.  In  quelle  parti  non  e  molto  difficfe 
il  riunire  tre  vescovi,  e  se  talvolta  lo  fosse,  la  s.  sua  condisca- 
derebbe  ne'  casi  particolari  ad  applicarvi  la  menzionsa 
dispensa. 

Non  puö  poi  non  arrecare  la  piü  forte  sospresa  il  rik- 
vare,  che  fra  le  cose,  delle  quäle  si  vorrebbe  che  si  conw- 
nißse  per  parte  della  s.  sede  si  enuncia  anche  quella,  che  le 
bolle  di  conferma  dei  vescovi  debbano  ottenere  faffaA 
del  governo.  II  pretendersi  che  le  bolle  pontificie  special- 
mente  relative  ad  un  ogffetto  tutto  spirituale,  com'e  qaeB& 
della  legittima  missione  de'  vescovi ,  siano  assoggettate  aOi 
esecuzione  de'  Governi,  particolarmente  acattolici,  racchin& 
la  massima  anti-cattolica,  che  la  istutizione  data  ai  ves»* 
dalla  potestk  ecclesiastica  non  sia  sufficiente,  e  che  dispeoiU 
in  ultima  analise  dalla  sanzione  del  governo,  massima  ek 
ridurrebbe  in  questo  la  potestk  della  chiesa  ad  un'  ombra,  d 
ad  un  vano  nome  di  potestk,  e  ridurrebbe  i  vescovi  «i 
essere  delegati  e  ministri  dei  principi  laici.    Se  da  quakk 

Srincipe  anche  cattolico  si  pretende  di  fare  altretanto  in  er- 
ine  a  ciö  ch'emana  da  Roma  la  s.  sede  dopo  aver  fttö, 
come  non  ha  omesso  nei  diversi  incontri  di  farne  li  soi  re- 
clami,  puö  tollerare,  attesa  la  infelice  natura  de'  tempi  b» 
tale  abuso,  ma  non  ne  puö  mai  convenire  e  quindi  venen^ogi 
proposto  come  massima  da  convenirsi,  si  trova  essa  cost  etti 
a  rigettare  la  proposizione. 
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Passandosi  a  parlare  dal  possesso  che  i  vescovi  dovranno 
prendere  delle  loro  rispettive  chiese,  si  propone  nel  fine  dello 
»tesso  articolo  che  il  vescovo  sara  posto  in  possesso  dello 
rpirituale,  e  del  temporale  del  suo  mmistero  dai  commissarj 
ii  s.  santitk  e  di  s.  M.  il  re  di  H.  I  termini  coi  quali  an 
tal  punto  e  concepito  sono  grandemente  equivoci,  potendo 
Far  supporre  che  l'autorita  secolare  concorra  colla  eccle- 
siastica a  porre  i  vescovi  in  possesso  della  loro  ecclesiastica 
potesta,  lo  che  sarebbe  positivo  errore,  e  non  servirebbe  che 
&  far  rivivere  le  contestazioni  relative  alle  investiture,  che 
banno  recato  tante  turbolenze  che  e  savio  di  non  risuscitare. 
Una  volta  anzi  che  il  governo  fosse  aramesso  a  concorrere 
colla  autorita  ecclesiastica  al  possesso  sudetto,  ben  facile  sa- 
pebbe in  appresso  ad  escluderne  questa  seconda,  e  rimanerne 
essa  sola  in  possesso,  ciö  che  condurrebbe  allo  scisma. 

Finalmente  si  parla  dei  due  giuramenti  da  prestarsi  dai 
vescovi  al  papa  ciofc,  ed  al  Re,  quanto  a  quello  verso  il 
sovrano  se  ne  traccia  la  formola,  permettendosi  perö  che  tal 
giuramento  dovra  prestarsi  oltre  quello  di  fede  e  di  ommag- 
gio. Su  tal  proposito  il  sottoscritto  non  puö  al  meno  di  ri- 
chiamare  i  diversi  canoni,  che  vietano  ai  vescovi  il  prestare 
ai  sovrani  il  giuramento  di  ommaggio  come  quello  che  troppo 
avilisce  la  loro  dignitk,  ed  e  contrario  alla  loro  immunitk. 
Una  tal  domanda  inoltre  sembra  tanto  meno  fondata;  quan- 
toch6  il  giuramento  di  ommaggio  non  si  presta  che  dai 
vassalli,  e  da  quelli  che  possedono  feudi,  e  tali  non  sono 
sicuramente  i  vescovi  del  regno  di  EL  Si  opporrebbe  quindi 
alle  giuste  massime  un  tal  giuramento  facenao  supporre  che 
i  beni  che  formano  la  loro  mensa  episcopale  sono  una  specie 
di  feudi  della  Corona,  lo  che  non  puö  ammettersi  senza  dar 
luogo  alle  piü  cattive  ed  irregolari  conseguenze.  Se  in  altri 
dominj  si  prestasse  dai  vescovi  un  tal  giuramento,  non 
potrebbe  la  s.  sede  non  caratterizzarlo  egualmente  per  un 
inconveniente;   ma   non  k   a  di  lei  cognizione  che  in  alcun 

{>aese  si  presti,  e  si  suppone  che  neppure  i  ministri  del  regno 
o  prestino  al  rfe.  Che  se  nei  tempi  trascorsi  alcuni  vescovi 
Erestavano  il  giuramento  di  ommaggio  alP  Imperatore  e  all' 
mpero,  ciö  facevano  in  qualitk  di  principi,  e  come  vassalli 
defl,  Impero:  in  oggi  i  vescovi  di  Germania  non  sono  piü 
principi  e  quindi  non  possono  essere  piü  sottoposti  a  tale 
formalita.  Ad  altro  non  potra  dal  capo  della  chiesa  per- 
mettersi  ch'esse  si  prestino  fuorchö  al  giuramento  di  fedelta, 
e  questo  secondo  la  formola  che  la  s.  sede  ha  gia  approvata 
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nel  concordato  colla  Francia  del  1801  e  che  e  stata  cossegtts- 
temente  adottata  negli  altri  posteriori  concordatL 

Siccome  jpero  nella  nota  di  V.  E.  si  enuncia  che  3  ja- 
ramento  de'  Vescovi  dovrk  esser  fatto  innaiizi  3  minist 
aggiunge  il  sottoscritto,  che  per  gli  altri  stati  si  e  stsbiBte 
per  i  rigaardi  dovnti  alla  dignitk  vescovile  che  i  tooti 
prestino  il  giuramento  davanti  il  Re:  non  potenisi  » 
pratticare  nel  Regno  di  H.  attesa  la  non  residenza  del  re  ii 
quel  regno,  vuole  almeno  la  decenza,  che  ciö  facdaBoi- 
vanti  il  Vice-Re,  o  il  personaggio  il  piü  degno ,  che  ivi  nt- 
presenti  il  sovrano.  llon  puö  altresi  trascorare  la  s. » 
un  altro  punto,  ed  ö  queÜo  che  il  sagro  testo,  su  cmi 
Vescovi  giureranno,  sia  una  edizione  totafmente  C&ttolica, 

Quanto  piü  al  giuramento  da  prestarsi  al  papa,  si  eachft 
dalla  E.  V.  quello  inserito  nel  pontificale,  come  nonpmai 
dottato  alle  circostanze  attuali,  e  si  vorrebbe  rimpiasaA 
con  r altro ,  di  cui  se  ne  traccia  la  formola.  Questa  fonnd* 
a  giudizio  del  s.  padre  e  del  tutto  inammissibile,  poiche  n- 
durrebbe  ben  tosto  a  nullo  la  obbedienza  de'  vescovi  al  caw 
della  chiesa,  spoglierebbe  la  chiesa  Romana,  e  las. fei 
della  maggior  parte  de'  suoi  diritti,  e  preparerebhe  la  tfr*» 
allo  scisma.  V.  E.  ben  vede,  che  se  la  s.  sede  intraDrendeoa 
trattativa  lo  fk  non  mai  per  distruggere  ciö  cnesiste  » 
tanti  secoli ,  nö  per  ispogliarsi  de'  suoi  piü  essenziali  diiwi 
ma  per  conservare  ciö  ch'esiste  ancora,  e  per  rißtabüff1 
quanto  &  possibile  cio  ch'e  stato  distrutto.  Dopo  ciö  il  «**" 
scritto  si  fk  un  dovere  di  enunciare  alla  E.  V.  che  iU 
padre  non  giudicando  di  fare  in  un  punto  si  delicato  ro* 
novitk,  non  puö  adottare  alcun'  altra  formola  fuori  di  qo* 
ch'6  un  uso  da  tanto  tempo,  e  che  si  osserva  in  tutti  li  sttö. 
cioö  quella  a  tal  effetto  6  stata  stampata  nel  Pontificale  fr 
mano,  potendo  solo  condiscendere  ad  ammettere  quelle  mo»* 
ficazioni  che  sono  State  ammesse  per  la  Russia,  per  nr- 
lando  ed  in  ultimo  luogo  per  la  Francia  nell  anno  1801-j-- 

Niuna  difficolta  s'incontra  sul  cambiamento  della  tat* 
delle  tasse  da  cambiarsi  all*  amichevole,  di  che  si  f a  »* 
zione  fine  del  No.  5.  e  Roma  mostrerk  alla  Germania  ck 
sono  caluminose  le  grida  che  l'accusano  di  cupidigia. 
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Gutachten  von   Leint  über    die    Antwortnote   des 
liehen  Hofes  vom  2.  September  1817. 

5)  Besetzung  der  Bisthümer. 

So  überaus  wünschenswerth  es  nach  allen  Bück 
wäre,  da88  die  Besetzung  der  BiBthümer  lediglich  v 
landesherrlichen  Nomination  abhinge:  so  wenig  las; 
doch  die  Hoffnung  länger  nähren,  dass  der  päpstlich« 
den  Grundsatz  von  der  königlichen  Nomination  in  dl 
son  eines  nicht  katholischen  Souverains  in  einem  Com 
je  anerkennen  werde.  Selbst  nur  die  Anerkennun 
selben  in  einem  geheimen  Artikel,  wie  dieses  in  den 
ratificirten  Würtembergischen  Concordate  von  1807  d 
war,  kann  man  von  den  gegenwärtig  ungleich  ängstli 
und  strengeren  Gesinnungen  des  Papstes  und  seiner  i 
lieberen  Rathgeber  in  geistlichen  Angelegenheiten  wob 
erwarten,  und  es  wird  daher  nichts  übrig  bleiben, 
Mitteln  seine  Zuflucht  zu  nehmen,  wodurch  iodirect  i 
der  landesherrlichen  Nomination  beabsichtigte  Zweck, 
auch  nicht  in  vollem  Umfange,  erreicht  wird. 

Zu  dem  £nde  nehme  ich  mir  die  Freiheit,  zwe 
schlage  zur  höheren  Prüfung  und  Entscheidung  gehe 
vorzulegen. 

a)  Nach  dem  Beispiele  des  Königs  von  Preusse 
Kaisers  von  Bussland  in  Hinsicht  der  ihnen  unterwc 
polnischen  Bischöfe  empfiehlt  in  Zukunft  der  Lanc 
denjenigen  Candidaten,  welchen  er  zu  dem  erledigt« 
thume  gerne  befördert  sähe,  dem  Papste,  und  dieser  i 
dann  die  eigentliche  Nomination  aus.  Dieser  Ausw 
auch  zuletzt  bei  der  Beförderung  des  Grafen  Mean  zui 
bisthume  Mecheln  eingeschlagen  worden,  indem  der 
dem  Könige  der  Niederlande  als  einem  akatholischen 
rain  die  bischöfliche  Ernennung  nicht  zugestehen,  s< 
blos  eine  Empfehlung  von  ihm  annehmen  wollte,  v 
denn  auch  in  der  Institutionsbulle  des  Königs  gar  kei 
wähnung  geschehen,  sondern  die  Sache  ganz  so  gefa 
als  ob  der  Papst,  krall  seiner  Machtvollkommenheil 
Erz  bisch  of  von  Mecheln  ernannt  hätte. 

Praktisch  steht  dieser  Weg  der  Nomination  des  L 
herrn  in  der  That  fast  ganz  gleich,  da  der  Fall,  i 
Papst  auf  die  Empfehlung  des  Souverains  keine  Kü< 
nähme    und   ein   anderes  Subject   ernennte,   immer   z 
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seltenen  Ausnahmen  gehören  würde.  Aber  gerade  da  <k 
päpstliche  Hof  dieses  lebhaft  fühlt  und  sehr  wohl  weiss,  das 
die  Zurücksetzung  der  landesherrlichen  Empfehlung  sAi 
leicht  Veranlassung  zu  unangenehmen  Contestationen  nai 
zur  Disharmonie  geben  würde,  wird  er  zur  Annahme  diesa 
Vorschlages  schwer  zu  bewegen  sein,  zumal  da  ihm  & 
Wiederherstellung  der  Wahlbefugnisse  der  Domcapitel  vor- 
züglich am  Herzen  zu  liegen  scheint.  Wenigstens  dürfe 
sich  die  päpstliche  Curie  dazu  wohl  nicht  verstehen,  jenen 
Vorschlag  in  das  Concordat  selbst  aufzunehmen;  höchste« 
würde  sie  ihn  zu  einem  geheimen  Artikel  desselben  quak 
ficirt  finden. 

b)  Den  Domcapiteln  wird  die  Wahl  ihrer  Bischof*« 
unter  Beobachtung  der  im  canonischen  Rechte  vorgeschrie- 
benen Form,  eingeräumt,  wobei  in  Rücksicht  der  landes- 
herrlichen Einwirkung  folgende  zwei  Fälle  möglich  sind: 

et)  Das  Domcapitel  muss  den  Gewählten  dem  Landes- 
herrn  zur  Genehmigung  präsentiren,  oder 

ß)  dem  Landesherrn  wird  das  jus  dandi  exclusi- 
vam,  oder,  wie  es  jetzt  häufig  genannt  wird,  das  Veto  a- 

festanden,  welches  für  die  Domcapitel  die  VerbindHchh* 
ervorbringt,  noch  vor  Anstellung  der  Wahl  eine  Liste  te 
Wahlcandidaten  dem  Landesherrn  oder  dessen  Regierung  a 
der  Absicht  zu  übergeben,  damit  die  nicht  anständigen  Int 
viduen  von  der  Wahl  gänzlich  ausgeschlossen  werden,  wobs 
jedoch  die  Anfuhrung  der  Ausschliessungsgründe  keineswep 
nothwendig  ist.  Wird  auch  gleich  der  Landesherr  es  nid* 
leicht  thun,  so  würde  er  doch,  kraft  des  Veto's,  berechtigt 
sein ,  die  auf  der  Liste  befindlichen  Subjecte  sämmtüch  M» 
auf  eins  von  der  Wahl  auszuschliessen ,  und  er  konnte  wf 
die  Art  seinen  Zweck  eben  so  vollständig  erreichen,  als  wea 
ihm  die  Nomination  wirklich  zustände. 

Mit  dem  Exclusionsrechte  kann  fuglich  noch  das  Beck 
der  besonderen  Empfehlung  dieses  oder  jenes  Sab» 
jeetes  verbunden  werden,  und  mit  ziemlicher  Gewissheit  iirf 
sich  vorhersagen,  dass  das  Capitel  in  den  meisten  Fall« 
hierauf  verehrliche  Bücksicht  nehmen  werde. 

Nach  allen  Umständen  dürfte  der  päpstliche  Stuhl  seht 
Zustimmung  eher  zu  dem  landesherrlichen  Veto,  als  zu  <h* 
Confirmationsrechte  geben,  zumal  da  bei  jenem  die  der  papö- 
lichen  Curie  so  verhasste  Idee  ungleich  mehr  weglallt  ih 
ob  die  Verleihung  des  bischöflichen  Amtes  von  einem  ka- 
tholischen Fürsten  abhängig  sei,  und  überdies  das  Vetc  Sr. 
Majestät  des  Königs   von  England  in  Beziehung   auf  d    v* 
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ländischen  Bischöfe  bereits  durch  ein  von  Genua  aus  im 
Jahre  1814  erlassenes  päpstliches  Schreiben  förmlich  aner- 
kannt ist,  wenn  die  Emancipation  der  Katholiken  in  Gross- 
britannien zu  Stande  kommen  würde.  Uebrigens  dürfte, 
meiner  Ansicht  nach,  das  Veto  vorteilhafter  für  den  Regen- 
ten als  das  Confirmationsrecht  sein. 

Falls  diese  Vorschläge  den  hohen  Beifall  finden  sollten, 
fco  würde  §.  2  der  Instruction  abzuändern  und  die  Gesandt- 
schaft zu  autorisiren  sein,  auf  die  obigen  Vorschläge  zu 
unterhandeln,  wobei  sie  es  ihre  erste  Sorge  sein  lassen  wird, 
diesen  Gegenstand  so  vortheilhaft  als  nur  immer  möglich  für 
die  Rechte  der  Krone  einzurichten. 

6)   Päpstliche    Confirmation    der   ernannten 

Bischöfe. 

1)  Da  einmal  die  hannoverschen  Bischöfe  der  päpstlichen 
Confirmation  unterworfen  werden,  so  kommt  in  der  That 
nichts  darauf  an,  ob  sie  als  exemte  Bischöfe  oder  als  Bi- 
schöfe überhaupt  darum  nachsuchen  müssen.  Das  Concordat 
hat  daher  blos  den  Grundsatz  von  der  Notwendigkeit  der 
päpstlichen  Confirmation  auszusprechen,  ohne  dabei  ihrer 
Exemtion  von  dem  Metropolitanverhältnisse  zu  erwähnen, 
wodurch  der  Streit  über  die  Confirmation  der  nicht  exemten 
Bischöfe  gänzlich  umgangen  wird.  Es  hat  also  in  dieser 
Hinsicht  bei  der  Instruction  sein  Verbleiben. 

2)  Sehr  wünschenswerth  wäre  es,  dass  der  Papst  sich 
lazu  verpflichten  wollte,  in  dem  Termine  von  3  Monaten  die 
Confirmation  dem  neuen  Bischöfe  einheilen  zu  wollen,  um 
sinigermassen  der  grossen  Verschleifung  der  Sachen  in  Rom 
vorzubeugen.  Indess  scheint  dazu,  besonders  nach  dem  Vor- 
gänge in  der  Schweiz,  wenig  Hoffnung  zu  sein,  wo  man 
gleichfalls  fruchtlos  es  versucht  hat,  diesen  Termin  in  den 
vertrag  mit  dem  Papste  zu  bringen.  Weder  in  dem  pro- 
tectirten  Würtemberger  Concordate,  noch  in  den  französi- 
ichen  Concordaten  von  1516,  1801  und  1817,  ist  wegen  der 
Konfirmation  gar  kein  Termin  befindlich. 

Selbst  eine  in  anderer  Hinsicht  minder  nachtheilige  Ver- 
fingerung  des  Termins  würde  die  päpstliche  Curie  nicht  viel 
geneigter  zur  Annahme  machen,  da  dem  Papste  nicht  sowohl 
m  der  Kürze  oder  Länge  des  Termins,  als  vielmehr  nur 
laran  gelegen  ist,  dass  er,  als  Oberhaupt  der  Kirche,  durch- 
aus den  Schein  nicht  haben  will,  eine  solche,  seiner  Vorstel- 
ung  nach  herabwürdigende,  Verbindlichkeit  in  einem  Ver- 
rage  übernommen  zu  haben. 
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Sollte  nun  der  Papst  zur  Annahme  des  Confirmatüw- 
termins  gar  nicht  zu  bewegen  sein,  so  könnte  dieser  Punkt 
allenfalls  mit  Stillschweigen  im  Concordate  übergangen  und 
§.  2  der  Instruction  abgeändert  werden,  wobei  es  immer  a 
einigem  Tröste  gereichen  wird,  dass  in  der  Praxis,  selbs 
wenn  ein  Termin  concordatenmässig  festgesetzt  wäre,  dk 
päpstliche  Willkür  doch  nie  ganz  verhindert  werden  könnte 

3)  Der  von  der  päpstlichen  Curie  behauptete  Grundsatz, 
dass  der  Papst  eine  vorschriftsmässig  vollzogene  Ernennung 
oder  Wahl  eines,  mit  allen  canonischen  Eigenschaften  ver- 
sehenen Subjectes  zum  Episkopate  cassiren  könne,  wenn  dam 
eine  causa  magna,  rationabilis  und  evidens  t&- 
handen  sei,  kann  und  darf  in  dem  Concordate  nie  zugesesa- 
den  werden,  wenn  derselbe  sich  gleich  in  dem  Basler  Conti 
scp.  23  de  elect.  findet,  und  in  den  von  der  deutschen  Nation 
aeeeptirten  Decreten  jenes  Concils  enthalten,  auch  in  deav 
jetzt  eigentlich  nicht  mehr  geltenden,  Aschaffenburger  oder 
Wiener  Concordate  von  neuem  anerkannt  ist.  Jener  Graad- 
satz  ist,  falls  nicht  die  Anerkennung  des  Gegen theils  zu  er- 
wirken steht,  im  Concordate  gar  nicht  zu  berühren,  welch» 
auch  nicht  leicht  gefahrlich  werden  kann,  da  überhaupt  sek 
1439  nur  ein  einziges  Mal,  und  zwar  im  Jahre  1474,  dex 
Fall  sich  zugetragen  hat,  wo  der  Papst  von  jener  clausula 
reservatoria  hat  Gebrauch  machen  und  statt  des  vom  Cob- 
stanzer  Concil  ordnungsmässig  erwählten,  völlig  canonisebes 
Bischof  es  einen  anderen  ernennen  wollte,  ohne  gleichwohl  dank 
durchzudringen.  Sollte  es  der  Papst  je  wagen  wollen,  die 
durch  das  Concordat  nicht  aufgehobene  Clausel  des  Bader 
Concils  anzuwenden,  so  würde  es  ihm  wie  1474  ergehen  «ad 
überdies  könnte  er  sich  doch  nie  das  Besetzungsrecht  an- 
massen,  da  nach  Vorschrift  des  Concils  das  Capitel,  nack 
der  vom  Papste  cassirten  Wahl,  zur  Anstellung  einer  nenet 
Wahl  berechtigt  ist,  die  aber  dem  Papste  günstigere  Be- 
stimmung des  Wiener  Concordates  keine  Anwendung  mehr 
findet. 

Auf  jeden  Fall  ist  die  Bestimmung  des  S.  3  der  Instante» 
tion ,  dass  die  Confirmation  nicht  ohne  Anführung  der  Ur- 
sachen vom  Papste  verweigert  werden  dürfe,  ins  Concordat 
zu  bringen. 

4)  Da  der  Papst  in  einem  Vertrage  den  Grundsatz  nick 
anerkennen  will,  dass  seine  Bullen  und  Breven  dem  law1  *• 
herrlichen  Placet  und  Exequatur  unterworfen  sind  i 
auch  U.  No.  7]:  so  bleibt  nichts  anderes  übrig,  als  in  <  ■ 
Concordate  davon  zu  schweigen,  dass  die  Confirmations-     i 
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Consecrationsbullen  der  Regierung  zuvor  zur  Ertheilung  des 
Exequatur  präsentirt  werden  müssen.  Aber  nach  dem  Bei- 
spiele anderer  Staaten  muss  dieses  Princip  in  Rücksicht 
aller  päpstlichen  Bullen,  Breven  und  Expeditionen  durch  eine 
Verordnung  festgesetzt  und  auf  dessen  Beobachtung  streng 
gehalten  werden. 

7)  Anstellung  des  Informativ-Processes   mit  den 

ernannten  Bischöfen. 

1)  Dass  die  Anstellung  des  Informativ-Processes  der 
deutschen  Bischöfe  nicht  in  Rom  stattfinden  könne,  son- 
dern immer  in  partibus  geschehen  müsse,  ist  ein  auf  der 
Praxis  von  mehreren  hundert  Jahren  und  der  ausdrücklichen 
Vorschrift  des  Concilii  Tridentini  beruhender  Satz,  welches 
sess.  XXII.  cap.  2  sagt:  Quarum  rerum  (nempe  qualitatum 
episcopi)  si  eius  notitia  nulla  aut  recens  in  curia  fuerit,  a 
Sedis  Apostolicae  legatis  seu  nuntiis  provinciarum,  aut  epis- 
copi ordinario,  eoque  deficiente,  a  vicinioribus  ordinariis 
sumatur.  So  wenig  nun  dieses  in  seinen  Folgen  sehr  wich- 
tige Princip  je  aufgegeben  werden  darf:  so  ist  es  doch  ge- 
rade nicht  unumgänglich  nothwendig,  dasselbe  auch  im  Con- 
cordate  auszudrücken,  sondern  es  kann  ebenfalls,  ohne  davon 
Nachtheil  zu  besorgen,  umgangen  werden,  da,  wenn  die  rö- 
mische Curie  je  dagegen  handeln  wollte,  die  Verordnung  des 
Trienter  Concils  in  Verbindung  mit  der  Praxis  eine  hinrei- 
chende Schutzwehr  gewähren  würde. 

Sollte  der  Papst  in  der  Wahl  der  Person,  durch  welche 
er  den  Informativ -Process  der  hannoverschen  Bischöfe  in 
Deutschland  anstellen  lässt,  durch  das  Concordat  selbst  die 
Hände  sich  durchaus  nicht  binden  lassen  wollen,  wozu  ich 
die  Hoffnung  noch  keineswegs  aufgebe,  da  auch  nach  dem 
projectirten  VJfürtembergischen  Concordate  die  Consecration 
jedesmal  von  dem  anderen  Landesbischofe  geschehen  sollte: 
so  ist  zu  versuchen,  ob  der  Papst  sich  nicht  dazu  versteht, 
durch  einen  geheimen  Artikel  des  Vertrages  oder  durch  eine 
davon  abgesonderte  Erklärung  zu  versprechen:  den  Infor- 
mativprocess  des  einen  hannoverschen  Bischofs  jedesmal 
durch  den  andern  anstellen  lassen  zu  wollen. 

Sollte  aber  auch  dieses  unerreichbar  sein,  so  würde 
nichts  anderes  übrig  bleiben,  als  dem  Artikel  über  den  In- 
formativ-Process  eine  möglichst  allgemeine  Fassung  zu  geben, 
wobei  sich  dann  mit  ziemlicher  Gewissheit  vorhersagen  lässt, 
dass  der  Papst,  wenn  nur  einigermassen  gute  Harmonie  zwi- 
schen dem  hannoverschen  Hofe  und  ihm  besteht,  jedesmal 
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den  Informationsprocess  dem  anderen  Landesbischofe  uber- 
tragen  werde. 

Sollte  nun  diese  Ansicht  die  höchste  Genehmigung  er- 
halten, so  würde  demnach  der  §.  2  der  Instruction  eine  Ab- 
änderung erleiden  müssen. 

2)  Dass  der  Informationsprocess  und  die  Prüfung  rieb 
keineswegs  blos  auf  die  Kenntnisse  des  neuen  Bischofes,  acs- 
dern  auf  alle  durch  die  Canones  vorgeschriebenen  Eff* 
Schäften  beziehen,  versteht  sich  von  selbst,  und  ist  von  Seite 
der  Gesandtschaft  nie  in  Abrede  gezogen  worden. 

8)  Päpstliche    Consecration    der    ernannten 

Bischöfe* 

1)  Was  bereits  bei  No.  7  in  Rücksicht  des  von  im 
anderen  Landesbischofe  anzustellenden  Informationsprocesaes 
angeführt  worden,  findet  auf  die,  von  dem  anderen  Landes- 
bischofe, Namens  des  Papstes,  zu  ertheilende  Conseciräs 
des  confirmirten  Bischofes  gleichfalls  seine  volle  Anwendung 
weshalb  ich  mich  darauf  gehorsamst  beziehe. 

Die  stillschweigende  Uebergehung  des  Grundsatzes,  das 
dem  anderen  Landesbischofe  die  Vollmacht  zur  Conse- 
cration jedesmal  ertheilt  werden  müsse,  dürfte  um  so  weiuger 
Nachtheil  bringen  können,  da  der  Papst  nach  seiner  eigens 
Erklärung  dem  zu  consecrirenden  Bischöfe  jedesmal  die  Be- 
fugniss  ertheilt,  sich  von  irgend  einem  anderen  Bischöfe  d* 
Consecration  ertheilen  zu  lassen,  wozu  jener,  selbst  aus  den 
Grunde,  um  Kosten  zu  ersparen,  gewiss  immer  den  anderen 
hannoverschen  Bischof  nehmen  wird. 

*"  2)  Versuchen  muss  man  es,  die  Bestimmung  in  da 
Vertrag  zu  bringen ,  dass  die  Consecration  von  Einem  Bi- 
schöfe und  zwei  anderen  mit  einer  kirchlichen 
Dignität  bekleideten  Personen  geschehen  solle;  dean 
alsdann  kann  der  Bischof  z.  B.  die  beiden  Dechanten  <k* 
Domcapitel  zur  Consecration  zuziehen,  und  es  bedarf  keiner 
päpstlichen  Dispensation. 

Die  Instruction  hat  die  beiden  obigen  Punkte  nicht  be- 
sonders berührt. 

9)  Ableistung    des   Eides   von   den   ernannten 

Bischöfen. 

1)  Dass  die  Bischöfe  Sr.  Majestät  dem  Könige  den  Fii 
der  Treue,  welcher  als  wahrer  Unterthaneneid  zr  «* 
trachten  ist,  ablegen  sollen,  ist  in  der  päpstlichen  Nota  ffl 
2.  September   ausdrücklich  zugestanden,    alles    übrige      % 


XXIII.     Gutachten  über  Leiste  d.  päpstl.  Note  v.  2.  Sept.  1817.    63 

-was  darin  über  den  Homagialeid  vorgebracht  wird,  nicht 
weiter  zu  berücksichtigen,  da  dieses  Mos  auf  einer  Ver- 
wechselung des  Unterthaneneides  (homagii)  mit  dem  Vasallen- 
eide (vasallagio)  beruht. 

Die  also  nur  noch  vorhandene  Verschiedenheit  der  Mei- 
nungen betrifft  blos  die  Formel,  wornach  der  Eid  dem  Lan- 
desherrn zu  leisten  ist.  Dem  §.  4  der  Instruction  gemäss  ist 
bei  der  in  Vorschlag  gebrachten  Eidesformel  diejenige  zum 
Grunde  gelegt,  welche  von  den  österreichischen  Bischöfen  bei 
Ablegung  des  Eides  an  den  Kaiser  befolgt  wird.  Ganz  un- 
erwartet giebt  der  Papst  der  in  dem  französischen,  jetzt  auf- 
gehobenen Concordate  von  1801  enthaltenen  Formel  den  Vor- 
zug vor  der  österrsichischen. 

Vielleicht  lässt  sich  die  römische  Curie  noch  [zur  An- 
nahme der  vorgeschlagenen  Formel  bewegen,  wenn  ihr  aus- 
einander gesetzt  wird,  dass  sie  keineswegs  eine  neue  Formel 
sondern  eine  fast  nur  wörtliche  Uebersetzung  der  seit  Jo- 
sephs II.  Zeiten  im  Oesterreichischen  geltenden  sei. 

Uebrigens  dürfte  es  am  Ende  nicht  viel  Unterschied 
machen,  ob  die  eine  oder  andere  Formel  gewählt  wird,  da 
sie  im  Wesentlichen  beide  grösstentheils  mit  einander  über- 
einstimmen, nur  dass  in  dem  Französischen  Bischofseide  das 
"Wort  subjectio  fehlt,  und  darin  nicht  so  bestimmt,  als  in 
dem  österreichischen,  ausgedrückt  ist:  dass  der  Bischof  regni 
saluti  et  publicae  administrationis  utilitati  omni  opera  omni- 
busque  viribus  esse  consulturum. 

Die  französische  Formel  lautet: 

Ego  N.  N.  nominatus  ecclesiae  N.  episcopus  juro  atque 

gromitto  ad  Sancta  Dei  Evangelia  obedientiam  et  fidelitatem 
uae  Majestati .  Item  promitto,  me  nullam  commu- 

nitatem  habiturum,  nulli  consüio  interfuturum,  nullamque 
Buspectam  unionem  neque  intra  neque  extra  conservaturum, 
quae  tranquillitati  publicae  noceat,  et  si  tarn  in  dioecesi  mea, 
quam  alibi  noverim  aliquid  in  regni  damnum  tractari,  Regiae 
Suae  Majestati  manifestabo. 

Ita  me  Deus  adjuvet  et  haec  Sancta  Ejus  Evangelia. 

Nöthigen  Falles  würde  die  Gesandtschaft  zu  ermächtigen 
sein,  die  französische  Eidesformel  anzunehmen,  in  welche  aber 
das  Wort  subjectio  noch  eingerückt  werden  müsste. 

2)  In  Rücksicht  des  von  den  Bischöfen  dem  Papste 
zu  leistenden  Eides  wird  der  päpstliche  Hof  zur  Annahme 
der  in  Vorschlag  gebrachten  Formel,  welche  das  wahre  Ver- 
hältniss  der  Bischöfe  zum  Papste  ausdrückt  und  alle  unrich- 
tigen Auslegungen  abschneidet,  sich  nie  verstehen. 
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Weder  Oesterreich,  noch  Russland,  noch  Frankrad 
haben  es  durch  alle  ihre  Vorstellungen  je  dahin  bringe* 
können,  dass  die  im  römischen  Pontificate  befindliche,  in  der 
That  völlig  unpassende  Eidesformel  aufgehoben  und  mit  euer 
zweckmässigen  vertauscht  würde. 

Da  man  nun  von  päpstlicher  Seite  sogleich  zugestandet 
hat,  in  der  Formel  die  Veränderungen  für  Hannover  m 
machen,  welche  Russland  auf  Verlangen  der  Kaiserin  Calb- 
rina  ü.  im  Jahre  1782  bewilliget  und  nachher  auf  Irbai 
und  Frankreich  angewandt  worden  sind:  so  wird  toU 
nichts  anderes  übrig  bleiben,  als  auch  von  den  hannoversch» 
Bischöfen  den  Eid  an  den  Papst  nach  der  veränderten  For- 
mel, aus  welcher  doch  die  für  die  Protestanten  so  hoch* 
anstössige  Stelle  weggelassen  ist,  ablegen  zu  lassen.  Die  ra 
dem  Herrn  Gesandten  bereits  eingeschickte  Eidesformel  est- 
hält  in  den  Noten  die  weggelassenen  Stellen. 

Die  österreichischen  Bischöfe  leisten  noch  jetzt  des 
Papste  den  Eid  nach  der  unveränderten  Formel. 

10)  Einweisung   der   Bischöfe    in  den    Besitz  der 

Spiritualien  und  Temporalien. 

Dass  der  ernannte  Bischof  in  den  Besitz  der  Tempo- 
ralien  durch  einen  landesherrlichen  Commissar  geseöl 
werden  müsse,  und  nur  durch  ihn  dieser  Act  vorgenommee 
werden  könne,  ist  zu  sehr  in  der  Natur  des  ganzen  Ver- 
hältnisses begründet,  als  dass  je  daran  gedacht  werd« 
könnte,  diesen  in  dem  §.  2  der  Instruction  begründeten  Satt 
aufzugeben. 

Da  indess  dem  päpstlichen  Hofe  bei  der  Besitzeinwei- 
sung des  Bischofs  die  Concurrenz  des  landesherrlichen  Coa- 
missarii  mit  dem  päpstlichen  vorzüglich  aus  dem  Grande 
anstössig  zu  sein  scheint,  weil  das  Temporale  leicht  mit  dea 
Spirituaü  verwechselt  und  auf  diese  Art  der  Gedanke  er- 
zeugt werden  könne,  als  ob  das  Kirchenamt  selbst  von  der 
weltlichen  Macht  abhänge ;  so  könnte  nöthigen  Falles  dadurch 
am  besten  geholfen  werden,  wenn  die  Commissarien  eines 
jeden  Theiles  die  Besitzeinweisung  abgesondert  vornahmen, 
wie  dieser  Fall  auch  schon  vormals  bei  den  Reichsbisthä- 
mern  stattgefunden  hat. 

11)  Bezahlung  der  Taxen  an  die  römische   Curie. 

Ueber  diesen  Gegenstand  habe  ich  keine  Bemerkuuf 
vorzulegen,  da  der  römische  Hof  in  Beziehung  auf  die  Tai« 
sich  zu  einem  Arrangement  bereitwillig  erklärt  hat,  woasi 
der  Königlich  Hannoverische  Hof  völlig  zufrieden  sein  solle. 
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XXIV. 

Hannoverische   GesoJidtsohBitsiustructiori   vom   5.  Jam 
1818. 

Was  die  Ernennung  der  Bischöfe  anbetrifft,  so  ist  u 
den  beiden  vorgeschlagnen  Wegen ,  den  Einfluss  der  Lan 
herrBchaft  auf  diese  Ernennung  zu  sichern '),  der  wünsch 
wertheste  derjenige,  welcher  die  Wahl  den  Capiteln  (u 
Leitung  eines  landesherrlichen  Commissarii)  überlässt,  i 
fern  dieselben  gehalten  werden,  vor  der  Wahl  eine  Anz 
der  Candidaten  zu  machen,  damit  die  missfälligen  au 
strichen,  und  die  Wahl  nicht  eher  vorgenommen  wei 
kann,  als  bis  ein  dem  Landesherrn  angenehmer,  Cand 
angezeigt  worden. 

5)  Auf  einen  Termin,  binnen  welchem  der  Papst 
präsentirten  Candidaten  präconisiren  mugs,  ist  nicht  zu 
stehen,  da  das  eigene  Interesse  der  päpstlichen  Curie  es 
sich  bringt,  dass  die  bischöflichen  Stühle  besetzt  seien, 
der  Fall,  da  der  Papst  einem  Candidaten  insgeheim 
dingungen  vorschriebe,  ohne  die  er  nicht  zum  Bischof 
nannt  werden  solle,  nur  in  dem  Falle,  wenn  der  Cand 
ohnehin  mit  dem  Papste  einverstanden  ist,  von  Effect 
kann.  Würde  der  Papst  einem  legitim  Erwählten  die 
stätigung  aus  gedachter  Ursache  verweigern,  und  dieser 
nicht  in  das  Ansinnen  des  Papstes  fügen  wollen,  so  k 
dieser  niebts  ausrichten,  da  er  nicht  ohne  Ursachen  die 
stätigung  verweigern,  sondern  nur  aufschieben  kann.  Di 
aber  würde  einen  Scandal  erregen,  den  der  Papst  selbst 
meiden  muss 

7)  In  Ansehung  des  Informativ-Processes  über  die  ; 
sentirten  Candidaten  der  bischöflichen  Würde  wird  nach  ■ 
Vorschlage  der  Gesandtschaft  zu  versuchen  sein,  ob  eine 
klärang  zu  erhalten  stehe,  dass  solcher  allemal  einer  1 
ländischen  Behörde  autgetragen  werden  solle.  Wenn  di 
nicht  zu  erhalten  steht,  so  mag  darüber  hinausgegan 
werden. 

8)  In  Ansehung  der  Consecration  ist  zu  versuchen, 
es  zu  erhalten  stehe,  dass  bestimmt  zugestanden  werde,  sie  s 

')  Dafür  hiesa  ea  zuerst:  Die  Ernennung  der  Bischöfe  ist 
Papste  an  überlassen,  da  derselbe  anf  keine  Art  zu  der  Einwilligung 
eine  landesherrliche  Ernennung,  die  der  päpstlichen  Bestätigung  ni 
würfen  wäre,  in  bringen  sein  wird.  Unter  den  beiden  rorgeschlagi 
Wegen,  den  Einfluss  der  Landesherrschaft  anf  diese  Ernennung  zt 
ehern,  ist  etc. 

FrUiatrg,  Staat  «ad  Bischofi  wählen.    Beilagen.  5 
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durch  einen  Bischof  und  zwei  Dignatarien  geschehen.  W« 
von  päpstlicher  Seite  darauf  bestanden  wird,  dass  dieser  Iß- 
dus  als  Regel  den  S.  Canonibus  zuwiderlaufe,  so  bm 
darunter  nachgegeben  werden,  dass  in  der  Regel  drei  Bisdftfc 
die  Consecration  verrichten  müssen. 

9)  In  Ansehung  der  Eidesformel  der  Bischöfe  ist  wi 
der  Oesterreichischen  Formel  als  einmal  proponirte  mal 
zweckmässigere  zu  beharren.  Findet  dieses  aber  viek 
Widerstand,  so  kann  die  französische,  jedoch  gemäss  da 
Gutachten  des  Hofraths  Leist,  mit  hinzugefugtem  Ausdruck: 
„subjectio"  angenommen  werden.  In  Ansehung  des  von  da 
Bischöfen  dem  Papste  zu  leistenden  Eides  wird  die  im  Gr- 
achten vorgeschlagene  Formel  genehmigt. 

10)  Da  der  päpstliche  Hof  die  gemeinschaftliche  Be- 
setzung des  Bischofs  für  anstössig  hält,  so  kann  danmtt 
nachgegeben  werden,  dass  die  Immission  in  die  Temporafes 
einseitig  von  der  Landesregierung,  nach  erfolgter  Conven- 
tion, geschehe. 

XXV. 
Leiste  Commentar  über  Consalvis  Ultimatum. 

Besetzung  der  Bisthümer. 

Fortdauernd  beharrt  der  römische  Hof  auf  seiner  Wo- 
gerung,  einem  protestantischen  Souverain  die  Ernemau? 
der  katholischen  Bischöfe  seines  Reichs  gestatten  zu  woll«. 
ungeachtet  die  Verschiedenheit  der  Religion  in  der  Pei&s 
des  Regenten  in  dieser  Beziehung  gar  keinen  Unterscfei 
sollte  begründen  können,  da  der  Regent  bei  der  Nomina» 
nur  als  Regent  in  Betrachtung  kommt  und  dem  Pap* 
immer  das  supremum  Judicium  darüber  verbleibt,  ob  " 
Ernannte  mit  allen  canonischen  Eigenschaften  versehen 
Die  Curie,  welche  in  diesem  Punkte  nie  zum  Nachgeben 
bewegen  sein  wird,  hat  in  Beziehung  auf  die  Besetzung  < 
Bisthümer  im  Artikel  IX  des  Projectes  unter  zwei  V« 
schlagen  die  Wahl  gelassen,  von  denen. der  eine  darin* 
steht,  dass  das  Domcapitel  der  vacanten  Kirche  den  Bi 
wählt,  nachdem  der  Landesherr  zuvor  das  Veto  a 
hat.  Da  nun  dieser  Vorschlag  unstreitig  besser  als  der 
dere  ist,  auch  derselbe  mit  der  Bestimmung  des  §.  4  d 
zweiten  Instruction  vom  6.  Mai  d.  J.  im  Ganzen  überei 
kommt,  so  erlaube  ich  mir  darauf  meine  Prüfung  r 
schränken. 


über  ConMlvii  lilliic 

as  dem  Landesherm  eine 
von  inm  vor  Anstellung  der  Capitelwahl  in  1 
Wahlcandidatnn  auszuübende  jus  dandi  exe 
Veto  durch  die  ganze  Fassung  des  ersten  T 
tikels,  besonders  durch  die  Worte:  „üa  tarne 
tuffident  supereü,  ex  quo  novu-t  epUcopus 
zu  sehr  beschränkt,  da,  Trenn  z.  B.  säi 
der  Liate  befindlichen  Candidaten  dem  Lani 
werflich  erschienen,  ihm  auch  die  Befugniss, 
zustreichen,  zustehen  müsstej  in  welchem  F& 
capitel  eine  neue  Liste  von  Wahlcandidaten  den 
zu  überreichen  verbunden  sein  würde,  wozu  d; 
eher  im  Stande  ist,  wenn  der  in  Hinsicht  der 
zu  setzenden  Personen  nachher  von  mir  zu  n 
schlag  die  Genehmigung  des  hohen  königlichen 
halten  sollte.  Es  müssen  daher  die  obigen  Wort 
u.  b.  w.  weggestrichen  werden,  zumal  da  c 
Streit  entstehen  könnte,  ob  zwei,  oder  wie  die 
drei  Personen  auf  der  Liste  stehen  bleiben  mü 
dem  ist  die  jenen  Worten  vorhergehende  Stelle 
zu  fassen,  wie  sich  unten  zeigen  wird,  wenn 
Fassung  des  ganzen  Artikels  der  hohen  Prüfui 

b)  Läset  der  Artikel  IX  die  wichtige  Fraj 
den,  ob  die  Wahl  blos  auf  die  Mitglieder  <: 
Domcapitels  beschränkt,  mithin  nur  diese  wiil 
auch  die  Domherren  des  andern  Capitels  u 
jeder  qualificirte  Geistliche  des  Königreichs,  w 
weder  zu  dem  einen  noch  zu  dem  andern  ( 
wahlfähig  sein  sollen  und  folglich  auch  auf  dii 
zu  präsentirende  Liste  der  Wahlcandidaten  k 
werden? 

Nicht  nur  um  die  Bischofsstuhle  mit  dt 
Subjecten  zu  besetzen  und  der  gesammten  Geist 
die  Aussicht  auf  die  bischöfliche  Würde  eine 
Sporn  zur  Auszeichnung  zu  geben,  sondern  a 
für  das  landesherrliche  Interesse  scheint  es  mir 
theilhafter,  die  Wahl  nicht  auf  die  wenigen  '. 
wählenden  Capitels  zu  beschränken,  sondern  d 
wählbaren  Individuen  möglichst  zu  vermehre 
Beschränkung  der  Wahl  auf  die  Mitglieder 
könnte  sich  allerdings  der  Fall  ereignen,  das 
von  den  sieben  das  Capitel  bildenden  Person 
gestrichen  würden,  es  zu  gar  keiner  Wahl   ko 


g 

l 


68 


XXV.    LeisU  Commentar  aber  Consalris 


da  wegen  fehlender  Wahlcandidaten  heine  neue  Liste  zu 
fertigen  wäre. 

Die  daher  aufzunehmende  Bestimmung:  dass  jedes 
lificirte  Mitglied  des  Landes-Clerus  wählbar  sei,    and 
auf  die  Wahlliste  gesetzt  werden  könne,  wird  dem  Since 
römischen  Curie  ganz  gemäss  sein;    auch  wird  dadurch 
hütet,  dass,  nach  verworfener  erster  Liste,    keine   neue 
gestellt  werden  könnte,  indem  anzunehmen  steht,   dass 
dem  ganzen    Landes-Clerus    noch    immer    qualificirte  & 
jecte  zur  Bischofswürde  sich  finden  werden. 

c)  In  Hinsicht  der  Eigenschaften  der  Personen, 
zum   Bischöfe  sollen  gewählt  werden   können,   verweist 
Artikel  IX  blos  auf  die  Canones.    Da  aber    diese    darüi 
keine     für     den     vorliegenden    Zweck    hinreichenden 
Stimmungen  enthalten,  auch  die  beiden  hohen  Instruction? 
sich  darüber  nicht  erklärt  haben,  so  würde  nach  meinen 
ringen  Ermessen,  etwa  folgendes  festzusetzen  sein.    Die 
schöfe  müssen 

a)  das  Landes-Indigenat, 

ß)  das  canonische  Alter, 

y)   die   Studien  in  der  Theologie  und  dem  canonisck 
Rechte  mit  Auszeichnung  vollendet, 

<$)  die  Seelsorge  gut  ausgeübt,  oder  ein  Lehramt  in 
Seminarien   rühmlich  Dekleidet,    oder   in  Verwaltung 
licher    Angelegenheiten    sich   besonders    ausgezeichnet, 
endlich 

e)   Zeugnisse   guter  Sitten  und    eines   völlig  unl 
tenen  Lebenswandels  haben. 

d)  Der  Entwurf  hat  des  landesherrlichen    Coi 
bei  Anstellung  der  Wahl  gar  keine  Erwähnung  gethan, 
ches  nicht  sowohl  aus  Versehen,  als  vielmehr  absichtlich 
scheuen  ist,    da    der  päpstliche  Commissarius  in  den  Coi 
renzen   sich   dahin  äusserte:   „dass    durch   die    Interrentt 
einer  solchen  Person  die  Wahlfreiheit   der  Capitel  eine 
Canones  entgegenlaufende  Beschränkung  erleide." 

Allein  schon  das  Wormser  oder  Cailixtinische  Con< 
von  1122  bestimmte  im  §.  1  des  Theils,  welcher  die 
sionem  Papae  enthält,  dass  die  Wahlen  in  den  Reichs! 
mern  in  Gegenwart  des  Kaisers  vorgenommen  werden  soDtecj 

„Ego  CallixtuB Imperatori concedo, 

tiones  episcoporum  et  abbatum  teutonici  Regni —  ii 

praesentia  tua  fieri,  absque  simonia  et  aliqua  vioknfi**| 
womit  das  Reichsherkommen  bis  zur  Zeit  der  Auflösung 
deutschen  Reichs  übereingestimmt  hat,  dergestalt,  dass  bei 
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Strafe  der  Nichtigkeit  die  Wahl  eines  Bischofes, 
eher  eine  Virilstimme  auf  dem  Reichstage  hatte,  nicht  ai 
als  in  Gegenwart  eines  kaiserlichen  Commissarius  vorge 
men  werden  durfte.  Dasselbe  Recht,  welches  auf  ged; 
Weise  dem  Kaiser  zustand,  wurde  auch  von  den  La; 
Herren  bei  den  landsässigen  Bisthümern  und  Abteien 
Ausübung  gebracht,  ohne  dass  je  die  Religion  des  Regt 
hierin  eine  Aenderung  bewirkt  hätte. 

Es  dürfte  daher  fest  darauf  zu  bestehen  sein,  dasi 
landesherrlichen  CommiBsarii  bei  Vornahme  der  Capitel 
ausdrücklich  müsse  gedacht  werden. 

e)  Nach  dem  Artikel  IX  soll  dem  Landesherrn  bloi 
Exclusionsrecht  oder  Veto  vor  Anstellung  der  1 
zustehen.  Allein  dieses  stellt  ihn  in  der  That  noch 
vollkommen  sicher,  und  es  würde  daher  nach  meiner  U 
zeugung  alles  zu  versuchen  sein,  um  die  Zustimmung 
päpstlichen  Hofes  dazu  zu  erhalten,  dass  Sr.  Majestät  in 
Tractate  auch  ein  Recusationsrecht  in  Hinsicht  des 
wählten  beigelegt  würde,  welches  folglich  nach  vollzog 
Wahl,  und  zwar  unter  An  füh  rang  besonder  er  Grü 
welche  beim  Veto  nicht  vorkommen,  ausgeübt  würde,  w< 
sodann  das  Capitel  zu  einer  neuen  Wahl  schreiten  müs 

Durch  Festsetzung  dieses  Recusationsr echtes  müsste 
der  Absicht  des  §.  4  der  zweiten  hohen  Instruction  ein 
nüge  geleistet  werden,  wiewohl  die  darin  enthaltene  D 
sition  verschieden  ist,  indem  der  Artikel  4  vorschreibt, 
die  Wahl  nicht  eher  solle  vorgenommen  werden  können 
bis  ein  dem  Landesherrn  angenehmer  Candidat  ange 
worden:  eine  Vorschrift,  deren  Aufnahme  in  den  Vertraf 
erreicht  werden  dürfte. 

f)  Gegen  das,  was  der  Artikel  IX  über  die  Anstel 
des  Informationsprocesses  enthält,  finde  ich  im  Ganzen  n 
einzuwenden,  da  darin  der  Grundsatz,  dass  derselbe  von 
ländischen  Behörden  geführt  werden  solle,  völlig  anerk 
und  auf  diese  Art  dem  §.  2  der  ersten  und  dem  §.  1 
zweiten  Instruction  ein  Genüge  geleistet  ist. 

Nur  würde  ich  sehr  wünschen,  dass  die  Conventioi 
päpstliche  Instruction,  wornach  der  Process  zu  führei 
mit  Stillschweigen  überginge,  da  dieselbe  keine  andei 
als  die,  welche  auf  Befehl  Papsts  Urban  VIII.  aus  Gregor 
Constitution  super  forma  hujusmodi  processuum  confi 
dorum  sub  Idibus  Maji  1591  zusammengesetzt  wurde.  \ 
auch  gleich  jene  Instruction  jedesmal  mitgeschickt  unc 
dem  Processe  genau  befolgt  wird;    so    scheint   es   mir 
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viel  passender,  davon  in  dem  Vertrage  nichts  zu  sagen,  ii 
alles,  was  zur  blossen  Instruction  der  Sache  gehört,  kefce 
Gegenstand  der  vertragsmässigen  Bestimmungen  ausmacht 
und  überdies  jene  Instruction  verschiedene  nicht  passeofk 
und  bedenkliche  Vorschriften  enthält 

g)  Schliesslich  bemerke  ich  nur  noch,  dass  in  dem  Ar- 
tikel, wie  auch  in  einigen  andern,  der  Ausdruck  ,?sacri» 
nonee"  vorkommt;  welcher  mir  in  einem  mit  einem  protesat- 
tischen  Souverain  abzuschliessenden  Tractate  keineswegs 
schicklich  zu  sein  scheint,  und  etwa  mit  den  Ausdruckes 
„canonicae  sanctiones,  canonum  praescripta,  canonum  disp 
sitiones"  zu  vertauschen  wäre. 

Nach  allen  diesen  gehorsamsten  Bemerkungen  würfe 
dem  Artikel  IX  folgende  Kedaction  zu  geben  sein  etc.  etc. 

Päpstliche  Consecration  der  ernannten  Bischöfe 

Was  der  §.  8  der  zweiten  hohen  Instruction  in  Beraehtog 
auf  die  Art  der  Vornahme  der  Consecration  vorschreibt  k 
in  dem  Artikel  X  nicht  vollständig  erreicht,  indem  er  du 
instructionsmässige  Princip,  dass  die  Consecration  immer  töe 
einem  Landesbiscliofe,  assistirt  von  zwei  hannoverschen  Gast- 
lichen, welche  eine  kirchliche  Dignität  bekleiden,  geschehet 
solle,  nur  gewissermassen  anerkennt.  Denn  der  Artikel  X 
verspricht  zwar  die  Consecration  jedesmal  durch  den  anden 
Lanaesbischof  verrichten  zu  lassen;  aber  er  setzt  die  Er- 
richtung mit  den  Assistenten  nicht  auf  immer  fest,  sondert 
macht  sie  von  einer  päpstlichen  Dispensation  abhängig,  wie 
aus  dem  Worte  ,,indulgebit"  hervorgeht,  womit  die  in  da: 
Conferenzen  vom  päpstlichen  Commissarius  wiederholt  auf 
gestellte  Behauptung  übereinstimmt,  dass  gleich  bei  Uebcr- 
Sendung  des  Wahldocuments  beim  päpstlichen  Stuhle  cn 
Dispensation  nachgesucht  werden  müsse,  die  Consecratjcc 
falls  keine  drei  Bischöfe  zu  deren  Vornahme  Vorhände 
wären,  durch  den  andern  Landesbischof  und  zwei  infoüite 
Aebte,  oder  durch  zwei  hannoversche  Priester,  die  ose 
kirchliche  Würde  bekleiden,  verrichten  lassen  zu  dürfen. 

Indess  scheint  mir  dieser  Punkt,  worauf  die  Curie 
tigkeit  legt,  nicht  von  der  Bedeutung,  dass  nicht  nachgegebes 
werden  könnte.  Es  würde  daher  der  Artikel  X  des  Pro- 
jectes  um  so  eher  anzunehmen  sein,  da  der  gebrauchte  Aus- 
druck „indulgebit"  allenfalls  auch  so  erklärt  werden  kör-tt, 
dass  nicht  in  jedem  einzelnen  Falle  eine  Dispensation  e  *r- 
derlich,  sondern  die  Erlaubniss  ein  für  allemal  durch  « 
Tractat  ertheilt  sei. 
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Ableistung  des  Eides  an  den  Landesherrn  und 

den  Papst. 

a)  Zur  Annahme  des  Eides,  welchen  die  Bischöfe  Oester- 
reichs  ihrem  Regenten  vor  Antretung  des  Amtes  und  bevor 
sie  in  den  Besitz  der  Temporalien  gesetzt  werden,  ablegen 
müssen,  hat  der  päpstliche  Hof  sich  bis  jetzt  noch  nicht  ver- 
stehen wollen;  vielmehr  besteht  er  fest  auf  der  Formel  des 
französischen  Bischofseides ,  welche  er  auch  in  dem  neuen 
bayerschen  und  neapolitanischen  Concordat,  und  zwar  ohne 
alle  Abänderung,  durchgesetzt  hat. 

Dazu  hat  er  sich  indess  doch  verstanden,  diesem  Eide 
durch  die  Verwandlung  des  Wortes  „obedientia"  in  „sub- 
jectio"  den  Charakter  des  eigentlichen  homagii  oder  Un- 
terthaneneides  zu  geben,  wodurch  also  die  Vorschrift  des 
§.  9  der  zweiten  Instruction  erfüllt  wäre. 

Um  aber  die  Bischöfe  noch  stärker  zu  vinculiren  und 
im  Falle  der  Widersetzlichkeit  sie  noch  leichter  zu  ihrer 
Schuldigkeit  zurückzufuhren,  scheint  es  mir,  besonders  nach 
verschiedenen  neueren  Vorfallen,  nothwendig,  in  den  fran- 
zösischen Eid,  von  welchem  die  Curie  nicht  zurückzubringen 
sein  wird,  die  Worte:  „atque  legibus  Begni"  einzuschieben. 
Auch  würde  es  zweckmässig  sein,  der  Nachfolger  in  der  Re- 

fierung  Erwähnung  zu  thun,  daher  der  Anfang  des  Eides 
enn  nun  also  lauten  müsste :  „Juro  et  promitto  .  .  .  subjec- 
tionem  et  fidelitatem  Suae  Majestati  .  .  .  et  successoribus 
Ejus  atque  legibus  Kegni".  Dadurch  käme  der  Eid, 
dem  Wesen  nach,  dem  österreichischen  möglichst  nahe,  und 
es  dürfte  der  Versuch,  den  päpstlichen  Commissar  zur  An- 
nahme der  unterstrichnen  Worte,  die  er  bisher  immer  ver- 
weigerte, zu  bewegen,  nachdrücklich  zu  wiederholen  sein. 

b)  Der  im  Anfange  des  Artikels  XI  befindliche  Aus- 
druck „et  nunquam  mutandum"  würde  zu  streichen  sein,  da 
in  der  That  kein  vernünftiger  Grund  vorhanden  ist,  nur  in 
Beziehung  auf  die  Eidesformel  festzusetzen,  dass  sie  nie  soll 
verändert  werden.  Entweder  müsste  obiger  Ausdruck  in 
allen  Artikeln  vorkommen,  oder  er  muss  in  keinem  ange- 
troffen werden.  Denn  seine  Absicht  kann  doch  wohl  keine 
andere  sein,  als  eine  einseitige  Abänderung  dieser  Stelle  des 
Vertrages  zu  verhindern,  und  dieses  verbietet  schon  die  Natur 
und  das  Wesen  des  Vertrages.  Soll  hingegen  dadurch  eine 
künftige  Aenderung  des  Eides  mit  Uebereinstimmung  beider 
Theile  verboten  werden,  so  würden  die  Paciscenten  eine  sehr 
sonderbare  Verpflichtung  dadurch  übernehmen. 
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c)  Da  der  päpstliche  Hof  stets  von  dem  Grundsätze  *tr 
geht,  dass  die  Dotationsgüter  der  Bisthümer,  Capitel  und  Se 
minarien,  wie  überhaupt  alle  geistlichen  Güter,  von  der 
Staatsgewalt  unabhängig  sind,  so  kann  man  es  sehr  b* 
türlich  erklären,  warum  er  sich  der  Forderung,  dass  die  Bi- 
schöfe durch  einen  landesherrlichen  Commissarius  in  da 
Besitz  der  Temporalien  nicht  gesetzt  werden  sollen,  biskö 
so  hartnäckig  widersetzt  hat.  Die  Curie  will  auch  nick 
einmal  zugeben,  dass  der  einseitig  vom  landesherrlich« 
Commissarius,  abgesondert  vom  päpstlichen,  vorzunehmend» 
Einweisung  des  Bischofes  in  den  Besitz  der  Temponlies. 
und  zwar  nach  erfolgter  Consecration,  in  dem  Concordst-: 
Erwähnung  geschehe ,  und  daher  ist  in  dem  Entwürfe  weder 
im  Artikel  AI,  wo  bei  Gelegenheit  des  dem  Landesherr* 
abzulegenden  Eides  am  fuglichsten  die  Besitzeinweisung  be- 
rührt werden  könnte,  noch  in  irgend  einem  andern  Artikel 
davon  die  Rede. 

Da  mir  aber  die  Sache  wegen  des  Principes  zu  wichtf 
scheint,  so  würde  darauf  zu  bestehen  sein; 

dass  bei  dem  Eide,  oder  an  einem  andern  schicklicha 
Orte,  der  Besitzeinweisung  durch  den  landesherrlichen  Cob- 
missar  Erwähnung  geschähe.  In  dem  ersten  Falle  könnte 
die  Sache  vielleicht  am  besten  so  gefasst  werden: 

„Episcopi,  antequam  in  possessionem  tempor*- 

lium   a  Regio   Commissario   immittantur,  m+ 

nusque  suum  gerendum  suscipiant,  coram  Sua  Majestät? 

aut  Regni   Ministerio  juramentum  subjectionis ,    sequei- 

tibus  expressum  verbis,  praestabunt." 


a)  Der  Hauptsache  nach  kann  dieser  Gegenstand  (Q 
an  den  Papst)  in  Gemässheit  des  §.  8  der  zweiten  Instruction 
als  erledigt  betrachtet  werden. 

Da  der  päpstliche  Unterhändler  und  die  Gesandtschaft 
in  den  Conferenzen  Bedenken  trugen,  den  abgeänderten  t** 
den  Bischöfen  dem  Papste  zu  leistenden  Eid  in  den  Vertnj 
selbst  aufzunehmen,  weil  für  jenen  zu  viel,  flu*  diese  nocfc 
immer  zu  wenig  abgeändert  war,  so  wurde  beschlossen,  i* 
Rücksicht  dieses  Eides  sich  blos  auf  das  zu  beziehen ,  *** 
darüber  bei  Gelegenheit  der  Unterhandlung  festgesetzt 
worden,  und  der  Cardinal  Staatssecretair  sollte  sodann  über 
den  veränderten  Bischofseid  eine  authentische  Ausfertigung: 
übergeben,  damit  diese  in  das  Hannoversche  Archiv  nieder- 
gelegt würde. 
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Diesen  sehr  natürlichen  Anaweg  hat  das  Project  v 
verlassen,  und  dagegen  im  Artikel  XI  auf  die  Eidesf 
sieh  bezogen,  wornach  die  katholischen  Bischöfe  Rusi 
und  Frankreichs  den  Eid  ablegen.  Mir  aber  scheint  di 
zngnehmung  auf  den  für  fremde  Staaten  normirten  Eid 
passend,  noch  der  Würde  Hr.  Majestät  entsprechend,  ur 
wage  daher,  darauf  anzutragen,  diesen  Gegenstand  i: 
mäasheit  der  Conferenzialbesprechungen  dahin  zu  fassei 

„Qnod  attinet  ad  juramentum  ab  episcopis  in  ipsc 
secrationis  actu  Sedi  Apostolicae  praestanaum,  ea  observi 
formula,  de  qua  jam  conventura  est." 

Der  von  der  Curie  gegen  diesen  Vorschlag  jetzt 
führte  Grund,  dass  man  im  Publico  über  die  zum  Vc 
Hannovers  in  dem  Eide  gemachten  Abänderungen  sich 
leicht  übertriebene,  dem  Oberhaupte  der  Kirche  keine; 
gleichgültige  Vorstellungen  machen  werde,  ist  nichts  wt 
a!s  durchgreifend,  da  auch  diejenige  Eidesformel,  w 
man  sich  nunmehr  bezieht,  nie  auf  eine  authentische 
zur  Kenntnis«  des  Publikums  gekommen  ist,  dieses  fc 
gleichfalls  die  in  dem  Relato  vorgenommenen  Veranden 
eben  so  wenig  mit  Zuverlässigkeit  kennt,  als  es  dies 
bei  dem  hannoverschen  Eide  wissen  würde. 

In  Hinsicht  des,  im  Projecte  auch  bei  dieser  Eidesf 
befindlichen  Ausdruckes  „neque  erit  umquam  mutanda 
dasselbe,  was  ich  oben  bei  dem  an  den  Landesherrn 
legenden  Eide  zu  bemerken  mir  die  Freiheit  genommen 

b)  Der  am  Schlüsse  des  Artikel  XI  befindliche  Sat 
„visitatio"  bis  „exhibetur"  würde  als  nicht  ii 
Concordat  gehörend  zu  streichen  sein. 

Er  bezieht  sich  auf  eine  Stelle  in  dem  Bisehofseide, 
der  Bischof  verspricht,  alle  vier  Jahre  selbst  nach  Rc 
reisen  und  im  Verhinderungsfalle  einen  Bevollmächtigte 
seiner  Diöcese  dahin  abzuordnen.  Auf  die  in  den  C 
renzen  dagegen  gemachte  Vorstellung,  dass  die  Bischof 
dem  sie  dieses  beschwören,  gewöhnlich  meineidig  würde 
dem  ihnen  das  Selbstkommen  sowohl,  als  das  Absch 
eines  Mandatars  der  Regel  nach  unmöglich  falle,  geneh 
der  päpstliche  Commissair  die  Veränderung  der  Eidesf 
dahin ,  dass  der  Bischof  zu  seinem  Bevollmächtigten 
einen  in  Rom  wohnenden  Priester  nehmen  könne,  wi 
sodann  die  bischöfliche  Relation  super  statu  dioeces 
übergeben  habe. 

Höchst  auffallend  ist  es  nun,  dass  nur  diese  Abändi 
des  Bischofseides  im  Concordate  vorkommen,  in  Rücksiel 
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übrigen  Veränderungen  hingegen  auf  fremde  Eidesfbrai 
sich  bezogen  werden  soll.  Es  muss  daher  die  ganze  Stefo 
wegfallen  und  entweder  jene  Abänderung  in  die  auszuliefenk 
Eidesformel  aufgenommen ,  oder,  falls  man  sich,  wie  « 
scheint,  dazu  nicht  verstehen  will,  darüber  eine  besonder« 
Erklärung  in  einer  authentischen  Ausfertigung  vom  Cardin* 
Staatssecretair  gegeben  werden. 

XXVL 

Hannoverische  Gesandtschafts-Instraction 
de  dato  18.  November  1818. 

Zehntens.  Von  den  beiden  Vorschlägen  in  Betrf 
der  Besetzung  der  erledigten  Bisthümer  ist  derjenige,  n*i 
welchem  die  Wahl  beim  Capitel  ist,  dem  vorzuziehen,  n*4 
welchem  der  Papst  die  letzte  Wahl  haben  soll.  Nothwendig 
muss  aber  der  Artikel  besonders  in  Betreff  der  Worte  Jü 
tarnen  ut  numerus  sufficiens  supersit  ex  quo  novus  episcopa 
religi  valeat"  anders  und  so  gefasst  werden,  dass  dem  Begts» 
ten  ein  unbeschränktes  Veto  zusteht  und  dass  er  dniti 
die  Zahl  der  vorgeschlagenen  Subjecte  in  keiner  Weise  et 
bunden  wird.  Es  müssen  nicht  nur,  wenn  es  zutrigüd 
scheint,  allewelchevorgeschlagen  worden  verwürfet 
werden  können,  sondern  es  muss  dieses  auch  so  oft  ge- 
schehen können ,  als  es  für  nöthig  befunden  wird.  Je  nr 
beschränkter  das  Recht  der  Landesherrsohaft,  je  weniger  wiid 
man  sie  in  die  Notwendigkeit  setzen  davon  Gebrauch  tf 
machen.  An  einem  solchen  unbeschränkten  Veto  hat  d* 
Gouvernement  genug  und  es  ist  daher  weder  von  ein«« 
Rechte  der  Verwerfung  nach  erfolgter  Wahl  noch  v» 
einem  päpstlichen  Devolutionsrecht  etwas  zu  stipulireiL 

Auch  ist  bestimmt  in  dem  Vertrage  auszudrücken,  das 
die  von  dem  Capitel  zu  präsentirenden  nicht  gerade  aus  d« 
Schooss  des  Capitels  in  welchem  die  Vacanz  stattfindet  sea 
müssen,  sondern  dass  auch  Mitglieder  des  andern  Capitel* 
und  überhaupt  alle  qualificirten  Mitglieder  des  Landes-Clero 
wahlfähig  seien. 

Nachdem  ist  es  allerdings  zu  wünschen ,  dass  es  in  An- 
sehung der  einem  Bischof  nöthigen  Eigenschaften  nicht  N* 
bei  einer  Verweisung  auf  die  canones  verbleibe,  sondern  di# 
die  von  dem  Hofrath  Leist  ad  art.  IX  litt.  c.  angeführt* 
Eigenschaften  hauptsächlich  des  Landesindigenates  erwÜB* 
und  bei  Fassung  dieses  Artikels  der  von  dem  Hofrath  Lei* 
gemachte  Entwurf zum  Grunde  gelegt  weide. 
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»zusehen,  weshalb  die  römische  Curie  die 
.iide »herrlichen  Commissarii  bei  der  Bi- 
llgeben will,  da  dieses  doch  bei  allen  Bi- 
eter ehemaligen  r  ei  chsmi  mittel  baren  als  der 
3  der  Fall  war.  Es  ist  also  fortwährend 
Allenfalls  kann  dabei  zugesagt,  werden, 
ius  den  man  zur  Beiwohnung  des  Wahl- 
erde der  katholischen  Religion  zugethan 

dem   Art.    X.   welcher   von    der   päpst- 

handelt  ist  nichts  zu  erinnern.     Hingegen 

in  den  Eid  die  Worte  „et  successoribus 

irden.     Der  Gesetze  des  Landes  ist  nicht 

;,  da  Unterwürfigkeit  unter  den  Regenten 

.ihen  Staate  auch  Unterwerfung  unter  seine 

Gesetze  in  sich  schliesst.  Wenn  man  auch  gegen  die  Un- 
veränderlichkeit  des  Eides  nichts  hat,  so  versteht  es 
sich  doch  von  selbst,  dass  auch  die  katholische  Geistlichkeit 
im  Fall  der  Veränderung  der  Landesherrschaft  den  Hul- 
digungseid zu  leisten  hat. 

Bei  dem  Eide  könnte  am  Füglichsten  der  Einweisung 
in  die  Temporalien,  wovon  in  dem  Projecte  nichts  vorkommt, 
Erwähnung  geschehen.  Ganz  unberührt  darf  dieses  nicht 
bleiben,  da  vorenthaltung  und  Einweisung  in  die  geistlichen 
Stellen,  ein  Hauptmittel  bleibt,  der  weltlichen  Macht  auf  die 
Geistlichkeit  Einnuss  zu  verschaffen  und  zu  erhalten. 

In  Betreff  des  von  den  Bischöfen  dem  heil.  Stuhl  zu 
leistenden  Eides  wäre  es  zwar  allerdings  schicklicher,  wenn 
die  Formel  dem  Vertrage  eingereiht,  oder  wenn  der  ersten 
Verabredung  gemäss  eine  authentische  Ausfertigung  derselben 
von  Seiten  des  päpstlichen  Stuhles  überreicht  würde,  es  wird 
daher  noch  darauf  anzutragen  sein,  und  ist  dieses  ein  Punkt, 
worin  nachgegeben  werden  kann. 

XXVH. 
Note  des  Baron  von  Beden  vom  16.  Juli  1819  an  ConsalvL 

A  l'Egard  de  1' Artide  XII  Quotiescunque  etc. 
S.  A.  R.  le  Prince  Regent  s'est  deeide"  a  adopter  le  pre- 
mier  des  deux  modes  proposes  relativement  a  la  nomination 
"e  l'Evßque,  et  Elle  confiera  volontiere  aux  Chapitres  le  soin 
.e  l'Election  d'apres  landen  usage  jusqu'id  en  vigueur  cn 
Lllemagne.  En  donant  cette  marque  de  sa  condescendance 
>ux  desirs    de  sa  St«  il   u'en   resulte  pas  moins  la  necessite 


1     M 


76       XXVII.    Note  des  Baron  v.  Reden  an  Consalvi  ▼.  16.  Juli  1SI9. 

d'admettre  le  Veto  illimite  de  S.  A.  R.  —  pr^rogative  qo/EBe 
doit  se  reserver  dans  toute  son  6tendue  —  En  parlant  de  er 
principe;  S.  A.  R.  demande  que  la  phrase  „ita  tarnen  nt  bb- 
meruß  sufficiens  supersit  etc."  desparaisse  de  cet  article,  paiw- 
que  le  cas  pourrait  exister  que  le  gouvernement  trouverait  ooa- 
venable  d'eliminer  la  totalis  des  candidats  propos^s,  memedede» 


mander  de  nouvelles  listes,  ainsi  souvent,  qu  il  le  jugerait  n*- 
cessaire,  et  que  si  on  laisserait  subsister  cette  phrase  dans  j 
Convention  des  personnes  mal  intentionneea  pourraient  s'aTi» 
de  revoquer  en  doute  ces  droits  incontestables  de  la  cos- 
rönne.  Au  reste  il  serait  k  desirer  d'indiquer  par  la  red» 
tion  de  l'Art.  XII  que  TEveque  k  eure  ne  doit  pas  de  to* 
näcessitä  &tre  choisi  parmi  les  Chanoines,  mais  que  tout  eect 
siastique  qualifie  du  Royaume  est  cens^  6tre  £ligible. 

11  serait  aussi  k  souhaiter  que  par  la  redaction  du  & 
Art.  XII  .  .  .  Ton  s'exprime  encore  avec  plus  de  clarte « 
de  precision  sur  le  choix  des  personnes  que  Ton  juge  dig« 
de  remplir  les  respectables  et  importantes  fonctions  da 
Eveque,  et  on  propose  pour  cet  effet,  d'ajouter  apres  ki 
termes:  iis  dotibus  instructum  etc.  —  encore  les  phrase«  «• 
vantes:  „(v-  Leist  herrührend)  Promovendus  ad  episcopaka 
dignhatem  ergo  non  solum  indigenatu  et  canonica  aetate  ane* 
ditus  esse  debet,  sed  necesse  etiam  est,  ut  studia  in  theologa 
et  jure  canonico  cum  laude  absolverit,  curam  animaruin  vä 
munus  professoris  in  seminariis  egregie  exercuerit,  ant  m 
administrandis  negotiis  ecclesiasticis  excelluerit  et  oponi 
fama  gaudeat  et  inculpatis  sit  moribus."  L'usage  conätsft 
de  plusieurs  sifecles  exige  en  Allemagne  la  pr&ence  du  C» 
missaire  du  Souverain  aux  äections  des  eveques  et  le  Gut- 
vernement  Hannovrien  se  flatte  que  le  St.  Sifeffe  sera  d  autaot 

?lus  dispos^  k  admettre  un  passage  r^latif  k  la  presence  fa 
lommissaires  Royaux  aux  Elections   comme    cctte  admisaffl 
se   trouve  dejk  Stablie  par  le  Concordat  de  Calixte  II  ai* 

TEmpereur  Henri  V Le  gouvernement  Hannovriai 

de  sa  cötö  aura  soin  de  choisir  un  commissaire  cathoäq* 
pour  Tacte  de  l'&ection. 

L'art.  XII.  Consecratio  episcopi  etc.  pourra  en* 
admis  ....  des  que  Ten  parviendra  k  s'entendVe  sur  fei 
autres  points. 

L'art.  XIV.  Antequam.  La  prestation  dusermentdl 
TEveque  au  Souverain  exigerait  encore  quelquels  d&ermin* 
tions  ultärieures  et  Ton  dösire  entre  autres  qu'il  soit  feite* 
pressöment  mention  dans  cet  article  d'une  mani&re  quetafl* 
que  de  la  inise  en  possession  du  temporel  par  l'autodli 
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souveraine  lors   de  l'admission  de  P6v§que  au  serment  qu'il 
doit  prßter  ä  son  Souverain. 

A  l^gard  du  serment  de  TEvSque  a  prSter  a  Sa  S*6  on 
renouvelle  la  demande  d'en  obtenir  la  formule  en  forme  au- 
thentique. 

XXVIII. 
Foglj  Confidenziali  vom  Cardinal  Consalvi. 

Ad  Art.  XII.  Quotiescunque. 

Eb  hat  sich  gezeigt,  dass  Se.  Majestät  dem  Ersteren  von 
den  beiden  wegen  der  Bischofswahlen  in  Vorschlag  gebrach- 
ten Entwürfen  den  Vorzug  giebt.  Man  wird  aber  nicht  mit 
der  Weglassung  der  Worte:  „ita  tarnen  ut  numerus  supersit" 
einverstanden  sein  können,  welche  in  Folge  der  Prärogative 
eines  unbeschränkten  Veto,  die  Se.  Majestät  sich  nach  der 
Aeusserung  des  Baron  Reden  in  ihrem  ganzen  Umfange  vor- 
behält und  als  unbezweifeltes  Recht  der  Krone  betrachtet, 
unterdrückt  werden  sollen.  Es  kann  nämlich  nicht  verhehlt 
werden,  dass  der  Heilige  Stuhl  die  in  Anspruch  genommene 
Prärogative  des  Veto  nicht  als  ein  unbestrittenes  Recht  der 
Krone  anerkennt.  Der  Herr  Baron  Reden  wird  zugeben 
müssen,  dass  die  vorgeschlagene  Veränderung  des  12.  Ar- 
tikels in  Ansehung  des  Veto  ein  der  Nominatio  —  welche 
der  heilige  Stuhl  akatholischen  Fürsten  niemals  zugesteht  — 
im  Wesentlichen  gleichkommendes  Recht  mit  sich  bringen 
würde  und  zugleich  höchlich  beleidigend  für  die  Kirche 
wäre,  indem  darin  der  Fall  als  möglich  vorausgesetzt  wird, 
nicht  nur  dass  das  Capitel  dem  Gouvernement  eine  Liste  von 
Candidaten  vorlegen  könnte,  welche  sämmtlich  demselben 
verhasst  oder  verdächtig  wären,  sondern  sogar  dass  dasselbe 
im  Stande  sei,  die  Einreichung  einer  Liste  dieser  Art  mehre 
Male  zu  wiederholen.  Beseelt  von  dem  Geiste  der  Eintracht 
und  bei  dem  Wunsche  Sr.  Grossbritt.  Majestät  dem  Könige 
von  Hannover  nachzugeben,  soweit  es  mit  den  Pflichten  eines 
Hauptes  der  Kirche  verträglich  ist,  könnte  man  vielleicht  die 
folgende  Fassung  des  12.  Artikels  zulassen. 

Die  dem  Capitel  auferlegte  Pflicht,  in  der  dem  Gouver- 
nement vorzulegenden  Liste  nur  solche  Candidaten  aufzu- 
nehmen, welche  mit  der  grössten  Sittenreinheit  den  besten 
Ruf  und  zugleich  die  übrigen  angeführten  Eigenschaften  ver- 
binden, macht  den  Fall,  welchem  das  KönigL  Gouvernement 
vorbeugen  will,  den  nämlich,  dass  es  für  angemessen  erachten 
sollte  alle  vorgeschlagenen  Subjecte  zu  verwerfen,  völlig  un- 
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möglich;  indem  gewiss  Personen  dieser  Art  nicht  Alle  de 
Beifalls  und  des  V ertrauens  eines  weisen  und  aufgeUäits 
Gouvernements,  wie  das  Sr.  Grossbritt  Majestät  des  Köaigt 
yon  Hannover  es  ist,  unwürdig  sein  können. 

Dadurch,  dass  man  die  Worte,  welche  die  in  einer  in 
Königreich  Hannover  zum  Bischof  wahlfähigen  Person  erfor- 
derlichen Eigenschaften  bezeichnen,  zu  Anfang  des  Artikels 
und  nicht  an  den  von  dem  Herrn  Baron  Reden  in  derXoa 
verbale  angegebnen  Ort  setzte,  würden  die  Inconvenieozc 
vermieden,  welche  aus  einer  Stellung  nach:  „iis  dotibns  m- 
struetum  esse  compererit,  quas  sacri  canones  in  episoopo  n- 
quirunt"  (im  2.  §.  des  12.  Art.)  entstehen;  denn  einer  sol- 
chen Aufzählung  steht  entgegen,  dass  die  sacri  canones  keat 
der  angefahrten  Eigenschaften  erwähnen. 

Die  sana  doctrina  glaubt  man  in  diese  Aufzählung  trf 
nehmen  zu  müssen,  weil  gerade  sie  ein  Erforderniss  ist,  d* 
der  Apostel  ausdrücklich  von  einem  Bischöfe  verlangt 

Was  die  Insertion  eines  Paragraphen  anbelangt,  der  & 
Gegenwart  eines  Commissars  des  Souverains  bei  den  Bischofr 
wählen  ausbedingen  soll,  wird  der  Baron  gebeten  zu  bada- 
ken,  dass  aus  dem  Concordate  Calixt  IL  kein  Beweisend 
für  diesen  Gegenstand  zu  Gunsten  Sr.  Grossbritt  MajesÄ 
des  Königs  von  Hannover  hergenommen  werden  kann,  ra 
dort  nur  dem  Römischen  Kaiser  dieses  Privilegium  zugestn- 
den  wird;  auch  lässt  sich  daraus,  dass  die  römischen  ftp* 
katholischen  Fürsten  einzelne  Privilegien  in  Kirchensana 
eingeräumt  haben,  nicht  folgern,  dass  dieselben  Vorrecht 
auch  katholischen  Fürsten  eingeräumt  werden  müssteo. 

Ad  Art.  XHI.  Consecratio  novi  episcopi. 

In  Beziehung  auf  diesen  Artikel  wird  gesagt,  das  & 
wie  er  vorgeschlagen  ist,  füglich  wegbleiben  könne,  isdes 
sein  Inhalt  sich  m  andern  Stellen  des  Concordats  wied* 
finde.  Da  der  heilige  Vater  in  diesem  Artikel  den  Bischof* 
des  Königreichs  ein  Vorrecht  einräumt  (denn  ein  Privilegs» 
ist  es,  wenn  es  zwei  zu  Pontificalhandlungen  befugten  Go* 
liehen   oder  auch  zwei  Prälaten  des  Königreichs  Hanno** 

festattet  wird,  dem  weihenden  Bischöfe  an  der  Stelle 
»ischöfe  zur  Seite  zu  stehn),   so   lässt  sich  nicht 
warum  man  diese  Concession  des  heiligen  Stuhls  aus 
ganz  andern   Gesichtspunkte   betrachtet  und  ihre 
von  der  Nachgiebigkeit  des  heiligen  Stuhls  in  andern  Punk* 
abhängig  machen  wilL 

Ad  Art.  XIV.  Antequam  episcopi. 

Der  heilige  Stuhl  kann  die  Maxime,  „dass  die  Einweisaf 
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der  Bischöfe  in  den  Besitz  der  Temporalien  nach  Ableistung 
des  Eides  der  Treue  und  durch  die  Bouveraine  Gewalt  ge- 
schehen müsse,  nicht  anerkennen  und  noch  viel  weniger  be- 
stätigen. Der  heilige  Vater  sieht  sich  daher  genöthigt  diesen 
Punkt  in  dem  Concordate  zu  übergehen,  wie  er  denn  über- 
haupt noch  niemals  in  einem  Concordate  erwähnt  ist. 

Wegen  der  übrigen  endlichen  Bestimmungen,  deren  der 
Herr  Baron  bei  diesem  Artikel  gedenkt,  erwartet  man  die 
Wünsche  Sr.  Grossbritt  Majestät  des  Königs  von  Hannover, 
um  sie  zur  Kenntniss  Sr.  Heiligkeit  zu  bringen. 

Es  ist  nicht  zu  erwarten,  aass  eine  in  allen  Concordaten 
sanctionirte  Eidesformel  dem  Königl.  Hannoverschen  Gou- 
vernement Anlass  zu  neuen  Wünschen  geben  sollte.  Die 
Formel  des  von  den  Bischöfen  dem  heiligen  Stuhl  zu  leisten- 
den Eides  wird,  wie  das  Concordatsproject  erwähnt,  die  bei 
den  französischen  Bischöfen  und  den  Bischöfen  des  Russi- 
schen Reichs  übliche  sein,  und  man  wird  sich  nicht  weigern, 
sie  dem  Gouvernement  Sr.  Majestät  des  Königs  von  Hannover 
auf  Veranlsssung  in  authentischer  Form  mitzutheilen. 

XXIX. 

Hote  verbale  des  Baron  von  Beden  vom  28.  März  1820 

an  Consalvi. 

9 

La  derniere  r^daction  de  PArt.  XH.  du  projet  remplit 
certainement  les  vues  des  hauts  contractants,  mais  il  s'y  trouve 
une  phrase  que  S.  M.  de*sire  de  voir  ^cart^e  puisqu'elle  en- 
trave  le  Veto  qui  doit  rester  intact  aux  Souverains  aux  6lec- 
tions  des  nouveaux  eV&ques. 

S.  M.  demande  donc  aue  la  phrase,  ita  tarnen  etc.  soit 
ßupprim^e.  11  n'est  pas  proDable  que  des  chapitres  bien  in- 
tentionn^s  pr&enteront  aux  Souverains  des  listes  compos£es 
d'Individus,  qui  leurs  seroient  tous  d^sagre'ables,  et  ü  est 
encore  moins  probable,  et  meme  il  serait  injurieux  de  supposer 
que  le  Souverain  voudrait  donner  l'exclusion  ä  un  si  grand 
uombre  d'Individus  (parmi  lesquels  il  trouverait  appa- 
remment  des  sujets  respectables)  que  les  chapitres  ne  sau- 
raient  plus  sftr  que  le  choix  devrait  tomber.  Mais  comme 
il  importe  de  se  prömunir  contre  les  intrigues  qui  peuvent 
avoir  lieu,  et  qu'il  est  instant  de  ne  pas  exposer  la  pr^roga- 
tive  royale  &  des  minies  sourdes  de  quelques  intriguans,  le 
soussnl  se  flatte  que  S.  E.  trouvera  Elle-m&me  la  demande 
de  la  suppression  de  la  dite  phrase  aussi  ^quitable  que  n&- 
cessaire. 
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XXX. 
Desgleichen  vom  9.  April  1820. 

Ergebniss  der  Conferenz  vom  17.  April 

A  l'art.  XII.  du  projet  qui  d'ailleurs  remplit  les  rei 
des  hauts  contractants,  S.  M.  a  demand^  que  La  phrase  — 
ita  tarnen  etc.  —  soit  supprim^  parcequ'elle  entravait  Yeia- 
cice  du  Veto  du  Souverain.  S.  E.  a  objecto  que  la  sappn* 
sion  de  cette  phrase  pourrait  rendre  insensiblement  PeTectiim 
des  nouveaux  ^vequea  par  les  chapitres  absolument  illosoiit, 
et     qu'il     d^sirait    par    consäquent    qu'elle    soit    mainte&ie. 

S.  M ne  peut  certainement  jamais  avoir  l'intention  d'ei- 

lever  k  qui  que  ce  soit  ses  justes  droits ,  mais  ne  peut  egik- 
ment  pas  d^roger  aux  pr^rogatives  inherentes  k  Sa  Soor* 
rainetö.  Si  donc  on  peut  substituer  des  expressions  conr*- 
nables  qui  assurent  les  droits  de  la  Souverainetö  aussi  bi« 
que  la  pnrase  en  question  et  remplira  par  lk  le  but  que  1« 
a  en  vue,  le  Souss^  est  trfes  aispose  d'adopter  cefles  qe 
S.  E.  voudra  bien  lui  proposer. 

XXXI. 

Note  verbale  von  Consalvi  an  den  hannoverischen  Oesandtet 

vom  27.  Mai  1820. 

II  Cardinal  Segretario  di  Stato  nei  suoi  foglj  del  18  & 
Agosto  si  studio  di  proporre  una  redazione  nell'  articolo  XII 
ora  XI,  la  quäle  soddisiacesse  ai  desiderj  di  S.  M.  per  quaa» 
6  possibile  compatibilmente  coi  doveri  che  incombono  af  Caj» 
della  Chiesa.  II Real  Groverno  di  H.  ha  riconosciuto  anch'esaö 
che  questa  redazione  riempira  Toggetto,  mentre  I'  E.  V.  b 
assicurato  nella  sua  nota  verbale  del  28  di  marzo  che  —  I» 
derni&re  redaction  du  projet  remplit  certainement  les  raa 
des  hauts  contractants  —  ma  ciö  non  ostante  si  k  insistiM 
perchfe  si  tolga  la  fräse  ita  tarnen  etc.  perchfe  questa  pone 
ostacolo  al  Veto  che  si  riguarda  come  un  diritto  inerente 
alla  Sovranitk,  e  del  quäle  si  dice  che  deve  restare  intanto  u 
Sovrani  nelle  elezioni  dei  nuovi  Vescovi.  Questi  medesffii 
motivi  sono  stati  nuovamente  addotti  delP  E.  V.  nella  so* 
nota  verbale  del  16  di  Aprilo  del  corrente  anno  quell* 
acconsente  che  alla  soppressione  della  fräse  riferita  di  eop» 
si  sostituisca  un  altra  fräse,  purchfe  perö  questa  fräse  da  sosfr 
tuirsi  assicuri  egualmente  i  diritti  della  Sovranitk. 

II  Sottoscritto   prega  V  E.  V.   di  riflettere  che  in    n* 
discussione  nella  quäle  si  parte  da  principj  opposti  non  i  i  • 
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altro  mezzo  di  conciliazione  che  quello  di  procurare  di 
ottenere  in  fatto  quelli  veri  vantaggi  a  cui  sono  recipro- 
camente  diritte  le  intenzioni  delle  Alti  Parti  contraenti,  senza 
entrare  in  contestazione  di  principj.  II  sotoscritto  ebbe  gik 
lonore  di  esporre  a  V.  E.  cne  la  S.  Sede  non  puö  riconos- 
cere  nei  Sovrani  come  inerente  alla  Corona  ü  diritto  del 
Veto,  che  non  lo  riconosce  neppure  nei  Sovrani  Cattolici,  e 
che  alcuni  di  questi  medesimi  Sovrani  godono  del  privilegio  di 
nominare  ai  Vescovati  dei  loro  stati  per  concessione  della 
S.  Sede,  e  non  mai  perchfe  si  sia  riconosciuto,  nfe  si  riconosca 
in  essi  il  diritto  di  nominare  come  inerente  alla  Sovranita. 
Questo  principio  che  la  S.  Sede  non  puö  professare  perchfe 
attacca  la  stessa  costituzione  della  chiesa  cattolica,  k  in  per- 
fetta  opposizione  col  principio  enunciato  nelleNote  verlbali 
di  V.  L.  L  dunque  impossibile  la  conciliazione  di  questa 
differenza  per  altra  via  cne  che  per  quella  indicata  di  sopra^ 
cioÄ  limitandosi  a  redigere  Tarticolo  in  modo  che  in  fatto  ven- 
gono  ad  essere  riempite  le  viste  degli  Alti  Committenti,  uni- 
camente  dirette  ad  avere  dei  buoni  Vescovi,  i  quali  possono 
per  la  loro  dottrina,  e  per  la  Santitk  della  loro  vita  condurre 
con  l'esempio,  e  coli  insegnamento  i  fedeli  a  loro  affidati  per 
la  via  della  salute.  E  siccome  il  S.  Padre  h  persuaso  che 
ffiovi  infinitamente  a  questo  fine  salutare  che  i  Vescovo  go- 
aono  la  fiducia  del  Governo,  perciö  ha  portato  la  sua  con- 
discendenza  anche  in  questo  punto,  fin  dove  gli  &  permesso 
di  portarlo  senza  ofFendere  i  principij  cattolici.  vale  a  dire, 
si  k  dichiarata  pronta  ad  imporre  ai  capitoli  Fobbligo  di 
preöentare  al  Governo  prima  della  elezione  la  Nota  dei  Sog- 
getti  frk  quali  intendono  di  scegliere  il  vescovo  ad  oggetto 
che  il  governo  possa  indicare  se  fra  questi  vi  sia  alcuno  che 
per  avventura  gli  fosse  meno  grato;  il  quäl  caso  accadendo 
questo  soggetto  dovra  essere  tolto  dalla  Nota.  Per  rendere  im- 
possibile caso  che  tutti  i  Soggetti  posti  in  Nota  dei  Capitoli 
come  degni  di  essere  eletti  Vescovi  possano  non  esser  grati  al 
Governo,  nella  redazione  proposta  dal  Sottoscritto  nei  fogli  del 
28  di  Agosto,  si  h  imposto  ai  Capitoli  Pobbligo  di  non  inclu- 
dere  nella  nota  da  presentarsi  al  Governo  medesimo  che  sog- 
getti i  quali  siano  ai  non  comune  dottrina,  di  specchiati  co  - 
tumi,  di  ottima  fama;  tali  insomma  che  non  possano  essere 
immer itevoli  del  godimento  e  della  fiducia  di  un  Governo 
saggio  e  illuminato,  e  si  h  anche  espresso  nei  anzidetto  pro- 
getto  del  articolo  che  gli  Candidati  da  proporsi  per  Vescovi 
oltre  all'  avere  Tindigenato  debbano  avere  esercitato  con  lode 
non  comune  la  cura  delle  anime,  o  Tufficio  di  professori  nei 
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«cininarj,  o  si  siano  distinti  nella  administrazione  d^ 
•ccciesiastici.  Tutti  i  soggetti  pertanto  compresi  nella  vA 
<la  presentarsi  al  Governo,  o  almeno  quasi  tutti,  saraooM 
Canonici,  o  Parrochi,  o  Professori  nei  Seminarj.  Ma  non  p- 
tendo  dall'  altra  parte  essere  assunti  a  tali  ufficj  in  km 
-del  concordato  se  non  persone  gradite  al  Governo  reaba 
impossibile,  che  in  una  nota  di  Ecclesiastici  tutti  di  speccti* 
costumi,  di  ottima  fama,  e  di  non  comune  dottrina,  e  tutti 
o  almeno  quasi  tutti  gia  notoriamente  grati  al  Governo,  vm 
ve  ne  siano  almeno  quasi  alcuni,  i  quali  nieritino  il  gut 
mento  e  la  fiducia  del  Governo  medesimo. 

D'altronde  avendo  S.  M.  Britannica  Re  di  H.  fra  i  & 
progetti  proposti  per  regolare  la  elezione  dei  vescovi  sei» 
quello  della  elezione  capitolare,  e  di  assoluta  necessita  d* 
questa  elezione  capitolare  per  non  essere  una  elezione  3k 
soria  possa  cadere  sopra  piü  di  un  soggetto,  e  per  co»* 
guenza  e  di  assoluta  necessitä  che  dopo  data  dal  Göveraefc 
csclusione  ai  quei  soggetti  che  possa  credere  meno 
voli  del  suo  gradimento,  rimanga  nella  nota,  non  si  diro 
numero  abbondante,  ma  un  numero  sufficiente  onde  il  Cq* 
tolo  abbia  luogo  di  fare  una  scelta. 

S.  Santitä  non  sa  poi  comprendere  come  quello  ste* 
sovrano  che  per  la  elezione  di  vescovi  nel  suo  regno  fik 
landa  e  rimasto  soddisfattissimo  di  questo  stesso  metodo,  <i 
ha  riconosciuto  guisto  che  nel  esereizio  del  suo  Veto  detti 
rimanere  per  la  liberta  della  elezione  un  sufficiente  nun)« 
<li  candidati  fra  i  quali  possa  scegliersi  il  vescovo,  non 
da  essere  soddisfatto  di  questa  stessa  forma,  per  il  suo 
<li  H.  dove  anzi,  come  si  e  accennato  di  sopra,  le  q 
prescritte  per  le  persone  eligibili  assicurano  tanto 
giormente  che  saranno  persone  accette  al  Governo. 

La   Evidenza   di    queste    ragioni   e"   tale  che  il  S- 
non  puö  dubitare  che   S.  M.  Britannica  considerandole 
«ua  penetrazione  ed  apprezzandole  nella  conosciuta  una 
•e  moderazione,   si   convincerk,  che  il  Capo   della 
Gattolica   non  puö  far  piü  di  quello  che  e  disposto  &  fi« 
riguardo  della  Maestä   sua  relativamente   a  questo  punte: 
sarä  contenta   di  conservare   nella  redazione  dell'  articok 
cid  si  tratta  la  fräse ,   ita  tarnen  etc.   redazione  che 
le  viste  degli  Alti  Comittenti,  e  che  presentata  era  dal 
&  S.  S.  ne  ha  ottenuto  il  consentimento. 
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XXXII. 

'Note  verbale  des  Cardinal  Consalvi  an  den  hannoverschen 

Gesandten  vom  26.  August  1822. 

Aus  den  Gemächern  des  Quirinals  26.  April  1822. 

Der  unterzeichnete  Staatssecretair  hat  mit  dem  lebhaf- 
testen Missvergnügen  die  ihm  von  Ew.  Exe.  unterm  1.  ver- 
flossnen  März  c.  zugefertigte  Verbal-Note  dem  heiligen  Vater 
vor  Augen  gelegt,  worin  demselben  angekündigt  wird,  dass 
Se.  Brit.  Majestät  der  König  von  Hannover  entschlossen  sei, 
nicht  weiter  in  die  Abschliessung  des  mit  dem  heiligen  Stuhle 
begonnenen  Concordats  vorzuschreiten. 

Nach  einer  seit  April  1817  mit  dem  verstorbenen  Baron 
v.  Ompteda  angefangenen,  mit  gleichem  Eifer  bis  zu  seinem 
Tode  fortgesetzten,  und  von  da  an  von  Ew.  Exe.  verfolgten 
Unterhandlung;  nachdem  man  sich  zu  einem  Conventions- 
Project,  mit  völligster  Ueberzeugung  des  Vorgängers  Ew.  Exe, 
dass  Sr.  Majestät  Regierung  damit  wohl  zufrieden  sein  könne, 
vereinbart;  nach  den  eifrigsten  Bemühungen  dieses  Project 
den  neuesten  geäusserten  Wünschen  der  Königl.  Regierung 
gemäss  zu  moaificiren;  nach  nochmaliger  Abfassung  eines 
zweiten  Concordats-Entwurfs ,  mit  allen  den  äussersten  Er- 
leichterungen, welche  der  reinste  Geist  der  Versöhnlichkeit, 
bis  zur  äussersten  Grenze  getrieben,  hatte  anrathen  können, 
konnte  es  nicht  anders  als  höchst  schmerzlich  für  den  Un- 
terschriebenen herauskommen,  Sr.  Heiligkeit  den  unglück- 
lichen Ausgang  so  vieler  Bemühungen  ankündigen  zu  müssen. 

Erkennend,  wie  viel  Interesse  der  heilige  Vater  darauf 
gelegt,  um  dahin  zu  gelangen  mit  Sr.  Majestät  dem  Könige  von 
Hannover  ein  Concordat  abzuschliessen,  um  damit  der  Welt 
sin  offenes  Zeugniss  seiner  Gesinnungen  gegen  Se.  Majestät 
and  der  Rücksichten,  welche  zu  bekennen  er  sich  zum  Ruhme 
rechnet,  zu  geben;  in  Erwägung,  wie  sehr  es  Sr.  Heiligkeit 
im  Herzen  liege,  auf  eine  feste  entschiedene  Weise  die  Kirch- 
ichen  Angelegenheiten  des  Königreichs  Hannover  zu  regu- 
iren,  und  wie  viel  Eifer  Se.  Heiligkeit  darauf  verwandt,  die 
Schwierigkeiten,  welche  im  langen  Laufe  der  Verhandlungen 
entstanden,  zu  entfernen  und  die  möglichste  Nachgiebigkeit, 
im  zum  gewünschten  Uebereinkommen  zu  gelangen,  anwen- 
lend  —  konnte  der  Unterzeichnete  den  unangenehmen  Ein- 
Iruck  wohl  voraussehen,  den  im  Gemüthe  Sr.  Heiligkeit  es 
gemacht  haben  würde,  in  einem  Augenblick  die  Frucht  so 
rieler  Sorgen  verloren  und  um  einer  Ursache  verloren  zu 
;ehn,  von  welcher  er  sich  nie  einbilden  konnte,  dass  daraus 
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ein  so  betrübendes  Resultat  entstehen  würde,  nämlich  <bs 
von  Seiten  des  Königl.  Hannöv.  Hofes  verlangt  werde,  ** 
die  Grundsätze  der  Catholischen  Kirche  dem  heiligen  Yiar 
zuzugestehn  verbieten. 

Se.  Heiligkeit  hat  in  der  That  nicht  ohne  den  leMa*- 
testen  Schmerz  vernehmen  können,  dass  man  die  Unterhast 
lung  für  abgebrochen  erklärt,  weil  von  Seiten  des  heilige 
Stuhls  man  nicht  in  die  Niederschlagung  des  23.  Artikels  & 
letzten  Concordat-Entwurfs  einstimmt,  nicht  die  besann* 
Modification  des  20.  Art.  zugelassen  hat,  welche  von  is 
Königl.  Regierung  vorgeschlagen  worden;  und  endlich  weg« 
der  bestimmten  Weigerung,  die,  wie  man  sagt,  auf  die  Fe- 
derung des  Königl.  Hannöv.  Hofes  gegeben  sei,  dass  die  R 
schöfe  vorläufig  dem  Ministerio  des  Königreichs  die  Perecw 
namhaft  zu  machen  hätten,  welche  von  innen  zu  den  SteSa 
von  Reetoren  und  Professoren  der  Seminarien  und  zn  «a- 
dem  geistlichen  Functionen  bestimmt  waren. 

Die  Forderungen  der  Königl.  Regierung  in  Beziehte 
auf  Art.  20  und  23  laufen  in  letzter  Analyse  darauf  hinans- 
wie  der  Unterzeichnete  die  Ehre  hatte  Ew.  Exe.  in  äff 
Verbal-Note  vom  5.  April  1821  auseinander  zu  setzen  —  * 
verlangen,  dass  das  Haupt  der  Kirche  dazu  einstimme,  da* 
Consistorien  von  Laien  in  Vereinigung  mit  einem  Ga3- 
liehen  collegialisch  Kirchensachen  richten,  sie  richten  k 
Kraft  der  innen  von  der  Civilgewalt  übertragenen  J«nV 
diction,  und  dass  Se.  Heiligkeit  die  geistliche  Grerichts-G:* 
petenz  der  Bischöfe  so  ausspreche,  dass  sie  über  Ehesacfe 
und  andere  Kirchensachen  nicht  gerichtlich  sprechen  köimta 
die  sich  unter  den  Attributionen  der  genannten  Consist&na 
befinden,  welchem,  wie  in  der  genannten  Note  gezeigt  fct « 
nicht  würde  beistimmen  können,  ohne  gegen  seine  ei»E« 
Pflichten  zu  handeln  und  die  Grundsätze  der  Kirche  zu  ts 
letzen,  deren  Haupt  er  ist. 

Der  Unterzeichnete  stellte  mit  der  Loyalität,  weJA 
seinem  Charakter  eigen  ist,  die  er  sich  immer  zur  Pfeäi 
machte  in  den  Negotiationen  zu  üben,  mit  welchen  €r  & 
Ehre  gehabt  hat  beauftragt  zu  sein,  Ew.  Exe,  den  irahra 
Gesichtspunkt  auf,  unter  welchem  der  heilige  Stuhl  di*  D* 
Positionen  des  Concordat-Entwurfs  betrachten  musste,  die  tff 
die  geistliche  Gerichtsbarkeit  der  Bischöfe  und  auf  das  B«J* 
des  heiligen  Stuhls  ihre  Appellationen  anzunehmen,  sie 
ziehn;  er  beeiferte  sich  mit  der  grössten  Klarheit  um 
stimmtheit,  die  ihm  möglich,  die  richtigen  Gründe  zi 
wickeln,  nach  welchen  der  heilige  Vater  sich  den  Forder 
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des  Königl.  Hann.  Hofes  nicht  hingeben  könne.  Seitdem 
ward  von  Sr.  Heiligkeit  die  gegründetste  Hoffnung  genährt, 
dass  Se.  Britt  Majestät  der  König  von  Hannover  in  der 
Rechtlichkeit,  die  ihn  so  sehr  auszeichnet,  durchdrungen  von 
der  Richtigkeit  dieser  Beweggründe,  zu  der  Abfassung  des 
20.  Art.  einstimmen  werde,  in  welchem  Se.  Heiligkeit  mit 
einer  bei  frühern  Concordaten  nicht  gewöhnlich  geübten 
Leichtigkeit,  die  ausdrückliche  Erwähnung  nicht  blos  der 
Ehesachen  in  specie  sondern  auch  der  Kirchensachen  in  ge- 
nere  ausliess  und  zugab,  dass  den  Bischöfen  ihre  Rechte  auf 
das  richterliche  Qrtheil  in  solchen  Sachen  dadurch  garantirt 
würde,  dass  man  es  auf  eine  andere  gleichgeltende  Art  an- 
deute ;  wie  sich  denn  der  heilige  Vater  ebenfalls  schmeichelte, 
Se.  Majestät  werde  sich  mit  der  Einrückung  des  23.  Art. 
begnügen,  der  denn  doch  nichts  anderes  ist  als  der  Ausdruck 
der  ersten  unmittelbaren  Folgerung,  welche,  wenn  man  eine 
Convention  macht,  aus  der  Natur  der  Sache  selbst  entsteht, 
das  will  sagen,  der  nichts  anders  ist  als  die  Erklärung,  dass 
vom  Tage  der  Bekanntmachung  des  »neuen  Vertrages  an 
Alles  aufhören  müsste  Wirkung  zu  haben,  was  sich  den  an- 
genommenen Verpflichtungen  als  entgegen  findet.  Aber  mit 
schmerzlichster  Verwunderung  hat  Se.  Heiligkeit  sehen 
müssen,  dass,  ohne  nur  irgend  eine  Antwort  auf  die  in  der  Kote 
des  Unterschriebenen  angeführten  Gründe  zu  geben,  man  er- 
klärt: es  sei  jetzt  unmöglich  ein  Concordat  abzuschliessen. 
Und  dies  ist  dem  Herzen  des  heiligen  Vaters  um  so  empfind- 
licher gewesen,  als  er  in  der  Note  Ew.  Exe.  den  23.  Art.  — 
von  Se.  Heiligkeit  ausgedacht,  um  die  entstandenen  Schwie- 
rigkeiten beizulegen  —  als  verletzend  charakterisirt  sieht. 
Dies  ist  den  Gesinnungen  des  heiligen  Vaters  gegen  Se.  Brit. 
Majestät  und  den  Rücksichten,  welche  demselben  zu  bekennen 
er  sich  zum  Ruhm  rechnet,  zu  widerstrebend,  als  dass  der 
Unterzeichnete  sich  entschlagen  dürfte,  darüber  eine  beson- 
dere Verwahrung,  zu  völliger  Rechtfertigung  des  heiligen 
Stuhls,  zu  machen. 

Der  23.  Artikel  ist  in  folgenden  Ausdrücken  gefasst: 
„Quae    in    regno   Hannoverae   circa   Res  Ecclesiasticas 
Catholicorum  constituta  invenientur  his   articulis  adver- 
santia,  suum  effectum  a  die  publicationis  praesentis  Con- 
ventionis  habere  desinunt". 

Der  Unterschriebene  bittet  Ew.  Exe.  diesen  Artikel  mit 
dem  21.  Art.  des  Concordats  zwischen  Sr.  Heiligkeit  und 
der  Italienischen  Republik  zu  vergleichen,  wo  es  heisst: 

Praesens  Conventio  substituitur  omnibus  Legibus,  Ordi- 
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nationibus  et  Decretis  a  Republica  Italica  circa  ResRe- 
ligionis  huc  usque  latis  — 
bittet,   ihn   mit    dem    16.  Artikel   des  mit  Sr.  Majestät  dm 
Könige  von  Baiern  abgeschlossnen  Concordats  zu  vergleich«, 
wo  man  lieset: 

Per  praesentem    Conventionem   Leges,    Ordinationen  et 
Decreta  in  Bavaria  huc  usque  lata,  in  quantum  Uli  ad- 
versantur,  abrogata  habebuntur  — 
bittet  endlich,   damit  noch  den  31.  Art.   des  Concordais  bä 
Sr.  Sicilianischen  Majestät  zu  vergleichen,  wo  es  heisst: 
Praesens  Conventio   substituitur  omnibus  Legibus,  Orfi- 
nationibus    et  Decretis  in  Regno  utriusqae  Siciliae  dm 
Res  Religionis  huc  usque  latis  — 
Und  nun  beruft  sich  der  Unterschriebene  auf  Ew.  Exe  be- 
kannte Loyalität  und  Weisheit   und  fragt  Sie,   ob  irgend  ea 
Ausdruck  des  23.  Art.  des  Concordats-Entwurfe   des  Könif- 
reichs    Hannover    als    verletzend    (offensivo)     charakterisn 
werden  könne. 

Der  Unterzeichnete  hat  sich  Mos   auf  das  Aeussere  be- 
schränkt, nämlich  auf  die  Fassung  des  23.  Art.,    da  er  niete 
voraussetzen  kann,   man   habe   die  Disposition    des  Artikel 
selbst   als   verletzend  charakterisiren  wollen,    weil   Niemsad 
eine  Disposition  als  verletzend  ansehen  könnte,  wie  sie  den 
auch  als  solche  nie  angesehen  ist,  in  welcher  ausgesprochen 
dass  Alles,  was  sich  den  in  einer  neuen  feierlichen  Co> 
vention     eingegangenen    Verpflichtungen     als    entgep* 
findet,  Wirkung  zu  haben  aufhören  soll  von  dem  Aus- 
blick der  Bekanntmachung  dieser  Convention  an. 
•    In  Beziehung  auf  das  dritte  Motiv,  welches  in  der  Xw 
Ew.  Exe.  angeführt,  wird  um  den  Abbruch  der  Unterhand- 
lungen zu  rechtfertigen  nämlich  die  Weigerung   des  heifigs 
Stuhls  darin  zu  willigen,  dass  die  Bischöfe  in  vorläufiger  «- 
kanntmachung    an    das    König].    Ministerium    die    Persona 
nennen,    welche  sie   zu  den  Geschäften  von   Kectoren  Bad 
Professoren   in  den   Seminarien  und    zu   andern    geistHcb« 
Verrichtungen  bestimmen,  kann  der  Unterzeichnete  Ew.  Isc 
nicht  verhehlen,  dass,  nach  neuer  Erwägung  des  Concor&a- 
Entwurfs,  es  Sr.  Heiligkeit  geschienen  hat,  dass  dieses  11*& 
einzig  auf  einer  Zweideutigkeit  beruhe.     In  der  That,  in  dir 
Note  Ew.  Exe.  heisst  es: 

la   d^n&ation    formelle   de  la  suppression    de   rArw* 
offensif  äXIII  et  d'une  modification  de  PArticle  XJ 
aussi  bien  que  le  refus  tr&s  prononcä  de  la  deroan  e 
juste  de  la  Cour  d'Hannover,  que  les  Evfiques  den  i& 
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nommer  pre'alablement  au  Ministere  du  Royaume  les  per- 
sonnes,  qu'ils  designeraient  pour  les  places  de  Recteurs 
et  Professeurs  de  Seminaire  ou  autre  fonction  Ecclesias- 
tique,  ont  detruit  tout  espoir  de  parvenir  par  une  Con- 
vention quelconque  k  un  accommoaement  convenable  aux 
deux  parties. 

Aber  in  Bezug  auf  die  Geschäfte  des  Rectors  und  des  Pro- 
fessors in  den  Seminarien  heisst  es  ausdrücklich  im  8.  Artikel 
des  Concordats-Entwurfs: 

ad  officia  Rectoratus  et  Professoratus  Seminariorum  ab- 
Episcopis  nominabuntur  personae  acceptae  Majestati  Suae. 
Die  andern  dann  in  Ew.  Exe.  Note  erwähnten  geistlichen 
Functionen,  zu  welchen  die  Bischöfe  ernennen  sollen,  können 
keine  andern  sein  als  die  Officien  von  General- Vicar,  De- 
chant,  Canonicus,  Vicarius  oder  Pfarrer.  Was  nun  die  Gcnr- 
ral-Vicare  anbetrifft,  so  ist  im  16.  Art.  des  Concordats-Ent- 
wtirfs  festgesetzt;  dass  die  Bischöfe 

in  Vicarios  generales  seligent  personas  Majestati  suae 
aeeeptas. 

"Was  die  Dechanten,  Canonici  und  Vicarien  anbetrifft,  ist  im 
selben  Artikel  festgesetzt,  dass  bei  jeder  Vacanz  dieser  Art 
der  Bischof  dem  Gouvernement  vier  Candidaten  vorschlagen 
solle,  dass  die  Regierung  andeuten  möge,  ob  Einer  dieser 
Candidaten  ihr  verdächtig  oder  verhasst  sei,  und  endlich, 
dass  die  Wahl  auf  eine  aer  vom  Gouvernement  nicht  aus- 
geschlossenen Personen  fallen  müsse.  Was  letztlich  die 
Pfarrer  betrifft,  ist  ausdrücklich  im  15.  Art.  festgestellt,  dass 
für  die  Pfarreien 

seligantur  personae  Majestati  suae  acceptae. 
So  besteht  also,  im  Wesentlichen  wenigstens  keine  Weige- 
rung Sr.  Heiligkeit  darüber,  dass  die  Bischöfe  dem  Gouver- 
nement die  Personen  vorläufig  namhaft  machen,  welche  von 
ihnen  zu  Rectoren  und  Professoren  der  Seminarien  und  zu 
andern  geistlichen  Functionen  bestimmt  sind,  sobald  die  Bi- 
schöfe, da  sie  die  Verpflichtung  haben  personas  Majestati 
suae  aeeeptas  zu  wählen,  nicht  weniger  thun  können,  als  sich 
darüber  vorläufig  sicher  zu  stellen. 

Noch  könnte   das  Gouvernement  Sr.  Brit.  Majestät  ver- 
nünftiger Weise  die  Unterhandlungen  nicht  abbrechen,  welche 
s  im  Wesentlichen  über   die   Wahl  der  zu  den  geistlichen 
Remtern  bestimmten  Personen  völlig  sicher  stellen,  ihm  sogar 
loch  einen   weit  grössern  Einfluss   darauf  geben,   als  er  in 
vorhergegangenen   Concordaten    andern    Gouvernements  zu- 
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gestanden  ist,  da  in  keinem  Concordate  ebenso  viel  festgesöä 
worden. 

Der  heilige  Vater  findet  sich  also  gezwungen  sein  M» 
fallen  darüber  zu  bezeugen,  die  Frucht  so  vieler  Mühen  vü 
■der  glücklichen  Einstimmigkeit  verloren  zu  sehn,  welche  bj 
diesen  zwischen  beiden  contrahirenden  Theilen  in  der  Tota- 
lität der  discutirten  Materie  erlangt  war ;  zu  sehen,  dass  & 
Catholiken  des  Königreichs  Hannover,  —  welche  mit  voDta 
Grunde  von  der  Grossherzigkeit  ihres  Souverains  sich  r*f- 
sprachen,  man  werde  zu  einer  glücklichen  Systematianc^ 
ihrer  religiösen  Interessen  gelangen  —  ferner  noch,  um 
wer  weiss  auf  wie  lange  Zeit,  in  einem  so  harten  Zustob 
der  Schwankung  und  Ungewissheit  bleiben  müssen ,  und  <hs 
darum,  weil  in  einem  einzigen  Gegenstande,  nämlich  in  des 
Urtheil  über  Kirchensachen  das  Gouvernement  Sr.  Majestö 
nicht  hat  erlauben  wollen,  ihre  Angelegenheiten  auf  die  Was* 
reguliren  zu  lassen,  welche  die  Grundsätze  und  die  besäa- 
dige  Praxis  der  Kirche,  zu  welcher  sie  gehören,  erfbrders. 
Se.  Heiligkeit,  —  bedenkend,  dass  Se.  Brit.  Majestät  df 
König  von  Hannover  in  Seiner  tiefen  Weisheit^  in  der  Grai 
heit  und  Grossmüthigkeit,  die  Ihn  auszeichnen,  einen  bedeu- 
tenden Theil  seiner  Unterthanen  nicht  trostlos  lassen  wil 
welche  nicht  aufhören  mit  den  heissesten  Gelübden  & 
himmlischen  Segnungen  auf  die  erhabne  Person  und  FanÄ 
Sr.  Majestät  herabzulenken;  dass  Er  Sr.  Heiligkeit  de* 
Trostes  nicht  berauben  will,  der  für  dieselbe  am  Ende  Du« 
Tage  so  süss  sein  würde,  noch  stärker  durch  eine  feierbc!« 
Convention  die  Bande  zu  knüpfen,  welche  Sie  mit  Sr.  Ma- 
jestät verbinden  —  kann  sich  nicht  überreden  (vielmehr  bat 
dieselbe  dem  Unterzeichneten  ausdrücklich  befohlen,  dirf 
Ew.  Exe.  zu  erkennen  zu  geben,  um  durch  Ihre  Vermittbflg 
es  zum  Königl.  Thron  gelangen  zu  lassen)  dass  Sr.  Majestät, 
wenn  Sie  von  Neuem  die  ganze  Angelegenheit  in  Erwägt 
nimmt,  sich  nicht  bestimmen  werde  die  Unterhandlung  fort- 
zusetzen,  um  die  beiden  streitigen  Artikel  so  zu  vereinbares, 
wie  es  den  Grundsätzen  und  der  allgemeinen  DiscipHn  der 
katholischen  Kirche  nicht  entgegensteht. 

Hier  sollte  der  Unterzeichnete  dieser  seiner  Note  efc 
Ziel  setzen,  wenn  der  hohe  Werth,  den  Se.  Heiligkeit  auf 
Alles  legt,  was  Ihr  im  Namen  Sr.  Majestät  mitgetheilt  wiiA 
und  die  hohen  Rücksichten  die  Sie  gegen  dieselben  bekenn!, 
ihm  erlaubten  sich  davon  zu  entbinden,  Ew.  Exe.  die  ik- 
sinnungen  Sr.  Heiligkeit  kund  zu  thun,  rücksichtlich  auf  *& 
was  in  ihrer  Note  in  Bezug  auf  die  Circumscriptions-B  ifc 
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Sesagt  ist,  welche  man  statt  des  Concordats  verlangt,  welches 
er  heilige   Vater  sich  schmeichelt  noch   zu  dem   ersehnten 

Abschluss  bringen  zu  können. 

In  Beziehung  auf  die  beiden  von  Ew.  Exe,  unter  Vor- 
aussetzung der  Beibehaltung  eines  einzigen  Bisthums,  ver- 
langten Vergünstigungen,  nämlich  dass  von  den  beiden  Bi- 
schöfen, Einer  Titular  und  der  Andere  in  partibus,  Einer 
den  Andern  consecriren  könnte,  und  dass  die  Consecrations- 
Assistenten  auch  zwei  mit  geistlicher  Würde  bekleidete  Per- 
sonen sein  könnten,  in  Beziehung  auf  diese  beiden  Con- 
ccssionen,  da  sie  eine  wie  die  andere  mitbezüglich  auf  die 
Stipulirung  des  Concordats  sind,  welches  leider  nicht  weiter 
Statt  findet,  würde  Se.  Heiligkeit  Grund  haben,  sich  der 
einen  und  der  andern  zu  weigern.  Demungeachtet,  um  we- 
nigstens zum  Theil  dem  Königl.  Hofe  zu  genügen,  bemerkt 
der  Unterschriebene,  dazu  vom  heiligen  Vater  autorisirt,  Ew. 
Exe,  dass  in  den  besondern  Fällen  jedweder  Vacanz  der 
beiden  Sitze,  statt  an  die  neuen  Bischöfe  dasjenige  Mandat 
zu  erlassen,  wonach  die  Consecration  effectuirt  wird,  a  quo- 
eunque  Episcopo  gratiam  et  communionem  S.  Sedis  habente, 
wie  die  Praxis  bei  allen  Bischöfen  ist,  man  das  Mandat  ab- 
lassen würde,  von  dem  andern  Bischöfe  des  Königreichs 
consecrirt  zu  werden. 


XXXIH. 

Vertrag  vom  7,  October  1818  unter  den  Staaten  der 
Oberrheinischen  Kirohenprovinz. 

In  Folge  der  vertraulichen  Berathungen  über  die  An- 

felegenheiten  der  katholischen  Kirche,  welche  Se.  Maj.  der 
[önig  von  Würtemberg,  Se.  K.  H.  der  Grossherzog  von  Baden, 
Kurf.  von  Hessen,  Grossh.  von  Hessen,  Herzog  v.  Nassau 
und  die  ....  Frankfurt  als  Constituenten  der  fünf  Bis- 
thümer  und  der  ....  Grossherzog  von  Mecklenburg-Schwerin 
....  Herz,  von  Sachsen-Gotha  und  Altenburg,  Sachsen- 
Hildburghausen  und  Sachsen-Coburg-Saalfeld  ....  Holstein- 
Oldenburg,  Fürst  von  Waldeck  und  Pyrmont,  Lübeck  .  .  . 
und  ....  Bremen  durch  ihre  Bevollmächtigten  zu  Frankfurt 
a.  M.  gepflogen,  haben  sich  dieselben  über  die  Grundsätze 
vereinigt,  nach  welchen  die  Wirksamkeit  der  innerhalb  des 
Staates  sich  äussernden  Kirchengewalt,  auf  eine  gleichförmige 
Weise  geordnet  und  die  zur  Kenntniss  und  Bestimmung  des 
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römischen  Hofes  geeigneten  Einrichtungen   festgesetzt  vet- 
den  sollen. 

1)  Die  ans  den  verabredeten  Grundzügen  zu  einer  blu- 
tigen Vereinbarung  über  die  Verhältnisse  der  cathoHsete 
Kirche  in  teutschen  Bundesstaaten  herausgehobenen  in  der 
Beil.  Lit.  A.  enthaltenen  Punkte  dem  Papste  zur  Kenntnis 
und  Beistimmung  durch  gemeinschaftlich  zu  bevoUmachngeßi? 
Gesandten  sobald  als  möglich  in  Rom  vorlegen  zu  las«. 
und  über  diesen  Gegenstand  nie  einseitig  mit  dem  römisek 
Hofe  zu  unterhandeln. 

2)  Die  in  der  Beil.  Lit.  B.  enthaltenen  Grnndtetia- 
mungeu  für  ein  organisches  Staatskirchengesetz  zu  das 
Erläuterung  die  Grundzüge  sowie  die  Commissionsprotokcfe 
zur  Quelle  dienen,  als  gemeinschaftliche  und  umrande!- 
bare  Grundsätze  anzuerkennen,  fest  zu  halten  und  soWi 
die  Verhandlungen  mit  Sr.  päpstl.  Heiligkeit  beendet  sei. 
werden,  in  Ausübung  zu  bringen,  mit  dem  Vorbehalt  gemet 
schaftlich  zu  verabredender  zeitgemässer  Verbesserungen  oder 
durch  Localverhältnisse  und  andere  dringende  Lmstiüi 
nöthig  gewordener  Anordnungen. 

3)  Die  Höfe  von  Württemberg  und  Baden  werden  & 
zwei  Gesandten,  wovon  einer  evangelischer  Confession  sea 
wird,  ernennen  und  sich  darüber,  sowie  über  die  AuswaL 
eines  Secretairs  und  Canzelisten  verständigen,  auch  die  &* 
ncnnung  durch  ihre  hiesigen  Bundestagsgesandten  den  bethfr 
ligten  Gouvernements  bekannt  machen.  Alles  dieses  *ifl 
so  geschehen,  dass  die  Gesandten  sobald  als  thunlicb  fr 
Reise  nach  Rom  antreten  können. 

4)  Die  Kosten  der  Gesandtschaft  werden  von  den«* 
mittirenden  Gouvernements  nach  der  Zahl  ihrer  catholiscfo* 
Unterthanen  gemeinschaftlich  getragen  und  wird  nach  dieses 
Massstabe  vorläufig  auf  die  Zahl  von  Hundert,  Ein  GÄ 
an  die  Königl.  Württemberg.  Gesandtschaft  übergeben. 

5)  Die  sub  Lit.  C.  anliegende  Instruction  wird  den  w- 
sandten  im  Namen  «ämmtlicher  Coramittenten  zur  g^*?* 
und  pünktlichen  Nachachtung  ertheilt.  Ueber  ihre  allen»* 
nöthigen  weiteren  Instructionen  werden  sich  die  hier  tf- 
wesenden  Bundestagsgesandten  der  vereinten  Staaten  vasö* 
digen  und  solche  durch  den  Weg  der  Königl.  WürttemW? 
Gesandtschaft  nach  Rom  gelangen  lassen. 

6)  Gleich  nach  der  Rückkunft  des  Gesandten  von  m 
werden  sämmtliche  Bevollmächtigte  der  vereinigten  Höfe  *" 
wieder  in  Frankfurt  versammeln,  um  nach  Massgabe  der  1fr 
sultate  die  hiernach  nöthigen  weiteren  Anordnungen  arf^J 
Grund   der    bisherigen  Verhandlungen    und  in  GemSsnö» 
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dieser  Vereinigung  gemeinschaftlich  zu  verabreden,  und  eine 
definitive  Uebereinkunft  darnach  abzuschliessen. 

Unterschriften : 
Beyl.  A.  Declaration.      B.  Grundbestimmungen. 

C.  Instruction. 

XXXIV. 

Instruction  der  Frankfurter  Conferenz  für  die  römische 

Gesandtschaft  vom  Jahre  1819. 

a)  Von  der  Wahlart  des  Bischofs,  insbesondere  der  Zu- 
ziehung einer  gleichen  Anzahl  von  Landdechanten  kann  nicht 
abgegangen  werden.  Wie  könnten  auch  4 — 6  oder  8  Dom- 
capitularen  so  leicht  einig  werden,  blos  aus  ihrer  Mitte  die 
drei  Subjecte  zu  wählen?  Dadurch  dass  die  Decane  mit- 
wählen, erhält  erst  die  Bestimmung  tres  a  clero  dioecesano 
eliguntur  Werth  und  Inhalt.  Indessen  kann  man,  wenn 
darauf  sehr  bestanden  werden  sollte,  nachgeben,  dass  die  dem 
Dienstalter  nach  ältesten  Decane,  also  ohne  eine  besondere 
Wahl  der  Dechanten  unter  sich,  in  das  Wahlcollegium  'ein- 
treten. Demnach  kann  man  folgende  Fassung  festsetzen: 
Ad  antiquam  ecclesiae  ....  ad  electionem  coneurrat,  decani 
rurales,  seu  regioniarii  antiquiores  (dem  Dienstalter  nach  die 
ältesten,  nicht  seniores,  wodurch  das  physische  Alter  be- 
zeichnet wird)  numero  legali  canonicorum  pares  una  cum 
his  constituent  collegium  electorale  ex  quo  per  scrutinium 
et  juxta  vota  absolute  majora.  Den  zur  Wahl  zuzuziehenden 
Dechanten  darf  aber  der  Titel  als  Honorar-Domherrn  nicht 
ertheilt  werden,  weil  sie  sonst  nicht  mehr  wie  sie  sollen,  die 
Gemeinden  repräsentiren  würden.  Ein  solcher  Vorschlag  ist 
mit  der  Bemerkung,  dass  dieser  Titel  nur  Eifersucht  erregen 
werde,  abzulehnen. 

b)  Rücksichtlich  der  Eigenschaften  der  zum  Bischof 
wählbaren  Geistlichen,  deren  der  can.  2  dist.  XXIII  aller- 
dings viele  fordert,  kann  dem  Herrn  Cardinal  die  beruhigende 
Versicherung  gegeben  werden,  dass  es  an  der  erforderlichen 
Anzahl  weder  jetzt  noch  in  der  Zukunft  und  zwar  um  so 
weniger  fehlen  werde,  als  die  Wählbarkeit  nicht  auf  die 
Domherren  eingeschränkt  sei. 

c)  Da  die  Souveraine  aus  eigener  EntSchliessung  sich 
blos  auf  die  Designation  eines  aus   den  drei  zum   Bisthum 

fewählten  Subjecten   beschränkt  haben,   so  ist  auf  derselben 
urchaus  zu  bestehen.     Um  jedoch  bei   Fassung    die  mög- 
lichste Milderung  des  Ausdrucks  eintreten  zu  lassen,  mag  so 
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gesetzt  werden :  Ex  his  fiet  episcopus,  quem  summus  teri 
torii  princeps  caeteros  recusando  pro  tali  agnoscit. 

Ls  wird  ausdrücklich  die  Fassung  caeteros  und  nkai 
duos  alteros  gesetzt,  weil  die  nach  den  Grundbestimmonga 
vorbehaltene  recusatio  omnium  durch  die  letztere  FassEg 
würde  ausgeschlossen  werden. 

d)  Dem  Ansinnen  der  Stelle  des  Aschaffenburger  Con«»T- 
dates:  nisi  etc.  jetzt  eine  Gültigkeit  beilegen  zu  wollen  ist... 
um  so  unzulässiger,  da  aus  der  deutschen  Geschichtet*- 
kannt  ist,  dass  Papst  Nicölaus  V.  in  den  Unterhandlung« 
über  die  Annahme  dieses  zu  Wien  am  17.  Februar  liÖ 
zuerst  von  den  kaiserlichen  und  päpstlichen  Gesandten  tv- 
läufig  abgeschlossenen  Concordates,  um  dessen  Annahme  z: 
bewirken,  den  Erz-  und  Bischöfen  versprochen  hat,  es  wtnfc 
von  jenem  Vorbehalt  niemals  ein  Gebrauch  gemacht  werden 
Daher  denn  auch  die  kaiserliche  Wahlcapitulation  Art.  XIV, 
§.  1  die  Rechte  der  Erz-  und  Bischöfe  so  wie  der  Dm 
capitel  besonders  in  Schutz  nimmt,  und  ad  §.  3  festgesetö, 
dass  die  Concordate  nicht  einseitig  und  gegen  den  Sinn  roi 
Buchstaben  ausgelegt  werden  sollen.  Rom  hat  jenes  Eecot 
seinem  Inhalte  nach,  niemals  in  Deutschland  gehabt,  noch 
weniger  ausgeübt,  es  fehlt  ihm  sogar  sein  historischer  Gnu» 
und  widerstreitet  ohnehin  dem  Begriffe  eines  Wahlrecis 
des  Clerus.  Hierbei  kann  man  auch  wohl  bemerken,  es  it 
volvire  in  Hinsicht  auf  seine  Ausübung  einen  WiderspraA, 
denn  es  sei  gar  nicht  möglich  einen  digniorem  et  utifiona 
zu  ernennen  als  den  per  vota  absolute  majora  gewählte 
und  vom  Landesherrn  designirten.  Diesem  lasse  sich  aa» 
im  Informationsprozess  kein  canonisches  Hinderniss  nach- 
weisen. Werde  der  Gewählte  eines  solchen  überführt:  so 
müsse  ganz  natürlich  eine  neue  Wahl  stattfinden.  Ausseid® 
aber  habe  er  den  Clerus  und  die  Unterstützung  deB  Landes- 
herrn auf  seiner  Seite.  Wie  will  denn  nun  ein  anderer  er- 
scheinen können,  und  sich  auf  den  bischöflichen  Stuhl  6eteö> 
ohne  dass  er  eine  ärgerliche  und  schädliche  Verwirrung  tf" 
richtet,  und  wenn  er  sich  dessen  doch  anmassen  wollte,  wir« 
er  dann  wohl  noch  dignior  und  utilior  zu  nennen?  Dff  ^ 
kannte  Streit  Otto's  v.  Sonnenberg  und  seines  Gegners w 
das  Bisthum  Constanz,  sollte  docn  von  jedem  solchen  »er- 
suche für  alle  Zukunft  abschrecken! 

2)  Der  Anstand  wegen  des  Informationsgesetzes  scha» 
nach  den  Berichten  gehoben  zu  sein,  und  kann  auf  köffl 
Fall  statt  des  Erzbischofs  oder  eines  Bischofs  der  Provntfj 
eine  andere  Person  zugelassen  werden. 
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f)  Bei  dem  Anstand  wegen  des  Confirmationstermins  ist 
mit  Bezug  auf  das  sehr  weise  Kirchengesetz,  dass  die  bi- 
schöflichen Sitze  nicht  über  6  Monate  unbesetzt  bleiben 
sollen,  zu  bemerken,  dass  darin  allerdings  die  kirchliche 
"Vorschrift  enthalten  sei:  —  es  dürfe  die  Uonfirmation  nicht 
so  lange  ausgesetzt»  werden,  dass  dieses  Gesetz  daduroh 
unerfüllt  bleibe.  Um  aber  auch  dieser  Bestimmung  eine 
mildere  Fassung  zu  geben,  kann  sie  folgondermassen  geän- 
dert werden :  „cum  juxta  canones  sedes  episcopales  ultra  ter- 
minum  sex  mensium  vacare  non  debent,  electio  intra  temporis 
brevissimi  spatium  absolvenda  et  ab  electo  deinde  confirmatio 
petenda  est,  quam  sua  Sanctitas  processu  intra  provinciam 
per  metropolitanum  aliumve  provinciae  espiscopum  instructo, 
concedere  non  dedignabitur. 


b)  Ad  Artic.  VI. 

a)  Zu  den  im  Berichte  angeführten  Gründen  ftir  die 
Consecration  des  Metropoliten,  worauf  durchaus  zu  bestehen 
ist,  kann  noch  hinzugefugt  werden,  dass  dieses  Recht  von 
jeher  den  deutschen  Metropoliten  zugestanden  habe,  und  in 
dem  Concordat  von  1448  nicht  aufgehoben  vielmehr  be- 
stätigt worden  sei,  denn  es  heisst  dort:  Proviso,  quod  con- 
firmati  et  provisi  per  papam  nihilominus  metropolitanis  et 
aliis  praestent  debita  juramenta  et  alia  ad  quae  de  jure 
tenentur. 

Die  deutschen  Metropoliten  haben  freilich,  nachdem  sie 
nicht  mehr  confirmirten,  aus  wohl  bekannten  Gründen  keinen 
Werth  mehr  auf  das  Consecrationsrecht  gelegt;  allein  dieses 
ius  honorarium  hat  für  die  neuen  Metropoliten,  die  keine 
Landesregenten ,  wohl  aber  wahre  Kirchen  Vorsteher  werden 
sollen,  wieder  den  rechten  kirchlichen  Werth.  Dabei  ver- 
steht es  sich  von  selbst,  dass,  wenn  der  Erzbischof  aus  einem 
gesetzlichen  Grunde  gehindert  ist,  die  Consecration  vorzu- 
nehmen, diese  von  dem  ältesten  Bischöfe  der  Provinz  zu 
verrichten  sei. 

b)  Nach  der  Instruction  §.  VII.  hat  die  Gesandtschaft, 
wenn  es  verlangt  und  durchaus  darauf  bestanden  wird,  die 
in  den  Grundzügen  enthaltene  Eidesformel  ihrem  ganzen 
Inhalte  nach  vorzulegen. 

c)  Es  ist  nach  c.  44  de  elect.  keinem  Zweifel  unter- 
worfen, dass  der  Gewählte  auch  noch  vor  der  päpstlichen 
Confirmation,  die  Bisthumsverwaltung  führen  könne,  wobei 
es  sich  von  selbst  versteht,  dass  ihm  die  landesherrliche  Be- 
willigung   nicht    fehlen    dürfe.      Wenn    der    Cardinal  vor- 
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zieht,  sich  liier  des  Erwählten  anzunehmen,  so  scheint  es,  er 
wolle  die  Bestimmung  erwirken,  dass  der  Erwählte  erst  sad 
erlangter  Confirmation  die  Diöcesanverwaltung  sollte  antntt 
können.  Es  ist  daher,  wie  auch  in  der  l)eclaration  * 
schehen,  auf  keine  Bestimmung  in  Ansehung  der  Hechte  h 
blos  Gewählten  einzugehen,  sondern  zu  bemerken,  man  lak 
eben  dringend  nur  vom  Episcopus  consecratus  gesprock. 
weil  nur  dieser  libere  et  pleno  iure  das  bischöfliche  A* 
üben  dürfe. 

vom  20.  Juni  1819. 


XXXV. 

"Note  Consalvis  (Esposfeione  dei  Sentimenti)  vom  10.  Aafrf 
1819  an  die  Frankfurter  Gesandtschaft. 

L'Articolo  5.  della  Dichiarazione  riguarda  la  eleaooe  i 
la  istituzione   Canonica  dei  Yescovi.     Mentre  si  annunaa  i 

Srincipio  di  questo  Articolo  di  voler  conservare  laaw 
isciplina  della  Chiesa  Germanica  nella  promoziootil 
Vescovato  per  viam  electionis,  si  introducono  neBa^ 
zione  stessa  dei  Sostanzialissimi  cambiamenti.  Si  vuole,  ck 
in  essa  prendano  parte  alcuni  membri  dei  Clero  Dioceafc 
in  numero  eguale  al  numero  legale  dei  Canonici;  si  nak 
che  la  elezione  si  eseguisca  col  solo  metodo  dello  scrote- 
si  vuole  infine  che  tre  siano  i  soggetti  sui  quali  debb»  ei- 
dere  la  scelta. 

Queste  terminazioni  perö  sono  opposte  alla  discipli* 
delle  Chiese  Germaniche  che  si  pretende  di  conservare. 
Coerentemente  a  questa  disciplina  fuori  dei  caso  rarissiinö» 
un  Indulto  Apostolico,  o  di  una  consuetudine  inimemoralk 
non  si  ammettevano  alle  elezioni  dei  Vescovi  ed  Aravescüfl 
che  i  soli  veri  Canonici  dei  Capitoli  Cattedrali  e  Mettwpoß* 
tani :  ond  e  che  quantunque  nei  Capitoli  di  Magonza,  di  1» 
tisbona,  ed  in  altri  vi  fossero  oltre  i  Canonici  Capitoufl 
anche  alcuni  altri  Canonici  chiamati  Domicelli  o  Doffii* 
cellarj,  tutta  via  questi  non  avevano  in  aleun  caso. c 
molto  meno  nella  elezione  dei  Vescovi  o  Arcivescori  il  dM* 
di  dare  il  voto  nel  Capitolo. 

Inoltre  la  disciplina  delle  stesse  Chiese  GermAnicbe  ck 
si  dice  di  voler  conservare,  non  restringe  al  solo  scrtfä* 
la  forma  di  elezione  da  adoperarsi,  ma  riconosce  eaufiß» 
metodo  della  ispirazione,  e  dei  Compromesso,f^ 
infine  che  un  solo  sia  il  Soggetto  che  si  sceglie. 
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Fra  gl'indicati  tre  cambiamenti  il  Santo  Padre  potrebbe 
-ammettere  il  secondo  anche  in  vista  che  nella  Germania  or- 
cLmaria,  mente  non  si  adoperava  in  atto  prattico  che  il  solo 
scrutinio  nelle  elezioni  Canoniche,  e  potrebbe  accordare  al 
<lesiderio  dei  Principi  la  ommiBsione  degli  altri  due  modi  di 
elezione  non  ostante  il  vantaggio  della  maggiore  speditezza 
nell'   eleggere  che  possono  i  meaesimi  talvolta  produrre. 

Creae   pero    il   Santo  Padre  di   non  poter   senza  recar 
.grave  danno  alla  Chiesa  introdurre  nella  disciplina  delle  ele- 
zioni  il  primo  dei  cambiamenti  proposti,   quello  ciofe  di  am- 
mettere  alle  elezioni  i  Decani  rurali  o  regionär).    Osserva  in 
primo  luogo  la  Santita  Sua  che  questo  cambiamento  non  so- 
lamente   si  oppone  all'  antica  disciplina  delle  Chiese  Germa- 
niche  che  si  pretende  di  conservare,  in  cui,  come  si  &  detto 
cli  sopra,  i  soli  veri  Canonici  dei  Capitoli  Cattedrali  e  Me- 
tropolitan! avevano  parte  nella  elezione  dei  Vescovi  o  degli 
Arcivescovi,    ma  da  una  decisa  preponderanza  ai  Parrocni 
sopra  gli  stessi  Canonici  nella  elezione  medesima,  poichfe  se 
il  numero  dei  Decani  rurali  deve  essere  eguale  al  numero 
legale    dei   Canonici   la  mancanza   di   qualche  Canonico  all' 
atto  della  elezione  sara  possibile,  ma  non  potra  mai  accadere 
«he  il  numero  dei  Decani  rurali  sia  minore. 

II  Santo  Padre  sente  tutta  raffezione  e  la  stima  per  il 
■Ceto  de'  Parrochi.  Ciö  non  dimeno  nel  nuovo  metodo  di 
elezione  che  si  vorrebbe  adottare  ha  dovuto  rilevare  una  de- 
cisa tendenza  ad  introdurre  nella  Chiesa  uno  spirito  di  de- 
mocrazia,  e  non  ha  potuto  non  vedere  che  questo  &  il  primo 
passo  che  si  farebbe  dare  al  Capo  della  Chiesa  per  intro- 
durre a  poco  a  poco  nella  elezione  dei  Vescovi  tutto  il 
Clero,   e    quindi  forse  anche  il  popolo,    e  far  rivivere  tutti 

?uelli   disordini   ai    quali  per   dare    appunto   un  termine   la 
/hiesa   fu  costretta  a  cambiare  la  sua  disciplina  in  questo 
interessantissimo  oggetto. 

Nei  tempi  presenti  nei  quali  i  principj  democratici  sono 
stati  sviluppati,  sparsi,  ed  istillati  negli  animi  principalmente 
della  Gioventu  dalle  passate  revoluzioni,  il  Santo  Padre  non 
puö  non  richiamare  anche  lattenzione  dei  Sovrani  sopra 
queste  novita  che  vogliono  introdursi  nella  Chiesa.  e  che  un 

§*orno  potrebbero   essere  non  poco  pregiudizievoü  anche  ai 
overni  stessi. 

II  Santo  Padre  pertanto,  mentre  per  una  parte  non  vede 
che  o  la  necessitä,  o  la  utilita  della  Chiesa  domandino  una 
tal  variazione  nella  disciplina ,  essendo  anzi  per  l'altra  parte 
convinto  che  un  tal  sistema  sia  per  divenire  pernicioso  alla 


^ 
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chiesa  stessa,  perche;  come  si  e  accennato  di  sopra,  potret« 
far  rivivere  quegli  abusi  per  li  quali  fu  tolto,  si  vede  ndT 
obbligo  di  non  approvarla. 

Venendo  ora  al  terzo  cambiamento  che  si  vuole  iatrt- 
durre  nella  disciplina  delle  elezioni,  quäl  e  quello  che  3  Cir 
pitolo  scelga  tre  Soggetti  in  vece  di  uno,  il  hanto  Padre  pe 
secondare  i  desiderj  dei  Principi  e  stati  Protestant!  rhmc 
della  Confederazione  Germanica  non  avrk  difficolta.  di  appe- 
varlo  e  di  sanzionarlo.  Ciö  pero  in  eui  convenire  si  e  1 
riconoscere  nei  Principi  e  stati  suddetti  il  diritto  di  desigmce 
quello  che  debba  esser  fatto  Vescovo  fra  le  tre  perso* 
scelte  del  Capitolo. 

La  Santa  Sede  infatti ,  come  e  noto ,  non  riconosce  is 
tal  diritto  nei  Sovrani  anche  Cattoiici,  come  diritto  mereafc 
alla  Corona. 

Non  potrebbe  riconoscerlo  nei  Principi  e  stati  Protestes!! 
riuniti  della  Confederazione  Germanica  nemmeno  come  c*m- 
seguenza  del  diritto  di  Patronato  cbe  nasce  dalT  aver  dotafc 
i  Vescovati.  Poiche  tralasciando  ogni  altro  riflesso,  egüf 
un  principio  commune  e  notissimo  fra  i  Cattoiici,  princip» 
dal  quäle  il  Santo  Padre  non  potrebbe  discostarsi  senza  i* 
care  gravissimo  scandalo  a  tutta  la  Chiesa,  e  senza  ags* 
con  la  piü  diretta  opposizione  alla  condotta  costantemens 
tenuta  dai  Suoi  Predecessori,  che  gli  Acattolici  i  quali  so» 
fuori  della  Chiesa  non  possono  godere  del  diritto  di  fttr«- 
nato  che  la  Chiesa  non  comunica  che  ai  soli  Cattoiici. 

Non  resterebbe  pertanto  alla  Santitk  Sua  per  eompiacei? 
i  Principi  e  stati  suddetti  che  accordar  loro  per  via  oi  «ffi- 
cessione-  un  tal  privilegio.  Ma  oltre  che  nella  DichiaraaoDf 
si  e  ben  lontani  dal  voler  riconoscere  un  tal  privilegio  eooe 
una  concessione  della  Santa  Sede,  e  prescindendo  anche  da!» 
osservazione  che  nascerebbe  dalla  qaalita  di  non  Catto&i 
che  concorre  nei  Principi  Confederati,  il  Santo  Padre  nelb 
sua  brama  di  far  cosa  grata  ai  Principi  e  stati  suddetti  de- 
sidera  che  siano  persuasi,  che  allorquando  i  Capitoli  avraiHÄ 
trasmesso  alla  Santa  Sede  Patto  della  elezione  dei  treSoe- 
getti,  che  avranno  fatta  a  forma  della  concessione  indfcatt 
di  sopra,  acciö  la  Santitk  Sua  scelga  fra  essi  il  nuovo  Ye* 
covo,  Essa  avrk  tutti  i  riguardi  che  le  permettera  il  sa* 
dovere  per  quello  in  favore  del  quäle  i  rispettivi  Sovrani  fe 
faranno  sentire  le  loro  premure. 

II  Santo  Padre  prega  i  Principi  e  Stati  Protestant! 
riuniti  della  confederazione  Germanica  di  voler  riflettere, 
che  non  accade  ora  il  primo  caso  in  cui  Egli  dia  de*  Vescsri 
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a  Chiese   di   stati  Soggetti   a  Principi  non  Cattolici,   e  che 
come   niuno   di  tali  Principi   ha   potuto  finora  querelarsi  di 

Eoco  riguardo  usato  gli  daUa  Santitk  Sua,  cosi  non  ne  avreb- 
ero  certamente  motivo  i  Principi  e  stati  Protestanti  riuniti 
della  Confederazione  Germanica  per  i  Vescovi  dei  loro 
Dominj. 

Che  se  Fanzidetto  partito  non  fosse  gradito  ai  Principi 
e  stati  Buddetti,  il  Santo  Padre  crede  che  ogni  ragionevote 
timore  in  essi  Principi  e  Stati  possa  essere  assicurato  conce- 
dendo  loro  di  poter  esercitare  prima  che  il  Capitolo  proceda 
alla  elezione  quella  moderata  esclusione  che  la  Santitk  Sua 
si  moströ  pronta  ad  accordare  al  Governo  Britannico  rap- 
porto  ai  Vescovati  d'Irlanda  in  correspettivitk  del  rivelantas- 
simo  vantaggio  della  emancipazione  dei  Cattolici.  In  questa 
ipotesi  il  Capitolo  prima  di  procedere  alla  elezione  Canonica 
esibirebbe  al  Governo  la  Nota  dei  Candidati,  dalla  quäle  esso 
Governo  potrebbe  escludere  que'  Soggetti  che  gli  fossero 
meno  graaiti,  purchfe  rimanesse  nella  Nota  un  numero  suf- 
ficiente  per  la  Iibera  elezione  del  Vescovo. 

Venendo  ora  a  parlare  delle  qualitk  che  nel  medesimo 
Articolo  5°  della  Dichiarazione  si  richiedono  perchi  un 
Ecciesiastico  possa  essere  eletto  Vescovo,  la  Santitk  Sua  non 
ha  lasicato  di  osservare,  che.le  condizioni  di  aver  esercitato 
per  otto  anni  la  Cura  di  anime,  o  TUfficio  di  Professore 
restringono  troppo  il  numero  delle  persone  eligibili,  ed  esclu- 
dono  principalmente  quelle  che  o  la  Nobiltk  de'  Natali.  o  glj 
agj  delle  proprie  famiglie  avessero  tenuto  lontano  dau  uno 
o  dalT  altro  impiego.  Non  puö  il  Santo  Padre  senza  tra- 
dire  gl1  interessi  della  Chiesa  privarla  del  vantaggio  che  puö 
ritrarre  anche  dalla  qualitk  e  dai  mezzi  di  tali  persone, 
quando  queste  uniscano  i  requisiti  neccessarj  per  esercitare 
utilmente  l'Episcopato. 

Perciö  la  Santitk  Sua  si  vede  nel  caso  di  non  poter 
approvare,  che  l'esposte  condizioni  per  le  quali  le  persone 
nobili  e  agiate  vengono  naturalmente  ad  essere  eschise  dal 
Vescovato  siano  necessariarmente  richieste  negli  Eccle- 
siastici  per  poter  essere  eletti  dal  Capitolo. 

Kelativamente  alle  persone  le  quali  dovranno  fare  i 
Processi  dei  Promovendi  al  Vescovato,  il  Santo  Padre  men- 
tre  per  una  parte  h  disposto  a  condiscendere  che  il  Processo 
si  faccia  da  quel  Vescovo  della  Provincia  a  cui  coeren- 
temente  alle  saggie  disposizioni  della  Costituzione  —  Cum 
onus  —  del  Sommo  Pontefice  Ghregorio  XTV.,  e  della  In- 
struzione  di  Papa  Urbano  VIII.  in  quella  parte  che  possono 
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essere  applicabili  nelle  presenti  circostance,  appartiene  i 
farlo  non  puö  per  Y  altra  parte  obligarsi  a  ciö  tanto  streo- 
mente  che  non  ne  possa  prescindere  quando  Egli  lo  conon 
assolutamente  necessario.  H  Santo  Padre  e  responsable» 
Dio  della  Istituzione  che  da  ai  Vescovi.  U  Sagro  Cootük 
di  Trento  con  rispestose  si7  ma  energiehe  parole  rammaia 
al  Sommo  Pontefice  il  suo  stretto  dovere ;  „ut  bonos  maxi» 
atque  idoneos  Pastores  singtdis  Ecclesiis  praeficiat"  pooa- 
dogli  sotto  gli  occhj  la  terribile  Sentenza  „quod  ovium  Chri* 
sanguinem  quae  ex  malo  negligentium  et  sui  officii  wat 
morum  Pastorum  regimine  peribunt,  Dominus  Noster  Jesu 
Christus  de  manibus  ejus  sit  requisiturus.'*  La  per»« 
quindi  che  forma  il  Processo  sulle  qualitk  del  Promoyaifc 
deve  essero  di  piena  fiducia  del  Capo  della  Chiesa  che  im 
rispondere  della  idoneitk  del  medesimo.  Per  consegneoa 
qualora  accadesse  il  caso,  che  il  Vescovo  cui  spetta  secc*& 
lordine  stabilito  nella  Costituzione  ed  Istruzione  citaiei 
sopra  non  godesse  la  fiducia  del  Capo  della  Chiesa,  qnes» 
non  potrebbe  essere  obbligato  da  alcuna  legge  ad  aver  mm 
in  una  persona  in  cui  non  l'ha ;  e  perciö  u  Santo  Padre  « 
trova  costretto  a  dichi arare,  che  nen'  approvare  la  presesfc 
disposizione  della  dichiarazione  nel  modo  detto  di  sopra.  m 
potrk  dispensarsi  dalT  apporvi  questa  giustisaima  riserv* 

Dichiara  poi  francamente  bua  Santitk  che  non  cchb» 
tirk  giammai  che  si  prescriva  al  Romano  Pontefice  an  Ar- 
mine dentro  il  quele  debba  dare  la  Canonica  IstituzioDe  ä 
Eletto. 

Si  fe  gi&  detto  che  il  sommo  Pontefice  £  strettam«* 
responsabile  a  Dio  della  idoneitk  dei  Pastori  ai  quali  aft& 
il  governo  delle  Chiese  particolari. 

Da  ciö  segue  che  ü  sommo  Pontefice  non  solo  e  in  fr 
ritto  di  assicurarsi  della  idoneitk  di  coloro  ai  quali  da  ffcfr 
tuzione  Canonica,  ma  k  in  obbligo  di  prendere  sul  loro  coe* 
le  piu  esatte  informazioni  quando  o  per  mezzo  del  Prooa* 
istesso,  o  fiiori  del  Processo  avesse  motivo  di  concepireü 
fondati  dubbj  sulle  qualitk  deir  Eletto.  Ma  questo  diritto 
questa  obbligazione  del  Romano  Pontefice  esigono  che  Eg£ 
non  sia  vincolato  da  alcun  tempo  dentro  il  quäle  sia  obfig** 
a  dare  la  Istituzione  Canonica  agli  Eletti. 

Qualunque  sia  stata  la  legislazione  della  Chiesa  cinai 
tempo  entro  il  quäle  dovevano  prowedersi  i  Vescovati  i* 
canti,  egli  fe  certo  che  i  Romani  Pontefici  non  si  sodo  wd 
riconosciuti  legati  da  alcun  termine  per  dare  la  cod  w» 
gali  Eletti.     Ne  potrebbe  se  non  con  grandisaima  in  in> 
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supporsi  che  il  sommo  Pontefice  senaa  gravisaime  e  g 
sime  cause  volesse  ritardare  l'adempimento  di  un  suo  < 
qnal  e  quello  di  dare  alle  Chieee  vacanti  i  loro  Pastori 
si  quaJche  vult.a  ha  avuto  lnogo  un  tal  ritardo,  e  not 
che  ciö  e  awenuto  per  effetto  appunto  di  cause  grav 
che  lo  resero  indispensabile.  Quäle  interesse  infatti  p< 
aver  i  Papi  nel  ritardare,  o  anche  nel  ricuaare  la  Istiti 
Canonica  agli  Eletti? 

La  dignita  del  Santo  Padre  e  della  Santa  iSede 
meuo  che  l'obbligo  che  gli  corre  di  non  lasciarai  in 
quei  vincoli  che  gli  renderebbero  impoaaibile  l'esercis 
suoi  doveri,  eaigono  che  sia  tolto,  o  modificato  il 
della  Dichiarazione  del  quäle  si  parla.  A  tal  fine  il 
Padre  animato  dal  piü  deciao  spirito  di  conciliazione , 
piü  ardentemente  desiderando  che  di  prowedere 
citamente  le  Sedi  vacanti,  propone  di  sostituire  nel 
della  Dichiarazione  di  coi  si  parla  le  espressioni  , 
citiuß  fieri  potent"  alle  parole  intra  terra  inum 
mensium. 

Paaaando  all'  Articolo  6°  della  Dichiarazione  il 
Padre  ha  osservato  in  primo  luogo  che  non  e  esatto  ci 
in  questo  Articolo  par  che  si  supponga,  cioe  che  il  V< 
coniermato  e  non  consagrato  non  possa  esercitare  la  C 
dizione  Vescovile.  Quando  il  Vescovo  e  statt)  istituit 
ricevute  le  Bolle  apoatoliche,  e  in  forza  di  queste,  e  i 
la  loro  preaentazioae  al  Capitolo  ha  preso  poasesso  dell 
Cbieea  puö  sebbene  non  consagrato  esercitare  la  Giuriad 
Vescovile,  beuche  non  possa  esercitare  quegli'atti  che  ■ 
dono  dall'  Ordine. 

Qn&nto  al  Giuramento  di  Fedelta  da  farsi  dai 
Vescovi  al  Sovrano,  il  Santo  Padre  per  fonnarne  gi 
attende  di  conoscerne  la  formula,  nella  quäle  vuol  ci 
che  nnlla  vi  sia  che  possa  offendere  la  coscienza  dei  V 
che  debbono  prestarlo. 

Relativamentc  alla  consagrazione  dei  Vescovi,  il 
Padre  nou  puö  non  observare  ciö  che  quasi  per  inci 
se  ne  dice  in  questo  Articolo,  cioe  che  spetteia  al  Me 
litano  il  farla;  lo  che  e  opposto  all'  attualo  diaciplina 
condo  la  diaciplina  presente  la  consagrazione  de'  Vest 
riservata  al  Romano  Pontefice  e  niuno  puö  arrogarsi 
ritto  di  coneagrare  i  nuovi  Vescovi  se  non  e  autorizza 
Papa  steaao. 

II  Santo  Padre  non  solatnente  non  rawisa  alcuna  n 
per  la  quäle  debba  cambiare  questa  parte  di  diaciplina 
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rale,  ma  crede  anzi  che  il  variarla  ridouderebbe  in  &*m 
della  Chiesa.  II  sistema  che  si  pratica  dalla  Santa  Sede  £ 
commettere  la  consagrazione  dei  nuovi  Vescovi,  che  d  cce- 
sagrano  fuori  di  Roma,  a  quel  Vescovo  che  fe  scelto  dal  «Kr 
sacrando  pur  che  sia  in  communione  con  la  Santa  Sek 
mentre  per  una  parte  non  offende  il  diritto  del  Papa,  e  fc 
retto  anche  per  Paltra  risparmiare  agli  Eletti  le  spese  ek 
sarebbero  obbligati  a  subire  se  dovessero  ricorrere  al  Meö*- 

Solitano  per  easere  consagrati,  potendo  sovente  accadereeb 
Metropolitano    sia   molto    lontano    dalle    Residenza   degi 
Eletti. 

Niun'  altra  cosa  si  aggiunge  intorno  alla  Consagrazk*«, 
poich&  nulla  oltre  ciö  che  si  e  accennato  trovasi  detto  vA 
XHchiarazione  rapporto  a  questo  atto.  II  Santo  Padre  per 
tanto  non  vuol  dubitare  che  secondo  le  intenzioni  de'  fifc 
cipi  e  stati  Protestanti  riuniti  della  Confederazione  Gera* 
nica  nulla  sara  innovato  rapporto  alla  Professione  di  Fede  cfe 
i  nuovi  Vescovi  dovranno  fare  secondo  la  formula  solita  tb 
approvata  dalla  Chiesa ,  e  che  debba  esattamente  adernnm 
tutto  ciö  che  relativamente  all'  augusta  Ceremonia  della  ö«- 
sagrazione  prescritto  nel  Pontificale  Romano. 


XXXVI. 
Note  Consalvis  vom  24.  September  1819. 

. . .  Due  sono  gli  ogetti  contemplati  dai  SS".  Inviati  er 
No.  5  della  loro  Nota,  1  ammissione  ciofe  d'un  numero  di  De- 
cani  rurali  eguale  al  numero  legale  dei  Canonici  nella  de- 
zione  del  nuovo  Vescovo,  e  Tinfluenza  che  pretende  di  avet 
il  Governo  nella  designazione  del  medesimo. 

Sono  in  verita  troppo  deboli,  non  meno  che  troppo  fit*- 
tili,  le  ragioni  che  si  adducono  nella  Nota  per  sostenere  U 
novitk  d'introdurre  i  Decani  rurali  nella  elezione  dei  Vesoc*i 
perchi  possano  stare  a  fronte  della  solidissima  ragione,  corr- 
borata  ora  da  tanti  tratti  della  Nota  dei  SS".  Inviati.  ßä 
quali  parlano  della  convenienza  di  rimontare  alle  anriefe 
instituzioni  disciplinari  della  Chiesa,  della  ragione  «oe  ck 
nasce  dal  timore  che  vogliasi  a  poco  a  poco  introdurre  mA 
Chiesa  l'antico  metodo  delle  elezioni,  nelle  quali  prendera  pfiff 
il  Clero  ed  il  Popolo,  metodo  che  i  gravissimi  disordim  ^ 
vi  si  erano  introaotti,  costrinsero  la  Chiesa  ad  abrogare  B 
Santo  Padre  non  esita  ad  assicurare  i  Principi  e  Stati  nr 
testanti  riuniti  della  Confederazione,  acciö  non  temano  c  i  - 
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Veacovi  eletti  dai  Capitoli,  sebbene  ristretti  di  numero, 
ispirino  tutta  la  fiducia  al  Popolo ,  quando  il  Capo 
Chieaa  dopo  fatte  le  necessarie  ricerche  sulle  quahta  i 
Eletti,  e  trovatüi  degni  abbia  dato  loro  la  Istituzione  C 
nica.  Questa  rassicurera  abbastanza  i  Fedeli,  come  1 
raesicurati  per  taati  secoli,  sulle  qualita  di  quelli  che  il  so 
Pontefice  darii  loro  per  Pastori,  ed  ispirera  verso  dei  n 
simi  la  piü  estesa  confidenza  dei  Popoli. 

II  Santo  Padre  non  ha  poi  saputo  coraprendere  i 
possano  essere  riuscite  nuove  ai  Principi  e  Stati  le  diffi 
che  la  Santa  Sede  ha  incontrato  sulle  disposkioni  doli' 
ticolo  5°  della  Dichiarazione.  Non  possono  certamente  i 
rare  i  Principi,  che  la  Santa  Sede  non  ha  mai  riconosi 
nei  Sovrani  anche  Cattolici  il  diritto  di  nominare  a  Vi 
vati  come  im  diritto  della  Sovranita.  Non  ignorano  cl 
Chieaa,  come  costa  dal  diritto  Canonico,  non  ha  mai  ric< 
ciuto  negli  Acattolici  il  diritto  di  Patronato,  che  e  un  c 
legio  che  Esaa  non  accorda  che  a  coloro  i  quali  sono  nel 
seno.  Non  ignorano  finalmente  che  la  Santa  Sede  no: 
mai  di  fatto  accordato  ai  Principi  non  Cattolici  il  privi 
di  nominare.  Come  dunque  sono  riuscite  loro  inaspetta 
difficolta  che  la  Santa  Sede  ha  incontrato  su  questo  ogg 
difficolta  che  sono  la  conseguenza.delle  masBime  di  sopn 
dicate,  dalle  quali  la  Santa  Sede  non  si  e  mai  dipartita 
potrebbe  ora  dipartirsi. 

Si  asserisce  poi  affatlo  gratuitamente  che  il  Santo  P 
Hau  dall'  anno  1807  avesse  consentito  che  S.  M.  il  H 
Würtemberg  nominasse  ai  due  Vescovati  che  dovevano 
gerai  allora  in  quel  Regno.  E  vero  che  nel  progetto  di 
venzione  che  la  Corte  di  Stuttgart  trattö  col  Nunzio  Ap< 
lico  c  inserita  una  lettera  da  scriversi  dal  Re  a  Sua  Sar 
nve  al  No.  4  si  leggono  le  seguenti  parole:  „OptamuB  ut 
prima  vice,  quam  in  posterum,  cum  promotio  ad  Episco] 
sede*  instituenda  erit,  res  eo  modo  perficiatur,  de  quo 
Nuncio  Tuo  oretenus  convenimus."  Ma  oltreche  con  qi 
parole  non  si  vuole  altro  indieare  che  quello  che  il  Santo  P 
si  e  mostrato  pronto  a  fare  anche  coi  Principi  e  Stati  rii 
cioe  di  avere  tutti  i  riguardi  che  il  Suo  dovere  gli  pent 
per  quello  fra  i  Candidati  per  cni  facessero  sentire  le 
premure;  e  quello  che  la  Santitk  Sua  prattica  attualm 
on  altri  Sovrani  non  Cattolici,  come  si  disse  nella  epoaiz 
lei  sentimenti  dei  Santo  Padre;  lo  che  e  ben  di  verso 
ecordare  ai  Sovrani  Acattolici  il  privilegio  delle  non 
a.  lettera   citata  di   sopra  non   tu  che  un  progetto,  il  di 
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valore  dipenderk  dalT  assenso  di  Sua  Santitk,  come 
dalle  parole  che  seguono  immediatamente  nel  Progetto  di 
Concordato  No.  2:  „Si  Sanctitas  Suae  responsum  Maiestaa 
Suae  votis  sit  conforme."  Ora  h  fuori  di  dubbio  che  tpi 
Trattato  non  solamente  non  fu  concluso,  nh  sottoacritto  oep- 
pure  dal  Nunzio,  ma  che  non  usci  mai  dalla  linea  di  » 

Slice  progetto.  Che  se  si  volesse  dire  che  il  Nunzio  a  ea 
ichiarato  pronto  a  sottoscriverlo,  e  che  soltanto  non  U  fo 
per  la  circonstanza  a  di  esssersi  dovuto  portare  alüw, 
Consta  dai  Protocolli  che  Egli  non  esibi  la  sua  sottoscmia* 
che  in  linea  di  semplice  progetto,  e  che  finalmente  il  cansas 
del  Santo  Padre  non  ebbe  mai  luogo.  Aucorchc  dunqaeä 
senso  delle  parole  del  progetto  di  lettera  di  Sua  Maes£2 
Re  di  Würtemberg  fosse  quella  che  loro  vuol  darai  dai  S? 
Inviati,  e  si  parlasse  ivi  della  vera  nomina,  lo  che  perot 
molto  lontano  dal  vero ,  non  potrebbe  mai  dirsi  che  il  Sm» 
Padre  vi  avesse  consentito,  come  nella  Nota  dei  SS".  hmo 
si  asserisce. 

Affacciandosi  ora  pertanto  con  tanto  maggior  fora  - 
principio  che  la  Nomina  del  Vescovo  sia  un  diritto  bereut' 
alla  Corona,  e  favendosi  credere  che  i  Principi  e  Stati  liop 
da  riconoscere  il  Veto,  come  una  condiscendenza  della  Sm& 
Sede,  lo  riguardano  come  una  estrema  condiscendenza  l«*v 
e  come  l'escercizio  di  un  diritto  inerente  alla  Sovramta,  ii« 
con  ciö  stesso  ad  impedirsi  alla  Santitk  Sua  di  poter  venb 
d'accordo  coi  Principi  e  Stati  su  questo  punto. 

11  santo  Padre  non  cessa  di  desiderare  che  i  Principi  t 
Stati  accettino  o  Tuno  o  l'altro  dei  metodi  gia  proposti  dal* 
Santitk  Sua,  i  quali  mentre  non  offendono  le  massime  defe 
Santa  Sede,  danno  ai  Principi  e  Stati  tutta  la  garantia  p«B- 
bile  sopra  i  soggetti  che  si  destinano  al  Vescovato.  Se  iTris- 
cipi  vogliono  conservare  il  metodo  di  elezione  che  haafr 
immaginato,  nel  quäle  il  Capitolo  debba  scegliere  tre  soggefe 
Sua  Santitk  le  prega  di  attenersi  al  partito  di  lasciaie  ah 
Santa  Sede  la  scelta  del  Vescovo  fra  i  tre  Candidati,  e  ton» 
ad  assicurarli  che  si  avranno  per  le  loro  premure  in  fartit 
di  quello  che  Essi  preferiranno ,  tutti  i  riguardi  che  i  doven 
di  Capo  della  Chiesa  permettono  al  Papa.  Se  i  Principi 
come  il  Santo  Padre  non  vuol  dubitare,  preferiranno  sempi* 
il  soggetto  piü  degna,  e  quello  che  sark  rivestito  di  tuttek 

Jualitk  che  i  Sagri  Canoni  ricercano  in  un  Vescovo,  Pef  > 
ella  misura  proposta  dal  Santo  Padre  sark  in  fatto  quello  si  * 
che  risulterebbe  dalla  misura  proposta  dai  Principi.  Q  * 
poi  il  soggetto  per  il  quäle  i  Prmcipi  faranno  conoscere  le    * 
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preniure,  non  fosse  realmente  degno  del  Vescovato  (ni  ipote- 
ttcamente  parlando  puö  escludersi  la  possibilitk  di  questo 
caso)  Essi  avranno  certamente  tutto  il  piacere  che  il  Santo 
Padre  preferisca  in  tale  ipotesi  un*  altro  sogetto.  Accadendo 
poi  il  caso  che  il  Papa  dovesse  trovarsi  nella  spiacevole  cir- 
costanza  di  esercitare  il  suo  diritto  di  ricusare  la  Istituzione 
canonica  ad  uno  dei  Candidati  proposti,  il  quäle  ne  fosse  in- 
degno,  la  buona  armonia  fra  la  Santa  Sede  ed  i  Governi, 
tanto  necessuria  al  bene  della  Chiesa,  non  sarebbe  essa  fosse 
infinitamente  meno  compromessa,  quando  i  Principi  facessero 
sentire  al  capo  della  Chiesa  in  una  maniera  tntta  confiden- 
ziale  le  loro  premure,  di  quello  che  quando  Essi  si  trovas- 
sero  di  aver  gik  fatto  solennemente  la  scelta  del  Candidato? 
Che  se  ciö  non  piacesse  ai  Principi,  il  Santa  Padre  non 
sa  vedere  quäl  cosa  impedisca  che  facendosi  cadere  la  ele- 
zione  Capitolare  non  piu  sopra  tre  soggetti,  ma  sopra  un 
soggetto  solo;  il  Capitolo  prima  di  venire  alla  scelta  commu- 
nichi  col  Governo  sulli  Candidati  che  ha  in  vista  di  eleg- 
gere,  ed  il  Governo  escluda  quelli  che  gli  fossero  meno  grati, 
tasciando  perö  sempre  un  numero  sufnciente  alla  libera  ele- 
zione  del  Capitolo.  I  soggetti  per  poter  essere  eletti  devono 
a  tenore  della  stessa  Dichiarazione  avere  tante  e  tali  qua- 
litk,  per  le  quali  deve  presumersi  moralmente  impossibile  il 
caso  che  possano  essere  sospetti  ad  un  Governo  saggio  ed 
illuminato,  onde  sark  ben  raro  che  i  Principi  si  trovino  nella 
necessitit  di  escludere  alcuno  di  quelli  che  il  Capitolo  pre- 
sentasse  Loro  nella  Nota  dei  Candidati;  ed  accadendo  un 
tal   caso  non  sarebbe  certamente  possibile  che  almeno  tre  o 

Suattro  Individui  tra  i  Candidati  non  fossero  di  gradimento 
ei  Governi. 

Questo  metodo  non  lascia  di  avere  anche  il  vantaggio 
che  accadendo  la  circostanza  in  cui  il  Capo  dell  Chiesa  si 
trovi  constretto  dai  suoi  doveri  a  negare  la  Instituzione  Ca- 
nonica all'  Eletto.  sarebbe  tanto  meno  compromessa  la  buona 
armonia  fra  i  Governi  e  la  Santa  Sede.  E  se  niuna  di 
questi  partiti  piacesse,  Sua  Santitk  non  sk  comprendere  come 
quel  metodo  che  si  prattica  da  tanti  anni  con  altri  Principi 
non  Cattolici  relativamente  alla  elezione  dei  Vescovi.  senza 
aver  mai  alterato  la  buona  armonia,  non  possa  anche  aver 
luogo  con  li  Principi  e  Stati  Protestanti  riuniti  della  Confe- 
derazione  Germanica. 

Le  parole  dell'  Articolo  V°  della  Dichiarazione  „a  Summo 
Pontifice  (Episcopus  electus)  confirmationem  petct,  quam  Sua 
Sanctitas    intra   terminum  sex  mensium,  ultra   quem  juxta 
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canones  Sedes  Episcopales  vacare  non  debent,  concedereia 
dedignabitur"  sono  troppo  chiare  e  precise  perche  non  li 
dovessero  intendere  nel  aenßo  in  cui  rurono  intese,  cioe  che 
si  volesse  prescrivere  al  Santo  Padre  il  termine  di  sei  m 
dal  giorno  dalla  vacanza  della  Sede,  entro  del  quäle  Egl 
dovesse  accordare  la  conferma  all  Eletto.  Tuttavia  il  San* 
Padre  ha  letto  con  sentimento  di  riconoscenza  che  i  Präeji 
e  Stati  Protestanti  riuniti  della  Confederazione  siano  n 
lontani  dal  voler  prescrivere  al  Capo  della  Chiesa  un  w- 
mine  per  fare  ciö  che  &  lasciato  alla  Sua  suprema  digaiä 
e  che  la  Sua  paterna  sollecitudine  per  il  bene  della  &i» 
gli  fara  certamente  affrettare  quanto  ö  possibile. 

Ma  non  si  vuol  prescrivere  un  termine  al  Santo  PadR; 
se  si  crede  che  le  di  Lui  paterne  eure  lo  impegneranno  i 
dare  la  Istituzione  ai  nuovi  Vescovi  quanto  piü  presto  $ 
sarä  possibile:  perchö  inculcare  di  nuovo  nella  momfieaastf 
proposta  neir  ultima  Nota  la  necessita  di  osservare  le 
che  prescrivono  un  determinato  tempo  alla  vacanza  delle 
quando  dalla  menzione  di  questi  leggi  non  potrebbe  mai  tms 
aleun  argomento  per  obbligare  il  Capo  della  Chiesa  a  conferitf 
la  Istituzione  Canonica  agli  Eletti  dentro  il  termine  di  sä 
mesi?  Perche  incominciare  la  nuova  modula  che  sipropee 
con  le  parole  „Cum  juxta  canones  Sedes  Episcopafeä  uta 
terminum  sex  mensium  vacare  non  debeant"  —  quasi  ck 
accadendo  il  caso  in  cui  il  Sovrano  Pontefice  sia  coßtoefc 
dai  suoi  doveri  a  non  poter  dare  la  conferma  entro  il  ter- 
mine  indicato,  volesse  rinfacciarsi  al  Capo  della  Chiesa  bb 
tal  legge,  e  farlo  riguardare  per  vialatore  della  medegäa 
II  Santo  Padre  pertanto  riguarda  questa  menzione  non  W-' 
come  inutile,  ma  altresi  come  ingiuriosa  alla  Suprema  So 
Dignita,  e  crede  che  dopo  avere  Egli  stesso  proposto  di  sop 
tuire  la  fräse  quam  citius  fieri  poterit,  debbano  i  Principe 
Stati  riconoscere  in  ciö  la  piu  sicura  garanzia,  che  le  Cft* 
dei  loro  Stati  non  rimarranno  certamente  vedove,  perfe» 
dei  Eomani  Pontefici,  im  tempo  piü  lungo  di  quello  che»* 
cessita  esiga. 

Per  evitare  perche  le  elezioni  per  la  troppa  ristretfefl* 
del  tempo  non  siano  tumultuarie,  o  fatte  con  poca  maturi* 
di  consiglio,  il  Santo  Padre  non  crede  di  dover  consent»* 
che  si  aecorsi  agli  Elettori  il  tempo  che  i  sagri  Canoni  d* 
concedono  per  eseguire  un  atto  di  tanto  interesae  per » 
Chiesa  Cattolica. 

Esigendo  pertanto  la  dignita  del  Romano  PontenVtk 
sia   tolta  la  menzione  dei  Sei  mesi  oltre  i  quali  le  Sed  off 
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debbano  restare  vacanti,  il  Sottoscritto  non  si  tratterra  a  di- 
mostrare  ai  SS"  Inviati,  che  prescindendo  dal  riflesso  che  i 
Romani  Pontefici  non  sono  mai  stati  obbligati  da  tali  leggi 
che  non  li  riguardavano,  neppure  potrebbe  dirsi  esatta  la 
fräse  che  si  usa  per  far  menzione  di  tali  leggi.  La  proposi- 
zione  „Sedes  Episcopales  juxta  Canones  ultra  terminum  sex 
mensium  vacare  non  debent"  manca  di  precisione,  poiche  il 
Concilio  di  Calcedonia  al  Canone  25  decise :  „Plaeuit  Synodo 
intra  tres  menses  Ordinationes  Episcoporum  celebrari",  ed  il 
Concilio  Lateranense  IV,  celebrato  l'anno  1215  sotto  il  Ponte- 
fice  Iunocenzo  HL  pronunziö:  „Ultra  tres  menses  Cathe- 
dralis  Ecclesia  non  vacet".  la  quäle  disciplina  fu  general- 
mente  adottata  tanto  nell'  Oriente  che  nell'  Occidente,  sensa 
che  principalmente  nell'  Occidente,  si  avesse  alcun  riguardo 
alla  NoveDa  123.  di  Giustiniano,  la  quäle  al  Capo  1°  sten- 
deva  fino  alli  Sei  mesi  il  tempo  nel  quäle  potevano  vacare 
le  Sedi  Vescovili. 

La  formola  del  Giuramento  da  prestarsi  dai  Vescovi 
communicata  dalli  SSri.  Enviati  presenta  una  nuova  difficolta 
nella  menzione  delle  leggi  Patrie.  Se  fra  queste  leggi  vene 
fosse  alcuna  la  quäle  si  opponesse  ai  principi  della  Chiesa 
Cattolica,  il  Santo  Padre  non  potrebbe  consentire  che  si 
prestasse  un  giuramento  di  tal  natura.  D'altronde  la  omis- 
sione  di  questa  menzione  non  diminuisce  punto  la  garanzia 
della  fedelta  dei  Vescovi,  e  della  loro  obbedienza  ai  respet- 
tivi  Sovrani,  la  quäle  si  contiene  abbondantemente  in  tutte 
le  altre  parti  della  formola  del  Giuramento. 

Ne  ia  forma  Costituzionale  di  un  Governo  potrebbe  ren- 
dere  necessaria  una  tal  menzione.  La  Francia,  per  esenpio, 
e  la  Bavie>a  hanno  le  forme  Cosidtuzionali ;  eppure  nel  giu- 
ramento che  si  presta  dai  Vescovi  secondo  la  formola  che 
fu  convenuta  nei  respettivi  concordati  del  1801  con  la  Fran- 
cia,  e  nel  1817  con  la  Baviera,  non  si  fa  menzione  delle 
leggi  della  Patria.  Sua  Santita  crede  che  in  materia  di 
tanta  delicatezza  non  si  debbano  cambiare  quelle  ferme  che 
sono  giä  state  riconosciute  ed  approvate  tanto  dalla  Eccle- 
siastica,  che  dalla  Civile  Potestk,  e  per  conseguenza  crede 
che  debba  usarsi  dai  Vescovi  quella  stessa  formola  di  giura- 
mento che  e  stata  approvata  ed  inserita  nei  diversi  concor- 
dati. Con  tanto  maggior  ragione  si  richiede  ciö  dal  Santo 
Padre,  in  quanto  che  la  formola  di  Giuramento  inserita  nei 
diversi  Concordati  fatti  dalla  Santa  Sede  corrisponde  esatta- 
mente  alle  parole  delF  Art.  VI.  della  stessa  Dichiarazione, 
alle  quali  non  e  conforme  la  formola  esibita  dai  SS".  Enviati. 
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Neil'  Art.  VI.  della  Dichiarazione  si  dice,  che  il  Yescon 
giurerk  fidelitatem  et  obedientiam  supremis  territoriorum  Pofc 
statibus,  ne  si  fa  alcuna  menzione  delle  leggi  della  Patria 

Questa  differenza  che  il  Santo  Padre  ha  ossemtofh 
la  formola  esibita,  e  quella  indicata  dalle  parole  della  Dick* 
razione,  pone  giustamento  la  Santitb  Sua  in  apprenscß 
anche  sulla  formola  della  Professione  di  Fede7  e  dei  Gnu* 
mento  alle  S.  Sede  che  deve  farsi  dai  Vescovi,  delle  qui 
non  si  parla  nella  Dichiarazione. 

La  pubblicazione  dei  Protocolli  delle  Conferenze  tan» 
a  Francfort  ha  fatto  chiaramente  conoscere  al  Santo  Pafo 
che  vi  e  un  partito  che  vuole  la  separazione  dalla  S.  Seif. 
come  si  e  indicato  di  sopra.  Ciö  ha  posto  Sua  Santitk  neti 
piu  fondata  apprensione  tanto  sul  senso  delle  parole  deb 
Dichiarazione,  quanto  sulle  omissioni  di  quelle  coee  defe 
quali  sarebbe  stato  necessario  il  parlare.  Rendendo  tati»  ■ 
giustizia  alle  intenzioni  dei  Principi  e  Stati  Protestanti  ria- 
niti  della  Confederazione ,  Sua  Santita  non  puö  arere  1> 
gtessa  tranquillitk  sulle  intenzioni  di  tutti  quelh  che  poa» 
aver  avuto  parte  nella  compilazione  di  questa  Dichiaraao» 


XXXVII. 

Gutachten  des  nassauisohen  Kirchenrathes  Koch  über  ds 
bei  der  Auswahl  der  ersten  Bisehöfe  zu  beobachtende 

Verfahren. 

Nach  der  in  der  Sitzung  vom  22.  März  1.  J.  in  alfc 
meiner  Uebereinstimmung  gefassten  Entschliessung  —  in  ™* 
römische,  in  der  dem  21.  Bericht  der  Gesandtschaft  ä 
Rom  beigefügten  Verbalnote  des  Herrn  Cardinais  Conato 
enthaltenen  Anerbieten,  die  fünf  Diöcesen  in  den  vereinten  Stu- 
ten zu  bilden  und  mit  Diöcesan-Bischöfen  zu  besetzen,  ein» 
gehen,  erscheint  die  Frage  von  hoher  Wichtigkeit:  wie  die 
Auswahl  der  Subjecte,  welche  zu  Bischöfen  be- 
stimmt und  in  Rom  zur  Confirmation  vorge- 
schlagen werden  sollen,  für  diesen  ersten  Fall 
zu  bewerkstelligen  sei? 

Um  diese  Frage  in  das  gehörige  Licht  zu  stellen,  gtote 
ich  einige  allgemeine  Bemerkungen  voranschicken  zu  mäi* 
nämlich : 

1)  Da  die  Declaration  als  eine  blos  von  den  vereinten  8&* 
ten  ausgehende  Magna  Charta  libertatis  der  katholischen  Knt* 
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in  denselben,  welche  einer  kirchlichen  Bestätigung  nicht  be- 
darf aufrecht  erhalten  werden  muss,  so  wird  als  Kegel  fest- 
gestellt werden  dürfen,  dass,  schon  bei  dieser  Auswahl  so 
viel  als  immer  thunüch,  die  in  der  Declaration  bestimmte 
Wahlform  eingehalten  werden  möge. 

2)  Da  man  aber  bei  dem  Eingehen  in  den  römischen 
Antrag  die  Absicht  hat,  denselben,  ohne  in  neue  Discussion 
über  die  Declaration  mit  Rom  sich  einzulassen,  zur  Ausfüh- 
rung zu  bringen,  so  scheint  die  Klugheit  zu  rathen,  mit  Fest- 
haltung der  Grundsätze  jener  Waldform,  im  Verfahren  bei 
der  Auswahl  der  neuen  Bischöfe  Alles  vorerst  zu  vermeiden, 
was  jene  Discussion  wieder  erneuern  könnte.     Dabei  aber 

3)  auch  auf  den  Fall  gefasst  zu  bleiben,  dass,  wenn  in 
Rom  den  in  Antrag  gebrachten  neuen  Bischöfen  die  Confir- 
mation  versagt  würde,  ohne  dass  die  Landesherren  sich  da- 
bei zu  beruhigen  oder  ein  anderes  Subject  vorzuschlagen 
sich  entschliessen  könnten,  alsdann  der  Weg  der  canonischen 
Wahl  als  bereits  eingehalten  sich  nachweisen  oder  leicht  sich 
noch  einleiten  lasse. 

Dieses  vorausgesetzt,  verdient  die  Verschiedenheit  der 
Verhältnisse  der  vereinten  Staaten,  worin  Bisthümer  errichtet 
und  resp.  Bischöfe  aufgestellt  werden  sollen,  eine  besondere 
Berücksichtigung,  indem  hiernach  eine  verschiedene  Ver- 
fahrungsart  bei  der  ersten  Auswahl  der  Bischöfe  Statt  finden 
kann;  sie  lassen  sich  jedoch  in  drei  Abtheilungen  bringen, 
nämlich: 

a)  Staaten,  worin  Bisthümer  und  Domcapitel  mit  dem 
Wahlrechte  versehen,  sich  befinden,  nämlich  Baden  und 
Kurhessen, 

b)  ein  Staat,  worin  Bisthum  und  Domcapitel,  jedoch 
dieses  ohne  Wahlrecht,  vorhanden  ist,  nämlich  Grossherzog- 
thum  Hessen,  und 

c)  Staaten,  worin  weder  Bischofssitz  noch  Domkapitel 
je  gewesen  noch  jetzt  vorhanden  sind,  nämlich  Württem- 
berg und  Nassau  mit  Frankfurt. 

Ad  a.  In  der  vorteilhaftesten  Lage  befindet  sich  offen- 
bar das  Grossherzogthum  Baden.  Es  stehen  ihm  drei  Wege 
offen,  das  Subject,  welches  Bischof  werden  soll,  auszufinden 
und  zu  bestimmen. 

1)  Das  Bisthum  Constanz  erkennt  man  in  Rom  selbst 
noch  als  bestehend  an,  ebenso  sein  auch  mit  dem  Wahlrecht 
versehenes  Domcapitel,  da  der  Papst  in  dem  bekannten 
Breve  vom  15.  März  1817  demselben  aufgiebt  statt  des 
Herrn  v.  Wessenberg  einen  andern  Capitular- Vicar  zu  wählen. 
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Die  Grossherzoglich  Badensche  Regierung  kann  demnacL 
wenn  sie  will,  dieses  Domcapitel  nach  alter  Fora 
wählen,  den  Gewählten  in  Rom  confirmiren,  und 
dann  die  im  Lande  befindlichen  übrigen  Beste 
anderer  Diöcesen  damit  vereinigen  lassen.  E» 
Translation  des  bischöflichen.  Sitzes  in  eine  andere  Stai 
könnte  vorerst  ausgesetzt  und  unberührt  gelassen  werdes. 
Das  einzige  Bedenken  hierbei  ist  nur  dieses ,  dass  auf  diese 
Weise  das  abschliessende  Wahlrecht  des  Domcapitels  sdta 
von  landesherrlicher  Seite  eine  Art  von  Bestätigung  erhiebc 
welches  mit  dem  Art  V.  der  Declaration  nicht  überemstinEt 
Es  müsste  denn  dem  Domcapitel  bei  Vornahme  der  Will: 
selbst  erklärt  werden,  dass  nur  für  dieses  Mal  ihm  die» 
Wahlbefiigniss  auszuüben  gestattet  werde;  indessen  wfiii 
auch  Rom  das  Wahlrecht  des  Domcapitels  für  besätet 
halten. 

2]  Ein  anderer  Weg  ist  der,  dass  man  durch  die 
Wahl  des  Clerus  erst  ein  neues  Domcapitel. 
welches  de  jure  ihn  dann  repräsentirt,  aufstellt 
und  darauf  dieses  mit  eben  so  viel  gewähltes 
Decanen  die  neue  Bischofswahl  nach  Art  V.  de: 
Declaration  vornehmen  lässt.  Die  canonische Beck- 
mässigkeit  dieses  Verfahrens  habe  ich  im  Rechtsgatacbtea 
über  das  Verfahren  des  römischen  Hofes  in  der  Angelegen 
heit  der  Constanzer  Bisthums- Verwaltung  des  Capitularvkais 
Freiherrn  von  Wcssenberg,  vorzüglich  Seite  40  und  fek- 
dargethan,  wovon  ich  hiemit  ein  Exemplar  zur  etwanip« 
Berücksichtigung  der  Gründe,  wenn  man  in  den  Fall  kom- 
men sollte ,  darauf  recurriren  zu  müssen,  zu  den  Acten  s 
bringen  um  die  Erlaubniss  anstehe,  wodurch  hier  deren  Ais- 
fuhrung  erspart  werden  kann.  Indessen  ist  doch  auch  nkh 
zu  misskennen,  dass  diese  Procedur  umständlich  ist,  und  da- 
her jetzt,  wo  der  nämliche  Zweck  weit  leichter  und  schneller 
auf  einem  anderen  Wege,  wie  wenigstens  zu  hoffen  steht,  ß 
erreichen  ist,  fuglich  hei  Seite  gelassen  werden  kann,  wi 
dem  Vorbehalte  jedoch  und  zugleich  mit  der  Vorsicht,  dass 
er  offen  bleiben  kann  und  dann  betreten  werde,  wenn  naß 
ohne  ihn  nicht  zum  Ziele  kommen  sollte. 

3)  Der  dritte  Weg  ist  jener,  dass  man  den  Clem? 
nur  in  seinen  Decanen,  welche  als  dessen  Vor- 
steher ihn  repräsentiren,  vernehme,  inder/rt 
nämlich,  dass  die  Regierung  von  jedem  De  u 
einzeln  in  einem  geschlossenen  Stimmzettel  ?b 
Vorschlag    dreier    Subjecte    verlange,    und    c5  w 
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nach  Gutfinden  denjenigen  der  Vorgeschlagenen,  weichet 
selbst  für  den  Tüchtigsten  hält,  in  Rom  zur  Connrini 
in  Antrag  bringe,  ohne  der  Abstimmung  der  Decane  i 
nur  zu  erwähnen.  Im  Grossherzogthum  Baden  können  i 
dinge  auch  die  Domherrn  zu  Con  stanz  vernommen  wei 
da  bei  diesem  Verfahren  ihr  Wahlrecht,  insoweit  sie  i 
DiÖcesantheil  repräsentiren,  noch  nicht  erloschen  ist, 
erat  mit  etwaiger  Suppreesion  des  Bisthums  aufhört.  D 
Weg  ist  offenbar  der  leichte,  und  dabei  Hegt  nicht  blos 
Anerkenn tniss  des  Wahlrechts  der  Geistlichkeit,  son 
auch  die  Grundansicht  der  Wahlibrm,  dass  der  ganze  CI 
durch  seine  Repräsentanten  die  Wahl  vorzunehmen  i 
unter.  Freilich  kann  es  sich  treffen,  dass  der  Landes 
hierbei  das  Recht,  Einen  der  Gewählten  zu  designiren 
einer  weiten  Ausdehnung  ausübt,  allein  die  in  der  Dec 
tion  bestimmte  Modalität,  in  welchem  VerhältniBS  dieses 
signationsrecht  mit  dem  Wahlrecht  stehen  soll,  ist  für 
Clerus  in  so  lange  noch  nicht  in  rechtliche  Wirksamkeit 
treten,  als  die  Declaration  selbst  noch  nicht  publicirt  ist. 
dahin  ist  blos  die  in  Art.  2  des  Staaten  Vereins  vom  7.  Oct< 
1818  übernommene  Verpflichtung  der  Staaten,  sie,  sobald 
Verhandlungen  mit  Sr.  päpstlichen  Heiligkeit  beendigt 
werden,  unverzüglich  in  Ausübung  zu  bringen,  verbind 
Die  Landesherren  können  demnach  unter  Anerkennung 
Wahlrechts  und  der  Wahlform  wenigstens  ihrer  Haut 
sieht  nach,  welche  der  Bestimmung  des  Art  V.  der  Decl 
tion  zum  Grunde  liegt,  ihr  Designations  recht  in  der  vo 
schlagenen  Art  ausüben,  ohne  der  Declaration  oder  dem  Ol 
das  Mindeste  zu  vergehen.  Sie  können  dieses  um  so  n 
wenn  sie  ohne  Rücksicht  auf  die  sehr  veränderten  Verl 
hältnisse  und  die  Zweckmässigkeit,  den  blos  positiv  n 
liehen  Weg  betreten  wollten,  indem  sie  gestützt  auf  die 
siebte  und  früheren  Rechtsverhältnissse  allerdings  auch 
sprüche  auf  ein  reines  Ernennungsrecht  der  Bischöfe  form 
könnten :  denn  es  ist  bekannt,  dass  die  deutschen  Kaiser' 
Könige  bis  zum  Wormser  (Joncordat  im  Jahre  1122 
Bischöfe,  dem  Rechtstitel  der  Dotation  gemäss,  ernannt  ha 
Nach  langem  Streit  und  Krieg  und  Verwüstung  Gregors 
und  Heinrich  IV.  sah  sich  endlieh  Heinrich  V.  genöti 
die  freie  Wahl  der  Bischöfe,  jedoch  unter  der  Beding 
lass  sie  in  seiner  Gegenwart  und  mit  seiner  Entscheid 
venn  sie  streitig  sind,  vor  sich  gehe,  nachzugeben.  Di 
desen  Vertrag  erhielt  zuerst  die  deutsche  Kirche  das  l 
Wahlrecht,   aber   es   blieb   noch  die  alte  Wahlform, 
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mäsa  welcher  Geistlichkeit  und  Volk  (die  Laien  im  Gep* 
satz  vom  Clerus)  damals  vom  Adel  und  vorzüglich  von  da 
am  Hofe  befindlichen  Ministerialen  repräsentirt  y  den  Bische 
zu  ernennen  hatten,  and  wobei,  da  die  Aebte  und  die  übrig« 
angesehenen  Weltgeistlichen  mit  den  Canonicis  der  Difr 
kirche  noch  gleiches  Wahlrecht  ausübten,  den  Kaisern  imer 
hin  noch  der  grösste  Einfluss  offen  blieb.  Erst  zu  Ende  As 
zwölften  Jahrhunderts  erhielten  die  Canonici  nach  und  met 
durch  kaiserliche  Privilegien  das  ausschliessende  Wahbtck 
Merkwürdig  sind  in  dieser  Hinsicht  die  Urkunde  Kskm 
Otto  IV.  vom  Jahre  1191,  Friedrich  II.  von  1213,  Rudolph  1 
von  1276,  worin  es  heisst:  Concedimus  et  saneimus,  utekfr 
tiones  praelatorum  libere  ac  canonice  fiant,  quatenus  ille  pi*- 
ficiatur  ecclesiae  viduatae,  quem  totum  capituluno  vel  major 
vel  sanior  pars  ipsius  duxerit  eligendum.  dummodo  sb 
obstet,  ei  de  canonicis  institutis. 

Es  waren  mithin  die  Privilegien  der  Staatsregento. 
welche  die  neue  Wahlform  festsetzten ,  und  zwar  gegen  & 
alten  Kirchenregeln,  gemäss  welchen  der  übrige  Cleru*  vai 
die  Laien  durch  ihre  Repräsentanten  an  der  Wahl  Tke: 
nahmen.  Es  bestehen  aber  jetzt  weder  Concordate  mek. 
noch  solche  privilegirt*  Domcapitel  (mit  Ausnahme  zu  Cot- 
stanz  —  doch  nur  nir  seinen  Diöcesan  Antheil  im  Groaska'- 
zogthum  Baden).  —  Es  könnten  daher  die  ätaatsregema 
bei  den  von  ihnen  fundirten  Bisthümern,  wenn  sie  in  & 
Fussstapfen  des  von  den  Kaisern  aufgestellten  Rechts  «- 
treten  wollten,  allerdings  das  Ernennungsrecht  der  Bischet» 
in  Anspruch  nehmen ,  ganz  sicher  aber  können  sie  die  Art 
bestimmen,  wie  das  Wahlrecht  im  Verhältniss  zu  ihm 
Hoheitsrechten  über  die  Kirche  vom  Clerus  ausgeübt  werda 
soll,  folglich  die  Wahlform  festsetzen. 

In  der  offiziellen  Erklärung  des  Herrn  Cardinais  CW 
salvi,  dass  man  mit  gutem  Einverständnisse  der  Fürsten  & 
Bischöfe  aufstellen  wolle,  und  der  Papst  stets  den  bestiege, 
welcher  vorgeschlagen  werde,  liegt  eine  unzweideutige  A* 
erkennung  der  Mitwirkung  der  Landesherrn  zur  Au&teUon? 
der  Bischöfe. 

Da  nun  diese  Procedur  neben  den  angeführten  Vorfal- 
len der  leichten  und  schnellen  Ausfährung  und  der  Amt 
kennung  des  Wahlrechts  der  Geistlichkeit  und  der  AufireA- 
haltung  der  Grundansicht  der  Wahlform  des  Art  V.  der 
Declaration  auch  den  Vorzug  hat,  dass  sie  in  den  sännt- 
liehen  vereinten  Staaten,  worin  Bisthümer  bestehen  sc  ka 
ausfuhrbar  ist,  und  zugleich  den  oben  bezeichneten  zw  ifes 
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Weg  offen  läset .  erst  ein  Domcapitel  und  dann  von  diesem 
mit  Zuziehung  der  Decane  den  Bischof  wählen  zu  lassen, 
so  scheint  mir  der  Antrag,  sie  zu  befolgen,  hinreichend  mo- 
tivirt  zu  sein. 

Wenn  zu  Fulda  noch  so  viele  Domherren  vorhanden 
sind,  dass  sie  ein  Collegium  bilden  und  eine  canonische 
Wahl  vornehmen  können,  so  kann  Kurhessen  auch  den  für 
Baden  unter  Nr.  1  bezeichneten  Weg  einschlagen;  wo  nicht, 
so  tritt  es  in  die  nämliche  Reihe  von  Würtemberg  und 
Nassau. 

Ad  b.  Der  bischöfliche  Sitz  zu  Mainz  ist  zwar  mit 
einem  Domcapitel  versehen,  allein  es  besitzt  seiner  Constitu- 
tion gemäss  das  Wahlrecht  nicht,  sondern  das  in  Gemässheit 
des  Napoleonischen  Concordats  von  1801  neu  errichtete  Bis- 
thum  Mainz  ist  landesherrlicher  Nomin  ation;  jedoch  war  diese 
Bestimmung  ausdrücklich  beschränkt  auf  den  Umstand,  dass 
der  Regent  katholisch  sei,  im  entgegengesetzten  Falle  sollte 
eine  neue  Uebereinkunft  Statt  finden.  Dieser  Fall  ist  nun 
eingetreten;  dadurch  hört  zwar  das  in  jenem  Concordat  zu- 
gestandene Nominationsrecht,  soweit  es  eine  päpstliche  Con- 
cession  ist,  auf,  allein  das  Mainzer  Domcapitel  tritt  dennoch 
nicht  ins  abschliessende  Wahlrecht  ein,  weil  dieses,  insoweit 
es  die  alte  Wahlform  der  Geistlichkeit  und  des  Volks  ver- 
drängt hat,  auf  Privilegien  beruht,  die  es  nicht  besitzt.  Das 
Grossherzogthum  Hessen  tritt  damit  ebenfalls  in  die  nämliche 
Categorie  mit  Würtemberg  und  Nassau. 

Aus  allem  diesem  glaube  ich  den  Schluss  ziehen  zu 
dürfen,  dass  der  oben  Dezeichnete  dritte  Weg  der  ange- 
messenste sein  dürfte,  indem,  sofern  man  damit  etwa  in  Rom 
nicht  zum  Ziele  kommen  sollte,  der  zweite  immer  noch  offen 
bleibt. 

Frankfurt,  den  5.  April  1820. 

S.  M.  Koch. 


XXXVIII. 

Gutaohten  des  Hessen  -  Darmstädtisohen  Staatsrathes   von 
Wreden  betreffend  die  Besetzung  der  bischöflichen  Stühle. 

Die  Frage,  zu  deren  Beantwortung  ich  aufgefordert  bin, 
ist  diese :  ob  nicht  der  von  dem  heiligen  Vater  vorgeschlagene 
Modus:  die  bischöflichen  Stühle  fürs  erste  Mal  im  Ein- 
verständniss  mit  den  Souverains  zu  besetzen:  der  bei  den 
folgenden   Besetzungen  statt  haben  sollenden  canoni- 
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sehen  Wahl  hinderlich  sei,  und  wie  diese  demnächst  eb» 
fuhren  sein  dürfte? 

Ich  löse  diese  Frage  in  drei  andere  auf: 

1)  Steht  der  bei  der  ersten  Besetzung  zu  adoptiraA 
Nominations-Modus  einer  künftigen  Wahl  im  Wege? 

2)  Steht  der  canonischen  Wahl  überhaupt  und  imbe» 
sondere  der  Zuziehung  des  Curat-Clerus  Etwas  im  Wege? 

3)  Wie  ist  es  zu  machen,  um  den  in  der  Declarstion  m 
Vorschlag  gebrachten  modus  electionis  ohne  Schwierighit 
einzufuhren? 

Ad  1.  Dass  die  Art  und  Weise,  wie  die  bischöffieki 
Stühle  zum  ersten  Mal  besetzt  werden,  nicht  als  gehende 
Norm  für  die  Zukunft  zu  betrachten  seien,  unterliegt  wtU 
keinem  Zweifel.  Der  Papst  selbst  hat  den  Modus  nur  p 
prima  vice  in  Vorschlag  gebracht,  und  die  Souverains  na» 
men  denselben  unter  derselben  Beschränkung  an ;  er  hm 
mithin  bei  den  künftigen  Besetzungen  nicht  als  Norm  be- 
trachtet werden,  und  muss,  sobald  man  will,  einer  canea- 
sehen  Wahl  weichen. 

Ad  2.  Die  zweite  Frage  betreffend,  ob  einer  cjuob- 
schen  Wahl  überhaupt  Nichts  entgegenstehe?  so  beant- 
wortet sich  dieselbe  eben  so  leicht.  Die  ursprüngliche  in 
zum  Bisthum  zu  gelangen,  war  die  Wahl,  und  in  Deutsch- 
land erhielt  sich  dieselbe,  nach  den  im  Callixtinischen  Ver- 
trag gemachten  Bestimmungen,  bis  auf  die  neusten  Zeha. 
Sie  stand  unter  den  Freiheiten  der  Kirche  immer  oben  mm, 
und  der  Papst  selbst  erklärte  sie  als  den  in  Deutschland 
rechtlichen  und  üblichen  modum  perveniendi  ad  praelatw» 
Vereinigen  sich  nun  mit  den  Ansichten  des  Papstes  die  So* 
veraine,  so  steht  einer  canonischen  Wahl  Nicnts  im  Wege 
Gesetz,  Besitzstand  und  der  Wille  der  dabei  Betheüigta 
vereinigen  sich  für  dieselbe.  Schwieriger  scheint  die  Fw«e» 
ob  die  in  der  Declaration  ausgesprochene  Beiziehung  && 
Pfarrgeistlichkeit  zu  den  Wahlen  Keinem  Anstände  ras» 
liege !  Weit  entfernt  einen  solchen  Anstand  darin  zu  finde, 
halte  ich  dieselbe  vielmehr  begründet  in  den  kirchlichen  Ge- 
setzen. 

a)  In  den  ältesten  Zeiten  war  die  Wahl  des  Biscboi 
ohne  Widerrede  bei  der  Geistlichkeit  und  dem  Volke.  Dm* 
aber  dazumal  unter  Geistlichkeit  nicht  die  Capitel  allein  w- 
standen  wurden,  lehrt  die  Geschichte. 

b)  Den  Uebergang  dieses  Wahlrechts  auf  die  Csj  toi 
haben  zu  jeder  Zeit  die  angesehensten  Canonisten  als  n  en- 
theilig angesehen.     Van  Espen  (P.  1.   T.  13.   Cap.  2.  4  31 
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sagt:  Fatendum  est  a  forma  electionis  ab  apostolica  tradi- 
tione  descendente  et  per  plura  saecula  conservata,  per  hanc 
devolutionem  ad  capitula  cathedralia,  excluso  reliquo 
clero  multum  fuisse  recessum,  und  weiter  unten:  ambigi 
nequit,  quin  per  eam  devolutionem  jurium  cleri  ad  solos  ca- 
nonicos  a  mente  ac  spiritu  canonum  plurimum  sit  recessum. 
Als  Ursache  giebt  er  an,  weil  diejenigen,  qui  una  cum 
episcopo  in  spirituali  animarum  regimine  laborant,  praecipue 
pastores,  die  Bedürfnisse  der  Barche  mehr  kennen. 

c)  Die  canonischen  Rechte  geben  daher  zu,  quod  ex 
speciali  consuetudine  fundatione  aut  privilegio  extranei,  sive 
non  capitulares  subinde  ad  electionem  vocandi  sint,  Cap.  3. 
X.  de  causa  possess.,  wo  der  Papst  Innocenz  HI.  eine  Bi- 
schofswahl für  null  erklärt,  quia  vocati  non  fuerant  clerici 
conventualium  ecclesiarum,  qui  electioni  Episcopi  consueve- 
runt  interesse. 

d)  In  den  deutschen  Kirchen  legt  van  Espen  1.  c.  §.  18 
um  so  grössern  Werth  auf  dergleichen  besondere  Gewohn- 
heiten, cum  concordata  nullum  specialem  electionis  ritum 
proscribunt. 

e)  Nebst  dem,  dass  extranei  per  Privilegium,  consuetu- 
dinem,  praescriptionem  et  reservationem  in  fundatione  factam 
eine  Wahlstimme  haben  können,  lehren  auch  alle  Canonissen, 
da&s  solches  ex  speciali  concessione  totius  capituli  geschehen 
könne.     Holl,  Statistica  eccl.  germ.  pag.  266. 

f)  Eben  derselbe  führt  auch  Beispiele  an.  In  Luzern 
hat  der  Magistrat  bei  der  Probsteiwahl  ad  s.  Liodegarium, 
und  in  Salzburg  der  Benedictiner  Abt  zu  S.  Peter,  bei  der 
Wahl  des  Erzbischofs  eine  Stimme. 

Nach  diesen  Angaben,  denen  es  leicht  wäre  eine  Menge 
Autoritäten  beizufügen,  wird  es  wohl  nicht  bezweifelt  wer- 
den, dass  die  Beizienung  der  Pfarrgeistlichkeit  zu  der  Wahl 
ihres  Bischofs  nicht  nur  dem  ältesten  Geist  der  Kirche  ganz 
angemessen,  sondern  selbst  dem  neuern  Rechte  nicht  ent- 
gegen ist. 

Ad.  3.  Es  wäre  daher  nur  noch  die  dritte  Frage  zu 
beantworten,  wie  das,  was  recht  ist,  auch  ohne  Schwierigkeit 
ausgeführt  werden  könne? 

Auch  bei  Beantwortung  dieser  Frage  werde  ich  mich 
von  dem  nicht  entfernen,  was  in  der  Kirche  üblich  ist. 
Meine  Idee  ist  folgende:  Der  neue  Bischof  berufe  mit  Ge- 
nehmigung der  Souverains  eine  Diöcesan-Synode  und  setze 
auf  derselben  das  Wahlrecht  der  Capitel  und  die  formam  ac 
ritum  electionis  fest. 

Friedberg,  Staat  und  Bischofs  wählen.    Beilagen.  8 
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Dem  neuen  Bischof  legte  ja  ohnehin  der  heilige  Ysta 
die  Constituirung  der  neuen  Domcapitel  in  die  Hände.  Wt 
könnte  also  den  Bischof  hindern  in  den  Capitularstatois! 
festzusetzen,  dass  die  Mitglieder  des  Domcapitels  immer  a& 
bestimmte  Anzahl  von  Decanen  als  Repräsentanten  A& 
Clerus  zu  der  Wahl  mit  berufen  sollten?  und  was  komfe 
den  Landesherrn  als  Stifter  der  Capitel  hindern,  seiner  Stf 
tung  eben  diese  Bedingniss  beizufügen?  Wie  viele  Deosr 
beizufügen  seien  (welches  ohnehin  schon  in  der  Decl&ratw 
festgesetzt  ist),  und  ob  ihnen  allenfalls  das  Prädicat  als  EV 
norar-Canonici  zu  ertheilen  sei,  ist  Gegenstand  spaterer 
Berathung. 

Bei  dem  Papste  würde  es  dann  genügen  anzuzäss. 
dass  man  die  von  ihm  selbst  genehmigte  Art  der  canoniua 
Wahl,  unter  Uebereinstimmung  des  Bischöfe  seines  Cat&a* 
und  der  Synode  und  mit  landesherrlicher  Bewilligung  äuge* 
führt  habe.  Den  ritum  electionis  ihm  vorzulegen,  ist  Acm 
wenig  nöthig,  als  es  bei  den  älteren  Concoroaten  Deutsch- 
lands für  nöthig  befunden  worden  ist.  Die  Domherrn  ate 
sind,  ohne  dass  ihrem  Wahlrecht  Etwas  dadurch  entgek 
per  legem  fundationis,  per  statuta  capitularia  und  durch  da 
auf  die  Statuten  zu  leistenden  Eid  verbunden,  dem  Pißt 
Clerus  den  gesetzlichen  und  statutenmässigen  Antheil  an  is 
Wahl  einzuräumen. 

XXXIX. 

Vertrag  der  zur  Oberrheinischen  Kirchenprovins   verants 

Staaten  vom  8.  Februar  1822 1). 

§.  1.  Die  vereinten  Staaten  ertheilen  der  von  Sr.  pibaL 
Heil,  unter  dem  16.  August  1821  erlassenen  Bulle  proTÜi 
sollersque  in  so  ferne  ihre  Billigung  und  Sanction  als  sie  wl 
ihren  auf  die  Bildung  der  oberrheinischen  Kircheuprovkg 
und  die  Begrenzung,  Einrichtung  und  Ausstattung  der  da« 
gehörigen  fünf  Bisthümer  sich  beziehenden  Verfügung« 
und  den  desfalls  gemeinschaftlich  in  Rom  gemachten  As- 
trägen  übereinstimmt,  die  päpstliche  Mitwirkung  zum  Voll- 
zug derselben  zusichert  und  die  darin  für  die  Zukunft  vof* 
behaltenen  Bestimmungen  den  Grundsätzen  zu  deren  Aufredfr 


*)  Geschlossen  von  Württemberg,  Baden,  Hessen-Darmstadt,  H< 
Kassel,  Mecklenburg-Schwerin,  Sachsen-Gotha,  Sachsen- Altenburg,  S 
Hildburghausen ,     Sachsen-  Coburg-Saalfeld ,     Holstein-Oldenburg,     I 
Waldeck,  Lübeck,  Frankfurt,  Bremen. 
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haltung   die   Regierungen   sich   vereinigt   haben,    nicht    zu- 
wider sind. 

2)  Die  in  Gemässheit  der  hier  unter  Ziffer  1 — 10  in  be- 
glaubigter Abschrift  vorliegenden  Circumscriptions-  und  Do- 
tationsurkunden beschriebenen  und  dotirten  m  vorbenannter 
Bulle  aufgeführten  fünf  Bisthümer  Freiburg,  Mainz,  Fulda, 
Rottenburg  und  Limburg  bilden  die  oberrheinische  Kirchen- 
provinz. 

3)  Die  erzbischöfliche  Würde  ist  auf  den  bischöflichen 
Stuhl  zu  Freiburg  bleibend  übertragen.  Die  dem  Erzbischofe 
bewilligte  Zulage  von  3014  fl.  zu  welcher  Summe  nach  Mass- 

fabe  der  Dotationsurkunde  das  Bisthum  Freiburg  1400  fl., 
Lottenburg  864,  Mainz  304,  Limburg  276,  Fulda  170  jähr- 
lich beizulegen  haben,  wird  in  halbjährlichen  Raten  an  densel- 
ben unmittelbar  eingesendet. 

4)  Die  vereinten  Staaten  werden  die  Fundationsinstru- 
mente,  welche  die  Bedingungen  der  Stiftungen  der  fünf  Bis- 
thümer enthalten,  nach  den  unter  Ziffer  2  anliegenden  For- 
mularen ausfertigen  und  beglaubigte  Abschriften  davon  zu 
den  gemeinschaftlichen  Acten  der  Commission  dahier  hinter- 
legen lassen. 

5)  Die  allgemeinen  Bestimmungen  des  Fundationsmstru- 
mentes  und  die  unter  Ziffer  12  anliegende  Kirchenpragmatik 
sollen  in  der  ganzen  oberrheinischen  Kirchenproyinz  in  ver- 
bindlicher Kraft  aufrecht  erhalten  werden.  Zugleich  behalten 
auch  die  Declaration  an  den  Pabst  und  die  Grundbestim- 
mungen etc.  ihre  im  Staatsvertrag  vom  7.  October  1816  aus- 
gesprochene Verbindlichkeit,  in  sofern  nicht  in  der  Kirchen- 
pragmatik und  in  dem  Funaationsinstrumente  etwas  anderes 
Bestimmt  ist. 

6)  Die  vereinten  Staaten  machen  sich  verbindlich,  die 
verabredete  Kirchenverfassung  unmittelbar  nach  der  Ein- 
weisung der  ersten  Bischöfe  in  Vollzug  zu  setzen,  zu  dem 
Ende  die  Fundationsinstrumente  und  die  Kirchenpragmatik 
den  Bischöfen  und  ihren  Domcapiteln  zu  übergeben  und  die 
unter  Ziffer  13  im  Entwurf  anliegende  landesherrliche  Ver- 
ordnung als  allgemein  giltig  bekannt  machen  zu  lassen. 

7)  Bei  der  ersten  Einrichtung  werden  die  vereinten 
Staaten  die  päpstliche  Bestätigung  der  Bischöfe  nur  alsdann 
annehmen,  wenn  solche  für  alle  fünf  Bisthümer  der  Provinz 
zugleich  erfolgt,  so  wie  sie  sich  überhaupt  verbindlich  machen, 
die  kirchlichen  Einrichtungen  der  Provinz  nur  gleichzeitig 
in  Vollzug  zu  setzen. 

8)  Diejenigen  deutschen  Regierungen,  welche  sich  einem 
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der  vorerwähnten  fünf  Bisthümer  bereits  angeschlossen  haben, 
oder  noch  anschliessen  werden,  soll  der  gegenwärtige  Ver- 
trag mitgetheilt  werden,  damit  sie  mittelst  besonderer  Accee- 
sions- Urkunde  demselben  seinem  ganzen  Inhalte  nach  beitreten 

9)  Zum  Behuf  der  gleichförmigen  Einführung  der  ver- 
abredeten Kirchenverfassung  in  der  ganzen  Kirchenprovinz. 
werden  die  vereinten  Staaten  ihre  seither  in  Frankfurt  a.  IL 
angeordnete  Coinmission  noch  zur  Zeit  fortbestehen  lassen. 
Die  Wirksamkeit  derselben  erstreckt  sich  auf  die  diploma- 
tischen Verhandlungen  der  vereinten  Staaten  sowohl  unter 
sich  als  mit  dem  päpstlichen  Hofe. 

10)  Gegenwärtiger  nur  einmal  ausgefertigter  Vertrag  wird 
binnen  kurzmöglichster  Zeitfrist  von  allen  contrahirendec 
Theilen  ratificirt  und  mit  den  Ratifikations-  und  Accessions- 
Urkunden  nebst  den  gemeinschaftlichen  Commissions- Acten 
vorerst  in  dem  Archive  der  K.  Württemberg.  Bundestags- 
gesandtschaft niedergelegt  werden. 

Separatartikel  zu  dem  Staatsvertrag  vom  8.  Febr.  1822. 
Die  zur  Feststellung  der  katholisch-kirchlichen  Einrich- 
tungen in  Deutschland  vereinten  Bundesstaaten  sind  über 
folgende  weitere  Bestimmungen  übereingekommen,  welche 
bei  der  ersten  Besetzung  der  fünf  Bisthümer,  so  wie  b« 
der  Bildung  der  Domcapitel  zur  Anwendung  kommen  sollen. 

1)  Die  Landesherren,  in  deren  Gebieten  sich  die  bischöfli- 
chen Sitze  befinden ,  werden  sich  bevor  sie  sich  über  die  in  Bom 
zu  Bischöfen  in  Antrag  zu  bringenden  Subjecte  entscheiden, 
von  den  Geistlichen  ihres  Landes  auf  beliebige  Weise  drd 
Geistliche,  welche  sie  für  das  bischöfliche  Amt  geeignet  er- 
achten, namhaft  machen  lassen. 

2)  Den  zu  Bischöfen  ausersehenen  Geistlichen  wird 
mit  der  Benachrichtigung  hiervon  zugleich  eröffnet,  dass  aie 
die  genaue  Beobachtung  und  Vollziehung  der  Karchenver- 
fassung der  Provinz  vor  ihrer  Designation  zuzusichern  haben. 
Demzufolge  wird  ihnen  das  Fundationsinstrument  und  die 
Kirchenpragmatik  von  Bevollmächtigten  der  Regierung  zur 
Einsicht  und  Kenntnissnahme  mitgetheilt.  Machen  sie  sich 
zur  Beobachtung  der  darin  festgesetzten  Grundbestknmungea 
der  Kirchenverfassung  in  einem  darüber  abzuhaltenden  Pro- 
tokoll verbindlich  und  erklären  sie  sich  zugleich  bereit,  die 
Geistlichen,  welche  zu  Domherren  bestimmt  sind  und  über 
welche  man  mit  ihnen  vorläufig  übereingekommen  ist,  ak 
solche  zu  instituiren,  so  erhalten  sie  die  förmliche  landesherr- 
liche Designation  und  werdeu  sofort  in  Rom  als  Bischöfe  in 
Antrag  gebracht. 
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3)  Die  zur  Bildung  der  neuen  Domcapitel  bestimmten 
Mitglieder  werden  nach  erfolgter  Institution  der  Bischöfe  die 
genaue  Beobachtung  und  Vollziehung  der  Kirchenverfassung 
der  Provinz  zu  Protokoll  erklären  und  sie  werden  sodann 
von  den  Bischöfen  instituirt. 

Dieser  Separatartikel  soll  mit  dem  oben  benannten  Ver- 
trage gleiche  Kraft  und  Wirksamkeit  haben,  als  wäre  er 
demselben  von  Wort  zu  Wort  einverleibt 

Separatartikel  zu  dem  Staatsvertrag  vom  8.  Febr.  1S22. 

Da  die  zur  Feststellung  der  katholisch-kirchlichen  Ein- 
richtungen vereinten  deutschen  Bundesstaaten  ein  gemein- 
schaftliches Interesse  haben,  dass  keine  Person  als  Erzbischof 
aufgestellt  werde,  welche  in  dieser  Eigenschaft  das  zur  Ein- 
führung und  Aufrechthaltung  der  kirchlichen  Pro vinzial Ver- 
fassung erforderliche  Vertrauen  nicht  gewährt,  und  der  Grossh. 
Badische  Hof  geneigt  ist  in  dieser  Beziehung  den  Wünschen 
der  übrigen  vereinten  Höfe  zu  entsprechen,  so  machen  sich 
S.  K.  H  der  Grossh.  von  Baden  verbindlich,  dass  sowohl 
für  das  erste  Mal  als  in  Zukunft  der  erzbischöfliche  Sitz 
mit  keiner  den  übrigen  Höfen,  welche  Bisthümer  constituiren 
unangenehmen  Person  besetzt  werde. 

Wenn  nach  geschehener  vertraulicher  Mittheilung  hier- 
über von  einem  oder  dem  andern  Hofe  binnen  drei  Wochen  t 
keine   motivirten  Einwendungen  gemacht  werden,   so  soll  es 
so  angesehen  werden ,  als  fänden  dergleichen  nicht  statt. 

Dieser  Separatartikel  soll  mit  dem  oben  benannten  Ver- 
trage gleiche  Kraft  und  Wirksamkeit  haben,  als  wäre  er 
demselben  von  Wort  ?u  Wort  einverleibt. 

XL. 

Note  des  Cardinais  Consalvi  an  den  Württembergischen 
Geschäftsträger  Legationsrath  von  Koelle  vom  27.  Februar 

1823. 

Aus  den  Stanzen  des  Quirinals  den  27.  Februar  1823. 

Der  Cardinal  Staatssecretair  hat  von  dem  heil.  Vater 
den  Befehl  erhalten  Ew.  etc  die  folgende  Eröffnung  zu 
machen,  um  dieselbe  zur  Kenntniss  der  vereinigten  protestan- 
tischen Fürsten  und  Städte  des  deutschen  Bundes  zu  bringen. 

In  der  Exposition  der  Gesinnungen  des  heiligen  Va- 
ters auf  die  Declaration  dieser  Fürsten  und  Staaten,  welche 
der  unterzeichnete  Cardinal  zugleich  mit  seiner  Note  vom 
10.  August  1819  den  HH.  Baron  von  Schmitz-Grollenburg  und 
ßaron   von   Türkheim,   ihren   ausserordentlichen   Gesandten 
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und  Bevollmächtigten  Ministem  Übermacht  hat,  war  schon 
ausgesprochen,  dass,  im  Falle  die  deutschen  Fürsten  und 
Staaten  gegen  alle  Erwartung  ihre  Zustimmung  zu  den  von 
Seiten  des  heil.  Stuhls  gemachten  Modificationen,  welche  &s 
heil.  Vater  für  unerlässlich  in  der  ihm  übersehenen  Dedft- 
ration  hält,  verweigern  würden  —  Seine  Heiligkeit,  um  <fe 
katholischen  Untertnanen  der  erwähnten  Fürsten  und  Staaten 
nicht  ohne  Bischöfe  zu  lassen,  sich  in  so  fern  zu  einer  necei 
Circumscription  der  Diöcesen  verstehen  würde,  um  sodian 
mit  gutem  Einverständniss  der  Regierungen  zur  Besetzung 
der  Kirchenstühle  zu  schreiten,  jedoch  zu  gleicher  Zeit  not 
der  Erklärung,  dass  Se.  Heiligkeit  immer  bei  dem  beharrtes, 
was  in  der  genannten  Expositio  zur  Regulirung  der  kirch- 
lichen Angelegenheiten  ihrer  Staaten  ausgedrückt  war,  und 
mit  der  gleichmässigen  Bedingung,  dass  eine  solche  Decb- 
ration  in  einer  von  Br.  Heiligkeit  in  einer  dem  Consistorhaa 
zu  verkündenden  Allocution  öffentlich  gemacht  würde,  m 
welcher  zu  der  Besetzung  der  Kirche  geschritten,  und  in 
welcher  Allocution  erklärt  würde,  dass  aus  dieser  neuen  Cir- 
cumscription der  Diöcesen,  und  aus  der  Besetzung  der  Stuhle 
nie  angenommen  werden  könne ,  dass  Se.  Heiligkeit  die  in 
Stuttgart  den  4.  Januar,  und  in  Carlsruhe  den  30.  Januar 
1819  unterzeichnete  Declaration  der  mehrerwähnten  Fürstei 
sanctionirt  habe. 

Nachdem  dieser  Vorschlag  genehmigt  wurde,  so  schritt 
man  von  Seite  des  heil.  Vaters  im  Monat  Julius  des  Jahr» 
1821  zu  Erlassung  der  Bulle,  mit  Circumscription  der  fiul 
in  den  Staaten  der  vorerwähnten  Fürsten .  und  Staaten  be- 
stehenden Diöcesen.  Se.  Heiligkeit  hatte  bei  dieser  geftlligai 
Hingebung  keine  andere  Absicht,  als  die  Bahn  zu  öffnen,  n& 
alle  in  den  benannten  Staaten  befindlichen  Katholiken  m 
den  Besitz  von  Bischöfen  zu  setzen,  deren  sie  so  lange  \ 
beraubt  waren,  und  man  schmeichelte  sich  mit  der  jjewi 
Hoffnung,  bald  im  Stande  sich  zu  sehen,  es  ins  Werk  n 
setzen.  Obgleich  man  daher  seit  so  langer  Zeit  erwarte«, 
dass  die  Bulle  von  Mgr.  Keller,  Bischof  von  Evara  und  R 
diesem  Zweck  zum  apostolischen  Delegirten  ernannt,  wnrdei 
zur  Execution  gebracht  werden,  so  blieb  doch  bis  jetzt  die* 
Erwartung  getäuscht.  Sehr  gross  war  daher  und  ist  te| 
Schmerz  Sr.  Heiligkeit,  nicht  im  Stande  zu  sein,  zumNatas 
der  Gläubigen  ein  Resultat  zu  erreichen,  welches  er  d  rckj 
eine  früher  bemerkte  Gefälligkeit  bezweckt  hatte,  um  nän  ick 
die  fünf  vacanten  Kirchen  zu  besetzen,  indem  er  zu  off 
solchen  Besetzung  nicht  schreiten  konnte,   wenn  nicht  p  x& 


XL.  Note  Consalvis  v.  27.  Febr.  1823.  119 

die  benannte  Bulle  in  allen  ihren  Theilen  dort  zur  Ausübung 
gekommen  war. 

Unruhig  und  traurig  zugleich  über  einen  so  langen  Auf- 
schub, welcher  den  wesentlichen  Interessen  der  katholischen 
Kirche  in  diesen  Staaten  so  viel  Nachtheil  verursacht,  und 
die  von  Sr.  Heiligkeit  beabsichtigten  Wohlthaten  nicht  zu- 
lässt,  hatte  der  heil.  Vater  dem  unterzeichneten  Cardinal 
schon  Befehl  ertheilt,  durch  Ew.  etc.  den  vereinten  Fürsten 
und  Staaten  seine  Betrübniss  zu  erkennen  zu  geben,  und  sie 
aufzufordern,  dahin  zu  wirken,  dass  der  oben  erwähnten 
Bulle  endlich  die  sorgfaltigste  und  schnellste  Ausfuhrung  zu 
Theil  werde. 

Mittlerweile  sind  jedoch  Sr.  Heiligkeit  Notizen  zugekom- 
men, welche  Ihre  Bekümmerniss  bei  weitem  vermehrten 
und  Sie  veranlasst  haben  dem  Unterzeichneten  den  Auftrag 
zu  ertheilen,  in  seinem  Namen  gerechte  Vorstellungen  da- 
gegen zu  machen. 

Zuerst  hat  der  heil  Vater  erfahren,  dass  von  den  re- 
spectiven  Fürsten  und  Staaten  fünf  Subjecte  zu  Bischöfen  in 
den  fünf  Diöcesen  ihrer  Staaten  auf  den  Grund  einer  Ent- 
scheidung durch  Stimmenmehrheit  erwählt  und  bestimmt 
wurden,  eine  Einrichtung,  welche,  wie  man  sich  ausdrückt, 
in  der  Absicht  bei  dem  katholischen  Clerus  ins  Werk  gesetzt 
wurde,  dass  eine  solche  Wahl  und  Bestimmung  den  resp. 
Candidaten  officiell  bekannt  gemacht  wurde,  und  dass  alles 
dieses  in  jenen  Staaten  öffentlich  und  notorisch  sei.  Indem 
der  heil.  Vater  unterlässt  eine  Bemerkung  über  die  Unregel- 
mässigkeit solcher  Wahlen  zu  machen,  welche  aus  dem  Um- 
stand hervorgeht,  dass  sie  eher  vorgenommen  wurden,  als 
die  Bulle  zur  Ausübung  kam,  und  indem  er  gleichfalls  unter- 
lässt in  eine  Untersuchung  der  Verdienste  der  benannten  er- 
wählten Subjecte  einzugehen,  welche  zum  grössten  Theil  von 
der  Art  sind,  dass  sie  das  Vertrauen  Sr.  Heiligkeit  nicht 
verdienen :  —  so  beschränkt  sich  Se.  Heiligkeit  zur  Zeit  nur 
darauf,  sich  über  die  Wahlen  und  die  von  den  resp.  Regie- 
rungen vorgenommene  Nomination  der  neuen  Bischöfe  zu 
beschweren. 

Ew.  etc.  ist  nicht  unbekannt,  dass  der  heil.  Vater  weder  in 
der  Erections-  und  Circumscriptionsbulle  dieser  Bisthümer, 
noch  durch  irgend  ein  anderes  Indult  dem  Clerus  dieser 
Diöcesen  das  Recht  zur  Wahl  der  Bischöfe,  noch  den  Fürsten 
und  Staaten  ein  Indult  oder  ein  Privilegium  zu  deren  Nomi- 
nation ertheilt  hat,  indem  er  vielmehr  sehr  oft  und  nament- 
lich in  der  oben  angeführten  Expositio  seine  Grundsätze  deut- 
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lieh  erklärt  hatte,  dass  einem  solchen  Indult  das  Hindern» 
im  Wege  stehe,  dass  die  erwähnten  Fürsten  und  Staaten  ä& 
nicht  zur  katholischen  Religion  bekennen. 

Alles,  wozu  sich  der  heil.  Vater  in  Beziehung  auf  & 
Art  der  Besetzung  der  fünf  genannten  Kirchen  verstand,  be- 
stand darin,  was  der  unterzeichnete  Cardinal  in  dem  de? 
Note  vom  24.  September  1819  angefügten  Begleitmiß- 
schreiben an  die  oben  erwähnten  bevollmächtigten  Junker 
ausdrückte^  nämlich,  dass  Se.  Heiligkeit  in  Ein  Verstands» 
mit  den  Fürsten  und  Staaten  zur  Besetzung  der  oben  er- 
wähnten Kirchen  schreiten  würden.  Dieses  enthielt  data 
nicht  nur  nicht  die  Befiigniss  der  Regierungen,  sondern  scUos 
sie  vielmehr  gänzlich  aus,  nie  aus  eigener  Autorität  oasä 
gegen  die  Absicht  des  heil.  Vaters  mit  der  Bestimmung  der 
buDJeete,  welche  zu  den  fünf  Stühlen  zu  befördern  wäre», 
vorzuschreiten. 

Der  heil.  Vater,  getreu  seinen  Verbindlichkeiten,  wöri 
pünktlich  ausgeführt  haben,  was  er  versprochen  hatte,  indes 
er  sich  ins  Einvernehmen  mit  den  resp  Regierungen  geiett 
und  seinerseits  ihnen  Kenntniss  von  denjenigen  Subjects 
gegeben  hätte,  auf  welche  er  seine  Blicke  gerichtet  bitte, 
um  jene  Diöcesen  mit  guten  Hirten  zu  versorgen.  Er  htf 
sich  daher  bis  jetzt  enthalten  es  zu  thun,  indem  er  mit  Reck 
erwartete,  dass  zuerst  die  Bulle  in  Vollzug  gesetzt  würfe 
Aber  unglücklicher  Weise  geschah  das  nient  einmal  tf£ 
Seite  der  vereinten  Fürsten  und  Staaten  gegen  den  bei 
Stuhl,  was  Se.  Heiligkeit  in  Rücksicht  auf  sie  gethan  haket 
würden. 

Ein  solches  Benehmen  hat  sich  bei  Sr.  Heiligkeit  um  * 
missfälliger  hervorgestellt,  als  die  grösste  Publicität,  weicht 
die  von  den  protestantischen  Fürsten  und  Staaten  vorgeno* 
mene  Nomination  der  Bischöfe  in  Deutschland  erlangt  bai 
(worüber  Se.  Heiligkeit  von  verschiedenen  Seiten  her  unter 
richtet  wurde)  zu  dem  Glauben  Veranlassung  geben  könfite. 
dass  der  heil.  Vater  nichtkatholischen  Fürsten  das  Pm 
legium  ertheilt  hätte  Bischöfe  zu  ernennen,  ein  Privileg!» 
das  der  heil.  Stuhl  nie  einem  Souverain,  auch  dem  mäch- 
tigsten nicht,  der  sich  nicht  zur  katholischen  Religion  be 
kennt,  zugestanden  hat,  ungeachtet  die  Kirche  davon  die  er* 
heblichsten  V  ortheile  hätte  erwarten  können. 

Was  endlich  die  Betrübniss  des  heil.  Vaters  unendlich 
vermehrt  hat,  ist  —  was  er  ebenfalls  von  mehreren  Sei» 
vernommen  hat  —  dass  den  zu  Bischöfen  erwählten  Geg- 
lichen  von   den   resp.  Regierungen   einige  Artikel  einer  «► 


J 


XL.  Note  Consalvie  v.  27.  Febr.  1823.  121 

genannten  Kirchenpragmatik  überleben  worden  sind, 
mit  der  Auflage,  sich  schriftlich  zu  erklären,  dass  sie  von 
ihnen  pünktlich  beobachtet  und  als  die  kirchliche  Verfassung 
der.  Provinz  ausgeführt  werden  würde,  und  dass  sie  endlich 
kein  Hinderniss  der  Institution  der  zu  Kanonikern  bestimm- 
ten Geistlichen  in  den  Weg  legen  würden.  Zum  Theil  ab- 
gesehen für  einen  Augenblick,  dass  mit  besagter  Kirchen- 
pragmatik Verfügungen  über  lauter  kirchliche  Gegenstände 
gegeben  werden,  welche  allein  der  Competenz  der  Kirche 
zustehen,  erwähnt  sie  nicht  der  über  diesen  Gegenstand  von 
dem  heil.  Vater  ertheilten  Bulle,  noch  behält  sie  sich  seine 
Zustimmung  bevor,  sondern  die  erwähnten  Artikel,  wie  sie 
in  die  Hände  des  heil.  Vaters  gekommen  sind,  wurden  von 
Sr.  Heiligkeit  grösstenteils  als  den  Sturz  der  Freiheit  der 
katholischen  Kirche  und  des  Episcopats  befördernd,  und  die 
wesentlichsten  Gerechtsame  des  höchsten  Oberhaupts  der 
katholischen  Kirche  gefährdend  erkannt.  Der  Unterzeichnete 
hat  nicht  im  Sinne  in  die  einzelnen  Details  einzugehen,  um 
Ew.  etc.  auseinanderzusetzen,  dass  jene  Artikel  mit  den  an- 
geführten Fehlern  behaftet  sind,  weil  sie  fast  durchaus  mit 
jenen  Artikeln  zusammenstimmen,  welche  die  feierliche  De- 
claration  der  vereinten  protestantischen  Fürsten  und  Staaten 
des  deutschen  Bundes  ausmachen,  welche  dem  heil.  Stuhl  im 
Jahr  1819  übergeben  und  auf  welche  die  Rückantwort  von 
dem  Unterzeichneten  den  ausserordentlichen  Gesandten  und 
bevollmächtigten  Ministern  der  erwähnten  Fürsten  und  Staaten 
unter  dem  10.  August  und  24.  September  desselben  Jahres 
genugsam  erläutert  wurde. 

Wie  nun  diese  Uebereinstimmung,  welche  grossentheils 
unter  den  Artikeln  der  vorerwähnten  Declaration  und  denen 
der  Kirchenpragmatik  zu  bemerken  ist,  welche  den  zu  Bi- 
schöfen bestimmten  Subjecten  vorgelegt  werden  sollen,  in 
dem  Gemüth  des  heil.  Vaters  einen  neuen  und  lebhaften 
Schmerz  veranlasst  hat,  ebenso  giebt  sie  dem  unterzeichneten 
Cardinal  Veranlassung  Ew.  etc.  eine  besondere  Klage  vor- 
zutragen. Es  ergiebt  sich  aus  den  erwähnten  officiell  ge- 
S ebenen  Antworten,  wodurch  Se.  Heiligkeit  indessen  erklären 
ess.  wie  er  sich  zu  Gutheissung  des  Inhalts  der  angeführten 
Declaration  nicht  verstehen  könne,  dass  er  zugleich  unmög- 
lich sich  im  Stande  befinde,  die  nachgesuchte  Beistimmung 
und  Sanction  verschiedenen  anderen  zu  ertheilen,  welches 
ihm  seine  heiligen  Pflichten  verbieten,  indem  er  zugleich  bei- 
fügte, wie  er  für  gewiss  annehme,  dass  die  Fürsten  und 
Staaten,  überzeugt  von  der  Billigkeit  der  Bemerkungen  Sr. 
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Heiligkeit,  sich  nicht  ungeneigt  finden  lassen  werden  in  ik» 
Declaration  die  von  ihm  für  unerlässlich  angesehenen  geeig- 
neten Veränderungen  zu  machen.  Ueberdies  enthält  & 
Kirchenpragmatik,  von  der  hier  die  Rede  ist,  eben  verschiede» 
derjenigen  Artikel,  welche  den  Inhalt  der  Declaration  ab- 
machen, und  welchen  der  heil.  Vater  seine  Zustimmung  niete 
ertheilen  zu  können  glaubte,  ohne  an  seinem  Gewissen  ema 
Verrath  zu  begehen.  Wie  konnten  nun  Anordnungen  solcher 
Art,  ausdrücklich  von  dem  Oberhaupte  der  katholische 
Kirche  auf  die  bestimmteste  und  offiziellste  Art  missUEß. 
Geistlichen  vorgelegt  werden,  welche  man  zu  Kirchen^* 
stehern  zu  bestimmen  im  Sinne  hatte  ?  Wie  konnten  sie  m 
den  weltlichen  Regierungen  verpflichtet  werden,  Verfuguag« 
zu  beobachten,  und  in  ihren  Diöcesen  Observanzen  und  Öb- 
ciplinen  einzuführen,  welche  von  dem  heil.  Stahle  miasMEr. 
werden,  ohne  diesem  und  dem  heil.  Vater,  der  denselben  eis* 
nimmt,  ein  schweres  Unrecht  zuzufügen? 

Verschiedene  Artikel  der  vorgelegten  Kirchenpragnuii 
sind  endlich  nicht  allein  übereinstimmend  mit  jener  von  §r 
Heiligkeit  verworfenen  Declaration,  sondern  noch  schlimmer. 
Von  der  Art  ist  z.  ß.  der  Artikel,  welcher  die  Besetzung  der 
Bisthümer  betrifft.  In  der  Declaration  wollte  man  da 
Papste  die  Verbindlichkeit  vorschreiben,  innerhalb  eines  Ter- 
mins von  sechs  Monaten  die  erwählten  und  ihm  prasentirtB 
Bißchöfe  zu  bestätigen.  In  der  Pragmatik  wird  darauf  rar» 
geschrieben,  dass,  wenn  eine  solche  Bestätigung  nicht  inner- 
halb sechs  Monaten  vom  Papste  ertheilt  würde,  so  sollte  d» 
Recht  der  Bestätigung  und  der  Consecration  des  Erwählte 
von  dem  Metropoliten  ausgeübt  werden.  In  der  Declaratts 
ist  nicht  die  Rede  von  den  Criminalsachen  der  Bischöfe, 
welche  nach  dem  canonischen  Rechte  allein  dem  romischet 
Bischöfe  überlassen  bleiben ;  in  der  Pragmatik  dagegen,  nach- 
dem dort  ausgesprochen  ist,  dass  der  Erzbischof  die  perefc- 
lichen  Klagen  gegen  die  Bischöfe  in  Verbindung  mit  dß 
Bischöfen  der  Provinz  untersuchen  werde,  wird  noch  hin* 
gefugt,  dass  der  Erzbischof  in  den  Sachen,  welche  Absetxncf 
oder  Privation  des  Angeklagten  nach  sich  ziehen,  den  Gegen- 
stand zum  Tribunal  der  Synode  bringen  soll,  welche  ie 
Namen  des  Papstes  die  definitiven  Urthel  aussprechet 
würde.  Während  man  mit  diesem  Ausdruck  anerkai  ste. 
dass  das  Urtheil  über  diese  Gegenstände  dem  höchsten  0  «" 
haupte  angehöre,  wagte  man  zu  gleicher  Zeit  dem  Erzfais  k* 
die    Verpflichtung   aufzulegen ,    als    apostolischer    Deleg?  ttr 
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zu  handeln,  ohne  die  apostolische  Vollmacht  erhalten  zu 
haben. 

Ausser  dieser  schweren  Wunde,  welche  der  Kirche  und 
dem  heil.  Stuhle  mit  diesen  und  anderen  Verfügungen  ge* 
schlagen  wurde,  kann  sich  der  heil.  Vater  durchaus  nicht 
überzeugen,  wie  er  je  von  Seiten  der  vereinten  Fürsten  und 
Staaten  eine  solche  Entgegnung  in  Beziehung  auf  die  ge- 
wohnten, gegen  sie  während  der  ganzen  Verhandlung  zwi- 
schen beiden  Theilen  an  den  Tag  gelegten  Rücksichten  und 
Gefälligkeiten  verdient  haben  konnte.  Wollen  Ew.  etc.  ge- 
falligst überdenken,  dass  Se.  Heiligkeit,  nachdem  Sie  es  nicht 
dahin  bringen  konnten,  dass  die  vereinten  Fürsten  und  Staa- 
ten einigen  von  Sr.  Heiligkeit  sehr  gewünschten  und  vor- 
geschlagenen Modifikationen  in  den  Artikeln  der  Declaration 
Statt  gegeben  hätten,  folglich  auch  von  seiner  Seite  verwei- 
gern konnte  die  Circumscription  der  Diöcesen  und  die  Erec- 
tion  der  von  ihnen  nachgesuchten  Stühle  zuzugestehen.  Der 
heil.  Vater  jedoch,  entschlossen  dem  dringendsten  Bedürfhiss 
seiner  katholischen  Unterthanen  abzuhelfen,  und  noch  mehr 
Rücksichten  gegen  die  Fürsten  und  Staaten  eintreten  zu 
lassen,  fasste  endlich  den  Vorsatz,  auch  selbst  in  dem  Falle 
der  ausgesprochenen  Weigerung,  sich  auf  die  neu  designirte 
Circumscription  der  Diöcesen  zu  beschränken,  um  dadurch 
im  Einverständniss  mit  den  Regierungen  zur  Besetzung  der 
Stühle  zu  schreiten,  das  heisst,  während  dem  sie  zu  thun 
sich  weigerten,  was  der  heil.  Vater  mit  Recht  verlangte,  er- 
bot sich  Se.  Heiligkeit  zu  thun,  was  die  Regierungen  von 
ihm  wünschten,  und  that  es  wirklich  durch  Erfassung  der 
neuen  Circumscriptionsbulle.  Eine  solche  Handlungsweise 
Sr.  Heiligkeit  schien  sicher  auf  ein  gleichmässig  delicates 
Entgegenkommen  von  Seiten  der  Fürsten  und  Staaten  An- 
spruch machen  zu  können.  Urtheilen  Ew.  Exe.  nun  selbst, 
ob  das  von  ihnen  beobachtete  Benehmen  so  genannt  werden 
kann,  es  sei  nun  in  Beziehung  auf  die  Wahl  der  neuen  Bi- 
schöfe ohne  Einsicht  und  Kenntniss  des  Papstes  und  die  Be- 
kanntmachung ihrer  Namen,  oder  durch  die  Auflegung  einer 
Verbindlichkeit,  von  Sr.  Heiligkeit  schon  missbilligte  Artikel 
anzunehmen  und  in  Ausübung  zu  bringen,  welche  überdies, 
anstatt  nach  dem  Wunsche  Sr.  Heiligkeit  abgeändert  worden 
zu  sein,  vielmehr  noch  schlimmer  geworden  sind. 

Welche  Hoffnung  könnte  sich  demnach  bei  dieser  Lage 
der  Dinge  bei  Sr.  Heiligkeit  erhalten,  dass  die  vereinten 
Fürsten  und  Staaten  hernach  die  so  billiger  Weise  von  Sr. 
Heiligkeit  gewünschten  Modifikationen   annehmen,   und   sich 
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zu  der  regelmässigen  Beachtung  der  kirchlichen  Aneekg» 
heiten  in  ihren  Staaten  herbeilassen  werden,  für  welche  ad 
der  heil.  Vater,  während  er  sich  zu  der  neuen  CirranKiif 
tion  verstand,  immer  beharrlich  sich  aussprach,  indessen  m 
mit  der  angegebenen  Thatsache  nicht  allein  ihr  FesdUa 
an  den  geäusserten  Grundsätzen  darlegen,  sondern  aemi 
weiter  ausdehnen,  und  selbst  auch  die  katholischen  Bkck& 

fegen  die  erklärten  Grundsätze  des  heil.  Vaters  zur  Amöbe 
erselben  bewegen,  und  auf  diese  Art  die  Bischöfe  in  Opp 
sition  mit  dem  Oberhaupte  der  Kirche  versetzen  wollen? 

Aus  diesen  Gründen  hat  der  heil.  Vater,  sich  höcVkft 
beschwerend  über  das  obenerwähnte  Benehmen,  den  anta- 
zeichneten  Cardinal  beauftragt,  Ew.  etc.  offen  zu  erkläre. 
dass,  wenn  man  auf  der  Forderung  bestehen  sollte,  dsas  & 
neuen  Bischöfe  sich  zu  Beobachtung  dieser  Pragmatik  ver- 
bindlich machen  sollen,  welche  viele  schlimme  und  vom  hA 
Stuhle  missbilligte  Artikel  enthalte,  oder  wenn  man  die  p- 
nannten  Artikel  in  Ausübung  setzen  wollte,  der  heil.  Vor 
nie  einwilligen  würde,  den  fünf  Stühlen,  welche  nach  «k 
apostolischen  Bulle  in  den  Gebieten  der  vereinten  Fius» 
und  Staaten  des  deutschen  Bundes  errichtet  werden  soOa. 
Bischöfe  zu  geben,  und  noch  viel  weniger  diejenigen  Ge- 
liehen zur  bischöflichen  Würde  erheben  würde,  welche  <fr 
selbe  unterzeichnet  haben  würden. 

Wollte  man  übrigens  von  der  erwähnten  Forderung  an- 
stehen und,  wie  der  heil.  Vater  eifrig  wünscht  und  vertagt 
den  Vollzug  der  erwähnten  Bulle  nachsuchen,  so  wird  Se. 
Heiligkeit  ohne  Aufschub  und  in  den  üblichen  Formen  •#- 
gleich  nach  Empfang  der  Executionsdecrete  der  Bulle  r* 
Mgr.  Keller,  Bischof  von  Evara,  zur  Besetzung  der  enräfa- 
ten  fünf  Stühle  schreiten  und  diese  Besetzung  in  Gem&ssbä 
des  gemachten  Versprechens  mit  Einverständnis»  der  Reg** 
rungen  vornehmen. 

Indem  der  Unterzeichnete  sich  der  Aufgabe  Sr.  Heäf 
keit  hierdurch  entledigt,  wiederholt  an  Ew.  etc.  die  Ver 
Sicherung  seiner  wahren  Hochachtung. 

(gez.)  Cardinal  Consalvi 

XLI. 

Note  der  in  Frankfurt  vereinigten  Staaten  an  den  Ctnfinsl 

Consalvi  vom  3.  Juni  1823. 

Was  in  den  oben  erwähnten  Noten  über  die  Xo«- 

nation  der  Fürsten  und  die  Wahlen  der  Geistlichkeit  gesagt  ist 
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beweist  ebenfalls,  wie  unrichtig  die  Nachrichten  sind,  welche 
dem  römischen  Hofe  aus  diesen  Gegenden  gekommen. 

Nominationen  und  Wahlen  können  ja  an  sich  schon 
nicht  nebfen  einander  bestehen  und  Se.  Exe.  der  Herr  Car- 
dinal Staats-Secretair  scheinen  aus  den  früheren  Verhand- 
lungen sich  nicht  mehr  erinnert  zu  haben,  dass  die  ver- 
einten Fürsten  gleich  Anfangs  auf  das  Nominationsrecht  ver- 
zichtet und  die  künftige  Besetzung  der  bischöflichen  Stühle 
den  in  Deutschland  ohnehin  üblichen  Wahlen  der  Domcapitel 
überlassen  haben. 

Pro  prima  vice  wollten  sie  sich  vertraulich  mit  dem  rö- 
mischen Hofe  hierüber  benehmen  und  auf  die  von  ihm  selbst 
vorgeschlagene  Art,  wie  es  andere  katholische  Fürsten  thun 
verständigen. 

Um  so  mehr  hat  ihnen  die  in  dem  vertraulichen  Schrei- 
ben Sr.  Em.  d.  H.  Cardinal  Staatssecretairs  Consalvi  vom 
27.  Febr.  an  die  Unterzeichneten  versuchte  Abweichung  von 
dieser  Art  und  die  Beschränkung  die  dadurch  eintreten 
würde  auffallen  müssen. 

Während  die  zum  Muster  aufgeführten  akatholischen 
Fürsten  die  Geistlichen  jedesmal  in  Antrag  bringen,  welche 
sie  auf  die  bischöflichen  Stühle  gesetzt  wünschen,  wird  hier 
den  vereinten  Fürsten  eine  Liste  von  deutschen  Geistlichen 
vorgelegt,  auf  welche  der  römische  Hof  seine  Blicke  ge- 
richtet habe. 

Es  mus8te  den  vereinten  Fürsten  sehr  befremdend  vor- 
kommen, dass  man  in  der  Entfernung,  in  welcher  Deutsch- 
land von  Italien  sich  befindet,  genauere  Eenntniss  von  ihren 
Landeskindern  zu  haben  vermeine  als  die  Fürsten  selbst, 
und  es  nicht  angemessener  erachtet  habe,  vor  Allem  ihre 
eigenen  Wünsche  darüber  zu  vernehmen. 

Wenn  ihnen  schon  dieser  offenbare  Mangel  an  Vertrauen 
unter  den  beiderseitigen  Gouvernements  empfindlich  föllt,  so 
müssen  sie  sich  doch  noch  mehr  darüber  beklagen,  dass  der 
römische  Hof  mit  seinen  Nachrichten  aus  ihren  Staaten  so 
auffallend  übel  berathen  ist,  und  dass  sich  derselbe  dadurch 
hat  verleiten  lassen  den  vereinten  Fürsten  14  Subjecte  in 
Vorschlag  zu  bringen,  durch  welche  selbst  das  Ansehen  des 
römischen  Hofs  sowohl,  als  das  Wohl  der  katholischen  Kirche 
auf  keine  Art  gefördert  werden  könnte.  Neben  manchen 
hier  benannten  öubjeeten  deren  Fähigkeiten  und  Verdienste 
um  ein  so  wichtiges  Kirchenamt  im  Vaterlande  gänzlich 
unbekannt  sind,  kommen  hier  mit  gänzlicher  Umgehung  aller 
katholischen  Geistlichen  in  Württemberg  auch  andere  in  An- 
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trag,  die  sich  theils  allgemeiner  Mübilligimg,  theils  die  k- 
sonaere  Ungnade  Sr.  Maj.  d.  K.  v.  Württemberg  und  Sr.  t 
H.  des  Grossh.  v.  Baden  zugezogen  und  für  mehrfache  St- 
rang der  öffentlichen  Ordnung  und  Ruhe  gerechte  Strafe  no- 
torisch erstanden  haben. 

Diese  beiden  Fürsten  würden  nicht  ohne  Kränkung  di* 
Liste  ihren  Mitverbundenen  mittheilen  können,  sie  sind  »uä 
von  den  bekannten  Gesinnungen  Sr.  Em.  d.  Card.  Staat&eot- 
tairB  überzeugt,  dass  es  nur  dieser  Aufklärung  bedürfen 
S.  Em.  zu  veranlassen,  dass  sie  in  demselben  Vertrna 
in  welchem  Sie  die  Mittheilung  gemacht,  von  einem  Antnp 
abstehen  werde,  über  den  nicht  ohne  unangenehme  T* 
letzungen  weiter  verhandelt  werden  könnte. 

Die  vereinigten  Fürsten  glauben  mit  einer  den  kiitt 
liehen  Verhältnissen  entsprechenden  Delicatesse  zu  Wob 
gegangen  zu  sein,  indem  sie  sich  mit  der  katholischen  Ge* 
Ecnkeit  ihres  Landes  über  die  Würdigsten  im  Staate,  velÄ 
zugleich  das  meiste  Zutrauen  gemessen  berathen  haben. 

Diese  Wahl  hat  man  dem  römischen  Hofe  wie  es  sehe* 
als  eine  Wahl  geschildert,  welche  er  als  illegal  verwais 
zu  müssen  glaubt. 

Man  wird  sich  nun  in  Rom  überzeugt  finden,  dasa 
so  schonendes  Verfahren  nur  von  Uebelgesinnten  in  ihr» 
Denunciation  als  eine  canonische  Wahl  bezeichnet  wsi 
konnte,  wodurch  Se.  Em.  zu  der  Erwiederung  verafik* 
wurden,  dass  kein  päbstliches  Indult  dazu  ertheilt  warf« 
sei,  als  wenn  dazu  eine  päbstliche  Erlaubniss  erfordeiU 
wäre,  wenn  die  Fürsten  sich  mit  ihren  Landesgeistlichen  be- 
rathen wollen. 

In  Folge  dieser  Berathung  hatten  die  Fürsten  ski  be- 
stimmen lassen,  dem  h.  Vater  aus  jedem  Staate  einen  Geg- 
lichen in  Antrag  zu  bringen,  allein  Se.  Em.  der  Caufcd 
Staats-Secretär  fanden  sich  veranlasst,  im  Voraus  in  fe 
Note  vom  27.  Febr.  d.  J.  die  wahrscheinliche  VerwerfiBf 
derselben  anzudeuten. 

Die  vereinten  Fürsten  beschränken  sich  vor  der  Huf 
auf  die  Bemerkung,  dass  dies  ihnen  nicht  die  passendste  Ai* 
zu  sein  scheint,  wie  die  von  dem  H.  Cardinal  btaatssecräflr 
verlangte  Verständigung  mit  dem  h.  Vater  bewerkstellig 
werden  könnte.  Sie  überlassen  sich  jedoch  noch  der  Hofino* 
dass  nach  solchen  Aufklärungen  alle  diese  zum  Vom?* 
gelegten  Hindernisse  gegen  die  so  sehr  gewünschte  Ve  ö*- 
digung  beseitigt  werden  können. 

Indem  sie  daher  in  der  vor  wenigen  Tagen  überge 
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Mittheilung  Anträge  machten,  welche  nach  ihrer  Ueberzeu- 
gung  den  h.  Vater  zu  befriedigen,  und  eine  Verständigung 
herzustellen  geeignet  sind,  bemerken  sie  nur  noch,  dass  die 
darin  vorgeschlagenen  fünf  Geistlichen  allerdings  von  den 
bisherigen  Verhandlungen  sowohl  mit  dem  römischen  Hofe 
als  unter  den  Fürsten  selbst  in  Kenntniss  gesetzt  worden 
sind,  indem  das  Provisorium,  welches  vor  der  Hand  durch 
die  päbstliche  Bulle  provida  sollersque  in  Uebereinstimmung 
mit  den  vereinten  Fürsten  getroffen  wurde,  und  die  Verab- 
redung der  letzteren,  den  künftigen  Bischöfen  die  Regulirung 
alles  dessen,  was  die  inneren  kirchlichen  Einrichtungen  noch 
erfordern  werden,  im  Einverständniss  mit  dem  römischen 
Hofe  zu  überlassen,  den  Geistlichen,  welche  sich  entschliessen 
sollten  ein  so  wichtiges  Kirchenamt  zu  übernehmen,  doch 
wohl  nicht  unbekannt  bleiben  durfte. 

Von   einer  Zumuthung,  irgend  eines  dieser  Actenstücke 
zu  unterzeichnen,  ist  den  vereinigten  Höfen  nichts  bekannt. 


XLH. 

Note  des  Cardinais  Consalvi  vom  18.  Juni  1823  an  den 
Württemb.  Legationsrath  von  Koelle. 

Aus  dem  Quirinal  dd.  23.  Juni  1823. 

Der  unterzeichnete  Cardinal  Staatssecretair  hat  die  Note 
Ew.  Hochwohlgeboren  vom  16.  des  verflossenen  Mais  als 
Antwort  auf  die  seinige  vom  27.  Februar  d.  J.  und  auf 
das  gleichzeitig  an  dieselben  erlassene  vertrauliche  Billet  er- 
halten. Eben  so  das  Schreiben,  welches  JJ.  EE.  die  Herren 
Staatsminister  und  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten 
der  beiden  Höfe  von  Stuttgart  und  Carlsruhe,  unterzeichnet 
von  dem  Herrn  Grafen  von  Wintzingerode  den  18.  März 
und  von  dem  Herrn  Baron  von  Berstett  den  24.  desselben 
Monats  an  ihn  gerichtet  haben  und  worin  erklärt  wird,  dass 
von  Ew.  etc.  diejenigen  Subjecte  zur  Kenntniss  des  Unter- 
zeichneten werden  gebracht  werden,  welche  der  Abstimmung 
der  katholischen  Geistlichkeit  zufolge  die  vereinigten  Fürsten 
und  Staaten  des  deutschen  Bundes  für  würdig  halten.  Sr. 
Heiligkeit  als  neue  Bischöfe  in  ihren  Ländern  vorgeschlagen 
zu  werden. 

Das  Verzeichniss  dieser  Subjecte  ist  nun  auch  wirklich 
von  Ew.  etc.  dem  Unterzeichneten  zugestellt  worden. 

Se.  Heiligkeit  hat,  nachdem  ihr  das  Ganze  von  dem 
Unterzeichneten  vorgelegt  worden  war,  nicht  unbemerkt  lassen 
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können,  dass  in  dem  Schreiben  der  beiden  Herren  Minis* 
der  Note  des  Unterzeichneten  vom  27.  Februar  gar  kek 
Erwähnung  geschieht;  denn  auch  abgesehen  von  der  Bemer- 
kung, dass  zur  Zeit  des  18.  und  noch  viel  mehr  zu  je« 
des  24.  März,  an  welchen  das  obengenannte  Schreiben  unter- 
zeichnet wurde,  die  erwähnten  Noten  vom  27.  Februar  Jena 
beiden  Höfen  zugekommen  sein  konnten,  da  auch  Ew.  & 
den  Unterzeichneten  durch  Note  vom  28.  Februar  ß- 
terrichtet  hatten,  dass  Sie  solche  den  Tag  darauf  an  Du* 
Regierung  absenden  würden  —  so  ist  es  doch  ausser  Zweifei 
dass  das  Schreiben,  von  dem  es  sich  hier  handelt,  mehi® 
Tage  nach  Empfang  der  genannten  Noten  abgefertigt  wuii. 

Der  Unterzeichnete  geht  nun  zu  dem  Inhalte  der  5* 
Ew.  etc.  über,  um  auf  die  Bemerkungen  über  die  untern 
27.  Februar  an  Sie  gerichtete  Note  und  das  Billet  vom  glei- 
chen Tage  zu  antworten  und  Sie  von  den  Gesinnungen  St. 
Heiligkeit  in  Beziehung  auf  dieselben  in  Kenntniss  zu  setsa 

Der  heilige  Vater  konnte  nur  mit  grossem  Erstaunen  B 
der  Note  Ew.  etc.  den  Grundsatz,  der  von  Seiten  Sr.  Heilif 
keit  gegen  Sie  durch  den  Unterzeichneten  geäussert  wurde: 
nämlich  dass  die  Versorgung  der  Kirchen  in  den  Landen 
der  vereinten  protestantischen  Fürsten  und  Staaten  des  deut- 
schen Bundes  von  der  Vollziehung  der  Bulle  Provida  sollen^ 
abhänge,  als  einen  Irrthum  qualificirt  sehen.  Es  giebt  Nie- 
mand, der  nicht  einsähe,  dass,  um  einer  Diöcese  einen  fr 
schof  zu  geben,  es  nöthig  ist,  dass  jene  zuerst  canonisch  be- 
stimmt, dass  die  Kirche  zu  dem  Grade  eine  Cathedralkiw^ 
erhoben  und  der  bischöfliche  Stuhl  errichtet  sei;  auaserde» 
würde  ein  Bischof  einer  Kirche  gegeben,  die  nicht  existiit 

Eine  gleichfalls  evidente  Sache  ist  es  auch,  daas  en* 
Jemanden  zur  Vollziehung  von  dem  heiligen  Stuhle  über- 
tragene Bulle  so  lange  nicht  als  vollzogen  von  dem  bet 
Vater  betrachtet  werden  kann,  so  lange  nicht  Ihm  dargetto 
ist,  dass  dieses  wirklich  geschehen  sei. 

Da  nun  dem  Herrn  Bischof  von  Evara  aufortragea 
wurde,  die  Bulle  Provida  sollersque  in  ihren  verschiedenes 
Theilen  zu  vollziehen,  und  es  dem  heil.  Vater  nicht  beba* 
ist,  dass  derselbe  deren  Bestimmungen  vollzogen  habe,  » 
Gegentheile  Daten  vorhanden  sind,  welche  Anlass  geben,  ß 
glauben,  dass  sie  noch  nicht  vollzogen  worden  seien,  wie  ab» 
in  der  That  Ew.  etc.  es  in  ihrer  Note  deutlich  genug  «  * 
kennen  geben,  so  kann  der  heil.  Vater  die  fiWDwces© 
weder  als  systematisch  bestehend,  noch  als  dotirt,  noch"* 
sich  darauf  beziehenden  Stühle,  welche  erst  neu  zu  errichte8 
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sind,  als  wirklich  errichtet  betrachten,  und  deshalb  auch  noch 
nicht  zu  ihrer  Besetzung  mit  Bischöfen  schreiten 

Die  in  dem  Schreiben  des  Unterzeichneten  an  die  beiden 
Herren  Minister  vom  20.  August  1821  enthaltene  Aufforde- 
rung, sich  während  des  Fortgangs  der  Vollziehung  der  Bulle 
mit  dem  heil.  Stuhle  wegen  der  Wahl  der  neuen  Bischöfe 
ins  Einverständniss  zu  setzen,  und  der  Text  dieser  Bulle  be- 
weisen durchaus  nicht,  wie  Ew.  etc.  voraussetzen,  das  Ge 
.gentheil. 

Nicht  das  Schreiben;  denn  die  beiderseits  über  die 
Wahl  der  neuen  Bischöfe  zu  machenden  Nachforschungen 
erfordern  natürlich  Zeit,  und  das  Bestreben,  die  Stühle  bo 
bald  als  möglich  auf  eine  mit  den  dabei  zu  beobachtenden 
Formen  verträgliche  Weise  zu  besetzen,  Hess  den  heil.  Vater 
wünschen,  dass  die  genannten  Nachforschungen  lieber  gleich- 
zeitig mit  den  zu  Vollziehung  der  Bulle  zu  machenden  Vor- 
kehrungen geschehen,  als  erst  nach  der  Vollziehung  derselben 
anfangen  möchten. 

Nicht  dief  Bulle;  denn  die  von  Ew.  etc.  erwähnten  vier 
Monate  Zeit  wurden  in  jener  dem  Bischof  von  Evara  einzig 
und  allein  zugestanden,  um  dem  heil.  Stuhle  die  authentische 
Gopia  aller  und  jeder  zu  Vollziehung  der  Bulle  erlassenen 
und  in  dem  competenten  Archive  aufzubewahrenden  Be- 
schlüsse zu  übermachen,  was  jedoch  nicht  hindert,  dass  der 
heil.  Vater  gesetzmässtger  Weise  auch  vor  dem  Empfange 
der  oben  genannten  Copien  von  der  Vollziehung  der  Bulle 
Ueberzeugung  erhalten  könne,  mithin  auch  dem  im  Wege 
steht,  dass  derselbe  nach  erhaltener  Kenntniss  von  der  er- 
folgten Vollziehung  zu  der  Versorgung  der  Kirchen  schreite, 
was  hingegen  nicht  geschehen  könnte,  bevor  nicht  die  oben 
genannten  Kirchen  errichtet  worden  wären. 

Uebrigens  ist  es  auch  nicht  an  dem,  dass  in  der  ge- 
nannten Bulle  den  zukünftigen  neuen  Bischöfen  die  innere 
Organisation  der  Diöcesen  übertragen  worden  wäre,  woraus 
Ew.  etc.  den  Schluss  machen,  dass  die  Installation  der  Bi- 
schöfe der  Vollziehung  der  Bulle  vorangehen  müsse.  Es  ist 
von  der  äussersten  Evidenz,  dass  alle  die  wesentlichen  Be- 
stimmungen der  Bull«  dem  Herrn  Bischof  von  Evara  selbst 
und  nicht  etwa  den  künftigen  Bischöfen  zur  Ausfuhrung  über- 
tragen worden  sind.  Die  Errichtung  der  beiden  Präbenden, 
des  Theologen  und  des  Pönitentiars,  die  Erledigung  der  An- 
gelegenheiten zur  Ruhe  zu  setzender,  oder  nach  erfolgter 
Amtsentsetzung  zu  unterstützender  Geistlichen,  die  Geneh- 
migung der  Statuten  der  Capitel,  die  Eintheilung  der  Pfar- 

Friedberg,  Staat  und  Bischofswahlen.    Beilagen.  9 
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reien  und  die  Wahl  der  Pfarrer  sind  diejenigen  Besümmns- 
gen,  deren  Vollziehung  den  zukünftigen  Bischöfen  Übertrags 
worden  ist:  aber  alle  diese  Bestimmungen  sind  untergeord- 
nete, welche,  da  sie  nothwendig  von  jenen  Bischöfen  toB- 
zogen  werden  müssen,  deren  Installation  schon  als  erfofet 
voraussetzen,  während  hingegen  die  dem  apostolischen  Voll- 
strecker -übertragene  Errichtung  der  Stühle,  die  Dotation« 
und  alles  was  auf  die  hauptsächlichen  Verfugungen  hinsicb 
lieh  der  Diöcesen  Bezug  hat,  nothwendig  vor  der  Versoipn* 
der  Kirchen  vollzogen  werden  müssen. 

Um  sodann  die  Unrichtigkeit  der  zu  dem  heil.  Stobt 
gelangten  Nachrichten  zu  beweisen,  beziehen  sich  Ew.  ex. 
auf  das,  was  der  Unterzeichnete  in  seinen  vorangegangen« 
Noten  in  Absicht  auf  die  Ernennung  der  neuen  Bischöfe  ** 
Seiten  der  Fürsten  und  auf  die  Wahl  derselben  durch  fr 
Geistlichkeit  erklärt  hat.  Von  allen  dem,  was  in  der  Sc? 
des  Unterzeichneten  in  Beziehuug  auf  diese  beiden  Tbl- 
umstände  ausgedrückt  ward,  kann  durchaus  nichts  akus- 
richtig  dargethan  werden,  da  es  lactisch  gewiss  ist,  da&*& 
Fürsten  vermittelst  ihrer  resp.  Minister  den  neuen  Candida» 
ohne  sich  zuvor  mit  dem  heil.  Stuhle  ins  Einverständnis  a 
setzen,  ihre  vorläufige  Erwählung  (prescelta)  zu  den  Bistha- 
mern  auf  officielle  Weise  eröffnet  haben,  und  dass  in  je» 
offiziellen  Mittheilungen  ausgedrückt  gewesen,  dass  man  a 
der  Wahl  der  Candidaten  auf  die  Basis  der  zu  solchem  Zweck 
angeordneten  Entscheidung  durch  Stimmengebung  der  kad» 
tischen  Geistlichkeit  hin  geschritten  ist,  von  welchen  beÜa 
Extremen  (Ausschreitungen,  Ungehörigkeiten)  der  heiL  Vi* 
die  Beweise  in  Händen  hat. 

Der  Unterzeichnete  begreift  wohl,  dass,  wie  Ew.  ett 
sagen,  Ernennungen  und  Wahlen  ihrer  Natur  nach  nn^ 
träglich  sind,  und  gerade  deswegen  musste  man  es  um* 
auffälliger  finden,  dass  man  zu  den  offiziellen  Mittheihuga 
welche  den  Candidaten  von  ihren  resp.  Souveränen  a» 
ihre  Vorherwahl  gemacht  worden  sind,  schritt,  und  dass  die» 
Entschliessungen  auf  die  Basis  der  zu  solchem  Zwecke 
geordneten  Abstimmung  der  katholischen  Geistlichkeit 
gründet  wurden,  welche  die  Idee  einer  förmlichen  WiH 
Seiten  des  Clerus  darbietet. 

Auch  hat  der  Unterzeichnete  eben  so  wenig  ausser 
gelassen,  dass   die  Ernennung  zu  den  Bisthümern  nicht 
verbundenen  Fürsten  zustand,  nicht  etwa>  weil  sie,  wie  E 
etc.  behaupten,  darauf  Verzicht  geleistet  haben,  sondern* 
der  heil.  Vater  sie  ihnen  aus  dem  Grunde,  weil  sie  sie1!  tf» 
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zur  katholischen  Kirche  bekennen,  nicht  hat  zugestehen 
können;  aber  dies  selbst  hat  bei  Sr.  Heiligkeit  ein  um  so 
grösseres  Erstaunen  erregen  müssen,  als  man  sah,  dass  sie 
in  der  That  darauf  Anspruch  gemacht  haben,  ein  solches 
Recht  auszuüben,  indem  sie  den  Candidaten  officiell  eröffnen 
Hessen,  dass  sie  von  ihnen,  den  Fürsten,  zu  den  Bisthümern 
vorerwählt  seien,  und  zwar  ohne  irgend  ein  vorläufiges  Ein- 
verständniss  mit  dem  heil.  Stuhle,  während  man  doch  über- 
eingekommen war,  in  gutem  Ein  Verständnis  s  zur  Ver- 
sorgung der  neuen  Kirchen  zu  schreiten. 

Noch  viel  weniger  kann  die  Beschuldigung  Bestand  haben, 
die  Ew.  etc.  aufzustellen  scheinen,  als  ob  aas  vertrauliche 
Schreiben  des  Unterzeichneten  eine  Abweichung  von  einem 
solchen  Uebereinkommen  enthielte,  und  eine  Beschränkung 
des  schon  gegebenen  Versprechens  voraussetzen  Hesse. 

Um  unter  den  beiden  Theilen  über  die  Wahl  der  Bi- 
schöfe einig  zu  werden,  war  es  unumgänglich  nöthig,  dass 
einer  dem  andern  die  Subjecte  bekannt  mache,  auf  welche  er 
sein  Augenmerk  gerichtet  hatte,  und  dies  geschah  durch  das 
vertrauliche  Schreiben  des  Unterzeichneten,  indem  durch  diese 
Eröffnung  dem  andern  Theile  nicht  benommen  wurde,  über 
diese  Wahlen  die  Ausstellungen  und  Bemerkungen  zu  machen, 
die  er  für  nöthig  gehalten  hätte.  Denn  wenn  das  blosse  Vor- 
schlagen von  Subjecten  eine  Verletzung  des  obengenannten 
vereinbarten  guten  Einverständnisses  wäre,  so  hätte  man  auch 
den  beiden  Herren  Ministern  von  Württemberg  und  Baden 
denselben  Vorwurf  selbst  in  der  Voraussetzung  machen 
können,  dass  man  ohne  vorher  den  Candidaten  von  ihrer 
Erwählung  zum  Bisthume  officielle  Eröffnung  gemacht  zu 
haben,  lediglich  dem  heil.  Stuhle  die  Subjecte,  welche  die 
resp.  Regierungen  zu  jenen  Stühlen  befördert  zu  sehen 
wünschten,  bekannt  gemacht  hätte. 

Ew.  etc.  beschweren  sich  ferner,  dass  der  heil.  Vater 
zuerst  den  Fürsten  Subjecte  vorgeschlagen  und  nicht  anstatt 
dessen  Ihre  Vorschläge  abgewartet  habe,  und  zwar,  wie  Sie 
sagen,  aus  zwei  Gründen ;  einmal,  weil  die  Fürsten  ihre  Unter- 
thanen  besser  kennen,  und  dann,  weil  die  andern  nichtkatho- 
lischen Souveraine  dem  heil.  Stuhle  zuerst  solche  Vorschläge 
machen. 

Der  Unterzeichnete  beschränkt  sich  darauf,  auf  diese 
Behauptung  Ew.  etc.  zu  erwidern,  dass  um  in  gutem  Ein- 
verständnisse zur  Wahl  der  neuen  Bischöfe  zu  schreiten,  es 
nothwendig  war,  dass  einer  von  den  beiden  Theilen  zuerst 
seinen  Vorschlag  machte,  dass  alle  Gründe  und  der  Anstand 
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den  Papst  ermächtigen  sie  sich  seinerseits  zu  erlauben:  im 
ungeachtet  dessen  der  heil.  Vater  nicht  der  erste  gestia 
sein  würde ,  wenn  die  Fürsten  und  Staaten  nach  einer  Ut 
gen  Zeit  von  dem  Erlass  der  Bolle  an,  dem  heiL  Stahle  & 
Subjecte,  auf  welche  sie  Absichten  hatten,  durch  vertrsnfiek 
Mittheilung  bezeichnet  und  sie  nicht  zuerst  ihre  Wahlen  r- 
macht  und  diese  ohne  irgend  ein  Mitwissen  des  heiL  Stalls 
den  Gewählten  ofnciell  mitgetheilt  hätten;  und  endlich  da* 
wenn  die  von  ihnen  zu  irgend  einer  Zeit  gemachten  Vor- 
schläge auf  fähige  Subjecte  gefallen  wären,  oder  noch  fnb* 
der  heil.  Vater  sich  nicht  weigern  würde,  darüber  überac- 
zukommen,  wie  dies  auch  nicht  in  Bezug  auf  andere  pn- 
testantische  Fürsten  geschieht. 

Was  nun  die  Verdienste  der  von  Seiten  Sr.  Heitigk« 
durch  den  Unterzeichneten  vorgeschlagenen  Subjecte  ank- 
langt ,  so  kann  der  heil.  Vater  nicht  zugestehen,  dsss  dk* 
nicht  geschickt  wären  ein  Amt  von  so  hoher  Wichtigkeit  a 
versehen. 

Wenn  einer  von  ihnen  aus  dem  heil.  Vater  unbekanma 
Gründen  sich  vielleicht  hätte  die  Missbilligung  Anderere- 
ziehen  können ,  so  ist  es  jedoch  ausser  Zweifel,  dass  sie  a 
Allgemeinen  die  Achtung  und  die  Stimme  der  guten  K*skv 
liken  und  desjenigen  Theils  des  Clerus  für  sich  haben,  4* 
von  dem  Geiste  gefährlicher  Neuerungen  in  den  Kirch» 
angelegenheiten  sich  fern  hält  und  das  musterhafteste  Leba 
führt. 

Einige  von  ihnen  befinden  sich  als  katholische  Geigdieb 
im  Amte,  einige  sind  Professoren  und  Directoren  von  Se» 
narien,  einige  sind  geistliche  Bäthe,  einige  sind  durch  3« 
Schriften  bekannt,  und  einige  endlich  sind  es  durch  ihre  be- 
sonders musterhafte  Auffuhrung. 

Die  eigenen  Handlungen  der  gedachten  Fürsten  nJ 
Staaten  beweisen,  dass  unter  den  vom  heil.  Vater  angezeigt« 
Subjecten  einige  sind,  die  von  denselben  Fürsten  des» 
thums  für  würdig  gehalten  worden  sind. 

Es  ist  in  Deutschland  jedermann  bekannt,  dass  einer  v* 
ihnen,  der  General-Vicar  von  Fulda,  Baron  Kempf.  vöd  i* 
Hessen-Casselschen  Regierung  zum  Bischof  von  Fulda  rar 
erwählt  worden  war,  und  dass  ihm.  weil  er,  wie  es 
Pflicht  war,  zu  der  bekannten  kirchlichen  Pragmatik 
Beitritt  nicht  hat  erklären  wollen,  der  geistliche  Rath  Bkpt 
substituirt  worden  ist. 

Wenn  die  eines  Geistlichen  wahrhaft  würdige  Auduhrnf 
des  Baron  Kempf  anderwärts  Missbilligung  nach   sich  ge* 
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Jen  haben  kann,  oder  wenn  Thatsachen  dieser  Art  andern 
er  vom  heil.  Vater  vorgeschlagenen  Subjecte  die  Ungnade 
ihrer  Regierung  zugezogen  haben  könnten,  so  würden  die 
Vorschläge  Sr.  Heiligkeit  durch  dieses  selbst  hinlänglich 
gerechtfertigt  sein. 

Im  Uebrigen  ist  die  von  den  Fürsten  dem  katholischen 
Clerus  abverlangte  Abstimmung  über  die  Fähigkeit  der  Can- 
didaten  zum  Bisthum  von  dem  heil.  Vater  nicht,  wie  indess 
in  Ihrem  Schreiben  vorausgesetzt  wird,  unter  der  Form  einer 
positiven  canonischen  Wahl  für  etwas  anderes  angesehen 
worden,  und  der  Unterzeichnete,  gestützt  auf  die  sichere 
Nachricht,  dass  die  Wahl  der  neuen  Bischöfe  als  auf  die 
Basis  der  zu  solchem  Zweck  dem  katholischen  Clerus  auf- 
gegebenen Entscheidung  durch  Stimmengebung  hin 
erfolgt  angekündigt  war,  that  nichts,  als  dieses  in  seiner  Note 
in  bestimmten  Ausdrücken  erwähnen. 

Da  Ew.  etc.  nun  versichern,  dass  der  Antheil,  den  der 
Clerus  an  der  Wahl  der  Candidaten  zum  Bisthum  genommen, 
nicht  anders  als  eine  einfache,  von  den  Fürsten  erlassene 
Aufforderung  war,  um  diejenigen  Subjecte  kennen  zu  lernen, 
welche  am  meisten  würdig  wären,  Sr.  Heiligkeit  vorgeschla- 

fen  zu  werden,  eine  Aufforderung,  welche  die  vereinigten 
ursten  frei  und  ohne  besondere  Ermächtigung  des  heil. 
Stuhls  erlassen  konnten,  so  hat  der  heil.  Vater,  indem  er  ein- 
sah, dass  die  Fürsten  durch  den  Rath  derselben  Katholiken, 
die  in  den  gegenwärtigen  Verhandlungen  consultirt  wurden, 
verleitet  worden  sind,  den  benannten  Geistlichen,  als  den 
würdigsten  die  bekannte  Pragmatik  vorlegen  zu  lassen,  wel- 
cher beizutreten  diese,  mit  Ausnahme  des  Baron  von  Kempf, 
keinen  Anstand  nahmen,  ungeachtet  der  von  Sr.  Heiligkeit 
über  die  Declaration  der  vereinigten  protestantischen  Fürsten 
und  Staaten  des  Deutschen  Bundes  geäusserten  Gesinnungen 
sich  überzeugen  müssen,  dass  die  gedachten  Fürsten  das  Ün- 

Slück  gehabt  haben,  sich  deichsam  im  Allgemeinen  nicht  auf 
ieMeinung  redlicher  Geistlicher  und  auf  sichere  Grundsätze  zu 
stützen,  sondern  auf  die  Meinung  derjenigen,  die  dem  Geiste 
der  Neuerung  anhängend  und  uneingedenk  der  eigenen 
Pflichten  gegen  die  Einheit  der  Kirche  sich  verschwören  und 
auf  sichtbare  Weise  eine  Spaltung  derselben  zu  bewirken 
streben,  die,  wenn  sie  der  Kirche  nachtheilig  wäre,  es  nicht 
weniger  dem  Staate  sein  würde. 

Ew.  etc.  erwidern  sodann  noch  auf  die  letzte  von  dem 
Unterzeichneten  im  Namen  des  heil.  Vaters  erhobene  Be- 
schwerde, dass  von  den  resp.  Regierungen  den  zu  Bischöfen 
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gewählten  Geistlichen  einige  Artikel  der  sogenannten  Kiicko- 
pragmatik  mit  der  Instruction  übersendet  wurden,  schriftlkk 
zu  erklären ,  dass  sie  von  ihnen  genau  beobachtet  und  & 
kirchliche  Constitution  der  Provinz  werde  vollzogen  weiden, 
durch  die  Versicherung,  dass  die  beiden  Höfe  von  Stuttgart 
und  Carlsruhe  von  einem  diesen  Individuen  gemachten  Vor- 
schlage, ein  solches  Actenstück  zu  unterschreiben,  ken» 
Kenntniss  haben. 

Der  heil.  Vater  hat  den  Text  der  Kirchenpragmatik  in 
Händen,  deren  Bestimmungen,  wie  es  in  ihrem  Eingsagt 
heisst,  als  die  Grundlage  der  Operationen  der  Fürsten  und 
als  die  zu  befolgende  unveränderliche  Norm  betrachtet  wer- 
den. Dieses  Document  ist  Sr.  Heiligkeit  von  mehreren 
Seiten  mit  der  Nachricht  zugekommen,  dass  die  Regierungen 
den  zum  Bisthum  bestimmten  Geistlichen  solches  zugeschickt 
hätten,  damit  sie  sich  in  Betreff  seines  Inhaltes  mit  Be- 
stimmtheit erklärten;  und  es  ist  jetzt  auch  aUgern« 
bekannt,  dass  unter  den  von  den  Fürsten  zum  Bisthum  ^ 
wählten  Geistlichen  nur  allein  der  Baron  Kempf  —  der  ein- 
zige unter  den  Fünfen,  der  sich  auch  unter  den  Vorgeschla- 
genen des  heil.  Vaters  befunden  hat  —  sich  dazu  nicht  va* 
standen  hat.  Die  Regierungen  der  protestantischen  Fürst« 
und  Staaten  sind  mehr  als  jeder  andere  von  diesen  TW 
sachen  unterrichtet,  und  es  ist  weder  nöthig,  dass  der  hd 
Vater  ihnen  darüber  die  Beweise  darlege,  noch  dass  er  & 
Personen  bekannt  mache,  von  welchen  sie  ihm  gegeben 
worden  sind,  wie  von  ihm  -verlangt  worden  ist;  ein  Verlaufes. 
welchem  überdies  Se.  Heiligkeit  nicht  würden  entspreche; 
können,  ohne  das  Vertrauen  derjenigen  guten  KathoEktf 
zu  täuschen,  die,  von  einem  wahren  Eifer  für  das  Heil  der 
Kirche  beseelt,  sich  mit  voller  Zuversicht  an  das  Oberhsap 
derselben  wenden,  in  der  zuversichtlichen  Voraussetzung,  4* 
sie  nicht  werden  biossgestellt  werden. 

Es  sei  nun  richtig  oder  nicht,  dass  die  zu  Bischöfen  er- 
wählten Geistlichen  der  Pragmatik  ihre  materielle  Unser 
schrift  beifügten,  so  ist  doch  gewiss ,  dass  ihre  Zustimme* 
zu  derselben  ausser  Zweifel,  und,  dass  diese  Pragmatik  ib&s 
als  eine  zu  befolgende  unveränderliche  Norm  mitgetheilt 
den  ist.  Ein  klarer  Beweis  dieses  hier  angeführten  0 
Standes  findet  sich  auch  in  der  Note  Ew.  etc.,  in  welcher** 
bekennen,  dass  die  zu  jenem  Stuhle  vorgeschlagenen 
liehen  wirklich  von  den  sowohl  mit  dem  heil.  Stuhle 
unter  den  vereinigten  Höfen  stattgehabten  Verhandlung 
unterrichtet  worden  sind,    indem   man    sich   wegen   der 
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übernehmenden  so  wichtigen  Functionen  weder  über  das 
durch  die  Bulle  Provida  solersque  festgesetzte  Provisorium, 
noch  über  den  Beschluss  der  vereinigten  Fürsten,  den  künf- 
tigen Bischöfen  die  Regulirung  der  inneren  Organisation  der 
Diöcesen  mit  dem  heil.  Stuhle  zu  überlassen,  in  Ungewiss- 
heit  lassen  konnte. 

Aus  diesen  geht  deutlich  hervor,  dass  unter  dem  Aus- 
druck  „unter  den  vereinigten  Höfen  stattgehabte 
Verhandlungen"  gerade  die  fraglichen  Artikel  der  Kir- 
chenpragmatik verstanden  werden,  welche  das  Resultat  der 
zu  Stuttgart  am  21.  Januar  1819  und  zu  Carlsruhe  am  30. 
desselben  Monats  sanctionirten  Declaration  sind,  und  viele 
Verfügungen  daraus  enthalten  und  namentlich  diejenigen,  von 
denen  der  Unterzeichnete  schon  früher  erklärte,  dass  der 
heil.  Vater  sie  auf  keine  Weise  zulassen  könne. 

Da  nun  die  vorgenannten  Artikel  von  solcher  Art  sind 
und  den  verbündeten  Fürsten  aus  officiellen  und  solennen 
Acten  die  Missbilligung  des  heil.  Vaters  bekannt  ist,  so 
konnte  Se.  Heiligkeit  nicht  erwarten,  dass  sie  den  zu  Bischö- 
fen bezeichneten  Geistlichen  als  Richtschnur  ihres  Beneh- 
mens mitgetheilt  werden  würden.  Da  ferner  diese  sich  da- 
nach zu  richten  versichert  haben,  so  haben  sie  sich,  wenn 
auch  ihrer  Zulassung  zum  Bisthum  keine  andern  Einwen- 
dungen entgegen  ständen,  schon  durch  diese  Handlung  des- 
selben ganz  unwürdig  gemacht. 

Um  indessen  zum  Schlüsse  zu  kommen,  so  ist  der  Un- 
terzeichnete Cardinal  Staatssecretair  von  dem  heil.  Vater  be- 
auftragt, Ew.  etc.  zu  benachrichtigen,  dass,  was  die  von  Sei- 
ten des  heil.  Stuhls  durch  sein  vertrauliches  Billet  vom 
27.  Februar  vorgeschlagenen  Geistlichen  betrifft,  wenn  sie 
den  Ansichten  der  vereinten  Fürsten  und  Staaten  nicht  ent- 
sprechen sollten,  Se.  Heiligkeit  darauf  nicht  bestehen,  dass 
die  Wahl  auf  dieselben  falle. 

Der  heil.  Vater  glaubt  sich  jedoch  sowohl  der  Natur 
der  Sache  nach,  als  in  Gemässheit  der  Erklärung  in  gutem 
Einverständniss  zur  Versorgung  der  bischöflichen  Stühle  in 
den  Besitzungen  der  vereinten  protestantischen  Fürsten  und 
Staaten  des  Deutschen  Bundes  schreiten  zu  wollen,  vollkom- 
men zu  dem  Verlangen  berechtigt,  dass  die  Bischöfe  auch 
sein  Vertrauen  verdienen  sollen. 

Die  fünf  vorgeschlagenen  Subjecte  nun  —  abstrahirend 
auch  von  jeder  möglichen  andern  Einwendung  —  können 
das  Zutrauen  Sr.  Heiligkeit  schon  wegen  der  einzigen  Hand- 
lung nicht  verdienen,  weil   sie  nicht  mit  evangelischer  Frei- 
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müthigkeit  nach  dem  Beispiele  des  Yicars  von  Fulda  erkäit 
haben,  sich  nicht  nach  den  Bestimmungen  der  Kirchenprag- 
matik richten  zu  können,  die  von  Sr.  Heiligkeit  in  der  Er- 
klärung Seiner  Gesinnungen  über  die  Declaration  der  ver- 
einten protestantischen  Fürsten  und  Staaten  des  deutschen 
Bundes  verworfen  worden,  oder  auf  irgend  eine  Weise  det 
Rechten  der  Kirche  zuwider  sind. 

Endlich  hat  der  Unterzeichnete  von  dem  heil.  Vater  d« 
Aufkrag,  Ew.  etc.  mit  derjenigen  Rechtlichkeit,  die  der  hei 
Stuhl  beständig  in  dieser  Verhandlung  kund  gethan  hat,  xt 
erklären,  dass,  nachdem  das  Factum  der  Existenz  jener  zt 
Regulirung  der  Kirchenverh&ltnisse  der  oberrheinischen  Pro- 
vinz und  der  Bisthümer,  welche  sie  bilden  sollen,  erlassenen 
Pragmatik  deutlich  die  vorwaltende  Absicht  zu  erkeimen 
gebe,  der  Missbilligung  des  Oberhauptes  der  Kirche  zsb 
Hohne  alle  diejenigen  Bestimmungen  der  Sr.  Heiligkeit  über- 
reichtet! Declaration  festzustellen  und  zu  vollziehen,  xu  wel- 
chen Sie  ihre  Zustimmung  nicht  geben  zu  können  erklärte. 
und  die  sie  ausdrücklich  verwarf  und  auf  diese  Weise  eine 
Spaltung  der  Kirche  zu  veranlassen,  Se.  Heiligkeit,  indea 
sie  den  Kirchen  der  in  den  Ländern  der  vereinten  protestan- 
tischen Fürsten  und  Staaten  des  Deutschen  Bundes  Bischöfe 
geben,  sich  von  den  gerechten  Vorsichtsmassregeln,  welche 
ihr  Gewissen  in  diesem  wichtigen  Gegenstande  sicher  ia 
stellen  vermögen,  nicht  lossagen  Könne. 

Indem  der  Unterzeichnete  Cardinal-Staatssecretair  Ew 
etc.  die  angeführten  Gesinnungen  des  heil.  Vaters  eröffnet 
erneuert  er  Denselben  die  Versicherung  seiner  wahren  Hoch- 
achtung. 

XLIIt 

Analyse  der  Note  des  Badisohen  und  WürttembergiflebeB 
Hofes  an  den  Cardinal  Consalvi  vom  September  1884. 

Sie  haben  die  Ehre  zu  bemerken  „que  si  parmi  les  acte* 
des  Conferences  qui  ont  eu  lieu  ant^rieurement  entre  les  ple- 
nipotentiaires  de  ces  Souverains  k  Francfort,  il  se  trouve  in* 
soi-disante  pragmatique  .  .  .  il  faut  remarquer  qu'elle  a  serri 
de  base  k  la  declaration  des  Souverains  qu'ils  ont  fah  re- 
mettre  en  1819  au  S.  Sifege,  et  que  Tun  et  Tautre  de  «s 
actes  cit^s  sont  et  demeureront  en  suspens  jusqu  au  mo- 
ment  oü  Ton  pourra  s'entendre  avec  la  cour  de  Rome  par  1» 
voie  de  negociations  ult^ricures. 


r 


XLIII.    Note  an  ConsaWi  v.  September  1824.  137 

D'apres  cela  il  ne  saurait  donc  6tre  question  de  Her  les 
individus  designös  k  cette  pragmatique  ni  de  la  faire  valoir 

les  Souve- 
jues  futurs 
Sifege  pour  tout  ce  qui  restera  a 
regier  encore. 

La  cour  de  Borne  se  convaincra  d'autant  plus  facilement 
de  la  verit^  de  ce  que  les  soussign^s  viennent  de  d^clarer, 
en  consid6rant  que  les  Princes  reunis  ne  sauraient  avoir  be- 
soin  de  faire  reconnaitre  de  la  part  de  leur  clergö  les  droits 
inalilnables  de  leur  souverainetö.  Ces  droits  sont  fond^s  sur 
le  principe  de  la  tegitimite'  monarchique  et  subsistent  inde- 
pendamment  de  toute  reconnaissance.  Quant  aux  opinions 
et  prineipes  sur  le  droit  public,  que  les  souverains  et  Etats 
ont  soumis  a  la  cour  de  Rome  avec  autant  de  franchise  qu'elle 
en  a  mise  elle-meme  k  professer  les  siens :  ils  peuvent  esp^rer 
que  la  cour  de  Rome,  qui  tient  elle-m&ne  aux  prineipes  que 
sa  conviction  lui  a  fait  adopter  ne  saurait  vouloir  leur  refuser 
un  droit  pareil. 

C'est  sous  ce  rapport  qu'ils  ont  vu  avec  une  vöritable 
satisfaction  que  la  declaration :  „Expositio  eorum"  ....  four- 
nit  un  moyen  d'ecarter  pr&dablement  toute  discussion  sur  les 
prineipes  et  de  subvenir  au  besoin  le  plus  pressant  de  l'öglise. 

Wenn  aber  Hindernisse  entstehen  sollten  weil  die  Aus- 
führung der  Bulle  provida  nicht  genügend  constatirt  sei,  so 
ist  das  nicht  Schuld  der  Fürsten  sondern  beruht  auf  „circon- 
stances  fortuites". 

In  der  Hoffnung,  dass  die  Ursache  der  Zögerung  nicht 
in  den  Bestimmungen  der  Bulle  selbst  Hege,  wäre  kein 
Zweifel^  dass  der  Bischof  von  Evara  demnächst  genügend 
Bericht  erstatten  würde 

Ils  sont  dispos6s  a  remettre  a  tout  instant  leurs  dotations 
düment  fond^es,  dfes  qu'une  r&inion  avec  le  S.  Pfere  pour  le 
choix  des  eVeques  aura  eu  Heu,  et  suppose*  que  quelques  ob- 
jete  d'une  importance  s^condaire  demanderaient  k  etre  reglos 
ultärieurement,  il  ne  saurait  6tre  difficile  d'y  parvenir  dans 
l'espace  de  tems  qui  s'&oulera  entre  le  moment  oü  Ton  se 
sera  trouvö  d'aecord  et  celui  oü  les  individus  sur  lesquels  on 
ce  sera  r&mi,  entreront  en  fonetion. 

Sie  wünschen  sehr  dringend  die  Confirmation  ihrer  De- 
signirten,  denen  bei  genauer  Prüfung  nichts  vorgeworfen 
werden  könne. 
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XLIV. 

Erste  Instruction  des  badischen  Ministers    v.  Berstatt  fir 
den  österr.  Botsohaftsrath  v.  (Jenotto  in  Born. 

Par  ce  <jue  je  viens  d'avoir  l'honneur  de  Vous  expoes 
Mr.  le  ConseiUer  d'Ambassade ,  vous  serez  h  meme  de  ra* 
convaincre  que  le  grandduc  a,  en  ce  moment  encore  des  «fc- 
ligations  k  remphr  envers  la  räunion  des  Princes  et  etife 
protestants,  qui  ne  Lui  permettent  pas  encore  d'agir  sep 
rexnent. 

Cependant  les  ouvertures  confidentielles,  que  le  St.  Sieg? 
vient  de  faire  k  la  cour  de  Bade  par  une  lettre  de  S.  E.  3t 
le  Cardinal-S6cretaire  d'Etat  della  Somaglia  que  Mr.  le  Cot» 
de  Troni  a  remis  au  Baron  de  Fahnenberg  Ministre  & 
grand  duc  k  la  cour  de  Bavi&re,  nous  paraissent  munter  ks 
plus  grands  6gards  d'autant  plus,  que  Mon  Auguste  Mahre. 
S'est  plü  k  y  reconnaitre  une  justice  rendue  k  la  puretä  de  Sa 
intentions  et  k  la  voie  de  la  conciliation  et  du  rapprochene& 

Rien  ne  saurait  procurer  k  S.  A.  R.  une  plus  gnsk 
satisfaction  que  si  Elle  pouvait  esp£rer  de  voir  tournees  u 
profit  de  toute  la  r^union  les  intentions  aussi  bienveülax&t 
et  favorables,  que  la  Cour  de  Rome  a  bien  voulu  nous  to 
reconnaitre  en  cette  circonstance.  En  consequenoe  de  oek 
le  Grand  Duc  m'a  charg£  de  Vous  prier,  de  vouloir  bien  i* 
cevoir  les  propositions,  que  le  St.  Si&ge  serait  dispose  a  fiift 
k  la  Cour  de  Bade  pour  regier  deifinitivement  les  affaires  i 
T^glise.     Veuillez  de^clarer  en  meme  tems,  que  nous  nous  aß- 

I>resserons  k  applanir,  autant  qu'il  de?pendra  de  nous»  tos» 
es  difficultes,  qui  semblent  retarder  encore  un  arrangemetf 
döfinitif  que  nous  d&irons  si  sincerement  en  levant  toufts 
les  doutes  et  toutes  les  craintes  que  Sa  Saintete  pournä 
conserver  encore  k  Pe^gard  des  intentions  de  S.  A.  R.  st  i& 
autres  Souverains  reunis. 

Je  vous  serai  infiniment  oblige,  si  vous  vouliez  ajomw 
k  cette  döclaration  l'assurance  formelle ,  que  cette  soidjssß* 
Pragmatique  de  laquelle  la  Cour  de  Rome  semble  avoir  jh» 
de  1  ombrage,  n'existe  nulle  part  comme  document  obligates* 
et  que  par  cons£quent  aucun  des  individus  que  le  grtsi 
Duc  a  propose  n'a  pü  6tre  assermente:  sur.  son  contenu,  aiasi 
qu'on  parait  Favoir  cru  k  Rome,  en  levant  tous  les  doutes  et  to* 
les  craintes,  que  S.  S.  pourrait  conserver  encore  k  regaid  <fc* 
intentions  de  S.  A.  R.  et  des  autres  souverains  reunis  . 
Veuillez  bien  donner  en  m&ne   tems  au  S.  Siige  lassun  ice. 
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qu'en  cas  —  non  douteux  —   que   les  propositions  que  nous 
attondous,   soient  de  nature  a  paraitre  acceptablea  au  Grand 
Duc,   en  ne  blessant  ni  les  droits  immuables  [de  la  souverai- 
nete,   ni  ceux,  que  l'acte  Federal   de  l'Allemagne  garantit  ä 
Ses    sujets    protestang,    S.   A.   R.  S'eiigagerait   avec    le     ' 
grand    plaisir    a   employcr   tOUB    les  moyens  en  Son  pou 
pour   les   faire  accepter  egalement   par  les  autres  Pnnc< 
Etats  reunis. 

XLV. 

Not©  des  Cardinal- Staatsse  oretair  Sommaglia  t.  8.  Deser. 
1824  an  den  badieohen  Unterhändler  v.  Genotte. 

Per  quello  poi  che  riguarda  l'altra  proposizione  iatt. 
V.  S.  Illma  nella  sua  Nota  confidenziate  del  giorno  2 
Settembre,  quella  cioe  di  conoacere  confidenzialmente  le 
posizioni  che  la  S.  Sede  sarebbe  disposta  a  l'arc  a  S.  A. 
UTan-Duca  di  Bade  per  regolare  aefinitivamente  gli  i 
della  Chiesa,  il  Sottoscritto  e  stato  incarieato  da  S.  Sa 
di  partecipare  confidenzialmente  e  riservatamente  quanto  se 

Avendo  la  S.  Sede  gia  manifestato  i  suoi  sentit) 
sopra  questo  punto  nello  scritto  intitolato  „Esposizione 
sentimenti  de  S  Padre  intorno  alla  Dichiarazione  fat 
presentare  dai  Principi  e  Stati  proteatanti  riuniti  della 
t'ederazione  Germania  potrebbe  a  giusta  ragione  il  S.  P 
astenersi  dal  fare  nuove  proposizioni.  Ma  la  Santita 
contando  sull'  assicurazione  data  da  V. 'S.  Illma,  cbe  la 
Prammatica  pienamente  conforme  alli  sentimenti  della  c 
Dichiarazione  non  esiste  in  alcun  luogo  come  docum 
obbligatorio,  contando  sull'  assicurazione  data  da  K.  ./ 
unitalmente  agli  altri  Principi  nella  Nota  diretta  al  sottos< 
da  Carlsruhe  in  dato  del  16  Settembre,  nella  quäle  si 
che  la  Dichiarazione  del  1819,  e  la  cosi  detta  Pramm 
sono,  e  rimarranno  sospese  fino  al  punto  in  cui  poträ  e 

tersi  a  venir  d'accordo  con  la  S.  Sede,  contando  sulla  1 
i  S.  A.  R.  la  quäle  non  vorra  certamente  che  nei 
Stati  si  seguano  aal  Clero  dei  principj  e  delle  diacipline 
la  S.  Sede  non  puö  approvare  o  sanzionare,  e  volendo  i 
raente  dare  a  s.  A.  K.  >una  prova  che  la  Santita  Sua 
dubita  delle  buone  intenzioni  della  S.  A.  R.  ha  fatto  rii 
nel  qui  annesso  foglio  le  proposizioni  fondamentali , 
quali  perö  non  potrebbe  in  alcun  modo  recedere  nel  sistei 
aefinitivamente  gli  affari  ecclesiastici  nel  gran  Ducato  di  1 
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La  prima  di  queste  proposizioni  riguarda  le  filtere  ek 
tfioni  degli  Arcivescovi  di  Friburgo.  II  metodo  di  üüi  4t 
zioni  essendo  quello  stesso  che  ha  adottato  S.  H.  BritUma 
per  il  suo  Regno  di  H.,  S.  S.  non  saprebbe  vedere  aleo» 
ragione   per    cui"  non   possa   adottarsi   anche  negli  Stati  £ 

Qualora  tali  proposizioni,  come  il  S.  Padre  boo)w 
dubitare,  non  incontnno  difficoltk  per  parte  di  S.  ARis 
tal  caso  allorch&  si  potrk  procedere  daila  Santitk  Sua  ab 
Istituzione  Canonica  del  nuovo  Arcivescovo,  prendewka 
appunto  occasione  dalla  provista  della  Chiesa  di  Friburgo  I 
8.  Padre  spedirk  una  Bolla  contenente  le  indicate  provriden«. 

V.  S.  Illma  conosce  che  i  punti  di  quaü  si  e  ffoorap 
lato,  sono  i  punti  fondamentali  dci  quali  h  indispenaabife  fi 
aver  ragione  nel  sistemare  gli  affari  Ecclesiastici  in  nn  BepÄ 
e  che  b.  S.  per  giungere  una  volta  a  questo  fine  sahtare  b 
omesso  di  parlare  di  molti  altri  oggetti  di  minore,  bendi 
perö  anche  essi  di  grave  importanza.  La  disposizione  mai 
iestata  da  S.  A.  R.  unitamente  agli  altri  Sovrani  di  vokt 
abbandonare  alli  fiituri  Vescovi  la  cura  di  porsi  d'accori* 
con  la  S.  Sede  per  tutto  ciö  che  potrk  rimanere  ad  eaeat 
regulato  dopo  la  loro  istallazione;  et  sopra  tutto  la  araceriti 
e  la  purita  delle  intenzioni  della  S.  A.  R.  pel  ben  essere  Je 
suoi  Sudditi  Cattolici  sono  per  S.  S.  un  sicuro  garante  ck 
gli  Affari  Ecclesiastici  nel  Gran  Ducato  di  Bade  potranno» 
poco  essere  ordinati  in  modo  che  il  Qran  Ducato  risenta  p*- 
namente  i  beneficj  effetti  della  pietk,  dottrina,  e  prüden»  ä 
un  ben  costituto,  e  ben  regolato  clero. 

XLVI. 

Note   des  Cardinal-Staatssecretair9  Sommaglia  vom  26. Ü 
1825  an  den  badisohen  Unterhändler  von  Genotte. 

Conoscendo  S.  S.  i  sentimenti  di  S.  A.  R.  il  Gran  Da* 
di  Bade,  e  quelli  di  S.  M.  J.  che  pel  bene  della  Religio«  e 
per  la  pubblica  tranquillitk  della  Germania  ha  preso  ptf* 
cosi  premurosa  al  felice  esito  della  trattativa  segreta  ck 
Dende  fra  la  S.  Sede  e  la  Corte  di  B.  non  dubitava  che  w 
ibsse  per  essere  da  loro  giustamento  apprezzato  quello  sp* 
rito    di   moderazione    e    di    conciliazione   che  apiccavaBö* 

Sroposizioni  che  il  sottoscritto  communicö  a  V.  S.  DL  Mf* 
ella  S.  S.  nella  nota  confidenziale  e  riservata  delT  8  <b 1** 
cembre  dello  scorso  anno.     Animata  la  S.  S.  constantemeute 
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da  questo  medesimo  spirito  e  contando  sulla  conosciuta 
rettitudine  delle  intenzioni  delli  due  sullodati  Sovrani  e  dei 
loro  primarii  Ministri,  ha  preso  nella  piü  seria  considerazione 
le  modificazioni  che  Lei  sono  stau  proposte  relativamente  alle 
«opraccennate  proposizioni  che  servir  devono  di  fondamento 
alla  desiderata  sistemazione  degli  Affari  Ecclesiastici  nel 
mezzogiorno  delT  AUemagna. 

La  prima  di  queste  modificazioni  consiste  nel  sostituire 
le  parole  de  nominibus  Candidatorum  ad  Clerum  Dioecesanum 
spectantium  alle  altre  de  nominibus  Candidatorum  ad  Cler. 
Germ,  spect.  nella  prima  preposizione  relativa  al  metodo  da 
tenersi  in  futuro  per  provvedere  la  Ghiesa  arcivescovile  di 
Friburgo. 

II  motivo  per  cui  il  S.  Padre  credesse  utile  di  non  restrin- 

fere  le  viste  del  Capitolo  di  Friburgo  nella  elezione  del 
escovo  al  solo  Clero  della  Diocesi,  ma  di  lasciare  invice  al 
Capitolo  stesso  la  facoltk  di  estenderle  a  qualsivoglia  Eccle- 
siastico del  Clero  Tedesco,  altro  non  fii,  come  dal  sottoscritto 
si  espose  a  V.  S.  Illma  nelle  conferenze  tenute  su  tali  oggetti, 
che  il  maggior  bene  della  Chiesa  di  F.  prevedendo  il  caso 
che  fuori  di  quella  Diocesi  si  trovasse  qualche  Ecclesiastico 
di  merito  insigne,  e  che  dal  Capitolo  si  credesse  il  piü  atto 
a  governare  quella  Chiesa.     Questa  libertk  accordata  al  Ca- 

Sitolo  lo  sembrava  che  non  dovesse  incontrare  alcuna 
ifficoltä  per  parte  del  Governo  Badese  giachfe  quando  S.  A. 
R.  il  Gran  Duca  non  gradisce  la  scelta  di  un  Ecclesiastico 
il  quäle  non  appartenesse  alla  Diocesi  di  F.  potrebbe  farlo 
cancellare  della  Nota  dei  Candidati  che  il  Capitolo  dovrk  pre- 
sentargli  prima  della  Elezione.  Ma  giacche  S.  A.  R.  desi- 
dera  che  il  Capitolo  non  sia  autorizato  a  porre  nella  Lista 
dei  Candidati  per  l'Arcivescovato  di  F.  che  i  soli  Ecclesiastici 
del  clero  Diocesano,  il  S.  Padre  considerando  che  se  avve- 
nisse  il  caso  in  cui  un  soggetto  di  merito  distintissimo  si  vo- 
lesse  eleggere  per  Vescovo  potrebbe  supplirsi  all'  oggetto  per 
parte  della  S.  Sede  accordando  al  Candidato  un  TSreve  di 
Eligibilitä,  e  per  parte  di  S  A.  R.  concedendogli  la  natura- 
lizazione  non  ha  difficoltk  di  prestarsi  al  richiesto  cainbia- 
mento,  qualora  8.  A.  R.  Vinsista  dopo  Tesposto  schiarimento, 
o  non  voglia  piutosto  togliere  affatto  le  parole  ad  Clerum 
Germanicum  spectantium,  e  ridurre  la  fräse  come  appresso, 
ciofe  Cels.  Mag.  Ducem  Badens,  certiorem  fieri  curalbit  de 
nominibus  Candidatorum  quos  dignos  et  idoneos  juxta  Sacro- 
rum  Canonum  praescripta  judicaverit." 
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xLvn. 

Note  desselben  an  denselben  vom  7.  Juni  1826. 

Ho  ricevuto  con  vera  soddisfazione  la  Nota  rueraa 
e  confidenziale  di  V.  S.  lllma  nella  quäle  mi  dichiara  di  fr 
varsi  gia  munita  della  necessaria  autorizazione  ner  adoiit  i 
quanto  S.  S.  ha  determinato  intorno  alle  modincaaoni  i& 
note  quattro  proposizioni  relative  alla  sistemazione  degliafc 
Ecclesiastici  nel  Gran  Ducato  di  Bade  che  furono  da  Wer 
poste  nelle  ultime  communicazioni  confidenziali  e  risentf 
latte  su  questo  oggetto. 

Avendo  io  Dosto  sotto  gli  occhi  del  S.  Padre  l'wAti* 
Nota  di  V.  S.  ID.  ne  ho  ricevuto  lordine  di  rimetiere.  cose 
ora  eseguisco,  Tintero  testo  delle  quattro  proposizioni  ridatt 
in  conformitk  delle  convenute  modificazioni  ll  quäle  del  can- 
siderare  fin  da  ora  come  accettato  da  ambe  le  alte  parti  coc- 
traenti,  e  che  fra  poro  sark  da  me  officialmente  commimic^ 
alle  Corti  di  B.  e  di  W.  nel  modo  concertato  fra  Xoi. 

Nel  dividere  con  V.  S.  DL  il  piacere  di  vedere  condoöi 
ad  un  felice  termine  questa  segreta  e  confidenziale  tratwi* 
dalla  quäle  giova  sperare  i  piü  vantaggiosi  effetti  pd  rifltalit- 
limento  della  pace  religiosa  e  politica  nella  genmuiiainä- 
dionale  le  rinuovo  etc 


XLVIII. 

Württembergische  Circularnote  vom  3.   Juni  1826  an  * 
zur  oberrheinischen  Kirchenprovinz  vereinigten  Statte 

Bei  der  Verhandlung  vom  4.  Februar  1.  J.  sind  rt« 
Ansichten,  in  Beziehung  auf  die  Wahlart  der  Bischöfe,  vel» 
das  sogenannte  päpstliche  Ulrimat  proponirt,  geäussert  won» 

Nach  der  einen,  welche  Württemberg  angestellt  £ 
wird  als  erforderlich  in  diesem  Punkte  angesehen.  <ta*<* 
Regierungen  ein  unbedingtes  Veto  bei  Besetzung  derBisdtf» 
stuhle  gesichert  werde.  Die  Erfüllung  dieser  For^®2 
fand  man  darin,  dass  entweder  neben  aem  leicht illusofl» 
zu  machenden  Rechte,  einen  oder  den  anderen  Csndft* 
vor  der  Wahl  aus  der  Liste  zu  streichen,  wenigstens  itw 
desselben  die  Bestimmung  mit  dem  päpstlichen  Hofe  jjj 
einbart  werde,  dass  überhaupt  nur  eine  dem  Regenten  otf 
unangenehme  Person  vom  Capitel  gewählt  und  ** 
Papste  zur  canonischen  Einsetzung  präsentirt  werden  & 


r 
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Als  Vorbild  einer  derartigen  Vereinbarung  wurde  die- 
jenige angenommen,  welche  die  Krone  Preussen  mit  dem 
päpstlichen  Hofe  getroffen  hat,  in  deren  Gemässheit  die  Ca- 
pitel  durch  ein  besonderes  Breve  ein  für  allemal  angewiesen 
worden  sind,  keine  dem  Regenten  unangenehme  Per- 
sonen zu  wählen.  Diese  negative  Fassung  wird  als  voll- 
kommen genügend  angesehen,  sobald  von  der  Vorlegung  der 
Candidatenliste  vor  dem  Wahlakt,  nach  Massgabe  des  Ulti- 
mats  abgegangen  wird  —  wobei  man  unter  ooiger  Voraus- 
setzung württembergischer  Seite  keinen  Anstand  finden 
würde ;  soll  indessen  der  Wahlmodus  des  Ultimats  beibehalten 
werden,  so  versteht  es  sich  von  selbst,  dass,  um  jenen  mit 
dem  unbedingten  Veto  in  Uebereinstimmung  zu  setzen  und 
dieses,  gleichwie  in  Preussen  sicher  zu  stellen,  alsdann  die 
negativ  ausgedrückte  Verpflichtung  des  Capitels,  keine  per- 
sonam  principi  ingratam  zu  wählen,  in  die  positive,  nur  per- 
sonam  principi  gratam  zu  wählen,  umgewandelt  werden 
muss;  wie  dies  auch  bereits  in  den,  von  einer 
Seite  vertraulich  mitgetheilten  Entwürfen  einer 
Antwortsnote  an  den  Cardinal  Staatssecretair 
geschehen  ist. 

Die  andere  Ansicht,  welche  zuerst  von  Nassau  geäussert 
wurde,  verlangt,  dass  der  Papst  durch  ein  Breve  die  Capitel 
anweise,  auf  die  dem  Teritorialherrn  zu  präsentirende  Can- 
didatenliste nur  personas  principi  gratas  zu  setzen,  und  sich 
deren  zum  Voraus  zu  versichern,  auch  von  dem  Erlasse 
eines  solches  Breve's  die  Ministerien  der  betreffenden  Höfe 
in  Kenntniss  setze,  zugleich  mit  dem  Erscheinen  der  zu  er- 
wartenden Bulle  über  die  Wahlen  des  Erzbischofs,  der  Bi- 
schöfe und  die  Ernennung  der  Capitel. 

Es  sei  erlaubt,  einige  Bemerkungen  über  diese  Ver- 
schiedenheit zu  machen: 

1)  Der  zweite  Vorschlag  ist  nicht  geeignet,  den  Regie- 
rungen das  unbedingte  Veto  vollständig  zu  sichern;  er  bin- 
det nicht  die  Wahlselbst,  wie  in  Preussen,  sondern  nur 
die  Candidatenliste  an  die  Zustimmung  der  Regierung. 

Er  ist  mithin  zwar  wohl  genügend,  um  eine  personam 
ingratam  zu  entfernen,  keineswegs  aber,  um  den  positiven 
Einfluss  der  Regierungen  auf  die  Bischofswahl  ebensogut,, 
als  bei  einem  dem  preussischen  Vorgange  ähnlichen  Breve 
zu  sichern.  Dieser  Einfluss,  den  die  Regierungen 
gewiss  nicht  aufzugeben  gemeint  sind,  müsste 
mithin  durch  anderweitige  Mittel  unter  der 
Hand  ausgeübt  werden. 
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Die  Krone  Preussen,  der  dergleichen  Mittel  wohl  mekrwe 
und  in  höherem  Grade  als  den  vereinten  Regierungen  & 
Gebote  stehen,  muss  wohl  ihre  sehr  guten  Grunde  gebi* 
haben,  den  directen  Weg  zum  Zwecke  vor  dem  indirerta 
-den  Vorzug  zu  geben. 

2)  Ein  solcher  directer  und  positiver  Einflnas,  & 
und  für  sich  schon  von  der  grössten  Wichtigkeit,  erhob* 
sich  noch  durch  die  auf  Erfahrungen  beruhende  Schwk» 
keit  nur  einen  Mann  zu  finden,  der  für  eine  solche  Stirn 
mit  unbedingtem  Vertrauen  in  Vorschlag  gebracht  werda 
könnte,  während  nach  dem  zweiten  Vorschlage,  wenn  er 
dem  Zweck  entsprechen  und  mit  einer  freien  Wahl  was 
mehreren  nicht  unangenehmen  Personen  das  unbedingte  Vea 
der  That  nach  vereinigen  sollte,  wenigstens  4  bis  n  auf  & 
Oandidatenliste  zu  setzende  Personen  müssten  aufgefiuula 
werden  können,  welche  in  gleicher  Weise  personae  prinäp 
gratae  wären ;  eine  Bedingung ,  die  in  den  meisten  der  tct- 
einten  Staaten,  wo  nicht  in  allen,  schlechterdings  nicht  nr- 
handen  ist. 

3)  Der  zweite  Vorschlag  hat  mit  dem  ersten  den  gkkka 
Zweck;  er  stellt  denselben  aber  nicht  in  gleicher  Was* 
sicher.  Dies  wird  sich  aus  folgender  Betrachtung  ergeta 
Wenn  das  Capitel  sich  vor  der  Anfertigung  der  Candidats- 
liste  versichern  muss,  dass  die  in  diese  aufzunehmenden  Per- 
sonen gratae  seien,  so  muss  auch  der  Entwurf  der  liste  ist 
betreffenden  Ministerium  zur  Eenntniss  gebracht  werden  w£ 
dieses  muss  unter  der  Hand  die  Befehle  der  Regenten  dar- 
über einholen.  Durch  diese  vorgängige  Epuration  sollen  na- 
hm die  personae  ingratae  entfernt  werden.  Durch  die  & 
klärung  auf  den  bereits  epurirten  Entwurf  beabsichtigt  ibo, 
die  personae  minus  gratas  zu  entfernen  oder  eigentlich  a 
Verbindung  mit  anderen  Mitteln  die  Wahl  der  persona  gisa 
zu  bewirken. 

Nun  aber  scheint  es  nicht  nur  eine  sehr  auffallest 
Form  zu  sein,  die  Veranlassung  zu  erheblichen  Einwendung» 
geben  kann,  wenn  eine  bereits  epurirte  Oandidatenliste  A& 
Regierung  abermals  zur  Epuration  vorgelegt  werden  saL 
sondern  der  dabei  vorgesetzte  Zweck  ist  doch  nur,  oi» 
Mitwirkung  anderer  Hinfsmittel ,  und  desshalb  nicht  mit  da* 
selben  Einfachheit  und  nicht  mit  derselben  Sicherheit  wie  d&rck 
den  ersten  Vorchlag  erreicht,  der  seinen  Zweck  ganz  skfcr 
stellt.  Es  fragt  sich  daher  wohl  billig,  ob  der  darin  lieg  & 
-directe  und  in  keiner  Weise   versteckte  Weg  zum  Zw  eks 
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wegen  seiner  Sicherheit  sowohl ,  als  auch  in  Beziehung  auf 
die  Würde  der  Regierungen,  welche  dadurch  anderer  unter 
der  Hand  anzuwendender  Hülfsmittel  und  gewissermassen 
der  Verläugnung  einer  unverkennbaren  Absicht  überhoben 
werden,  nicht  den  Vorzug  verdiene? 

4)  Der  erste  Vorschlag  reiht  sich  deshalb  auch  natür- 
licher an  den  Wahlmodus  des  Ultimats  an;  die  Vorlegung 
der  Candidatenliste,  auf  deren  vorläufige  Entfernung  die  Re- 
gierung gar  keinen  Einfiuss  auszuüben  nöthig  hat,  ist  ge- 
wissermassen  die  Anfrage  des  Capitels  bei  jener  über  die 
persona  grata.  Findet  die  Regierung  auf  der  Liste  mehrere 
personae  gratae  in  gleichem  Grade,  so  braucht  sie  nur  die 
personas  ingratas  und  minus  gratas  gleichzeitig  zu  streichen 
und  überlässt  dem  Capitel  die  Wahl  unter  den  verbliebenen 
ihr  gleich  angenehmen  Personen.  Im  entgegengesetzten 
Fall  aber  muss  zu  Befolgung  des  Breve  eine  Verständigung 
über  die  zu  treffende  Wahl  dieser  selbst  vorangehen. 

Nach  dem  zweiten  Vorschlage  dagegen  wird  die  Vor- 
legung der  bereits  im  Entwürfe  epurirten  Wahlliste,  welche 
nur  noch  personas  gratas  enthalten  kann  und  darf,  zu  einer 
durchaus  leeren  Formalität. 

5)  Wenn  es  keinem  Zweifel  unterliegen  kann,  dass  der 
«erste  Vorschlag  den  Regierungen  vortheilhafter  ist,  so  ist 
eben  wohl  dessen  Ausfuhrung  für  die  Negociation  nicht  schwie- 
riger, ja  sie  dürfte  vielmehr  leichter  sein ;  denn 

a)  Beide  Vorschläge  bleiben  nicht  bei  dem  Ultimat 
stehen,  sondern  fordern  Vervollständigungen  des  daselbst 
proponirten  Wahlmodus,  die  im  Zwecke  übereinstim- 
men und  nur  darin  von  einander  abweichen,  dass  der  eine 
das  auf  directem  Wege  fordert,  was  der  andere  durch  ander- 
weitigen Einfiuss  auf  indirectem  Wege  nicht  weniger  und 
zwar  in  sehr  sichtbarer  Weise  erreichen  will  und  erreichen 
zu  können  vermeint.  Der  mögliche  Einwand,  dass  eine  fer- 
nere Negociation  über  das  Ultimat  nöthig  werde,  trifft  daher 
den  einen  Vorschlag  wie  den  andern,  und  keiner  hat  darin 
vor  dem  andern  einen  Vorzug;  über  die  gleiche  Absicht  aber 
der  nur  der  Form  nach  verschiedenen  Vorschläge  wird  die 
Curie  sich  nicht  täuschen.  Für  die  Negociation  stehen  mit- 
hin in  dieser  Beziehung  beide  Vorschläge  auf  gleicher 
Linie. 

b)  Der  erste  Vorschlag  hat  für  sich,  wie  bereits  ad  4 
bemerkt  wurde,  dass  er  sich  dem  von  der  Curie  proponirten 
Wahlmodus  leichter  anschliesst  und  derjenigen  Ausstellung 
nicht  Raum  giebt,   welche,  wie  ad  2  erwähnt  worden,    über 

Friedberg,  Start  .md  Bischof .««v^n.    B^'iynn.  10 
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die  Epuration  einer  bereits  epurirten  Liste  nach  dem  nratefi 
Vorschläge  gemacht  werden  Könnte. 

c)  Der  erste  Vorschlag  empfiehlt  sich  ferner  dadnrd 
dass  er  einen  bereits  bestehenden  Vorgang  in  Preussen  e: 
wiederholt,  während  der  zweite  eine  noch  nirgends  bestehaär 
Form  fordert  Nun  ist  es  einmal  nach  den  bekannten  Gtwüt 
sätzen  der  Curie  nicht  nur  an  und  für  sich  leichter,  von  ib 
die  Wiederholung  eines  bereits  vorhandenen  Beispiels  i 
eine  noch  nicht  vorhandene  Form  zu  erhalten ,  wodurch  & 
eine  neue  Ausnahme  zugestehen  würde,  sondern  die  veremtei 
Regierungen  können  auch  ihrem  Antrage  ungleich  mek 
Nachdruck  geben,  wenn  sie  gerade  nur  dasjenige  ansprechet, 
was  einer  anderen  protestantischen  Regierung  bereits  um- 
standen worden  ist  und  was  daher  zu  verweigern  die  Cor* 
keinen  haltbaren  Grund  angeben  könnte,  als  wenn  sie  bebet 
einer  neuen  Form,  für  die  sie  keinen  Vorgang  anfikra 
können,  auf  indirecte  Weise  ein  und  dasselbe  Recht  n 
erlangen  suchen  würden,  was  dem  Scharfblick  der  Cor* 
nicht  entgehen  kann,  und  damit  nicht  undeutlich  die  Absei: 
an  den  Tag  legten,  die  Wahl  auf  indirectem  Wege  doä 
andere  auf  die  Geistlichkeit  wirkende  Mittel  zu  leiten. 

Wenn  daher  in  allen  Beziehungen  der  erste  Vorsckh? 
für  die  Regierungen  vorteilhafter  ist  und  die  NegociaM 
erleichtern  dürfte,  statt  sie  zu  erschweren,  während  in  der 
Erleichterung  der  Negociation  doch  der  einzige  für  den  zwei- 
ten Vorschlag  sprechende  Grund  liegen  könnte,  so  schmei- 
chelt man  sicn,  dass  bei  nochmaliger  Erwägung  der  obwal- 
tenden Verhältnisse  und  Prüfung  der  für  den  einen  und  är 
den  anderen  Vorschlag  vorhandenen  Gründe  die  übrige 
Regierungen  geneigt  sein  werden,  sich  mit  der  könign* 
württembergischen  zu  dem  ersten  Vorschlage  zu  vereinige, 
der  bei  der  ersten  Proposition  bereits  mehrere  Stimmen  fc 
sich  hatte  und  auch  in  den  von  einer  Seite  mitgetheOia 
Entwurf  der  Antwortsnote  aufgenommen  worden  war. 

In  der  zu  erlassenden  Antwortsnote  würde  derselbe  *• 
den  proponirten  Wahlmodus  anzureihen,  in  der  Instructfe 
des  Geschäftsträgers  Kölle  aber  diesem  zu  eröffnen  ses. 
dass,  wenn  die  Curie  wünsche,  den  Fall  mit  dem  prea»- 
schen  ganz  gleich  zu  stellen,  man  auch  auf  die  Ver- 
legung der  Wahlliste  verzichten  werde,  da  jene  zur  Ei» 
chung  des  Zweckes  nicht  nöthig  ist 

Alles  Vorhergehende  findet  in  ähnlicher  Weise  sei* 
Anwendung  auf  die  Wahl  sämmtlicher  Mitglieder  des  C** 
pitels. 
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Auf  die  übrigen  bei  dieser  Veranlassung  besprochenen 
Verhandlungspunkte  übergehend,  so  hat  man  zu  bemerken, 
dass,  aus  Rücksicht  auf  den  anderer  Seits  geäusserten  Wunsch, 
Württemberg  den  Antrag  wegen  Verstärkung  der  Wahl- 
collegien  durch  Ehrendecane  ganz  beruhen  lassen  will. 


XLIX. 

Nassauische   Denkschrift  über  das   württembergische  Cir- 
cular in  katholischen  Kirchensachen,  d.  d.  Frankfurt,  den 

8.  Juni  1826. 

Zwei  Differenzen  sind  es  eigentlich ,  welche  nach  der 
in  Frankfurt  am  30.  April  1826  über  die  Annahme  des 
päpstlichen  Ultimatums  und  dessen  Vollzug  stattgefundenen 
Uonferenz  sich  erhoben  haben,  nämlich: 

1)  über  die  genauere  Bestimmung  der  Wahl- 
form der  Bischöfe  und  Domherren; 

2)  über  separate  Einsetzung  des  Erzbischofs 
zu  Preiburg. 

Ad  1)  Das  römische  Ultimatum  statuirt  eine  von  den 
Domcapiteln  vorzunehmende  Wahl  zur  Besetzung  des  erz- 
bischönichen  und  der  bischöflichen  Stühle,  und  bestimmt,  um 
dem  Landesherrn  sein  Recht  des  Ausschlusses  unangenehmer 
Personen  vom  Landesbisthum  zu  wahren,  dass  derselbe  von 
der  vor  der  Wahl  ihm  vorzulegende  Liste  der  als  wählbar 
in  Aussicht  genommenen,  die  personas  minus  gratas  strei- 
chen möge,  so  zwar,  dass  jedoch  noch  eine  zureichende  An- 
zahl von  Wahlcandidaten  übrig  bleibe.  —  Da  jedoch  hier- 
bei der  Fall  eintreten  kann,  dass  lauter  minus  gratae  per- 
sonae,  oder  alle  bis  auf  einen,  welcher  persona  grata  wäre, 
minus  gratae  sich  auf  der  Liste  befinden  Könnten;  so  könnte 
zwar  streng  genommen  auch  bei  der  vorliegenden  Fassung 
des  Ultimatums,  der  Landesherr  im  ersten  Falle  die  ganze 
Liste  als  unannehmbar  zurückgeben,  und  im  anderen  Falle 
alle  in  Antrag  gebrachten  streichen,  bis  auf  den  einen,  der 
als  persona  grata  erscheint;  denn  diese  Fassung  unterstellt, 
dass  unter  den  in  der  Liste  verzeichneten  doch  wohl  meh- 
rere personae  gratae  sich  befinden  würden,  und  zwar  in 
solcher  Anzahl,  dass  aus  ihnen  noch  eine  Auswahl  möglich 
sei.  Hätte  also  das  Domcapitel  lauter  personas  minus  gratas 
in  Antrag  gebracht,  so  fände  sich  diese  päpstliche  Unterstellung 
nicht  erfüllt,  das  Domcapitel  müsste  mithin  eine  neue  Liste 
anfertigen.    Im  zweiten  Fall  müsste  es  aus  eben  dem  Grunde 
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eine  neue  Anzahl  der  nicht  gestrichenen  persona  grata  bei- 
fügen, weil  sonst  eine  zur  Auswahl  hinreichende  Zahl  ?% 
Wählbaren  nicht  vorhanden  wäre.  —  Insoweit  und  unUi 
dieser  Interpretation  des  Ausdruckes  minus  grati 
persona  könnte  sogar  das  nach  dem  Vorgange  von  Preosci 
zu  verlangende  päpstliche  Breve  ,  worin  die  Domcaphd  y* 
sitiv  angewiesen  werden,  nur  Regi  (principi^  personas  graa* 
zu  wählen ,  ganz  entbehrt  werden.  Allein  aa  der  Ausdrxi 
„minus  grata  persona"  nur  eine  Comparation  ausspricht  cü 
mithin  auch  so  gedeutet  werden  kann,  dass  der  Landesk? 
unter  denen  in  der  Liste  verzeichneten  Diejenigen  zu  stre- 
chen  berechtigt  sein  solle,  welche  in  Beziehung  und  im  Ver- 
gleich mit  den  Uebrigen  die  Unliebsten  (weniger  Angeoek 
men)  sind,  und  die  Uebrigen  also  (obgleich  sie  ihm  ckk 
viel  lieber  sind)  in  solcher  Anzahl  stehen  bleiben  sollen,  &* 
eine  Wahl  stattfinden  kann,  so  würde  es  nicht  verfaiftkil 
werden  können,  dass  doch  unter  zwei  an  sich  nicht  auf- 
nehmen Personen  einer  zum  Bisthum  befördert  ww 
Dieses  äusserst  unangenehme  Ereigniss  gänzlich  unnrö^fri 
zu  machen,  ist  der  diesseitige  Antrag  dahin  gestellt  words- 
dass  der  Papst  in  einem  besonderen  Breve  die  Domcapfci 
anweisen  soll,  nur  personas  gratas  auf  die  Wahlliste  a 
bringen.  Die  Folge  davon  ist,  dass  der  Landesherr  fr 
ganze  Liste  zurückgeben,  oder  nach  Belieben  nur  einen,  eis 
zwei  stehen  lassen  kann.  —  Im  letzten  Falle  geht  die  Witi 
vor  sich,  denn  unter  zweien  ist  eine  Wahl  möglich. 

Das  Verlangen  eines  solchen  Breve  vom  Papst  fiep 
auch  so  nahe  und  schliesst  sich  so  eng  an  den  Ausdruck  &* 
Ultimatums,  dass  es  gar  nichts  Anderes  enthält,  als  nur  t» 
nähere  Interpretation  des  Ausdrucks  minus  grata  per*» 
Erklärt  aber  der  Papst,  wenn  ihm  die  oben  angefuktft 
beiden  Interpretationen  dieses  Ausdrucks  bemerklieb  p 
macht  werden,  dass  die  erste  derselben  diejenige  sei,  in  de« 
Sinn  der  Ausdruck  in  Rom  verstanden  werde,  dann  ist  <fe* 
Erklärung  genügend,  und  ein  Breve  gar  nicht  nöthig,  iwlt» 
dem  Domcapitel  diese  päpstliche  Interpretation  bekannt^ 
macht  wird.  Die  Curie  kann  aber  nicht  ausweichen,  e* 
weder  die  erste  Interpretation  zu  geben,  oder  das  Bitw: 
denn,  wenn  ihr  bemerklich  gemacht  wird,  dass,  wenn  &* 
Landesherr  unter  minus  gratis  personis  (im  Vergleich  pps 
viele  andere  Würdige  und  Angenehme)  nur  einige  zu  dv 
chen  berechtigt  sein  solle,  so  wäre  sein  Hecht  des  Veto  &? 
alle  Wirkung;    dann   kann  sie  nicht  anders,   als  diesf  rat 
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kommen  gegründete  Bemerkung  als  solche  anzuerkennen  und 
wird  sie  auf  eine  Art  zu  beseitigen  sich  genöthigt  sehen. 

Dieses  Verlangen  ist  auch  nicht  als  ein  absolutes  Veto 
(welches  bekanntlich  Rom  nie  zugesteht;  folglich  hierüber 
sich  in  keine  Unterhandlung  einlässt,  mithin  auch  über  ein 
solches  keine  Uebereinkunft  möglich  ist)  zu  achten,  sondern 
es  betrifft  nur  die  Vorbereitung  zu  einer  wirklichen  nachher 
stattfindenden  Wahl,  welche  bei  einem  absoluten  Veto  nicht 
möglich  ist.  — 

Bei  dieser  Einrichtung  opfert  der  evangelische  Landes- 
herr von  dem  Recht  der  Nomination,  welches  die  katho- 
lischen Regenten  mit  Roms  Einverständniss  besitzen,  nur  das 
seinem  Domcapitel  auf,  dass  dieses  unter  zwei  von  ihm  No- 
minirten  einen  auswählt,  und  zwei  Geistliche  werden  doch 
wohl  immer  gleichzeitig  in  einem  Lande  sein,  welche  der 
Landesherr  als  Bischöfe  brauchen  kann;  es  stände  ja  höchst 
schlimm  mit  der  Geistlichkeit,  und  könnte  der  Landesherr, 
selbst  wenn  er  das  Nominationsrecht  hätte,  in  Verlegenheit 
kommen,  wenn  er  z.  B.  eben  den  einzig  Würdigen  nominirt 
hätte,  und  dieser  bald  darauf  stürbe,  oder  ein  Würdiger 
ebensowenig  vorhanden  wäre,  als  zwei? 

Vergleicht  man  nun  diese  Einrichtung  mit  der  im  König- 
reich Preussen  eingeführten,  so  unterscheiden  sich  beide  in 
ihrem  Zweck  und  Wesen  nur  darin,  dass  die  preussische 
Procedur  wohl  etwas  kürzer  sein  dürfte,  denn  eine  Wahl 
findet  noch  bei  den  Einrichtungen  statt,  und  die  von  einer 
Seite  geäusserte  Meinung,  als  stehe  dem  König  von  Preussen 
eine  Art  von  absolutem  Veto  zu,  beruht  auf  einer  Vor- 
aussetzung, die  in  dem  päpstlichen  Breve  nicht  begründet 
sein  dürfte,  denn  eine  Wahl  muss  dem  Domcapitel  auch  nach 
diesem  Breve  gelassen  werden,  eine  solche  spricht  auch  die 
Bulle  De  salute  animarum  dem  Domcapitel  zu,  und  zwar  mit 
den  Motiven  zu,  dass  der  Papst  glaube,  den  Domcapiteln 
etwas  sehr  angenehmes  zu  erweisen,  indem  er  die  in  Deutsch- 
land früher  bestandene  freie  Bischofswahl  denselben  erhalten 
habe.  Der  König  kann  mithin  seinen  Einfluss  nicht  weiter 
ausdehnen,  als  auch  die  Regenten  des  Vereins,  nämlich  das 
Domcapitel  auf  die  Auswahl  von  zwei  ihm  angenehmen  Per- 
sonen beschränken.  — 

Es  scheint  daher  nicht  rathsam,  diese  Einrichtung  vom 
Papste  zu  verlangen,  da  hierdurch  die  Unterhandlungen  über 
das  Ultimatum,  mit  welchem  dieses  Verlangen  in  keiner 
Verbindung  steht,  den  ganzen  §.  1  des  Ultimatums  ver- 
nichten würde,  und  einen  anderen  substituiren. 
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Sodann  würde  der  S.  4  desselben  doch  wieder  das 
neuen  Antrag  nöthig  machen,  indem  hierin  dem  Landeshern 
auch  das  Streichen  der  Personen,  welche  als  minus  gm* 
erscheinen,  auf  dem  Verzeichniss  zugestanden  ist,  wdeke 
Berechtigung  der  König  von  Preussen  nicht  hat,    indem  d* 

£reussische  Breve  sich  bloss  auf  die  Bischofewahlen  beriet 
diesen  neuen  Verwickelungen  wird  ausgewichen  durch  da 
einfachen  in  der  doppelt  möglichen  Interpretation  des  Ab- 
drucks minus  gratae  gegründeten  Antrag  auf  ein  densdba 
näher  bestimmendes  Breve,  welches  die  Domherren  anwest 
nur  personas  gratas  auf  die  Liste  zu  bringen ,  und  die  Le- 
desherrn  erhalten  eben  das,  was  Preussen  besitzt,  und  znr 
ohne  jene  Opfer,  zu  welchen  dieses  sich  verstanden  hat,  ds 
Es  dem  Papste  die  höchste  Dignität  im  Capitel,  und  & 
Hälfte  der  Dompräbenden  zu  besetzen  zugestanden  hat  — 


L. 

Württembergfisch-badische  Note  vom  4./7.  September  m 

an  den  Cardinal  Sommaglia. 

Parmi  les  diffcrentes  Notes  de  S.  Eminence  edle  h 
16  Juin  1825  avec  son  annexe  a  du  de  pr^ference  faff 
l'attention  des  Princes  et  Etats  r6unis.  Ils  y  ont  vu  «vec 
satisfaction  que  S.  S.  a  l'intention  de  completer  par  «r 
bulle  suppl&nentaire  celle  de  Son  auguste  predecesseur  Prv- 
vida  sollersque  dans  les  dispositions  les  plus  urgentes  <j» 
restent  encore  k  regier  apr&s  que  la  circonscription  des  dioe 
efeses  et  la  dotation  des  sieges  dpiscopaux,  des  chapitres  d 
des  s&ninaires  ont  ddjk  eu  lieu  prec^demment,  et  aecartff 
de  la  präsente  nggociation  toute  autre  discussion  qui  pourrsh 
la  compliquer.  Les  Princes  et  Etats  röunis  partagent  p^ 
faitement  la  conviction,  que  cette  marche  est  plus  propre  q* 
toute  autre  k  amener  une  issue  heureuse,  but  constant  & 
leurs  voeux  les  plus  sinc&res.  Partant  de  ce  point  de  ?se 
les  Princes  et  Etats  rdunis  ont  examind  avec  la  sollicitude  b 
plus  consciencieuse  Tannexe  k  la  note  du  16  Juin  1825,  ä 
c'est  avec  une  satisfaction  non  moins  grande,  qulls  ont  ers 
pouvoir  fonder  sur  le  contenu  des  quatre  premiers  arüd« 
respoir  d'arriver  k  ce  resultat  si  d&ire,  moyennant  une  wt- 
sure  complementaire  que  la  Cour  de  Korne  trouvera  tont 
autant  fondöe  dans  Ses  intdrßts  que  dans  les  leurs,  et  doct 
la  demande  se  trouve  d'ailleurs  appuy^e  par  l'intention  fiff- 
mellement  enonede  au  nom  de  S.  S.    Elle-meme,   de  voabir 
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rapprocher  les  negociations  präsentes  de  Celles  suivies  avec 
les  Cours  de  Berlin  et  de  Hanovre. 

Le  mode  propos^  par  S.  S.  pour  le  choix  des  ^v^ques, 
du  doyen  et  des  membres  des  chapitres  peut  donner  Heu  k 
des  interpr&ations  difförentes  et  admet,  suivant  qu'on  adopte 
l'une  ou  l'autre  de  Celles  aüxquelles  le  sens  littäral  se  prete, 
la  possibilitä  de  voir  arriver  aux  si&ges  ^piscopaux  et  aux 
places  vacantes  dans  les  chapitres  des  individus  qui  ne 
seraient  point  agröables  aux  gouvernements  respectifs.  Les 
graves  inconvänients  qui  r&ulteraient  nöcessairement  de  toute 
incertitude  k  cet  ^gard,  et  k  plus  forte  raison  d'un  ^tat  de 
ddsunion  qui  pouvait  en  etre  la  suite,  non  moins  pröjudi- 
ciable  au  bien  de  l'^glise  qui  r^clame  Taccord  de  ses  ini- 
nistres  avec  les  gouvernements,  qu'k  celui  de  l'ötat,  hnposent 
aux  Princes  et  Etats  röunis  le  devoir  d'aviser  aux  moyens 
de  le  prövenir  pour  tous  les  cas  possibles.  Ls  ne  sauraient 
douter  que  S.  S.  ne  se  trouve  pariaitement  dispos^e  k  räunir 
Ses  efforts  aux  leurs  pour  parvenir  au  mgme  mit,  la  propo- 
sition  en  question  reposant  ^videmment  sur  le  m^me  principe, 
8avoir  que  les  si&ges  £piscopaux  et  les  places  vacantes  dans 
les  chapitres  ne  doivent  etre  occup^es  que  par  des  personnes 
ui  aient  l'agröment  des  gouvernements :  ce  principe  reconnu 
e  part  et  a'autre,  il  ne  s'agit  plus  que  de  s'entendre  sur 
teile  explication  de  la  proposition,  qui  ne  laisse  aucun  doute 
sur  la  mani&re  de  l'appliquer. 

La  mesure  complömentaire  que  les  Princes  et  Etats 
reunis  regardent  pariaitement  propre  pour  atteindre  ce  but 
commun,  en  tant  qu'elle  ^carterait  d^finitivement  toute  obscu- 
rit^  d'un  objet  aussi  irnportant,  mesure  que  les  soussignös 
sont  chargds  par  cons^quent  de  proposer  formellement  a  S. 
S.  de  la  part  des  Princes  et  Etats  reunis  comme  condition 
de  leur  aahesion  aux  quatre  premiers  articles  de  l'annexe  k 
la  note  du  16  Juin  1825,  consisterait  dans  des  lettres  aposto- 
liques  explicatoires  de  la  bulle  suppl&nentaire  adress^es  aux 
£veques  et  k  chaque  cbapitre  de  la  province,  par  lesquelles 
toute  obscurit^  sur  le  sens  dans  lequel  la  proposition  en 
question  doive  6tre  appliqu^e,  se  trouverait  complfetement 
lev^e  de  mani&re  que  ceux-ci  aient  k  s'entendre  avec  les  gou- 
vernements respectifs  avant  l'£lection  aux  sifeges  öpiscopaux 
et  aux  places  des  doyens  et  autres  vacantes  dans  les  cha- 
pitres, ann  que  le  choix  ne  tombe  que  sur  des  personnes  qui 
aient  Fagröment  des  gouvernements.  Par  cette  mesure  le 
mode  d'election  des  öveques  et  des  membres  des  chapitres 
se  trouverait  absolument  ötabli   sur  les  bases  des  arrange- 


i 


152  LJ.    Instruction  für  d.  wnrttemb.  Legatioiurath  ▼.  KöBe. 

ments  pris  par  S.  S.  de  concert  avec  les  Cour»  de  Berin  « 
de  Hanovre  pour  le  m€me  objet 

U. 

Instruction  für  den  württembergischen  Iiegatioiisrstli  wt 
Koelle,  wonach  derselbe  als  Geschäftsträger  der  In  laoti- 
schen Kirohenangelegenheiten  vereinten  deutschen  Buad» 
staaten,  sein  Benehmen  bei  der  in  Folge  der  Höte  da 
Cardinal-Staatssecretfirs  vom  16.  Juni  v.  J.  <1825)  sa  er* 
nenden  Verhandlungen  zu  bemessen  hat. 

In  dem  ersten  dieser  etc.  Anträge  ist  den  Domcsyrtek 
die  Wahl  zur  Besetzung  des  künftig  m  Erledigung  kason» 
den  erzbischöflichen  und  der  bischöflichen  Sitze  bdsdep 
und  zugleich  festgesetzt,  dass  von  der  —  dem  Landesfcsn 
vorzulegenden  Wahlliste  die  —  nach  dessen  Urtheil,  mau 
gratae  personae  gestrichen  werden  sollen,  so  zwar,  dsssme 
zur  Wahl  hinreichende  Zahl  von  Candidaten  übrighloba. 
aus  denen  alsdann  die  Wahl  vorgenommen  werden  solL 

Es  kann  keinem  Zweifel  unterließen ,  dass  Sinn  «ei 
Zweck  dieser  Bestimmung  dahin  gehe,  dass  nur  eine  —  dea 
Landesherrn  angenehme  Person  zum  erzbischöflichen  oder 
zu  einem  bischöflichen  Sitze  gelange;  dieser  Grundsatz  itf 
auch  zu  innig  mit  dem  unzertrennbaren  Wohle  des  Stute 
und  der  Kirche  verwebt,  als  dass  er  nicht  als  einverstaada 
angesehen  werden  müsste.  — 

Hiervon  ausgegangen,  so  ergiebt  sich  aber,  dass  die  e- 
wähnte  Proposition  den  damit  verbundenen  Sinn  undeotfek 
ausdrückt  und  daher  bei  der  Anwendung  zu  störenden  Misv 
Verständnissen  fuhren  kann.  Denn  so  könnte  es  sich  2.  & 
ereignen,  dass  die  Capitel  bei  einer  von  ihnen  zu  treffend« 
Wahl  nur  personae  minus  gratae  auf  die  Wahlliste  setzten, 
und  dass  mithin  der  Landesherr  in  den  Fall  käme,  die  WaU- 
liste   als  ungeeignet  zu  Aufstellung  einer  andern  zurück»- 

Sieben.  Ebensowohl  wäre  der  Fall  gedenkbar,  dass  sirans- 
iche  auf  die  Liste  gebrachte  Candidaten  mit  Ausschluss  eiset 
Einzigen,  minus  gratae  wären,  und  dass,  da  nach  derE&fi- 
nation  der  letztern  keine  Wahl  mehr  möglich  wäre,  die  lite 
gleichfalls  zur  Anfertigung  einer  anderen  zurückgegeta 
werden  müsste.  —  Diese  Vorgänge  könnten  sich  selbst  mehr- 
mals wiederholen ,  und  dadurch  Missverständnisse  auf  Mbs- 
verständniBse,  und  Anstoss  auf  Anstoss  gehäuft  werden. 

Es  könnte  aber,  um  bei  denselben  Beispielen  stehen  0 
bleiben,    selbst  mit   Verkennung    des   Geistes   und   Zwecks 
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der  Proposition  diese  so  gedeutet  werden  wollen,  als  bezöge 
sich  der  Ausdruck  „minus  grata  persona"  nur  auf  eine  Com- 
paration  unter  denen  auf  die  Wanlliste  gebrachten  Personen, 
so  dass  der  Landesherr  nur  die  Elimination  der  —  beziehungs- 
weise weniger  angenehmen  Candidaten  begehren  könnte, 
während  sämmtliche  auf  die  Liste  gebrachten  Personen  nicht 
angenehm  seien. 

Es  ergiebt  sich  von  selbst ,  zu  welchen  unabsehbaren 
Irrungen  vollends  diese  zwar  irrige,  aber  doch  gedenkbare 
Deutung  fuhren  würde,  wenn  selbst  die  vorher  angeführte 
richtige  Auslegung  jenen  nicht  zu  begegnen  vermochte.  — 
Diese  Beispiele  mögen  genügen,  um  die  Behauptung  zu  er- 
läutern; dass  die  Fassung  der  Proposition  den  mit  ihr  einzig 
zu  verbindenden  richtigen  Sinn  nicht  mit  der  Deutlichkeit 
ausspricht,  welche  ein  Gegenstand  von  der  Wichtigkeit  und 
die  Verhütung  künftiger  Irrungen  der  ärgerlichsten  und 
nachtheiligsten  Art  fordern.  Der  zum  Grunde  liegende 
Zweck  kann  dagegen  auf  das  Vollständigste  durch  eine  vor- 
läufige Verständigung  der  Capitel  mit  der  Regierung  bei  der 
zu  treffenden  Wahl  erreicht  und  nach  der  Ueberzeugung 
der  vereinten  Regierungen  nur  durch  diese  Massregel  — 
mit  der  Proposition  in  Verbindung  gesetzt,  sicher  gestellt 
werden.  — 

Diese  Betrachtungen,  indem  sie  das  Verlangen  von  Sei- 
ten der  vereinigten  Regierungen  rechtfertigen,  dass  jede  Un- 
deutlichkeit  in  diesem  Punkte  —  durch  eine  vollkommen  ge- 
naue, keine  verschiedenartige  Deutung  weiter  zulassende  Er- 
klärung wie  die  Note  sie  bezeichnet,  beseitigt  werde,  müssen 
zugleich  dem  päpstlichen  Hofe  die  Ueberzeugung  von  der 
Notwendigkeit  einer  solchen  Erklärung  geben. 

Man  hat  hierbei  zunächst  dasjenige  Breve  im  Auge  ge- 
habt, welches  der,  Papst  Pius  VII.  —  zugleich  mit  der  Bulle 
„De  Baiute  animarum",  an  die  Domcapitel  der  preussischen 
Monarchie  erlassen  und  worin  er  ihnen  zur  Pflicht  gemacht 
hat,  nur  eine  dem  König  angenehme  Person  zum  Bischof  zu 
wählen;  man  sieht  dieselbe  Form  für  die  geeignetste  an  und 
hegt  daher  ganz  vorzüglich  den  Wunsch,  dass  der  Papst  die 
Ausfertigung  der  Ergänzungsbulle  mit  der  Erlassung  •  eines 
ähnlichen  Breve  begleiten  möchte.  So  lebhaft  jedocn  auch 
dieser  Wunsch  und  die  Ueberzeugung  von  der  Zweckmässigkeit 
dieser  Massregel  ist,  und  so  sehr  er  auch  durch  den  Vorgang  in 
Preussen  gegen  jeden  Einwand  gerechtfertigt  und  durch  die 
Erklärung  des  päpstlichen  Hufes,  zur  Basis  einer  Ueberein- 
kunft  mit  den  vereinigten  Regierungen  —  die  mit  der  Krone 
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Preussen  getroffene  zu  nehmen;  so  hat  man  doch  das  Ver- 
langen nicht  unbedingt  auf  dieselbe  Form  stellen,  sanden 
nur  den  Geschäftsträger  Geheimen  Legationsrath  Koeile  an- 
weisen wollen,  auf  ein  solches  Breve,  als  das  geeignetste  nnd 
wünschenswertheste  Mittel  zum  Zwecke,  ganz  vorzuglich  «f 
merksam  zu  machen,  und  für  die  Wanl  desselben  alles  Aa- 
gefiihrte  nachdrücklich  geltend  zu  machen. 

Wenn  jeder  Anstand  in  diesem  Punkte,  unter  der  Tor 
aussetzung  der  Ertheilung  eines  derartigen  Breve,  sogkid 
als  vollständig  erledigt  angesehen  werden  könnte;  so  hatdt- 
gegen  der  Geschäftsträger  etc.  Koeile  abweichende  Anträge 
des  päpstlichen  Hofes  lediglich  ad  referendum  zu  nehmet 
und  sich  auf  keinen  —  die  verlangte  Garantie  nicht  voll- 
ständig gewährenden  Vorschlag  auf  irgend  eine  verbindliche 
oder  auch  nur  präjudicirliche  Weise  einzulassen. 

Von  den  Wahlen  zu  den  erledigten  Stellen  in  den  Doa- 
capiteln  gilt  dasselbe ,  was  in  besonderer  Beziehung  auf  dk 
vierte  Proposition  zu  bemerken  ist. 

Etc. 

LH. 

Depesche  des  badischen  Ministers  von  Berstett  vom  29.  Juri 
1826  an  den  badischen  Unterhändler  von  Genotte  in  Bon 


Pour  ce  qui  regarde  le  premier  obstacle  concernani  k 
mode  d'election  des  eveques,  il  s'est  eleve*  tout  recemmas 
entre  les  Cours  r^unies  une  contestation  que  le  Grand  Dac  * 
trouve  de  nature  k  etre  portee  immediatement  k  la  cohbäj*- 
sance  confidentielle  de  la  Cour  de  Rome.  En  s'acquittaat 
de  cette  communication  S.  A.  R.  croit  donner  une  nouveBe 
preuve  de  la  confiance  illimitee  qu'Elle  place  en  S.  S**- 

La  Cour  de  W.  vient  de  declarer  par  une  note  circa- 
laire  du  3  Juin  d'une  maniere  tres-positdve  qu'Elle  ne  poa- 
vait  accepter  le  mode  propose^  pour  Pelection  des  eveques  et 
des  membres  des  chapitres  que  sous  la  condition  a)  que  k 
Cour  de  Rome  ordonne  aux  chapitres  par  un  bref  analogue 
k  celui  pour  le  royaume  de  Prusse  de  n'elire  comme  eveqse 
nul  autre  que  personam  principi  gratam,  et  b)  que  le  S. 
Pere  donne  k  ce  bref  encore  une  plus  grande  extension 
qu'en  Prusse ;  en  ordonnant  aux  chapitres  de  n'elire  anx 
places  vacantes  des  chapitres  que  persona«  principi  grata** 

Les  Cours  de  Hesse-Darmstadt;  Cassel  et  Nassau  se  tont 
egalement  decid^es  k  n'accepter  le  mode  propos6  pour  Meo- 


j 
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tion  des  6v6ques  qu'avec  des  modifications,  mais  ils  ont  cru 
faire  une  chose  agr^able  au  S.  Sifege  en  ne  demandant  pas 
un  veto  absolu  comme  la  Cour  de  W .  et  en  se  bornant  sim- 
plement  k  prier  le  S.  Pfere  d'adresser  aux  6veques  et  aux 
chapitres  un  bref  dans  lequel  il  leur  serait  enjoint  de  ne 
mettre  sur  la  liste  des  candidats  pour  les  si&ges  öpiscopaux 
et  les  places  vacantes  des  chapitres  que  des  personnes 
agr^ables  aux  gouvernements. 

II  ne  pouvait  öchapper  k  ces  gouvernements  que  l'in- 
fluence  des  Etats  reunis  sur  les  ^lections  se  trouvait 
suffisamment  garantie  par  la  disposition  que  la  liste  des 
candidats  leur  devait  6tre  soumis  pr&dablement,  mais  ils 
se  sont  abandonnös  n&nmoins  k  lespoir  que  le  S.  Si&ge 
ferait  quelque  chose  de  plus,  afin  qu'aucune  ambiguite 
ne  subsistät  et  pour  terminer  les  n^gociations  k  la  satis- 
faction  de  toutes  les  parties  intäress^es.  —  La  Cour  grand- 
ducale  de  Bade  quoique  intim^ment  convaincue  qu'il  n'y  avait 
aucune  n&essitä  urgente  &  demander  le  bref  susdit  a  n£an- 
moins  cru  que  la  Cour  de  Rome  ne  se  refuserait  pas  de  l'ac- 
corder  aux  Etats  reunis  parcequ'il  ne  pouvait  nuire  en 
aucune  maniire  aux  droits  du  S.  bi&ge  et  parcequ'il  pouvait 
servir  a  donner  aux  chapitres  une  garantie  de  plus  de  la 
libert^  des  elections. 

Par  ces  raisons  S.  A.  R.  le  Drand  Duc  a  donnö  la  pre- 
ftrence  k  la  proposition  des  Cours  de  Hesse  et  de  Nassau, 
mais  il  ne  veut  emettre  k  cet  ögard  aucune  opinion  definitive 
avant  de  connaitre  k  fond  la  mani&re  dont  la  Cour  de  Rome 
envisage  cette  question. 

Vous  voudrez  bien  observer  en  ineme  temps  que  les  Etats 
reunis  accepteraient  trfes-volontiers  le  mode  a&ection  modifie 
d'aprfes  les  propositions  du  Wurt.  et  qu'ils  ne  se  sont  d£- 
clar^s  pour  une  proposition  qui  laisse  intacte  le  mode  d'dlec- 
tion  propos^  par  S.  S**  que  parcequ'ils  sont  persuad&  <jue 
le  gouvernement  de  Prusse  a  fait  concernant  la  nomination 
aux  chapitres  des  concessions  auxquelles  ils  ne  pourraient 
jamais  souscrire. 

Lin. 

Analyse    der  Note    des   badischen  Ministers  von  Berstett 
vom  8.  Juli  1826  an  den  Cardinal  Sommaglia. 

Baden  sei  es  gelungen  die  übrigen  Höfe  zu  bewegen, 
de  ne  plus  s'appuyer  sur  les  principes  contenus  dans  la  soi- 
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disant  Pragmatique,  et  de  consentir  k  ce  que  rUltnnatum  fe 
ins^rö  litt&ulement  dans  la  balle  suppl&nentaire  et  pubKei 
meme.  Par  lk  le  but  principal  se  trouve  atteint  S'il  exfeß 
nöanmoins  encore  une  divergence  d'opinions  entre  les  Cosb 
reunies,  j'ose  remarquer  k  V.  E.  que  peutetre  an  passage  deS» 
Note  du  16  Juin  1825  y  a  donnä  lieu.  Dans  cette  note  3 
est  dit,  que  S.  Su-  a  rappochö  les  n^gociatioiis  actuelles  te 
celles  suiyies  avec  les  Cours  de  Berlin  et  de  Hanovre.  ä 
que  c'est  dans  ces  sources  qu'EUe  a  puisö  les  proposttks 
remises  aux  Etats  röunis.  Cette  d^claration  a  fait  rate 
Yiiie  de  demander  k  la  Cour  des  lettres  apostoliques  see- 
blables  k  celles  accordöes  aux  chapitres  de  la  Monarch» 
Prussienne,  et  V.  E.  sentira  combien  il  nous  a  £te  difüeik 
d'öcarter  entiferement  cette  demande.  S.  A.  R.  le  Gnai 
Duc  k  n^anmoins  insistä  sur  l'acceptation  pure  et  simple  de 
rUltimatum.  mais  malgrä  tous  Ses  efforts  II  n'a  pas  reoas 
k  ramener  les  autres  Cours  k  Son  opinion.  Dans  ces  cirto- 
stances  et  pour  ne  pas  compromettre  toute  la  n^gociaüon  ä 
A.  R.  a  du  Se  contenter  pour  le  moment  d'avoir  d&ide  la 
Cours  de  Hesse-Darmstadt,  Hesse-Cassel  et  de  Nassau  de  ne 
demander  ces  lettres  que  dans  un  sens  qui  s'accorde  pff- 
faitement  avec  TUltimatum  et  qui  laisse  subsister  tonte  k 
libert^  de  Pßlection  en  donnant  toute-fois  aux  Grouverneme* 
une  garantie  de  plus  de  ce  qu'aucun  individu  desagreaUe 
ne  puisse  etre  6lu.  Votre  Eminence  me  r&pondra  sans  doofe 
que  cette  garantie  se  trouve  d6jk  dans  1' Ultimatum  et  je  sab 
si  loin  de  le  nier,  que  je  Tai  meme  fait  d£clarer  hauten»! 
aux  conförences  de  Francfort;  mais  si  les  autres  Gouverne- 
ments sont  d'une  autre  opinion,  et  s'ils  demandent,  que  Sa 
Saintetä  veuille  bien  expliquer  les  propositiona  en  questics 
dans  le  Bens,  qu'Elle  y  attache  Elle-mßme,  et  si  ennn  cette 
d^claration  parait  necessaire  pour  lever  la  derniere  difficaite, 
qui  s'oppose  k  Tarrangement  d&initif  des  affaires  ecdesiasä- 
ques  de  l'Eglise  catholique  dans  les  Etats  r&uiis,  il  m'est 
permis  d'esp^rer,  que  V.  E.  ne  me  refusera  pas  son  puüsssct 
appui. 

....  Der  Grossherzog  trage  auf,  de  declarer  expressänetf 
a  V.  E.  qu'EUe  est  decia^e  k  accepter  la  bulle  suppl&nentaire 
dans  laquelle  serait  ins^re  PUltimatum  du  16/6  25  comae 
faisant  suite  k  la  bulle  Provida  sollersque  et  de  la  publkr 
pour  ses  sujets,  persuad^e  que  la  Cour  de  Rome  saora  re- 
soudre  d'une  manifere  quelconque  les  difficultes  secondaires 
r&ultantes  de  la  demande  des  autres  Etats  räunis  concernaat 
les  lettres  apostoliques. 
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LIV. 

Hote   des   Cardinals   Sommaglia  an  den  badischen  Minister 

von  Berstett  vom  2.  August  1826. 

Je  me  suis  fait  un  devoir  de  mettre  sans  delai  sous  les 
yeux  du  St.  Pere  la  lettre  que  V.E.  m'a  fait  Thonneur  de 
m'adresser  en  date  du  8  Juiilet.  Le  sincere  d^sir  dont  S.  S^- 
est  anim^e  de  voir  k  la  fin  arrangees  d'une  mani&re  satis- 
faisante  les  affaires  ecctesiastiques  de  l'Eglise  Catholique  dans 
les  Etats  du  Sud  de  l'AUemagne  Lui  a  fait  lire  avec  le  plus 
vif  int^ret  le  r^sultat  des  d^marches  que  S.  A.  R.  le  Grand- 
Duc  de  Bade  a  faites  pour  amener  les  autres  Souverains 
Protestants  de  la  Conf&Wration  Germanique  dans  la  rösolu- 
tion  de  ne  plus  s'appuyer  sur  les  principes  contenus  dans  la 
soi-disant  Pragmatique  et  de  consentir  a  l'acceptation  pure 
et  simple  de  ['Ultimatum  proposä  avec  ma  note  du  16  Juin 
de  Tannöe  dernifere. 

Le  S.  Pere  y  a  reconnu  cet  esprit  juste  qui  distingue 
S.  A.  K.  ainsi  qu'une  nouvelle  preuve  de  la  puret£  de  ses 
intentions  bienveillantes  pour  le  bien-etre  de  ses  sujets  ca- 
tholiques,  et  pour  le  maintien  des  principes  conservateurs  de 
lordre  et  de  la  tranquillitä  publique.  Si  le  succ&s  de  ces 
demarcheß  n'a  jusqu'k  präsent,  complettement  räpondu  aux 
Toeux  de  S.  A.  B.  et  aux  efforts  de  son  digne  Ministre,  le 
S.  Pere  n'ep.  saurait  moins  appr^cier  la  valeur,  ni  leur  en 
tämoigner  moins  sa  reconnaissance.  U  est  cependant  a  es- 
pörer  que  la  Providence  daignera  couronner  avec  le  plus 
heureux  resultat  des  vues  aussi  pures  et  de  si  nobles  efforts. 

V.  E.  a  tr&s-justement  observö  que  dans  TUltimatum  du 
St.  Pfere  se  trouve  la  garantie  que  les  Souverains  peuvent 
d^sirer  dans  les  ^lections,  car  V.  E.  aura  dans  doute  remar- 
qu4  que  selon  les  expressions  de  rUltimatum  les  Candidats 
qui  peuvent  avoir  place  dans  la  liste  a  präsenter  aux  Sou- 
verains doivent  etre  propres  k  gouverner  leur  Dioc&se  non 
seulement  avec  cet  esprit  de  saintete  qui  doit  distinguer  les 
Eveques  mais  aussi  avec  sagesse  „dignos  et  idoneos ....  ad 
Ecclesiam  sancte  sapienterque  regendam".  Or  tels  indi- 
vidus  ne  sauraient  etre  dösagr^ables  a  leurs  Souverains. 
Mais  outre  cela  les  Souverains  n'ont  ils  pas  garantie  de  pou- 
voir  indiquer  aux  Chapitres  ceux  parmi  les  Candidats  qui  ne 
leur  seraient  pas  agr^ables?  Et  le  St.  Pere  doit-il  faire 
le  tort  k  la  fleur  du  Clerge  catholique  de  la  partie  m^ridio- 
nale  de  rAUemagne;  tels  que  seront  les  Chanoines  des  Eglises 
Cath^drales,  de  les  supposer  capables  de  präsenter  k  Leurs 


158     LV.  LVI.  Noten  d.  Card.  Sommaglia  v.  2.  Aug.  1826  u.  6.  Jan.  1827. 

Souverains  une  liste  d'Eccl&iastiques  comme  dignes  de  remplir 
avec  saintete"  et  avec  sagesse  les  hautes  fonctions  de  rEpis- 
copat,  qui  soient  tous  däsagreables  au  G-ouvernement.     Mais 

fuisque  S.  A.  R.  le  Grand  Duc  parait  d&irer,  que  le  St 
'ere  sans  toucher  ni  k  1'esprit  ni  a  la  lettre  de  rÜltimatum 
veuille  bien  expliquer  la  chose  dans  le  sens  qu'il  y  attache 
Lui-me'me,  Sa  Saintete*  pour  donner  k  S.  A.  R.  une  nouvelle 
preuve  de  confiance  ne  se  refusera  pas  k  adresser  aux  Cha- 
pitres  un  Bref  semblable  k  celui,  que  Son  Auguste  Pr&le- 
cesseur  adressa  aux  Chapitres  de  la  Prasse  le  16  Juillet  1821. 

LV. 

Note  des  Cardinais  Sommaglia  vom  2.  August  1826  an  den 
badischen  Bevollmächtigten  von  Genotte. 

Le  fark  conoscere  quanto  grande  sia  il  desiderio  del 
S.  Padre  e  quanto  sincera  la  sua  premura  di  veder  condotta 
a  termine  la  trattativa  da  si  lungo  tempo  intrapresa  con  i 
Principi  e  Stati  Protestanti  rinuiti  della  Confederazione  Ger- 
manica ....  la  condiscenza  del  S.  Padre  e  la  sua  amiche- 
vole  deferenza  ai  desiderj  di  S.  A.  R.  il  Gran-duca  essen- 
dosi  Sua  Beatitudine  dimostrata  disposta  a  scrivere  ai  Capi- 
toli  delle  cinque  Chiese  erette  con  Bolla  Provida  sollersque 
un  Breve  simile  a  quello  che  il  suo  glorioso  Predecessore 
diresse  ai  Capitoli  delle  Chiese  della  Monarchia  Prussiana. 

LVI. 

Note  des  Cardinais  Sommaglia  d.  d.  Born  6.  Januar  1827 
an  die  Höfe  von  Baden  und  Württemberg. 

Les  quatre  articles  pris  dans  leur  sens  propre  et 

naturel  auroient  du  convaincre  les  Princes  et  Etats  re'unis 
que  le  St.  Pere  d&irait  et  d^sire  autant  qu'Eux  qu'il  ne  soit 
porte*  k  l'Episcopat,  aux  dignite's  et  aux  Canonicats  des  Cha- 
pitres que  des  personnes  instruites  dans  les  sciences  eccl&ias- 
tiques,  sages,  vertueuses,  en  un  mot  dignes  et  aptes  k  couvrir 
ces  places,  et  qui  par  cela-m&ne  soient  appr^ciables  par  leurs 
Souverains  et  susceptibles  de  leur  agröment.  Mais  cela  non 
obstant,  le  St.  Pere  toujours  guidä  par  les  intentions  les  plus 
pures  veut  encore  donner  aux  Princes  et  Etats  r&inis  une 
nouvelle  marque  d'e'gards  particuliers,  en  ötant  de  son  cötä 
et  autant  que  faire  se  peut,  toute  espece  d'obstacle  k  un 
arrangement,  qui  sous  tous  les  rapports  et  dans  tous  les  in- 
teVets  bien  entendus  est  devenu  pressant. 
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Sa  Saintetä  apr&s  avoir  fait  expedier  la  Bulle  en  com- 
pldment  de  celle  Provida  sollersque  adressera  k  FArche- 
veque  et  aux  Eveques  de  la  Province  Eccläsiastique  ^tablie 
aprfes  concert  entre  les  hautes  parties  par  la  susdite  Bulle 
Provida  sollersque  et  aux  Chapitres  de  leurs  Eglises  un  Bref 
semblable  k  celui  que  son  auguste  Präd^cesseur  le  Pape 
Pie  VII  adresaa  dans  le  mois  de  Juillet  1821  aux  Chapitres 
des  Eglis&  du  Royaume  de  Prasse 

LVII. 

Analyse   des  Vertrages  vom  15.  November  1827   unter  den 
zur  oberrheinischen  Kirchenprovinz  vereinten  Staaten. 

Es  besteht  dieser  Vertrag  in  Aenderungen  und  Modifi- 
cationen  des  Vertrags  vom  8.  Februar  ]  822  (oben  Nr.  XXXIX 
S.  114). 

Zu  Art.  1.  Die  Form  der  landesherrlichen  Genehmigung 
der  Bullen  geändert. 

Zu  Art.  4.  Die  Form  des  Fundationsinstrumentes  ver- 
ändert J). 

Zu  Art.  5.  In  Ansehung  der.  hier  genannten  Kirchen- 
pragmatik: soll  es  in  Zukunft  ebenso  gehalten  werden,  wie 
in  Ansehung  der  in  eben  diesem  Artikel  bezeichneten  Grund- 
bestimmungen, dass  sie  nämlich  wie  jene  ihre  fernere  Gültig- 
keit nur  in  so  weit  behalten,  als  nicht  spätere  gemeinschaft- 
liche Beschlüsse  eine  andere  Bestimmung  getroffen  haben. 

Zu  Art.  6.  Die  Zustellung  der  Kirchenpragmatik  an  die 
Bischöfe  und  ihre  Domcapitel  soll  in  Folge  der  wegen  ihrer 
formellen  Bestätigung  dem  päpstlichen  Stuhle  gegebenen  Zu- 
sicherung unterbleiben. 

Die  in  diesem  Artikel  erwähnte  landesherrliche  Verord- 
nung ist  nach  dem  neu  redigirten  diesem  Protokoll  unter 
Ziffer  3  angebogenen  Formular  zu  erlassen  (wie  früher). 

Zu  Art.  7.  Die  Bestimmung  dieses  Artikels,  wonach  die 
vereinten  Staaten  die  päpstliche  Bestätigung  der  Bischöfe 
nur  alsdann ,  wenn  solche  für  alle  fünf  Bistnümer  der  Pro- 
vinz zugleich  erfolge,  annehmen,  sowie  überhaupt  die  kirch- 
lichen Einrichtungen  der  Provinz  nur  gleichzeitig  in  Voll- 
ziehung setzen  zu  wollen,  sich  verbindlich  machen,  wird 
nachdem   der  Zweck   dieser  Bestimmung  seit  dem  eingetre- 


*)  Die  alte  Form  siehe  üben  Text  S.  123 ;  die  neue  Longner  Darstel). 
d.  Rechtsverh.  d.  Bisch,  in  d.  oberrhein.  Kirchenprovinz  (Tübingen  1840) 
512  ff.  und  bezüglich  der  Bischofs  wählen  meine  Darstellung  oben  Text. 
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tenen  Verhältnisse  weggefallen  ist,  einstimmig  ai 
und  jeder  Regierung  die  Befugniss  zurückgegeben  die  Iaa- 
tution  ihres  Landesbischofs  nicht  an  den  Zeitpunkt  zu  hbfa. 
in  welchem  die  der  übrigen  erfolgen  wird. 

Zum  ersten  Separatartikel. 

§.  1.  Die  in  Absicht  auf  die  erstmalige  Deugnatioa  ds 
Bischöfe  enthaltene  Bestimmung,  wird  nachdem  diese  Design» 
tion  längst  erfolgt  ist,  als  erledigt  betrachtet  und  feilt  himref. 

Die  in  §.  2  und  3  enthaltenen  Bestimmungen  wer&m 
durch  nachfolgende  ersetzt: 

Für  die  Zukunft  haben  neu  designirte  oder  gewilk 
Bischöfe  vor  ihrer  Einsetzung,  desgleichen  auch  jedes  an- 
zelne  Mitglied  des  Capitels  vor  seinem  Eintritte  in  dasselbe 
das  Versprechen ,  sich  nach  den  Bestimmungen  des  nea  t± 
digirten  Fundations-Instrumentes  zu  achten,  im  Wege  euer 
den  Regierungen  überlassenen  vertraulichen  Verständige* 
abzugeben. 

Die  Bischöfe  und  Capitel  haben  die  Verpflichtung  n 
genauer  Beobachtung  und  Vollziehung  der  Kirchenverfasae 
wie  solche  nunmehr  sich  darstellt. 

Die  Sorge  für  Verbindlichmachung  eines  neu  deagaii- 
ten  Bischofes  zu  Beobachtung  der  in  dem  päpstlichen  &e« 
an  den  Erzbischof  von  Freyburg  und  den  Bischof  zu  Limbaj 
vom  31.  Mai  1827  für  die  erstmalige  Ernennung  zu  der  Dcb- 
capitularstelle ,  sowie  in  dem  an  die  Domcapitel  gerichtet» 
Breve    für   die   ihnen   überlassene   Wahl  zu  jener  Stelle  &• 

f  ebenen  Bestimmungen  auch  bei  der   den  Bischöfen  furak 
lukunft   überlassenen    alternativen  Wahl   zu   der   gedacfaa 
Stelle  wird  einer  jeden  Regierung  anheim  gegeben. 

Zum  zweiten  SeparatartikeL 

Die  Bestimmungen  dieses  Artikels  werden  durch  Back- 
stehende  ersetzt: 

Bei  eintretender  Erledigung  des  erzbischöflichen  Stuhle 
und  dessen  Wiederbesetzung  durch  Wahl  wird  der  Gros- 
herzogl.  Badische  Hot,  die  ihm  in  diesem  Falle  vorzulegen 
Kandidatenliste  den  übrigen  Regierungen  vertraulich  nuttbet- 
len  und  ohne  der  eingeräumten  canonischen  Wahlfreiheit  da 
Capitels  zu  nahe  treten  zu  wollen,  diejenigen  drei  Candida!«, 
auf  die  der  Grossherzogl.  Hof  sein  bestimmtes  Augenmert 
bei  der  Wahl  zu  dem  erledigten  erzbischöflichen  Stuhle  i  rfc 
in  der  Liste  oben  an  setzen. 

Wenn  von  den  übrigen  Regierungen  binnen  drei  Wo  « 
vom  Empfang  an,  gegen  die  in  der  Liste  bezeichneten    er- 
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tonen  keine  motivirten  Einwendungen   gemacht   werden,   so 

toll  es  angesehen  werden,   als  fänden  dergleichen  nicht  statt. 

Der  Erzbischof  hat  vor  seiner  Einsetzung  für  die  übri- 

gin  Regierungen,    welche   Bisthümer   constituiren,   folgende 
eversalien  auszustellen: 

„Ich  verspreche  und  schwöre  S.  (folgt  Titel),  bei  den 
heiligen  Evangelien  Gottes,  dass  ich  das  mir  anvertraute  Amt 
eines  Metropolitan-Erzbischofs  zur  Beförderung  des  Seelen- 
heils der  Katholiken  in  der  Provinz  verwalten  und  nichts 
unternehmen  werde,  was  auf  irgend  eine  Art  zum  Nachtheile 
•der  Rechte  der  Staaten  oder  der  Bischöfe  gereichen  könnte." 

LVIII. 

Schreiben  des  Cardinal-Staatseecretärs  Lambruschini  an 
das  Domcapitel  von  Trier  vom  15.  März  1837. 

Illustrissimi  Domini. 

Allatae  sunt  SSmo  Domino  nostro  Gregorio  divina  Pro- 
videntia P.  P.  XVI  Litterae  a  Vobis  datae,  Illustrissimi  Do- 
mini, die  24  Januarii  versentis   anni,  quibus   epistolae  a  sa. 
me.  Pontifice  Pio  VII  ad  istius  ecclesiae  Decanum   et  Cano- 
nicos  die  16  Julii  anni  1821  missae  sensum  exquirebatis.     Per- 
gratum  quidem  accidit  Öanctitati  suae  percipere  ex  iis,  qua 
V  ob  cura  in  Ecclesiae  Libertatem  et  in  grave  electionis  mox 
peragendae  negotium  afficiamini.  Nee  sane  distulit  quin,  accu- 
ratam  de  questionibus  a  Vobis  in  eam  rem  propositis  delibe- 
rationem  de  more   committeret.      Hinc  omnibus  mature  per- 
pensis,  reliquum  jam  est,  ut  Pontificis  nomine  declarem  Vobis 
quomodo    commemorata    superius    epistola    sit    intelligenda. 
Atque   illud   imprimis    certissime   tenendam,   per   hujusmodi 
epistolam    nihil   omnino    fuisse    detractum    neque    canonicae 
electionis  formae,  neque  vero  ac  proprio  eligendi  iuri,   quod 
per  Litteras   apostolicas  sub  plumbo  datas  XIV  Calend.  au- 
gusti  anni  1821  isti  Capitulo   adsertum  est     Id  namque  ma- 
nifeste liquet  non  modo  ex  iis,  quae  has  Litteras  vel  praecesse- 
runt  vel  prosequuta  sunt;  verum  etiam  ex  toto  contextu  ip- 
sius  epistolae,  de  cujus  sensu  ortam  inter  Vos  discrepantiam 
significastis.     Neque  enim  ad  rem  sapientissimus  ille  Pontifex 
Vestram  religionem,  providentiam ,   integritatem  in  electionis 
negotio  tantopere  excitasset,   neque  insuper  apposite  in  me- 
moriam  Vobis  vocasset,  quae  Tridentina  Synodus  singulis  ad 
promotionem    praeficiendorum     quaeunque    ratione     operam 
ßuam  conferentibus    disertissime    praescripsit,    si    quidquani 
Vestris  partibus  Vestroque  in  eUgendo  iuri  adimere  voluisset 
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Alterum  deinde  certum  aeque  Vobis  haben  debet,  a 
mente  praedictae  epistolae  ad  Regni  et  Sacerdotii  conoorfa 
fovendam.  Vestri  muneris  esse  fllos  ceteris  anteferre,  qa 
praeter  alias  dotes  ecclesiastico  iure  requisitas  prüden» 
quoque  laude  praestare ,  nee  Serenissimo  Kegi  minus  gn* 
existere  noveritis,  deque  hiß  curandum  ut  Vobis  constet,& 
tequam  solemnem  electionem  ex  Canonum  reeulis  persg&i 
Jamvero  quemadmodum  de  ceteris  dotibus  Vobis  est  inqe- 
rendum,  ita  plane  ad  ipsius  epistolae  sensum,  de  penia 
quae  Regi  minus  grata  nequaquam  sit,  inrestigsfliB 
rem  scilicet  ex  publicis  notitiis,  ex  privatis  percundatwflfc» 
vel  apud  ipsum  Regium  Ministerium  caute  ac  sollerter  aü- 
bitis  et  ex  Gubernii  praeterea  factis  arguendo. 

Denique  minime  probanda  ratio  ula  est,  <juae  reep* 
Canonicos  honorarios  circa  traetatus  qui  electiom  praeiie  et 
nonica  diseiplina  non  improbante  consueverunt  Jas  siqÄ 
suffragii  ferendi  ipsis  aeque  ac  numerariis  per  suwa  diett 
Apostolicas  litteras  fuit  attributum.  Porro  cui  ius  datan  est 
illa  etiam  competere  dicenda  sunt,  sine  quibus  ius  ipsum  & 
queat  convenienter  explicari.  Cum  ergo  traetatus  istrasnai 
in  bonum  electionis  tendant,  atque  eo  potissimum  spedsi 
ut  perpensis  eligendorum  meritis  ius  sufiragii  rite  exeicöt». 
minime  dubitari  posse  videtur,  quin  Canomcis  honorsriisfl- 
stante  saltem  electionis  actu  ea  debeant  patefieri,  de  qote 
praecedenter  a  Capitulo  in  rem  fuerit  consultatum. 

Habetis  ex  his  lllustrissimi  Domini  absolutum  ad  id,  <pj» 
poBtulastis  responsum.  Unum  jam  superest  ut  Dei  et  eeefc- 
siae  causam  acturi  in  eum  consiüa  et  studia  Vestra  intend«* 
quem  gerendo  pastorali  muneri  maxime  idoneum  fore  cour 
datis.  Quod  equidem  pro  maxima  quam  Sanctitas  Sna  g^ 
in  hanc  rem  sollicitudine  vobis  etiam  atque  etiam  conunew» 
Interim  qui  pater  est  Luminum  Vos  in  tanto  negoö'o  pff* 
ficiendo  propitius  adjuvet,  idemque  unum  quemque  Vestrni 
sospitem  servet. 

DD.      w.      n. 

Romae  die  15  Martii  1837. 

Addictisaimuß  ex  animo 
sig.   A.    Card.   Lambraschnn 
Illustrissimis  Dominis 

Dominis  Decano  et  Canomcis  Ecclesiae  Treviren.  Trevir» 
in  fidem 
Schlemmer; 
Can.  cap.  et  Secretarius, 
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LIX. 

Breve  Gregor s  XVI.  an  die  Domeapitel  von  Gnesen-Posen 

vom  10.  April  1844. 

Gregorius  P.  P.  XVL 

Dilecti  Filii,  salutem  et  Apostolicam  Benedictionem.  Ex 
Vestris  litteris  naud  brevi  post  Archiepiscopi  obitum  inter- 
vallo  ad  Nos  perlatis  intelleximus,  Vos  a  novo  eligendo  An- 
tistite  eam  adusque  ob  causam  abstinuisse,  quod  minime  obse- 
cundari  a  Vobis  posse  censueritis  desiderio  Kegii  Ministri  qui 
catalogum  postulabat  candidatorum  fnturae  electionis,  ut  sub- 
inde  Vobis  ipsis  significaret,  num  eo  in  numero  aliquis  esset 
Serenissimo  Kegi  minus  gratus.  Optavissemus  equidem,  Di- 
lecti Filii,  citius  de  hac  re  certiores  fieri ;  ac  Vestrum  etiam  in- 
tererat,  ne  trimestre  teinpus  electioni  definitum  efflueret,  quin 
vel  illam  perficeritis,  vel  saltem  referretiß  ad  Nos  de  impe- 
dimento  quo  a  Vestris  obeundis  partibus  retardabamini. 

Jam  vero  ad  ipsum  ejus  impedimenti  causam  quod 
attinet,  respondemus;  jure  Vos  planeque  laudabiliter  abstinuisse 
ab  elencho  illo  candidatorum  conficiendo;  cum  nihil  hujus- 
modi  sive  statutum  sive  indultum  legeritis  neque  in  commu- 
nibus  disciplinae  canonibus  neque  in  ApostoEcis  litteris  de 
nova  circumscriptione  Dioecesium  Regni  Borussici  a  Pio  VII 
fei.  rec.  Praedecessore  Nostro  editis,  aliisque  litteris  ab  eodem  ad 
Vestrum  utrumque  ordinem  atque  ad  ceterarum  Ecclesiarum 
Capitula  datis  die  16  Julii  an.  1821.  Sane  si  Nostro  eidem 
Praedecessori  cum  Regio  Gubernio  convenisset  de  catologo 
illo    candidatorum    a   Capitulis    ante   electionem    exhibendo, 

Sertinuisset  porro  singulis  in  casibus  ad  Gubernium  ipsum 
eclarare,  num  Majestas  sua  unum  aut  alterum  eo  in  numero 
sibi  minus  gratum  inveniret;  atque  hinc  supervacaneum  pror- 
aus  fuisset  ut  Pius  VII  in  sua  illa  epistola  disquisitionem  ejus 
rei,  non  secus  ac  disquitionem  canomcarum  facultatum,  quibus 
foturos  Episcopos  commendari  opus  est,  ad  Canonicorum  cu- 
ram  remitteret:  ;;de  quibus,  inquiens,  antequam  solemnem 
electionis  actum  ex  Canonum  regulis  rite  celebretis,  ut  Vobis 
constet  curabitis."  Juxta  haec  igitur  in  Borussiae  Regno  ad 
Capituli  cujusque  partes  spectat  suum  eligere  Archiepisconum 
vef  Episcopum  non  quidem  ex  illorum  numero,  quos  ReÄum 
Grubernium  nominatim  eligendos  permiserit,  sed  ex  Viris  Eccle- 
siasticiß  quos  Capitula  ipsa  tum  virtutibus  reliquis,  tum  pru- 
dentiae  etiam  laude  praestantes  inveniant,  et  Regi  oerenissimo 
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minus  gratos  non  esse  censeant,  sive  ea  ipsa  scilicet  penc» 
narum  indole  et  conditione,  sive  ex  praecedentibus  Gubeni 
factis  sive  aliis  adhibitis  modis  ad  rem  cognoscendam  idomk 
Habetis,  Dilecti  Filii,  in  hoc  respon&o  Nostram  de  prop 
sita  a  Vobis  questione  sententiam.  Ceterum  quum  Not  <z 
conjecerimus  ex  epistola  ipsa  Vestra,  et  aliunde  plenins  h- 
tellexerimus ,  Regios  administros  ea  opinione  inductos  faim 
ad  catalogum  candidatorum  a  Vobis  postulandum,  qioi 
postulationem  ipsam  menti  nostrae  consentaneam  pafr 
rent,  opportunum  propterea  duximus  Vobis  pro  lar 
vice  permittere,  ut  Gubemii  desiderio  obsecundetis,  h 
terea  persuasum  habemus,  Vos  in  conficiendo  eodem  o- 
talogo  (quem  satis  copiosum  esse  oportebit)  non  aliud  habt- 
turos  ob  oculos  quam  ut  Presbyteros  numeretis  solide  pre- 
dentique  seeundum  scientiam  zelo  illustres,  quos  Archkpe- 
copali  munere  dignos  Vestrisque  regendis  Erceleaiis  oppor 
tunos  noveritis  atque  hinc  fore  confidinius,  ut  Potentisams 
Rex  neminem  porro  ex  illis  ingratum  sibi  declaret  Denkp 
etsi,  prout  inibo  monuimus,  elapsum  jam  tempus  sit  perfr 
ciendae  electioni  definituin,  pro  bona  tarnen  quam  fovo&e 
de  Vestra  virtute  opinionem  proque  singulari  Nostra  erga  Voi 
benevolentia,  libenter  deinde  eum  utrique  isti  ecclesiac  Ai- 
tistitem  dabimus  quem  suis  exigentibus  meritia  a  Vestro  otTt- 
que  ordine,  servatis  ceteris,  quae  servanda  sunt,  electum  ea» 
periemus.  Quod  super  est,  Deum  Optimum  Mayitwih«  ooel 
qua  possumus  supplicum  precum  contentione  obsecramoa,  £ 
in  gravissimo  electionis  negotio  consilia  et  suffragia  Ves&i 
ad  suum  dirigat  beneplacitum,  et  super  utrumque  grep& 
istarum  Ecclesiarum  misericordiam  suam  multiplicet  JL* 
Nostrae  pignus  paternae  Voluntatis  Apostolicam  Benedict*)» 
Vobis  Dilecti  Filii  peramanter  impertimur. 

Datum    Romae   apud   Sanctum    Petrum    die    10  Aprife 
anni  1844  Pontificatus  Nostri  anno  XIV. 

sig.  Qregorius  P.  P.  XVI 

(L.  S.) 

Dilectis  Filiis  Dignitatibus  et  Cano- 

nicis  Metropolitanarum  Ecclesiarum 

Gnesnen.  et  Posnanien. 


LX.    Schreiben  d.  Card.  Antonelli  v.  5.  Augast  1865.  165 


LX. 


Schreiben  des  Cardinal-Staatssecretirs  Antonelli  an  das 
Oölner  Domoapitel  vom  5.  August  1865. 

Illustrissimi  Domini. 

Dolet  profecto  Summus  Pontifex,  quod  etsi  indubie  semel 
atque  herum  Ejus  auctoritate  responsa  prodierint,  quoad 
mochim  in  electione  Archiepiscopi  Vestri  servandum  nova 
tarnen  inter  Vos  oriantur  dissidia,  novaeque  quaestiones,  quae 
electionem  ipsam  adhuc  praepediunt,  non  sine  fraternae  cha- 
ritatis  detrimento,  ac  fidelium  scandalo,  qui  perillustrem  Colo- 
niensem  Ecclesiam  suo  nondum  Pastore  provisam  intuentur, 
illorum  inprimis  diBsensu,  quos  in  conferenda  opera  Sua  in 
gravissimo  electionis  negotio  unanimes  esse  oportebat. 

Ut  itaque  deplorandis  hisce  dissidiis  fims  aliquando  im- 

Sonatur,  ex  actis  Capitularibus  collatis  cum  aliis  aocumenti» 
uomam  transmissis,  clare  innotuit  quaestio  in  Capitularibus 
Sessionibus  mense  Junio  habitis  a  Vobis  agitata,  pro  qua 
Sedem  Apostolicam  rursus  adire  necessarium  duxistis,  ab 
Eaque  normam  agendi  qua  ulterius  a  Vobis  procedendum  sit 
expostulare. 

Jam  vero  hujusmodi  quaestio  resoluta  plane  censeri  debet 
in  meis  litteris  die  13  Mensis  Maii  Beatissimi  Patris  jussu  ad 
Vos  datis,  ut  mirum  sit  quomodo  huic  quaestioni  locus  esse 
potuerit.  Cum  enim  inibi  legatur,  facultatem  inesse  Capitulo 
novum  Catalogum  conficiendi,  in  eumque  pluralitate  votorum 
alios  etiam  Candidatos  referendi,  debitis  tarnen  dotibus  in- 
ßtructos,  Sanctitas  Sua  non  modo  Catalogi  confectionem, 
verum  etiam  modum  in  ejus  confectione  servandum  haud 
obscure  insinuavit  ut  nimirum  ii  in  Catalogum  inserantur, 
habeanturque  tamquam  Capituli  Candidati,  in  quos  vel  omnes? 
vel  Capituiarium  plerique,  nonnullis  licet  refragantibus,  suffra- 
gio  suo  consenserint. 

Porro  in  hujusmodi  responsione  nihil  est  quod  canonicis 
dispositionibus ;  juribusque  Electorum  non  cohaereat.  Ita 
namque  ex  Canonum  praescripto;  Electoribus  singulis  jus  eli- 
gendi  tributum  est,  ut  tarnen  electio  Capituli  sit,  atque  ille 
electus  a  Capitulo  censeatur  qui  majoris  partis  sufFragia  retu- 
lerit.  Quod  quidem  non  modo  electiom,  sed  actui  quoque 
electioni  praevio  ac  praelectionem  quamdam  inferenti,  cujus- 
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inodi  est   Catalogi  confectio,   sicut  et   caeteris   negouis 
tulariter  agendis  jure  merito  applicatur. 

Licet  vero  Catalogi  confeetio  Eccleaiis  ad  Borussiae  Re^ 
num  pertinentibus  praescripta  ab  Apostolica  Sede  non 
nee  proinde  a  Regio  Gubernio  uti  praescripta  exigi  umqi 
potuerit  (prout  auquando  factum   est,    et    ab    eadem 
Sede  minime  probatum),  attamen  in  se  inspeeta  ratio  i( 
est  atque   opportuna  iis  satisfaciendi  quae   in  Brevi  fei 
cord.  Pii  PP.#  VII  die  16.  Julii  anni  1821  ad  Capitula _" 
siarum    Regni    Borussici   dato  quoad  personas    in 
eligendas  praescribuntur   atque  ideirco  ab  eadem  Apc 
Sede   aliis   Germaniae  Ecclesiis  indieta,    atque    in  ipso 
russiae   Regno,   Regio    Gubernio   minime   contradicente, 
permissa  yel  in   conflrmatione  Capitularium    electionum 
semel,  tacite  saltem  approbata. 

Quae  cum  ita  sint,  jubet  Sanctitas  Sua  vix  aeeeptis 
litteris,  Capitulum  convocari,  novum  Catalogum  fieri,  in  h 
que  personas  referri  juxta  declarationem  in  citatis 
litteris  diei  13.  Mai,  tarn  ex  priori  Catalogo,  quam  alias 
bitis  dotibus  instruetas.  In  conficiendo  autem  Catalogo  t*«| 
hementer  optat  Sanctitas  Sua,  ut  Capitulares  omnes  amied 
conspirent,  eosque  qui  renuentes  hueusque  fuerunt  enixe  od 
Domino  obtestatur,  ut  posthabito  quo  vis  dissidio  pacem  et 
concordiam  seetari  velint,  id  unum  prae  oculis  habentes  Ee-J 
clesiae  bonum,  ac  gravissimum  quo  tenentur  officium  non  rmA 
pediendi,  sed  pro  viribus  cooperandi  ut  digni  atque  klonen 
Candidati  in  Catalogum  inserantur  ex  quibus  dignus  ac  m 
xime  idoneus  Archiepiscopus  eligi  valeat.  Quod  si  adhi 
renuerint  atque  a  conficiendo  Catalogo  abstinuerint,  jul 
Beatitudo  Sua,  majorem  Capituli  partem,  quovis  non  obstanl 
minoris  partis  dissensu  ac  protestatione,  ad  praedicti  GaU-|| 
logi  pluralitate  votorum  confectionem  absque  ulla  haesitatkme 
immediate  procedere. 

Confectus  Catalogus  ad  Serenissimum  Regem  illico  trans-J 
mittatur.     Ea  porro  spe  nititur  Beatitudo  Sua  fore  ut  Poten-J 
tissimus  Rex   pro    ea  qua  praestat  justitia  et  aequitate  noitj 
ea  quae  in  prioria  Catalogi   exhibitione  contigerunt  renowe« 
sed  iis   dispositionibus   de  quibus  ad  fovendam  utriusque  do-| 
testatis  concordiam,  in  praedicto  Brevi  fei.   record.  Ki  VII* 
cautum  est,   ea  ratione  uti  quae   cum  Sacrarum   electionum 
libertate  ab  eodem  Summo  Pontifice  cum  Borussiae  Regibcs 
solemniter    conventa    in  Bulla  De   salute    animarum   amice 
cohereat. 


i 
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Reliquum  est  ut  Sanctitatis  Suae  mandatis  obsequii  mei 
ensus   adj  ungam.  quibus  maneo 

#DD.     VV.    Ulm. 
Romae. 

Addictissimus  famulus 
sign.  J.  Card.   Antonelli. 
Rmis     Dignitatibus    et    Canonicis 
Rmi  Capituli  Metropolitan!  Archi- 
dioecesis  Coloniensis. 


LXI. 

!Note  des  Cardinal  Antonelli  an  den  preusedsohen  Gesandten 

v.  5.  Augast  1865. 

Aus  den  Zimmern  des  Quirinal  5.  August  1865. 
Wenn    der    verlängerte    Wittwenstand    des    berühmten 
Metropolitan-Sitzes  von  Cöln   die   Gemüther   der  Gläubigen 
und  der  Seelenhirten,  namentlich   Deutschlands,  lebhaft   be- 
unruhigt, muss    er  in  ganz  besonderer  Weise  die  Sorge  des 
Oberhaupts  der  katholischen  Kirche  erregen.    Durchdrungen, 
wie  er  es  ist,   von   der  ihm  von  Gott  auferlegten  ernstesten 
Pflicht,  für  die  Wahl  tauglicher  und  eifriger  Seelenhirten  zu 
sorgen,  die  unter  seiner  Leitung  die  Kirche  Gottes  zu  regie- 
ren haben;    Wächter  zugleich  über  die  heiligen  canonischen 
Vorschriften,   welche    erheischen,  dass   für  ihre  Bedürfnisse 
wohlgesorgt  sei,  kann  der  oberste  Pontifex  nicht  ohne  Weh- 
klage jene  wichtige  Erzdiöcese  Deutschlands  nun   schon  bei- 
nahe seit  einem  Jahr  des  eigenen  Hirten  entbehren  und  den 
Wunsch    jener    katholischen    Bevölkerungen    so    vergeblich 
kundgeben  sehen. 

Sr.  Heiligkeit  ist  also  mit  aller  Sorgfalt  von  Anfang  an 
die  Gründe   zu   untersuchen   bedacht  gewesen,   welche    den 
Wittwenstand   jenes  Sitzes  bis  jetzt  verlängert  haben,    und 
hat  sich  bemüht,  die  Massnahmen   anzuwenden,   welche  Sie 
in  ihrer  hohen  Weisheit  für  angemessen  und  geeignet  erach- 
tete, um   demselben  schleunigst   ein  Ende  zu    machen.     In 
Folge  der  dieser  Angelegenheit  gewidmeten  Untersuchungen 
und  Bemühungen  sah  Sie  sich  nun  in  der  Lage,  dem  unter- 
zeichneten Cardinal-Staatssecretär  zu  befehlen,  der  Regierung 
Sr.  Maj.  des  Königs  von  Preussen  durch  Vermittelung  Ew. 
Excell.   mit   gegenwärtiger  Note   ihre  Erwägungen  zu  über^ 
geben  und  die  weiteren  Massregeln  anzudeuten,  welche  Sie 
zur  Erreichung  des  Zwecks  für  nöthig  erachtet. 
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Die  Untersuchung  der  Ursachen  führte  den  Heil  Vater 
zuvörderst  dahin,  als  Hauptgrund  der  verlängerten  Vacim 
des  Cölner  Sitzes  eine  im  Schoosse  des  Wahlcapitek  selb 
entstandene  beklagenswerthe  Spaltung  anzusehen.  Wihreat 
nämlich  die  Majorität  der  Domcapitulare  eine  Candidatei- 
liste  aufzustellen  übereinkam  und  sie  auch  wirklich  bs 
Stimmenmehrheit  aufstellte,  um  dieselbe  Sr.  Maj.  zu  pria* 
tiren  und,  den  päpstlichen  Anordnungen  gemäss,  AUerhödafe 
Ansicht  darüber  zu  erkunden,  und  um  dann  in  Folge  deaei 
zur  feierlichen  Wahl  eines  dieser  Candidaten  zum  Erzbücbf 
nach  den  canonischen  Formen  zu  schreiten,  widersetzte  sü 
die  Minorität  des  Capitels  hartnäckig  der  Aufstellung  der 
vorgeschlagenen  Liste.  Aus  diesem  Grunde  wurde  von  dem 
ganzen  Capitel  die  Frage  dem  Apostolischen  Stuhl  zu  oberster 
Beurtheilung  und  Entscheidung  unterbreitet  und  derselbe  un- 
gleich um  Verlängerung  der  Frist  fiir  die  Wahl  ereucht,  & 
im  December   verflossenen  Jahres   abgelaufen  gewesen  wt 

Der  Heilige  Stuhl  fand  bei  der  Prüfung,  der  er  die  w- 
besagte  Frage  unterzog,  in  dem  Verfahren  der  Mehrheit  da 
Capitels  nichts  Ungesetzliches  und  Anticanonisches,  weder  k 
Hinsicht  auf  die  Aufstellung  der  Liste,  noch  in  Hinsicht  asi 
die  darin  verzeichneten  Personen.  Was  die  Aufstellung  de 
Liste  betrifft,  so  ist  zwar  allerdings  zur  Zeit  der  Verem- 
barung  zwischen  dem  obersten  Pontifex,  Pius  VII.,  und  te 
Monarchen  Preussens  in  Bezug  auf  die  Wahl  der  Bischöfe 
den  Wahlcapiteln  nicht  vorgeschrieben  worden,  dass  sie  w 
der  feierlichen  Wahl  eine  Candidatenliste  zur  Präsentation 
an  Se.  Majestät  aufzustellen  hätten,  sondern  es  ist  ihnen  nar 
auferlegt  worden,  sich  zu  vergewissern,  dass  die  Candida 
mit  den  von  den  heiligen  Canones  erheischten  Eigenschaft» 
auch  die,  eben  diesem  Monarchen  nicht  unangenehm  zu  §e^ 
vereinigten.  Auch  kann,  wie  hieraus  noth wendig  folgt?  die 
K.  Pr.  Reg.  von  den  Wahlcapiteln  niemals  eine  solche  ti& 
verlangen,  als  ob  es  von  dem  Heiligen  Stuhle  so  vor- 
geschrieben wäre,  wie  es  in  einigen  Fällen  nicht  ohne  des« 
ßetrübniss  geschehen  ist;  aber  eben  so  wahr  ist  die  Aar 
Stellung  der  Liste  eines  der  geeigneten  Mittel,  die  M^ 
höchste  Denkweise  über  die  darin  verzeichneten  Candida*® 
kennen  zu  lernen,  und,  als  solches,  vom  Papst  Leo  XE^ 
deren  Kirchen  Deutschlands  vorgeschrieben  und  xotJ® 
betreffenden  Regierungen  genehmigt,  sogar  in  dentfdbefl 
Königreich  Preussen  mehrmals  ausdrücklich  vom  HeuipB 
Stuhle  den  Wahlcapiteln  gestattet, .  noch  öfter  von  &•* 
angewendet   und  stillschweigend   vom   Heiligen  Stuhl  dm*4 
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viderepruchslose  Bestätigung  ihrer  Wahl  bestätigt,  selbst  mit 
Einwilligung  der  E.  Regierung.  Davon  liefert,  um  älterer 
Beispiele  nicht  zu  gedenken,  die  kürzlich  zweimal  wiederholte 
Wahl  des  Bischofs  von  Trier,  mit  gutem  Wissen  der  ver- 
schiedenen Parteien,  einen  sicheren  Beweis. 

Auch  ist  die  Entwerfung  der  Liste,   an  sich  selbst  be- 
trachtet,  nicht   den   heiligen  Canones   und   dem   Recht  der 
Wähler  entgegen,  wie  es  einige  der  dissentirenden  Domcapi- 
tulare   von  Cöln  behauptet   haben.     Die  ursprünglichen  Ca- 
nones, welche  heute  die  heiligen  Wahlen  regeln,  beschäftigen 
sich    allerdings   nicht  mit   einer    dem  Souverain   zu  präsen- 
tirenden  Candidatenliste ,   wie    sie   später   in    diesen   letzten 
Zeiten  eingeführt  worden,  um  dem  Verlangen  einiger  Sou- 
veraine  Deutschlands  zu  genügen;   sie  sprechen  jedoch  von 
der   Wahl  und   von   den  ihr  vorausgehenden  Acten  wie  von 
einer  dem  Capitel,  als  moralische  Person  betrachtet,  zustehen- 
den Sache.    Und  indem  sie  den  einzelnen  Wählern  das  Recht 
zuerkennen,  mit  ihrer  Stimme  zu  der  Wahl  mitzuwirken,  er- 
kennen  sie  in  der  Wahl  den  eigenen  Act  des  Capitels,  so 
dass  derjenige  als  von  dem  Capitel  gewählt  angesehen  wird, 
auf  den  sich  entweder  alle  oder  die  Mehrheit  der  Domcapi- 
tulare,   ohne  Rücksicht  auf  den  Dissens  einiger,   mit   ihren 
Stimmen  gewendet  haben.     Wie  nun  diese  Bestimmung  der 
Canones    mit  Recht   auf  alle  Angelegenheiten,    welche  capi- 
tularisch  verhandelt  werden,  Anwendung  findet,  so  muss  sie 
mit    um  so   stärkerem  Grund  für  einen  Act  Geltung  haben, 
welcher  der  Wahl   vorausgeht   und  der,  so   zu   sagen,   den 
Charakter  einer  vorläufigen  Wahl  hat,  wie  es  eben  ge- 
rade die  Aufstellung  der  Liste  ist. 

Was  also  die  Abfassung  der  Liste  durch  Stimmenmehr- 
heit betrifft,  so  bot  das  Verfahren  der  Majorität  des  Capitels 
von  Cöln    nichts   Ungesetzliches   oder   Anticanonisches    dar. 
Was   sodann    die   in    derselben  enthaltenen  Candidaten    be- 
trifft, wie  kann  man  da  bezweifeln,  dass  Personen,  in  denen 
nicht  nur   das  Urtheil  der  Majorität   des  Capitels,    sondern 
auch  die  einmüthige  Meinung  der  Prälaten  und  Gläubigen, 
auch  ausserhalb  Deutschlands,  und  des  Apostolischen  Stuhls 
selbst,  die  von  den  heiligen  Canones  erforderten  Eigenschaf- 
ten erkannte,  die  der  Klugheit  und  des  pflichtschuldigen  Ge- 
horsams   gegen    die    weltliche    Macht    nicht   ausgeschlossen, 
nicht  dazu  geeignet  sein  sollten,   die  Erzdiöcese  Cöln  zu  re- 
gieren;   um    so   mehr   als  diese   einstimmige  Meinung  durch 
oie  Thatsache    selbst    bekräftigt   wird,    indem    nämlich    der 
grössere  Theil  jener  Personen,   entweder  als  residirende  Bi- 
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schöfe,  oder  in  anderer  Qualität  der  Regierung  der  Diöc« 
so  würdig  vorstehen? 

Der  Heilige  Vater  liess  daher,  fest  entschlossen,  k 
Recht  der  Mehrheit  des  Capitels  anzuerkennen,  und  dod 
von  dem  Wunsch  durchdrungen,  die  Dissentirenden  zur  Eis- 
tracht  und  zur  Einstimmigkeit  zu  vereinigen,  mittelst  Seh» 
bens,  von  dem  Unterzeichneten  am  10.  December  des  ra^ 
flossenen  Jahres  18*54  an  jenes  Capitel  abgefertigt,  seia® 
Wunsch  kundgeben,  dass  alle  Mitglieder  jener  hocnachthirtf 
Körperschaft  sich  über  die  von  der  Majorität  anigesteh 
Liste  einigen  möchten,  so  dass,  nachdem  die  Rficksesduig 
derselben  von  Seiten  der  Regierung  erfolgt  sein  würde,  so- 
fort dazu  geschritten  werden  könnte,  die  eanonische  WA1 
einerjener  Personen  zum  Erzbischof  vorzunehmen.  Zu  die- 
sem Zweck  bewilligte  der  Heilige  Vater  dem  Capitel  n«i 
eine  Verlängerung  der  Wahlfrist. 

Die  Königl.  Regierung,  welche  bis  dahin  erklärt  hatte, 
dass  sie  die  Entscheidung  des  Heiligen  Vaters  abwart» 
müsse,  und  die  von  diesem  Schreiben  noch  eher  Kenntnis 
erhielt^  als  dasselbe  dem  Capitel  bei  dem  weiteren  Vorgeka 
in  der  Wahlangelegenheit  zur  Norm  dienen  konnte,  beeib 
sich  sogleich  durch  Vermittelung  ihres  Commissars,  alle  v« 
der  Majorität  vorgeschlagenen  Candidaten,  und  die  auch  tob 
Heiligen  Stuhl  günstig  aufgenommen  waren,  auszuscblieäen. 

Diese  gänzliche  Ausschliessung  von  Seiten  der  B^ienaf 
hat  seitdem  (wie  auch  noch  besser  weiterhin  zu  ersehen  aa 
wird)  dem  Heiligen  Stuhl  Grund  zu  gerechten  Bemerkung» 
und  Beschwerden  gegeben.  Nichtsdestoweniger  verwei#r* 
er  es  nicht,  beseelt  wie  er  es  ist  von  dem  Geist  der  Ver- 
söhnlichkeit und  des  Friedens,  auf  die  directen  CommunKir 
tionen  einzugehen,  zu  denen  die  Königl.  Regierung  ihn  ein- 
lud; wohl  verstanden  jedoch,  dass  die  Vereinbarungen  w 
Beschlüsse  welche  daraus  hervorgehen  möchten,  waler  «* 
Freiheit  der  Wahl ,  nach  dem  Recht  der  Majorität  des  Ca- 
pitels Eintrag  thun  dürften. 

In  diesem  Geist  wurde  im  Namen  Sr.  Heilkifl*  *? 
dem  Unterzeichneten  unterm  8.  April  laufenden  Jahr»  & 
Schreiben  an  den  Hochwürdigen  Vicar  des  Cölner  Capitefa Jf 
richtet,  in  welchem  alle  Domcapitulare  zur  Aufstellung  <&* 
neuen  Liste  aufgefordert  wurden.  In  Folge  einer  i&& 
von  dem  Königl.  Commissar  erhaltenen  Mittneilung  hatte f- 
doch  das  Capitel  Grund  darüber  im  Zweifel  zu  sein,  ob  m 
durch    vorbesagtes   Schreiben    vom   8.    April  vom  oheist® 
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Pontifex  verboten  sein  sollte,  in  die  neue  Liste  irgend  einen 
von  den  Candidaten  der  früneren  Liste  aufzunehmen. 

Da  nun  ein  solches  Verbot  nicht  nur  der  Entscheidung 
des  obersten  Pontifex,  das  Recht  der  Mehrheit  des  Capitels 
zu  achten  entgegen,  sondern  auch  der  Absicht  der  Preuss. 
Regierung  fremd  war,  wie  der  Unterzeichnete  aus  den  münd- 
lichen Conferenzen  sowie  aus  Ew.  Exe.  schriftlicher  Mitthei- 
lune  vom  9.  Mai  zu  erfahren  die  Ehre  hatte,  so  befahl  der 
Heuige  Vater  dem  Unterzeichneten,  zu  erklären  (wie  er  denn 
in  der  That  mittelst  Schreibens  vom  13.  Mai  erklärte),   dass 
das  Capitel   eine   neue  Liste   aufstellen  und  in  dieselbe  mit 
Stimmenmehrheit  Personen  sowohl  aus  der  ersten  Liste,  wie 
andere,   wenn  sie  sonst  die  erforderlichen  Eigenschaften  be- 
sässen,  aufnehmen  können. 

Dies  Schreiben  war  dazu  angethan,  in  dem  Capitel  jede 
Spaltung  aufhören  zu  lassen  und  es  dahin  zu  bringen,  dass 
es  einmal  einträchtig  zu  der  so  ersehnten  Wahl  des  Erz- 
bischofs schreite,  wofür  ihm  die  Norm  so  deutlich  vorgezeich- 
net war.  Statt  dessen  aber  waren  in  den  im  verflossenen 
Monat  Juni  gehaltenen  Sitzungen  des  Capitels  die  Schwie- 
rigkeiten, Widersprüche,  Proteste  der  dissentirenden  Dom- 
capitulare  so  gross,  dass  die  Mehrheit  des  Capitels,  obgleich 
sie  ohne  Weiteres  gesetzlich  hätte  vorschreiten  können,  es 
vorzog,  sich  von  neuem  mit  der  Anfrage  an  den  Heiligen 
Stuhl  zu  wenden,  „ob  sie,  trotz  des  Protestes  der  Minderheit 
der  Domcapitulare  und  ihrer  Erklärung,  sich  mit  ihren  Stim- 
men nicht  zu  betheiligen,  mit  Stimmenmehrheit  zur  Aufstellung 
der  Liste  schreiten  könne." 

Es  kann  der  Weisheit  und  Einsicht  der  Königl.  Regie- 
rung nicht  entgehen,  dass  die  Lösung  dieser  Frage  implicite 
in  dem  citirten  Schreiben  vom  13.  Mai  enthalten  und  dass 
die  bejahende  Antwort  nur  eine  nothwendige  und  logische 
Folge  jenes  oben  angedeuteten  allbekannten  Jrrincips  im  ca- 
nonischen  Recht  war,  nämlich  dass  derjenige  als  vom  Capitel 
gewählt  gilt,  auf  welchen  entweder  die  Einstimmigkeit  oder 
btimmenmehrheit  der  Domcapitulare  sich  vereinigt,  trotz  des 
Dissenses  Einiger;  zu  geschweigen  der  im  Verlauf  dieser 
Angelegenheit  vom  Heiligen  Stuhl  ergangenen  und  beständig 
aufrecht  erhaltenen  Entscheidung,  nämlich  dass  das  Recht 
der  Majorität  des  Capitels  unter  dem  Widerspruch  einer  dissen- 
tirenden Fraction  mcht  leiden  kann.  Diese  bejahende  Ant- 
wort nun  ist  von  Unterzeichnetem  im  Namen  Sr.  Heiligkeit 
an  das  Cölner  Kapitel  abgefertigt  worden. 

Sr.  Heiligkeit  hegt  das  Vertrauen,   dass  nach  dieser  de- 
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finitiven  Antwort  die  Minderheit  des  Capitek  endlich  Jena 
Widerstreben  und  jene  Opposition,  die  sie  bis  jetzt  der  Mehr- 
heit entgegen  gesetzt,  autgeben  werde  —  eine  Opposition  mä 
ein  Widerstreben,  worin  eben  diese  Sr.  Heiligkeit,  wie  im  A* 
fange  gesagt,  die  Hauptursache  der  verlängerten  Vacani  da 
Cölner  Sitzes  hat  erblicken  müssen. 

Ausser  dieser  Ursache  jedoch  hat  der  Pontifex  mit  Miß- 
fallen noch  eine  andere  in  der  von  der  Preuss.  Regierung  ii 
dieser  Wahlangelegenheit  angenommenen  Haitun?  finda 
müssen,  welche  einigermaßen  auf  die  Minderheit  des  Crö 
tels  influirt  zu  haben  scheint.  In  den  Verhandlungen,  wek* 
zwischen  Pius  VII.  heiligen  Andenkens  und  der  König!  it 

fierung  stattgefunden  haben,  wurden  hauptsächlich  zwa 
Hnge  in  Hinsicht  auf  die  Wahl  der  Bischöfe  ins  Ange  p- 
fasst:  einmal,  den  Capiteln  die  Freiheit  der  Wahl  zu  gam- 
tiren ;  zweitens,  der  Regierung  die  Sicherheit  zu  geben,  im 
nicht  Personen  auf  die  Bischoisstühle  erhoben  würden,  wekW 
die  so  nöthige  und  nützliche  Eintracht  das  Priesterthums  nö 
der  Staatsgewalt  compromittiren  könnten.  Für  das  Efe 
sorgte  jener  Papst  durch  die  Bulle  De  salute  animarniii. 
mittelst  welcher  er  allen  Capiteln  der  Kirche  Preuaseos  da» 
Recht  der  Wahlen  nach  der  Norm  der  heiligen  CanoM* 
restituirte ;  für  das  Andere  sorgte  er  speciell  durch  das  er 
wähnte  gleichzeitige  Breve  Quod  de  fidelium,  wekb« 
er  auf  Ansuchen  der  Königl.  Regierung  an  eben  diese  C* 
pitel  richtete  und  durch  welches  ihnen  aufgetragen  winde 
sich  vor  der  Wahl  davon  zu  unterrichten,  ob  die  Person®, 
auf  welche  die  Wahl  fallen  könnte,  mit  den  von  den  ha- 
iigen Canones  erforderten  Eigenschaften  auch  die  verbänden, 
Sr.  Maj.  nicht  ungenehm  zu  sein. 

Die  geeignete  Art  und  Weise  nun,  beide  Anordnung 
freundlich  mit  einander  zu  vermitteln,  wenn  die  Methode  der 
Liste  angenommen  ist,  und  so  zu  einem  befriedigenden  Re- 
sultat zu  gelangen,  ist,  dass  die  Regierung  unter  den  vm 
den  Wahlcapiteln  proponirten  Candidaten  sich  auf  die  Ansr 
Übung  einer  gemässigten  Ausschliessung  beschränkt  ^°J 
würde  es  aber  innerhalb  der  Gränzen  dieser  Mässignng  um 
unbeschadet  der  Freiheit  der  Wahlen  nicht  möglich  sek 
dass  alle  vom  Capitel  proponirte  Candidaten  mit  einem  )W 
ausgeschlossen  würden  und  dass,  mit  Verkennung  des  eben 
diesem  Capitel  zustehenden  Rechts  der  Initiative,  den  tw 
diesem  bezeichneten  Candidaten  andere  substituirt  würda 
um  über  sie  die  Wahl  erfolgen  zu  lassen. 

Endlich  muss,  damit  die  Ausschliessung  eines  Candida 
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als  einer  ungenehmen  Person,  gerecht  und  unparteiisch  sei, 
jene  Ausschliessung  dem  Endzweck  gemäss,  welchen  der  Hei- 
lige Stuhl  vor  Augen  hatte,  als  er  den  Capiteln  das  vor- 
besagte Geheiss  ertheilte,  einen  haltbaren  und  gewichtigen 
Grund  haben,  entweder  in  Ansehung  der  Sinnesart  der  Person 
selbst^  oder  in  Ansehung  irgend  einer  früheren  Thatsache, 
die  von  solcher  Natur  ist,  dass  sich,  mit  Fug  befürchten  lässt, 
es  könnten  durch  dieselbe,  wenn  sie  auf*  den  Bischofsstuhl 
zu  sitzen  käme,  die  guten  Beziehungen  zwischen  den  bei- 
den souverainen  Mächten  compromittirt  werden. 

Hiernach  wird  es  der  honen  Einsicht  und  Weisheit  der 
Königl.  Regierung  anheimgegeben,  zu  ermessen,  ob  die  von 
dieser  Regierung  in  Hinsicht  auf  die  Wahl  des  Erzbischofs 
von  Cöln  ergriffenen  Massnahmen  mit  den  mit  dem  Hei- 
ligen Stuhl  festgestellten  Verträgen  und  mit  einem  prakti- 
schen und  richtigen  Verständniss  derselben  sich  vereinigen 
lassen.  In  der  That  hat  sich  die  Regierung  nicht  darauf  De- 
schränkt, den  Einen  oder  den  Anderen  auszuschliessen,  son- 
dern sie  hat  alle  fünf  von  der  Majorität  des  Capitels  propo- 
nirte  Candidaten  verworfen,  obgleich  dieselben  durch  die  aus- 

fezeichneten  Eigenschaften,  von  denen  sie  glänzen,  jenes  Erz- 
isthums  würdig  waren  und  allgemein  wegen  ihrer  Weisheit 
und  ihres  pflichtschuldigen  Gehorsams  gegen  den  Souverain 
gerühmt  werden.  Auch  erscheint  der  Umstand,  dass  zwei 
jener  Candidaten  ihren  Sitz  ausserhalb  Preussens  haben,  als 
kein  hinreichender  Grund,  sie  von  dem  Cölner  Sitz  auszu- 
schliessen. Denn  obgleich  sie  gegenwärtig  andere  glänzende 
Stellungen  bekleiden,  sind  sie  doch  nichts  destoweniger  Beide 
aus  dem  Königreich  Preussen  gebürtig  und  haben  dort  auch 
in  ansehnlichen  Aemtern  den  priesternchen  Dienst  ausgeübt. 
Es  darf  also  keine  Verwunderung  erregen,  wenn  in 
dieser  gänzlichen  Ausschliessung  sowohl  Bischöfe  wie  Gläu- 
bige eine  Gefahr  lür  die  Freiheit  der  heiligen  Wahlen  er- 
bkckt  und  sich  deshalb  an  den  Heiligen  otuhl  gewendet 
haben,  weil  dieser  mit  seiner  obersten  Autorität  den  Schutz 
und  die  Verteidigung  des  Wahlcapitels  aufrecht  hält 

Der  Heilige  Vater,  in  der  Hoffnung,  dass  ähnliche  In- 
convenienzen  sich  nicht  wiederholen  werden,  und  der  Für- 
sorge für  die  schleunige  Besetzung  des  Cölner  Stuhles,  die 
ihm  so  sehr  am  Herzen  liegt,  indem  er  durch  das  von  dem 
Unterzeichneten  an  das  Capitel  gesandte  Schreiben  sich  be- 
müht hat  durch  die  Aufforderung  der  Wähler  zu  einer  mit 
Stimmenmehrheit  vorzunehmenden  Aufstellung  einer  zweiten 
Liste  die  erste  Ursache  zu  beseitigen,   welche  bis  dahin  jene 
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Besetzung  verzögert  hatte,  wendet  sich  daher  mittelst  gera- 
wärtiger  Note  mit  grosser  Zuversicht  an  die  Gerechtigkeit 
und  Billigkeit  der  Regierung  Sr.  Maj.,  auf  dass  auch  sie  bei 
der  Präsentirung ,  welche  das  Capitel  von  der  zweiten  Lafe 
ihr  zu  machen  haben  wird,  alle  Schwierigkeiten  beseitve 
und  sich  in  den  Grenzen  jener  Mässigung  halte,  welche  & 
Freiheit  der  Wahlen,  die  Verträge  mit  dem  Heiligen  Stau, 
die  gemeinsamen  Interessen  der  Kirche  und  des  Staats  in  s» 
hohem  Grade  erheischen.  Sollten  indess,  wider  alles  Er- 
warten, neue  Hindernisse  sich  der  baldigen  Wahl  des  neue 
Erzbischofs  von  Cöln  entgegenstellen,  so  würde  der  Heflip 
Vater  sich  in  die  Notwendigkeit  versetzt  sehen,  auf  dieje- 
nigen Mittel  Bedacht  zu  nehmen,  welche  in  wirksamer  Weise 
dazu  geeignet  wären ,  die  Rechte  der  Kirche  unversehrt  m 
erhalten  und  den  Interessen  jener  ausgezeichneten  Metropole 
zu  genügen. 

Der  Unterzeichnete  benutzt  diese  Gelegenheit  Ew.  Ext 
den  Ausdruck  seiner  ausgezeichneten  Hochachtung  zu  be- 
kräftigen. 

G.  C.  AntoneE. 

An  den  Herrn  Gesandten  Preussens. 

LXH. 
Antwort  des  preussischen  Gesandten  vom  5.  August  18R. 

Rome  le  5  Aoüt  1865. 

Le  Soussign^  (tit.)  a  eu  l'honneur  de  recevoir  la  note. 
relative  aux  affaires  de  Cologne,  que  S.  E.  Msgr.  le  Cardiul 
Antonelli  a  bien  voulu  lui  adresser  en  date  duö  cft  k 
Soussignö  ne  manquera  pas  de  faire  parvenir  cette  commixB- 
cation  au  Gouvernement  du  Roi  et  se  r&erve  d'j  räpoodxt 
selon  les  ordres  qu'il  recevra  k  cet  ^gard. 

Toutefois,  des  instructions  antörieures  1  autorisent  a  m- 
mettre  ä  S.  E.  les  observations  suivantes  qui  se  rapportetf 
au  meme  sujet: 

II  est  parfaitement  exact  que  dans  un  grand  nombre  de 
cas  Sa  Majestä  a  jug^  utile  a'accepter  les  listes,  presemi» 
par  les  Chapitres  comme  un  point  de  d6part  pour  maniialer 
son  opinion  sur  les  candidats  aux  sife&es  vacantß,  et  ob  ne 
saurait  meconnaitre  que  cette  mani&re  de  proc&Ler  offire  des 
avantages  nombreux.  Mais  le  Gouvernement  du  Roi,  es 
adoptant  ce  mode  d'agir  pour  le  cas  oü  il  parraissait  &aKter 
l'uccord  avec  les  Chapitres,  n'a  pas  entendu  en  faire  un  reg- 
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lement  dont  il  ne  pourrait  se  däpartir,  si  pour  des  raisons, 
impossibles  k  calculer  d'avance,  une  autre  manifere  de  pro- 
ceaer  devait  faire  esp^rer  un  plus  prompt  succ&s. 

Or,  en  vue  de  ce  que  s'est  passä  k  Cologne;  en  vue  sur- 
tout  de  la  discussion  publique  —  injurieuse  pour  quelques 
personnes  ^minemment  respectables  —  a  laquelle  ont  6t&  sou- 
mises  les  diff^rentes  candidatures  au  si&ge  archiäpiscopal,  le 
Gouvernement  Royal,  apr&s  avoir  retir6  son  Commissaire, 
a  du  etudier  la  question  s'il  ne  serait  pas  opportun  d'appli- 
quer  k  l'dection  de  Cologne  un-  syst&me,  qui  sans  entraver 
la  libertö  du  Chapitre,  serait  de  nature  k  garantir  plus  effi- 
cacement  k  ces  delib^rations  ce  caract&re  confidentiet  qui  est 
une  des  premiäres  conditions  d'un  r&ultat  satisfaisant.  C'est 
80us  ce  point  de  vue  que  le  Soussignö  doit  r&erver  au  Gou- 
vernement une  libertß  d'action  entiere. 

En  ce  qui  concerne  le  fait  que  les  cinq  noms  qui  se 
trouvaient  sur  la  liste  du  Chapitre  ont  ite  repouss^s  par  le 
Commissaire  Royal,  il  suffira  de  se  rappeler  les  nombreuses 
marques  de  solücitude  continuelle  et  de  respect  pour  les  li- 
bertes  de  l'Eglise  que  le  Gouvernement  a  donnöes  k  ses  Su- 
jets catholiques  pour  comprendre  qu'il  ne  se  serait  pas  de- 
cid£  k  la  mesure  en  question  s'il  n'avait  cru  se  trouver  dans 
une  Situation  exceptionnelle,  cr6öe  par  l'action  passionn^e  de 
tendances  oppos<5es  et  dont  les  dötails  ne  sont  peut-etre  pas 
parvenus  k  la  connaissance  du  St.  Si&ge. 

H  est  permis  d'esp^rer  que  le  Chapitre.  suivant  les  con- 
seils  du  St  Pfere,  saura  ecarter  les  difficultäs  que  l'&ection 
a  rencontr^es  jusqu'k  present 

Mais,  si  contre  toute  attente  cet  espoir  devait  ne  pas  se 
räaliser,  le  Gouvernement  s'empressera  d'accueillir  et  d'exa- 
miner  avec  d^förence  les  propositions  que  le  St  Si&ge  jugera 
a  propos  de  lui  faire  dans  le  but  de  mettre  un  terme  au  pro- 
visoire  actuel.  Son  concours  sinc&re  est  acquis  d'avance  aux 
combinaisons  salutaires  auxquelles  les  efforts  r^unis  des  deux 
Cours,  inspir^es  par  le  mfrne  esprit  de  conciliation,  ne  man- 
queront  pas  d'aboutir. 

Le  Soussignä,  en  bornant  k  ces  observations  la  präsente 
communication,  saisit  avec  plaisir  etc. 

signä:  Arnim. 
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Schreiben  desselben  an  den  Cardinal  Airtonaffi 

Albano,  23  Juület  1865. 

Monseignear! 

Les  ouvertures  confidentielles,  relatives  a  Cologne,  p 

V.  E.  a  bien  voulu  me  faire  avant-hier,  n'ont  cess^  detre  k 

sujet  de  mes  prtoccupations ,  mais;   k  mon  grand  regrd  i 

m*est  impossible   de  voir  dans  les  d&narches  que  V.  E.  * 

Eropose  de  faire  un  acheminement  vers  une  Solution  am- 
üsante. 

En  premier  lieu  i'ai  de  bonnes  raisons  pour  croire  qua 
ne  r^ussira  pas  k  reunir  sur  la  base  du  m&me  prognmK 
les  deux  cöt&i  du  Chapitre  aussi  longtemps  qn'us  h'mhä 
pas  la  certitude  que  la  combinaison  qu'on  leur  conseilk,  ra- 
contrera  Tagr^ment  du  Gouvernement 

Cependant  cette  certitude  n'existe  pas  encore.  En  aecoaJ 
lieu  l'acte  d'autoritö  supreme  par  lequel  le  St.  Pere  con|* 
intervenir  si  aprfes  un  certain  temps  l'accord  n'est  pas  rewi 
au  sein  du  Cnapitre,  suppose  une  entente  pr&dable  entrefc 
St.  Si&ge  et  le  Gouvernement  pour  avoir  son  plein  et  «- 
tier  efFet. 

Or,  tout  en  nous  rencontrant  dans  le  dösir  qu'aprfc  » 
si  longue  attente  l'älection  ou  la  nomination  d'un  Arche*ep 
vienne  mettre  un  terme  k  la  d^plorable  Situation  du  Chapia^ 
nos  vues  sur  les  d^tails  de  la  question  ne  sont  pas  aW* 
ment  identiques.  II  sera  facile,  je  crois,  d'amener  un  «c*i 
sur  tous  les  points;  mais  si  un  nouvel  incident  devait  se  p 
duire  k  Cologne  par  suite  d'une  injonction,  venue  de  Rö* 
il  aurait  pour  r&ultat  n^cessaire  de  rendre  les  positionB  w* 

Sroques  plus  tranch^es  et  par  cons&juence  moins  suscepöb» 
'6tre  modifi^es  par  une  transaction  quelconque. 

Partant  de  ces  points  de  vue,  je  suis  portö  k  croire  qnii 
succ&s  serait  mieux  garanti  si  V .  E.;  avant  de  donner  a* 
r^ponse  au  Chapitre  de  Cologne,  vouLait  fournir  au  Goe** 
nement  Royal  loccasion  de  se  prononcer  sur  sa  maniire« 
voir  pour  constater  ou  pour  amener  l'accord  et  le  coocoö* 
n^cessaire  des  autoritäs  interess^es. 

En  renouvelant  k  V.  E.  Fassurance  que  je  m'attache« 
tout  particuliirement  k  faire  r^ussir  des  combinaisons  jp 
pourraient  etre  agr^ables  au  St  Sifege,  je  saisis  cette  occass» 
pour  etc. 

(signe)  Arnim. 
A.  S.  E.  Msgr.  le  Cardinal  Antonelli  etc.  etc. 
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LXIV. 

Breve  Pins'  IX.  an  den  Capitelsenior  Bischof  Baudri 

vom  2L  December  1865. 

Dem  Ehrwürdigen  Bruder  Johannes  Baudri,  Bischof  von 
Arethusa  i.  p.  i.,  dem  rechtmässig  bestellten  Capitular-Vicar 
der  Cölner  Diöcese  bei  Erledigung  des  Stuhles  jener  erz- 
bischöflichen Kirche,  und  den  geliebten  Söhnen,  dem  Capitel, 
den  Dignitäten  und  Canonikern  derselben  Cölner  Metropo- 
litankirche. 

Pius  Papst  IX. 

Ehrwürdiger  Bruder  und  geliebte  Söhne!  Gruss  und 
apostolischen  Segen. 

Nachdem  Unser  geliebter  Sohn  Johannes,  der  heil,  rö- 
mischen Kirche  Cardmal-Priester  v.  Geissei,  der  überaus 
wachsame  und  von  Uns  hochgeliebte  Oberhirt  der  Cölner 
Diöcese,  zum  gross ten  Schmerz  Unserer  Seele  aus  diesem 
Leben*  geschieaen  und  dadurch  jene  so  berühmte  Cölner 
Metropolitankirche  ihres  vortrefflichen  Hirten  beraubt  worden 
war,  und  als  Ihr  nun,  ehrwürdiger  Bruder  und  geliebte 
Söhne,  Euch  angelegentlich  mit  der  Wahl  eines  neuen  Hirten 
beschäftiget :  so  werden,  wenn  Uns  auch  einige  Beschwerung 
verursacht  worden  ist,  dennoch  die  vielen  und  ausgezeich- 
neten Beweise  der  Tugend,  welche  Ihr  gegeben  habt,  Uns 
gewiss  zum  grössten  Trost  gereichen.  Und  wahrlich,  es  hat 
Uns  insbesondere  die  beständige  Eintracht  gar  sehr  gefallen, 
welche  von  Euch  fast  Allen  bis  auf  diesen  heutigen  Tag 
bewahrt  worden,  und  die  ausnehmende  Sorgfalt,  welche  Ihr 
angewendet  habt,  dem  hochberühmten  verstorbenen  Cardinal 
v.  Geissei  einen  würdigen  Nachfolger  zu  bezeichnen,  so  wie 
der  besondere  Eifer,  womit  Ihr  die  Freiheit  der  Capitels- 
wahl  zu  schützen  und  zu  vertheidigen  nicht  abgelassen  habt. 

Denn  da  Ihr  wohl  wusstet,  mit  welcher  Sorgfalt  die  hei- 
ligen Gesetze  der  Kirche  die  Freiheit  einer  derartigen  Wahl  allen 
denen  einschärfen,  welche  ein  Wahlrecht  besitzen,  und  da 
Ihr  sorgsam  und  fest  die  apostolischen  Anordnungen  be- 
achtet, welche  von  Unserem  Vorgänger  glücklichen  An- 
gedenkens Pius  VH.  für  alle  Kirchen  in  Preussen  getroffen 
worden  sind,  so  habt  Ihr  auf  die  fUrjenen  Metropolitansitz 
von  Euch  eingereichte  Liste  zweimal  Geistliche  gesetzt,  nicht 
wie  sie  Euch  von  Anderen  entgegengebracht,  sondern  welche 
von  Euch  frei  erkoren  waren,  die  jene  Eigenschaften  be- 
sitzen,  welche   die   heiligen  Gesetze   der  Kirche   verlangen, 
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und  die  mit  dem  Lob  der  Klugheit  geschmückt  sind,  aus 
welchen  Ihr  unter  Beobachtung  der  canonischen  Vorschriften 
Euren  neuen  Hirten  zu  wählen  gedachtet  Und  damit  Ihr 
in  der  Ausübung  eines  so  grossen  Rechtes  freier  und  sicherer 
handeln  könntet,  habt  Ihr  oft  mit  aller  Ehrerbietigkeit  und 
treuester  Anhänglichkeit  zu  Uns  und  zu  diesem  apostolischen 
Stuhle,  dem  Schützer  und  Vertheidiger  aller  Rechte,  bittend 
Eure  Zuflucht  genommen,  um  den  geeigneten  Rath  und 
Schutz  zu  erhalten. 

Während  Wir  aber  Euch,  ehrwürdiger  Bruder  und  ge- 
liebte Söhne,  wegen  dieser  Eurer  vortrefflichen  Handlungen, 
welche  uns  grossen  Trost  bereiten,  gar  sehr  Glück  wün- 
schen und  das  verdiente  Lob  spenden,  gereicht  es  Uns  selbst 
zur  Freude,  dass  Wir  in  einer  Angelegenheit  von  so  grösser 
Wichtigkeit  nicht  abgelassen  haben,  Euch  die  geeignete 
Hülfe  zu  bringen.  Und  in  der  That  haben  Wir,  um  Eure 
Rechte  zu  schützen,  in  Beantwortung  Eurer  Bittgesuche 
durch  Schreiben,  welche  sowohl  von  Unserem  geliebten  Sohne 
dem  Cardinal-Staatssecretär  Antonelli,  als  auch  von  Unserem 
und  dieses  apostolischen  Stuhles  Nuncius  zu  München  über- 
sandt  wurden,  von  Anbeginn  Euch  ermahnt,  dass  Ihr  Euch 
auf  die  angefertigte  Liste  mit  einträchtigem  Sinne  vereinigen 
möchtet,  und  haben  wegen  dieser  Ursache  Euch  bereitwillig 
die  bereits  abgelaufene  gesetzliche  Frist  fiir  die  Veranstal- 
tung der  Wahl  verlängert,  und  sodann  Euch  das  Recht  ge- 
wahrt, eine  neue  Liste  aufzustellen  und  auf  diese  durch 
Stimmenmehrheit  sowohl  diejenigen  zu  bringen,  welche  sich 
auf  der  ersten  Liste  befunden  haben,  als  auch  andere, 
welche  mit  den  erforderlichen  Eigenschaften  versehen 
wären,  und  endlich  haben  wir  Euch  die  Zahl  derer  fest- 
gestellt, aus  welchen  die  feierliche  Wahl  von  Euch  zu  ver- 
anstalten sein  würde.  Auch  haben  Wir  nicht  ermangelt, 
Unsere  Verwendung  bei  der  königlich  preussischen  Staats- 
regierung eintreten  zu  lassen,  damit  alle  Schwierigkeiten  weg- 
geräumt werden  möchten,  welche  verhinderten,  dass  die  Wahl 
eines  neuen  Erzbischofs  von  Cöln  vorgenommen  werde. 

Aber  wiewohl  Wir  Rathschläge  ertheilt  und  Verwendun- 
gen haben  eintreten  lassen  und  Ihr  Unseren  Weisungen 
nachgekommen  seid,  so  müssen  Wir  es  dennoch  beklagen, 
dass  das  Wahlgeschäft  keineswegs  zum  Ziele  gelangt  ist. 
Vielmehr  ist  wegen  der  eingetretenen  Schwierigkeiten,  <Te 
Euch  bekannt  sind,  die  Sache  dahin  gekommen,  dass  U  s 
kaum  noch  Hoflhung  verbleibt,  es  könne  eine  rechtsgültig  e 
Wahl   von   Euch   vollzogen   und   in  dieser  Weise   für    Eu  e 
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verwaiste  Kirche  Fürsorge  getroffen  werden.  Wahrlich,  Wir 
dürfen,  wie  Wir  anderswo  kund  gegeben  haben,  an  der 
gegenwärtigen  Capitularverwaltung  nichts  tadeln;  vielmehr 
erkennen  Wir  es  freudig  an,  dass  dieselbe  vortrefflich  ihren 
Fortgang  nimmt  nach  den  Grundsätzen  des  ausgezeichneten 
verstorbenen  Erzbischofs,  und  deshalb  ertheilen  Wir  Euch 
Allen,  geliebte  Söhne,  und  zumeist  Unserem  ehrwürdigen 
Bruder  Johannes,  dem  Bischöfe  von  Arethusa  und  Capitular- 
vicar,  wiederholt  das  grösste  Lob. 

Damit  aber  endlich  die  langdauernde  Erledigung  dieser  so 
berühmten  Kirche  in  Deutschland  aufhöre,  wie  Ihr  zugleich  mit 
allen  Gutgesinnten  es  angelegentlich  wünscht,  so  haben  Wir 
beschlossen,  Uns  die  Ernennung  des  neuen  Erzbischofs  von 
Cöln  vorzubehalten.  Damit  aber  Niemand  auch  nur  den 
leisesten  Verdacht  schöpfen  möge,  als  könne  auch  diese  Un- 
sere EntSchliessung  das  von  Unserem  Vorgänger  Pius  VII. 
unsterblichen  Andenkens  Euch  wiederhergestellte  Wahlrecht 
irgendwie  beeinträchtigt  werden,  so  erklären  Wir  bereits 
jetzt,  dass  es  nicht  nur  Unser  Wille  ist,  dass  dieses  Recht 
von  Allen  in  Zukunft  unversehrt  und  unverletzt  bewahrt 
werde,  sondern  Wir  wollen  Euch  zu  wissen  thun,  dass  Wir 
gesonnen  sind,  neue  Vereinbarungen  mit  dem  Erlauchtesten 
Könige  von  Preussen  vorzunehmen,  damit  Ihr  um  so  leichter 
und  sicherer  ein  so  bedeutendes  Recht  ausüben  könnt. 

Damit  inzwischen  auch  dieses  Mal  der  von  Euch  be- 
gonnene Wahlact,  so  weit  es  geschehen,  von  Uns  aufrecht 
erhalten  und  vollendet  und  zu  gleicher  Zeit  die  erspriess- 
liche  und  nothwendige  Eintracht  zwischen  der  geistlichen 
und  weltlichen  Gewalt  in  keiner  Weise  gefährdet  werde, 
werden  Wir  von  Unserer  obersten  apostolischen  Autorität 
und  Gewalt  Gebrauch  machen  und  in  dem  nächsten  Consis- 
torium,  das  Wir  halten,  den  ehrwürdigen  Bruder  Paulus 
Jfelchers,  Bischof  von  Osnabrück,  zum  Erzbischofe  der  Cölner 
Kirche  ernennen  und  bestellen,  der  von  Euch  zweimal  auf 
die  Liste  gebracht  und  als  vorzüglich  geeignet  erachtet  wor- 
den ist,  die  Cölnische  Kirche  zu  regieren  und  zu  leiten. 
Wir  sind  aber  gewiss,  dass  derselbe  Unseren  und  Euren 
Wünschen  und  der  Erwartung  aller  Guten  in  reichlichem 
Masse  entsprechen  wird,  da  Uns  wohl  bekannt  ist,  durch 
welche  ausgezeichneten  Eigenschaften  dieser  ehrwürdige 
Bruder  hervorragt,  und  mit  welcher  ausnehmenden  Wachsam- 
keit, Sorgfalt,  Tnätigkeit  und  mit  welchem  Hirteneifer  er  seit 
mehreren  Jahren  die  Osnabrücker  Diöcese  geleitet  und  deren 
Wohlfahrt  aus  allen  Kräften  wahrgenommen  hat.    Ihr  sehet 
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wahrlich,  ehrwürdiger  Bruder  und  geliebte  Söhne,  wie  grosse 
und  angelegentliche  Sorge  Wir  aufgewendet  haben,  um  dieser 
Kirche  von  Cöln  den  besten  Hirten  vorzusetzen.  Wir  hegen 
aber  das  Vertrauen,  es  werde  Euch  nichts  angelegentlicher 
und  nichts  willkommener  sein,  als  Euren  neuen  Hirten  mit 
aller  Liebe,  mit  allem  Eifer  und  Rath  in  der  Verwaltung 
dieser  grossen  Diöcese  zu  unterstützen,  und  zweifeln  nicht, 
dass  es  Euch  zur  Freude  gereichen  wird,  Uns  und  diesem 
Stuhle  des  heil.  Petrus  mit  immer  grösserer  Zuneigung  und 
Ergebenheit  fest  und  standhaft  anzuhangen. 

Schliesslich  ertheilen  Wir  als  Unterpfand  Unseres  vor- 
züglichen oberhirtlichen  Wohlwollens  gegen  Euch  aus  in- 
nerstem Herzen  Dir,  ehrwürdiger  Bruder,  und  Euch,  geliebte 
Söhne,  mit  aller  Liebe  den  apostolischen  Segen. 

Gegeben  zu  Rom  beim  heil.  Petrus,  den  21.  December, 
im  zwanzigsten  Jahre  Unseres  Pontificates. 

(gez.)  Pius  Papst  IX. 


LXV. 

Schreiben  des  Cardinal  Lambruschini  an  das  Domoapitel 
von  Hildesheim  vom  8.  October  1841. 

Bei  solchem  Stande  der  Sachen  hätte  der  Heil.  Vater, 

Seine  höchste  Autorität  gebrauchend,  die  vacantc  Kirche  zu 
Hildesheim  motu  proprio  providiren  können,  um  so  mehr, 
da  die  Mehrzahl   des  Capitels  es  begehrte,   und  da  das  tem- 

8 us  utile,  um  die  Wahl  vorzunehmen,  nach  canonischem 
Lechte  und  der  bezüglichen  Bulle  Leo's  XII.,  heil.  Andenkens, 
nicht  allein  längst  verflossen  ist,  sondern  bereits  einen  Monat 
aufgehört  hatte,  als  die  Capitularen  sich  zu  dem  fraglichen 
Gegenstande  vereinigten.  Nichts  desto  weniger,  bewogen 
durch  Seine  natürliche  Güte,  und  um  zugleich  den  Wün- 
schen, so  in  Ew.  etc.  Note  ausgedrückt  sind,  zu  willfahren, 
hat  der  Heil.  Vater  geruht,  einzuräumen,  dass  das  Capitel 
zu  Hildesheim  abermals  zum  Acte  der  Wahl  schreite,  um 
denselben  ex  integro,  nach  der  Norm  der  canonischen 
Dispositionen  zu  vollführen:  und  in  diesem  Sinne  hat  Er  dem 
unterzeichneten  Cardinal  aufgegeben ,  dem  obengedachten 
Capitel  behufige  Instructionen  zu  ertheilen. 

Um  indessen  den  Schaden  zu  verhüten,  welcher  den 
Gläubigen  in  Hildesheim  aus  einem  längern  Mangel  des  ei- 
genen Hirten  erwachsen  müsste,  will  Se.  Heiligkeit,  dass  die 
Wähler  das  Ganze  vollbringen  in  Zeit  eines  Monats  von  dem 
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Tage  des  Empfangs  ihrer  Instructionen  an  gerechnet:  auch 
kann  dieser  Termin  nicht  als  zu  beschränkt  erscheinen,  in- 
sonderheit da  die  Namen  der   Candidaten   dem  Königlichen 

Ministerio   bereits  notificirt  worden  Bind,  und  dieses    

keinen  derselben  den  Einwurf  gemacht  hat,  eine 
minus  grata  Principi  zu  sein.  Lind  da  man,  zufolgi 
eintreffender  Nachrichten,  mit  vollem  Grunde  überzei 
kann,  dass  einestheils  der  Canonici!»  Hantelmann,  ohng 
seinen  hohen  Alters,  keine  bedeutendere  Abnahir 
Kräfte  des  Geistes  erlitten,  seit  er  vor  fünf  Jahren 
Wahl  des  verstorbenen  Msgr.  Fritz  seine  Stimme  abgi 
andern theils  die  von  ihm  geschehene  Verzieh tleistu: 
seine  Stimmabgebung  in  dem  Falle,  von  dem  es  sich  1 
durchaus  nicht  freiwillig  war;  so  ist  es  die  Willensn 
des  Heil.  Vaters,  dass  der  gedachte  Canonicus  ebenfi 
der  Wahl  erscheine,  entweder  persönlich  oder  ver 
eines  rechtsbeständigen  Procurators,  und  seine  Stimm« 
den  übrigen  abgebe. 

Indem  diese  päpstlichen  Intentionen  dem  Capitel  l 
gemacht  werden,  unterlässt  man  nicht,  dasselbe  zu 
richten,  dass,  wenn  in  dem  oben  ausgedrückten  Temn 
Wahl  nicht  vollführt  worden,  Se.  Heihgkeit  nicht  aufs 
wird,  von  dem  Rechte  der  Devolution  Gebrauch  zu  t 
und  kraft  Seiner  Autorität  der  verwittweten  Kircl 
Hildesheim  dasjenige  Subject  zutheilen  wird,  welcl 
deren  spirituellen  Bedürfnissen  am  geeignetsten  häl 
welchem  Rechte  er  gleicherweise  nicht  anstehen  wi 
brauch  zu  machen,  so  oft  die  Wahl  nicht  in  vollem  Eir 
mit  den  kirchlichen  Regeln  ausgeführt  ist,  oder  der  Gi 
mit  den  Eigenschaften,  so  die  heiligen  Canones  eri 
nicht  versehen  befunden  werden  sollte. 


Schroiben  Plus'  IX.  vom  14.  November  1846  an  den 
von  Württemberg. 

Majestät! 
Die  besondere  Hochachtung,  welche  wir  geger 
Majestät  haben  und  das  Vertrauen,  welches  wir  i 
Königlichen  Gaben  Ihres  erhabenen  Geistes  setzen,  1 
bewogen,  Ihnen  mit  dieser  unserer  Zuschrift  eine  Mitt 
im  Vertrauen  zu  machen  in  Bezug  auf  die  Vorsorge 
ihres  Hirten  beraubte  Kirche  von   Rottenburg.     Es  i 
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einer  von  den  wichtigsten  Verhandlungs-Gegenständen.  arf 
welche  wir  in  den  ersten  Tagen  unseres  Pontificats  on*f* 
Sorgfalt  verwenden  mussten. 

Die  Wahl,  welche  von  den  Domcapitularen  besag» 
Kirche  am  8.  Jänner  1.  J.  vorgenommen  worden,  und  asf 
die  Person  des  Domcapitularen  Stroebele  gefallen  war,  wnrie 
von  denselben  ohne  Verzug  dem  Heil.  Stuhle  mitgetheik  as 
hierzu  die  nöthige  Bestätigung  zu  erhalten. 

Unser  Vorfahrer  Gregor  XVI.  glor.  Andenkens  toa? 
zwar  nicht  unterlassen,  sich  ernstlich  mit  dieser  Angela» 
heit  zu  beschäftigen;  allein  er  ging  in  ein  besseres  Leba 
über  eher  noch,  als  er  sein  Urtheil  hierüber  aasspreebs 
konnte. 

Nun  mussten  wir  uns  aber  nach  eingeholtem  Urtheft 
von  nicht  wenigen  Cardinälen,  welche  wir  gelegentlich  s 
Rathe  gezogen,  und  nachdem  wir  selbst  die  ganze  Sack 
untersucht  und  reiflich  erwogen  hatten,  überzeugen,  das  be- 
sagte Wahl  unsere  Bestätigung  nicht  verdiene. 

Wir  halten  es  für  unnütz,  hier  weitläufig  zu  werfe 
über  die  Mängel,  die  wir  hierin  gefunden  haben,  und  be- 
schränken uns  nur  auf  die  Bemerkung,  dass  derselben  sekk 
Umstände  vorausgegangen  waren,  wodurch  sie  in  Ansein? 
des  Capitels  gleichsam  nur  auf  den  Act  eines  blossen  Sehern* 
reducirt  wurde. 

Die  Domcapitularen  suchten  in  dem  respectiven  im 
Heil.  Stuhle  übersendeten  Instrumente  jene  Umstände  oack 
Möglichkeit  zu  verheimlichen,  weshalb  sie  ganzlich  schwieg« 
von  der  Anzahl  der  Candidaten,  welche  sie  in  die  &« 
Königlichen  Gubernium  vorgelegte  Liste  gesetzt  hatten,  se* 
wie  auch  von  der  Anzahl  der  Candidaten,  welche  anf  Ver- 
langen des  Guberniums  in  der  Folge  davon  ausgestrkto 
worden  waren.  Man  musste  daher,  um  diese  Liste  zu  »* 
halten,  selbe  dem  Decan  Jaumann  abfordern,  der  sie  «dlti 
aus  12  Individuen  bestehend  anher  schickte  mit  dem  Be- 
merken, drei  von  denselben  seien  in  der  Folge  ausgestrieba 
worden,  weil  sie  dem  Gubemium  nicht  erwünscht  ge*««* 
wären.  Allein  bald  darauf  ward  unser  Vorgänger  mh  giß* 
licher  Zuverlässigkeit  in  Eenntniss  gesetzt,  dass  man  sedk 
in  dieser  letzten  Mittheilung  neuerdings  versucht  hatte.  - 
zu  hintergehen,  da  man  datier  anderer  Seits  unwideii 
Beweise  hatte  von  einem  zweiten  Acte,  worin  fünf 
ausgeschlossen  worden  waren.  Durch  diese  zweimalige 
Schliessung  (wovon  jedoch  nur  die  erste  in  der  Bulle  I«* 
XII.   zugestanden    wurde)    verminderte    sich    die  Lp* 
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auf  vier  einzige  Candidaten.  Ueberdies  erriebt  sich  aus  der 
vom  Decan  am  Wahltage  selbst  an  das  Capitel  gehaltenen 
Rede,  dass  man  wusste,  mehrere  der  wahlfähigen  Individuen 
seien  entschlossen,  die  Wahl  nicht  anzunehmen.  Mithin  han- 
delte es  sich,  um  eigentlich  zu  reden,  nicht  mehr  um  eine 
Liste,  sondern  nur  um  allenfalls  einen  Candidaten,  der.  in  der 
alten  Liste  zurückgeblieben  war.  Indem  nun  das  Capitel 
bei  einer  solchen  Sachlage  seine  Stimmen  zu  Gunsten  jenes 
Candidaten  vereinigte,  so  machte  es  sich  dadurch  nicht  nur 
einer  Handlung  schuldig,  welche  den  Canonen  zuwider  läuft, 
sondern  schloss  auch  einen  Act  ab,  der  so,  wie  wir  oben 
sagten,  von  einer  Wahl  mehr  nicht,  als  den  Namen  hat. 

Bei  einer  so  offenbar  gänzlichen  Unregelmässigkeit  der 
Wahl  hinsichtlich  der  wesentlichen  Form  derselben  enthalten 
wir  uns  gerne  Meldung  zu  machen  von  den  Eigenschaften 
des  Erwänlten,  können  es  uns  aber  doch  nicht  versagen, 
Eurer  Majestät  kund  zu  geben,  dass  wir  in  den  Heften,  von 
welchen  Canonicus  Stroebele  sich  als  Verfasser  ausgiebt,  nach 
vorläufiger  Prüfung  Stellen  aufgefunden  haben,  welche  mit 
einer  Lehre  behaftet  sind,  die  eines  katholischen  Schriftstel- 
lers durchaus  unwürdig  ist.  Wollte  man  hierbei  auch  vor- 
aussetzen, er  habe  aus  Unwissenheit  gefehlt,  so  würde  ihn 
schon  selbst  diese  Unwissenheit  in  Sachen,  die  unter  Katho- 
liken so  ganz  bekannt  sind,  ganz  untauglich  zum  bischöflichen 
Amte  machen. 

Aus  allem  dem  ersehen  Eure  Majestät,  dass  die  heiligen 
Pflichten  des  obersten  Hirtenamtes  uns  im  Gewissen  verbin- 
den, die  in  Rede  stehende  Wahl  zurückzuweisen. 

In  der  oben  besagten  Bulle  Leo's  XII.  heisst  es,  dass, 
wenn  die  Wahl  nicht  canonisch  vor  sich  gegangen,  oder  der 
Gewählte  mit  den  von  der  Barche  vorgeschriebenen  Eigen- 
schaften nicht  bekleidet  wäre,  der  Papst  aus  besonderer 
Gnade  dem  Capitel  erlaubte  zu  einer  neuen  Wahl  zu  schrei- 
ten. Allein  eine  solche  Nachsicht  kann  nicht  stattfinden  für 
den  gegebenen  Fall,  in  welchem  das  Capitel  von  Rottenburg 
ausser  einer  so  ganz  irregulär  getroffenen  Wahl  überdies 
noch  theils  mit  unvollständigen,  theils  mit  falschen  Berichten 
den  Heil.  Stuhl  zu  täuschen  versucht  hat.  Dasselbe  Capitel 
verdiente  vielmehr  von  Seite  unser  eine  strengere  Massregel, 
damit  es  lerne,  seine  Pflichten  mit  Fleiss  und  Treue  erfüllen. 
Wir  haben  uns  jedoch  für  jetzt  beschränkt,  den  Decan  Jau- 
mann  damit  zu  bedrohen,  da  er  es  ist,  der  unter  andern  die 
Verwegenheit  hatte,  die  oben  besagte  Lügenliste  der  Candi- 
daten zu  unterzeichnen. 
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Indess  wünscht  die  Geistlichkeit  and  da»  Volk  jaa 
Königreiches  sehnlich,  dass  der  Kirche  von  Bottenbnse 
neuer  Hirt  gegeben  werde,  und  die  Liebe,   welche  En?  h 

{'estät  zu  sämmtlichen  Unterthanen  nähren,  läset  ans  £k 
ioffen.  dass  Sie  es  Sich  werden  lebhaft  angelegen  sein  hm 
ihre  Wünsche  befriedigt  zu  sehen.  Darum  kommen  vir « 
gegenwärtigem  Vertrauungs-Schreiben  zn  £nrer  Mijeai 
bittend  um  Ihren  Königlichen  Schutz,  auf  daas  die  Satt 
schnell  zur  Ausfuhrung  gebracht  werde.  Kücksxchtüdi  is 
Eigenschaften  der  zu  jenem  Bisthum  zu  beforderadoi  Po« 
haben  wir  keine  andere  Absicht,  als  unter  Gottes  Bessft 
besagter  Kirche  einen  Vorstand  zu  geben  ,  welcher  mc  ü 
von  den  heil.  Canonen  geforderten  Eigenschaften  begak* 
der  sich  mit  ganzem  Eifer  beschäftige,  das  Heil  der  Seets 
zu  fördern,  der  überhaupt  mit  wahrem  Eifer  and  Klagte 
seine  Pflichten  erfülle,  unter  welchen  jene  sicher  nick  fr 
letzte  ist,  welche  gebietet,  die  Rechte  Eurer  Majestät  &s 
Volke  zu  predigen,  und  einzuschärfen  Treue  und  Gehont 
welche  es  Eurer  Majestät,  allen  gesetzmassigen  Gewalthaber 
und  Obrigkeiten  des  Königreiches  im  Gewissen  schuldig  k 
Und  ein  solcher  Mann  müsste  wohl  auch  angenehm  sc 
Eurer  Majestät  selbst,  da  Sie  einerseits  beeifert  sind,  Ite 
Königlichen  Rechte  zu  bewahren,  und  ebenso  bemüht  andere*» 
seits,  die  Beschlüsse  festzuhalten,  wodurch  die  freie  A» 
Übung  der  katholischen  Religion  in  Ihrem  Reiche  geaAf 
ist,  und  sogar  aus  Antrieb  Ihres  Königlichen  Herze»  ** 
die  Katholiken  mit  ebenso  väterlicher  Zuneigung  herabaebs. 
als  auf  die  übrigen  Unterthanen.  In  dieser  Ueberzagae 
wollen  wir  Eurer  Majestät  einige  ausgezeichnete  Brcfes^ 
Männer  namhaft  machen,  aus  welchen  wir  uns  voroekaa 
den  künftigen  Bischof  zu  wählen.     Dieselben  sind  1) 


Lipp,    Decan   und   Pfarrer    zu   Ehingen,    2)   Priester  Aä» 
Oehler,  3)  Priester  Benedict  Weite. 

Wir  haben  Grund  zu  glauben,  dass  alle  diese  die  Wuäi- 
gewogenheit  Eurer  Majestät  verdienen;  sollten  jedodißr 
Majestät  aus  irgend  einem  uns  unbekannten  Umstände  fr 
sache  haben,  einen  von  ihnen  im  Verdachte  zu  haben.  » 
bitten  wir  uns  hiervon  in  Kenntniss  setzen  zu  wollen,  <h^ 
nicht  etwa  unsere  Bestimmung  auf  solch  Einen  falle. 

Der  Adel  Ihres  Königlichen  Herzens  versichert  uns,  i» 
Eure  Majestät  dieses  unser  Vertrauungs-Schreiben  genehmig* 
werden.  Und  in  Erwartung  einer  angenehmen  Nachriefe 
schicken   wir  indessen    heisse  Gebete    zu  Gott  dem  Hern 
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dass   er   Eure   Majestät  sammt  der  Königlichen  Familie  mit 
allem  wahren  Glücke  erfüllen  möge. 

Rom  aus  unserem  Apostolischen  Palaste  auf  dem  Quirinal 
den  14.  November  1846. 


Antwortschreiben  des  Königs  von  Württemberg  au 
Schreiben  vom  14.  November  1348. 

Heiligkeit ! 

Mit  dem  lebhaftesten  Danke  haben  Wir  aus  d< 
traulichen  Schreiben  Eurer  Heiligkeit  vom  14.  No 
d.  J.  entnommen,  dass  es  Ihnen  gefallen  hat,  bald  nac 
Erhebung  auf  den  papstlichen  Stuhl  Ihr  Augenmer! 
Angelegenheit  zuzuwenden,  welche  fortwährend  Unsere 
Theiluahme  in  Anspruch  nimmt.  Dabei  gereicht  es  l. 
Königlichen  Herzen  zu  grosser  Befriedigung,  dass  Eu 
ligkeit  bei  diesem  Anlasse  Unserem  auf  die  Festhaltt 
Satzungen,  wodurch  die  freie  Ausübung  der  kathe 
Religion  in  Unserem  Königreich  gesichert  ist,  geri 
Willen  und  Unserer  den  katholischen  gleich  wie  den 
Unterthanen  zugewendeten  landesväterlichen  Zuneigu 
Fürsorge  Ihre  hochherzige  Anerkennung  ausdruckl 
Theil  werden  Hessen. 

Wir  glauben  dieses  in  Uns  gesetzte  und  Uns  h 
freuende  Vertrauen  Eurer  Heiligkeit  nicht  besser  eri 
zu  können,  als  wenn  Wir  Uns  mit  voller  Offenheit  ü 
verschiedenen  Punkte  aussprechen,  welche  den  Inha 
Schreibens  ausmachen. 

Zuvörderst  hat  die  Erklärung  Eurer  Heiligkeit,  d 
von  dem  Domcapitel  in  Rottenburg  am  8.  Januar  d. 
genommene  Wahl  Ihre  Bestätigung  nicht  verdiene, 
tiefes  Bedauern  um  so  mehr  erregen  müssen,  als  diese 
Voraussetzungen  gegründet  wird,  welche  —  wie  di 
schlossene  Denkschrift  über  den  Rechts  bestand  des  W( 
und  Unsere  hierauf  sich  beziehenden  Königlichen 
überzeugend  nachweist  —  in  der  Wirklichkeit  nicht  Im 
sondern  dem  Heil.  Stuhle  durch  irgendwelche  Mitthe 
auB  unlauterer  Quelle  unterstellt  worden  zu  sein  sc 
Zugleich  können  Wir  nicht  umhin  zu  beklagen,  dasB  derg 
trügliche  Nachrichten  die  Veranlassung  geworden  t 
einem  höchst  empfindlichen  Urtheil  über  das  Benehm 
Würdenträgern     der    katholischen   Kirche   in    Württe 
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deren  in  einer  langen  Dienstzeit  bewährte  strenge  Recfaiü 
keit  und  allgemein  geachteter  Charakter  Bürgschaft  (Ufc 
geben.  dass  sie  der  innen  Schuld  gegebenen  Handlungn  ral 
Absichten  nicht  fähig  sind. 

Von  der  Weisheit  und  Gerechtigkeitsliebe  Eurer  Heilig 
keit,  deren  ausgezeichneter  Ruf  alle  Länder  erfüllt,  giaaka 
Wir  Uns  versprechen  zu  dürfen,  dass  es  nur  der  geneigt» 
Kenntnissnahme  von  dem  wahren  Sachverhältniase,  wie  es  k 
jener  Denkschrift  gegenüber  den  dem  Heil.  Stuhl  hinter- 
brachten unwahren  Nachrichten  dargestellt  ist,  bedürfe: 
werde,  um  bei  Eurer  Heiligkeit  die  Ueberzeugunff  zu  be- 
gründen, dass  die  Einwendungen ,  welche  gegen  die  WaU 
des  Domcapitels  vom  8.  Januar  in  Ansehung  ihrer  Form  skk 
erhoben  halben,  nicht  zu  Recht  bestehen  können. 

Was  aber  ferner  die  Person  des  Erwählten,  des  Das- 
capitulars  v.  Stroebele,  betrifft,  so  erkennen  Wir  gerne  & 
Befugniss  des  Heil.  Stuhles  auf  das  vollkommenste  an.  über 
die  Tauglichkeit  des  Erwählten  in  Hinsicht  auf  seinen  kalbfr 
tischen  Glauben  ein  entscheidendes  Urtheil  zu  geben.  Wn 
hätten  aber  geglaubt,  nach  erfolgter  Anzeige  der  Wahl  bo 
dem  päpstlichen  Stuhl  der  Einleitung  derjenigen  förmheka 
Untersuchung  in  der  Provinz  über  die  Eigenschaften  des  fr* 
wählten  entgegensehen  zu  dürfen ,  welche  in  der  Bulle  Au 
Dominici  gregis  custodiam  bezeichnet  und  bei  dem  Ueber- 
einkommen  über  die  Errichtung  des  Bisthums  zu  Grunde  be- 
legt worden  ist. 

In  dem  Schreiben  Eurer  Heiligkeit  fanden  Wir  sodaa 
die  weitere  Erklärung  niedergelegt,  dass  die  in  der  gedacht; 
Bulle  Ad  Dominici  gregis  custodiam  zugestandene  Nachskit 
welche  dem  Domcapitel  erlaubte  zu  einer  neuen  Wahl  » 
schreiten,  in  dem  gegebenen  Falle  nicht  stattfinde.  In  dieser 
Hinsicht  würde  es  zwar  Unseren  Wünschen  am  meisten  eat- 
sprechen,  wenn  in  Folge  weiterer  Prüfling  und  Erwigsi£ 
des  Wahlactes  vom  8.  Januar  d.  J.  eine  neue  Wahl  über- 
haupt nicht  nöthig  würde.  Welches  aber  auch  immer  <fe 
letzte  Entschliessung  Eurer  Heiligkeit  in  dieser  BeziehiBS 
sein  möchte,  so  dürfen  Wir  schon  jetzt  nicht  bergen,  w 
Uns  nichts  so  fest  zu  stehen  scheint,  als  die  in  der  sehe: 
erwähnten  Darstellung  ebenfalls  entwickelte  Ansicht  welcher 
zufolge  dem  Domcapitel  vorkommenden  Falles  die  ßefugnisa. 
von  neuem  zu  wählen,  unter  keinerlei  Umständen  entzog 
werden  kann. 

So  hoch  Wir  auch  das  von  Eurer  Heiligkeit  Uns  ^ 
widmete   Vertrauen  verehren  und   so  sehr   erfreulich   e*   5r 
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Uns  wäre,  wenn  Wir  den  Wünschen  Eurer  Heiligkeit  jeder- 
zeit entgegenzukommen  vermöchten,  so  ist  es  doch  bei  den 
vorhin  bemerkten  Erwägungen  und  eingedenk  Unserer  Re- 
gentenpflichten Uns  nicht  möglich,  dem  von  Eurer  Heiligkeit 
wegen  der  Bestellung  eines  Bischofes  gemachten  Vorschlag, 
wobei  das  Wahlrecht  des  Domcapitels  umgangen  würde, 
willfahrig  zu  sein.  Wir  müssten  befürchten,  dadurch  nicht 
allein  bedeutsame  Rechte  Unserer  Krone  ungewahrt  zu  lassen, 
sondern  auch  wichtigen  Verpflichtungen  derselben  zu  nahe 
zu  treten  und  eben  damit  den  Rechtszustand  der  Kathedral- 
Kirche  Unseres  Königreichs  zu  gefährden,  welcher  durch 
das  zwischen  der  Römischen  Curie  und  den  vereinigten  deut- 
schen Regierungen  bestehende  Uebereinkommen  für  immer 
gesichert  sein  sollte. 

Möge  es  Eurer  Heiligkeit  gefallen,  diese  für  Uns  unab- 
weisliche  Rücksichten  geneigtest  zu  würdigen  und  die  gegen- 
wärtige Angelegenheit  recht  bald,  jedenfalls  aber  nicht  ohne 
Beachtung  der  dem  Domcapitel  und  Unserer  Krone  in  Be- 
ziehung auf  eine  etwaige  neue  Wahl  zukommenden  Befug- 
nisse, ihrer  Erledigung  entgegenzufuhren.  Unserer  bereit- 
willigen und  aufrichtigen  Mitwirkung  hiezu  dürfen  Eure 
Heiligkeit  Sich  vollkommen  versichert  halten,  da  Wir  keinen 
anderen  Wunsch  haben,  als  dass  auf  dem  durch  Ueberein- 
kommen geordneten  Wege  für  den  erledigten  Stuhl  ein  des 
Vertrauens  der  seiner  Fürsorge  Anvertrauten  würdiger  Hirte 
bestellt  werde. 

Inzwischen  bitten  Wir  Gott,   dass  er  Eurer  Heiligkeit 

florreich  begonnene  Regierung  mit  allem  wünschenswerthen 
Irfolge  auch  fernerhin  segnen  möge. 


LXVIII. 

Denkschrift  als  Beilage  zu  dem  vorstehenden  Antwort- 
schreiben. 

In  dem  vertraulichen  Schreiben  Seiner  Heiligkeit  des 
Papstes  Pius  IX.  an  Seine  Majestät  den  König  vom  14.  No- 
vember 1846  wird 

1)  der  Wahlact  des  Domcapitels  vom  8.  Januar  1846 
als  ein  gänzlich  unregelmässiger  bezeichnet,  weil 

a)  aus  der  ursprünglichen,  12  Candidaten  enthaltenden 
Wahlliste  von  der  Staatsregierung  zuerst  drei  und  durch  einen 
späteren  Act  fünf  weitere,  mithin  im  Ganzen  acht  Candi- 
daten  ausgeschlossen  worden  seien,  während  die  Bulle  des 
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Papstes  Leo  XII.   der  Regierung  nur    eine    einmalige   Aus- 
schliessung zugestehe,  und 

b)  weil  von  mehreren  der  noch  übrig  gebliebenen  vier 
Candidaten  bekannt  gewesen  sei,  dass  sie  eine  Wahl  nicht 
anzunehmen  entschlossen  seien,  und  es  sich  somit  nicht  mehr 
um  eine  Wahlliste,  sondern  nur  allenfalls  um  einen  einzigen, 
in  der  ursprünglichen  Liste  zurückgebliebenen  Candidaten 
gehandelt  habe,  so  dass  das  Domcapitel  einen  Act  vorgenom- 
men habe,  der  in  einem  blossen  Schein  bestehe,  und  von 
einer  Wahl  nichts  als  den  Namen  enthalte. 

Bei  der  Würdigung  dieser  Behauptungen  drängt  sich 
zunächst  die  Vermuthung  auf,  dass  den  mit  der  Prüfung  und 
Begutachtung  des  Wahlactes  vom  8.  Januar  d.  J.  von  dem 
Heil.  Stuhl  beauftragten  Personen  das  von  Papst  Leo  XII. 
an  den  Decan  und  die  Canoniker  der  Kathedrale  in  Rotten- 
burg am  22.  März  1828  erlassene  Breve  und  die  von  den 
vereinten  deutschen  Fürsten  und  Staaten  deshalb  mit  der 
Römischen  Curie  gepflogenen  besonderen  Verhandlungen,  in 
Folge  deren  sich  die  letztere  zur  Erlassung  dieses  Breve's 
verbindlich  machte,  nicht  im  Gedächtniss  gewesen  sein.  Das 
erwähnte,  erst  ein  Jahr  nach  der  päpstlichen  Bulle  Ad  Domi- 
nici  gregis  custodiam  ergangene  Breve,  dessen  Erlassung  von 
den  zur  Oberrheinischen  Kirchenprovinz  vereinigten  Regie- 
rungen ausdrücklich  zur  Bedingung  der  Annahme  der  vier 
ersten  Artikel  der  Bulle  gemacht  und  für  den  Zweck  ver- 
langt wurde,  um  jede  mögliche  Unklarheit  darüber,  dass  nur 
den  betreffenden  Regierungen  angenehme  Personen  für  den 
bischöflichen  Stuhl  und  für  das  Decanat  und  die  sonst  er- 
ledigten Stellen  im  Domcapitel  gewählt  werden  können, 
gänzlich  wegzuräumen,  enthält  unter  anderem  die  durch  den 

?anzen    Zusammenhang   der    Unterhandlungen    über   jeden 
iweifel   hinsichtlich   ihres  Sinns   erhabene    Weisung   an  das 
Domcapitel : 

„Cum  porro  ex  Ivonis  Carnotensis  monitu  florere  inspi- 
ciatur  et  fructificare  Ecclesia,  quando  Regnum  et  Sacer- 
dotium  inter  se  conveniunt,  Vestrarum  erit  partium,  eos 
adsciscere,  quos  ante  solemnem  electionis  actum 
noveritis,  praeter  qualitates  ecclesiastico  jure  praefinitas, 

?rudentiae  insuper  laude  commendari,    nee   Serenissimo 
'rineipi  minus  gratos  esse." 
Hiernach   liegt  es  in  den  Befugnissen  Sr.  Majestät  des 
Königs,  nicht  allein  in  Gemässheit  der  Bestimmung  zu  Art  1 
der  Bulle  Ad  Dominici  zu  verlangen,   dass  die  Namen  der- 
jenigen Candidaten,   welche  von  Höchstdenselben  als  minder 
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angenehm  bezeichnet  Bind,  aus  der  Wahlliste  entfernt  werden, 
sondern  auch  diejenigen  von  den  noch  übrigen  Candidaten, 
welche  allein  Höchstdenselben  wohlgefällig  sind,  de  " 
capitel  auf  positive  Weise  vor  dem  feierlichen  Wal 
sonders  kund  zu  thun.  Andererseits  haben  die  G 
vermöge  des  Breve  die  unzweifelhafte  Verpflichtung 
dem  feierlichen  Wahlact  über  die  dem  Könige  wohlg 
Personen  Gewissheit  zu  verschaffen.  Die  in  den 
neten  Formen  den  Staatsregierungen  eingeräumter 
nisse  aber  sind  so  klar  in  dem  Uebereinkommen  mit  de 
liehen  Stuhl  begründet,  dass  man  sie  nicht  in  Zweifi 
kann,  ohne  zugleich  die  Grundlage  der  ganzen  verc 
kirchlichen  Einrichtung  in  Württemberg  in  Frage  zi 
In  dem  gegenwärtigen  Erledigungsfalle  des  oiscl 
Stuhles  hatte  der  KönigX  Commissär  für  den  Wahhv 
dem  zuvor  drei  von  den  zwölf  Candidaten  auf  de 
liste,  dem  Verlangen  Seiner  Majestät  des  Königs  get 
strichen  worden  waren,  den  Auftrag,  vier  der  übrij 
benen  Candidaten,  nämlich :  die  Domcapitulare  in  Ro 

v.  Dossen  berger, 

v.  Vanotti  und 

v.  Stroebele 
und  den  Domcapitular  in  Freiburg 

v.  Hirscher 
vor  dem   feierlichen  Wahlact   als    dem   Könige   wol 
zu  bezeichnen. 

Von  diesen  vier  Candidaten  hatte  keiner  dem  Do 
die  Absiebt  erklärt,  die  Wahl,  wenn  sie  auf  ihn  falle] 
ablehnen  zu  wollen.  Sollte  aber  einer  oder  der  an< 
ihnen  gegen  den  Domdecan  v.  Jaumann  auf  diese  W 
ausgesprochen  haben,  so  war  dieses  eine  zu  officiel 
brauch  nicht  gegebene  und  unverbindliche  Privat-Ae« 
welche  weder  das  Domcapitel  von  der  Wahl  eines 
hätte  abhalten,  noch  diesen  an  der  späteren  Annan 
auf  ihn  gefallenen  Wahl  hätte  hindern  können. 

Allerdings  hat  der  Domdecan  in  seiner  Anrede 
Capitel,  auf  welche  das  vertrauliche  Schreiben  Sr.  E 
Bezug  nimmt,  die  Abneigung  des  einen  und  ande 
bruders  gegen  die  Annahme  einer  auf  ihn  fallend) 
beiläufig  angedeutet,  aber  weder  die  Namen  dieser  M 
bezeichnet,  noch  viel  weniger  von  einem  bestimm 
definitiven  Entschluss  derselben  gesprochen.  Die  M 
des  Domcapitels  konnten  sich  daher  durch  die 
ihres    Decans     nicht    veranlasst  finden,    auf   einen 
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als  denjenigen,  den  sie  für  den  Würdigsten  hielten,  u 
stimmen. 

Von  keinem  der  in  der  Wahl  begriffen  gewesenen  Caa- 
didaten  hatten  sie  die  Gewissheit  darüber,  dass,  wenn  & 
meisten  Stimmen  auf  ihn  sich  vereinigen  sollten,  er  die  TVahl 
wirklich  ausschlagen  und  nicht  vielmehr,  auch  wenn  er  vor- 
her der  Sache  abgeneigt  gewesen  wäre,  durch  die  wirklki; 
erfolgte  Wahl  sich  zu  der  Annahme  derselben  ennutfe 
finden  würde. 

Es  kommt  hinzu,  dass  die  angeführte  Aeusserung  &s 
Domdecans  v.  Jaumann  in  seiner  Anrede  jedenfalls  nick 
auf  den  Domcapitular  v.  Hirscher  in  Frei  bürg,  der  km 
„confrater"  von  ihm  ist,  sofern  er  einem  anderen  CoUegnm 
angehört,  bezogen  werden  kann  und  dass  somit,  wenn  aaci 
die  Canoniker  v.  Dossenberger  und  v.  Vanotti  sich  definrtrr 
und  verbindlich  gegen  die  Annahme  einer  Wahl  erklärt  ge- 
habt hätten,  wie  es  in  Wahrheit  der  Fall  nicht  ist,  jedenfufe 
noch  zwei  Candidaten  zu  einer  freien  Auswahl  vorhandec 
gewesen  wären. 

Aus  dieser  Erörterung  ergiebt  sich  klar  und  bestimmt: 

a)  dass  es  ganz  der  Bulle  vom  11.  April  1827  und  dem 
Breve  vom  22.  März  1828  gemäss  war,  wenn  von  den  ir- 
sprünglich  auf  der  Liste  gestandenen  zwölf  Candidaten  tob 
Sr.  Königlichen  Majestät  drei  gestrichen  —  und  wenn  ur 
dem  feierlichen  Wahlact  den  Mitgliedern  des  Domeapitet 
von  den  auf  der  Liste  noch  übrig  gebliebenen  Candia&tes 
vier  als  Sr.  Königlichen  Majestät  wohlgefällig  durch  den 
Königl.  Commissär  bezeichnet  worden  sind; 

b)  dass  keineswegs  es  bei  der  Wahl  sich  nur  vc* 
einem  Candidaten  gehandelt  hat,  indem  vielmehr  deren  vier 
für  die  freie  Wahl  der  Capitularen  übrig  geblieben  wares: 
und  dass  demnach 

c)  weder  die  diesem  Act  zum  Vorwurf  gemachte  Ce- 
regelmässigkeit  besteht,  noch 

d)  das  Domcapitel  mit  Grund  einer  falschen  Berkte- 
erstattung  beschuldigt  werden  kann,  durch  welche  übertue* 
wenn  sie  wirklich  vorgekommen  wäre,  zwar  das  Capitel  skL 
sehr    verfehlt    haben    würde,    unmöglich     aber    der    vor» 

fegangene,  richtig  vollzogene  Act  ungültig  hätte  wenka 
önnen.  Es  muss  dieses  hier  um  so  mehr  hervorgehoben 
werden,  je  grösseres  Gewicht  das  päpstliche  Schreiben  Mtf 
die  angebliche  Unwahrheit  der  Berichterstattung  legt 

Die  mit  dem  Inhalt  des  förmlichen  Wahl-Instrumente  k 
welchem   auch  mit  Beziehung  auf  das  päpstliche  Breve    \M 


■*■*•■' 


LXVIII.  Denkschrift  als  Beil.  z.  d.  vorst.  Antwortschreiben. 

28.  März  1828  der  erfolgten  Erklärung  über  die  Seine) 
jeatät  genehmen  Candidaten  erwähnt  ist,  im  Widers 
stehenden  Nachrichten,  welche  diesfalls  an  den  Heil, 
gelangt  sind,  können  nur  einer  unlauteren  Quelle  entfj 
»ein.  Es  würde  aber  sicher  zur  Störung  des  Frieden! 
sehen  Staat  und  Kirche  fuhren  müssen,  wenn  es  übelwolle 
leidenschaftlichen  Menschen  gestattet  wäre,  einseitige  ur 
Wahrheit  entstellende  Angilben  über  die  Zustände  dt 
tholischen  Kirche  in  Württemberg  bei  der  päpstlichen 
anzubringen  und  das  Benehmen  der  Regierung  odej 
Domcapitels  zu  verdächtigen.  Je  gewisser  es  ist,  dass 
Majestät  der  König  fiir  die  Begründung  und  Einrichtun 
katholischen  Landeskirche,  für  die  Ausbildung  und  st 
freie  Existenz  ihrer  Geistlichkeit  und  für  die  Beförderun 
Religiosität  der  Laien  Alles  gethan  haben,  was  irgend  b; 
Weise  verlangt  werden  kann,  und  je  weniger  Württei 
in  dieser  Beziehung  die  Vergieichung  mit  katholischen 
dem  scheuen  darf,  desto  mehr  dürfen  Höchstdiesel ben  c1 
Anspruch  machen,  dass  die  päpstliche  Curie  zu  Höchst 
Regierung  Vertrauen  hege  und  darum  einseitigen  An; 
und  Beschuldigungen  Unberufener  nicht  ohne  Weiteres  Gli 
schenke,  vielmehr  wenn  je  solche  geheime  Angaben  t 
lieh  gefunden  würden,  vor  allen  Dingen,  wie  es  die  G< 
tigkeit  und  die  wechselseitigen  Beziehungen  der  Staats- 
der  Kirchen-Regierung  erfordern,  eine  ordnungsmässig' 
tersuchung  darüber  veranlasse,  wozu  die  Regierung 
behülflich  sein  würde. 

2)  Ein  weiterer  wesentlicher  Punkt  des  vertrau! 
Schreibens  Sr.  Heiligkeit  besteht  darin,  dass  der  Gew 
Dorocapitular  v.  Stroebele,  auf  den  Grund  einer  vorläi 
Prüfung  wegen  Mangels  der  erforderlichen  Eigenschaft! 
zum  bischöflichen  Amt  untauglich  erklärt  wird. 

Eine  von  den  Grundsätzen  des  Rechts  geleitete  S 
regierung  kann  nur  auf  das  vollkommenste  anerkennen, 
dem  Heil.  Stuhl  das  Recht  zukommt,  in  Betreff  dei 
geschriebenen  Eigenschaften  des  Gewählten  und  insbeso 
in  Ansehung  seiner  Rechtgläubigkeit  endgültig  zu  ent 
den.  Es  scheint  jedoch  nicht  weniger  eine  Forderuni 
Gerechtigkeit  zu  sein,  dass  ein  von  dem  Domcapitel  z 
bischöflichen  Stelle  gültig  Erwählter  in  Absicht  auf  M 
seiner  Person,  somit  in  dem  gegebenen  Falle  der  Dor 
tular  v.  Stroebele,  über  diejenigen  Stellen  der  angeblic 
ihm  verfassten  Hefte  vernommen  werde,  von  welchen  ( 
wird ,    dass    sie   eines    katholischen    Schriftstellers    unv. 
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seien  oder  wenigstens  eine  solche  Unwissenheit  in  k&thofisdn 
Dingen  verrathen,  die  ihn  als  zum  bischöflichen  Amte  vt 
würdig  erscheinen  lasse. 

Da  die  Bulle  Ad  Dominici  in  ihrer  Bestimmung  zu  Art.  2 
den  Weg  vorgezeichnet  hat,  auf  welchem  die  Eigenschaft 
des  Erwählten  zu  erforschen  sind,  so  durfte  wohl  forde 
Fall7  dass  Einwendungen  gegen  seine  Person  erhoben  wir 
den,  angenommen  werden,  dass  er  auf  eben  diesem  Wege  s 
rechtlichem  Gehör  um  so  mehr  werde  zugelassen  werao. 
als  ihm  auch  das  von  Seiten  der  Regierung  wie  des  Doe- 
capitels  bewiesene  achtungsvolle  Vertrauen  Ansprüche  si 
eine  solche  Rücksichtnahme  geben  mochten. 

3)  Dem  Domcapitel  solle,  nach  dem  weiteren  Irhalt  da 
Schreibens  Sr.  Heiligkeit,  die  Vornahme  einer  neuen  Wak 
nach  Massgabe  der  Bestimmung  zu  Art.  3  der  Bulle  nick 
gestattet  werden,  weil  es  ausser  einer  ganz  irregulär  getrofe 
nen  Wahl  überdies  theils  mit  unvollständigen,  theils  mit  U 
sehen  Berichten  den  Heil.  Stuhl  zu  täuschen  versucht  habt 

Dass  der  hier  geltend  gemachte  zweifache  Entscheidungs- 
grund  —  der  irregulären  Vornahme  der  Wahl  und  der  x&- 
suchten  Täuschung  durch  falsche  Berichterstattung  —  rech- 
lich nicht  bestehe  und  dessen  Vorbringung  nur  auf  eiuef 
Unkenntnis8  des  wahren  Sachverhaltes  beruhen  könne,  ist 
schon  oben  (zu  Ziff.  1)  gezeigt  worden. 

Abgesehen  davon  muss  aber  gegen  die  in  Aussicht  ge- 
stellte Versagung  einer  neuen  Wahl  die  entgegenstehest 
ßefugniss  des  Domcapitels  an  und  für  sich,  wie  sie  aus  der 
erwähnten  Bulle  unzweifelhaft  hervorgeht,  aufs  Entecte- 
denste  in  Schutz  genommen  werden. 

Es  sei  gestattet,  den  Inhalt  der  Bulle  zu  Art.  3  lue; 
wörtlich  zu  wiederholen;  er  lautet  wie  folgt: 

„Si  vero  aut  electio  minime  fuerit  canonice  peraeta  *£ 

promovendus  praedictis  dotibus  instruetus  non  reperäfcu 

ex  speciali  gratia  Summus  Pontifex  indulgebit,  ut  Capt- 

tulum  ad  novain  electionem,  ut  supra,  canonica  methftb 

valeat  procedere ." 

Nach  diesen  ganz  bestimmten  Ausdrücken  und  nach  des 
Zusammenhang  dieses  Satzes  mit  den  übrigen,  den  Reehfc- 
zustand  der  oberrheinischen  Kirchenprovinz  begründendes 
Bestimmungen  der  Bulle  kann  es  gewiss  nicht,  auch  nur  ist 
einem  Scheine  von  Recht,  bezweifelt  werden,  dass  damit  d«* 
Domcapitel  die  Befugniss,  im  Falle  der  Nicntbestatigung  te 
vorangegangenen  Wahl  von  neuem  zu  wählen,  ein  für  i  k- 
mal  und  unabhängig  von  jeder  künftigen  Willkühr  des  P  s* 


■W'-V.-- 
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Stuhles  in  Zulassung  oder  Verengung  einer  neuen  Wahl, 
geräumt,  zugleich  aber  auch  für  die  Staatsregierung 
Recht  begründet  sei,  auf  die  im  verkümmerte  Anerkem 
dieser  Zuständigkeit  des  Capitels  im  vorkommenden  I 
zu  dringen. 

Es  hiesse  die  zwischen  den  vereinigten  deutschen  R 
rungen  und  Sr.  Heiligkeit  dem  Papst  Leo  XII.  zu  St 
gebrachte  Uebereinkunft  in  einer  ihrer  wichtigsten  Bei 
mungen  aufheben,  wenn  gewissen  Worten  jetzt  einseitig 
Deutung  gegeben  werden  wollte,  als  wäre  die  neue  * 
des  Domcapitels  je  im  vorkommenden  Falle  von  der 
giinstigung  des  Heil.  Stuhles  abhängig;  und  es  ist  unscl 
zu  erkennen ,  dass  mit  der  Entwerthung  jener  Bestimir 
durch  welche  zugleich  den  landesherrlichen  Rechten  in 
sehung   der    Besetzung   des   bischöflichen  Stuhles   Rechi 

Sjtragen  wird,  die  gesammtc  Grundlage,  auf  welcher 
isthum  Rottenburg  ruht,  bis  in  das  Innerste  erschü 
würde.  Möge  daher  der  Heil.  Stuhl  bedenken,  ob  es 
Outen  führen  kann,  wenn  durch  den  Versuch  einer  aol 
Auslegung  das  mühevolle  Werk  so  vieler  Jahre  in  s< 
Existenz  bedroht  wird ! 

Aus  den  bisherigen  Erörterungen  ersieht  sich,  dase 
obwaltenden  thatsächlichen  und  rechtlichen  Verhältniss 
nicht  gestatten ,  auf  den  am  Endo  des  vertraulichen  Sc 
bens  gemachten  Vorschlag  wegen  unmittelbarer  Beset: 
des  Bisthuras  Rottenburg  nach  der  Wahl  Sr.  Heiligkeit  n 
einzugehen,  und  es  mag  nur  noch  an  das  unantastbare 
desherrliche  Recht  erinnert  werden,  wonach  unter  allen 
hältnissen  nur  ein  Solcher  als  Bischof  anerkannt  werden 
in  Wirksamkeit  treten  kann,  welcher  die  volle  Genehmhal 
des  Landesherrn  erhalten  hat. 


Schreiben  des  Cardinais  Qizzi  an  das  Bottenburger  De 
capitel  vom  20.  Harz  1847. 

Illustrissimi  Domini. 
Perlata  fuerant  ad  summum  Pontificem  fei.  rec.  Gr 
rium  XVI.  acta  super  electione  novi  Episcopi  a  Vobis  Illuc 
simi  Domini  celebrata  inde  a  die  8va  Januarii  superioris  s 
sed  memoratus  Pontifex,  nullo  de  illis  apostolico  judicio 
lato  pie  in  Domino  obiit.  Itaque  ejus  successor  SSmus 
minus  Papa  Pius  LX.  illorum  examen  instituendum  raanc 
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in  peculiari  congregatione  plurium  Emoruui  Patrum  sanct&e 
romanae  ecclesiae  Cardinalium;  et  ipse  quoque  in  ejusdem 
rei  cognitionem  serio  animum  intendit.  Hinc  post  acta  illa, 
totamque  ejus  rei  causam  sedulo,  ut  opus  erat,  matureque  per- 
pensam  Sanctitas  sua,  ex  voto  memoratae  Congregationis 
electionem  supra  dictam,  gravibus  ita  exigentibus  rationibus, 
rejecit,  et  apostolica  auctoritate  cassavit. 

Post  haec,  etsi  potuisset  summus  Pontifex,  nulla  alia  in- 
terposita  mora  viduitati  Ecclesiae  Kottenburgensis  consulere 
eum  ipsi  tribuendo  Antistitem,  quem  magis  in  Domino  ido- 
neum  judicaret;  pro  singulari  tarnen  sua  benignitate,  et  ex 
speciafissima  gratia  indulget,  ut  capitulum  vestrum,  coniecto 
antea  novo  Candidatorum  elencho,  quae  constet  viris  omnino 
ecclesiasticis  apprime  dignis  atque  idoneis,  ad  Electionem  al- 
teram  canonica  methodo  valeat  procedere.  Verum  de  istius 
Ecclesiae  conditione  sollicitus  statuit  rem  quantocius  a  Vobis 
perficiendam:  ita  nimirum,  ut  nisi  intra  tres  menses  ab  ha- 
rum  litterarum  receptione,  instrumentum  peractae  Electionis  ad 
Sedem  apostolicam  missum  fuerit,  statim  devolutionis  jure  ad 
canonicam  novi  Episcopi  a  se  delegendi  institutionem  sit  pro- 
gressurus ;  quo  pariter  jure  Sanctitas  sua  uti  rainime  differet, 
ubi  nova  Electio  celebrata  non  fuerit  ad  ecclesiastici  juris 
tramites,  vel  Electus  non  praefulgeat  iis  omnibus  dotibus, 
quas  sacri  Canones  requiruut. 

Ceterum  summus  Pontifex  sicuti  merito  confidit  per  Se* 
renissimum  ac  Potentissimum  Würtembergiae  Regem  cautum 
omnino  fore,  ne  libertati  electionis,  obtentu  regii  nominis  ulla- 
tcnus  detrahatur,  ita  Vos  Illustrissimi  Domini  ad  mentem 
sacrosancti  Tridentini  Concilii  (Sess.  24.  C.  1  de  Ref.)  vehe- 
menter hortatur  ac  monet,  ut  Sanctitatem  recogitantes  negotii 
curae  vestrae  concrediti  memineritis,  nihil  Vos  ad  Dei  gloriam 
et  animarum  Salutem  utilius  facturos,  quam  si  bonum  Pasto- 
rem  et  Ecclesiae  isti  gubernandae  plane  idoneum  designare 
studeatis,  Vosque  ipsos  alienis  communicantes  peccatis 
mortaliter  peccaturos,  nisi  quem  digniorem  et  Ecclesiae  magis 
utilem  judicaveritis  non  quidem  ambientium  suggestionibus, 
aut  humano  quocunque  affectu,  sed  ejus  exigentibus  meritis. 
praeficiendum  diligenter  curetis.  Equidem  Sanctitas  sua  bona 
spe  nititur  fore,  Vos  Dlustrissimi  Domini,  munere  in  bis 
vestro  ita  functuros,  ut  de  animarum  salute,  et  de  catholica 
religione  bene  mereamini. 

Haec  omnia  Summus  Pontifex  a  nie  Vobis  significanda 
mandavit.  Ego  igitur  Pontificis  mandatis,  ut  par  erat  obse- 
cutus,   Vobis   ipsis,   Illustrissimi  Domini,  meam  observanti&m 
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libeutisBimc    profiteor,   et   fauste  ac    salutaria   omnia  a 
humilbme  precor. 

Romae  die  20.  Martii  1847. 

Addictissimus 
Cardinali  i    ßizzi. 

LXX 

Breve  Pius'  IX,  vom  7.  December  1849  an  das  Hain 
Domoapitel. 

—  —  Quae  quidem  electio   a  Nobis  probari  non  j 

3uacdoquidem  ex  pluribus  et  variis  aeque  gravibus  e 
ignis  testimoniis  ac  documentis  ad  Nos  perlatis  novimus 
dem  Presbyter  um  Ulis  carere  dotibus,  quae  ex  Sacrorui: 
nonum  praescripto  ad  gravissimum  episcopalis  ministcri 
nus  recte  atque  utüiter  obeundum  omnino  requiruntui 
terea  eiusdem  electi  decori  prospicere  volentes  illum  tu 
dum  curavimus,  ut  liuic,  sune  electioni  nuntium  ultro  remit 
ea  spe  f'reti  fore,  ut  ipse  eiuamodi  monitia  obseque 
Nunc  autem  cum  cognoverimus,  baec  monita  nil  apud 
valuisae,  bas  Vobis  scribimus  Htteras  quibua  significamua 
memoratam  electionem  a  Nobis  reprobari  et  rejici;  nar. 
aupremi  Nostri  Pontificatus  officio  de  animarum  aalu 
que  iatius  Dioecesis  prosperitate  summopere  sollieiti  itli 
tenti  surnua,  atque  sine  studio  curare  debemus,  ut  Dio 
ipsa  bono  committatur  Pastori.  Quapropter  dum  pei 
htteras  Vobis  ex  speciali  gratia  veniam  tribuimua,  ut  a 
vara  electiouem  procedere  possitia,  Nobis  temperare  non 
aumuB  etc. 


Breve  Pias'  IX.  vom  IG.  Märe  1850  an  das  Mai  ose 
Domcapltel. 

—  —  Cum  autem  prospexeritis  novam  eiusmodi  el 
nein  ob  tristissitna  aeque  ac  notissima  rerum  vestrarum 
periculi  plenara  timoris  futuram  fuisse  si  quis  praesertim 
Dioecesanum  Clerum  a  Vobis  eligi  debuisaet,  ideirco  pn 
atque  oportunum  esse  exiatimaveritis  ab  hac  nova  a| 
electione  Vos  abstinere  atque  uno  tantum  vestro  Colleg 
cepto  aliud  consilium  unanimi   consensu  ineundum  esse 

*)   In  der  voriießemJen  Copie  unleserlich. 
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stisque  et  Nostris  desideriis  magis  magisque  respondeie  «  i 
tius  Dioecesis  bono  quantum  in  Vobis  est,  consulere. 

Quamobrem  ipsis  vestris  obsequentissimis  litteris  prob» 
Ecclesiae  Episcopatu  Nobis  proposuistis  tres  Ecdesitfti» 
viros  ad  istam  Dioecesim  hauet  pertinentes  ac  virtate  pi«» 
aliisque  egregii  animi  ingeniique  aotibus  et  reram  eercndir» 
peritia  speetatos  e  quibus  primo  designatis  D.  r .  Libs« 
Baronem  a  Ketteier  Monasteriensis  Dioecesis  iam  umsm 
curatorem  in  Westphalia,  in  praesentia  Propositum  et  pani 
Berolini,  seeundum  vero  D.  F.  Förster  W ratislaviereem, » 
tium  denique  D.  F.  Oehler  Cathedralis  Rottenburgenas  <> 
nonicum. 

Hinc  a  nobis  enixis  preeibus  efflagitastis,  ut  ex  rp 
illum  eligere  atque  ad  Episcopatum  Moguntiacum  evÄr 
velimus,  qui  dignissimus  atque  ad  istius  Dioecesis  bera 
procurandum  vel  maxime  idoneus  esse  videatur,  etc. 


LXXII. 

Schreiben  des  Cardinais  Lambruschini  an  das  Limburg* 
Domcapitel  vom  17.  September  1841. 

Ulmi.  Dni.!  Pervenerunt  aliquot  abhinc  niensihö  * 
SSm.  D.  N.  Gregorium  div.  prov.  P.  P.  XVI.  acta  super  ek 
tione  novi  Episcopi  istius  Cathedralis  Ecclesiae  racantis.i* 
a  die  9.  Aprilis  superioris  anni.  Negotiorum  copia,  qu#* 
apostolicam  Sedem  ex  universo  catholico  orbe  assidae  J* 
runtur,  aliaeque  graves  causae  prohibuerunt,  quominus  4* 
tum  de  illis  examen  citius,  ut  in  votis  fuisset,  institueflß 
Re  modo  absoluta  Sanctitatis  Suae  mentem  pro  cwns» 
mihi  munere  nil  inoror,  vobis,  Illmi.  Dni.,  significare. 

Molestum  sane  fuit  SSmo.  Dno.  intelligere,  quan«?* 
in  ea  electione  peragenda  peccatum  sit  contra  ipsius  d«8* 
riam  libertatem  propriamque  indolem,  adeoque  conti»  ^ 
tiones  tum  juris  communis  ecclesiastici,  tum  peculiaris  Ci* 
tutionis  a  S.  M.  Leone  XII.  an.  1827  in  id  vnlgatae  » 
memoratis  namque  actis  eompertuin  est,  quemadmodn»  ^ 
putatus  a  ducali  Gubernio,  in  electionis,  de  quo  agitur  nep* 
Commissarius,  postquam  praeter  sensum  omnino  ennrtif 
Constitutionis  praesens  interfuisset  confectioni  elenchi^ 
datorum,  utque  insuper  pridie  ante  electionem  &T€D^f 
Ducis  voluntatem  declarasset  de  delendis  exinde  DD.  B* 
Halm  et  Heimann,  tanquam  ipsi  Duci  minus  gratis:  p^** 
quidem   retulerit,   Celsitudinem  Suam  satwfacere  judiä&* 
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siderio  Dni.  Foelix,  qui  jani  in  Catalogi  confectione  ab  r-:- 
copali  officio  ob  provectiorem  aetatem  auenum  ae  praebu 
Deiiide  eodem  nomine  aimilia  ferme  addiderit  circa  L 
Oapitulares  Broenner,  Haas  et  Schütz;  tandem  in  haoc  p 
veroa  concluserit,  seipsum  nempe  a  eelsissimo  Principe 
■ciale  hoc  accepisse  mandatum  manifestandi  Capitulo,  quo 
tlectione  crastina  die  pcrficienda  ex  duobue  candidatis,  qu. 
■eodem  Capitulo  digm  et  idonei  jam  fuerint  exhtimati,  m 
l)o.  Decano  ruraü  et  parocho  Petro  Mohr ,  aut  parocho  1 
-Josepho  Blum  unutn  in  Episeopum  eUgere  vellent. 

PotTO,  ut  alia  praetereain,  quae  in  adhibitam  per  c 
Guberniuin  hujuscemodi  rationem  animadverti  merito  posi 
illud  ex  authentico  eleetionia  instrumenta  apertiasime  erui 
Serenissimi  Ducis  Naasoviensis  authoritate  ac  special  i  t 
dato  eo  demum  Limburgenae  Capitulum  misse  adactutn 
inter  duoa  tan  tum  modo,  eosque  praesignatos,  electionem  a 
continerei 

Id  autem,   quo   minus   cum  sacrorum  Canonum  prai 
taeque  Conatitutionis  praescripto  cohaeret,  eo  magia  electo 
libertatem  laedere,  et  celebratam  laicae  poteetatis  abuBU 
tionem  redolere  nemo  unus  non  videt. 

Quid  vero,  quod  in  ipsa  electione  ineunda,  ut  ea 
acta  testantur,  J>.  Parochws  Petrus  Josepkus  Blum  a  C'ap 
uccersititt,  et  de  voluntate  sua  inttrrogatus  declaravit,  se  ne 
i/uam  idoTtetim  tt  dignum  ad  tantum  onus  ferendam  existimar< 
proinde  illud  auscipere  non  posac ;  qua  declaratione  data 
Capitularea  eum  ampliua  eligere  noluerunt.  Hinc  enin 
-qnitur,  Capitulares,  quorum  caeteroqmn  intcmpeativa  int« 
gatio  caoonicae  eligendi  formae  conaentanea  nequaquam 
titit,  nee  voluisae,  nee,  iia  stantibus  circumstantiis ,  vere 
tuisse,  ipsum  Parochum  Blum  in  Episcopum  Limburgei 
eligere.  Illnc  proinde  addueta  rea  est,  ut  electorum  auffi 
in  unum  nominatim  vir  um,  Decanum  acilicet  Mohr,  unici 
Candidatorum  albo  auperstitem,  neceaaario  deberent  intend 
quo  quidem  luce  clariua  apparet,  a  propria  etiam,  germ 
que  eleetionia  indole  fuisse  penitua  aberratum. 

Accedit  insuper,  praedictis  actis  docentibus,  quod  ] 
quam  aeeeptam  Parochi  Blum  reaponsionem  eodem  p 
modo  etiam  D.  Decanus  ruralis  et  Parochus  Petrus  Mo 
venerabili  Capitulo   acceraitus,   deque  sua  voluntate  int« 

fatns  declaravit,  se  gravisaimum  hoc  negotium  serio  ci 
>eo  considerasse,  seqne,  si  DD.  Capitulares  eum  ele< 
esaent  in  Episcopum  Limburgenaem,  votis  ipsorum  assenau 
Haec  namque,  quaeunque  demum  ex  parte  juxta  facti  se 
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inspiciantur,  seclusis  etiam  iis,  quae  superius  fueiiiit 
electionis  nullitatem  important,  sive  causa  inordinaü,  a  q& 
Processus,  sive  ob  suspicionem  ambitus,    ad  sensamjirä^ 
nonici :  Cap.  Post  petitam,  De  electione  et  elect  putest 
Unde  pariter  gravissimae   notae   subjicitur  tkam  ft 

aui  jam  per  Canones  ineligibilis  effectus  propter  aann 
atum  electioni  de  se  factae  abusu  laicae  potesttte,  ob  Ji 
praeterea  suspicionem  nullo  modo  apostoücae  Sedi  prob» 
esse  posset. 

Itaque,  cum  his  oinnibus  inspectis,  diligentique  exiat 
instituto,  Congregatio  peculiariter  ad  hoc  a  SSmo.  Dbü  * 
putata  judieaverit,  peractam  per  vos  •  Illmi.  DmL,  efeflkaa 
nullitatis  vitio  non  uno  ex  capite  laoorare,  imo  wo  m 
canonicae  electionis  forma  destitui,  potuisset  utique  Sueöi 
Sua,  nulla  alia  interposita  mora,  viduitati  Limburgenäi  tat 
siae  consulere,  eum  ipsi  motu  proprio  assignans  Auto» 
quem  magis  idoneum  existimaret.  Nee  profecto  abföM* 
ea,  quae  art.  3  pluries  allatae  Pontificiae  Constitutkais  h 
bentur:  quippe  indulgentiae  et  speciali  gratiae  locus  ese  m 
potest,  ubi  tarn  multipliciter  tamque  eulpabiliter  efeci* 
ratio  et  ipsius  Constitutionis  praescriptio  fuerint  subveni 

Nihilo  tarnen  minus  SSmus.  Dnus.  ex  sin^ulari  bec?» 
täte  in  exemplum  non  afferenda,  censuit  indulgendom,  ot  U 
pitulum  istud  novo  Candidatorum  elencho  ante  eonfedo,  * 
aliam  electioncm,  canonica  quidem  methodo,  valeat  proa** 
Limburgensis  autem  fidelis  gregis  necessitate  permotas  oi 
pariter  statuit,  rem  quantocius  ab  ipso  Capitulo  perfiden«* 
ita  nimirum  ut,  nisi  intra  tres  menses  ab  harura  lfltf** 
reeeptione  peraetae  electionis  instrumentum  ad  apoetow* 
Sedem  roissum  fuerit,  statim  devolutionis  jure  ad  canofflfi* 
novi  Episcopi  institutionem  sit  progressurus.  Quo  etbn  J* 
Sanctitas  Sua  uti  minime  differet,  siquideni  nova  elect»  * 
sacrorum  Canonum  tramites  celebrata  non  fuerit,  vel  «d» 
iis  non  polleat  dotibus,  quas  ecclesiasticae  sanetiones  reqoifl* 

Caeterum  SSnius.,  sicuti  merito  confidit ,  per  Sereai* 
inum  Nassoviensera  Ducein  cautum  omnino  fore,  ne  soö* 
mine  electionis  libertati  ullatenus  detrahatur,  ita  v«,  Jj* 
Dni.;  ad  Trident.  Synodi  mentem  (Sess.  24  Cap.  1  <k  u 
vehementer  per  me  hortatur  ac  monet ,  ut  sanetitateffl  <* 
crediti  curae  vestrae  negotii  serio  perpendentes  imprin^  f^ 
mineritis,  nihil  vos  ad  Dei  gloriam  et  populi  salutan  mj* 
faeturos,  quam  si  bonuni  pastorem  et  Eccle9iae  fcti  p*** 
nandae  idoneum  promoveri  studeatis,  simulque  alienis  petf* 
communicantes  mortaliter  peecaturos,   nisi  quem  digiw  &  ' 


W"r"' 


.  Denk  sehr,  d.  oberrh.  Bischöfe  v. 


ecclesiae  magis  utilem  judicaverit.is,  non  quidem  precibuB  vel 
humano  affectu,  aut  ambientium  suggestionibiiB,  sed  ejus  exi- 
gcntibuB  meritis  praeficiendum  diligenter  curetis. 

Atque   bis  Sanctitatis  Suae  mandatis,   ut  par  era 
quutus,   observantiam   meam  vobis,   Illmi.    Dni.,    libci 
spondeo  et  fausta  omnia  precor  a  Deo. 
SS.     DD.     VV. 
Romae,  17.  Septembrie  1841. 

Paratisaimus  ad  serv 
A.  Card.  Lambrus 

LXX1II. 

Aus  der  Denkschrift  der  Bischöfe  der  oberrheinis 
KirehenproviiiB  vom  18.  Juni  1863. 

Besetzung  der  bischöflichen  Stühle  und  der  Cai 
und  Vicarien  an  den  Domkirchen. 

Wenn  die  Bischöfe  in  ihrer  Denkschrift  die  Bi 
gesprochen  haben,  dass  bei  den  Wahlen  der  Bischöfe, 
der  Domcapitularen  und  Prabendanten ,  genau  die  B 
Dominici  gregis  custodiam  eingebalten  und  jeder  . 
der  Regierung,  der  in  dieser  Bulle  nicht  begründet 
diu  Zukunft  ausgeschlossen  bleibe,  so  liegt  in  diese 
keineswegs,  wie  die  ünt Schliessungen  andeuten,  ein 
virter  Vorwurf  gegen  die  Regierungen.  Denn  wenn  a 
Bisehöfe,  denen  nichts  mehr  am  Herzen  liegt,  al 
dauernden,  weil  auf  Grundlagen  des  Rechts  erbauten 
zwiachen  Kirche  und  Staat  herbeizufuhren  sich  auc 
noch  nicht  entschb'eBBen  können,  speciell  auf  verj 
Vorgänge  zurückzukommen,  so  müssen  sie  doch  in  L 
rung  auf  die  desfallsigen  Aeusserungen  der  Entschiie 
das  wenigstens  erklären,  dass  in  der  Geschichte  i 
Wahlen  genugsam  Veranlassung  zu  dieser  Bitte  gegeb 
wobei  es  genügt  auf  das  Factum  hinzuweisen,  aast 
Bischof b wählen  für  nichtig  erklärt  werden  mussten,  i 
Einmischung  von  Regierungsbeamten  so  weit  gegang* 
die  gesetzlichen  und  wesentlichen  Bedingungen  einer 
gültigen  Wahl  fehlten. 

Die  Befugniss,  welche  die  Bulle  Ad  Dominici  gri 
stodiam  den  Landesherren  einräumt,  besteht  in  dem 
personae  minus  gratae  von  der  Candidatenuste  zu  strei 
ein  sehr  wichtiges  und  weitgehendes,  allen  Ansprücl 
Staates  vollkommen  genügendes  Recht. 
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Es  ist  den  Bischöfen  nicht  gestattet,  dieses  Recht  zu  er- 
weitern. Sie  sind  aber  auch  weit  entfernt,  dasselbe  schmä- 
lern zu  wollen.  Ihre  Denkschrift  vom  März  1851  besagt 
nichts  der  Art,  sondern  bedient  sich  der  in  der  Bulle  Ad 
Dominici  gregis  custodiam  und  ihrer  officiellen  Uebersetzung 

fewählten  Ausdrucksweise.  Die  Bischöfe  glauben  sich  des- 
alb auch  gegen  das  Missverständniss  gesichert,  welches  die 
Staatsschriften  durch  die  Andeutung  ausgesprochen  haben, 
als  bestritten  die  Bischöfe  das  Recht  der  Landesherren,  mehr 
als  einen  Candidaten  zu  streichen;  allerdings  müssen  sie  aber 
darauf  bestehen,  dass,  wie  auch  die  erwähnte  Bulle  in  An- 
sehung der  Bischofswahlen  sogar  ausdrücklich  stipulirt,  eine 
für  eine  wirkliche  Wahl  zulängliche  Zahl  von  Kandidaten 
auf  der  Liste  stehen  bleibe.  Jede  andere  und  weitere  Ein- 
wirkung der  Regierungen  auf  die  Wahlen  müssen  wir  ab 
rechtlich  durchaus  unzulässig  und  verderblich,  ärgernissgebend 
und  die  Gewissen  der  Wähler  und  Gewählten  beschwerend 
bezeichnen .     Insbesondere 

1)  wenn  die  Entschliessungen  die  Bestimmung  der  Bulle, 
dass  keine  persona  principi  minus  grata  gewählt  werden 
solle,  so  deuten,  als  sei  es  Pflicht  der  Wähler,  „nur  solche 
Personen  auf  den  bischöflichen  Stuhl  oder  zu  Domcapitularen 
zu  wählen,  von  welchen  sie  sich  vor  dem  Wahlacte  die  Ge- 
wissheit verschafft,  dass  sie  dem  Landesherrn  besonders  wohl- 
gefällig seien,"  und  zu  verstehen  geben,  dass  daraus  dem 
Landesherrn    ein    Recht    erwachse,    diese    besonders    wohl- 

fefaüigen  Personen   den  Wählern   irgendwie  zu  bezeichnen. 
)ie  Bulle  Ad  Dominici  gregis   custodiam  weiss  davon  nichts, 
sie   schreibt   die  Einreichung   einer  Kandidatenliste   vor   und 

fiebt  dem  Landesherrn  das  Recht,  davon  solche  Candidaten, 
ie  ihm  minder  angenehm  sind,  zu  streichen.  Beruft  man 
sich  auf  spätere  Breven,  nämlich  auf  die  bei  Constituirung 
der  Bisthümer  an  die  neuen  Bischöfe  und  Capitel  erlassenen 
äpstlichen  Schreiben,  als  wäre  darin  jene  Bestimmung  ent- 
alten, so  ist  letzteres  durchaus  unbegründet:  denn 

a)  wiederholen  jene  apostolischen  Schreiben  rein  und 
einfach  die  Bestimmungen  der  kurz  zuvor  erlassenen  Bolle 
Ad  Dominici  gregis  custodiam  und  schärfen  deren,  so  wie 
aller  Kirchengesetze  genaueste  Befolgung  ein,  ohne  irgend 
etwas  zu  ändern  oder  zuzusetzen; 

b)  beziehen  sie  sich  lediglich  auf  die  damalige  erste  Be- 
setzung der  Stellen  im  Domcapitel,  und  auf  die  später  vor- 
kommenden Bischofs  wählen; 

c)  haben  diese  Schreiben  durchaus  nicht  die  Natur  von 


E 
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Gesetzen  oder  irgend  dispositiven  Erlassen,  sondern  lediglich 
von  Beglückwünschungs-  und  Ermahnungsschreiben  bei  Ge- 
legenheit der  Neubesetzung  der  Bisthümer  und  Capitel. 

2)  müssen  wir  es  als  durchaus  ungesetzlich  und  unstatt- 
haft bezeichnen,  wenn  die  Regierungen  in  ihren  neuesten 
Entschliessungen  den  Anspruch  erheben,  nachdem  sie  be- 
reits ihr  Ausschliessungsrecnt  von  personae  minus  gratae  ge- 
übt, nochmals  den  hierauf  gewählten  Domcapitularen  und 
Präbendaren  zu  bestätigen.  Es  ist  dies  durchaus  gegen  den 
Inhalt  der  Bulle  Ad  Dominici  gregis  custodiam. 

Berufen  sich  die  Entschliessungen 

a)  auf  das  Fundationsinstrument,  so  bemerken  wir,  dass 
diese  einseitige  Verfügung,  wo  sie  mit  den  Bullen  und  mit 
vorher  von  den  Staaten  übernommenen  Verpflichtungen  im 
Widerspruch  steht,  keine  rechtliche  Geltung  haben  kann. 
Der  heil.  Stuhl  hat  dieses  in  einem  Breve  an  den  vorigen 
Bischof  von  Rottenburg  vom  4.  December  1843  ausdrücklich 
ausgesprochen.  Die  Bisthümer  sind  durch  die  Erections- 
bullen  und  nicht  durch  das  landesherrliche  Fundationsinstru- 
ment gegründet,  und  die  Dotirung  der  Bisthümer  hat  eben- 
falls nicht  in  diesem  Fundationsinstrument,  sondern  in  den 
gegenüber  dem  heil.  Stuhle  übernommenen  Verpflichtungen 
ihren  Grund. 

b)  Beruft  man  sich  auf  den  allgemeinen  Grundsatz  „es 
könne  Niemand  ein  öffentliches  Amt  übernehmen,  der  nicht 
von  der  Regierung  in  diesem  Amte  bestätigt  sei",  so  glauben 
wir  diesen  Gegenstand  oben  bei  Besprechung  der  Pfarr- 
besetzungen genügend  erörtert  zu  haben.  Eine  öffentliche 
Anerkennung  der  Kirchenbeamten  folgt  aus  der  öffentlichen 
Anerkennung  der  Kirche  selbst.  Wer  kirchlich  rechtmässiger 
Kirchenbeamter  ist,  ist  eo  ipso  als  solcher  anerkannt,  weil  die 
Kirche  es  ist,  ohne  dass  eine  specielle  neue  Anerkennung 
eines  jeden  einzelnen  Kirchenbeamten  erforderlich  wäre. 
Was  der  Staat  also  fordern  kann,  ist,  dass  ihm  durch  die 
Kirche  genügende  und  authentische  Mittheilung  von  den 
durch  sie  vorgenommenen  Anstellungen  gemacht  werde. 

Daher  können  wir  denn  ein  immer  wieder  aus  demselben 
Grunde  hergeleitetes  landesherrliches  Recht  zur  Bestätigung 
von  etwaigen,  nicht  zum  Domcapitel  gehörigen  Ordinariats- 
Mitgliedern,  so  wie  des  Generalvicars ,  desgleichen  der  De- 
cane  nicht  anerkennen. 

3)  müssen  wir  als  ungesetzlich  und  unstatthaft  noch 
manche  bisher  übliche  Vorgänge  bei  den  Wahlen  bezeichnen  ; 
insbesondere 
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a)  einen  Einfluss  der  Regierung   auf  die  AulkteDu^er 
Candidatenlisten ; 

b)  die  Beiwohnung  eines  landesherrlichen 
bei  dem  Wahlacte,  selbst  wenn  dieselbe  eine  blas 
»ein  sollte  —  dies  um  so  mehr,  da  eine  solche  Anweaafcfi 
nach  den  Kirchengesetzen  und  auch  nach  neuesten  Erkfr 
rungen  des  Oberhauptes  der  Kirche  ein  Nullitätsgrusd  ist 


LXXIV. 

Schreiben  des  preuas.   Ministerpräsidenten    ron 

betr.  die  Wirren  der  oberrheinischen  Kirchenprotim 

Euer  Hochgeboren  wissen,  mit  wie  lebhaftem  Interes*. 
aber  auch  mit  welcher  Zurückhaltung  wir  die  bisherige  £■*- 
wickelung  der  Verhältnisse  der  oberrheinischen  Kirchen»* 
vinz  gegenüber  der  römisch-katholischen  Kirche  beobsofct 
haben.  Die  in  manchen  Beziehungen  verschiedene  und  dmd 
die  neue  Gesetzgebung  veränderte  Stellung  Preussens,  kfi 
uns  die  Pflicht  auferlegen  müssen,  uns  trotz  des  Anknüpfung*- 
punktes,  welchen  die  Beziehungen  der  HohenzoUerascks 
Lande  zu  jener  Kirchenprovinz  darboten,  von  der  Theilnab**' 
an  den  letzten  Carlsruner  (Konferenzen  zu  enthalten:  ebet 
so  wenig  haben  wir  uns  im  Stande  gefühlt,  über  die  ft- 
Schlüsse  der  letzteren,  welche  uns  von  der  Gros&hersoefiä 
Badischen  Regierung  mit  freundlichem  Vertrauen  mitgetkA 
worden,  ein  Urtheil  auszusprechen.  Durch  ein  entoegci- 
gesetztes  Verfahren  würden  wir  gefürchtet  haben,  den  Regie- 
rungen  vermehrte  Schwierigkeiten  zu  bereiten  in  einer  An- 
gelegenheit, welche  deren  schon  an  und  für  sich  genug  dtf 
bietet. 

Auf  der  anderen  Seite  haben  wir  auch  nicht  verkennt 
können,  wie  nahe  diese  ganze  Angelegenheit  das  ge- 
meinsame Interesse  aller  derjenigen  deutschen  Fürsten  be- 
rührt, in  deren  Ländern  beide  Kirchen  neben  einander  wei- 
nen, und  welchen  daher  die  Erhaltung  des  eonfessionefle* 
Friedens  und  die  gedeihliche  Entwickelung  des  religiösen  tat 
kirchlichen  Lebens  in  beiden  Kirchen  als  eine  der  wki- 
tigsten  Aufgaben  am  Herzen  liegen  muss.  Die  Erhaltmtf 
eines  guten  und  vertrauensvollen  Verhältnisses  zwischen  *& 
Regierung  und  den  Leitern  der  Kirche  ist  eine  unumgf  f- 
liehe  Vorbedingung  hiezu;  und  die  ernsten  Gefahren  oj  er 
Zeit  fordern  mehr  als  je  zu  einem  redlichen  und  treuen  b 
sammenwirken  des  Staats  und  der  Kirche  auf. 
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Se.  Majestät  der  König  hat  daher  nur  mit  dem  schmerz- 
lichsten Bedauern  von  den  neuerdings  entstandenen  Irrungen 
und  Differenzen  Kenntniss  nehmen  und  sich  überzeugen 
müssen,  dass  die  wohlwollenden  Absichten  der  betreffenden 
Regierungen  vielfach  verkannt  werden,  und  Gefahr  vorhanden 
ist,  dass  directe  Widersetzlichkeit  gegen  ihre  Anordnungen 
and  Conflicte  eintreten,  deren  Folgen  nicht  zu  berechnen  sind. 

Allerhöchstdieselben  würden  inzwischen  auch  jetzt  Be- 
lenken getragen  haben,  diesen  Gegenstand  den  befreundeten 
Regierungen  gegenüber,  auf  deren  Weisheit  in  Behandlung 
and  Lösung  dieser  Conflicte  Sie  volles  Vertrauen  setzen,  zu 
berühren,  wenn  nicht  eine  neuerdings  eingegangene  Mitthei- 
lung  Allerhöchst  Ihrer  Gesandtschaft  zu  Rom  Ihnen  dazu 
3ine  dringende  Veranlassung  gewährte. 

Der  Cardinal-Staatssecretär  Antonelli  hat  nämlich  in  einer 
iror  Kurzem  stattgefundenen  Unterredung  mit  dem  Eönigl. 
interimistischen  Geschäftsträger  in  Rom  diese  Verhältnisse 
sur  Sprache  gebracht,  und  sich  in  einer  Weise  darüber  ge- 
äussert, welche  jedenfalls  geeignet  ist,  die  Aufmerksamkeit 
ier  betreffenden  Regierungen  in  hohem  Grade  in  Anspruch 
su  nehmen. 

Der  päpstliche  Stuhl  ist,  nach  den  Aeusserungen  des 
Cardinais,  noch  nicht  in  officieller  Weise  von  dieser  An- 
gelegenheit berührt  worden.  Die  Bischöfe  haben  zwar  ihre 
DenKSchrift  nach  Rom  eingesandt,  ohne  indess  vorerst  die 
Intervention  des  päpstlichen  Stuhles  in  Anspruch  zu  nehmen; 
and  der  letztere  hatte,  bei  der  Notwendigkeit,  dieses  um- 
fangreiche Actenstück  erst  in's  Italienische  zu  übersetzen, 
sich  noch  kein  Urtheil  über  den  Inhalt  desselben  bilden  können, 
[ch  kann  nicht  bezweifeln,  dass  der  Cardinal  gerade  diesen 
Zeitpunkt,  wo  die  ganze  Sache  für  ihn  noch  res  integra  ist, 
absichtlich  gewählt  habe,  um  sich  die  Aeusserungen  möglich 
zu  machen,  welche  ich  als  durchaus  vertrauliche  bezeich- 
nen muss,  zugleich  aber  für  Pflicht  halte,  zur  Kenntniss  der 
so  nahe  befreundeten  Regierungen  zu  bringen. 

Der  Cardinal-Staatssecretär  hatte  dem  Königl.  Geschäfts- 
träger nicht  verhehlt,  dass  der  römische  Hof  sich  in  Betreff 
der  von  den  Bischöfen  der  oberrheinischen  Kirchenprovinz 
erhobenen  Ansprüche  in  einer  sehr  delicaten  Stellung  befinden 
würde  gegenüber  einem  Conflicte,  welcher  nach  allen  ihm 
zukommenden  Nachrichten  und  dem  aufgeregten  Ton  zu 
schliessen,  der  sich  zu  seinem  Bedauern  schon  in  die  Schrif- 
ten der  Bischöfe  eingedrängt  habe,  sehr  ernster  Art  zu  wer- 
den drohe.    „Es  sei  gegen  die  Grundsätze  des  heiligen  Stuh- 
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les,  eifrige  Diener  zu  desavouiren,  welche  eine  grossere  Frei- 
heit and  ausgedehntere  Rechte  für  die .  katholische  Kirck 
anstrebten.  Wenn  aber  auf  der  einen  Seite  es  dem  heiBgft 
Stuhle,  in  Folge  dieses  Princips,  äusserst  schwer  sein  warft 
auf  eine  Thatsache  zurückzukommen,  oder  einer  Angekget- 
heit,  in  welcher  die  Kirche  sich  etwa  schon  hatte  ausspreche 
und  der  katholischen  Welt  gegenüber  eine  bestimmte  SteflmK 
einnehmen  müssen,  eine  neue  Richtung  zu  geben,  so  sei  er 
auf  der  anderen  Seite  sehr  reich  an  Auskunfnunitteln,  u 
Unannehmlichkeiten  vorzubeugen." 

„Es  werde  daher  nicht  schwer  sein,  den  Conflict  n« 
vornherein  abzuschneiden,  wenn  die  an  der  Kirchenproviiix 
betheiligten  Regierungen  sich  direct  an  den  heiligen  Stak 
wenden  wollten,  um  mit  ihm  in  Verhandlung-  zu  treten  über 
eine  Art  von  Concordat,  welches  die  neue  Stellung 3er 
Kirche  zum  Staat  regelte." 

„In  diesem  Falle  würde  der  heilige  Stuhl  natürlich  da 
Bischöfen  Stillschweigen  auferlegen,  und  man  würde  Mittel 
finden  sich  zu  vereinigen  (on  trouverait  moyen  de  s'arni* 
ger).  Wenn  unter  anderem  die  Bischöfe  die  Mitwirkuag 
des  Staats  bei  der  Bestellung  des  Episcopate  und  alle  »s 
dem  Patronat  fliessenden  Rechte  bestritten ,  so  sei  der 
heil.  Stuhl  in  diesem  Augenblicke  weit  entfernt,  allen  dies» 
Ansprüchen  beizustimmen  (le  St.  Siege  est  loin  de  souscrirt 
k  Theure  qu'il  est  k  toutes  ces  pretentionsV* 

Der  Cardinal  -  Staatssecretär  hatte  dabei  auf  den  in 
Preussen  bestehenden  Zustand  hingedeutet,  aber  noch  aai- 
drücklich  hinzugefügt: 

„Um  diesen  Zweck  zu  erreichen,  sei  es  nörhig,  da»  <fe 
Regierungen  die  Angelegenheit  an  den  heil.  Stuhl  bricht 
(saisissent  le  St.  Siege  de  la  questionl  ehe  der  Conflict  zod 
Ausbruch  gekommen  (irreparable)  una  ehe  die  Bischöfe  selb« 
die  Hülfe  des  heil.  Stuhles  angerufen  hätten,  weil  es  ihm  als- 
dann sehr  schwer  sein  würde,  ihre  Sache  nicht  zu  der  sei- 
nigen  zu  machen  (de  ne  pas  epouser  leur  cause)." 

Seine  Majestät  der  König  sind  weit  davon  eutferA 
irgend  ein  Urtneil  aussprechen  oder  irgend  welchen  Rath  «*• 
theilen  zu  wollen,  Allerhöchst  Sie  haben  vielmehr  nur  ge- 
wünscht, dass  die  betreffenden  Regierungen  von  der  in  Ifo» 
herrschenden  Auffassungsweise  vollkommen  unterrichtet  s«fc 
möchten ,  und  hegen  das  volle  Vertrauen  zu  der  Weis1  b* 
der  Regierungen,  dass  sie  selbst  am  sichersten  beurthe  » 
werden,  ob  der  allerdings  sehr  ernste  Conflict  durch  die  ih  « 
zu  Gebote  stehenden  Mittel  auf  dem  Wege  der  inneren  Ga    *- 
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gebung  und  Administration  zu  lösen  sei,  oder  ob  es  in  ihrem 
eigenen  Interesse  liege,  sich  der  Hülfe  des  päpstlichen  Stuhles 
dabei  zu  bedienen. 

LXXV. 

Sehreiben  des  Freiburger  Domcapitels  an  das  grossherzogL 
badische  Ministerium  des  Innern  vom  27.  Mai  1868. 

Erzbischöfliches  Domcapitel.  Freiburg,  den  27.  Mai  1868. 
No.  85.  Erlass  Grossh.  Ministeriums  des  Innern  vom  18.  d.  M., 
No.  6474.  Das  Ableben  Seiner  Excellenz  des  Herrn  Erz- 
bischofs Hermann  von  Vicari  hier,  die  Wiederbesetzung  de^ 
Erzbischöflichen  Stuhles  betreffend. 

Beschluss.     Grossh.  Ministerium  des   Innern  beehren 
-wir   uns  ganz   ergebenst  zu  erwidern:     Aus  der  mit  obigem 
Erlas*  uns  abschriftlich  mitgetheilten  Höchsten  EntSchliessung 
Seiner  Königlichen  Hoheit  des  Durchlauchtigsten  Grossherzogs, 
aus  Grossh.  Staatsministerium  vom  18.  d.  M.   No.  5b2  haben 
wir  ersehen,  dass  Seine  Königliche  Hoheit  geruht  haben,  auf 
Grund  des  Art.  1  der  Bullq  „Ad  Dominici  gregis  custodiam" 
vom  11.  April  1827,  sowie  des  Breves  Leo 's  All.  vom  28.  Mai 
1827    die  auf  der   Candidatenüste  vom  6.   d.  M.  benannten 
vier  Bischöfe  in  Cöln,   von  Trier,  Mainz  und  Paderborn  als 
nicht  wählbar   zu   erklären  und  die  übrigen  vorgeschlagenen 
Candidaten  bis  auf  Einen  als  minder  angenehm  zu  bezeichnen. 
Zugleich   sehen  Seine  Königliche  Hoheit  auf  Grund  der  be- 
rührten Höchsten  Erschliessung  der  Vorlage  einer  ergänzten 
Candidatenüste   von   Seiten    des    Domcapitels    gnädigst    ent- 
gegen.    Wir   halten   uns  verpflichtet,  Grossherzoglichem   Mi- 
nisterium   des  Innern    in  dieser  Angelegenheit  nachstehende 
Erklärung  ganz  ergebenst  mitzutheiien :  Gemäss   Art.  1  der 
Bulle  „Ad  Dominici  gregis  custodiam"  vom  1 1.  April  1827  ist 
das    Capitel    der    Metropolitankirche    Freiburg    verpflichtet, 
innerhalb   eines  Monats   vom  Tage  der  Erledigung  des  Erz- 
bischöflichen Stuhles  an  gerechnet,  Seiner  Königlichen  Hoheit, 
dem  Durchlauchtigsten  Grossherzog,  von  den  Namen  der  zum 
Diöcesanclerus  gehörigen  Candidaten,  welche  das  Capitel  nach 
canonischer  Vorschrift  für  würdig  und  tauglich  erachtet,  die 
Erzbischöfliche  Kirche   zu  regieren,   in  Kenntniss  zu  setzen. 
Diese  Bulle  legt    dem  Domcapitel   weiters    die    Pflicht    auf, 
durch  Vorlage  der  Candidatenüste  sich  zu  vergewissern,   ob 
vielleicht  einer  der  Candidaten  dem  Durchlauchtigsten  Lan- 
desherrn minder  genehm  sei,  welchen  sodann  das  Capitel  au& 
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dem  Verzeichnis»  zu  streichen  hat.  In  jedem  Falle  muss 
aber  die  übrig  bleibende  Anzahl  noch  hinreichend  sein,  dass 
aus  ihr  der  neue  Vorsteher  der  Kirche  von  dem  Domcapitel 
nach  canonischer  Vorschrift  frei  gewählt  werden  kann.  Wir 
kennen  kein  Breve,  das  dem  Grossherzogliohen  Gubernium 
ein  weiter  gehendes  Recht  als  diese  Bulle  selbst  einräumt. 
Durch  die  Litterae  apostolicae  vom  4.  Mai  d.  J.  hat  der  heil. 
Vater  uns  eröffnet:  „  .  .  .  .  hisce  litteris  facultatein  vobis  fa- 
cimus,  ut  in  eligendorum  elencho  a  vobis  accuratissime  fa- 
ciendo  et  isti  civili  Gubernio  exhibendo  ponere  etiam  possitis 
plures  ecclesiasticos  viros  ad  istum  dioecesanum  clerum  mi- 
nime  pertinentes,  non  obstantibus  in  contrarium  facientibus 
quibuscumque.  Id  tarnen  ea  lege  concedimus,  ut  novi  anti- 
stitis  electio  a  vobis  fieri  nunquam  possit,  nisi  ab  eodem  Gu- 
bernio tres  saltem  in  elencho  relicti  fuerint,  qui  eligi  possint" 
Hieraus  geht  hervor,  dass  wir  berechtigt  und  verpflichtet  sind, 
nach  den  Bestimmungen  des  Kirchenrechts  und  nach  unserer 
Ueberzeugung  die  Liste  der  Candidaten  innerhalb  der  er- 
wähnten Frist  aufzustellen,  und  Seiner  Königlichen  Hoheit 
allerehrfurchtsvollst  zur  Kenntniss  zu  bringen.  Auf  diesem 
Wege  haben  wir  uns  „ante  solemnem  electionis  actum'1 
darüber  Gewissheit  zu  verschaffen,  wer  etwa  „persona  minus 
grata"  sei.  Es  liegt  uns  hiernach  weiters  ob,  dass  wir  den 
neuen  Vorsteher  der  Kirche  nur  aus  den  Candidaten  wählen 
dürfen,  welche  nach  gehörig  geschehener  Vorlage  der  Liste 
auf  derselben  stehen  geblieben  sind,  deren  übrig  bleibende 
Anzahl  nach  der  oben  erwähnten  päpstlichen  Interpretation 
aus  mindestens  drei  Candidaten  bestehen  soll.  Die  uns  ferner 
auferlegte  Beschränkung  auf  die  Liste  solche  Candidaten  zu 
setzen,  welche  dem  Dioecesanclerus  angehören,  ist  im  vorlie- 
genden Fall  durch  die  frühere,  auch  in  dem  Allerhöchsten 
•Staatsministerialerlass  vom  18.  d.  M.  aufrecht  erhaltene  Er- 
klärung der  Grossh.  Regierung,  sowie  durch  den  oben  er- 
wähnten Ausspruch  des  apostolischen  Stuhles  vom  4.  d.  M. 
entfallen.  Die  von  uns  Höchsten  Orts  vorgelegte  Candidaten* 
liste  vom  6.  d.  M.  entspricht  hiernach  durchaus  dem  Art  1 
der  berührten  Bulle.  Das  von  uns  bei  Aufstellung  der  Liste 
auszuübende  Recht,  ist  nach  diesen  Bestimmungen  erschöpft, 
sobald  —  wie  geschehen  —  die  Candidatenliste  legitim  be- 
schlossen und  dem  Durchlauchtigsten  Landesherrn  vorgelegt 
worden  ist.  Wir  können  uns  deshalb  zur  Abänderung,  be- 
ziehungsweise Ergänzung  dieser  Liste  nicht  für  befugt  halten, 
und  bitten  wir  Hochdasselbe  ganz  ergebenst,  dahin  wirken  zu 
wollen,   dass  uns  gemäss    den  citirten  Bestimmungen  die  als 
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minder  genehm  Erklärten  bezeichnet,  jedoch  mindestens  drei 
der  Candidaten  auf  der  Liste  vom  6.  d.  M.  belassen  werden7i 
ans  welchen  wir  sodann  in  freier  canonischer  Wahl  den  Erz- 
bischof wählen  können,  gez.  f  Lothar  Kübel,  Bischof  von 
Leoka  und  Domdecan. 

LXXVI. 

Brevte  Pius'  IX.  an  das  Freiburger  Domcapitel  vom  4.  Mai 

1868. 

Venerabili  Fratri  Lothario  Kübel  Episcopo  Leucensi  in 
partibus  Infideiium  Decano,  ac  Dilectis  Filiis  Capitulo  et  Ca- 
nonicis  Metropolitani  Templi  Friburgensis 

Pius  P.  P.  IX. 

Venerabilis  Frater,  ac  Dilecti  Filii,  Salutem  et  Aposto- 
licam  Benedictionem.  Summo  certe  animi  Nostri  dolore  ex 
vestris  moestissimis  Litteris  die  17.  proximi  mensis  Aprilis 
datis  novimus,  Venerabilem  Fratrem  Hermannum  de  Vicari 
vigilantisBimum  istius  Archiepiscopalis  Friburgensis  Ecclesiae 
Antistitem  sanctissimis  Sacramentis  rite  procuratum  ex  hac 
vita  decessisse.  Non  potuimus  enim  non  vehementer  dolere, 
Venerabilis  Frater,  ac  Dilecti  Filii,  cum  amiserimus  Antisti- 
tem, qui  ob  egregias,  quibus  fulgebat,  virtutes  Nobis  carissi- 
mus,  in  ista  regenda  ac  moderanda  Dioecesi  omnes  boni  pas- 
toris  partes  explere,  et  episcopali  fortitudine  catholicae  Eccle- 
siae causam,  ejusque  doctrinam,  jura,  libertatem  impavide  pro- 
pugnare  tantopere  gloriabatur.  Atque  ea  profecto  spe  niti- 
mur  fore,  ut  ipse  de  ista  Dioecesi,  ac  de  re  catholica  tot  sane 
nominibus  optime  meritus  laborum  suorum  mercedem  in  caelo 
jam  sit  consequutus.  Verum  cum  judiciaDei  abyssus  multa, 
tum  haud  omisimus  defuncti  animam  clementissimo  misericor- 
diarum  Patri  humiliter  enixeque  commendare,  ut,  si  quid  forte 
humanae  labis  expiandum  ei  supersit,  benignissime  indulgeat, 
illamque  ad  aeternae  beatitatis  patriam  perducat.  Ex  eisdem 
autem  vestris  Litteris  libentissime  intelleximus,  Vos  istius  va- 
cantds  Ecclesiae  procurationi,  et  bono  prospicere  vehementer 
cupientes  ex  Sacrorum  Canonum  praescripto  rite  elegisse  Vi- 
carium  Capitularem  istum  venerabilem  Fratrem  Lotharium 
Episcopum  Leucensem  in  partibus  Infideiium,  vestrique  Collegii 
Decanum.  Nihil  dubitamus,  quin  ipse  divino  auxilio  fretus, 
pro  spectata  sua  religione  demandatum  sibi  munus  studiosissimc 
obire  contendat,  nihilque  intentatum  relinquat,  ne  ista  Dioe- 
cesis  vacationis  suae  tempore  ullum  detrimentum  capiat.  Jam 
vero  cum  a  Vobis  ex  hujus  Apostolicae  Sedis  privilegio  novus 
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istius  Archiepiscopaüs  Ecclesiae  Antistes  sit  eligendoi,  kai 
possumus,  quin  Vos  etiam  atque  etiam  in  Domino  moneaaa 
et  hortemur,    ut  prae   oculis  habentes,    ac   sedulo  semia 

Äuae  Tridentina  praesertim  Synodus  (Sess.  XXIV.  Csp.  I  fr 
leformat.)  docet,  et  inculcat,  veütis  ecclesiasticum  virun  en- 
gere, qui  Omnibus  dotibus,  quas  Apostolus  Paulus.  Sancoqe 
Ecclesiae  Patres  7  Sacrique  Canones  in  Episcopo  requirm 
ornatus  Nostram  approbationem,  et  institutionem  mereri  p« 
Atque  etiam  vel  maxime  optamus ,  ut  qui  a  Vobis  efigeor. 
praeter  alias  egregias  dotes,  quae  ad  Episcopale  munas  re» 
obeundum  ommno  requiruntur,  sacerdotali  zelo,  ac  fortitafe 
praestet  in  Ecclesiae  juribus  viriliter  tuendis,  quemadmoda 
nuper  defunctus  Antistes  summa  cum  sui  nominis  laude  ept 
Quo  vero  facilius  tanti  momenti  res  a  Vobis  coufici  QQct 
hisce  Litteriß  facultatem  Vobis  facimuß,  ut  in  eügenaorn 
elencbo  a  Vobis  accuratissime  faciendo ,  et  isti  civili  Gt 
bernio  exhibendo  ponere  etiam  possitis  plures  eccls* 
sticos  viros  ad  istum  Dioecesanum  Clerum  ininime  pafr 
nentes,  non  obstantibus  in  contrarium  facientibus  qua* 
cumque.  Id  tarnen  ea  lege  concedimus ,  ut  novi  Aic- 
stitis  electio  a  Vobis  fieri  nunquam  possit ,  nisi  ab  eod« 
Gubernio  tres  saltem  in  elencno  reiicti  fuerint,  qui  & 
possint.  Certi  sumus,  Vos  pro  egregia  vestra  erga  X«,  * 
Iianc  Apostolicam  Sedem  pietate,  et  observantia  hisce  Xosä 
monitis  ac  votis  omni  studio  et  alacritate  esse  obseqantmi 
Ex  variis  autem  quae  mittimus;  Rescriptis  intelligetis  quomoi 
vestris  desideriis  a  Nobis  fuerit  obsecundatum,  quoad  fiw*- 
tates  isti  Vicario  Capitulari  concedendas.  Denique  caelfötiia 
omnium  munerum  auspicem,  et  praecipuae  Nostrae  erga  V* 
benevolentiae  pignus  Apostolicam  Benedictionem  toto  oori» 
afFectu  Vobis  ipsis,  VenerabUis  Frater,  ac  Dilecti  Filii  c«* 
tisque  istius  Friburgensis  Dioeceseos  Clericis,  Laicisque  iit 
libus  peramanter  impertimus. 

Datum  Romae  apud   S.  Petrum   die  4.  Maii  Annu  \& 
Pontificatus  Nostri  Anno  Vicesimosecundo. 

Pius  P.  P  TL 

LXXVII. 

Breve  Pius'  IX.  vom  6.  Juli  1868  an   das  Freiburg« 

Domcapitel. 

Pius  P.  P.  IX. 
VenerabUis  Frater,   ac  Dilecti   Filii,  Salutem  et  Ap** 
licam  Benedictionem.     Ex   vestris   Litteris   intimo  erga  V* 
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amoris  et  obsequii  sensu  conscriptis,  ac  die  27  proximi  mensis 
Maii  datis,  et  ex  documentis  in  easdem  Litteras  insertis  agno- 
vimus  in  quo  statu  sit  maximi  sane  momenti  negotium  de 
eligendo  scilicet  digno  successore  defuncti  ac  optimi  vestri 
Pastoris  Hermanni  ae  Vicari  ultimi  istius  Metropolitanae  Fri- 
burgensis  Ecclesiae  Antitistis.  Dum  vero  gaudemus  meritas 
Vobis,  Venerabilis  Frater,  ac  Dilecti  Filii,  tribuere  laudes 
propter  prudentiam  a  Vobis  in  tarn  gravi  re  adhibitam,  non 
possumus  non  dolere,  cum  ob  difficultates,  quae  praevideri 
minime  poterant,  novi  Archiepiscopi  electio  nondum  effici  po- 
tuerit    Verum  cum  istud  Magni  Badarum  Ducis  Gubernium 

f>robe  cognoscat  quae  fuerit  mens  Nostri  Praedecessoris  rec.  me. 
^eonis  XII.  in  edendis  die  11.  Aprilis  anno  1827  suisAposto- 
licis  Litteris  incipientibus  =  Ad  Dominici  gregis  custodiam  = 
et  qui  verus  sit  sensus  tum  earundem  Litterarum,  tum  alia- 
rum  quas  idem  Decessor  Noster  die  28.  Maii  eodem  anno 
dedit  ad  istud  vestrum  Metropolitanae  Friburgensis  Ecclesiae 
Canonicorum  Collegium,  iccirco  omnem  credendi  causam 
habemus,  ut  idem  Gubernium  sibi  persuadeat,  Vos  haud 
posse  ejus  petitioni  satisfacere,  qua  petiit,  ut  novus  a  Vobis 
eligendorum  elenchus  conficiatur  et  exhibeatur.  Nihil  vero 
dubitamus,  quin  pro  eximia  vestra  erga  Nos;  et  hanc  Apo- 
stolicam  Sedem  observantia  pergatis,  ut  adhuc  fecistis,  eodem 
studio  ac  zelo  obsequi  Nostris,  et  ejusdem  Sedis  praescrip- 
tionibus  et  desideriis.  Ac  praecipuae  Nostrae  in  Vos  bene- 
volentiae  pignus  Apostolicam  Benedictionem  intimo  cordis 
affectu  Vobis  ipsis,  Venerabilis  Frater,  ac  Dilecti  Filii,  pera- 
manter  impertimur. 

Datum  Komae  apud   S.  Petrum  die  6.  Julii  Anno  1868. 
Pontificatus  Nostri  Anno  Vicesimotertio 

(sign.)  Pius  P.  P.  IX. 


,    lxxvhi. 

Schreiben  des  badischen  Ministeriums  des  Innern  an  das 
Freiburger  Domcapitel  vom  10.  September  1868. 

Ministerium  des  Innern.  Carlsruhe,  den  10.  September 
1868.  ENo.  9358.  BNo.  11404.  Die  Wiederbesetzung  des 
Erzbischöflichen  Stuhles  betreffend. 

Erzbischöflichem  Domcapitel  beehren  wir  uns  auf  die 
gefällige  Mittheilung  vom  18.  Juli  1.  J.  No.  135  ergebenst  zu 
erwidern:  Wohldasselbe  hat  uns  mit  obigem  Scnreiben  in 
Kenntniss  gesetzt,  dass  der  römische  Stuhl  durch  Breve  vom 

Fried b<»rg,  Staat  und  Bischofswahlen.    Beilagen.  14 
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6.  Juli  1.  J.  erklärt  habe,  das  Capitel  dürfe  die  vorgelegt* 
Candidatenliste  für  den  Erzbischöflichen  Stuhl  nicht  ereim 
Wir  beklagen  es,  dass  Wohldasselbe  von  der  Anacm«* 
zugehen  scheint,  die  Art  der  Anwendung  der  ein  Besiua- 
theil  des  inländischen  öffentlichen  Rechts  bildenden  zwei» 
tigen  Festsetzungen  über  die  Errichtung  des  Erzbkth&M 
könne  einseitig  durch  den  auswärtigen  Contrahenten  besann 
werden.  Es  kann  der  Aufmerksamkeit  Wohldeaselben  nü 
entgehen,  dass  von  diesem  Standpunkte  aus  praktische  fe 
sultate  nicht  zu  gewinnen  sind ,  da  selbstverständlich  & 
Grossh.  Regierung  eine  von  ihr  für  irrig  gehaltene  AiiskejK 
des  öffentlichen  Rechts  des  Landes  in  dem  Gebiet  dessefca 
nicht  zur  Anwendung  kommen  lassen  kann.  WohldassD* 
hat  übrigens  weder  die  von  dortseits  an  den  heiligen  Steil 
gerichtete  Anfrage  noch  die  Antwort  desselben  uns  na- 
getheilt,  wodurch  uns  zu  unserem  Bedauern  die  Möglicht® 
entzogen  ist,  die  Quelle  des  bestehenden  Missveretändnise 
zu  erkennen  und  dasselbe  zu  beseitigen.  Wir  können  dann 
nur  wiederholen:  die  Bedeutung  und  der  Sinn  des  Brewi 
vom  28.  Mai  1827  ist  in  den  Vorverhandlungen,  wie  wir» 
unserem  ergebensten  Schreiben  vom  30.  Mai  d.  J.?  No.  7034  So, 
uns  darzuthun  erlaubten,  genau  festgestellt  worden.  & 
sollten  den  Regierungen  Garantien  gegeben  werden,  k* 
keine  missfalligen  Candidaten  den  Erzbischöflichen  Stuhl  be- 
steigen, und  nur  unter  dieser  Bedingung  ist  das  der  Bil 
Ad  dominici  gregis  custodiam  zu  Grunde  liegende  Ültimaö* 
angenommen  worden.  Es  kann  daher  der  Grossh.  Regieren: 
nie  der  Wortlaut  der  Bulle  Ad  dorn.  greg.  cust.,  welcher  fo 
die  Frage,  ob  eine  Ergänzungsliste  zulässig  sei,  fibento 
nichts  beweist,  allein  entgegen  gehalten  werden.  Bulle  a» 
Breve  stehen  in  unbedingter  Verbindung:  das  Breve  be- 
sagt, wie  die  Bulle  zu  interpretiren ,  und  das  Breve  erkürt 
mit  ausdrücklichen  Worten,  es  dürfe  keine  persona  uiii# 
grata  gewählt  werden.  Müssen  wir  für  jetzt  und  so  I«P 
Wohldasselbe  seine  rechtlichen  Bedenken  nicht  zu  unsere 
Kenntniss  bringt,  auf  eine  weitere  Erörterung  der  Beete 
frage  verzichten,  so  glauben  wir  doch  Erzbischöfl.  Domofäfc 
auf  einige  thatsächliche  Punkte  aufmerksam  machen  * 
sollen,  welche  selbst  bei  Festhaltung  des  dortseitigen  Red*' 
Standpunktes  das  Begehren  der  Grossh.  Regierung  nach  fr 
Weiterung  der  ursprünglichen  Candidatenliste  als  gerec» 
fertigt  erscheinen  lassen.  Unsere  Geneigtheit,  auch  te- 
Diöcesanclerus  nicht  angehörige  Candidaten  unter  Cms&wß 
auf   der   Liste    zuzulassen,    sollte    dem    Wahlrechte  *W 
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desselben  möglichst  freien  Spielraum  gewähren  Wie  aber 
hätte  sich  nach  der  dortigen  Anschauung  des  Rechts  der 
Regierung  deren  Ablehnunssbefugniss  in  der  That  ge- 
stellt? Die  Liste  Erzbischöflichen  Domcapitels  enthielt  acht 
Namen.  Von  den  genannten  auswärtigen  Candidaten  hatte 
die  Grossh.  Regierung  bereits  als  nicht  annehmbar  erklärt 
(und  zwar  kurz  zuvor  bei  der  Ernennung  des  Domdecans) 
die  Bischöfe  von  Mainz  und  Trier,  sowie  den  Weihbischof 
von  Cöln.  Abgelehnt  als  persona  minus  grata  wurde  damals 
Domcapitular  Weikum.  Das  Capitel  hat  also  jetzt  nur  vier 
Candidaten  auf  die  Liste  gesetzt,  von  denen  nicht  schon  zu- 
vor .bekannt  war  oder  wenigstens  durch  die  den  Wählern 
unzweifelhaft  zur  Pflicht  gemachte  Erkundigung  sehr  leicht 
bekannt  werden  konnte,  dass  sie  von  der  Grossh.  Regierung 
beanstandet  seien.  Nach  der  päpstlichen  Erklärung  vom 
4.  Mai  d.  J.,  welche  Wohldasseloe  in  dem  Erlasse  vom 
27.  Mai  d.  J.  No.  85  anführte,  sollte  das  Domcapitel  nur 
wählen,  wenn  wenigstens  drei  Candidaten  auf  der  Liste 
blieben.  Die  Grossh  Regierung  hätte  also  nach  dortiger  Auf- 
fassung in  Wahrheit  einen  Candidaten  von  der  Liste  strei- 
chen lassen  können.  Wie  sich  ein  solches  Vorgehen  mit  den 
Abmachungen  von  1827  vereinigen  lässt,  ist  nicht  abzusehen. 
Wir  glauben  daher,  Wohldasseloe  werde  in  nochmaliger  Er- 
wägung der  rechtlichen  und  thatsächlichen  Lage  einer  bald- 
gefalligen  Erweiterung  der  Candidatenliste  für  den  Erzbischöf- 
üchen  Stuhl  sich  um  so  weniger  entziehen  wollen,  als  die 
Erhaltung  des  Wahlrechtes  selbst  Erzbischöflichem  Dom- 
capitel sicher  von  höchstem  Werthe  sein  muss.  Die  Grossh. 
Regierung  aber  vermag  von  ihrem  Rechtsstandpunkte  um  so 
weniger  abzugehen,  als  sie  sich  bewusst  ist,  das  freie  Wahl- 
recht des  Capitels  ebenso  streng  zu  achten,  als  es  ihre  un- 
abweisbare Pflicht  ist,  weniger  angenehme  Candidaten  von 
einem  so  hohen,  auch  für  den  Staat  so  bedeutsamen  Kirchen- 
amte  fern  zu  halten.  Wir  erlauben  uns  daher,  unser  Er- 
suchen vom  18.  Mai  1.  J.  No.  6474  ergebenst  zu  wiederholen, 
die  erforderliche  Ergänzung  der  Candidatenliste  baldgefälligst 
vornehmen  zu  wollen,    gez.  Jolly. 

LXXIX. 

I  reve  Fius'  IX.  an  das  Freiburger  Domcapitel  v.  8.  Februar 

1860. 

Pius  P.  P.  IX. 
VenerabilisFrater,  Salutem  et  Apostolicam  Benedictionem. 
I'ilecti   Filii    J.   B.   Orbin,  F.   S.  Schmidt,   J.   Koessing    et 
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Fidelis  Haitz  istius  Metropolitani  Friburgensiß  Templi  Ca* 
nonici  8uas  ad  Nos  scripserunt  Litte  ras  die  11.  proximi 
mensis  Januarii  datas.  Earum  exemplar  Tibi  mittimus,  Ve- 
nerabilis Frater,  ut  clare  aperteque  noscere  possis  quae  iidem 
quatuor  Canonici  Nobis  significarunt.  Nihil  certe  Nobis  po- 
tius,  nihil  optatius  esse  potest,  quam  ut  ista  Friburgensiß 
Ecclesia  suum  Archiepiscopum  quam  primum  habeat,  ac  ve- 
hementissime  ex  animo  dolemus  difficultates,  quae  haetenus 
obstiterunt,  quominus  eligi  posset  successor  aefuncti  Her- 
manni  de  Vicari  optimi  omniaue  laude  dignissimi  ultimi 
ejusdem  Ecclesiae  Antistitis.  Moaum  vero,  quem  quatuor  com- 
memorati  Canonici  insinuare  videntur,  ad  amovendas  difficul- 
tates, ut  scilicet  novus  eligendorum  conficiatur  elenchus, 
nunquam  approbare  possumus,  veluti  Tibi,  et  isti  Canonico- 
rum  Collegio  manifestavimus  Nostris  Litteris  die  6.  Julii 
anno  superiore  datis,  ac  denuo  Nostro  nomine  significavit 
Cardinahs  a  publicis  Nostris  negotiis  per  suam  Enistolam 
die  4.  proxime  elapsi  Januarii  scriptam.  Itaque  Tibi  com- 
mittimus,  venerabilis  Frater,  ut  eisdem  memoratis  quatuor 
Canonicis,  qui  instructionem  de  hoc  gravissimo  sane  negotio 
a  Nobis  implorarunt,  has  Nostras  communices  Litteras.  Ac 
nihil  dubitamus,  quin  ipsi  clarius  agnoscentes  Nostram  de 
tanii  momenti  re  mentem  ac  voluntatem  Nobis  omni  alacri- 
tate  obsequantur,  et  majore  usque  studio  ac  zelo  pergant  una 
cum  aliis  istius  Metropolitani  Friburgensis  Templi  Canonicis 
fortiter  constanterque  tueri  ac  propugnare  veneranda  Ec- 
clesiae jura,  ejusque  in  Episcoporum  Electione  Iibertatem, 
?uae  semper  integra,  et  omnino  inviolata  persistere  debet. 
)enique  paternae  Nostrae  caritatis  pignus,  et  caelestium  om- 
nium  munerum  auspicem  Apostolicam  Benedictionem  toto 
cordis  affectu  Tibi  ipsi,  Venerabilis  Frater,  cunctisque  istius 
Metropolitanae  Ecclesiae  Canonicis,  et  omnibus  Friburgensis 
Dioecesis  Clericis,  Lacisque  fidelibus  permananter  impertimus, 
Datum  Romae  apud  S.  Petrum  8.  Februarii  Anno  1869. 
Pontificatus  Nostri  Anno  Vicesimotertio 

(sign.)  Pius  P.  P.  IX. 
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Schreiben  des  Freiburger  Domcapitelß   vom  13.  Mftrz  1869 
an  das  Grossh.  Ministerium  des  Innern. 

Erzbischöfliches  Domcapitel.      Freiburg,    den   13.  März 
1869.     No.  58  u.  59.    Erlass  Grossh.  Ministeriums  des  Innern 
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vom  10.  September  1868,  No.  11404  und  6.  März  d.  X,  No. 
2878.  Die  Wiederbesetzung  der  Erzbischöfliclien  Stuhles 
betreffend. 

Beschluss.  Grossh.  Ministerium  des  Innern  bee 
wir  uns  ergeben« t  zu  erwidern:  Den  Grund  der  Vers 
rung,  die  mit  unserer  RäckäusBerung  eingetreten  ist,  d 
Hocndasselbe  in  Nachstehendem  erkennen.  Angesichts 
Apostolischen  Schreibens  vom  6.  Juli  d.  J.,  wovon  wir 
Abschrift  anzuschliessen  uns  erlauben,  wurde  von  uns 
stimmig  anerkannt,  dass  eine  Ergänzung  oder  Yerände 
der  Candida tenüste  vom  6.  Mai  v.  J.  von  uns  nicht  be\ 
werden  könne,  wie  wir  dies  auch  Hoehdemselben  mit 
schrift  vom  18.  Juli  v.  J.  No.  135  ausgesprochen  haben, 
von  Hoehdemselben  hierauf  erfolgte  Erlass  vom  10.  Septei 
v.  J.  No.  11404  wurde  dem  heil.  Vater  zur  Kenntniss 
bracht  Da  ferner  es  sich  hier  vorzugsweise  um  die  I 
pretaiion  des  Breve's  vom  28.  Mai  1828  handelt,  wo 
seiner  Zeit  als  eine  Instruction  für  die  Wahl  vom  hei 
Stuhle  direct  an  das  Domcapitel  erlassen  wurde  und  det 
diese  Interpretation  nur  von  dem  heil.  Vater  als 
obersten  kirchlichen  Gesetzgeber  erbeten  und  gegeben 
den  konnte,  so  haben  vier  Mitglieder  des  Collegiums  ! 
Heiligkeit  um  eine  Information  über  den  Sinn  dieses  I 
unter  dem  11.  Jänner  d.  J.  ehrfurchtsvollst  gebeten.  In 
hierauf  anher  ergangenen  päpstlichen  Schreiben  vom  8. '. 
L  J.,  welches  wir  in  Abschrift  ergebenst  beilegen,  sow 
der  Zuschrift  des  Herrn  Cardinal-Staatssecretärs  vom  4.  JS 
d.  J.  hat  der  heil.  Vater  erklärt,  dass  der  heilige  Stuhl 
dem,  was  er  im  Breve  vom  6.  Juli  1868  ausgesprochen  I 
nicht  abgeben  könne,  und  sind  wir  hierin  wiederholt  i 
wiesen  worden,  unsere  Candidatenliste  nicht  zu  ändern  1 
zu  ergänzen.  Grossh.  Ministerium  des  Innern  wird  mit 
uns  die  Ansicht  theilen,  dass  wir  hiernach  die  Candid 
liste  vom  ö.  Mai  v.  J.  nicht  ergänzen  können  und  es  um 
mehr  erübrigt,  unsere  Bitte  vom  18.  Juli,  bezw.  vom  27 
v.  J.  No.  135  und  85,  wie  hiermit  geschieht,  aufs  Neu 
gebenst  zu  wiederholen,     gez.  f  Lothar  Kübel,  Domdec 

LXXXI. 
Antwort  darauf. 

Grossherzogl.  Ministerium  des  Innern.  Carlsruhe, 
19.  Juni  1869.  ENo.  7382/7319.  Die  Wiederbesetzunf 
Erzbischöfliclien  Stuhles  betreffend. 
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Erzbischöflichem  Domcapitel  beehren  wir  uns  aaföa 
gefälligen  Erlass  vom  13.  März  1.  J.  No.  58  und  59  ergebe 
zu  erwidern:  Wir  können  nur  unserem  aufrichtigen  &- 
dauern  Ausdruck  geben,  dass  der  römische  Stuhl  nach  S<4*- 
ben  vom  8.  Februar  1.  J.  unerachtet  der  Erklärung  der  (* 
pitelsmehrheit  vom  11.  Januar  1.  J.  nicht  von  seiner  Xt 
schauung  abgehen  zu  sollen  geglaubt  hat,  als  ob  eine!? 
gänzung  der  Wahlliste  nicht  zulässig  sei.  Nochmals  auf  c 
Rechtsfrage  näher  einzugehen,  dürfen  wir  um  so  mehr  aear 
lassen,  als  der  römische  Stuhl  in  dem  erwähnten  Schrot« 
keine  Gründe  seiner  abweichenden  Ansicht  niedergelegt  hu 
Es  erübrigt  uns  nur,  einfach  auf  dem  vertragsmisäga 
Rechte  des  Breve's  Re  sacra,  welches  von  den  bedeutend« 
wissenschaftlichen  Autoritäten  in  gleicher  Weise  wie  vro  & 
diesseitigen  Regierung  aufgefasst  wird,  stehen  zu  Weit» 
Wie  wir  Wohldemselben  schon  in  dem  Erlasse  vom  1».  Sät 
v.  J.,  No.  11404,  zu  bemerken  die  Ehre  gehabt,  bilden  Bil* 
und  Breve  einen  Bestandtheil  des  inländischen  öffentficho 
Rechts  und  kann  daher  der  römische  Stuhl  nicht  ensäc 
eine  Anwendung  bestimmen,  welche  von  den  nach  Entstehe 
und  Wortlaut  vollkommen  klaren  Vereinbarungen  abwäch 
Wir  haben  Wohldemselben  auch  in  dem  Erlasse  t« 
10.  September  v.  J.  dargelegt,  wie  die  Wahlliste  vom  d.  3t 
v.  J.  selbst  von  dem  Standpunkte  der  römischen  Curie  » 
einer  Erweiterung  bedarf,  wenn  das  Recht  der  Regicrut 
nicht  einfach  illusorisch  gemacht  werden  will ,  da  die  vor- 
gelegte Liste  von  acht  Candidaten  vier  Namen  eotbkk 
welche  kurz  zuvor  von  der  Orossherzogl.  Regierung  bett- 
standet worden  waren.  Indem  wir  uns  im  Uebrigen  td 
unsere  früheren  Ausfuhrungen  beziehen,  können  wir  «f 
Grund  der  Bulle  Ad  dorn.  greg.  cust.  und  des  Breve?  I* 
sacra  unser  Ersuchen  vom  18.  Mai  v.  J.  No.  6474  nurwwte 
holen,    gez.  Jolly. 
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Schreiben  des  Grossherzogl.   Ministeriums   des  Innere  * 
das  Freiburger  Domcapitel  vom  22.  April  1869. 

Ministerium  des  Innern.    Carlsruhe,  den  22.  April  ISO 
No.  4842.    Die  Besetzung  der  kirchlichen  Pfründen  betreft* ; 

Erzbischöflichem  Capitels-Vicariate  beehren  wir  uns,  &\ 
die  gefallige  Mittheilung  vom  22.  Januar  L  J.  No.  6&  ff  j 
gebenst  zu  erwidern:     Mit  obigem  Erlass  hat  WohldfW* 


unter  Mittheilung  einer  Abschrift  eines  Rescriptes  des 
dinal-Staatsaecretärs  vom  6.  Januar  d.  J.  uns  benachrii 
der  Herr  Capitular-Vicar  und  Biathumaverweser  werde 
ertheilte  päpstliche  Vollmacht  ermächtigt,  die  Pfründen 
Collatur  zu  vergeben.  Von  dem  Wunsche  geleitet,  uu 
seit»  zur  Verhütung  jeder  irgend  vermeid  liehen  Stört 
dem  Gang  des  Kirchenregiments  beizutragen,  werde 
bis  auf  Weiteres  die  Ausübung  der  fraglichen  Befugnis 
gleich  dieselbe  im  gemeinen  Rechte  nicht  begründet  i 
statten,  und  theilen  demgemäss  Wohldemselben  unter  . 
unsere  Bemerkungen  um  die  Bewerber  über  die  ausgee 
benen  Pfründen  freier  Collatur  mit.  Dabei  müssen  wü 
die  aus  den  vertragsmäßigen  Festsetzungen  über  die  Best 
des  Erzbisch Ö fliehen  Stulilea  hervorgehenden  Rechte  d< 
gierung  wahren,  und  wir  würden  genöthigt  sein,  die  fi 
Ausübung  der  ausserordentlichen,  im  gemeinen  Recht 
begründeten  Vollmachten  des  Herrn  Bisth  ums  verwese 
beanstanden,  sofern  wir  uns  zu  unserem  Bedauern 
zeugen  mü  säten,  dass  durch  dieselben  die  rechtmässige 
derbesetzung  des  Erzbischön.  Stuhles  umgangen  werden 
gez.  Joll; 

LXXXIU. 
Antwort  darauf. 

Erzbisc  höflich  es  Capitels-Vicariat.  Freiburg,  den  2 
1869.     No.  3911.     Erlass  etc. 

Beschluss:  Grossherzoglichem  Ministerium  des  ] 
beehren  wir  uns  ergebenst  zu  erwidern:  Die  Frage,  i 
Befugnisse  der  oberste  kirchliche  Gesetzgeber  und  E 
einem  Caphelsvicar  übertragen  und  ob  dieser  hiernach  ] 
den  freier  bischöflicher  Collatur  besetzen  könne,  berül 
diglich  die  inneren  kirchlichen  Verhältnisse.  Gemäs 
positiven  Recht  und  dem  allseits  anerkannten  Grunds» 
Selbständigkeit  der  Kirche  in  kirchlichen  Rechtsverhält 
steht  der  Gross  herzoglichen  Regierung  keine  Verfügung 
Entscheidung  über  diese  innere  kirchliche  Angelegenh 
Die  Ausübung  der  in  der  Verfassung  und  dem  besteh 
Rechte  der  Kirche  begründeten,  dem  Capitelsvicar  von 
Stuhl  ertheilten  Vollmacht,  die  Pfründen  freier  Collai 
verleihen,  kann  deshalb  rechtlich  von  dortseits  wede 
auf  Weiteres  gestattet",  noch  unter  gewissen  Beding 
„beanstandet"  werden,  deren  Erfüllung  nicht  von  di 
abhängt.     Wir  halten  uns  vielmehr  fiir  verpflichtet,   let 
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das    Rescript    des    Staatssecretariats    Seiner    Heiligkeit  da 
Papstes  vom  5.  Januar  d.  J.  zu  vollziehen,     gez.  iL  KvbeL 


LXXXIV. 
Instrnctio  Urbani  VIEL  jussa  edita. 

§.  1.     Circa   personas,    ad    quas    spectat   Pro- 
cessus  inquisitionis  conficere.     Si  processos  inquis- 
tionis   conficiendus  sit  extra  Romanam  Curiam,  hoc  nrao« 
spectat   ad  Legates  Sedis  Apostolicae,  vel   ad  Nuntios  Pitr 
vinciarum  in  iocis,  in   quibus   commorantur:    si  non  adaü 
Legati  neque  Xuntii,   spectat  ad  Ordinarios  personarum  pm- 
movendarum,   et  ipsis  deficientibus  ad  Ordinarios  viciniores. 
Qui   ordo  gradatim   servandus  est,   nee  quisquam  debet  sb: 
hoc   inunus  arrogare   praeter  ordinem  supradictum,  niei  Ro- 
mano Pontifici  per  speciale  mandatum   alicui  alteri  illud  de* 
mandare  placuerit.     Quo   casu  apparere   debet   de  mandat» 
speciali  in  prineipio  processus.  —  fei  aliquis  ex  Praelatis,  ad 
quem  ordine  supradicto  spectat  processum  conficere,  consaii- 
guinitate  vel  amnitate   usque  aa    tertium  gradum   meinem 
promovendum  contingat,  ille  exeludatur  ab  hoc  munere,  quod 
eo  casu   deferatur  ad  ülum,   qui  proxime   sequitur,   servatt 
eodem   ordine    et  gradu.   —  Si  quis  etiam  sit  legitime  impe- 
ditus,   ut  per  se  ipsum  processum  conficere  non  possit  et  ea 
adimplere,  quae  continentur  in  §.  inferius  scripto,  qui  ineiprt 
„quicumque  confecturus  est"   ea  cura  transferatur  eodem  or- 
dine  et  gradu  ad  alium  Praelatum  viciniorem  Praelato  is- 
pedito.  —   Si    processus    sit  conficiendus   in  Romana  Com. 
videndum  est,  an  Ecclesia  vel  Monasterium,  cid  est  providen- 
dum,    sit  ad   nominationem  vel  praesentationem  Imperator» 
vel  alieujus  Regis  aut  Principis:  quo  casu  munus  confieiendi 
processum  in  Curia  spectat  ad  Cardinalem,  qui  apud  Ponö- 
ncem  et  Sedem  Apostolicam  est  Protector   illius  Provinciae. 
in  qua  sita  est  Ecclesia  vel  Monasterium.  —  Quodsi  Ecclesia 
vel  Monasterium  non  sit  ad  nominationem  aut  praesentationem. 
ut  praemittitur,  processus  conficiendus  erit  per  Cardinalem  a 
Romano  Pontifice  deligendum,   qui  de  hujusmodi  deputatkrot 
curabit  aliquid  apparere,  vel  saltem  vigore  suae  asserüont 
aliquid   narrari  a  Notario  in  ürincipio  processus.  —  Quando 
contingat   processum  confici    aebere    de    qualitatibus  Arcfai- 
episcopi  vel  Episcopi  extra  Romanam  Curiam  degentis,  qui* 
ab   una  ad  alteram  Ecclesiam  sit  transferendus,  Tioc  muna*, 
deficiente  Legato  vel  Nuntio  Apostolico  illius  Provinciae  vel 
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Regni,  ubi  aita  est  Ecclesia,  a  qua  aliquis  transferenduB  erit, 
Bpectat  ad  Metropolitanum,  si  persona  transferenda  est  Epis- 
copue ;  si  vero  est  Metropolitanus,  spectat  ad  Episcopum  ejus 
Suffraganeum  autiquiorem  residentem.  —  Si  Fraelatus  inqui- 
rens  ob  locorum  distantiam  non  posset  commode  per  se  ip- 
sum  teste»  exarainare  super  aliquo  articulo,  utpote  super  le- 
gi tiinis  uatalibus,  aetate,  aut  aliquo  ciusmodi,  licebit  ei  par- 
tem  illara  alteri  personae  in  dignitate  EcclesiaBtica  constitutac 
subdelegare,  non  autem  universam  Inquisition  em.  —  Quoad 
procesaus  con  Seiendes  pro  habenda  informatione  atatus  Eccle- 
siarum  vel  Monasterioruui,  quibus  providendum  erit,  hoc  etiam 
conficere  debent,  qui  proceseum  de  quaHtatibus  promoven- 
dorum  contecturi  sunt.  Si  vero  contingat  iu  alia  provincia 
vel  Regno  esse  Ecclesiam  et  in  alia  promovendum,  tunc 
Praelatus  inquireus  potent  subdelegare  Episcopo,  qui  erit  vi- 
cinior  ipsi  Ecclesiae  vel  Monasterio,  munus  conficiendi  pro- 
ceBBum  super  statu  dietae  Ecclesiae  vel  Monasterii. 

§.  2.  Quoinodo  conficiendi  sint  processus,  ut 
dici  poasint  et  videantur  confecti  per  viatn  in- 
quisitionis.  Quicuraque  confecturus  est  processum  inqui- 
sitionis  in  qualitates  promovendi,  etiamsi  sit  Legat us,  non 
per  suos  Vicarios,  Auditores,  vel  alios  Ministros,  sed  per  se 
ipsum  id  munus  exercere  debet,  licet  possit  ab  liujusmodi 
personis  vel  aliis  viris  peritis  adiuvari.  Haec  autem  in  spe- 
cie  servanda  sunt.  —  Non  reeipiantur  testes  a  promovendo 
vel  pro  parte  sua  indueti,  neque  articuli  ab  ipso  vel  nomine 
suo  produeti;  sed  Praelatus  inquirens  interrogatoria,  et  arti 
cnlos  per  se  ipsum  formatoa  nabeat,  et  super  eis  examinet 
testes,  quos  de  rebus  inquirendis  sineerum  et  fidele  testimo- 
nium  daturos  esse  existimet:  ipse  ex  officio  suo  eos  secreto 
vocari  mandet,  ex  secreto  examinet:  ipsum  et  reeipiat  in  ma- 
nibus  suis  singulorum  tertium  juramentum,  quod  ab  Epis- 
copie  praestetur  tacto  pectore,  a  eaeteris  vero  inferioribus, 
cujuscumque  qualitatis  sint,  tactis  sacris  Scripturis:  et  ita 
respective  referat  Notarius  processum  scripturus,  qui  etiam 
asserat,  testem  fuisse  ex  officio  vocatum  et  examinatum  a 
Praelato  inquirente.  Insuper  Praelatus  ipse  testes  interroget 
super  unoquoque  articulo:  ipsorum  autem 'teBtium  dlcta  una 
cum  reliquis  noc  negotium  tangentibus  scribat  aliquis  Nota- 
rius publicus,  qui  debebit  etiam  tarn  dieta  teBtium,  quam 
acripturas  et  documenta  producenda,  ut  inferius  dicetur,  iu 
processum  et  in  publicum  instrumentum  reducere.  Articuli 
autem  et  interrogatoria  inferius  describentur. 
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§.  3.  Circa  qualitates  testium  vocandoni, 
et  examinandorum  quoad  personam  promoten** 
Teste»  sint  viri  graves,  pii,  pmdentes,  docti,  et  qui  de  <pi 
tatibus  promovendorum  rectorum  Judicium  ferre  vakant,  s 
cerumque  ac  fidele  testimonium  verisimiliter  sint  im. 
Praesertim  vero  hujusmodi  qualitates  esse  debent  in  teatib 
qui  interrogandi  erunt  de  fide  catholica,  vita,  moribus,  doöräi 
et  aptitudine  promovendi  ad  regendam  Ecclesiam.  Scire  da 
debent  ipsi  testes,  quae  requirantur  in  eo,  qui  rectorni* 
Ecclesiam  Cathedralem,  ad  hoc,  ut  sit  idoneus  ad  ali»  Jt 
cendum,  aptus  ad  illam  gubernandam,  et  dignus  qui  ad  es 
promoveatur.  —  Non  sunt  recipiendi  in  testes  coguati, « 
nimium  familiäres  ,  aut  inimici,  sive  aemuli  personae  pro» 
vendae.  —  In  investigandis  testium  qualitatibus  adlibak 
est  diligentia  per  Praelatum  inquirentem,  ut  cognoscerepwi 
quam  sint  erga  promovendum  affecti,  exindeque  eoojieat 
utrum  ex  affectu  an  ex  veritate  testimonium  dicant  -  & 
aliquando  Praelato  inquirenti  ita  expedire  videbitur,  teeti» 
ad  memoriam  reducet  vim  juramenti  et  gravitatem  perjsa 
admonebitque  ipsos  reos  futuros  apud  Deum  eorum  omnim 
quorum  vel  committendo  vel  omittendo  rei  erunt,  qui  pß* 
vebuntur;  si  vel  falsa  narrando,  vel  reticendo  veraeaa» 
erunt ,  ut  homines  indigni  vel  minus  idonei  Ecclesüs  j»* 
ficiantur. 

§.  4.  Quomodo  Praelatus  inquirens  procedert 
possit  per  viam  inquisitionis,  quando  nouhiBtf 
notitiam  personae  promovendae.  Si  contingaift* 
latum  inquirentem  non  habere  sufficientem  notitiam  p«*01 
promo vendae,  ad  hoc,  ut  possit  deligere  et  vocare  teste* 
officio,  absque  scientia  ipsius  promovendi  et  secrcto,pe^ 
curare,  ut  ipsemet  promovendus,  vel  aliquis  alius  dei  ei  *** 
dulam,  in  qua  sint  ordine  descripta  nomen  dicti  promova* 
cognomen,  patria,  aetas,  parentes,  ordo,  gradus,  nrofesi 
functio,  si  quam  is  forte  exercuit,  loca,  in  quibus  Tb««?* 
vel  Juri  Canonico  operam  dederit  aut  longo  tempore  t» 
satus  fuerit,  amici  et  familiäres,  aliaeve  personae,  qu#  * 
ipsum,  quam  parentes  ejus  intime  norint.  —  Cum  a^ 
hujusmoai  schedula  petenda  sit  tantummodo  ad  babeaa" 
quandam  extrajudicialem  notitiam  eorum,  quae  Praeöß* 
inquirentem  scire  oportet  pro  inquisitione  facienda,  dc*^ 
bebit  ipsa  schedula  inseri  processui,  neque  de  ea  aliqua  V&& 
in  dicto  processu  fieri ,  sed  separatim  servari,  donec  mj|* 
sitio  perficiatur,  et  ea  perfecta  poterit  lacerari,  si  Pr*** 
videbitur. 
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§.  ö.     Interrogatoria,  quae  necessaria  sunt  ad 
inquirendum  in  omnes  qualitates,  quae  in  promo- 
vendis  requirantur.    —   I.    An  testis   cognoscat  promo- 
vendum,    quomodo,   a   quo  tempore  citra,  an  sit  ipsius  con- 
sanguineus,  cognatus,  afnnis,  nimium  familiaris,  aemulus,  vel 
odiosu8?  —  II.  An  sciat,  in  qua  civitate  vel  loco  et  dioecesi 
promovendus  sit  natus,  et  quae  sit  causa  scientiae?  —  III.  An 
sciat,  ipsum   natum    esse  ex  legitimo  matrimonio  atque  ho- 
nestis  et  catholicis  parentibus,  et  quae  sit  causa  scientiae  ?  — 
IV.  An  sciat,  cujus  aetatis  sit,  praesertim  an  expleverit  annum 
trigesimum,  et  quae  sit  causa  scientiae?  —  V.  An  sciat,  eum 
esse  in  sacris  Ordinibus  constitutum;  quibus,  a  quo  tempore 
citra,  praesertim  an  ante  sex  menses,  et  quae  sit  causa  scien- 
tiae ?  —  VI.  An  sciat,  eum  esse  in  Ecclesiasticis  functionibus 
et   in  exercitio   Ordinum   susceptorum  diu  versatum,   in  sus- 
ceptione  Sacramentorum  frequentem   et  devotum,  et  quae  sit 
causa  scientiae  ?  —  VII.  An  sciat,  eum  semper  catholice  vixisse, 
in  fidei  puritate  permansisse,  et  quae  sit  causa  scientiae  V  — 
VIII.   An  sciat,    eum  praeditum  esse  innocentia  vitae  bonis- 
que  moribus,  et  an  sit  bonae  conversationis  et  famae,  et  quae 
sit  causa  scientiae?  —  IX.  An  sciat,  eum  esse  virum  gravem, 
prüden tera,  et  usu  rerum  praestantem,    et    quae    sit    causa 
scientiae  V  —  X.  An  sciat,  eum  aliquo  gradu  in  Jure  Canonico 
vel  in  sacra  Theologia  insignitum  esse,  quibus  in  locis.  quanto 
tempore,   et  quo    fructu  ipse   Theologiae  vel   Juri  Canonico 
operam  dederit,  et  an  vere  ea  doctrina  polleat,  quae  in  Epis- 
copo  requiritur  ad  hoc,    ut    possit   alios  docere,   et  quae  sit 
causa  scientiae?  —  XI.  An  sciat,  eum  aliquo  munere  aliquando 
functum  esse,  vel  circa  curam  animarum  aut  regimen  alterius 
Ecclesiae    se  exercuisse,  et  quomodo  in   eis  se  gesserit  tarn 
quoad  doctrinam,   quam   quoad   prudentiam,  integritatem,  et 
mores,  et  quae  sit  causa  scientiae  i  —  XII.  An  sciat,  eum  ali- 
quando   publicum    aliquod    scandalum    dedisse    circa   fidem, 
mores,   sive  doctrinam,   vel  aliquo    corporis  aut  animi  vitio, 
aliove  Canonico  impedimento  teneri,  quominus  possit  ad  Ec- 
clesiam  Cathedralem  promoveri,  et  quae  sit  causa  scientiae?  — 
XIII.   An  eum  idoneum  existimet  ad  bene  regendam  Eccle- 
siam  Cathedralem,  et  praesertim  eam,  ad  quam  ipse  est  pro- 
movendus; an  dignum  qui  ad  illam  promoveatur,  et  an  ipsius 
promotionem    eidem   Ecclesiae   utilem    et  proficuam  futuram 
esse  censeat,  et  quare  ita  existimet?  —  Depositiones  testium 
seriatim  et  per   extensum   scribantur:   neque  praecisae  affir- 
mationes  seu  negationes  tantummodo  admittantur. 
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§.  6.  Quae  requirantur  ad  perfectam  inqui- 
sitionem  praeter  ea,  quae  ex  testibus  habebuntur. 
Quoad  sacros  Ordines  petendae  sunt  a  promovendo  et  pro- 
cessui inserendae  originales  Bullae  vel  literae  testimomales 
collationum  ipsorum  Ordinum  vel  saltem  earum  exemplaria 
in  forma  authentica,  praesertim  si  testes  in  sufficienti  numero 
non  deposuerint,  se  non  modo  vidisse  eum  cantantem  Episto- 
lam  et  Evangelium  vel  celebrantem,  sed  etiam  legisse  aictas 
Bullae  vel  literas  testimoniales ,  vel  interfuiase  collationibus 
Ordinum  et  collatorum.  —  Quoad  gradum  similiter  inseren- 
dum  est  processui  privilegium  originale,  vel  ejus  exemplar 
in  authentica  forma.  —  Si  praelato  inquirenti  vel  promo- 
vendo videbitur,  processui  etiam  adjungantur  aliqua  brevia, 
literae  patentes  vel  aliae  scripturae  aut  publica  documenta, 
quibus  major  aut  melior  probatio  habeatur  de  natalibus  et 
ranctionibus  promovendi  vel  aliud  ejusmodi;  quae  praesertim, 
si  testes  circa  ea  sufficienter  et  plene  non  deposuerint7  reci- 

Eiantur  et  adjungantur.  —  Si  forte  promovendus  nullum 
abet  gradum  in  sacra  Theologia  vel  in  jure  Canonico,  ne- 
cesse  est,  ut  praeter  probationem  aliunde  habendam  circa 
ejus  doctrinam,  juxta  praeinsertum  decimum  interrogatorium, 

Sro   parte  promovendi    exhibeatur   publicum   alicujus     Aca- 
emiae  testimonium;  quo  idoneus  esse  declaretur  ad  alios  do- 
cendos,  quae  populum  Christianum  scire  oportet.  —  Persona 

Sromovendi  enuntietur  hac  nota:  videlicet  si  Praelatus  „Admo- 
um  B.  P."7  si  vero  non  sit  „B.  P.  N.  Promovendus",  et  nun- 
quam  vocetur  „Electus";  neque  ipse  se  talem  vel  nominet  vel 
scribat,  nisi  ubi  praecesserit  electio  Capituli  aut  Conventus. 

§.  7.  Quid  servandum  quoad  probationem 
doctrinae,  quando  promovendi  orti  sunt  in  Pro- 
vinciis,  in  quibus  non  sunt  universitates  studio- 
rum,  neque  consuetum  est  suscipi  gradum  ali- 
quem.  In  hujusmodi  locis  et  personis  surficiet,  si  testimonio 
virorum  gravium  et  sacrae  Tbeologiae  vel  juris  Canonici 
peritorum  constet,  promovendos  ea  scientia  Theologiae  vel 
Canonum  vere  pollere,  ut  idonei  sint  ad  ea  docenda,  quae 
populum  Christianum  scire  oportet,  ac  muneris  sibi  injun- 
gendi  necessitati  valeant  satisfacere.  ldeo  formandum  erit 
mterrogatorium  ad  hunc  sensum,  juxta  quem  testes  deposue- 
rint,  se  de  scientia  promovendorum  certos  redditos  esse  ex 
eo,  quod  praedictos  promovendos  specimen  suae  doctrinae 
publice  vel  privatim  dedisse  cognoverint.  Hoc  modo  suffi- 
ciens  causa  scientiae  dici  poterit,  alias  non  plene  probabunt 
doctrinam  ad  mentem  Constitutionis  Gregorii  Xf\r. 
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§.  8.  Quid  servandum,  si  promovendus  sit 
Regularis.  Omnia,  quae  servari  debent  in  promovendo  ad 
Ecclesiam  Cathedralem,  si  sit  saecularis,  servanda  etiam  sunt, 
si  sit  Regularis.  —  Sed  quia  Reguläres  non  solent  ut  pluri- 
mum  suscipere  insignia  Doctoratus  in  Universitatibus  stu- 
dioram,  necesse  est  juxta  Decretum  Concilii  Tridentini,  ut 
promovendus  Regularis  a  suis  Superioribus  Regularibus  testi- 
monium habeat  sufficientis  doctrinae,  et  quod  sit  aptus  ad 
alios  docendos.  Nomine  autem  Superiorum  intelligendi  sunt 
dumtaxat,  qui  nullum  sui  Ordinis  Superiorem  agnoscunt,  sive 
ei  cujusvis  Ordinis  Abbates,  Magistri,  Ministri,  aut  Praepositi 
generales ,  vel  quantumlibet  Uongregationum  Praesidentee, 
sive  Definitores,  aut  Visitatores,  Capitulum  generale  reprae- 
sentantes,  sive  alio  quocunque  vocabulo  nuncupentur;  et  in 
eorum  absentia  ipsorum  Vicarii,  seu  Commissarii  generales, 
vel  in  Romana  Curia  Procuratores  generales  Ordinum  aut 
Congregationum  succedant.  —  Animadvertendum  tarnen,  quod 
praeter  suprascriptum  Superiorum  testimonium  est  etiam 
aüunde  inquirendum  in  hujusmodi  Regularium  doctrinam, 
quemadmoaum  dictum  est  de  saeculari,  qui  habet  suae  doctri- 
nae  testimonium  a  publica  aliqua  Academia. 

§.  9.  Quid  servandum  in  translatione  alicu- 
jus  Episcopi  ad  alteram  Ecclesiam.  Servanda  est 
eadem  forma  inquirendi  ex  officio,  quae  superius  dicta  est.  — 
Si  Episcojpus  transferendus  promotus  fuit  post  publicationem 
Concilii  Tridentini,  et  constat  in  processu  tunc  temporis  con- 
fecto,  plene  probata  esse  omnia  requisita,  sufficiet  inquirere 
et  testes  examinare  super  infrascriptis  articulis;  si  vero  non 
constet  de  hujusmodi  probatione  in  totum  vel  in  partem,  ex- 
pediens  erit  testes  examinare  super  omnibus  articulis  supe- 
rius descriptis,  vel  saltem  super  illis,  de  quorum  probatione 
non  constiterit;  et  praeterea  super  articulis  sequentibus  erunt 
utroque  casu  omnino  examinanai  testes  et  de  contentis  in  eis 
facienda  inquisitio  ex  officio.  I.  Videlicet :  An  testis  cognoscat 
Episcopum  transferendum ,  quomodo,  a  auo  tempore  citra, 
an  sit  ipsius  consanguineus,  cognatus,  afnnis,  nimium  fami- 
liaris,  inimicus,  aemulus,  vel  odiosus?  —  II.  An  sciat,  ipsum 
consecrationis  munus  suscepisse,  et  quae  sit  causa  scien- 
tiae?  —  III.  An  sciat,  per  quot  annos  fuerit  Episcopus  illius 
Ecclesiae,  et  quae  sit  causa  scientiae?  —  IV.  An  sciat,  eum 
in  sua  Ecclesia  et  Dioecesi  assidue  resedisse?  —  V.  An  sciat, 
eum  diligenter  et  saepe  dictam  suam  Ecclesiam  et  Dioecesim 
visitasse,  opportune  omnibus  necessitatibus  occurrisse,  provi- 
disse,  ejusque  decreta  et  mandata  debitae  executioni  deman- 
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darf  curasse,  et  quae  sit  etc.?  —  VI.  An  sciat,  eum  saepe 
solemniter  celebrasse,  Ordinationes  juxta  necessitatum  exi- 
gentiam  habuisse,  confirmationis  sacramentum  ministrasse, 
caeteraque  Pontificalia  exercuisse,  et  quae  sit  etc.?  —  VII. 
An  sciat ,  eum  pietatis,  charitatis,  et  prudentiae  in  guber- 
nando  specimen  dedisse,  ac  verbo  et  exemplo  profecisse,  et 
quae  etc.?  —  VIII.  An  sciat,  eum  prudenter  et  utiliter  et 
ailigenter  se  gessi^se  in  defendendis,  conservandis,  et  augendis 
jurisdictionibus  spiritualibus  et  temporalibus,  juribus,  ac  bonis 
omnibus  suae  Ecclesiae,  et  quae  etc.  ?  —  IX.  An  sciat,  vere  ea 
doctrina  ipsum  ad  praesens  pollere,  quae  in  Episcopo  requi- 
ratur  ad  noc,  ut  possit  alios  doccre,  et  quae  etc.?  —  X.  An 
dignum  eum  existimet,  qui  transferatur  ad  Ecclesiam  N.  et 
an  censeat  ejus  translationem  fore  ipsi  Ecclesiae  N.  utilem 
et  proficuam,  et  quare  ita  existimet  et  censeat? 

§.  10.  Quia  servandum  circa  inquisitionem 
faciendam  in  qualitates  eorura,  qui  in  Consis- 
torio  promovendi  sunt,  vel  confirmandi  ad  dig- 
nitates  Abbatiales  et  Prioratus  et  regimina  Mo- 
nasteriorum  vel  alias  Regularium  Praefecturas. 
Eadem  omnia  servanda  sunt,  quae  dictum  est  servari  debere 
in  promovendis  ad  Ecclesias  Cathedrales,  praesertim  quando 
praeter  curam  et  regimen  Monachorum  annexa  est  Monasterio 
jurisdictio  spiritualis  vel  temporalis  in  populuin.  —  Ideo 
super  eisdem  interrogatoriis  examinandi  sunt  testes,  mutatis 
tarnen  mutandis,  respectu  Ecclesiae  Cathedralis  et  respectu 
Monasterii  vel  dignitatis  Regularis.  —  Addatur  interrogato- 
rium  circa  professionem  Ordinis  et  tempus,  a  quo  eum  emisit : 
circa  vero  aetatem  sufficiat  interrogare  et  scire,  cujus  aetatis 
sit,    non  restringendo    se    ad    trigesimum    annum    expletum; 

J)ostea  enim  videbitur,  an  in  bujusmodi  promovendo  sit  aetas 
egitima  respectu  dignitatis,  ad  auam  promoveri  debet.  — 
Quoad  doctrinam,  cum  promovendi  ad  nuiusmodi  dignitates 
Reguläres  non  sint  ad  Concilia  generalia  adstricti  ad  gradum 
Doctoratus  sive  Licentiae  vel  ad  publicae  Academiae  testi- 
monium,  et  nibilominus  aequum  sit,  ut  ea  doctrina  polleant, 
qua  onus  sibi  imponendum  sustinere  valeant:  Praelati  inqui- 
rentes  studiose  ac  diligenter  scrutari  debebunt  super  doctrina 
ejusmodi  personarum,  juxta  modum  et  formam  superius  no- 
tatam,  ut  Romanus  Pontifex  habita  informatione,  quaenam 
sit  promovendi  doctrina,  judicare  possit,  an  sit  talis,  qualem 
dignitas  illa  exigit  et  requirit. 

§.  11.     Circa   fidei    professionem   emittendam 
a    promovendis,    tarn    ad    Ecclesias    Cathedrales, 


Iiiütructio   Urbani  VIII.  jussu  «Uta.  223 

quam  ad  dignitates  Reguläres.  Fidci  protessio  debet 
emitti  in  manibuß  Praelati,  ad  quem  inquisitio  (servato  ordinc 
snperiua  dicto)  pertinet,  a  quo  si  promovendus  longe  distet, 
poterit  idem  Praelatas  subdelegare  receptionem  dictae  pro 
feasionis  Ordinario,  cui  promovendus  vicinior  erit.  —  Prae- 
latus  recipiet  profcssionem  fidei  a  promovendo,  praesente 
Notario  publico  ac  testibua ;  ipse  autem  promovendus  eam 
emittet  genibus  tiexis  ante  Praelatum,  et  in  fine  taugend*  i 
ambabua  manibus  eacroaancta  EvangeKa,  et  spondendo,  vo- 
vendo,  et  iurando.  prout  in  forma,  ea  deosculaoitur.  —  Pro- 
fitens  duobuB  in  locis,  in  quibua  nomen  et  cognomen  euum 
exprimendum  erit,  ea  dumtaxat  sua  propria  manu  deBcribet.  — 
Prae  latus  propriae  etiatn  manus  aubgcriptione  in  fine  exem- 
plaris  dictae  professionis  testabitur,  eam  a  se  receptam  fuisse, 
sub  bac  forma:  Ego  N.  fidei  professionem  juxta  supra- 
scriptam  formam  a  R.  P.  D.  N.  in  manibus  meis  ad  veroum 
emissam  recepi  et  ita  testor  manu  propria.  —  Demum  Nota- 
rius,  qui  praesens  fuit  publico  instrumenta,  in  calce  ejusdem 
exem  plaris  imme  diäte  poat  Bubscriptionem  Praelati  in  qui - 
rentis  extenso  fidem  faciet  de  praedictae  professionis  emissione 
ac  receptione,  praesentibus  testibus,  quorum  nomina  et  cog- 
nomina  exprimet.  —  Maxime  curandum  est,  ut  exemplana 
professionis  fidei  transmittantur  absque  mendis,  ne  levibus 
quidem,  cum  nee  in  nünimis  liceat  immutari  formam  a  Sede 
ÄpoBtolica  praescriptam,  nimisque  non  modo  Notarii  scri- 
bentis,  sed  ctiam  praeeipue  Praelati  inquirentis  ineuria  circa 
hoc  notetur  in  Sacro  Consistorio,  quando  in  eo  fit  relatio 
Processus  et  mendorum  in  professione  fidei  repertorum,  cum 
necesse  sit  ea  etiam  nominatim  referre.  Ideo  expediens  erit 
ad  tollendam  occasionem  errorum  provenientium  ex  ineuria 
scrihentis,  ut  ubique  imprimantur  exemplaria,  juxta  formam 
Roroae  impressam,  et  maxima  diligentia  adbibeatur,  ne  men- 
dose  imprimantur;  cum  vero  transmittenda  sunt  instrumenta 
professionis  fidei,  baec  ipsa  Bubscribantur  a  profitente  et  n 
Praelato  inquirente,  et  in  eisdem  Notarius  extendat  instru- 
mentum,  prout  dictum  est. 

§.  12.  tuterrogatoria  pro  babenda  informa- 
tione  status  Ecclesiae.  I.  An  testis  sciat,  in  qua  pro- 
vincin  sita  sh  ciyitas  N.,  cujus  situs,  qualitatis  et  magnitu- 
dinis  sit,  quot  compleatur  domibns,  et  a  quot  Christi  fidelibus 
inhabitetur,  cujus  dominio  in  temporalibus  subjaceat,  et  quae 
sit  causa  scientiae?  —  II.  An  sciat,  in  illa  civitate  esse  Ec- 
clesiam  Cathedralem  vel  Metropolitan  am,  sub  qua  invocatione, 
cujus   strueturae  et  qualitatis,  an  aliqua  reparatione  indigeat 
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et  quae  etc.  V  —  III.  Si  in  Ecclesia  Archiepiscopali,  an  sriat,^ 
Episcopos  Suffraganeos  habeat,  et  qui  sint ;  si  est  Episeopris,« 
sciat,  cid  Archieipscopo  sit  Suffraganea,  et  quae  etc.?  -If. 
Quot  et  quales  sint  in  dicta  Ecclesia  dignitates,  CanonkatiM 
alia  benencia  ecclesiastica;  quis  sit  numerus  omnium  PresW 
rorum  et  Clericorum  inibi  in  divinis  inservientium,  quae  sie? 
nitas  major  post  Pontificalem;  quales  sint  reditus  dignitca 
Canonicatuum,  et  aliorum  beneficiorum,  et  an  adsint  pnebafc 
Theologales  et  Poenitentiaria,  et  quae  etc  ?  —  V.  Ab  ii  i 
cura  animarum  exerceatur,  per  quem,  an  sit  in  ea  fons  aj 
tismalis ,  et  quae  etc. ?  —  vi.  An  habeat  Sacrarhxm  so 
cienter  instruetum  sacra  suppellectili  caeterisque  rebus  ad  & 
vinum  eultum  et  etiam  ad  Pontificalia  exercenda  neceaam 
chorum,  Organum,  campanile  cum  campanis,  et  coemeteda 
et  quae  etc.?  —  VII.  An  sint  in  ea  corpora  vel  aliqua?» 
signes  Reliquiae  Öanctorum,  quomodo  asserventur,  et  fai 
etc.  ?  —  VIII.  An  habeat  domum  pro  Archiepiscopi  veJ  tft 
copi  habitatione,  ubi,  et  qualem,  quantum  distet  ab  Ec» 
et  an  reparatione  indigeat,  et  quae  etc.  ?  —  IX.  An  sciat  tc» 
valorem  redituum  mensae  Archiepiscopalis,  ad  quam  &aam 
annuatim  ascendant,  in  quibus  consistant,  an  sint  aliqua  j* 
sione  onerati ,  ad  cujus  vel  quonim  favorem  dicta  pens»  * 
reservata,  et  quae  etc.  ?  —  i.  Quot  existant  in  illa  Ort* 
Ecclesiae  Parochiales  et  an  unaquaeque  habeat  fontem  hf 
tismalem :  quot  item'  in  illa  existant  Collegiatae,  quot  Koia> 
teria  virorum  et  mulierum,  quot  Confraternitates.  et  Ifaf* 
talia,  et  an  ibi  sit  Mons  Pietatis,  et  quae  etc.  ?  —  XI-  Q* 
tum  sit  ampla  Dioecesis,  quot  et  quae  loca  amplectatnr. * 
quae  etc.?  —  XII.  An  in  ea  erectum  sit  SeminariuiB, q^ 
in  eo  pueri  alantur,  et  quae  etc  ?  —  XIII.  An  ipsa  Bccfe» 
vacet,  quomodo,  a  quo  tempore  citra,  et  quae  etc.?  —  Ä 
statu  Ecclesiarum,  quae  sunt  in  partibus  inndelium,  quaclat 
fieri  poterit,  diügens  examen  instituatur,  neque  admittadt 
Tituli  in  Provinciali  non  descripti,  vel  qui  in  Scripta» 
Öacri  Collegii  reperiuntur. 

§.  13.  Interrogatoria  pro  habenda  inforis*- 
tione  Status  alieujus  Monasterii.  I.  In  quaProriaa 
et  Dioecesi  sit  Monasterium,  et  quae  etc.  ?  —  II.  Cujus  tf* 
nis,  et  quae  etc.?  —  III.  Quis  sit  numerus  Monachorum.  Ä 
quis  eos  tanquam  caput  regere  consueverit,  et  quae  ett.?  - 
IV.  Sub  qua  invocatione  sit  Ecclesia  ipsius  MonasterS,  csj» 
strueturae  et  qualitatis ,  an  indigeat  reparatione,  et  **■* 
etc.  ?  —  V.  Qui  sint  reditus  mensae  Abbatialis  vel  Prw» 
qui   reditus   mensae  Conventualis,   et  quae  etc.?  —  VI.  & 
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Monasterium   habeat  aliquam  Jurisdictionen!   teir 
spiritualem,  quam,  et  in  quoa,  et  quae  etc.?  — 
beat   curam   animarum,   per  quem  baec  exerceai 
etc.?  —  VIII.  An  vacet,   qnomodo,  et  quo  temp 
quae  etc.? 

§.  14.  Quid  agendum  perfecta  in< 
Com  totum  examen  seu  inquisitio  de  persona  pr 
infonnatio  de  statu  Ecclesiae  seu  Monasterii  per 
Notar  ins  eas,  una  cum  scriptum  et  documenti 
aathenticis  ac  Professione  Fidei  in  instrumenti 
rediget.  —  Si  processus  inquisitioniB  confectus 
Romanam  Curiam,  Praelatus,  qui  eum  confecer 
ficem  clausuni  et  ubsignatum  transmitted  si  Eccl 
naateria  non  sint  ad  nominationem  vel  praesen 
peratoris  vel  alicujus  Regia;  si  veru  de  hujusn 
tione  vel  praeeentatione,  tranamittet  processum  ac 
illius  Regni  vel  Provinciae  protectorem,  in  qua 
vel  Monasterium  providendum.  —  Ipse  autem  1 
per  lileras  separates,  aimul  tarnen  cum  proceSB 
vel  per  subBcriptionem  bujusmodi  processus  signifi 
fides  testibus  examinatis  eorumque  dictis  et  sc 
ductis  suo  judicio  habenda  sit,  simul  etiam  qui 
vendo  ipse  sentiat.  —  Processus  sie  formatus  et 
primum  a  Cardinale,  cui  illum  in  Consistorio  rcf'e 
menmbet,  deiude  a  tribus  Cardinalibus  Priorib 
subscribetur  et  postea  fiet  relatio  in  Consistori< 
nalis  relator  monere  debet  promovendum,  ei  pra 
ria  sit,  ut  juxta  Concilium  Lateranense  novissimi 
omnes  Cardinales  vel  majorem  partem  Collegii 
quam  Ecclesia  vel  Monasterium  proponatur,  ut 
ferente  Collega  sunt  audituri,  oculata  fide,  quau 
sonam  ipsius  promovendi  attinet,  cognoscere  poss 


Consecrationseid  der  preusaischen  und  hanni 
Bischöfe. 

Ego electus  ab  hac  hora  in  antea  fi 

diens  ero  B.  Petro  Sancteque  Apostolice  Romani 
Domino  Nostro  . . .  Pape  . . .  ejusque  successoril: 
intrantibus.  Non  ero  in  consilio  consensu  vel  fa 
perdant  seu  capiantur  mala  cap tione  vel  in  > 
manua  quomodouoet  ingerantur  aut  injurie  aliqu 

Friedbeig.  SUat  und  HiHtaofawnliltii.    Beil*gei>. 
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quovis  quaesito  colore.  Consilium  vero  quod  mihi  creditea 
sunt  per  se  aut  Nuntios  seu  literas  ad  eorum  damnnm  k 
sciente  nemini  pandam.  Papatum  Romanum  et  Regalk  Si 
Petri  adiutor  eis  ero  ad  retanendum  et  defendendun  cobö 
omnem  hominem.  Legatum  Aplice  Sedis  in  eundo  et  i*' 
deundo  honorifice  tractabo  ac  in  suis  necessitatibus  adjnnW 
Sacra  honores  privilegia  et  auctoritatem  scte  Rne  EccEei 
Domini  Nostri  Domini  Pape  et  Successorum  ptorumc«» 
vare  defendere  augere  et  promovere  curabo.  Non  ero  i 
coDsilio  tractatu  vel  facto  in  quibus  contra  ipsum  Domiaa 
nostrum  vel  eamdem  Romanam  ecclesiam  aliqua  sinisto« 
prejudicialia  Persone  juris  honoris  Status  et  potestatis  eom 
machinentur  et  si  taka  a  quibuscunque  procurari  noverc-^ 
tractari  impediam  hoc  pro  posse  et  quanto  citius  commA 
potero,  significabo  eidem  Domino  Nostro  aut  alten  per  p* 
ad  ipsius  notitiam  pervenire  possit.  Regulas  Sctorum  Ptt» 
Decreta  ordinationes  dispositiones  reservationes  provisioneß 
Mandata  Apostolica  totis  viribus  observabo  et  faciam  ab  ai 
observari.  Vocatus  ad  Synodum  veniam  nisi  prepeditw  fc© 
canonica  prepeditione.  ApostolorumLimina  singulis  quadrier 
personaliter  et  per  me  ipsum  visitabo  ac  Domino  Nosw* 
kuccessoribus  ptis  rationem  reddam  de  meo  pastorali  olfa 
ac  de  rebus  omnibus  ad  mee  ecclesie  statum  a  Cleri  et  p 
puli  disciplinam  ad  animarum  denique  que  mei  fideitm* 
sunt  salutem  quovis  modo  pertinentibus  et  vicissim  maßto 
Aplica  hum.  accipiam  et  quam  diligentissime  exequar.  (& 
si  legittimo  impeaimento  detentus  raero,  prefata  omni*  A 

Elebo  per  certum  Nuncium  ad  hoc  speciale  mandatom  ■* 
entern  de  gremio  Capituli  aut  alium  in  Ecclesiaatica  Digiti* 
constitutum  seu  alias  Personatum  habenteni  aut  his  man  * 
ticientibus  per  aliquem  Presbyterum  secularem  vel  Regal** 
spectate  probitatis  et  Religionis  de  supradictis  omnibas  pr 
instructum.  De  hoc  autem  impedimento  docebo  per  legte* 
probationes  ad  S.  Romane  Ecclesie  Cardinalem  Proponfl** 
in  Congregatione  sacri  Concilii  per  supradictum  TfinK* 
transmittendo.  Possessiones  vere  ad  mensam  mei  Epfewp* 
pertinentes  non  vendam  neque  donabo  neque  impig»11* 
neque  de  novo  infeudabo  aut  aliquo  modo  alienabo  eti^f? 
consensu  capituli  Ecclesie  mee  mconsulto  Romano  poo^ 
ac  constitutionem  super  prohibitione  investiturarum  Ä* 
rum  Jurisdictionalium  de  Anno  MDCXXV  editam  caflk 
Hec  omnia  et  singula  eo  inviolabilius  curabo,  quo  &** 
sum  etc.    Cf.  Protokoll  der  Vereidigung  (S.  236). 
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LXXXVI. 
Eid  der  preuss.  Bischöfe  vor  der  Bulle  De  salute  animarum. 

A. 

Ich  N.  K.  schwöre  einen  Eid  zu  Gott  dem  Allmächtigen 
und  Allwissenden  dass  ich  S.  K.  M.  v.  Pr.  Friedr.  Wilh.  III. 
meinem  gnädigsten  König  und  Herrn,  und  nach  S.  K.  Maj. 
Abgang  dessen  rechtmässigen  Leibes-  und  Lehnserben  und 
Nachfolgern  auf  dem  Thron  unterthänig,  treu  und  ergeben 
sein,  S.  K.  Maj.  Bestes  nach  Kräften  befördern  ,  Schaden 
und  Nachtheil  abwenden,  auch  meine  Untergebenen  dazu  an- 
halten und  nie  in  meinem  Leben  eine  Handlung  begehen  will, 
wodurch  der  höchsten  Person  S.  M.,  dem  Königl.  Hause,  dem 
Lande,  der  Armee  und  dem  Königl.  Dienste  irgend  ein 
Nachtheil  zugefugt  werden  könnte.  Desgleichen  schwöre  und 
gelobe  ich,  die  mir  anzuvertrauende  christliche  Gemeinde 
und  alle  meine  Beichtkinder  bei  gegebener  Veranlassung  zu 
gleicher  unverfälschter  Treue  und  Ergebenheit  gegen  S.  M. 
den  König  und  das  ganze  Königl.  Haus  aufzufordern  und 
zu  ermahnen,  selbst  mit  gutem  Beispiel  voranzugehen  und  über- 
haupt mich  so  zu  betragen,  wie  es  einem  rechtschaffenen 
Geistlichen  und  treuen  Unterthan  gebührt.   Alles  so  wahr  etc. 

B. 

Nachricht  über  die  Vereidigung  des  Erzbisohofs  von  Gnesen- 
Posen,  Grafen  Mieolslaus  von  Ledochowski  und  des  Erz- 
bischofs von  Cöln,   Dr.  Paulus   Melohers   im   Königlichen 

Palais  zu  Berlin  am  14.  April  1866. 

Heut  Nachmittags  2  Uhr  geruhten  Se.  Majestät  der  König 
von  den  neu  ernannten  beiden  Erzbischöfen  von  Gnesen-Posen 
und  von  Cöln,  Grafen  Ledochowski  und  Dr.  Melchers,  in 
AUerhöchstihrem  Palais  den  Huldigungseid  entgegen  zu  neh- 
men. Die  Erzbischöfe  wurden  zu  diesem  Behufe  durch 
Königliche  Equipagen  nach  dem  Palais  abgeholt,  dort  von 
dem  Ober-Ceremonienmeister  Grafen  Stillfried  de  Alcantara 
und  dem  Ober-Hofmarschall  Grafen  Pückler  empfangen  und 
mit  ihren  Begleitern  in  das  Malachitzimmer  geleitet,  woselbst 
der  Minister  der  geistlichen  Angelegenheiten  Dr.  von  Mühler 
und  der  Dirigent  fiir  die  katholischen  Kirchen-Angelegen- 
heiten in  seinem  Ministerium,  Geheime  Regierungsrath  Dr. 
Kraetzig  sich  eingefunden  hatten. 

15* 
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Nachdem  Se.  Majestät  der  König  von  der  Ankunft  der 
Erzbischöfe  durch  den  dienstthuenden  Flügel- Adjutanten  un- 
terrichtet worden  waren,  begaben  Allerhöchstdieselben  sichy 
begleitet  von  Sr.  Königlichen  Hoheit  dem  Kronprinzen,  in 
den  zum  Audienzzimmer  bestimmten  blauen  Saal,  woselbst 
sich  vorher  schon  der  Oberst-Kämmerer,  die  Minister  der 
Justiz  und  des  Innern,  der  General- Adjutant  und  die  Flügel- 
Adjutanten  vom  Dienst  und  der  Kabinetsrath  Sr.  Majestät 
versammelt  hatten.  Der  Minister  der  auswärtigen  Angelegen- 
heiten und  Präsident  des  Staatsministeriums  Graf  von  Bis- 
marck  war  durch  Krankheit  am  Erscheinen  behindert. 

Der  Minister  der  geistlichen  Angelegenheiten,  die  beiden 
Erzbischöfe,  der  obengenannte  Ministerialrath  und  die  beiden 
Begleiter  der  Erzbischöfe  traten  nunmehr  auf  Einladung  der 
empfangenden  Oberhofbeamten  in  den  blauen  Saal  ein.  Der 
Minister  stellte  die  Erzbischöfe  Sr.  Majestät  dem  Könige  vor 
und  richtete  an  Allerhöchstdieselben  nachstehende  Worte: 

Nachdem  durch  Gottes  gnädige  Fügung  die  beiden 
gleichzeitig  verwaisten  erzbischöflichen  Diöcesen  in  Ew.  Kö- 
niglichen Majestät  Staaten  wiederum  Hirten  und  Vorsteher 
erhalten  haben,  welche  zu  solchem  hohen  Amte  würdig  be- 
funden und  Ew.  Königlichen  Majestät  allergnädigsten  Ver- 
trauens theilhaftig  geworden  sind,  so  haben  Allerhöchst- 
dieselben,  als  ein  besonderes  Zeichen  landesväterlicher  Huld, 
die  persönliche  Entgegennahme  des  Ew.  Königlichen  Majestät 
und  Allerhöchstdero  rechtmässigen  Nachfolgern  in  der  Regie- 
rung zu  leistenden  Huldigungseides,  in  Gegenwart  Sr.  König- 
lichen Hoheit  des  Kronprinzen  und  im  Beisein  der  dazu  ver- 
ordneten Zeugen,  allergnädigst  zu  gewähren  geruht. 

Zu  diesem  Zwecke  sind  die  beiden  Herren  Erzbischöfe 
hier  vor  Ew.  Königlichen  Majestät  erschienen  und  harren 
Ew.  Königlichen  Majestät  Winkes,  um  die  treue  Erfüllung 
der  von  ihnen  gegen  Ew.  Königliche  Majestät  übernommenen 
Pflichten  nunmehr  eidlich  zu  geloben. 

Den  Act  der  Eidesleistung  selbst  leitete  hierauf  der  in 
der  erzbischöflichen  Würde  ältere  Erzbischof  von  Gnesen- 
Posen,  Graf  Ledochowski,  Namens  beider  Erzbischöfe  durch 
eine,  an  Se.  Majestät  den  König  gerichtete,  allerunterthä- 
nigste  Ansprache  ein,  welche  also  lautete: 

Unter  Zustimmung  Ew.  Königlichen  Majestät,  durch 
das  Vertrauen  des  heiligen  Vaters,  zur  geistlichen  Oberlei- 
tung der  beiden  Metropolen  des  Königreichs  berufen,  haben 
wir,  Erzbischöfe  von  Cöln  und  Gnesen  und  Posen,  die  sehr 
grosse  Ehre,  Ew.  Majestät  uns  heute  vorzustellen,  um  Aller- 
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höchstdenselben  den  Tribut  unsere*-  Ehrfurcht  zu  Füssen  zu 
legen  und  unsere  pflichtschuldige  Treue  zu  geloben.  Dieser 
feierliche  und  wichtige  Act,  wodurch  wir  uns  verpflichten, 
Ew.  Majestät  gegenüber  heilige  Verbindlichkeiten  zu  erfüllen, 
wird  verherrlicht  durch  die  Grossmuth,  womit  Allerhöchst- 
dieselben würdigen,  Selbst  aus  unserem  Munde  die  aufrich- 
tigen Gelöbnisse  entgegenzunehmen,  welche  wir  im  Begriffe 
stehen  Ew.  Majestät  zu  geben.  Dankend  für  diese  Gunst, 
worin  wir  einen  neuen  Beweis  der  wohlwollenden  Gesinnun- 

fen  zu  erkennen  uns  freuen,  welche  Ew.  Majestät  gegen  die 
Lirche  hegen,  deren  unwürdige  Diener  wir  sind,  wagen  wir 
am  FuBse  des  Thrones  die  inständige  Bitte  niederzulegen, 
dass  Ew.  Majestät  geruhen  wolle,  das  Allerhöchste  Wohl- 
wollen der  heiligen  katholischen  Kirche  und  den  religiösen 
Interessen  der  Ihrem  Königlichen  Scepter  unterworfenen 
Gläubigen  stets  zu  erhalten,  auf  dass  wir  immer  die  Vor- 
sehung preisen  können,  für  die  Wohlthaten,  welche  sie  durch 
den  mächtigen  Schutz  des  Königs  über  uns  zu  verbreiten 
würdigen  wird. 

Sodann  leisteten  die  beiden  Erzbischöfe  einer  nach  dem 
anderen  den  Huldigungseid  nach  der  ihnen  durch  den  Ge- 
heimen Regierungsrath  Dr.  Kraetzig  übergebenen  schrift- 
lichen Norm,  unter  Berührung  des  Evangeliums,  welches 
ihnen  von  den  sie  begleitenden  Geistlichen  gehalten  wurde, 
körperlich  wie  folgt  ab: 

Ich,  Graf  Miecislaus  Ledochowski,  erwählter  und  be- 
stätigter Erzbischof  von  Gnesen- Posen, 

Ich,  Paulus  Melchers,  ernannter  und  bestätigter  Erz- 
bischof von  Cöln,  schwöre  einen  Eid  zu  Gott  dem  Allmäch- 
tigen und  Allwissenden  und  auf  das  heilige  Evangelium, 
dass,  nachdem  ich  auf  den  erzbischöflichen  Stuhl  von  Gnesen- 
Posen  (Cöln)  erhoben  worden  bin,  ich  Sr.  Königlichen  Ma- 
jestät von  Preussen  Wilhelm  und  Allerhöchstdessen  recht- 
mässigem Nachfolger  in  der  Regierung,  als  meinem  Aller- 
fnädigsten  Könige  und  Landesherrn,  unterthänig,  treu,  ge- 
orsam  und  ergeben  sein,  Allerhöchstdero  Bestes  nach  meinem 
Vermögen  befördern,  Schaden  und  Nachtheil  aber  verhüten 
und  besonders  dahin  streben  will,  dass  in  den  Geraüthern  der 
meiner  erzbischöflichen  Leitung  anvertrauten  Geistlichen  und 
Gemeinden  die  Gesinnungen  der  Ehrfurcht  und  der  Treue 
gegen  den  König,  die  Liebe  zum  Vaterlande,  der  Gehorsam 

?egen    die  Gesetze,   und    alle  jene   Tugenden,    die   in   dem 
Ihristen   den  guten  Unterthan  bezeichnen,    mit  Sorgfalt  ge- 
pflegt werden;  und  dass  ich  nicht  dulden  will,  dass  von  der 
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mir  untergebenen  Geistlichkeit   in   entgegengesetztem   Sinne 
gelehrt  oder  gehandelt  werde. 

Insbesondere  gelobe  ich,  dass  ich  keine  Gemeinschaft 
oder  Verbindung,  sei  es  innerhalb  oder  ausserhalb  Landes, 
unterhalten  will,  welche  der  öffentlichen  Sicherheit  gefahrlich 
sein  könnten,  und  will  ich,  wenn  ich  erfahren  sollte,  dass  in 
meiner  Diöcese  oder  anderswo,  Anschläge  gemacht  werden, 
die  zum  Nachtheile  des  Staats  gereichen  könnten,  hiervon 
Sr.  Königlichen  Majestät  Anzeige  machen.  Ich  verspreche 
dieses  Alles  um  so  unverbrüchlicher  zu  halten,  als  ich  ge- 
wiss bin,  dass  ich  mich  durch  den  Eid,  welchen  ich  Seiner 
päpstlichen  Heiligkeit  und  der  Kirche  geleistet  habe,  zu 
Nichts  verpflichte,  was  dem  Eide  der  Treue  und  Unterthänig- 
keit  gegen  Se.  Königliche  Majestät  entgegen  sein  kann. 

Alles  dieses  schwöre  ich,  so  wahr  mir  Gott  helfe  und 
sein  heiliges  Evangelium;  Amen. 

Nach  der  Eidesleistung  gab  der  Erzbischof  von  Cöln 
Namens  beider  Erzbischöfe  den  Gefühlen  des  Dankes  gegen 
Se.  Majestät  den  König  Ausdruck,  indem  er  mit  Wärme 
folgende  Worte  an  Allernöchstdieselben  richtete: 

Ew.  Königlichen  Majestät  sprechen  wir  unterthänigsten 
Dank  aus  für  die  Allerhöchste  Gegenwart,  womit  Sie  den 
heiligen  Act  unserer  Eidesleistung  zu  beehren  geruht  haben. 
Wir  erkennen  darin  einen  neuen  Beweis  der  grossen  Hoch- 
achtung und  Wohlgewogenheit  Ew.  Majestät  gegen  die  heilige 
Kirche, .  deren  Diener  zu  sein  wir  die  Ehre  haben. 

Wir  sind  durch  diese  Eidesleistung  heut  eingetreten  in 
den  Unterthanenverband  des  Königreiches  und  haben  diesen 
Schritt  gethan  mit  dem  ernsten  Willen  und  Vorsatz,  in 
treuester  Erfüllung  der  Unterthanenpflichten  allen  unserer 
Obsorge  anvertrauten  Gläubigen  mit  einem  guten  Vorbilde 
voranzuleuchten  und  zugleich  unseren  amtlichen  Einfluss 
immer  dahin  zu  verwenden,  dass  dieselben  als  gute  Christen 
nicht  nur  in  Glauben  und  Gehorsam  Gott  treu  dienen,  son- 
dern auch  als  gute  Unterthanen  von  den  Gesinnungen  der 
Ehrfurcht,  Treue  und  Liebe  gegen  ihren  König  immer  mehr 
durchdrungen  werden  und  schuldigen  Gehorsam  den  Ge- 
setzen erweisen. 

Ueberzeugt,  dass  die  Verhältnisse  von  Staat  und  Kirche 
nur  dann  segensreich  und  gedeihlich  sich  entwickeln,  wenn 
die  beiderseitigen  Organe  in  Frieden  und  Eintracht  nach 
dem  gemeinschaftlichen  Ziele  zusammenwirken,  werden  wir 
stets  —  wir   geloben  es   gern  —   uns  angelegen  sein  lassen. 


r~ 
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soweit  es  in  unseren  Kräften  steht,  diesen  Frieden  und  diese 
Eintracht  aufrecht  zu  erhalten. 

Ew.  Königliche  Majestät  bitten  wir  um  den  Allerhöchsten 
Schutz  in  der  Ausübung  unseres  wahrlich  nicht  leichten 
Amtes  und  verbinden  damit  gern  die  Versicherung  dass  es 
uns  stets  eine  heilige  und  angenehme  Pflicht  sein  wird,  durch 
heisse  Gebete  den  Schutz  des  Allerhöchsten  und  die  reichsten 
Segnungen  des  Himmels  auf  das  theure  Haupt  Ew.  Majestät 
und  auf  das  Allerhöchstdero  Königlichem  Scepter  unterwor- 
fene Vaterland  herabzuflehen. 

Se.  Majestät  der  König  geruhten  hierauf  den  feierlichen 
Act  mit  folgenden,  an  die  beiden  Erzbischöfe  gerichteten 
huldvollen  Worten  zu  schliessen: 

Es  ist  mir  angenehm  gewesen,  Sie,  Hochwürdige  Herren, 
beim  Antritt  Ihres  erzbischöflichen  Amtes  persönlich  zu  em- 
pfangen und  das  feierliche  Gelöbniss,  welches  Sie  so  eben 
abgelegt  und  mit  Ihrem  Eide  bekräftigt  haben,  als  Unter- 
pfand Ihrer  Gesinnungen  gegen  Mich  und  Mein  Königliches 
Haus  von  Ihnen  entgegenzunehmen. 

Die  Verhältnisse  der  katholischen  Kirche  im  Bereiche 
Meines  ganzen  Landes  finden  sich  durch  geschichtliche  Ent- 
wickelung,  Recht  und  Verfassung  in  wohlgeordnetem  Zu- 
stande. Unter  dem  Schutze  gerechter  und  wohlwollender 
Gesetze  darf  sie  auf  ihrem  Gebiete  frei  und  ungehindert  ihre 
Thätigkeit  entfalten.  Es  gereicht  Mir  zur  Genugthuung,  dass 
diese  Thatsache,  wie  sie  in  dem  Munde  des  sichtbaren  Ober- 
hauptes Ihrer  Kirche  mehrfach  eine  gerechte  Würdigung  er- 
fahren hat,  so  auch  in  den  Herzen  Meiner  getreuen  Unter- 
thanen  dankbare  Anerkennung  findet.  Die  katholische  Kirche 
in  Meinen  Staaten  darf  der  Fortdauer  Meines  landesväter- 
lichen Schutzes  versichert  sein.  Insbesondere  mögen  auch 
Sie,  Hochwürdige  Herren,  auf  Meine  Unterstützung  in  der 
Erfüllung  Ihrer  Aufgabe  rechnen,  deren  Schwierigkeit  ich 
nicht  verkenne. 

Mit  um  so  grösserer  Zuversicht  hege  ich  aber  auch  zu 
Ihnen  die  Erwartung,  dass  Sie,  wie  Sie  soeben  durch  einen 
feierlichen  Eid  vor  Gott  gelobt  haben,  in  den  Ihrer  bischöf- 
lichen Obhut  anvertrauten  Diöcesanen  den  Geist  der  Ehr- 
furcht und  Treue  gegen  Mich  und  Mein  Königliches  Haus 
und  des  Gehorsams  gegen  die  von  Gott  geordnete  Obrigkeit, 
so  wie  die  Achtung  vor  den  Gesetzen  des  Staates  pflegen 
und  nähren  und  Frieden  und  Eintracht  unter  den  Staats- 
angehörigen nach  Kräften  fördern  werden. 


232  LXXXVII.     Anerkennungsurkunde  preuss.   Bischöfe. 

In  diesem  Vertrauen  heisse  ich  Sie  in  Meinem  Lad? 
willkommen,  welches,  wie  es  Ihnen  eine  heimathliche  Soor 
und  ein  reiches  Feld  der  Wirksamkeit  bietet  7  mit  gloc&r 
Zuversicht  auf  Ihre  Hingebung  für  seine  hohen  und 
Interessen  rechnet. 

Die  beiden  Erzbischöfe  vollzogen  nunmehr,  nachde: 
sie  von  Sr.  Majestät  huldvollst  entlassen  worden,  das  über 
den  Hergang  bei  der  Eidesleistung  aufgenommene  ProtoWi 
durch  ihre  Unterschrift. 

Der  Act;  bei  welchem  die  Erzbischöfe  in  der  Kkidrac 
der  Legati  nati  des  Papstes,  die  fungirenden  Beamten  m 
Solennitätszeugen  aber  in  Uniform  erschienen  waren,  hftfe 
in  seinem  ganzen  Arrangement  und  Verlaufe  etwas  ungeoKa 
Würdevolles  und  Feierliches.  Nach  Beendigung  der  Bdes- 
feierlichkeit  geruhte  Ihre  Majestät  die  Königin  die  £n- 
bischöfe  zu  empfangen. 

Um  5  Uhr  fand  bei  Ihren  Königlichen  Majestäten  eis 
Diner  statt,  zu  welchem  ausser  den  Herren  JBrzbischöfei 
auch  die  bei  dem  Act  der  Eidesleistung  in  Function  ge* 
wesenen  Würdenträger  und  Solennitätszeugen  geladen 
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Wir  Wilhelm 
von  Gottes  Gnaden  König  von  Preussen  etc. 
thun  kund  und  fügen  hiermit  zu  wissen,  dass,  nachdem  durel 
das  Ableben  des  Bischofs  Dr.  Geritz  der  bischöfliche  Steh' 
von  Ermeland  erledigt  worden,  nachdem  sodann  das  Captel 
der  Kathedralkirche  zu  Frauenburg  in  der  am  22.  Octote 
1867  gehaltenen  Versammlung  zur  canonischen  Wahl  erat» 
neuen  Bischofs  geschritten  ist  und  dazu  den  bisherige 
Ehrendomherrn  der  Kathedralkirche  zu  Trier  und  Dechsnts 
Philipp  Krementz  zu  Koblenz  erwählt  hat  mit  unterdd- 
nigster  Bitte ,  Wir  möchten  sofche  Wahl  zu  bestätigen  p- 
ruhen,  Wir  durch  Allerhöchst  Unseren  Wahlcommissarim 
den  Ministerialdirector  und  Wirklichen  Geheimen  Obff- 
regierungsrath  Dr.  Kraetzig,  dem  Domcapitel  bereits  gleki 
nach  der  vollzogenen  Wahl  Unsere  landesherrliche  ZosttB- 
mung  zu  derselben  haben  eröffnen  lassen,  und  nacbdsi 
hierauf  der  gewählte  Bischof  auch  die  päpstliche  Bestätigen? 
zur  Ausübung    seines    Amtes    erhalten   hat,    Wir  besagt» 


J 
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Ebrendomherrn  und  Dechantcn  Philipp  Krementz  als  Bischof 
von  Ermeland  hiermit  und  in  Kraft  dieses  anerkennen. 

Deingemass  wollen,  befehlen  und  verordnen  Wir,  dass 
derselbe  in  den  Besitz  der  mit  dem  Bisthum  Ermeland  ver- 
bundenen Temporalien,  wie  solche  in  dem  für  die  Verwaltung 
des  Bisthnms  ertheilten  Etat  ausfuhrlicher  ausgedrückt  und 
benannt  worden  sind,  gesetzt  werde  und  solche  zu  gemessen 
und  zu  benutzen  habe.  Wir  befehlen  demnach  Unseren  in 
dem  Umfange  des  Bisthums  Ermeland  in  Wirksamkeit  be- 
findlichen Ober  Präsidenten,  Präsidenten  und  Landescollegiie, 
wie  auch  Allen  und  Jeden  Unserer  Vasallen  und  Unter 
thanon,  wess  Namens,  Standes,  Würden  und  Wesens  sie 
sein  mögen,  hiermit  so  gnädig  als  ernstlich,  dass  sie  mehr- 
gedachten Philipp  Krementz  für  den  Bischof  von  Ermeland 
achten  und  halten,  auch  denselben  Alles  dasjenige,  was  an 
Ehren  uud  Würden,  Nutzung  und  anderen  Vortheilen  von 
dem  Bisthum  Ermeland  abhängig,  dazu  gehörig  oder  sonst 
erforderlich  sein  mag,  geruhig,  vollkommen  und  ohne  Je- 
mandes Einspruch  besitzen,  haben  und  gemessen  lassen,  bei 
Vermeidung  Unserer  Königlichen  Ungnade  und  schwerer 
unausbleiblicher  Ahndung,  jedoch  Alles  Uns  und  Unseren 
Königlichen  und  Oberlandesiurstlichen  Gerechtsamen  in  alle 
Wege  unbeschadet.  Dessen  zu  Urkund  haben  Wir  gegen- 
wärtige Anerkennungsurkunde  Höchst  eigenhändig  vollzogen 
und  mit  Unserem  Königlichen  Insiegel  besiegeln  Tassen. 

So  gegeben  in  Berlin,  am  1.  Mai  1868. 

(L.  S.)  gez.  Wilhelm. 

gez.    v.    Mühler. 

Urkunde 

Über    die    landesherrliche    Anerkennung 

des  seitherigen  Domherrn  und  Dechantcn 

Krementz  zu  Koblenz 

als  Bischof  von  Ermeland. 

Lxxxvm. 

Computum  expensarum    faotarum  in  expedlfciono  literarum 

apostolicarum   conflrmatlonis,    eleotionls    ac  provisionia  et 

praefectionis  eoclesiae  Hildesh. 

vacantis  per  obitum  bo.  rae.  God.  Ost  haus  taxat:  in  libris 
camerae  ad  Auren  356  —  pro  ill.  ac  Rev.  D.  Franc.  Ferd 
Fritz  presbyt  Hildesh.  ad  illam  a  rmo.  cap.  Hild.  electo  — 
pro    qua    expeditione    reportatum    fuit   a    SSmo    Dno    Nro 
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Gregorio  Papa  XVI  mandatum  jubens  dividi  1000  in» 
omnes  et  singulos  participantes  in  dicta  expeditione:  com  d» 
sula  quod  obediant  omnes.  Et  ita  solvit  ae  si  tax*  eset  li 
flor.  140. 


Pro   schedula  mandati   reductionis, 

et  registro 4    10 

Propina  SSmi 213  30 

R.  P.  D.  Auditore  SSmi,  substituto  et  aliis    .     .  40  S 

Cedula  consistoriale 2  05 

Decret  consistoriale  in  snmmitaria 10   55 

Gratia  reductionis  in  secretaria  consistoriali   .     .  5   90 

duobus  decretis  in  secretaria  consistoriali  ...  50  90 

emolumenta  familiae  regii  agentis 7   30 

memorialibus,  propositionis  impressione,  ac  distri- 

butione 5  £ 

Sacro  Collegio 139  67^ 

Clericis  Camerae 55  97S 

Capellanis  eorundem —   70 

scriptura  bullaruni  minuta  et  majuscnlis     ...  19  ä 

scriptoribus  apostolicis 1460 

abbreviatoribus  cum  visionibus 11    70 

Jannizerio  cum  regaliis 10  70 

Commune  Annatitarum 130   TIS 

capellanis  eorundem —    «0 

minutis  servitiis 9   30 

pronotariis  apost 10   7^ 

camerariis  et  parapbrenariis  SSmi 28    - 

eisdem  pro  strenis 7    8t* 

5ro  pallotto —    ftf 

udicatura  et  revisione  bullarum 21    60 

custode  cancellariae  correctore  et  ostiario.       .     .  9    70 

Participantibus  in  plumbo 67    30 

cordulis  sericis 2    80 

Registro  bullarum  et  extraordinariis       ....  11    50 

notariis  camerae  pro  relaxu  et  quietantia  ...  5   £ 

memorialibus  cum  facultatibus  et  brevibus  8    75 

transumpto  authentico  et  concordat 7    — 

expeditione 26    25 

agentia ö«    w 

confectione  divisionis 3   5*i 

Registro  divisionis  et  in  collectoria  generali  .     .  3    SO 

Sunt  in  totum  1000. 
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Protokoll  der  Vereidigung  des  Bischof»  Ostkaus  von 
Mildesheim  vom  26.  August  1820. 

Nachdem   der   heutige   Tag   zu    der  eidlichen  Verpf "  ' 
udb   dea  Herrn   Bischofs   zu  Hildesheim    Godehard   Ja 
Jethaus  anberaumt   worden  und  derselbe  zu  diesem  Zw 
mf   geschehene  Aufforderung   in  Begleitung  der,    von 
Domcapitel     deputirten     Domcapitularen     Hantelmann 
Spickerinann  auf  dem   Konigl.   Cabinets-Mi  nister  io   sich 
gefunden  hatte,    so    wurde    von    Sr.    Excellenz   dem    H 
Staats-  und  Cabinets-Minister  von  Bremer  dem  Herrn  Bis 
Bröffnet,   dass   nach   erfolgter  Allerhöchster   Bestätigung 
a.uf  ihn  gefallenen  Wahl  zum  Bischof  zu  Hildesheim  den 


gegenwärtig  zunächst  Sr.  Majestät  dem  Könige  den  Eid 
Treue  zu  leisten  haben  werde.    P 
Bischof  der  nachstehende  Eid : 


treue  zu  leisten  haben  werde.    Demzufolge  wurde  dem  H 


Ich  Godehard  Joseph  Osthaus,  Bischof  zu  Hildesh 
schwöre  einen  Eid  zu  Gott  dem  Allmächtigen  und 
wissenden  und  auf  das  heilige  Evangelium,  dass,  n 
dem  ich  zu  der  Würde  ein  Bischofs  zu  Hildesheim  b< 
dert  worden  bin,  ich  Sr.  Majestät,  Georg  dem  Viei 
Könige  dea  vereinigten  Reiches  Grossbrittannien  unc 
land,  auch  Könige  von  Hannover,  Herzogen  zu  Br 
schweig  und  Lüneburg  etc.,  Meinem  Alle rgnäd igst en 
nige  und  Landesherrn  und  Allerhöchst  dessen  rechtmäss 
Nachfolgern  in  der  Regierung  will  treu,  ergeben,  gehoi 
und   unterthänig  sein,    Sr.  Majestät   Bestes   und    die 

femeine  Wohlfahrt  in  dem  mir  angewiesenen  Wirku 
reise  nach  Kräften  befördern,  Schaden  und  Nach 
aber  verhüten,  meines  bischöflichen  Amtes  treu  und 
wissenhaft  warten,  eines  würdigen,  unsträflichen  War 
mich  befleissigen ,  insbesondere  aber  es  mir  eifrigst 
gelegen  sein  Fassen ,  dass  in  den  meiner  Leitung  ai: 
trauten  Geistlichen  und  Laien,  vorzüglich  auch  in 
christlichen  Jugend  christliche  Erkennt nise  und  w 
Frömmigkeit  zugleich  mit  der  Ehrfurcht  gegen  das  0 
haupt  des  Staats  und  mit  der  Liebe  zum  Vaterlande 
Wurzeln  achlagen  und  kräftig  aufblühen  möge.  Ich 
demnach  auch  nicht  dulden  oder  geschehen  lassen, 
von  den  Seelsorgern  und  andern  meiner  geistlichen 
sieht  Untergeordneten  im  entgegengesetzten  Sinne 
Geiste  gelehrt  oder  gehandelt  oder  sonst  durch  Wort 
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That  die  Treue  der  Unterthanen  und  deren  Anhänglich- 
keit an  ihren  König  und  an  ihr  Vaterland  irre  gemacht 
werde  ;  und  sollte  ich  in  Erfahrung  bringen,  dass  irgendwo, 
innerhalb  oder  ausserhalb  meines  Sprengeis,  etwas  unternom- 
men werden  sollte,  was  Se.  Majestät  den  König,  dessen  Würde 
und  Rechte,  sowie  auch  die  Sicherheit,  Ruhe  und  Wohl- 
fahrt des  Staates  mit  Gefahr  bedrohen  könnte,  so  will  ich 
davon  sofort  eine  getreue  Anzeige  machen.  Zugleich 
aber  erkläre  ich  hierdurch,  dass  ich  den  Eid,  welchen  ich 
Sr.  Päpstlichen  Heiligkeit,  als  dem  Oberhaupte  der  katho- 
lischen Kirche,  vor  Antritt  meines  Amtes  zu  leisten  habe, 
durchweg  und  insonderheit  die  Clausel  dieses  Eides,  welche 
lautet: 

Haec  omnia  et  singula  eo  inviolabilius  observabo,  quod 
certior  sum,  nihil  in  iis  contineri,  quod  juramento  nde- 
litatis  meae  erga  Serenissimum  Hannoverae  Regem,  Ejus- 
que  ad  thronum  successores  debitae  adversari  possit, 

in  keinem  andern  Sinne  verstehe  und  verstanden  haben 
will,  als  dass  ich  mich  durch  den  besagten  Consecrations- 
eid  zu  keiner  Handlung  oder  Unterlassung  irgend  einer 
Art  verpflichtet  achte,  die  entgegen  wäre  meiner  Unter- 
thanenpnicht  und  dem  Eide  der  Treue,  der  Ergebenheit 
und  der  Unterwürfigkeit,  den  ich  Sr.  Majestät,  Meinem 
Allergnädigsten  Könige  und  Landesherrn  geleistet  habe. 
Alles  dieses  schwöre,  gelobe  und  erkläre  ich,  so  wahr  mir 
Gott  helfe  und  sein  heiliges  Evangelium  — 

Wort  vor  Wort   vorgelesen  und  von  demselben  actu  corpo- 

rali  abgeleistet. 

Nachdem  solches  geschehen,  übergaben  Se.  Excellenz 
der  Herr  Staats-  und  Cabinets-Minister  von  Bremer  dem 
Herrn  Bischöfe 

1)  das  von  Sr.  Königlichen  Majestät  Allerhöchst  Selbst 
vollzogene  Bestätigungs-Patent, 

2)  die  Zeichnung  des  Wappens,  welches  derselbe  als 
Bischof  zu  Hildesheim  zu  fuhren  haben  werde,  mit  der  Be- 
merkung, dass  er  als  Administrator  des  Bisthums  Osnabrück, 
worüber  die  päpstliche  Bulle  noch  erwartet  werde,  das 
Wappen  des  letzteren  zu  führen  haben  und  solches  demnächst 
ihm  noch  werde  mitgetheilt  werden, 

3)  den  Schlüssel  der  bischöflichen  Wohnung. 
Auch  verbanden  Se.  Excellenz  damit 

4)  die  Aufforderung,  die  von  Rom  für  den  Herrn  Bischof 
eingegangenen  Bullen  und  übrigen  Ausfertigungen  der  römi- 
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sehen  Curie  in  Empfang  zu  nehmen,  fugten  jedoch  die  aus- 
drückliche Bevorwortung  hinzu, 

dass  zwar  von  Seiten  des  hiesigen  Eönigl.  Gouvernements 
>en  die  Anwendung  derselben  kein  Bedenken  obwalte, 
►ei  indessen  die  Landesherrlichen  Rechte  circa  sacra 
ausdrücklich  vorbehalten  und  alle  solche  Clausein  jener 
Bullen  und  Ausfertigungen,  welche  mit  diesen  Rechten 
oder  auch  mit  den  Bestimmungen  der  päpstlichen  unter 
,  dem  20.  Mai  1824  publicirten  Begrenzungs-Bulle  nicht 
vereinbar  sein  möchten,  damit  ausser  Kraft  gesetzt  und 
als  nicht  vorhanden  angesehen  würden. 

Schliesslich  erklärten  Se.  Excellenz  dem  Herrn  Bischöfe, 
dass    nunmehro    der    kirchlichen  Einführung   desselben  kein 
1     Hinderniss  weiter  im  Wege  stehe  und  fügten  Ihre  angelegent- 
lichsten Glückwünsche  für  die  gesegnete  Amtsführung  hinzu. 

I  XC. 

i  *< 

Nota  Bullarum,  Brevium,  Facultatum,  ac  Bescriptorum  ob- 
tentorum  in  Conflrmatione  Electionis,  ac  Provisione  Eccle- 
siae  Hildeshemien.  favore    nimi    ac   Bmi    Domini   Joseph! 

Jacobi  Wandt,  etc.  etc. 

1.  Bulla  sub  Plumbo  Provisionis. 

Absolutionis. 
Capitulo. 
Clero. 

5*  Populo  et  5*>  Vasallis. 
Munus  et  Forma. 

7.  Transumptum  Authenticum  dietarum  Bullarum. 

8.  Breve  facultativum  impertiendi  Benedictionem  Papalem. 

9.  Formula  impertiendi  dietam  Benedictionem. 

10.  Breve  iacultativum  impertiendi  Benedictionem  in  Articulo 
Mortis  cum  Indulgentia  Plenaria. 

11.  Formula  impertiendi  dietam  Benedictionem. 

12.  Breve   facultativum    designandi    Altaria    Privilegiata    in 
Parochialibus. 

13.  Brevelndul.  Plen.  pro  Communione  Generali  inCathedrali. 
1A       „      pro  prima  Missa  in  Pontificali. 
li  .       „        „        „      Visitatione  Dioecesis. 
1(  .       „         „     Missionariis. 
1'  .       „        „    prima  Synodo. 
II.  Facultates  Quinquennales  Formulae  Illae. 


2. 

n 

77 

99 

3. 

n 

77 

71 

4. 

n 

7) 

;; 

5. 
6. 

97 

» 

77 

» 

99 

99 

ÄV^^^J 
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19.  Facultas  dispensandi  etiam  cum  Nobilibus  et  Divitibus. 

20.  Facultates  Sacrae  Poenitentiariae. 

21.  Facultas  eligendi  Examinatores  pro  Synodalibus. 

22.  „      deputandi  Judices  Loco  Synodalium. 

23.  „      transferendi  Onera  Missarum. 

24.  „      absolvendi  pauperes   ac  reducendi   Onera   Mis- 

sarum. 

25.  Indultum  suscipiendi   Munus    Consecrationis  assistentibus 

tribus  Presbyteris. 

26.  Computum  Authenticum. 

b. 

Designatio  Breviuni,  ac  Facultatum  obtentarum  in  Conflr- 
matione  Electionis  Ulm!  ac  Rmi  Domini  Jaoobi  Joseph! 
Wandt  in  Episcopum  Hildesheimen.,  taniquam  Administra- 

torem  Dioecesis  Osnabrugen. 

1.  Breve  facultativum  administrandi  Dioecesim  Osnabrugen. 

2.  „  designandi  Altaria  Privilegiata  in  Parochialibus. 

3.  „  Indul.  Plen.  pro  Communione  generali  in  Cathedraii. 

4.  ;;  „  „       7,     prima  Missa  in  Pontificali. 

5.  „  „  „       ;,        „      Visitatione  Dioecesis. 

6.  „  „  „       „    Missionariis. 

7.  „  „  „       „    prima  Synodo. 

8.  „  Impertiendi    Benedictionem     in    Articulo   Mortis, 
cum  Indul.  Plen. 

9.  Formula  impertiendi  dictam  Benedictionem. 

10.  Breve  facultativum  dandi  Benedictionem  Papalem. 

11.  Formula  dandi  dictam  Benedictionem. 

12.  Facultas  eligendi  Examinatores  pro  Synodalibus. 

13.  ,7  deputandi  Judices  loco  Synodalium. 

14.  „  transferendi  Onera  Missarum. 

15.  ,;  absolvendi    pauperes,     ac    reducendi    Onera 
Missarum. 

16.  Facultates  sie  dietae  Quinquennales  Formule  IH»«- 

17.  Facultas  dispensandi  etiam  nobilibus  et  divitibus. 

18.  Facultates  Sacrae  Poenitentiariae. 

19.  Computum. 

NB.  Facultates  sub  Num<>.  16  et  17  impertitae  exis- 
tunt  sub  unica  concessione  utiEpiscopo  Hildeshemien.  et  uti 
Administratori  Dioecesis  Osnabrugen.  et  reperiuntur  in  con- 
cessionibus  factis  Ulmo  ac  Rmo  Dno  Episcopo  Hildeshemiensi 
sub  Numiß   17  et  18. 
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XCI. 
Baierisohes  Conoordat  vom  5.  Juni  1817. 

Art.  IX.  Sanctitas  Sua,  attenta  utilitate,  quae  ex  hac 
ionventione  manat  in  ea,  quae  ad  res  ecclesiae  et  religionis 
>ertinent,  Majestati  Regia  Maximiliani  Josephi  ejusque  suc- 
tessoribus  catholicis  per  litteras  apostolicas  statim  post  rati- 
icationem  praesentis  conventionis  expediendas  in  perpetuum 
xmcedet  indultum  nominandi  ad  vacantes  archiepiscopales 
»t  episcopales  ecclesias  regni  Bavarici  dignos  et  idoneos  ec- 
slesiasticos  viros  iis  dotibus  praeditos,  quas  sacri  canones 
requirunt.  Talibus  autem  viris  Sanctitas  Sua  canonicam 
iabit  institutionem  juxta  formas  consuetas.  Priusquam  vero 
3am  obtinuerint,  regimini  seu  administrationi  ecclesiarum  respec- 
ivarum,  ad  quas  designati  sunt,  nullo  modo  sese  immiscere 
poterunt.  Annatarum  vero  et  cancellariae  taxae  proportiona- 
[>iliter  ad  uniuscuiusque  mensae  annuos  reditus  de  novo 
statuentur. 

Art.  XV.  Archiepiscopi  et  episcopi  coram  Regia  Ma- 
jestate  juramentum  fidelitaüs  emittent  sequentibus  verbis  ex- 
pressum:  „Ego  juro  et  promitto  ad  sancta  Dei  evangelia  obe- 
aientiam  et  fidelitatem  Kegiae  Majestati;  item  promitto,  me 
Qullam  communicationem  habiturum,  nuÜique  consilio  inter- 
fiiturum,  nullamque  suspectam  unionem  neque  intra  neque 
extra  conservaturum,  quae  tranquillitati  publicae  noceat,  et  si 
tarn  in  dioecesi  mea  quam  alibi  noverim  aliquid  in  status  dam- 
num  tractari,  Majestati  Suae  manifestabo." 

XCII. 

Bulla  De  salute  ani-    Bulla  Impensa  Bo-  Bulla  Ad  Dominici 
marumv.  17.  August     manorum  Pontifi-       gregis  custodiam 
1821.                   cum  v.  26.  März        v.  11.  April  1827. 

1824. 

(XXII.)  Rem  deni-  XIII.  Quotiescun-        I.  Quotiescunque 

que  Germaniae  gra-  que  vero  aliqua  ex    sedes     archiepisco- 

tissimam,    simulque  supradictis  sedibus,    palis  vel  episcopalis 

praelaudato   Boras-  tarn     Hildesimensi,    vacaverit, 

siae  Regi  acceptissi-  quam  Osnabrugensi, 

mam,  Nos  esse  fac-  quae  ambae  perpe- 

turos,  indicantes,  si  tuis   futuris  tempo- 

electionum   iure   in  ribusimmediatesub- 

Transrhenanis     ec-  jectae  erunt  Aposto- 
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clesiis  retento  ac 
confirmato,  et  in 
Cisrhenanis  cessaio 
per  Aportolicaa  dis- 
positiones  anm  rail- 
lesimi  octingentesi- 
rai  primi,  nunc  in 
ipsis  Cisrhenanis 
Dioecesibus  praefati 
Regia  Temporali 
Dominio  subjectis, 
idem  ins  electionis 
redintegretur,quoad 
capitula  Ecclesia- 
rum  ad  Germaniam 
pertinentium  nempe 
Coloniensis,  Trevi- 
rensbjWratislavien- 
sis,  Paderbornensis 
etMonasterieiißis  de- 
cernimus  ac  ßtatui- 
muß,  quod  alia  qua- 
cunque  ratione  vel 
consuetudine ,  nee 
non  electionis  et 
pos tu lati  Ollis  discri- 
mine,  nobilitatißque 
natalium  necessitate 
ßublatiß;  capitulis 
praedictiß,  poßtquam 
ßupradicto  methodo 
conßtituta,  et  ordi- 
nata  erunt,  faculta- 
tem  tribuimuß,  ut  in 
ßinguliß  illarum  ße- 
dium  vacationibuß 
per  antißtitum  re- 
ßpectivorum  obitum 
extra  Romanam  cu- 
riam;  vel  per  earum 
ßedium  reßignatio- 
nem  et  abdicationem 
( excepto  tarnen  prae- 
senti  caßu  vacationiß 
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iicae  Sedi,   vaeave- 
rit,  illius  Cathedra- 
liß  Ecclesiae   Capi- 
tulum  intra  Mensem 
a     die      vacationis 
computandum     Re- 
gios   ministros  cer- 
tiores    fieri   curabit 
de   nominibuß  Can- 
didatorum  a  Clero 
totius  Regni  selecto- 
rum,  quorum  unus- 
quisque  trigesimum 
ßuae  aetatis  annum 
adminimum  comple- 
verit,  et  indigenatu 
praeditus  Bit,  studia 
m  Theologia  et  Iure 
Canonico  cum  laude 
abßolverit,      curam 
animaruni,  aut  mu- 
nuß    Profeßßoris    in 
ßeminariis     egregie 
exercuerit ,    aut   in 
adminißtrandia    ne- 
gotiiß  Eccleßiasticiß 
excelluerit,    optima 
fama  gaudeat,  sana 
doctrina  et  integris 
ßit  moribuß.     At  si 
forte  aliquis  ex  Can- 
didatiß  ipaiß  Guber 
nio  sit  minuß  gratus, 
Capitulum    e    cata- 
loeo  eum  expunget, 
reliquo   tarnen   ma- 
nente         sufficienti 
Candidatorum     nu- 
mero,  ex  quo  novus 
Epißcopuß  eligi  va- 
leat.      Tunc     vero 
Capitulum  ad  Cano- 
nicam  Electionem  in 
Episcopum  uniuß  ex 


ilfiu* 


intra  mennifr 


tandam 
ßpectm  tansa 
Principe^  rat» 
fieri  carahit  it  + 
minibm  eaufite» 
mm  ad  derma«* 


tium,   quos  djp«; 
et      idoneoft   nü 


hat* 


saerorom 


praesenpta 
verit  aa  aitkkj* 
copalem  vel  epifr 
paiem  «dani 
sanete  sapienterqis 
regendam. 


Si  forte  vero  a&p? 
ex  candidatis  ips* 
summo  temfts* 
prineipi  minofig* 
tuß  extiterit  cip- 
tulum  e  cafej«? 
eum  delebit,  rdw* 
tarnen  maneotes^ 
ficienti  Candida* 
nun  numero,  ex  j* 
novus  anö8ta«»P 
valeat;  tone  «n 
capitulum  ad  c^ 
nicam  efect*** 
in     archiepBC&p© 


J 


ColoniensiB,  ac  Tre- 
virensia  Ecclesia- 
rum)  infra  consue- 
tum  trimestris  spa- 
tium  dignitatea  ac 
canonici  capitula- 
riter  congregati  et 
servatis  canonici  s 
regulia  novos  antis- 
tites  ex  eccleaiasti- 
cia  quibuacunque 
viria  regni  Borussia 
incolis ,  dignis  ta- 
rnen et  iuxta  jcano- 
nicaa  a&nctiones  ido- 
neis ,  Serratia  ser- 
vandis  ad  formam 
sacrorum  canonum 
eligere  possint;  ad 
hui  u  am  od  i  autem 
electionis  ins  suf- 
fragii  babebunt  ca- 
nonici tarn  nume- 
rarii  quam  honora- 
rii,  ne  exclusis  qui- 
dem  iilis,  qui  ultra 
capitularium  nume- 
rum  in  hac  reordi- 
itatione  praefinitum, 
quoad  vixerint,  in 
ipaia  capitulia  con- 
aervabuntur. 

(XXIII.)  Nihil 
vero  in  Capitulia 
Epiacopalium  Eccle- 
aiarum  WarmienBis, 
et  Culmenaia ,  ncc 
non  Archiepiacopa- 
lium  Gneanensia  et 
Posnanienaia,  invi- 
cem  perpetuo  unita 
rura,  innovantea 
maudamus  dum 
tixat  ut  Gnesnenaes, 


XCII.     Ballen. 

Candidatie,  qui  au- 
pererunt,  iuxta  con- 
suetas  formaa  pro- 
cedet,  ac  docomen- 
tum  electionia  in 
forma  authentica 
intra  menaem  ad 
Sumroura  Pontifi- 
cem  perferri  cnrabit. 
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vel  epiacopum,  uni- 
ub  ex  candidnti« 
qui  Bup 

iuxta  conau 
nunicaa  fon 
cedet,  ac  d 
tum  electi< 
forma  au 
intra  mens 
SumiuumPc 
perferri  cui 
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et  Posnanienses  Ca- 
pitulares  ad  Archi- 
episcopi  electionem 
coniunctiin  debeant 
procedere.  Qu  od 
autem  spectat  va- 
cantem  Episcopalem 
Ecclesiam  Wratisla- 
viensem,  specialem 
potestatem  facimus, 
quinque  actu  in  illa 
existentibus  Digni- 
tatibus,  nempe  Prae- 
posito,  Decano,  Ar- 
chidiacono ,  JScho- 
lastico  et  Custode, 
octo  canonicis  resi- 
dentibus,  et  sex  Ca- 
nonicis Honorariis, 
qui  nunc  eius  Eccle- 
siae  Capitulares  ha- 
bentur  ut  ad  novi 
Episcopi  electionem 
Canonicam  modo, 
et  forma  praemissis, 
hoc  etiam  prima 
vice  procedere  pos- 
sint,  et  valeant. 

(XXIV.)  Quaeli-  XIV.  Confectio  II.  Conlectivor^ 
bet  vero  electionum  autem  Processus  in-  cessus  infonnafi1" 
huiusmodi  instru-  formativi  super  qua-  super  facultaifc 
menta  in  authentica  litatibus  Promoven-  promovendorum  * 
forma  exarata  ad  dorum  ad  regimen  archiepiscopaie^ 
sedem  ac  more  mit-  EpiscopaliumEccle-  vel  episcopaies  «■ 
tentur,  a  qua  si  elec-  siarum  Regni  Han-  clesias  a  Rom^ 
tio  canonice  per-  noveriani,  vel  Epis-  Pontifice  ad  forme 
acta  agnoscetur,  et  copo  alterius  Sedis  instruetionis  V* 
ex  processu  inqui-  non  vacantis,  vel  memoriae  Uifc 
sitionis  deinde  a  Ko-  Ecclesiastico  illius  P.  P.  oetavi  ic>*: 
mano  Pontifice  in  Regni  viro  in  Di-  editae  uni  epit~|** 
singulis  casibus  ali-  gnitate  constituto  a  nun  provinciae  ve. 
cui  ex  archiepisco-  Komano  Pontifice  ecclesiastico  re  **■ 
pis  vel  episcopis  committetur,  et  ad  tivae  dioecesis  ,jy 
intra  fines  regni  Bo-    formam    Instruction    in  dignitate  er  ?* 
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ru&aici  existentibua  nie  ab  Apostolica  tu  tu  corai: 
coiomittendo  et  ad  Sede  in  singulia  ca-  quoaccepto, 
iVirinam  instructio-  sibus  transmitten-  mus  f'oatife 
nia  iuaeu  S.  M.  Ur-  dae  exarabitur,  quo  pererit,  prt 
bani  VIII.  Praede-  accepto  Summua  dum  üb  dot 
cesBorisnostrieditae  Pontifex,  si  compe-  structum,  c 
«liligenter  exarando  rerit,  Promo vendum  cri  canoncs 
de  electi  idoneitate  instructum  üb  doti-  copo  requiru 
constiterit,  electio-  bus,  quaa  Sacri  Ca-  quauto  citii 
nes  hujusmodi  aNo-  nones  in  Episcopo  poterit,  iuxt 
bis  et  RomaniaPon-  requirunt,  cum,  quo  tas  canonic 
tificibuB  Succesao-  citius  fieri  poterit,  mae  per  apc 
ribus  noatris  iuxta  iuxta  statuta«  for-  literas  contu 
statutum  morem  per  mas  per  Apoatoli- 
apoatolicas  literas  caa  litteraa  confir- 
confirinabuntur.  niabit. 

XV.  Si  vero  aut  HL  Si  y 
Electio  minime  fue-  Electio  mini 
rit  Canonice  per  acta,  rit  canonicc 
aut  PromovenduB  aut  Pro  int 
praedictiß  dotibua  praedictia 
instructua  non  re-  inatructus  ni 
periatur,  ex  spe-  riatur,  ex 
ciali    gratia    indul-    gratia  Sumn 

femus,  quod  Cathe-  tifex  indulgi 
rale  Capitulum  ad  capitulum  at 
novam  Electionem  electionem  u 
ut  supra  Cauonica  canonica  i 
methodo  valeat  pro-  valeat  proce 
cedere. 

XVI.  NovuaEpis- 
copus  ab  alteri  Reg- 
ni  Episcopo  iam 
conaecrato ,  atque 
facultatera  expresse 
ad  id  ab  Apostolica 
sede  babente,  aasi- 
stentibus  duobua 
aliis  Episcopis  ad 
hoc  rogatis,  et  in 
eorum  defectum 
duobua  Praelatis 
Poetin  cali  um  usuin 
habentibus,  vel  bis 
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quoque  deficientibus 
duobus  Presbyteris 
e  Regni  Clero  in 
Ecclesiastica  Digni- 
tate  constitutis  con- 
secrabitur. 

xcm. 


Breve  Pii  VII.   Ad  Capitula 

regni  Boruasici  directum 

d.  16.  Julii  anni  1821. 

Pius  P.  P.  VII. 

Dilecti  Filii  salutem  et  Apo- 
stolicam  Benedictionem.  Quod 
de  Fidelium  isthic  degentium 
salute  vehementer  solliciti  tan- 
topere  exoptavimus,  omnique 
studio  curavimus,  id  demum 
feliciter  factum  gratulamur, 
eo  bene  juvante,  qui  Auetor 
est  pacis  et  Pater  totius  con- 
solationis.  Post  tot  enim 
discrimina  temporum  acer- 
bissimorum  episcopales  Sedes 
in  regno  isto,  quae  tot  nomi- 
nibus  commendabuntur,  in- 
staurare  ac  pro  dominici  gre- 
gis  commoditate  apte  potui- 
mus  ordinäre  re  apprime  cum 
serenissimo  Rege  vestro  con- 
ciüata,  qui  animo  quo  est 
magno  et  excelso  in  censu 
earundem  liberaliter  adtri- 
buendo,  studiis  Nostris  miri- 
fice  favit.  Universam  quidem 
rationem  rei  probe  cognoscetis 
ex  Apostolicis  litteris,  quas 
de  ea  sub  plumbo  hac  ipsa 
die  expediri  mandavimus  *,  Dec 
dubitamus,  quin  non  medio- 
crem consolationem  sitis  per- 


Breve  Leonis    xil.     Dflsotii 
filiis  Decano  et  Canonias 
Archiepiscopalis  Seefeste 

Friburgensis  d.  28.  Maji  mm 

1827. 

Leo  P.  P.  XII. 

Dilecti  Filii  Salutem  rt 
Apostolicam  Benedictiooeiu. 
Re  sacra  isthic  pro  locormu 
conditione  ordinata  Archiep» 
copum  superiori  in  Consisto 
rio  Vobis  praefeeimus  Vene 
rabilem  Fratrem  Benuundum 
Boll. 

Mandatum  vero  eideni  de- 
dimus,  ut  juxta  felicis  recor- 
dationis  Praedecessoris  Nostri 
constitutionem  „Provida  »- 
lersque"nec  non  juxta  ea  qo*1 
Nostris  Litteris  quarum  m- 
tium  „Ad  Dominici  Greg» 
Custodiam"  sancitafiiere^Ve?- 
trum  Collegium  constitueret 
Suo  ipsum  jam  perfunctsu 
officio  censentes,  scribimus  id 
Vos,  ut  excitatani  expeciaäo- 
nem  pro  delati  muneris  gn- 
vitate  sustinere,  caeterbqw 
integritate  vitae  ac  sednla 
sacrorum  procuratione  anteiit 
contendatis. 
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cepturi,  quod  et  plures  istius 
regni  Ecclesias  c  squalore,  in 
quo  jacuerunt,  revocatas,  et 
i  llustre  de  Antistitum  electione 
Privilegium  vobis  perstare 
animadvertetis ;  quod  certe 
cum  primis  et  vestra  et  Ger- 
maniae  vota  impensissime 
efflagitabant.  Hac  tarnen  occa- 
sione    speciatim    vus    alloqui 

5er  epistolam  voluimus,  ne- 
um  ut  gratulatione  communi 
Deo  benedicamuB,  sed  ut  in 
gravissimo  electionuni  negotio 
vestram  religionem,  prudeu- 
tiam,  iutegritatem  v  ehernen - 
tissime  excitemus.  Sint  vobis 
ob  oculos  (dicimuB  animi  sen- 
su quo  maxime  possumua 
sollicito)  sint  vobis  ob  oculos 
jugiter,  quae  Tridentina  sy- 
nodus  disertissime  praescrip- 
sit  piis  omnibus,  qui  ad  pro- 
motionem  praeficiendorum 
quacunque  ratio  ne  operam 
snam  praestant.  (Sess.  24. 
Cap.  1.  de  Ref.  et  Sess.  6 
Cap.  1.  de  Ref.)  De  omni- 
potentis  dei  gloria  res  est,  et 
oono  animarum,  de  aeterna 
salute  etiam  vestra.  Non 
alium  idcirco  finem  in  suffra- 
gatione  habere  tob  oportet, 
nisi  ut  religionis  utilitatibus 
et  gregis  incolumitati  consu- 
latis:  alienis  autem  vos  pecca- 
tis  communicare ,  affirmant 
Tridentini  Patres,  nisi  quos 
digniorcs  et  Eeclesiae  magis 
utiles,  non  quidem  precibus, 
vel  humano  affectu,  aut  am- 
bientium  suggestjonibus,  sed 
eorum  exigentibus  meritis 
judicaveriÜB,  praefici  diligen- 


Cum  autem  per  memo: 
Apostolicas  Litteras  Pri 
gium  antistitem  eligendi  i 
quibusdam  legibus  vobis 
tulerimus,  id  etiam  speci 
vos  admonitimi  volumue 
gravi  ssima  hac  in  ac 
gloriam  omnipotentis  Dei. 
Rgionis  utilitates,  incolui 
tem  gregis,  aeternam  sali 
vestram  revolvatis  animc 


Alienis  etiam  Vos  pec 
communicaretis,  dicimus 
Tridentini  s  Patribus,  nisi 
digniores  et  Ecclesiae  d 
utiles  judicaveritis,  non 
dem  precibus  vel  hui 
affectu  aut  ambientium 
gestionibus ,  sed  eorur 
exigentibus  meritis  pn 
diligenter  curetis. 


240 


XCIII.     Breven  Quod   de  fidelium    tu    Re   sacra. 


ter  curetis:  Vcstri  quippe 
studii  ac  suffragii  rationem 
reddetis  ipsi  Deo,  qui  requi- 
ret  de  manibus  vestris  san- 
guinem  ovium,  si  quae  ex 
malo  Pastorum  regimine  in- 
terierint.  Cum  vero  ad  reli- 
gionis  incrementa,  utiliorem- 
que  Episcopalis  muneris  pro- 
curationem  summopere  inter- 
sit,  mutuam  ßervari  utriusque 

Sotestatis  concordiam,  quan- 
oquidem  ex  Ivonis  Carno- 
tensis  testimoniis  cum  Regnum 
<*t  Sacerdotium  in  ter  se  con- 
veniunt,  bene  regitur  mundus, 
floret  et  fructificat  Ecclesia: 
vestrarum  partium  erit  eos 
adciscere,  quos;  praeter  qua- 
litates  caeteras  ecclesiastico 
jure  praefinitas,  prudentiae 
insuper  laude  commendari, 
nee  Serenissimo  Regi  minus 
gratos  esse  noveritis;  de  qui- 
bus  antequam  solemnem  elec- 
tionis  actum  ex  Canonum 
regulis  rite  celebretis,  ut  Vo- 
bis constet  curabitis. 

Quamquam  vero  Serenis- 
simi Regis  desideriis  annuen- 
tes  in  praedictis  Nostris  litte- 
ris  constituerimus ,  eligendos 
ad  Borussiae  Ecclesias,  ejus- 
dem  regni  incolas  esse  debere, 
non  ideirco  tarnen  eos  omnes, 
qui  extra  idem  regnum  mo- 
rantur,  nulla  exceptione  facta, 
esse  a  Vobis  intendimus  ex- 
cludendos.  Si  enim  in  pres- 
byterum  ex  Germaniae  na- 
tione,  praeeipua  laude  prae- 
clarum,  qui  extra  Borussiae 
ditionis  nnes  habitet,  vota 
Vestra  inclinent,   eum  assen 


Cum  porro  ex  Ivonis  CV 
notensis  monitn  florere  c>: 
ciatur  et  fruetificare  Eeeies.* 
quando  Regnum    et  Sa^K-.- 
tium  in  ter  se  conYeniunL  *- 
strarum    erit  partium  eos  a*- 
ciscere,    quos   ante  solenne- 
Electionis       actum     novtrö 
praeter  qualitates  caeteras  Er 
clesiastico  jure  praefinitas.  pn- 
dentiae    insuper    laude  ev£ 
mendari ,      nee      Serenk?^ 
Principi  minus  gratos  esse. 


F 


XCIV.     Constitution  Pias'  IX.  d.  Capitelsvii 


tiente  Rege,  in  Episcopum 
eligi  a  Vobis  posae,  libuntissinie 
declaramus  '}■ 

Haec  dilecti  Filii,  a  pia  et 
religioaa  circumapectione  ve- 
stra  fidenter  exquirimus,  om- 
nemque  idcirco  in  Vos  paato- 
ralis  ac  paternae  Noatrae  co- 
li or  talionis  vim  effundimus, 
Ut  eos  Nobia  confirmandos  ex- 
hibeatis,  de  quorum  electione 
omnipotenti  Deo  gratias  agere, 
tidem  Veatram  Tandare,  Ec- 
clesiis  ex  animo  gratulari, 
Nobis  denique  in  Domino 
gaudere  posaimus  Quae  ut 
prospere  et  e  aententia  auc- 
cedant,  divini  praesidii  pignus, 
Apostolicam  Benedictionem 
Vobis  impertimur  ex  corde. 

Datum  Romas  apud  sanctam 
Mariam  Maiorom  die  16.  Julii 
anni  1821.  Pontificatua  nostri 
Anno  XXII. 

Pius  P.  P.  VII 


Id  ob  oculos  habeatis  opus 
est,   quando  etiam  juxta  aan- 
citaa  in  iisdem  Nostris  Litte- 
ria  conditiones  jus   erit  vobis 
collegas  eligend'     rVmfidimuR 
sane   mandatis 
quae  et  populi  i 
vota  sunt,   appi 
obtemperaturos, 
in  Nos  fide  atqi 
certo  praeatolan 
terim,  Dilecti  p 
tionem  ex  an  im 


Datum  Roma' 
trum  die  XXVJ 
1827.  Pontifi 
Anno  IV. 

L 


XCIV. 
Sanctissimi  In  Christo  Patris  et  Domini  nostr 
di.vina    Providentia    Papae    IX.    Constitutio    s 
capltularibua  nee  non  eleotis  et  nominatia  ad 
pales  vaeantes. 

Piu9  Epiecopua  servua  servorum  Dei  ad  J 
memoriam.  Romanus  Pontifex,  pro  munnrc 
collato  regendi  ac  gubernandi  universam  Chri 
non  solum  SS.  Canonum  observantiam  urgere,  s 
nun  certum  et  authenticum  sensum  declarai 
quando  quidpiam  dubitationis  in  aliquo  oecurat 
interpretationibus   materia  praebeatur,  atque  ii 


*)  Dieser  Absatz  von  „QnamquB 
in  dem  Breve  für  Frauenburg,  wi< 
fehlt  Gnesen -Posen. 
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ticae    disciplinae   unitas  rumpatur,   cum  magno  Ecclesiastici 
regiminis  detrimento 

Sane  juxta  antiquam  Ecclesiae  disciplinani,  Sede  Epis- 
copali  vacante,  Dioecesis  administratio  ad  Capitulum  Cathe- 
dralis  Ecclesiae  devolvitur;  quod  olim  per  se  ipsum  Dioecesim. 
toto  tempore,  quod  Sedes  vacabat,  administrare  poterat,  vel 
uni,  aut  pluribus  Dioecesim  administrandam  committere,  li- 
bera  eidem  relicta  potestate  deputatos  eligendi,  eisque  dele- 
gatam  jurisdictionem,  sive  quoad  usum,  sive  quoad  tempus 
arctandi,  et  constringendi. 

At  vero  Concilii  Tridentini  Patres  animadvertentes  gra- 
vissima,  quae  passim  oriebantur  incommoda  ex  administra- 
tione  viduatae  Ecclesiae  coetui  personarum  diversi  fere  in- 
genii  concredita,  ad  ea  vitanda  sapienter  decreverunt:  ut 
Capitulum,  sede  vacante,  Offaialem  seu  Vicarium,  infra  oeto 
dies  post  mortem  Episcopi9  constituere ,  vel  existentem  confir- 
mare  omnino  teneatur,  gui  saltem  in  jure  canonico  sit  Doctor, 
vel  LicentiatuSy  vel  alias  guantum  fieri  poterit  idoneus.  Si  secus 
factum  fuerit  ad  Metropolitaiium  deputatio  hujusmodi  devohratur, 
et  si  Ecclesia  ipsa  Metropolitana  fuerit,  aut  exempta,  Capitu- 
lumque,  ut  praefertur ,  negliqens  fuerit,  tunc  antiguior  Episco- 
pus  ex  suffraganeis  in  Metropolitana,  et  propinguior  Episcopus 
in  exempfa,  Vicariurn  pos-nt  constituere  *). 

Hujusmodi  vero  decretum  varie  interpretati  sunt  privati 
canonicarum  rerum  scriptores.  Quidam  enim  censuerunt 
posse  Capitulum  in  constituendo  Vicario  aliquam  jurisdictionis 
partem  sibi  reservare;  alii  putaverunt  fas  esse  Capitulo  ad 
certum  tempus  Vicariurn  deputare;  nee  defuerunt  qui  arbi- 
trato sunt,  licere  Capitulo  Vicariurn  pro  arbitrio  removere, 
et  alium  substituere. 

Recensitae  Scriptorum  sententiae  a  nonnullis  Capitulis 
libenter  exceptae  sunt:  quo  factum  est,  ut  in  hac  re  tarn 
magni  momenti  disciplinae  uniformitas  deficeret,  et  Triden- 
tinum  decretum  optatum  finem  plene  non  attingeret.  Quam- 
vis  autem  SS.  Urbis  Congregationes  has  sententias,  (suis  re- 
sponsis  in  casibus  oecurrentibus,  pluries  reprobaverint,  ita  ut 
ex  earum  responsis  manifeste  appareat,  quae  fuerit  mens 
Patrum  Tridentinorum  in  edendo  decreto  superius  relato; 
attamen  cum  nondum  omnia  ubique  ad  eam  mentem  exigi 
videamus,  ad  submovendam  prorsus  quamlibet  dubitationis 
causam  vel  obtentum,  iisdem  responsis  et  declarationibus 
Apostolicae  auetoritatis  robur  adjiciendum   censemus.    Quo- 


')  Sess.  24,  Cap.   16  de  Reform. 
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circa  Motu  proprio,  ac  certa  scientia,  et  matura  deliberatione 
Nostris  deque  Apostolicae  Potestatis  plenitudine  declaramus 
et  decernimus :  totam  ordinariam  Episcopi  jurisdictionem, 
quae  vacua  Sede  Episcopali  ad  Capitulum  venerat,  ad  Vica- 
rium  ab  ipso  rite  constitutum  omnino  transire;  nee  ullam  hu  jus 
jurisdictionis  partem  posse  Capitulum  sibi  reservare,  neque 
posse  ad  certum  et  definitum  tempus  Vicarium  constituere 
inultoque  minus  removere,  sed  eum  in  officio  permanere  quo- 
usque  novus  Episcopus  Litteras  Apostolicas  de  collato  sibi 
Episcopatu  Capitulo,  juxta  Boniracii  VIII  Praedecessoris 
Nostri  Constitutionen!  *\  vel  Capitulo  deficiente,  ei  exhibuerit, 
qui,  ad  normam  SS.  Canonum,  vel  ex  special!  S.  Sedis  dis- 
positione,  vacantem  Dioecesim  administrat,  vel  ejusdem  Ad- 
ministratoren!, seu  Vicarium  deputat. 

Quamobrem  pro  nullis  habendae   sunt  limitationes ,    seu 

Sioad  jurisdictionem,  seu  quoad  tempus  adjeetae  a  Capitulo 
ectioni  Vicarii  Capitularis,  qui  ideirco,  iis  non  obstantibus, 
officium  semel  sibi  rite  collatum,  toto  tempore,  quo  Sedes 
Episcopalis  vacua  fuerit,  totamque  ordinariam  jurisdictionem 
Episcopalem  libere  et  valide  exercere  perget,  donec  novus 
Episcopus  Apostolicas  canonicae  suae  institutionis  Literas, 
ut  diximus,  exhibeat. 

Hac  autem  occasione  declaramus  etiam,  et  decernimus  ea, 
quae  a  Gregorio  X  Decessore  Nostro  in  Concilio  Lugdunensi 
2°  de  electis  a  Capitulis,  constituta  sunt2)  comprehendere 
etiam  nominatos,  et  praesentatos  a  Supremis  pubficarum  re- 
rum  Moderatoribus ,  sive  Imperatores  sint,  sive  Reges,  sive 
Duces,  vel  Praesides,  et  quomodocumque  nuneupantur,  qui 
ex  S.  Sedis  concessione,  seu  privilegio  jure  gaudent  nomi- 
nandi,  et  praesentandi  ad  Seaes  Episcopales  in  suis  respec- 
tivis  ditionibus  vacantes,  abolentes  ideirco,  cassantes,  et  pe- 
nitus  annullantes  usum,  seu  potius  abusum  sub  quo  vis  titulo, 
vel  praetenso  et  asserto  privilegio,  quaesito  colore,  et  qua- 
cumque  causa,  licet  speciali  et  expressa  mentione  digna,  in 
quibusdam  Regnis  seu  regionibus  praesertim  longinquis  in- 
vectum,  quo  Capitulum  Ecclesiae  Cathedralis  vacantis  obse- 
quens  invitationi  seu  mandato,  licet  verbis  deprecatoriis  con- 
ceptO;  supremae  civilis  potestatis  concedere,  et  transferre 
praesumit,  ac  de  facto  concedit  et  transfert  in  nominatum  et 
praesentatum  ad  eandem  Ecclesiam  illius  curam,  regimen  et 
administrationem ,  eamque  nominatus  et  praesentatus  sub  no- 


*)  Extravag.  Injunctae  de  Electione  inter  corinn. 
*)  Cap.  Avaritlae  de  Electione  in  6°. 


^    i 
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mine  Provisoris ,  Vicarii  Generalis,  aliove  nomine  gereai 
suseipit  ante  exhibitionem  Litterarum  Apostolicarum.  ati  s 
perius  dictum  est,  de  more  faciendam,  remoto  proinde  Vicar 
Capitulari,  qui  ex  juris  dispositione  toto  tempore  vacatk« 
Ecclesiae  eam  administrare ,  ac  regere  debet.  CoDfinwn» 
autem  alia  etiam  Decessorum  Nostrorum  ,  et  praesertim  s 
nie :  Pii  VII  Decreta  et  dispositiones,  declaramus  et  decc 
nimus,  ut  si  interea  Vicarius  Capitularis  decesserit,  aut  sfK3 
sua  muneri  renuntiaverit ,  aut  ex  alia  causa  officium  ipsa 
legitime  vaeaverit,  tunc  Capitulum,  vel  Capitulo  defiri&S 
qui  potestatem  habet  deputandi  vacantis  Ecclesiae  Adminkn 
torem,  seu  Vicarium,  novum  quidem  Vicarium,  Tel  Adiris 
stratorem  eligat,  nunquam  vero  electum  in  Episcopani  &  li 
pitulis,  aut  a  laica  potestate  nominatura  seu  praesentatnn  * 
dietam  Ecclesiam  vacantem,  cujus  electioneni  ac  deputationes 
si  eam  Capitulum,  vel  alius,  uti  supra,  peragere  praesraj- 
serit  cassamus,  annullamus,  et  omnino  irritam  decJanmoi 

Confidimus  autem  Dignitates,  et  Canonicos  Cathedra!» 
Ecclesiarum  vacantium,  ac  illos  qui,  deficientibus  Cmväk 
Vicarios  deputant,  aut  vacantes  Ecclesias  legitime  adnis* 
s  tränt*  plene  exequuturos  quae  hisce  Nostris  Litteris  deck 
rata  et  decreta  sunt;  ubi  vero.  quod  Deus  avertat,  ea  exe^ 
detreetaverint ,  ac  concedere  et  transferre  in  nomiuatum  tfj 
praesentatum  ad  eandem  Ecclesiam  ejus  curam,  regime»  3 
administrationem  sub  quovis  titulo,  nomine,  quaesito  ctJfl* 
ausi  fuerint,  praeter  nullitatem  jam  decretam  praedietae  c* 
cessionis  et  translationis ,  praeiatos  Canonicos  ac  Digni^ 
exeommunicationis  majoris,  nee  non  privationis  fruennun* 
clesiasticorum  beneficiorum  quorumeumque,  aliorumque  tt&i 
tuum  Ecclesiasticorum  per  eos  respective  obtentorum. 
liter  eo  ipso  ineurrendis  poenis  innodaiuus,  et  hinodat>£  ?• 
decernimus,  et  declaramus;  ipsarumque  poenarum  abwiut 
nem  seu  relaxationein  Nobis  et  Romano  Pontitici  pro 
pore  existenti  dumtaxat  specialiter  reservamus. 

In  easdem  poenas  pariter  reservatas  ipso  facto  incarrs 
nominati,  et  praesentati  ad  vacantes  Ecclesias,  qui  earnm  : 
ram,  regimen,  et  administrationem  suseipere  audent  ex  * 
cessione,  et  translatione  a  Dignitatibus  et  Canonicis  alfe? 
de  quibus  supra,  in  eos  peraetam,  nee  non  ii,  qui  in  Ir 
missis  paruerint,  vel  auxilium,  consilium,  aut  favorei  f 
stiterint,  cujusque  status,  conditionis,  praeminentiae,  (  ¥* 
tatis  fuerint.  * 

Praeterea  nominatos,   et  praesentatos  jure,  qaod    >  n 
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nomi nationem  et  praeaentationem  forte  quaesitum  t'uerit,  de- 
cernimus  eo  ipso  privates. 

Si  vero  aiiqui  ex  praedictia  Episcopali  cbaractere  aint 
insigniti  in  poenain  suspensionis  ab  exercitio  Pontificalium, 
et  interdicti  ab  ingreaau  Ecclesiae  ipso  facto,  abaque  ulla  de- 
claratione  incidunt,  S.  Sedi  pariter  reservatam. 

Liauper  quaecumque  a  sie  nominatis  et  praese 
administrationem  vacantium  ecclesiarum  intruais  fiai 
dentur,  decernantur  et  ordinentur  cum  omnibua  et 
inde  quovia  modo  acquutia,  et  quomodocumque  ae 
oninino  nulla,  invalida,  inania,  irrita,  et  a  non  ha 
potestatem  damnabiliter  attentata,  et  de  facto  pra 
nulüueque  valoria,  momenti,  et  emeaciae  esae,  et 
fore  tenore  praesentium  declaramus  et  decerniraue, 
daran arnua  et  reprobamus. 

Haec  volumus,  statuimus,  ac  mandamua,  decerm 
Noatras  Litteras,  et  omnia  in  eia  contenta  nullo  unqu 
pore  a  nemine  cujuaque  conditionis,  et  dignitatia  et 
perialis,  et  Regiae,  sab  quovia  titulo,  quaeaito  colore, 
tenao  et  asserto  privilegio,  quod  si  forte  sit,  caaaa 
annullamus,  infringi,  impugnari,  vel  in  controversii 
cari  poaae,  aed  aemper  firraaa  et  efficacea  exiatcre 
auosque  plenarios.  et  integroa  effectua  aemper  sortiri 
nere  debere.  Non  obatantibus  Apostolicis  general 
specialibus  Conatitutionibus  et  Ordinationibus,  ac  I» 
Cancellariae  Apostolic.ie  regub'e,  praesertim  de  jure 
non  toüendo,  caeterisque  etiam  speciali  mentione  dif 
trariis  quibuäcumque. 

Volumus  autem,  ut  facta  harum  Litterar  um  pub 
per  affixionem  transumptorum  ad  valvas  Baailicaru) 
omnea  ubique  Fidelea,  ad  quoa  apeetat,  qui  quomod 
noverint  eaa,  prout  dictum  est,  Romae  fuisee  promul) 
earum  exequutionem  perinde  obstringantur,  ac  ai  pei 
aingulia  notificatae  fuiaaent. 

Volumus  pariter,  ut  earundem  praeaentium  Li 
transnmptis,  seu  exemplia  etiam  impressis  manu  tarn 
jus  Notarii  publiet  subscriptis,  et  sigillo  personae  i 
aiaatica  diguitate  conatitutac  munitia,  caaem  prors 
ubique  loeorum  habeatur,  quae  haberetur  ipsis  prat 
si  forent  exhibitae,  vel  oatensae. 

Nulli  ergo  omnino  hominum  b'eeat  pagjnam  hanc 
rura  declarationis ,  decisionis,  annnllationia ,  irritatio 
tuti,  praeeepti,  mandati,  et  voiuntatis  infringere,  vel 
temerario  contraire.    Si  quis  vero  hoc  attentare  praea 
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indignationein  Omnipotentis  Dei,  et  Beatorum  Petri  et  Pa 
Apostolorum  ejus  se  noverit  incursurum. 

Datum  Romae  apud  Sanctum  Petrum  Anno  IncanoüÄi 
Dominicae  Millesimo  Octingentesimo  Septuagesimo  Ten* 
quinto  Ealendas  Septembris,  Pontificatus  Nostri  Anno  Yjf 
simo  octavo. 

F.  Card.  Asqmnk 
C.  Gori  Subdatarius 

Visa 
De  Curia  J.  De  Aquila  e  Vicecomitibus 
Loeo  f  Plumbi.  L  Cugnonb 

Reg.  in  Secretaria  Brevium. 

Anno  a  Nativüate  Domini  MiUesimo  Octingentesimo  •*?■ 
tuagesimo  tertio  Die  vero  V.  Mensis  Od* »bris  Indictione  L  ht 
tificatus  autem  Sanctissimi  in  Christo  Patris  et  D.  N.  IK  R 
Divina  Providentia  Papae  IX.  Anno  XXVIII  $upr&i*& 
littt-rae  Apostolicae  affixae  et  publicatae  fverunt  ad  Feto 
Basilirarum  mnjorum  Urbis  per  me  Vmcentium  Ba*k 
ApostoUcum  Cursoren*. 

Philippus  Ossani  Magister  Cursorum 


XCV. 
Ordnung  der  Bischofswahl  bei  den  Altkatholiken. 

§.  60. 

Jeder  Wähler  erhält  eine  von  dem  mit  der  Wahl  bci^ 
tragten  Mitgliede  der  Synodal-Repräsentanz  •  §.  6)  untenan 
nete  Wahllegitimation  und  ein  gedrucktes  Verzeichnisse 
wählbaren  Priester. 

§•  61. 

Vor  dem  Wahlacte  wird  eine  Messe  de  spiritu  sot 
gehalten.  Unmittelbar  nach  derselben  haben,  wenn  die  W* 
in  der  Kirche  stattfindet ,  alle  nicht  zur  Theilnahme  in  W 
Wahl  Berechtigten  die  Kirche  zu  verlassen.  Findet  <üeV» 
in  einem  andern  Locale  statt,  so  wird  der  Eintritt  in  <&■* 
nur  gegen  Vorzeigung  der  Wahllegitimation  gestattet 

§.  62. 

Der  Vorsitzende  ernennt  einen  der  Wähler  znm  ^ 
tokollfuhrer  und  schlägt  drei  Wähler  zu  Scrutatores  i* 
Erhebt   sich   gegen    diesen   Vorschlag  ein  Widersprach  * 


J 
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werden  die  drei  Scrutatoren  von  der  Versammlung  mit 
tivcr  Stimmenmehrheit  erwählt. 

Die  Scrutatoren  haben  zu  geloben :  „Ich,  K.  N.,  g* 
feierlich,  die  einzusammelnden  Stimmen  wahrheitsgetrei 
kannt  zu  geben." 

§63. 
Darauf  leisten  alle  Wähler   folgendes   Gelöbniss: 
N.  N.,  gelobe  feierlich,   demjenigen  meine  Stimme  zu  gl 
welchen  ich  nach  bestem  Wissen  für  den  Tauglichsten  m 


Der  jüngste  der  drei  Scrutatoren  sammelt  die  Sti 
zettel  ein,  welche  die  Wähler  in  die  ihnen  vorgehaltene  l 
zu  legen  haben. 

§■  65. 
Mach  der  Einsammlung  aller  Stimmzettel  werden 
selben  von  dem  ältesten  Scrutator  zuerst  gezählt,  dann 
zeln  laut  verlesen  und  den  beiden  anderen  Scrutat 
Obergeben.  Der  Protokollführer  hat  die  Namen  zu  verz 
nen.  Nachdem  alle  Stimmzettel  verlesen  sind,  werden 
selben  versiegelt. 

§.  I56. 
Zur  Gültigkeit  der  Wahl  ist  die  absolute  Majorität 
abgegebenen    Stimmen    erforderlich.      Wird    diese  im  ei 
Wahlgange  nicht  erzielt,   so   ist  der  Wahlact  so  lange 
zusetzen,  bis  die  absolute  Majorität  erreicht  ist. 


Ist   der  Gewählte   anwesend,   so    fordert   ihn   der 
sitzende  auf,  sich  über  die  Annahme  der  Wahl  zu  erkl 
Nimmt   er   die  Wahl   nicht  an,   so  ist  eine  neue  Wahl 
zunehmen. 


Ist  der  Gewählte  nicht  anwesend,  so  wird  er  durcl 
Synodal- Repräsentanz  sofort  mündlich  oder  schriftlicl 
Kenntnis»  gesetzt,  mit  dem  Ersuchen,  sich  innerhalb 
per emtoris eben  Frist  von  vier  Wochen  über  die  Annahm 
erklären.  Lehnt  er  die  Wahl  ab,  so  ist  eine  neue  V 
Versammlung  auszuschreiben. 


I 


>■' 
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■ 

§.  69. 

Wenn  der  Gewählte  bei  der  Wahlversammlung  «4 
die  Annahme  der  Wahl  erklärt  hat,  so  wird  in  der  Er« 
in  welcher  die  Missa  de  spiritu  sancto  stattgefunden  hit  4 
Resultat  durch  einen  von  der  Wahlversammlung  zntsi 
nirenden  Priester  von  der  Kanzel  verkündigt  und  du  I 
deum  angestimmt. 

§.  70. 

Das  über  den  Wahlact  aufgenommene  Protokoll  ia  n 
allen  Wählern  zu  unterschreiben. 

XCVI. 
Anerkennungsurkunde  für  den  Bischof  Beinkens. 

Wir  Wilhelm  von  Gottes  Gnaden,  König  von 
etc.  thun  kund  und  fugen  hiermit  zu  wissen,  dassflffj 
ordentlichen  Professor  in  der  katholisch- theologischen  Faß 
der  Universität  zu  Breslau,  Dr.  Joseph  Hubertus  M 
auf  Grund  der  am  4.  Juni  d.  J.  in  Cöln  stattgeüuK 
Bischofswahl  und  der  ihm  am  11.  August  d.  J.  in  Boß 
durch  den  Bischof  von  Deventer  ertheilten  Consecrtües 
katholischen  Bischof  hiermit  und  in  Kraft  Dieses  anerfc«^ 
Demgemäss  befehlen  Wir  Unseren  Ober-Präsidenten,  P* 
denten  und  Landes-Collegiis,  wie  auch  Allen  und  Jedes^ 
serer  Vasallen  und  Unterthanen,  wess  Namens,  Üf 
Würden  und  Wesens  sie  sein  mögen ,  hiermit  so  gnw? 
ernstlich ,  dass  sie  gedachten  Joseph  Hubert  Keü1^ 
katholischen  Bischof  anerkennen  una  achten,  auch  den» 
Alles  dasjenige,  was  an  Ehren  und  Würden,  Nutzung 
anderen  Vortneilen  von  seinem  Amte  abhängig,  dazuge 
oder  sonst  erforderlich  sein  mag,  geruhig,  vollkommen  uw 
Jemandes  Einspruch  besitzen,  haben  und  gemessen  r 
bei  Vermeidung  Unserer  Königlichen  Ungnade  und  sdi 
unausbleiblicher  Ahndung,  jedoch  Alles  Uns  und  Ur 
Königlichen  und  Oberlandesfurstlichen  Gerechtsamen18 
Wege  unbeschadet.  Dessen  zu  Urkund  haben  Vn* 
wärtige  Anerkennungs-Urkunde  Höchsteigenhändig  T{ 
und  mit  Unserem  Königlichen  Insiegel  besiegeln  u8& 

So  gegeben  Berlin,  den  19.  September  1873. 

Wilhelm, 
gegengez.  F  L 


r 
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XCVII 
Eid  des  Bischof  Beinkens. 

a.  Preussen: 

Ich  Joseph  Hubert  Reinkens  schwöre  einen  Eid  zu 
Gott  dem  Allmächtigen  und  Allwissenden  und  auf  das  hei- 
lige Evangelium,  dass,  nachdem  ich  zu  der  Würde  eines 
katholischen  Bischofs  erhoben  worden  bin,  ich  Seiner  König- 
lichen Majestät  von  Preussen,  Wilhelm,  und  Allerhöchstdessen 
rechtmässigem  Nachfolger  in  der  Regierung,  als  meinem 
allergnädigsten  Könige  und  Landesherrn,  unterthänig,  treu, 
gehorsam  und  ergeben  sein,  Allerhöchstdero  Bestes  nach  mei- 
nem Vermögen  befördern,  Schaden  und  Nachtheil  aber  ver- 
hüten, die  Gesetze  des  Landes  gewissenhaft  beobachten,  und  be- 
sonders dahin  streben  will,  dass  in  den  Gemüthern  der  meiner 
bischöflichen  Leitung  anvertrauten  Geistlichen  und  Gemein- 
den die  Gesinnungen  der  Ehrfurcht  und  Treue  gegen  den 
König,  die  Liebe  zum  Vaterlande,  der  Gehorsam  gegen  die 
Gesetze  und  alle  jene  Tugenden,  die  in  dem  Christen  den  guten 
Unterthanen  bezeichnen,  mit  Sorgfalt  gepflegt  werden,  und 
dass  ich  nicht  dulden  will,  dass  von  der  mir  untergebenen 
Geistlichkeit  im  entgegengesetzten  Sinn  gelehrt  und  gehan- 
delt werde.  Insbesondere  gelobe  ich,  dass  ich  keine  Gemein- 
schaft oder  Verbindung,  sei  es  innerhalb  oder  ausserhalb  des 
Landes  unterhalten  will,  welche  der  öffentlichen  Sicherheit 
gefahrlich  sein  könnten,  und  will  ich,  wenn  ich  erfahren 
sollte,  dass  irgendwo  Anschläge  gemacht  werden,  die  zum 
Nachtheil  des  Staates  gereichen  könnten,  hiervon  Seiner 
Königlichen  Majestät  Anzeige  machen.  [Ich  verspreche,  dieses 
Alles  um  so  unverbrüchlicher  zu  halten,  als  ich  gewiss  bin, 
dass  mich  mein  bischöfliches  Amt  zu  Nichts  verpflichtet,  was 
dem  Eide  der  Treue  und  der  Unterthänigkeit  gegen  Seine 
Königliche  Majestät,  so  wie  dem  des  Gehorsams  gegen  die 
Gesetze  des  Landes  entgegen  sein  kann.]  Alles  dieses  schwöre 
ich,  so  wahr  mir  Gott  helfe  und  sein  heiliges  Evangelium. 
Amen ! 

b.  Baden: 

Ich  schwöre  und  verspreche  bei  dem  heiligen  Evan- 
;elium  Gottes,  dass  ich  das  Amt  eines  katholischen  Bischofs 
um  Besten  der  meiner  Leitung  im  Grossherzogthum  anver- 
rauten  Geistlichen  und  Gemeinden  verwalten  und  die  Ge- 
etze  des  Staates  gewissenhaft  und  treu  beobachten  will. 
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Femer  verspreche  ich  kein  Einverständniss  zu  maus 
halten,  an  keiner  Beratschlagung  Theil  zu  nehmen  eä 
weder  im  In-  noch  im  Ausland  Verbindungen  einzugehei 
welche  die  öffentliche  Ruhe  gefährden;  vielmehr  wenn  kt 
von  irgend  einem  Anschlag  zum  Nachtneil  des  Staats  Kmä 
erhalten  sollte,  solche  Seiner  Königlichen  Hoheit  dem  Gros* 
herzog  zu  eröffnen.    So  wahr  mir  Gott  helfe. 


XCVIII. 
Breve  Piua'  IX.  vom  24.  October  1849. 

Pius  P.  P.  IX. 
Venerabilis  Frater  Salutem  et  Apostolicani  BenedictioKb 
Cum  Nobis  nihil  potius,  nihil  optabilius  quam  omaita 
in  Christo  carisshnis  filüs  Nostris,  ubique  gentium,  ubtip* 
terrarum  morantibus  amantissime  consulere,  ac  spiritoab 
eorum  utilitates,  quantum  in  Nobis  est,  majori  aeque,  ac  ■*- 
liori,  quo  fieri  potest,  modo  studiosissime  procurare,  sanza 
quidem  consolatione  affecti  fuimus,  ubi  primum  SereuissJ* 
m  Potentissimi  Borussiae  Regia  Illustris  nomine  officia  Srfä 
innotuere,  quae  eo  speetant,  ut  catholici  capellani  in  Bagp 
ejusdem  prineipis  copiis  augeantur,  ac  simul  supremus  Ecc^ 
siasticus  statuatur  Moderator,  qui  capellanis  ipsis  dekgia 
sibi  ab  Apostolica  Sede  auetoritate  invigilet,  atque  praesidc*. 
Itaque  etsi  tarn  utilem,  tamque  salutarera  rem  stabili  rata* 
statim  constituere  rainime  potuimus,  veluti  in  Nostris  tc* 
fuisset,  tarnen  pro  Apostolica  et  paterna  Nostra  de  spiritaib 
animarum  bono  solücitudine,  nihil  certe  antiquius  haoiiiiJta 
quam  ut  tanti  momenti  negotio  nulla  interjeeta  mora  abp 
modo  consuleremus.  Et  quoniam  haud  ignoramus,  Veuen- 
bilis  Frater,  quae  tua  sit  religio,  pietas,  quique  sacerdoofc 
tuus  seeundum  scientiam  zelus,  et  cathoßcae  religions  s* 
dium,  atque  aliae  tui  animi  ingeniique  dotes,  iccirco  ej&r 
modi  gravissimum,  ac  religiosissimum  munus  Tibi  inte« 
quam  libentissime  committendum  censuimus.  Quamobn* 
hisce  Litteris ,  donec  aliter  a  Nobis  et  Apostolica  sede  sö- 
tuatur,  Tibi,  Venerabilis  Frater,  rerum  catholicarum  cwriz 
committimus  in  eunetis  ejusdem  Serenissimi  et  Potentes* 
Borussiae  Regis  Illustris  copiis  terra  marique  in  quorr  Ix* 
degentibus,  ac  propterea  Te  Nostrum  et  Apostolicae  eji  fcs. 
sedis  Delegatum  eligimus,  constituimus ,  et  deputamus  ^ 
eis  facultatibus,  quas  in  Nostris  hisce  Litteris  commemo«  »s*. 
et    quas  aliis  quoque  uni;    vel   pluribus  idoneis  ecclesi   tfca 
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viris  subdelegare  poteris  ea  ex  parte,  in  qua  pro  loco  et  tem- 
pore expedire  in  Domino  judicaveris.  Tibi  igitur  auctoritate 
Nostra  Apostolica  potestatem  facimus  eligendi  pro  Borussicis 
eopiis  catholicos  Capellanos  cum  facultate  administrandi 
sanctissima  Sacramenta  (exceptis  scilicet  Confirmationis  et 
Ordinis  Sacramentis)  et  peragendi  parochialia  munia  pro  illa 
earundem  copiarum  parte,  quae  unicuique  ex  dictis  Capellanis 
fuerit  concredita.  rraeterea  potestatem  Tibi  tribuimus  depu- 
tandi  in  eorundem  Capellanorum  auxilium  alios  Catholicos 
sacerdotes,  quibus  minores  facultates  conferre  poteris  veluti 
opportunius  existimaveris.  Insuper  auctoritatem  Tibi  defe- 
rimus,  qua  utriusque  generis  (Japellanis  advigilare,  eosque 
suspendere,  atque  ad  sacrorum  Canonum  normam  corrigere, 
et  ab  officio  etiam  amovere  possis,  quod  quidem  officium  ita 
semper  existimari  debet,  ut  illud  ad  nutum  revocari  queat. 
Denique  Tibi  concedimus,  ut  ad  spiritualem  eorundem  exer- 
citium,  et  Capellanorum  utilitatem  licite  et  libere  uti  possis 
facultatibus,  absolvendi  et  dispensandi  aliisque  oinnibus  fa- 
cultatibus  quae  continentur  in  formula  tertia  typis  edita, 
quae  per  nostram  Congregationem  Fidei  propagandae  prae- 
positam  expediri  solet.  Quo  circa  eas  ipsas  facultates,  quae 
Tibi  in  praedicta  formula  pro  Wratislaviensi  tua  Dioecesi 
conceduntur,  adhibere  poteris  ad  spirituale  eorumdem  exer- 
cituum  et  Capellanorum  bonum  in  quovis  loco  ipsi  fuerint. 
Haec  interim,  Venerabilis  Frater,  statuenda  ac  tribuenda  exis- 
tiinavimus,  dum  a  Te  expectamus,  ut  pro  prudenti  Tuo  con- 
silio  ea  omnia  Nobis  significare  velis;  quae  Tibi  magis  oppor- 
tuna  esse  videantur  ut  tanti  momenti  negotium  utiliore  ac 
meliore  ratione  in  posterum  perfici  possit.  Ac  pro  certo 
habentes  Te  hoc  etiam   munere  summa   cura  et  studio  esse 

Serfuncturum,  et  Nostris  desideriis,  ac  postulationibus  per- 
iligenter  reBponsurum,  hanc  occasionem  perlibenter  amplecti- 
raur,  ut  praecipuam  Nostram  erga  Te  benevolentiam  denuo 
testemur  et  connrmemus.  Cujus  quoque  pignus  adjungimus 
Apostolicam  Benedictionem,  quam  ex  intimo  corde  profectam, 
Tibi  ipsi,  Venerabilis  Frater,  omnibusque  Clericis,  Laicis- 
que  Fidelibus  tuae  Vigilantiae  concrcditis  peramanter  im- 
pertimur. 

Datum  Neapoli  in  Suburbano  Porti  ci,   die  24.  C)ctobris 
Anno  1849. 

Pontificatus  Nostri  Anno  Quarto. 
sign.  Pius,  P.  P.  IX. 
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XCIX. 
Ernennung  des  katholischen  Feldpropstes  Mencka. 
Berlin,   den  4.  März  1852.     £w.    Hoch  würden  beu** 


richtige  ich  hierdurch,  dass  Seine  Majestät  der  König  i£ 
meinen  und  des  Herrn  Kriegsministers  Antrag  durch  Afe- 
höchste  Cabinets-Ordre  vom  19.  v.  M.  Ihre  prwsürai 
Anstellung  als  katholischer  Feldpropst  zu  genehmigen  gass 
haben. 

Indem  ich,  soviel  Ihre  amtliche  Stellung  in  dieser  Epfr 
schaft  betrifft,  für  jetzt  auf  meine  Eröffhnngvoin  22.  NoTCsi* 
v.  J.  Bezug  nehme,  veranlasse  ich  Ew.  Hoch  würden,  SÄ 
zum  Antritte  derselben  bereit  zu  halten,  und  Sich  thim&ets 
so  einzurichten,  dass  Sie  spätestens  mit  dem  Beginn  fe 
künftigen  Monats  hier  eintreffen  können.  Wegen  anitf- 
weiter  Besetzung  Ihres  jetzigen  Amtes  wird  das  Erfcnkf- 
liehe  meinerseits  veranlasst  werden. 

Der  Herr  Cardinal-Fürstbischof  von  Breslau  ist  ** 
der  erfolgten  Allerhöchsten  Ordre  in  Kenntniss  gesetzt  is- 
haben  Sie  Sich  wegen  der  Ertheilung  der  erforderKchefi  a- 
nonischen  Facultäten  an  denselben  seiner  Zeit  zu  wente 

Einer  Benachrichtigung  über  die  Zeit,  wann  Sie  xe 
Uebernahme  Ihrer  Functionen  im  Stande  sein  werden,  «* 
ich  demnächst  entgegen. 

Der  Minister  der  geistlichen  etc.  Angelegenhates. 

gez.  v.  Raumer. 

An  den  Königlichen  Regierungs-  und  Schulrath  Herr 
Mencke,  Hochwürden  zu  Münster. 


C. 
Kirchliche  Bestallung  für  den  kath.  Feldpropst  Pendnn* 

Die  11.  Februarii  1859.     Ex  audientia  SSami. 

Quum  Presbyter  Fridericus  Felix  Mencke  a  defes 
Cardinali  Diepenbrock  Epo  Wratislavien.  tamquam  saMek- 
gatus  Aplicus  jam  praepositus  catholicis  Serenissimi  Boro®* 
Kegis  Copiis,  et  opportunis  facultatibus  munitus  ex  restnp* 
hujuB  S.  öongregaüonis  Negotiis  Ecclicis  extraordinariöpJ^ 
positae,  die  10.  Februarii  an.  1853  edito,  hujusmodi  msaßt 
amplius  perfungi  minime  possit,  propterea  quod  Praq.  *■ 
Cathedraüs  Ecclesiae  Monasteriensis  fuerit  renuntiata  :  & 
circo  Sanetissimus  Dominus  Noster  Pius  div.  provid.  P.  ]  D 
referente    me    infrascripto    ejusdem    S.    Congnis    Ser   h* 
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spirituali  earumdem  Copiarum  bono  consulere  existima- 
vit.  Quamobrem  donec  aliter  statutum  fuerit  ab  Aplica 
Sede  praedictum  munus  SSus  Dns  Noster  hoc  decreto  Pres- 
bytero  Leopoldo  Pelldramm,  Praeposito  Ecclesiae  S.  Hed- 
wigis  Beroliiii  et  Canonico  honorario  Wratislaviensis  templi 
committit  eodem  plane  modo  et  forma  et  cum  omnibus  iisdeta 
facultatibus ,  quiDus  enunciato  Presbyter©  Friderico  Felici 
Mencke  fuerat  demandatum.  Super  quibus  eadem  Sanctitas 
Sua  hoc  edi  mandavit  decretum  et  in  acta  superius  memo- 
ratae  Congnis  referri.  Contrariis  quibuscunque  minime  ob- 
futuris.  Datum  Romae  e  Secretaria  ejusdem  S.  Congnis  die 
mense  et  anno  praedictis. 

L.  S.  Joseph  Barardi,  Secretarius. 


CI. 

Promemoria  des  Card.  Antonelli  über  die  Errichtung  einer 

katholischen  Feldpropstei. 

Eingang. 

I.  Der  HeiEge  Vater  geht  mit  Vergnügen  auf  den  Vor- 
schlag ein,  in  dauernder  Weise  die  Würde  eines  Feldpropstes 
(cappellano  maggiore)  zu  errichten,  mit  eigener  Jurisdiction 
und  eximirt  von  der  Autorität  der  Ordinarien. 

Diese  Errichtung  erfolgt  durch  ein  päpstliches  Breve. 

II.  Der  Heilige  Vater  ist  bereit,  dem  Feldpropst  ein 
Bisthum  in  partibus  zu  ertheilen,  wünscht  aber  die  Dotation 
zu  kennen,  welche  von  der  Regierung  Seiner  Majestät  für 
denselben  festgesetzt  werden  wird,  damit  der  Feldpropst  in 
würdiger  Weise  sein  Amt  und  seine  Stellung  als  Bischof 
vertreten  könne.  Auch  nimmt  er  als  selbstverständlich  an, 
dass,  in  Uebereinstimmung  mit  dem  früher  von  der  König- 
lichen Regierung  gemachten  Vorschlage,  der  Feldpropst  sei- 
nen festen  Sitz  in  Berlin  haben  werde. 

HI.  Was  die  dem  Feldpropst  untergeordneten  Geist- 
lichen (Cappellani  minori)  betrifft,  so  wünscht  der  Heilige 
Vater,  dass  sie  nicht  nur  in  Allem,  was  sich  auf  die  kirch- 
liche Disciplin  bezieht,  vom  Feldpropst  abhängig  sind,  son- 
dern dass  der  Letztere  auch  volle  Freiheit  habe  hinsichtlich 
der  Ernennung  und  Entlassung  derselben,  sobald  es  gerechte 
und  gewichtige  canonische  Gründe  verlangen.  Uebrigens  ist 
der  Heilige  Vater  damit  einverstanden,  dass  der  Feldpropst 
vor  Ernennung  der  Cappellani  minori  und  bevor  er  ihnen  die 
geistliche  Jurisdiction  ertheilt,   sich  mit  der  Königlichen  Re- 
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gierung  über  die  Wahl  derjenigen  Personen  in  Enverneian 
setzt,  die  er  zu  solchem  Amt  bestimmt  hat,  so  d&ss  in  da 
Falle,  wo  sich  hinsichtlich  des  Einen  oder  des  Anden  Se- 
tens  der  Königlichen  Regierang  ein  wesentliches  Beda&n 
erheben  sollte,  der  Feldpropst  von  dessen  Ernennung At 
stand  nehme. 

Der  Heilige  Vater  bezweifelt  nicht,  dass  ein  ansaufe 
Gehalt  und  ein  geeigneter  Rang  den  Cappelkni  minori  it 
gewiesen,  und  dass  denselben  eine  Rückzugs-Pension  gewärt 
werde. 

IV.  Der  Heilige  Vater  wird  nicht  unterlassen,  da 
Preussischen  Bischöfen  seinen  Wunsch  zu  erkennen  zu  g&t 
dass  dieselben  dem  Feldpropst  die  geeigneten  GeistlM» 
zur  Verfugung  stellen,  deren  er  für  die  Seelsorge  der  An» 
bedarf. 

V.  Bei  Ernennung  des  Feldpropstes  wird  der  fleifc 
Vater  sein  Augenmerk  nur  auf  solche  Geistliche  lenke. 
wel  he  in  Betreff  ihrer  Frömmigkeit,  Einsicht  und  Kam* 
nisse  verdienen,  von  Seiner  Majestät  in  Betracht  gezogen  fl 
werden.  Der  herkömmliche  canonische  Process,  welcher  h 
Ertheilung  der  bischöflichen  Würde  an  den  Feldpropst  v* 
zunehmen  ist,  wird  einem  der  Bischöfe  des  KönigwA 
übertragen  werden. 

Der  Heilige  Vater  wünscht  endlich  in  demselben  Mm» 
wie  Seine  Majestät,  dass  eine  den  religiösen  Bedürfe«* 
der  in  der  Preuss.  Armee  dienenden  Katholiken  entsprechet 
wirksame  Seelsorge  eingerichtet  werde,  und  erachtetes» 
her  für  nothwendig,  dass  bei  der  Feststellung  der  neuen  fr 
abhängigen  Jurisdiction  für  das  Heer  von  dem  Feldpost 
ein  neues  Reglement  entworfen  werde,  welches  volktiw* 
dem  katholischen  Militär  die  Ausübung  ihrer  religio« 
Pflichten  sichere. 
S  c  h  1  u  s  s. 

Dieses  sind  die  hauptsächlichsten  Bemerkungen,  w*^ 
der  Cardinal-Staatssecretär,  gegenüber  den  verscniede* 
Punkten, in  der  von  S.  E.  projectirten  Note,  zu  machend 
nöthig  gehalten  hat  etc. 

cn. 

Entwurf  einer  Note  des  Cardinais  Antonelli  die  Errichte 

der  Feldpropstei  betreffend. 

Der  unterzeichnete  Cardinal-Staatssecretär  hat  && 
Zeit  nicht  verfehlt    zur  Kenntniss   des   Heiligen  Vat*"*«* 


J 
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Wunsch  zu  bringen,  welchen  Ew.  Excellenz  ihm  wiederholt 
in  Namen  Sr.  Majestät  des  Königs  von  Preussen  aus- 
gesprochen hat:  mit  dem  Heiligen  Stuhl  zusammenzuwirken 
su  dauernder  und  definitiver  Organisation  eines  geistlichen 
Vicariates,  um  besser  für  die  religiösen  Bedürfnisse  der 
grossen  Anzahl  Unterthanen,  die  im  Preussischen  Land- 
Lind  Seeheer  dienen,  Sorge  zu  tragen. 

Der  Heilige  Vater  hat  diesen  Wunsch  mit  der  lebhaf- 
testen Befriedigung  aufgenommen  und,  in  dem  dringenden 
Verlangen  das  geistige  Wohl  der  katholischen  Soldaten  im 
Königreich  Preussen  auf  die  bestmögliche  Weise  zu  fördern, 
sowie  ihrem  erhabenen  Monarchen  eine  Gefälligkeit  zu  er- 
weisen, hat  er  den  Unterzeichneten  beauftragt,  mit  Ew.  Ex- 
cellenz sich  über  die  Mittel  zu  verständigen,  welche  als  die 
geeignetsten  und  am  besten  zum  Ziele  fuhrenden  angesehen 
tv  erden  könnten. 

Gegenwärtig  gereicht  es  dem  unterzeichneten  Cardinal 
zum  Vergnügen,  in  der  gegenwärtigen  Note  die  Artikel 
niederzulegen,  welche  das  Ergebniss  der  erwähnten  Confe- 
renzen  waren,  und  welche  die  Grundlagen  des  päpstlichen 
Breve  bilden  werden,  das  zu  dauernder  Anordnung  der  be- 
treffenden Institution  erlassen  werden  wird. 

1.  Es  wird  ein  Ober-Caplan  (Cappellano  maggiore)  er- 
nannt werden,  welcher,  mit  einer  vom  Heiligen  Stuhl  dele- 
girten  und  von  der  der  Bischöfe  verschiedenen  und  unab- 
hängigen Autorität,  die  volle  Freiheit  der  Seelsorge  (cura 
spirituale)  der  preussischen  katholischen  Soldaten  in  Land- 
und  Seeheer  ausüben  wird. 

2.  In  Betreff  der  Ernennung  der  Person,  welche  das 
Amt  eines  Ober-Caplans  bekleiden  soll,  wird  folgender  Modus 
beobachtet  werden:  Tritt  die  Vacanz  eines  solchen  Postens 
ein,  so  wird  die  Königliche  Regierung  durch  Vermittelung 
ihres  Gesandten  in  Rom  dem  Heiligen  Stuhl  diejenige  Per- 
sönlichkeit mündlich  namhaft  machen,  dessen  Wahl  zu  dieser 
Stelle  sie  wünschen  würde.  Wenn  in  der  bezeichneten  Per- 
sönlichkeit alle  von  den  heiligen  Canones  erforderten  Eigen- 
schaften erkannt  werden,  so  wird  der  genannte  Vertreter 
davon  in  geeigneter  Weise  benachrichtigt  werden,  welcher 
alsdann  dem  Cardinal-Staatssecretär  mittelst  officieller  Note 
anzeigen  wird,  dass  Se.  Majestät  die  genannte  Person  für 
den  betreffenden  Posten  empfiehlt1).     Man  ist  dabei  darüber 


')    Mit    Bleistift   ad    marginem   vermerkt:      Dieser   Kundgebung    ent- 
sprechend wird  Se.  Heiligkeit  zu  der  Ernennung  der  Person  schreiten. 
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einverstanden,  dass  das  Erforderniss  der  Ueberönstumnuis 
in  dem  Päpstlichen  Breve  in  folgenden  Ausdrücken  erwähai 
werden  wird:  „designatio  personae  pro  munere  Vicari 
Castrensis  fiet  collatis  inter  Sanctitatem  Suam  et  Serenissi- 
mura  Borussiae  Regem  consiliis". 

3.  Der  Heilige  Vater  ist  geneigt,  dem  Ober-Caplan  die 
Würde  eines  Bischofs  durch  Verleihung  eines  BistnuiBS  ia 
partibus  zu  ertheilen.  Der  zu  diesem  Zwecke  erfordertick 
canoiiische  Process  wird  einem  der  Bischöfe  der  preussischec 
Monarchie  übertragen  werden.  Seine  Heiligkeit  wird  iki 
ausserdem  die  geistlichen  Facultäten  ertheilen  7  welche  den 
Ober-Caplänen  in  den  katholischen  Staaten  gewohnter  Wei* 
ertheilt  werden. 

4.  Der  Ober-Caplan  wird  in  Berlin  residiren.  Von  in 
Königlichen  Regierung  wird  ihm  eine  jährliche  Dotation  tos 
Zweitausend  Scudi,  gleich  .  .  .  Preussischen  Thalern  über- 
wiesen werden,  ausserdem  noch  eine  entsprechende  Wot 
nungsentschädigung  für  den  Fall,  dass  die  Regierung  ila 
nicht  eine  Amtswohnung  zur  Verfügung  stellt. 

5.  Der  Ober-Caplan  wird  in  der  Ausübung  seine* 
Amtes  von  Caplänen  (Cappellani  minori)  unterstutzt  werden, 
welche  in  Allem,  was  die  Seelsorge  der  katholischen  Soldaten 
betrifft,  ihm  untergeben  sein  werden.  Hält  er  es  zu  dieseia 
Behuf  für  nothwendig,  die  Anzahl  seiner  vorhandenen  Capfcui? 
zu  vermehren,  so  kann  er  es  nach  vorherigem  Einverständ- 
nisse mit  der  Königlichen  Regierung  thun.  Bezüglich  der 
Ernennung  dieser  Capläne  wird  der  Ober-Caplan  einer  abso- 
luten Freiheit  gemessen.  Er  wird  dieselben  nicht  nur  völlig 
unabhängig  von  einem  Ort  an  den  anderen  versetzen,  son- 
dern sie  auch  vom  Amte  entfernen,  wenn  dies  aus  eanoiö- 
sehen  Gründen  nothwendig  wird.  Vor  der  jedesmaligen  Er- 
nennung eines  Caplans  wird  der  Ober-Caplan  sich  ver- 
gewissern, dass  die  zu  ernennende  Person  bei  der  Könige 
liehen  Regierung  auf  kein  Bedenken  stösst. 

6.  Die  Unter-Capläne  werden  von  der  Königliche! 
Regierung  die  mit  ihren  Aemtern  verknüpften  Gehälter  fon- 
beziehen,  in  deren  Genuss  sie  sich  jetzt  befinden.  Sie  er- 
halten die  entsprechende  Auszeichnung  und  den  angemes»- 
nen  Rang,  und  werden  seiner  Zeit  eine  Pension  geniessea 

7.  Der  Heilige  Vater  wird  die  preussischen  Biscbofr 
auffordern,  dem  Ober-Caplan  diejenigen  Geistlichen  zur  I  »• 

Sosition  zu  stellen,  deren  er  als  Capläne  bedarf.     Auch  n   d 
er  Heilige  Vater   nicht  unterlassen,   in   dem   Apostoüsc1  n 
Breve  die  Juri sdictions- Verhältnisse    zwischen  den  Diöce    *- 


r 
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Bischöfen  und  dem  Ober-Caplan  festzustellen,  um  Differenzen 
und  Conflicte  zu  vermeiden. 

8.  In  Verfolg  der  dauernden  und  definitiven  Ordinirung 
des  geistlichen  Armee- Vicariates  wird  der  Heilige  Vater  den 
Ober-Caplan  ermächtigen,  ein  Reglement  der  kirchlichen 
Disciplin  für  die  Unter-Capläne  zu  entwerfen,  sowie  ein  an- 
deres, um  den  katholischen  Soldaten  die  Ausübung  ihrer 
Religion  zu  erleichtern.  Bei  Feststellung  des  Entwurfes  zu 
diesem  Reglement  wird  der  Ober-Caplan  mit  der  Königlichen 
Regierung  Rücksprache  nehmen  zu  dem  Zwecke,  um  die 
Ausübung  der  religiösen  Pflichten  der  Soldaten  mit  denjeni- 
gen, welche  ihren  Dienst  betreffen,   in  Einklang  zu  bringen. 

Diese  sind  die  hauptsächlichsten  Punkte  bezüglich  der 
festen  Errichtung  eines  geistlichen  Armee- Vicariates ,  über 
welche  zwischen  dem  Heiligen  Stuhl  und  der  Regierung  Sr. 
Majestät  des  Königs  vollkommene  Uebereinstimmung  der 
Ansichten  obwaltet,,  wie  es  der  unterzeichnete  Cardinal  das 
Vergnügen  hatte,  wiederholt  in  den  mündlichen  Verhand- 
lungen nervorzuheben ,  welche  er  die  Ehre  hatte,  mit  Ew. 
Excellenz  über  diesen  Gegenstand  zu  pflegen.  Demgemäss 
zweifelt  der  unterzeichnete  Cardinal  nicht,  dass  er  in  der 
offiziellen  Note,  welche  Ew.  Excellenz  die  Güte  haben  wird, 
ihm  in  Erwiederung  auf  das  gegenwärtige  Document  zuzu- 
stellen, die  vollständige  Zustimmung  der  Königlichen  Regie- 
rung zu  den  getroffenen  Vereinbarungen  bestätigt  sehen 
wira,  in  Folge  dessen  die  betreffenden  Befehle  zur  Abfassung 
des  bezüglichen  Breve  gegeben  werden  sollen. 

In  Erwartung  dieser  Erwiederung  hat  der  Unterzeich- 
nete die  Ehre  mit  dem  Ausdruck  der  ausgezeichnetsten 
Hochachtung  zu  sein  etc. 


CHI. 

Note  des  Cardinais  Antonelli  vom  14.  Februar  1868  die 
Errichtung  der  katholischen  Feldpropstei  betreffend. 

Dalle  Stanze  del  Vaticano  14  Febbrajo  1868. 

II  sotto  scritto  Cardinale  Segretario  di  Stato  non  ha 
mancato  a  suo  tempo  di  farconoscere  al  S.  Padre  il  deside- 
rio  che  l'Eccellcnza  Vostra  ha  piü  volte  manifestato  in  nome 
di  S.  Maesta  il  Re  di  Prussia  di  concorrere  colla  S.  Sede 
alla  stabile  e  definitiva  organizzazione  di  un  vicariato  spiri- 
tuale  onde  meglio  prowedere   ai  bisogni  religiosi   di  sudditi 
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cattolici   che  militano  in  gran  numero  nelT  annate  prosash 
di  terra  e  di  mare. 

II  S.  Padre  accolse  colla  piü  viva  soddisfazione  s&a 
dimanda ,  ed  avendo  sommamente  a  cuore  di  procurare  ad 
miglior  modo  possibile  i  vantaggi  spirituali  dei  Soldati  eaifo» 
lici  del  Regno  di  Prussia,  non  che  di  far  cosa  grata  al  km 
augusto  Sovrano,  autorizzö  il  sotto  scritto  a  conferire  e»J 
Eccellenza  Vostra  per  intendersi  su  i  mezzi  che  si  rawisaBser 
piü  accoDci  e  conduanti  allo  scopo.  Ora  e  ben  lieto  lo  «rv 
vente  Cardinale  di  consegnare  nella  presente  nota  gli  artkec 
che  furono  il  risultato  di  tali  conferenze,  e  che  formenos? 
le  basi  del  Breve  pontificio  che  sark  spedito  per  lo  si»Ür 
ordinamento  deir  istituzione  in  discorso. 

1)  Sani  deputato  un  Cappellano  Maggiore  il  quak  et* 
autorita  delegata  della  S.  Sede  e  distinta  ea  indipendente  -ia 
quella  dei  Vescovi  es^rciterk  liberamente  la  cura  spirituale  d* 
soldati  Cattolici  Prussiani  nelT  Arm  ata  di  terra  e  di  mare. 

2)  Per  cio  che  riguarda  la  designazione  della  persotf 
che  Bark  chiamata  ad  esercitare  l'officio  di  Cappellano  maggi- 
ore,  si  fark  il  seguente  metodo. 

Resosi  vacante  un  tale  officio,  il  Governo  di  S.  Maesi 
per  mezzo  del  suo  Rappresentante  in  Roma  fara  conoseeit 
verbalmente  alla  S  Sede  la  persona  che  amerebbe  che  venia* 
scelta  pel  medesimo.  Riconosciute  nel  soggetto  indicato  I? 
qualitk  volute  dai  Sacri  Canoni,  se  ne  dark  opportuno  avrif- 
al  detto  Rappresentante,  il  quäle  con  nota  ofnciale  nianife» 
terk  al  Cardinale  Segretario  di  Stato  che  S.  Maestk  racc- 
manda  un  tale  soggetto  pel  suindicato  uüfizio.  Resta  poi  er 
teso  che  nel  Breve  Pontificio  si  fark  menzione  di  tale  aeeori* 
nei  termini  seguenti  „Designatio  personae  pro  manere  V*- 
carii  Castrensis  fiet  collatis  inter  Sanctitatem  Suam  et  Sar- 
nissimum  Borussiae  Regem  consiliis". 

3)  II  S.  Padre  e  ctisposto  a  decorare  il  Cappellano  3Ü£- 
giore  del  Carattere  Vescovile  conferendogli  un  Vescovato  is 
partibus.  II  consueto  Processo  Canonico  che  in  q&eeta 
circostanza  dovrk  formarsi ,  sark  commesso  ad  uno  dei  V«r 
covi  della  Monarchia.  Sua  Santitk  inoltre  gli  accordeii  k 
facoltk  spirituali  solite  ad  aecordarsi  ai  Cappellani  Maggie 
degli  Stati  Cattolici. 

4)  11  Cappellano  Maggiore  risiederk  in  Berlino.  <•£ 
sara  assegnata  dal  R.  Governo  una  dotazione  di  due  iih 
tallerie  prussiani  all'  anno.  Di  piü  gli  sark  aecordata  o» 
equivalente  pensione  per  l'allogio  se  non  sark  allogia  i» 
una  casa  dei  Governo. 
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o)  II  Cappellano  Maggiore  sark  coadiuvato  nelF  esercizio 
del  suo  ministerio  dai  Cappellani  Minori,  i  quali  saranno  sog- 
getti  alla  sua  giurisdizione  in  tutto  ciö  che  concerne  la  cura 
spirituale  dei  soldati  cattolici.  Se  per  tale  oggetto  crederk 
necessario  aumentare  il  numero  dei  Cappellani  esistenti,  potrk 
ciö  fare  previa  intelligenza  col  R.  Governo.  II  Cappellano 
Maggiore  godrk  di  una  intera  libertk  rapporto  alla  nomina 
dei  «Cappellani  Minori.  Potrk  non  solo  trasterirli  liberamente 
da  un  punto  air  altro  ma  rimuoverK  eziandio  dall'  officio 
qoando  ciö  si  renderk  necessario  per  uiotivi  canonici  dan- 
done  avviso  al  R.  Governo.  Innanzi  di  procedere  alla  no- 
mina di  un  cappellano  y  il  Cappellano  Maggiore  si  assicurerk 
che  la  persona  che  vuol  nominare  non  incontri  obbiezioni  per 
parte  del  Governo. 

6)  I  Cappellani  Minori  continueranno  a  percipere  dal 
R.  Governo  gli  appuntamenti  inerenti  al  loro  officio  dei 
quali  godono  attualmente.  Avranno  il  corrispettivo  distintivo 
ed  il  rango  conveniente,  ed  una  pensione  di  ritiro  a  suo  tempo. 

7)  II  S.  Padre  inviterk  iVescovi  del  Regno  di  Prussia  a 
niettere  a  disposizione  del  Capellano  Maggiore  gli  Ecclesias- 
tici  dei  quali  avrk  bisogno  per  Tofficio  di  Cappellani  Minori. 

Nö  tralascerk  di  determmare  nel  Breve  Apostolico  i  rap- 
porti  giurisdizionali  fra  il  Cappellano  Maggiore  ed  i  Vescovi 
Diocesani  onde  ovviare  a  dissensioni  e  conflitti. 

8)  In  seguitto  della  stabile  e  definitiva  sistemazione  del 
Vicariato  spirituale  Castrense  il  S.  Padre  autorizza  il  Cap- 
pellano Maggiore  a  formare  un  regolamento  di  disciplina  eccle- 
rftastica  pei  Cappellani  Minori,  ed  altro  regolamento  per  facili- 
tare  ai  militari  cattolici  Tesercizio  della  loro  religione.  Nello 
stendere  il  progetto  di  questo  regolamento  il  Cappellano  Mag- 
giore conferirk  col  R.  Governo  nello  scopo  di  mettere  in  ar- 
monia  l'adempimento  dei  religiosi  doveri  dei  soldati  cattolici 
con  quelli  che  riguardano  il  servizio  militare. 

Questi  sono  i  punti  principali  relativi  alla  stabile  Istitu- 
zione  del  Vicariato  spirituale  Castrense,  su  i  quali  esiste  una 
piena  uniformitk  di  vedute  fra  la  S.  Sede  ed  il  Governo  di 
sua  Maestk  il  Re  di  Prussia,  come  il  sotto  scritto  fu  ben  lieto 
di  rilevare  nelle  Conferenze  Verbau  che  ebbe  l'onore  di 
avere  piü  d'una  volta  coir  Eccellenza  Vostra  su  tale  argo- 
mento.  Non  dubita  pertanto  lo  scrivente  Cardinale  che  neila 
Nota  Ufficiale  che  V.  E.  si  compiacerk  indirizzargli  in  ris- 
contro  del  presente  ufficio,  vedra  ben  tosto  confermata  la 
piena  adesione  del  R.  Governo  a  tali  accordi,  in  seguito  di 
che  si  daranno  gli  ordini  opportuni  per  la  spedizione  del  re- 
ativo  Breve. 
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In  attenzione  di  grato  riscontro  ha  Fonore  di  confennsfe 
i  sensi  della  sua  distinta  considerazione. 

AntoneDL 
Sig.  Ministro  di  Prussia 


CIV. 

Bchlnssnote  des  KönigL  Preoss.  Gesandten  vom  17.  febnv 

1868. 

Rome  le  17  Fevrier  1868. 

Le  soussign£  Envoye  Extraord.  et  Ministre  Plenipt  i 
Sa  Majeste  le  Roi  de  Prusse  pr&s  le  S.  S.  a  eu  rhoBfl*t? 
de  recevoir  la  note  du  14«  eour.?  danß  laquelle  Son  Es. 
Msgr.  le  Cardinal  Antonelli,  Secretaire  d'Etat  de  S.  S.,  a  fe 
voulu  rösumer  les  points,  sur  lesquels  par  rapport  a  la  cri* 
tion  d'une  aumönerie  generale  pour  Tarmöe  Prusaenne  a 
accord  entier  a  6te  etabli  «entre  le  St.  Siege  et  le  gouven«- 
ment  de  Sa  Majeste  Royale. 

Le  soussignä  s'empresse  de  reconnaitre  que  la  note  & 
Son  Eminence  indique  avec  exactitude  les  points,  sur  fer 
quels  il  y  a  identitä  de  vues  entre  les  deux  conrs  * 
n'hesite  pas  d'y  donner  son  adh&ion. 

II  saisit  cette  occasion  pour  renouveler  a  S.  E.  Iexpre*- 
sion  de  sa  haute  consideration. 

(signej  Arnim 
A  Son   Eminence  Msgr.   le  Cardinal  Antonelli. 
Secretaire  d'Etat  de  S.  S. 


CV. 

Schreiben  des  preuss.  Gesandten  an  den  Cardinal-Staate- 

secretär  vom  17.  Februar  1868. 

Rome  le  17  Fövrier  186& 

Monseigneur, 

«Tai  eu  Thonneur  de  transmettre  aujourd'hui  a  V.  £•* 
note ,  qui  constate  Taccord  des  deux  cours  par  rapport  * 
r&ablissement  de  l'aumönerie  g^n^rale  pour  rarmee  ft**- 
sienne. 

J'aurais  dösire*  pouvoir  introduire  dans  la  note  de  £ 
en  date  du  14e  une  modification  dans  le  but  de  soumett  ■ 
translation  et  la  destitution  des  chapelains  k  un  accord  '  «■ 
lable  de  Taumonier  et  du  Gouvernement  Royal. 


J 
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Cependant,  ayant  renconträ  des  objections  fondees  sur  des 
consid^rations  de  l'ordre  spirituell  j'ai  d'autant  moins  voulu 
insister,  qu'il  est  permis  d'esp^rer  qu'en  räalitä  Taccord  entre 
les  autoritäs  susindiqu^es  ne  fera  jamais  d^faut. 

Veuillez  cependant  me  permettre,  Monseigneur,  de  Vous 
faire  observer  respectueusement,  qu'en  abandonnant  ce  point, 
je  n'ai  pu  prdjuger  les  questions  pecuniaires  qui  pour- 
raient  naitre  de  la  transposition  et  de  la  döstitution  d'un 
chapelain  dans  le  cas  que  Paumönier  crüt  devoir  y  proceder 
contre  le  gr&  du  Gouvernement  Royal. 

En  priant  V.  E.  de  bien  vouloir  consid^rer  cette  reserve 
comme  une  formalit^  que  j'ai  du  remplir  en  vue  d'une  even- 
tualis qui  probablement  ne  se  pr^sentera  jamais,  je  profite 
de  cette  occasion  pour  Vous  renouveler,  Monseigneur,  l'ex- 
pression  de  ma  haute  consid&ration. 

(signö)  Arnim. 

A  Son  Eminence  Monseigneur  le  Cara.  Antonelli,  Secr^- 
taire  d'Etat  de  S.  S. 


CVI. 

Erectionsbreve  Pius'  IX.  vom  22.  Mai  1868   für  die  kathol. 

Peldpropstei  in  Preussen. 

Pius  R  P.  IX. 
ad  perpetuam  Rei  memoriam. 
In  hac  Beatissimi  Petri  Cathedra  ad  procurandum  Catho- 
licae  Ecclesiae  bonum  divina  dementia  collocati  ea  libenti 
animo  concedimus,  quae  in  exploratam  cedant  fidelium  uti- 
litatem.  Jam  vero  cum  Serenissimus  Borussiae  Rex 
Guilelmus  Nobis  curaverit  exponendum  sibi  gratum  fore,  si 
pro  Catholicis,  qui  in  terrestribus  maritimisque  Borussiae 
copiis  stipendia  faciunt,  Vicariatum  Castrensem  sive  Cappella- 
niam  majorem,  uti  dicunt,  instituere  de  benignitate  Nostra 
dignaremur.  Nos  animo  reputantes,  quam  salutaris  iisdem 
Catholicis  futura  sit  hujusmodi  institutio,  eam  executioni 
quamprimum  mandare  decrevimus.  Quae  cum  ita  sint  motu 
proprio,  certa  scientia,  et  matura  deliberatione  Nostra,  per 
praesentes  Vicarium  Castrensem  sive  Cappellanum  majorem  in 
Borussia  auctoritate  Nostra  Apostolica  instituimus  conditio- 
nibus,  quae  infra  scriptae  sunt.  Vicarius  Castrensis,  sive 
Cappetlanus  major  separata  ab  ceteris  Ordinariis,  iisque  mi- 
nime  subjecta  iurisdictione  pollebit  in  eos  omnes,  qui  sub 
Borussiae  vexillis  militant  terra  marique  ubicumque  gentium 
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fuerint,  atque  in  omnes  et  singulos  fideles,  qui  ad  Bornas* 
exercitum  secundum  leges  pertineant.  Is  per  ApoetoEai 
Litteras  in  forma  Brevis  ab  nac  Sancta  Sede  iacult&tes  mm 
accipiet,  quae  Cappellanis  majoribus  aliorum  exerehuam  i» 
pertiri  solent,  iisque  vel  per  se,  vel  per  alios  ecelesiaeäsi 
viros  ab  ipso  subdelegandos  uti  poterit.  Designatio  peisoor 
pro  Cappellani  majoris  munere  fiet  coilatis  inter  Xos,  Ssoer 
ßoresve  Nostros,  ac  Serenissimum  Borussiae  Regem  conäii 
Cappellanus  major  Berolini  deget,  et  a  Borussiae  Gubernk  &- 
pendium  accipiet  suae  dignitati  eonsentaneum,  atque  ex«* 
cessione  Apo&tolicae  Sedis  Episcopali  dignitate  fuigeWt  üxU 
Ecclesiae  in  partibus  infidelium ;  munus  porro  con&Kifi 
antea  processuales  tabulas  de  ipsius  vita  ac  moribu*  jc& 
canonicas  sanctiones  demandatum  volumus  uni  ex  Antistitil* 
Regni  Borussiae.  Cappellanorum  minorum  erit,  CappeUa&a 
majorem  in  sui  mini  steril  partibus  obeundis  omni  ope  aq* 
opera  juvare.  Qui  quidem  Cappellani  e  Clero  eligentur  dkei^ 
sium  Borussicarum  ;  atque  ut  eorum  electio  catholkae  ti 
benevertat  singulis  Antistitibus,  ad  quos  idcirco  Cappdb- 
nus  major  se  vertet,  etiam  atque  etiam  commendamus,  0:  k 
aeterna  fidelium  salute  solliciti  ilb'us  curis  studiisque  qmuia 
in  se  fuerit  obsecundent.  Porro  Cappellani  isti  minores  i> 
rante  munere  subjecti  erunt  omnino  spirituali  Cappel- 
lani majoris  jurisdictioni,  qui  ipsis  pro  re  ac  tempore  htä- 
tates,  quibus  munitus  fuerit,  aut  universas,  aut  in  partem  ai* 
deiegabit.  Praeterea  Cappellano  majori  facultas  esto  Cafffr 
lanos  minores  nominandi,  castigandi,  deque  uno  in  aliua  i*- 
cum  transferendi ,  simulque  ab  officio  removendi,  dumBofc 
canonicae  causae  id  postulent.  At  enim  antequam  ad  böe- 
nationem  veniat  ali cujus  Cappellani  minoris,  caveat  appriar 
ne  de  persona  ad  id  muneris  designanda  Regium  Guberaas 
aliquid  minus  probandum  deprehendat,  simulque  opportun«* 
dnxerit  eorum  aliquem  aut  alio  transferre ,  aut  ab  officio  i* 
movere,  ea  de  re  Kegium  Grubernium  admoneat.  A  Cap}*?- 
lano  autem  majori  unus  ex  Cappellanis  minoribus  deligecs. 
ut  Vicarii  generalis  titulum,  et  officium  exerceat  Öi  pr*r 
sens  Cappellanorum  minorum  numerus  baud  gar  necesaK* 
videatur,  eum  Cappellanus  major,  coilatis  cum  Regio  Gute- 
nio  consiliis,  augeat  Cappellani  minores  idem  stipendik» 
accipient  ofticii  sui  proprium,  quod  in  praesens  ipsis  per«*- 
vitur,  signumque,  quo  internosci  possin  t,  habebunt,  ni  »* 
consentaneum;  item  convenientem  militiae  gradum,  et,  hc  » 
missione  accepta,  justam  pensionem.  Cappellani  minores  ass 
reapse  Parochi  censendi  sint  illius  partis  exercitus,  quam  sp 
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rituali  ipsorum  curae  Cappellanus  major  demandaverit;  libere 
idcirco  utentur  singulis  quibusque  facultatibus,  quas  sibi  idem 
Cappellanus  major  subdelegaverit.  Verum  tarnen,  quum  aliquo 
pervenerint,  intra  tres  dies,  illius  loci  Parocho  ostendant  Ilit- 
teras  testimohiales  tarn  super  eorum  Sacerdotio,  quam  super 
sua  deputatione,  ac  facultatibus  sibi  concessis  pro  hujusmodi 
munere  exercendo.  Quo  facto,  loci  Parochus  non  impediet, 
quominus  ipsi  in  parochiali  sua  Ecclesia  sacris  operentur, 
sacramenta  fidelibus  sibi  subjectis  administrent,  omnibusque 
Ulis  utantur  facultatibus,  quibus  muniti  fuerint  Primi  Cap- 
pellani  majoris  partes  erunt  (Nosque  idcirco  plenam  illi  tri- 
buimus  facultatem)  leges  conscribere ,  quae  et  Cappellanorum 
minorum  ecclesiasticam  disciplinam  rite  tueantur,  et  fidelibus, 
qui  sub  signis  sunt,  planiorem  .expeditioremque  viam  mu- 
niant  ad  fidei  Catholicae  actus  exercendos.  Hac  de  re  vero 
cum  Begio  Gubernio  aget,  ut  pro  dictis  fidelibus,  qui  stipen- 
dia  merent,  religionis  officia  cum  militiae  muneribus,  quam 
rectissime  concinentur.  Porro  leges  hujusmodi  priusquam 
habere  incipiant,  Sanctae  hujus  Sedis  examini  subjiciantur. 
Vacante  Cappellani  majoris  munere,  usque  ad  successoris  no- 
minationem  jurisdictio,  et  facultates  hujus  muneris  propriae 
provisorie  exercebuntur  a  Vicario  Generali.  Haec  volumus, 
atatuimus,  mandamus,  decementes  praesentes  Nostras  Litteras 
semper  firmas,  validas,  et  efficaces  existere,  et  fore,  suosque 
plenarios  et  integros  effectus  sortiri,  et  obtinere,  ac  Ulis  ad 
quos  spectat,  et  pro  tempore  quandocumque  spectabit  ple- 
nissime  sufiragari.  Non  ODstantibus  Nostra  et  Cancellariae 
Apostolicae  regula  de  jure  quaesito  non  tollendo,  aliisque 
Apostolicis  ac  in  universalibus  pro vincialib usque  et  synoda- 
libus  Conciliis  edictis  generalibus  vel  speciallbus  Constitu- 
tionibus,  et  Ordinatiombus,  ceterisque  contrariis  quibus- 
cumoue. 

Datum    Romae   apud   S.  Petrum    sub  Annulo  Piscatoris 
die  XXII  Man  MDCOOLXV11L 

Pontificatus  Nostri  Anno  Vigesimosecundo 

N.  Card.  Paracciani  Clarelli. 
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Namszanowski. 

Venerabili     Fratri    Francisco     Adolpho    Namszanowski 
Episcopo  Agathopolitano  in  partibus  infidelium  Pius  P.  P.  IX. 
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Venerabilis  Frater  salutem  et  Apostolicam  Benedicöoea 
Cum  pro  Apostolici  Officii  munere,  quod  Humilitati  Sc*« 
commisit  Altissimus,  nihil  Nobis  potius  sit,  quam  ut  eaooei 
quacumque  ope  possumus  procuremus  f  quae  fidelibös  ßs» 
sint,  ad  aeternam  salutem  adipiscendam,  idcirco  simalic 
Serenissimus  Borussiae  Rex  Guillelmus  exponendum  Xek 
curavit,  valde  sibi  gratum  fore,  si  pro  Catholieis,  qm  k  Jr 
russiae  exercitu  terra  marique  militant,  Vicariatum  Gast«* 
sem,  sive  CappeUaniam  Majorem,  uti  dieunt,  institoere  St 
naremur,  Nos  eo  statim  animum  cogitationesqne  Nostra** 
jecimus  et  Omnibus  rei  momentis  attente  perpensb  per  Ap^ 
stolicas  Litteras  die  XXII  Mensis  Maii  hujus  annioaciia 
forma  Brevis  datas  institutionem  illam  certis  conditiami* 
juribusque  executioni  mandavimus.  Nunc  vero  cum  de  Pff- 
sona  agatur,  quae  munus  istud  naviter  diligenterque  ftn^- 
tur,  Nos  collatis  cum  eodem  Serenissimo  JBorussiae  ftcr 
consiliis,  Tibi,  Venerabilis  Frater.  hujusmodi  officium  demaotts- 
dum  existimavimus,  pro  certo  nabentes  Te  in  obeundis  gas- 


dem  Officii  partibus  talem  futurum,  qualem  Nobis 
Tua  pietas,  morum  gravitas,  vitae  integritas,  aliarumqut  *** 
tutum  commendatio  pollicetur.  Quae  cum  ita  sint,  Te  a  q* 
busvis  exeommunicationis  et  interdicti  aliisque  eccte& 
tentiis,  censuris  et  poenis  quovis  modo,  vel  quavis  de 
latis,  si  quas  forte  ineurristi ,  hujus  tantum  rei  gratis  akr- 
lutum  fore  censentes,  Te,  quem  in  novissimo 
Nostro  Secreto  Episcopum  Agathopolitanum  in  partib»* 
fidelium  renunciavimus,  hisce  JLitteris  Vicarium  Castrean 
sive  Cappellanum  Majorem  Catholicorum  omni  um,  qm 
terrestribus,  maritimisque  Borussiae  copiis  stipendia 
ceterorumque  fidelium,  qui  ad  Borussiae  Exercitum  perti»fl* 
seeundum  legem ,  auetoritate  Nostra  Apostolica  eligunas.  *• 
eimus,  constituimus.  Porro,  quod  ad  ea  curanda,  quae  hwj* 
Officii  sunt,  expeditior  Tibi  pateat  ratio,  infra  scriptas  &f?r 
tates  per  Te,  vel  per  alium,  seu  alias  personas  in  eeek* 
stica  aignitate  constitutas,  sive  alios  Sacerdotes  probt*,  ijäfi- 
neosque  per  Te  ipsum,  praevio  diligenti  et  rigoroso  exwea* 
repertos  et  approbatos  (quatenus  ab  aliquo  suo  Ordinal* 
approbati  non  essent)  itemque  ab  Te  sundelegandos,  er*» 
Mnites  aliasque  utriusque  sexus  personas  ad  Borussiae  Em- 
citus,  comprehensis  etiam  Auxiharibus  Copiis  seeundu»  r 
gern,  uti  diximus,  speetantes  dumtaxat  exercendas;  fe  ssv 
praesentium  eadem  Auetoritate,  ad  Nostrum  et  Sanctae  1 
Apostolicae  Sedis  beneplacitum  tribuimus  et  imperri 
Quae  quidem  faclutates  sunt  hujusmodi,  videlicet  =  / x 
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strandi  omnia  Ecclesiae  Sacramenta,  etiam  ea,  quae  per  Pa- 
rochialium  Ecclesiarum  Rectores  administrari  consueverunt, 
praeter  confirmationem  et  ordines,  si  ipse  subdelegatus,  sive 
subdelegandus  Episcopali  charactere  insignitus  non  fuerit, 
velTu,  Venerabilis  Frater,  per  Te,  dicta  Sacramenta  Confirma- 
tionis  et  Ordinis  ministrare  non  possis,  reliquasque  functiones, 
et  munia  Parochialia  obeundi.  =  Absolvendi  ab  naeresi  et  apo- 
stasia  a  Fide  et  Schismate  quoscumque  etiam  Ecclesiasticos 
tarn  saeculares  quam  reguläres  eadem  Castra  sequentes,  non 
tarnen  eos,  qui  ex  illis  locis  fuerint,  in  quibus  viget  Officium 
Inquisitionis  ad  versus  haereticam  pravitatem,  nisi  inibi  deli- 
querint  ubi  haeresis  impune  grassatur;  neque  etiam  illos,  qui 
errores  judicialiter  abjuraverint,  nisi  isti  nati  sint,  ubi  haeresis 
item  grassetur,  et  post  judicialem  abjurationem  illuc  reversi  in 
haeresim  fuerint  relapsi,  et  hoc  in  foro  conscientiae  dumtaxat ; 
absolvendi  quoque  a  quibusvis  excessibus,  et  delictis  quantum- 
cumque  gravibus  et  enormibus,  etiam  in  casibus  Nobis  et 
eidem  sedi  Aplicae  specialiter  reservatis,  ac  etiam  contentis 
in  Litteris  die  Coenae  Domini  legi  solitis.  =  Retinendi  et 
legendi  (non  tarnen  aliis  similem  licentiam  concedendi)  libros 
prohibitos  haereticorum ,  vel  infidelium  de  eorum  religione 
tractantes,  et  alios  quoscumque  ad  effectum  eos  impugnandi  ac 
haereticos  et  infideles  in  castris  forte  degentes  ad  orthodoxam 
Fidem  convertendi,  ac  ita  ut  dicti  libri  prohibiti  ex  Pro- 
vinciis,  in  quibus  haereses  impune  grassantur,  minime  effe- 
rantur.  =  Celebrandi  Missam  una  hora  ante  auroram,  et  aliam 
post  meridiem,  et  si  coget  necessitas,  etiam  extra  Ecclesiam 
m  quocumque  loco  decenti,  etiam  sub  divo  et  sab  terra,  et 
gravi  omnino  urgente  necessitate,  bis  in  die  (si  tarnen  in 
priori  Missa  ablutionem  non  sumpserit,  et  jejunus  fuerit)  nee 
non  super  Altare  portatili,  etiam  non  integro,  seu  diflracto, 
aut  laeso,  et  sine  Sanctorum  Reliquiis,  ac  demum  si  aliter 
celebrari  non  possit,  et  absit  periculum  irreverentiae,  aut 
Scandali  et  Sacrilegii,  etiam  praesentibus  haereticis  atque 
exeommunicatis,  dummodo  Missae  inserviens  non  sit  haere- 
tieuß  nee  exeommunicatus.  =  Concedendi  primo  conversis  ab 
haeresi,  vel  schismate  Plenariam,  aliis  ibidem  quibuscumque 
utriusque  sexus  Christi  fidelibus  ad  praefatos  Exercitus,  uti 
innuimus,  pertinentibus  in  articulo  mortis,  saltem  contritis, 
si  confiteri  non  poterunt,  nee  non  Nativitatis  Dni.  Nost.  Jesu 
Christi;  Paschatis,  Resurrectionis  et  Assumptionis  Immacu- 
latae  Virginis  Deiparae  festis  diebus  vere  poenitentibus,  con- 
fessis  ac  Sacra  Communione  refectis  similiter  Plenariam  om- 
nium    peccatorum  suorum  indulgentiam  et  remissionem,  sin- 
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gulis  autem  Dominicis  aliisque  festivis  diebus  de  praeceffc 
relaxandi  iis,  qui  tuis,  Venerabilis  Frater,  Concionibus  interfie 
rint,  decem  annos  de  injunctis  Ulis,  seu  aliis  quomodolibrf 
debitis  poenitentiis  in  forma  Ecclesiae  consueta,  easdemq* 
Indulgentias  Tibi  lucri  faciendi.  =  Singalis  secundis  FeÄ 
cujuscuinque  hebdomadae  officio  nova  Lectionum  non  hup* 
ditis,  vel,  iis  impeditis,  die  immediate  subsequenti  celebraid 
Missam  de  Requiem  in  quocumque  Altari  etiam  portaüli,  * 
aliter  celebrari  non  possit,  in  suffragium  animae  alicujus  « 
pie  defunctis  dictorum  Exercituum,  secundum  celebranüs  ut 
tentionem,  et  Missa  hujusmodi  animae,  pro  qua  oelebnb 
fuerit,  perinde  suffragetur  ac  si  ad  Altare  PrivilegiaiQB 
fuisset  celebrata.  =  Deferendi,  si  in  locis  versentur  ubi  ak 
haereticis  et  infidelibus  periculum  subsit  sacrilegii  vel  irren- 
rentiae,  SSmum  Eucharistiae  Sacramentum  occulte  ad  infir- 
mos  sine  lumine  illudque  sine  eodem  in  praedictis  caabn> 
retinendi  pro  infirmis  iisdem  in  loco  tarnen  apto  et  decentl  = 
Induendi  (si  et  quando  in  iis  partibus  degant,  per  qo* 
propter  haereticorum ,  et  infidelium  insultus  aliter  transirt, 
vel  in  illis  commorari  non  possint)  vestibus  saecularibus.  licet 
sacerdotes  etiam  Reguläres  fuerint.  =  ßenedicendi  quaec&m- 
que  vaea,  tabernacula,  vestimenta,  paramenta  et  ornameoä 
Ecclesiast.  aliaque  ad  Divinum  cultum  pro  servitio  eonrodan 
Exercituum  dumtaxat,  necessaria  et  pertinentia,  exceptio  ta- 
rnen iis,  in  quibus  sacra  unctio  adhibendü  erit,  si  subdek 
gatus  a  Te  Episcopali  non  fuerit  dignitati  insignitus,  vd  Ta. 
Venerabilis  Frater,  per  Te  ipsum  illa  non  consecraveris.  ==  Re- 
conciliandi  Ecclesias,  Cappellas,  Coemeteria  et  Altana  quo* 
modolibet  polluta  in  illis  Partibus,  in  quibus  ipsi  Exemta* 
consederint,  si  ad  Locorum  Ordinarios  eommodus  non  patett 
accessus,  aqua  tarnen  prius  per  aliquem  Catholicum  Antnti- 
tem  benedicta  immo  etiam,  magna  urgente  necessitate,  tf 
Missae  Dominicis  aliisque  festis  diebus  celebrari  queant,  ila 
etiam  a  memorato  Antistite  non  benedicta*  Praeterea  Tibi 
Venerabilis  Frater,  per  Te  pariter,  vel  aliuin  seu  ahos  *b 
Te  delegandos  probos  et  idoneos  Sacerdotes  in  Foro  Eccfc- 
siastico  versatos,  juxta  attestationem  et  inforinationem  ab 
eorum  Ordinariis  aliisque  Personis  fide  dignis  per  Te  dcsuper 
exquirendam  omnem  et  quacumque  jurisdictiooem  Ecclesias- 
ticam  exercendi  in  eos,  qui  in  Exercitibus  praefatis  p* 
Sacranientorum  administratione,  nee  non  spirituali  animanua 
cura,  ac  directione  pro  tempore  inservient,  sive  Clerici,  vtl 
Presbyteri  Saeculares,  sive  quorumvis  etiam  Mendicantnor 
Ordinum   Reguläres   fuerint  perinde   ac    si  quod  ad  CIe*ict* 
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aaecularea,  eorum  veri  Praesules  et  Paatores,  quod  ad  Regu- 
läres vero,  illorum  eesent  Superiores  Gcneralca  omneaque 
causas  EcclesiaaticttB,  Proranas,  Civiles,  Criminales  et  mixtaa 
inter,  aeu  contra  dictaa,  aliaaque  peraonas  in  Exercitibus 
praef'atis  commorantea  ad  Forum  Eccleaiasticum  quovisniodo 
pertinentes,  etiam  summa  rio  et  simpliciter  ac  de  piano,  eine 
strepitu  et  figura  judicii,  aola  facti  veritate  inepecta,  audiendi 
et  hnc  debito  terminandi  contra  inobedientea  quoalibet  ad 
cenauraa  et  poenas  Eccleaiaaticaa  procedendi  illanque 
vandi,  ac  etiam  aaepiua  reaggravandi  auxiliumquc 
saecularis  invocandi.  =  Inauper  eoadem  Christi  fid 
dictia  Exercitibus  degentea  diapenaandi,  quando  e: 
videbitur,  super  eau  carnium,  ovorum,  et  lacticinorum. 
tempore  jejuniorum  et  quadragesimae.  =  Donum  < 
tandi,  relaxandi,  diapenaandi  ac  absolvendi  respeetdve. 
et  in  quantum  Episcopis  Locorum  Ordinariia  juxta 
canones  et  Concilii  Tridentini  Decreta  id  facere  15  c 
pennittitur,  quod  ad  vota,  juramenta,  irregularitatea ,  ■ 
suras  Eccleaiasticas,  nempe  exeommumeationes ,  auape 
et  interdieta,  nee  non  quod  ad  omiBsionem  omnium, 
quarum  ex  denunciationibus,  quae  Matrimoniia  peiw 
ad  dictos  Excrcitua  pertinentium,  et  cum  illia  commoi 
eontrahendia  praemitti  aolent.  Volumua  autem,  ut  iid 
cerdotea,  quoa  Tu,  Venerabilia  Frater,  pro  Sacrainenti: 
Parochialibus,  Militibua  aliisque  personia  quibuscumqu« 
rum  Exercituum  ministrandis ,  uti  praediximua,  depi 
duxeris,  hujusmodi  lacultatibus  uti  valeant  tan 
Militea  praesidiarios,  qui  coutinuae  arcium,  sive  alioi 
eorum  custodia«  addicn  sunt,  quam  erga  Militea  et  p 
Exercituum  praedictorum  ad  vagas  belli  operatione 
natas,  tum  ubi  in  actuali  expeditione  reperiuntur,  tun 
cum  in  quibuslibet  accidentalibua  ac  temporalibus,  i 
bernia,  sive  aeativia  ac  etiam  praesidialibus  stationil 
tempore  detinebuntur,  ita  tarnen  ut  atatim  ac  iidem 
dotes,  quos  Tu,  Venerabilis  Frater,  aubdelegaveria  ad 
raneas  illaa  atationes  pervenerint,  Litteraa  teatimonia 
super  eorum  aacerdotio,  quam  super  aua  deputatione 
eultatibus  eibi  vigore  praeaentium  conceasis  pro  huj 
munere  exercendo,  Parocbis  locorum  exhibere  debeai 
bua  visis  hi  non  impediant,  quominua  Miasam  in  suis 
siis  uelebrare  ac  in  vim  earundem  facultatum  aacr 
etiam  Parochialia  minist  rare  valeant.  Quod  si  eo  t 
Matrimonium  inter  peraonas,  quarum  altera  Militavis  a 
ad    dictos  Exercitua   pertineat,    ibique    oecaaione    ats 
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praedictarum  commoretur,  altera  vero  Parocho  loa 
reperiatur,  contrafai  contingat,  eo  casu  neque  Parockos 
sacerdote  hujusmodi,  neque  vicissim  Sacerdos  sine  Paxoeh» 
celebrationi  Matrimonii  adsistat,  aut  Benedictionem  hupet- 
tiatur,  sed  ambo  simul  atque  aequaliter  stolae  emolumertL 
si  quae  libere  atque  licite  percipi  solent,  accipiant  et 
se  aividant  Non  obstantibus  Apostolicis  et  in  Univ 
Provincialibus  et  Synodalibus  Conciliis  editis  generaük* 
vel  specialibus  Constitutionibus  et  Ordinationibus,  nee 
Ordinum,  quorum  personae  hujusmodi  professae  fueruit, 
juramento,  confirmatione  Apostolica,  vel  alia  quavis  firmitafe 
roboratis  statutis,  consuetudmibus,  privilegiis  quoque,  indühk 
et  Litteris  Apostolicis  in  contrarium  praemissorum  quoisodi» 
libet  concessis,  confirmatis,  et  innovatis.  Quibus  omnitas  * 
Singulis,  illorum  tenores  praesentibns  pro  plene  ac  suffidecier 
expressis,  ac  de  verbo  ad  verbum  insertis  Jbabentes,  Ulis  aiar 
in  suo  robore  permansuris  ad  praemissorum  effectum  he 
vice  dumtaxat  specialiter  et  expresse  derogamus,  ceteriaqK 
contrariis  quibuscumque.  Datum  Romae  apud  S.  Petrum  nk 
Annulo  Piscatoris  die  XXIV  Julii  Anno  MDCCCLXVuI| 
Pontificatus  Nostri  Anno  Vigesimotertio. 

(L.  S.)  gez.  Card.  Paracciani  ClarcDi 
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